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Vorwort 


Die  Eigebniaeei  welche  der  zwdte  Band  memer  Beitrige 
bringt,  beben  mir  sam  größten  Teile  bereits  bei  der  Aus- 
arbeitung des  ersten  vorgelegen.  Die  Fertigstellung  des  zweiten 
Bandes  hat  sirh  über  Erwarten  verzögert.  Er  ist  nuch  um- 
fengreicher  geworden,  als  ich  erwartet  hatte,  obgleich  ich  die 
wirtschaftliche  Streitfrage^  möglichst  ausgeschieden  habe.  Der 
Grood  liegt  eimnei  in  der  Wichtigkeit  und  in  der  Zahl  der 
erörterten  Probleme.  Er  liegt  aaoh  mm  Tdl  in  der  Methode 
meiner  Arbeit. 

Untersuchung  und  Darstellung  beschrankcii  sich  nicht 
auf  die  Darlegung  der  Hauptgründe.  Sondern  ich  bin  bestrebt, 
die  verschiedensten  Möglichkeiten  zu  erörtern  und  bei  einer 
Hypothese  auch  die  weniger  sicheren  Stutzpunkte  zu  verwerten. 
Ich  halte  diese  Methode  für  die  ucherste.  Namentlich  ist  die 
Hanfnng  voneinander  unabhängiger  Beobachtongsreth«i  und 
von  Gegenproben  geeignet,  den  Einflnfi  unbekannter  Fehleiv 
quellen  auszuschließen.  ^  Nachteile  dieser  Arbeitsweise  sind 
natürlich  auch  vorhanden.  Mit  Recht  sagt  Rietschel'  in  bezug 
auf  meine  Gemeiuireien:  „vielleicht  wäre  es  für  den  äußeren 
Elfolg  des  Buchs  besser  gewesen,  wenn  Heck  hier  und  da 


1)  Meine  Ansichten  über  diese  Frage^  die  sich  nioht  geftndert  liaben, 
gedenke  idi  bei  anderer  Gelegenhmt  noÄ  weiter  zu  begründen.  Wittioh 
bat  sie  in  seinen  Freibsaem  nun  TeÜ  imiicbtig  ventanden.  Die  Beseioh- 
nong  „gemeinfrei*  eaibilt  z,  B.  keine  etatietiedbe  Anasage. 

2)  Diesee  I^nsp  bat  bei  aatuiriaseasdbafiUcben  Unteisnchangen 
in  der  «IfeOiode  der  Ueinaten  Quadrate*  seine  Ansbildfuig  gefonden. 

3)  Besenaion  Gött  Qelebii  Ans.  1908,  &  94. 
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unterlassen  hätte,  neben  den  durchschlagenden  Arp!"umenten 
weniger  beweiskräftige  zur  Unterstützung  heranzuziehen."  Der 
flüchtige  Leser  idrd  in  der  Tat  über  den  Schlüssen,  die  ihm 
als  Yermntmigen  entgegentreten,  die  Existenz  der  bestünmteD 
Beweise  fibersehen  können.  Er  wird  besonders  dann,  wenn 
er  die  Bedeutung  der  Koinzidenz  unabhängiger  Beobachtungs- 
reihen unU^rschätzt,  leicht  den  Eindruck  allp^eraeiner  Unsicher- 
heit gewinnen.  Andrerseits  schützt  die  größte  Vorsicht  nicht 
vor  dem  Torwurfe  der  entgegengesetzten  Ai'beitsmethode,  wie 
das  die  Bezension  von  Wretschkoe^  beweist  Aber  iob  halte 
diese  Nachteile  nicht  ffir  schwerwiegend.  Es  kommt  mir  viel 
weniger  auf  den  raschen  Erfolg  an,  als  aof  das  Bewußtsein, 
erkenntnistheoretisch  richtig  zu  arbeiten.  Urteile  wie  das 
von  Wretschkos  lassen  sich  überhaupt  nicht  vermeiden.  Der 
einzige  Schutz  ist  „höher  hangen'*.  Wichtig  ist  mir  nur  das 
Urteil  derjenigen,  die  es  als  ihre  Pflicht  empfinden,  auch 
bei  einer  wissenscfaaftEchen  Polemik  und  auch  bei  der  Be- 
urteilung des  Gegners  gewissenhaft  nnd  gerecht  zu  nrtetlen. 
Die  Schärfe  des  Urteils  wird  natürlich  durch  ein  solches 
Empfinden  nicht  ansgesciiiossen,  Bondem  unter  Umständen 
gerade  gefordert. 

Im  Laufe  dieser  Untersuchung  war  ich  selbst  au  ent- 
schiedenen Urteflen  genötigt  Namentlich  mußte  ich  verschie- 
denen Ausführungen  Richard  Schröders  entgegentreten.  Des- 
halb möchte  ich  bei  dieser  Gelegenheit  besonders  hervorheben, 
daß  ich  die  großen  Verdienste,  die  Richard  Schröder  sich 
durch  seine  Monographien  und  sein  Lehrbuch  erworben  hat» 
durchaus  anerkenne.  Bein  Lehrbuch  gilt  mit  vollem  Beoht 
als  die  beste  vollendete  Darstellung  der  deutschen  Beehts- 
geschichte.  Es  ist  ein  unentbehrliches  HUfemittel  für  jeden 
Forscher  und  verdient  die  Verbreitung  in  weitesten  Kreisen, 
die  es  gefunden  hat.  Aber  gerade  wegen  dieser  einflui^reichen 
Stellung  muß  betont  werden,  daß  die  Art  und  Weise>  in  der 
Schröder  das  gesammelte  Material  bei  seinen  eigenen  For- 


1)  Vgl.  Anlage  1. 
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s^img<eii  und  UiteOen  verwertet,  nicht  selten  zu  Bedenken 

Auiaii  gibt. 

Zum  Schloß  erfülle  ich  die  augenehme  Pflicht^  für  die 
Untezstütson^  zu  danken,  äio  uar  von  vielen  Seiten  gewordeo 
ist  NamentUoh  danke  ich  Henn  Dr.  Bürk  f&r  seine  ^rsch* 
Bcheo  Beiträge  und  für  die  Opferwilli^eitj  mit  der  er  mir 
bei  der  Korrektor  geholfen  hat 

Tübingen,  24.  Desember  1904. 

Heck. 
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Anli^   800—856 


B.  Gedankengang. 

Einleitung,    Stand  des  Problems  und  Stellung luilime. 

Die  moderne  Kntik  (Schröder,  ZalMnger)  hat  gegen  die 
Darstellung  des  Spieglers  drei  gewichtigu  Einwendungen  erhoben. 
Die  beiden  Gerichte  der  Pfleghaften  (der  angeblichen  Freibauern), 
dsB  Gericht  des  Dompropstes  und  dss  Gericht  des  Schulzen 
eeten  Sifindnng.  Eeraer  sei  für  die  sdhöffenhsren  Freien  des 
Stiegels  innerlialb  der  freien  Bevdlkemng  kein  Oxiginsl  zn  finden. 
Se  ssiss  in  WirUichkeit  HinisteBalen  gewesen.  Biese  drei 
Tcrwfiif^  sind  durch  eine  gemeinssrae,  gar  nicht  erwiesene 
Tomaselsang  bedingt,  durch  die  Annahme,  daß  der  Sieglar 
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die  Stadtgebiete  ignoriert  habe.  Bedeht  man  seine  An- 
gaben anch  auf  die  Stadt,  so  gewinnen  alle  drei  Erfindungen 
mit  einem  Schlage  Bealität  Die  beiden  Oeriobte  der  Hteg- 
haften  sind  in  der  Stadt  tatsächlich  voihanden.  Die  Pfleghaften 
sind  Stadtbüiger.  Sie  sind  nicht  auf  dem  flachen  I^nde  zu 
suchen.  Damit  stellt  sich  in  den  Fieibanezn  des  ftsdien  lAndes, 
die  man  bisher  für  die  Pfleghaften  des  %»ieglei8  hielt,  das 
fehlende  Original  für  seine  Sehöffenbaien  eb.  §  1   .  «  .  .  1—15 

Erster  Uaupttcil.   Allgemeine  Anlmltspunkte 
für  die  Auslegung. 

Diö  beiden  Erkläningsmögliclikeiten  werden  zuerst  nach 
allgemeinen  Gesichtspunkton  beurteilt.  Gegen  die  Frfindungs- 
hypothese  spricht  die  konsequente  Durchführung  und  dio  prak- 
tische Tragweite  der  angeblichen  Unrichtigkeiten.  Namentlich 
-würde  die  i'instellung  von  Ministerialen  in  den  Stand  der  Freien 
wegen  der  von  der  iiritik  ignorierten  Erbrechtsdifferenz 
unabsehbare  Irrangen  verursacht  haben.  Gegen  die  Erfindung 
spricht  fumer  die  sonst  erprobte  Zuverlässigkeit  des  Spieglers 
und  endlich  das  Fehlen  jedes  denkbai-cn  Motivs.  Die  angebliche 
Zablenmystik  ist  Mnemotechnik.   §  2,  3   .  16—38 

Ffir  die  ISnbexiehQng  der  Stadjtgebiete  kommm  in  BetrMiit 
die  piaktische  Bedentang  der  Städte,  femer  personliche  Yez^ 
hftltnlsae  (die  Beppicbaua  waren  in  Magdeburg  ansässig  — 
Hoyer  Ton  lUkenatein  war  Stadtriohter),  sodann  Tendenz 
nnd  Inhalt  des  Bechtsbochs.  Als  Typ  des  StsdtreohtB  ist  das 
Magdeb arger  Recht  zu  berftoksichtigen.  §  4   39—63 

Zweiter  Ilaupttell.   i>it'  vcmtclntlfelicn  Erfludungcn 
hinsiclitlicli  der  OrerielitsTeriiassung. 
Die  Spezialbetrachtaag  der  Oerichtsrerfassong  ergibt  fol- 
gendes: 

Ein  besonderes  Sendgericht  der  Pfleghaften  ist  auf 
dem  flachen  Lande  allerdings  nicht  vorhanden.  Unter  dem 
Sendgorichto  des  Bischofs  findet  sich  nur  ein  unteres  Rend- 
g<  rieht,  das  Gericht  dos  Erzpriesters  (Archidiakon),  das  nicht 
nur  von  den  Landsassen,  sondern  Yon  allen  besucht  wird,  die 
nicht  vor  den  Bischof  gehören.  Ein  untores  Sendgericht  mit 
ständisch  qualifizierter  Geriehtsgemeinde  findet  sich  aber 
in  den  Städten.  Dieses  Sendgericht  steht  in  Magdeburg  und 
zum  Teil  sonst  dem  Dompropste  zu.   §  5   54—70 

Bd  der  TJntersnchung  des  Schulze ndings  ist  davon 
aoBsogehen,  daß  es  in  OatCalen  zwei  öffentliche  Beamte  gegeben 
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]iit,  die  Sehnlsen  geniiiiit  -wuzden,  der  Orafschaftssohalze 
und  der  Stadtschulze. 

Schon  die  aUgemeiiieii  Angaben  des  Spiegels  lassen  er- 
keimeD,  daß  der  Yerfuser  beide  Schulzen  gekannt  und  das 
Oerioht  über  die  Pflegbaften  nicht  dem  Gia&chaftaschnlzeii, 
sondern  dem  Stadtscbnlzen  zogesehrieben  hat.  §  6   ...  .  70^86 

Vor  der  Einzelnnteisoohmig  der  beiden  Schulzen  werden 
einige  verbreitete  Irrtümer  bekämpft,  die  'sich  anf  den  Ding» 
bestich  im  Orafending  l>ei  Königsbann  (Tieiding')  und  im 
Oeding,  sowie  auf  die  Kompetenz  des  Oodings  bezieben.  Es 
erweist  sich,  daß  Godiog  und  Gograf  zur  Zeit  des  SpiegeJs  und 
▼ortier  ohne  Beiziehung  eines  Schulzen  für  das  Unge rieht 
der  nicht  scböffonliaren  Stände  zuständig  sind.    §  7  —  13     .  86—177 

Die  Einzeluntersuclmng  des  Orafschaftsschulzeu 
ergibt,  daß  wir  in  ihm  keine  ostfälische  Sonderbildung  vor  uns 
haben  (Schröder).  Er  ist  der  Vertreter  des  Grafen  im  Königs- 
bann (Freiding),  der  Freigraf  des  "Westens.  Dagegen  hat 
dieser  Beamte  nirgends  ein  besonderes  Gericht  mit  eigener 
Gerichtagemeindo.  Ebensowenig  ist  er  in  das  Goding  hinab- 
gestiegen (Schröder),  um  ihm  eine  Kompetenz  zu  verschaffen, 
die  schon  der  (iograf  hatte.  Die  Quellenbelego  Schröders  er> 
weisen  dch  als  irrig.  Deshalb  uit  es  onraoglich,  dafi  der  Spiegier 
bei  dem  Scbalsending  der  Pfieghaften  an  diesen  Schulzen  ge- 
dacht habe.  §  14  177-217 

Die  Spezialtmtersacfanng  des  Stadtschnizen  zeigt,  dafi 
aodi  die  Ebzelangaben  des  Reglers  zntreffen  nnd  durch  diese 
Beziehang  TenttndUoh  werden.  §  15  217—232 

Da  aoch  die  Denteng  E.  Uayeia  und  alle  sonst  in  Betracht 
kommenden  Aaslegnngen  sich  als  nnmögtich  erweisen ,  so  endet 
die  Untersuchung  mit  dem  völlig  gesicherten  Ergebnisse, 
daß  das  Schulzending  der  Pfleghaften  das  Stadt- 
gericht ist.   §  16,  17    232—250 

Auch  die  Einwendungen,  welche  hinsichtlich  derSchöffen- 
bank  gegen  den  Spieglcr  erhoben  worden  sind,  erweisen  sich 
als  unbegründet  §  18,  19  251—265 

Dritter  Hanptteil.  Die  Termeintlicheu  Erflndungen 
lünsichtlieh  der  Staudesgiiedenmg* 
EMr  Abaohittt  Obarilett  Iber  illa  aiMa  det  Splegali.     20  266-276 

Die  üntenmohnng  der  StandesgUedemsg  begimit  mit  dem 
Spegelbilde.  Die  ffinf  Xlaasen  der  Freien,  die  der  Spiegler 
tent,  ordnen  sieh  nach  der  Intsiisitäi  des  Oegensatzes  in  zwei 
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Hauptgruppen,  in  die  Schöffenbaren  (Fürsten,  freie  Herren, 
niedere  Schöffenbare)  und  in  die  Nichtschöffenbaren  (Pfleghafte, 
liindsassen)  (Hauptgliederung  des  Spiegels).  Die  beiden 
Hauptgrappen  sind  scharf  geschieden  und  ?!war  gerade  in  den 
altertümücheu  Standeszeichcn  ("Worgcld,  Buße  und  Ebenburt). 
Die  Unterklassen  sind  weniger  scharf  und  nicht  in  diesen 
Zeichen  differenziert 

Zweiter  Abschnitt  Die  bäueriichen  Stände  der  Fotgezeü  §  21  277—291 

Die  Kontrolle  mit  zeitgenössischem  Material  wii\i  dadurch 
erschwert,  daß  nur  der  Sacliüenspiegel  einö  üesamtübersiclit 
bietet  Um  auch  die  Kontrolle  mit  einer  GesamtUbersicht  zu 
beginnen,  wird  auf  die  späteren  Nachrichten  über  den 
Baosnistatid  vorgegriffen.  In  der  Folgezeit  finden  wir  Meier 
(alte  Zeilpftohter),  Erbsinsleute  (Halseigone)  und  Freibauern 
(EigentSuner  von  Freigütern).  Die  ICeier  und  Erbandeute  ent- 
sprechen den  Landsassen  und  Laten  des  Spiegels.  Die  Frei- 
bauern sind  die  Gerichti^emeinde  des  alten  Orafendings,  des 
spüteren  Freidings,  sie  können  daher  nur  den  Schöffenbaren 
des  Spiegels  als  Vorbild  gedient  haben,  nicht  den  Pfleg^ften. 
DerRüdoohluß  spricht  somit  für  die  Existenz  schöffenbarer 
Bauern.  Dagegen  ist  für  PfKT^hafto  auf  dem  I>ande  kein  Baum. 
Ihre  Verlegung  in  die  Stadt  wiid  bestätigt  §  22    291—301 

Dritter  Abschnitt   Die  niederen  SchöfTenbaren. 

Das  ältere  Kontroilmaterial  wird  nun  zunächst  darauf  hin 
durchgeprüft,  ob  innerhalb  der  Freien  ein  von  den  freien  Hen-en 
unterschiedener  Stand  von  Schüff enbaren  existiert  liat  und 
welche  Aufschlüsse  sich  eventuell  für  das  Wesen  dieses  Standes 
ergeben.   §  23—25     .   302—323 

Ein  erstes  Kapitel  weist  nach,  daß  die  Negation  Zallin^ers 
auf  unzutreffenden  Voraussetzungen  aufgebaut  i-st.  Die  folgenden 
Kapitel  behandeln  die  verschiedenen  Kiiterien,  welche  uns  die 
Ezistens  des  Standes  erkennen  lassen.  In  erster  liaie  sind  es 
die  Staadesbezeichnungen  und  das  Auftretsn  bineriidier  Freier 
im  Orafendmge.  Dazu  treten  aber  noch  weitere  Anhaltq>unkte^ 
Fronbote,  Ebenburttgrenze,  bischöfliches  Sendgeiioht,  Bedeu- 
tungsgesdiichte  von  «edel^  §  26—36    323—412 

Das  Ergebnis  dieaea  Abschnitts  ist  durchaus  dasselbe  wie 
das  der  Rückschlüsse.  Es  hat  tatsächlich  zur  Zeit  des 
Spieglers  einen  Stand  von  Freien  (nicht  aber  von  Mini- 
sterialen) gegeben,  die  „schöf f enbar*  genannt  wurden. 
Dieser  Stand  iiat,  wie  der  Spiegier  angibt,  die  Oerichtsgemeuide 


Digitized  by  Google 


InheltsTeneicbnts. 


des  Grafendings  gestellt.  Er  hui  mit  höheren  Elementen  die 
ofitiäUscben  Freibauern  umfaßt,  die  auch  deshalb  im  Spiegel 
nieht  unter  den  Pfleghaften  gemeint  sein  können. 

Anfierdem  lieweist  schon  ein  Teil  dieser  AnsfÜbrongon, 
dsfi  das  Wesen  dieses  Standes  tn  der  altfreien  Abkunft 
bestand.  Vgl  insbesondere  §  36    898—412 

Vierter  Ateoimitt  Die  Pflsglialton  oder  Blergdilea 

flSnsIchtUoh  der  Fflef^iaften  oder  Bieigelden  wird  das 
sidiere  Ergebnis,  welches  dnioh  die  Bestimmong  ihrer  Gerichte 

und  die  Klassifizierung  der  Freibauern  als  Schdffenbarer  gewonnen 
ist,  noch  einer  Nachprobe  unterworfen,  die  von  dem  Wortsiun 
der  beiden  Standesbezeicbnungen  ausgeht.  Der  Wortsinn  ist 
bei  beiden  Worten  derselbe.  Wir  haben  einen  Stand  von 
»Pflichtigen»  vor  uns.    §  37,  38    413—425 

Bei  der  zugrundeliegenden  „Pflicht**  kann  weder  an 
iLÖnigszins  noch  au  Bede  gedacht  sein.    §  39    425—451 

Die  Redf  ist  keine  Heersteuer,  sondern  eine  ursprünglich 
freiwillige,  spater  obligatorische  Gabe  au  die  eiuzelneu  Gerichts- 
herren.  Sie  wird  von  den  verschiedensten  Ständen,  Laten, 
Limisassen  und  Schöffenbaren  geleistet  und  kann  dalier  weder 
di«  Trennung  der  Pfleghaften  von  den  Schöffenbarcn  noch  den 
Standesnameu  erklären.   §  40    451 — 464 

Dagegen  erklärt  sich  die  Bezeichnung  .pflichtig''  durch 
die  stidtischen  Lasten.  Sie  werden  technisch  als  nPflicht*^ 
beseichnet»  anoli  mit  derHebenform  „ple^'c"".  Sie  waren  geeignet 
den  Stand  der  Böiger  su  charakterisieren.  Dem  Spiegier  standen 
keiae  andern  Ausdrücke  m  Gebote,  weil  er  borgere  als  Be- 
aeidmuig  fOr  den  Box^gvesallen  Terbrancht.  Diese  Deutung 
TOi  durch  die  beiden  einzigen  Fundstellen  bestlLtigt,  welche 
Ulli  je  eins  der  Worte  als  Standesbezeichnung  überliefern 
(Recbtsbuch  nach  Distinktionen  und  Walkenrieder  Urkunde)« 
ßie  zeigen  mit  Bestinnutheit  die  Bedeutung  Stadtbürger, 
Die  Nachprobe  stimmt  zu  den  Hauptmerkmalen.  §  41,  42  .   .  464—479 

I 

Fiafter  Abschnitt   Das  Wesen  der  Hauptgliederung.   §  44-46  öOO 

Die  Angaben  des  Spiegels  über  die  Uauptgliedfrung  der 
Freien  hal-en  somit  in  den  Kr'ntrf>lliin<-!iri(;hten  Bestätigung  und 
nähere  Beleuchtung  gefunden.  Üei  der  Erklärung  des  ünter- 
!=chieds  ist  von  dem  ITnntgeraal  abzusehen,  das  nur  den  Ort 
der  Herkunft  bedeutet.    §  47    500—515 

Die  Zusammenfassung  des  Spiegelbildes  und  des  Kontroll- 
bUdes  ergibt  uuü  mit  BeötiiluuÜieit,  daß  wir  iu  dem  Gegeusatze 
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der  SohSffenbaren  und  der  Nichtschdffenbftren  den  Gegensatz 

von  Alt-  und  Vollfreion  (Gememfreien)  und  Minderfreieu 
(Libertinen  nnd  Mundlingen)  ZU  sehen  haben.  Das  Ergebnis 
\rird  durch  dio  Unteisaclmiig  der  einzelnen  Anhaltspunkte  weiter 
bestätigt   §  48  ...   •  515—528 

Ebenso  durch  die  Gegenprobe:  Alle  andern  Erklä- 
rungen orweiscn  bich  als  schlechthin  unmöglich.  Bio  Ifn  .i  )t- 
gliederrnir  des  Sachsenspiegels  beruht  aai  dji  iTiüi- 
heitsdiffereuziürung,    §  49  —  53    528 — 566 

SechstBr  Abschnitt.   Die  freien  Harren. 

Nach  der  Aufklärung  der  llauptgliederung  wird  die  bis 
dahin  au^;eschobene  Untersuchung  der  Unterklasse  der  freien 
Herren  in  Angriff  genommen.   §  55,  56    571 — 674 

Die  bisherigen  Erklärungsversuche  erweisen  sich  als  un- 
zureichend.  §  57    574—597 

Die  Neuforschung  knüpft  an  die  lleenächiidordnung  und 
an  den  Satz  des  Shp.  an,  daß  nichts  als  ein  Fahnlehn  den  Heer- 
schild  erhöht  Die  Untersuchung  der  Heerschildordnung  und 
des  Begriffes  Fahnh-hn  cr^^iht,  daß  auch  die  Fürsten  Fahulehen 
verliehen,  uiul  daß  die  freien  Herren  luehtfuiötiiche  Inhaber 
von  Fahnlehen,  Bannerherren,  sind.    §  58  —  64     ....   597 — 638 

Der  gesohiohtliehe  Rückblick  deutet  auf  einen  Zusammen- 
hang mit  den  königlichen  vassi  der  EaToliogeixett.  §  65    .  .  638—641 

Ylerter  Hauptteil. 
Bie  Bextelmngeii  zur  altsSelisisehett  Standes- 

glicderungr. 

Der  gegcnwärtit^o  Stand  der  Kontroverse  wird  zusammen- 
gefaßt und  dabei  l»etr>nt,  daß  nach  allen  Nachrichten,  auch  nach 
denen  des»  ]('.  JalirhundertB.  die  Einteilung  der  Freien  in  Ede- 
linge  und  Fiilinge  eine  a bse Ii  1  i e Ii e n d war.  In  h^r.xig  auf 
<iie  alten  SLaudeszeicheu  Wergeid,  Buße  und  Ebeuburt  hat  mir 


eine  Zweigliederung  der  Freien  bestanden.   §  GU 


642-670 


Die  Bedeutung  des  Ssp.  ergibt  sich  nun  daraus,  dafi  er 
gerade  in  den  alten  Standeszeiohen  gleichfalls  eine  Zwei- 
gliederung der  Freien  gibt  Allgemeine  Grunde  eigeben  das 
Zusammenfallen  der  beiden  Ständebilder,  Die  Schdffenbaien 
entsprechen  ganz  sicher  dea  Edelingen,  die  NiditschSfienbaren 
den  Frilingen.  Da  nun  diese  Gliederung  des  Spiegels  auf  dem 
G^g«iiSBice  der  Alt&elen  und  der  libertinett  beruht,  so  ergibt 
sidi  anch  durch  den  Küdnohluß  die  gleiche  Deutung  für  die 
älteren  Nachrichten.  §  67    671^678 
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Die  Identitit  wizd  weiter  bewiesen  dnrch  die  Teigleidmog 
der  eiiixelnen  Standesmerkmale.  §  68^71    678^701 

Ebenso  durch  die  Gegenprobe:  Die  gegoerisrlu'  An- 
sicht hat  Vi  h  T  zu  einer  Verkennnng  der  im  Ssp.  enthaltenen 
Angaben  gefüiirt.  Sie  ist  mit  ihnen  auch  nicht  zu  vereinigen. 
Erst  das  richtige  Verständnis  der  beiden  Gliederungen  läßt 
eikennen,  wie  kontinuierlich  die  Entwicklung  gewesen  ist.   §  72  701—709 

Selbst  die  altsächsischen  Muudüngo  sind  nicht  ver- 
s  -hw-undeii.  Sie  begegnen  uns  im  >S.sp.  als  DiensÜeutö,  in  den 
iLontroIinachiichten  als  Ministerialen.   §  73    709 — 733 

* 

1  iiatter  UauptteÜ. 
Zur  Oeschickte  des  KOnigsbanns. 

Hinsichtlich  des  Königsbanne  werden  folgende  Eigehnisse 

gewonnen! 

1.  Die  Königsbußen  des  Ssp.  enveiscn  sich  als  fränkische 
B?ißen.  deren  Höhe  gegen  die  Hypothese  der  großen  Baß- 
reduktion ins  (Tcwicht  fällt.   §  74    734—746 

2.  Das  Dingen  des  Markgrafen  bei  eigenen  Hui  den 
ist  Handhabung  der  ordentlichen  Amtsgewalt.  Dagegen  ist  der 
Künigsbann  der  herzoglichen  Grafen  eine  delegierte  missa- 
tische  Gerichtsgewalt.  Die  Fortsctzang  des  karolingischen 
Giafengerichts  ist  das  Goding.   §  75    747— 7(il 

3.  Die  hensdiende  Anaaltme,  dafi  die  Orato  weltlicher 
P&nten  anßer  der  von  den  FQisten  za  empfangenden  Oeriehta- 
leihe  noch  einer  vom  Könige  pereünlich  m  erteilenden  Bann- 
leihe  bednrft  hüten,  iet  nicht  begründet  Die  Grafen  erhielten 
Ten  den  Forsten  die  volle  Gericht^walt,  ohne  daß  eine  weitere 
Xiiwiitauig  dee  Edniga  erforderiich  war.  §  76—80  .  .  .  .  763—790 

C.  Spezielle  Disposition. 

Suileitaug.  Stand  des  Problems  nnd  SteUnngnahme.  §  1  .  .       1— H 

Erster  Hauptteil. 
lUgemeine  Anhaltspunkte  für  die  Auslegung 

des  Spiegelbildes. 

EMn  Kapllel.  Zur  Benrteiinng  des  Bechtsbnchee.  §  2  15—19 
Zmilit  KapNel.   Allgemeine  Anhaltspunkte  für  nnd  wider  die 

Hypoiheee  der  Unwahrheit  §  3   20—39 

Drillie  KapHsk  Anhaltsponlcte  fdr  die  Slitberückalchtigong  der 

)lii»gelnete.  $4   89—63 
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Zweiter  Hauptteil* 
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Zweiter  Absclmitt.    Das  Gericht  des  Schiüzon 
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A.  Die  Trennung  der  Freien  naoli  den  Gericktsgemeinden.  §  7  86—103 

B.  Die  Dingpflicht  der  Laten  im  Godingre.    §  8    ....  103—117 
Drittes  Kapitel.    IT.  Die  Zu^täIldigkeit  des  Godiugs  und  des 


Gografen  bei  UngericLtäsaclien 

A.  Ansichten  und  Stellungnahme.   §  9   118—121 

R  Die  Qeiichtafxisteii.   §  10   121—133 

C.  ÜTeiteie  Or&nde.   §  11   133—144 

D.  Die  beiden  Haaptstellen.  §  12   144—155 

EL  Das  KontroUbüd.  §  13   155—177 

Yierlie  KapHeL  Der  OKS&cfaaftBechiike.  §  14   177-217 


FlnflBS  KtpKeL  Der  Schake  des  UatU^riobfa.  §  15  .  .  .  217-232 
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halb des  flachen  Landes.  §  16    232—242 

Stobeites  KapitsL   Die  Abwägung  der  Anhaltspunkte  für  die 

Bestimmung  des  Sobolsengerichts.   §  17    242—250 

Dritter  Abschnitt  Die  yermeintlichen  Erfindungen  hinsichio 
lieh  der  Besetzung  der  Schöffenbank 

A.  Die  Vererbung  des  Schöffenstuhles.    §  18    251—25(5 

B.  Der  AoBschluli  der  Ministerialen.   §  lü   256—265 


Dritter  Haupttell. 
Die  Termeintllelien  Erfindnngen  hlnslehtlieli 
der  Standesgliedemn^. 

Erster  Abschnitt.    Übersicht   über   die   Stände  des 

Sachsenspie^'cLs.    §  20   2(j6— 27ü 

Zweiter  Abschnitt.  Übersicht  über  die  bäuurliclieu 
St&nde  auf  Grund  sp&terer  Nachrichten 

A.  Die  bttueiliofaen  Besitsreohte  der  späteren  Zeit  §  21  .  277—201 

B.  Znliissigkeit  der  Büokschlttsse   auf   die  BtSnde  des 

Spiegels.  §  22    291—301 

Drittor  Absöhnitt  Die  niederen  Sohöffenbaren. 
Erster  VnterabsehBltt,  Die  Untersuchung  ZaUmgezs 

A  Die  Kritik  ZaUiiigers  und  ihre  Bedingtheit  §  23    •  .  302—312 
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B.  Erste  Bedingung.   Der  Ausschluß  der  freien  Herren  aus 

dem  Grafengerichte.    §  24   312—316 

C  Zweite  Bedingung.  Die  Identität  Ton  «edel**  and  «freier 

Heir«.  §  25   317-323 

2wflter  Uatofalieehiiltt.  Die  Bezeichniingeii  des  Standes  im 

Saehseospiegel.  §  26    323—829 


Dritter  ÜBtenbeelmitt.  Die  niederen  ScbÖlf  enbaron  des  KontrollbildeB 

Erstot  KapHeL  Die  FondsteUen  lür  ,,8cbof(enbaT'S  §  27  .  .  329—336 

Ziir«ltB8  lÜpKeL  Standesbezeiohniuig  «Sohöffe*".  §  28  ...  336—342 
Drittee  Kapitel.   Die  bäaeiiichen  liberi  des  Onfendinga 

A.  Die  liberi  des  HarzgaoB.   §  29    342-350 

B.  Die  Freien  im  Leragau  und  Darlicggau.  §  30  ...  350—356 
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ZalHrigers.    §  32    362—369 

Vierte«  Kapitel.    Du;  FrnnWpn.    §  33    369—375 

Fünftes  Kapitel.  Dor  Klieiiburtsin;uit:t'l  in  Krhrecht  und  HuBe.  §  34  375 — 380 
Seobates  Kapitel.   Die  Oerichtsgemeindo  des  bisciiöflicUeu  Send- 
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Siebentes  Kapitel.    Di«  edeln  I^ute.    §  36    392—412 

Vierter  Absclinitt.    Die  Pf l»'<:haf ten  oder  Biergelden 
A.  Das  Problem  und  sein  Zu.sammenliang  mit  der  Ucor- 
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Nachträge  und  Bericlitigangen 


Za  8. 9  Z.  10  von  oben  lies  ,dennoch<^  statt  demnaoh. 

Zu  S.  13  Z,  l  von  oben  lies  sunderlik  statt  siindrrh'fys. 

Zu  S.  18  Anzn.  2.  Der  Graf  wird  auch  in  einer  Urkunde  von  1254 
noch  als  loben^l  enviihnt.  Er  bezieht  firn'  T^riVtrento  von  dem  Kloster  Berge 
in  Mjigdebuiig.  Vgl.  ü.  B.  Berge  110.  Da.s  Datum  wird  allerdings  iu  den 
Magdeburger  Regesten  aus  mir  unbekannten  Gründen  angezweifelt. 

Zu  S.  30.  Vgl.  hinsichtlich  der  Parallele  zwischen  den  7  Welten 
und  den  Sippezahlen  „Stutz,  Das  Verwandtschaftsbild  des  Saclisensifiegefs 
und  seine  Bedeutung  für  die  sächsische  Erbfolgeordnung**  in  Gierkes  Unter- 
suchungen M  S.  21  ff.  Der  Deutung  des  VerwandLschaftsbildcs  kann  ich 
allerdings  nicht  :^u«<timmen.  Der  Arm  ist  als  ausgestreckt  zn  denken;  er 
symbolisiert  die  „Querlinie"  Fickers. 

Zu  S.  32  Z.  4  von  oben  A  zu  streichen. 

Zu  S.  35  Anm.  3.  Mit  Kucksicht  auf  die  Nach  Weisungen  in  §  73 
moclite  ich  mich  schließlich  doch  gegen  die  Anw.  iKi barkeit  des  Satzes 
III  45  §  i)  auf  den  Eintritt  in  die  Dienstniaun schüft  aussprechen.  Die 
Fnlp.Mungen,  die  ich  aus  der  unoingoschränkteu  Aufnahme  gezogen  habe, 
werden  dadurch  nicht  berührt. 

Zu  b.  43  Anm.  3  vgl.  den  Nachtrag  zu  8.  IS. 

Zu  S.  47  Anm.  3  ist  hinzuzufügen  und  No.  474. 

Zn  S.  56  No.  44  II  ist  zu  streichen. 

Zu  S.  65.  Vgl.  als  weiteres  Beispiel  für  die  Neigung  des  Spicglers 
zur  Verallgemeinerong  typisch  erscheinender  Verhältnisse  die  Ansfilhrungen 
bei  Bietsdiel,  Das  Burggraf ensmt  and  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den 
deutschen  Bischef sstftdten,  Leipzig  1905,  8.  230ff. 

Zn  S.  65  No.  55,  B  ist  za  streichen. 

Zn  8.  79.  Vgl.  die  oben  za  8.  65  zitierte  Arbeit  von  BietscheK 
Zu  8. 102  Amn.  3  lies  statt  227  »  229. 

Zu  S.  104  Anm.  4.  Stüve  spricht  sich  über  die  Dingpflioht  der  Laten 
bestimmter  aus  in  seinen  Untersaohnngen  8.  62.  DingpÄichtig  sind  nach 
ihm  alle,  ,dle  eigenen  Rauch  haben**,  ,in  Niedersachsen  und  Westfalen 
auch  die  eigenen  Leute.  Keine  Nachricht  berechtigt  uns,  diese  als  aus- 
geschlossen  oder  als  minderberechtigte  zu  betrachten*. 
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Zu  S.  123.  Auf  die  Abhaltung  des  Godings  in  dem  Zwischenräume 
von  14  Tagen  deatet  auch  TioUeicht  die  Variante  von  Bo  zu  Bsp.  1 2  §  2ff. 
Homeyer  Anm.  7. 

Zu  B.  129  No.  113  Z.  8  lies  statt  «vielmehr*  »  ,viel  mehr*. 

Za  8. 168tf.  vgl.  auch  8. 772  Anm.  1. 

Zn  8. 184  vgl.  aach  8.  785  Anm.  1. 

Zu  8.230  Z.  17  von  oben  lies  13  1,28  statt  §  1,28. 

Zu  8. 283  Z.  9  von  oben  lies  statt  ,,wiehtigen** ,friohtigen**. 

Zu  S.  236  Z.  10  lies  statt  ^Grafechafi^* » ,,OognfBchaft««. 

Zu  S.  237  Z.  4  von  oben  ties  III  45,  6  statt  HI  45,  2. 

Zu  §  17  S.  242 ff.  Oppermann  hat  in  der  doutschon  Literaturaeitung 
l*M  No.  11  8.  686  die  Ansicht  {3:eäußert,  daß  die  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels  deshalb  noch  nicht  aufgeklärt  sei,  weil  die  militärischen 
Anlagen  des  fränkischen  Staats  in  Ostfaleii  nn>-h  nicht  untersucht  seien. 
Er  -hoint  nn/.nnohmen,  daß  das  Schaltlioilitum  des  Ssp.  mit  dem  west- 
fälp'  lx  ii  l^'i-  li-schnlthoiRp  zusammenli;in^'L'.  Das  ist  ausgeschlossen.  Kein 
Zug  stimmt.  Icli  erinnere  an  die  Koinin-teii/,  für  T'ng'^rif^ht,  die  Dincr- 
|)flicht  der  Pfleghaften  vom  Eigen,  das  Ui^-imfallsr-^i  lit ,  das  btjsond'^re 
t^endgericht  des  Dompropstes.  Vgl.  über  die  Oriiani^snti'in  der  westfälischen 
Keichshöfc  Kübel,  Boiti-äge  zur  Geschichte  Dortmunds  III  S.  140 ff. 

Zu  S.  254  Z.  12  von  unten  lies  „eiu  Gegenurteii"  statt  „tiiuea  Gegen- 
nnteif*. 

Zu  8,  256  No.  209  Z.  2  lies  a  lU,  80  statt  Bd.  m,  80. 

Zu  8. 259  Z.  2  von  unten.  Setze  das  Komma  nach  „Viadikant**  statt 
nach  „YerttuBerer^S 

Zu  8. 279  Z.  13  von  oben.  lies  nach  Jurisprudenz  „als^^  statt  „der*** 

Zu  &  283  Anm.  1.  Einen  deutlichen  Beleg  dafar,  dafi  bei  Sedelhof 
nur  der  Wohnhof  gemeint  ist,  erbringt  auch  „Die  Willkür  der  8ladt  ESsenach^^ 
bei  Ortloff  das  Bechtsbuch  Johann  Puigolds  8.  345 ff.  §  2  hat  die  Über- 
schrift: .,wieman  die  sidelhoeffe  suKisenach  verschossen  solle'S  Darunter 
steht  ,JESyn  yglicher  burger  ma^  wol  seine  behanssimge  und  sidelhoff 
erweittern  —  und  bleibet  —  bey  dem  —  geschossz,  dius  er  vor  davon 
gegeben  hadt".  „Sidelhoff"  ist  ganz  unverkennbar  das  bürgerliche,  s(^hoü- 
pÜichtige  Wohnhaus.  Vgl.  aucli  Ortloff,  Rb.  nach  Dist  6.  6Öö  Z.  5  v.  ob. 

Zu  R.  285  No.  233  v^l  Anlage  2. 

Zu  .S.  290  Anm  2  Z  H  lies  statt  .Heerdienst*  «=»  «Herrendienst*  und 
statt  .Burgraark"  ^  „Burgwerk"". 

Zu  S.  305  Anm.  2  a.  E.  lies  statt  360  =  306. 

Zu  S.  311  Z.  10  von  unten  setze  ,,zu''  nach  ..Auge"  statt  nach  „fassen'* 

Zu  S.  313  Z.  G  V.  u.  lies  statt  „verbrüdert''  ^  „vorbindet 

Zu  S.  313  X^itv  1  ergänz'"  na<  h  Verfassungsgcsobichte  „Bd. V,  2.Aufl." 

Zu  S.  332  Z.  15  von  obeu  lies  ,,auch'^  statt  „auf". 

Zu  8.  305  Z.  3  von  unten  lies ,  ,,fayentibui> '  statt  „larentibus^. 
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Zu  8. 383  Z.  1  von  oben  lies  „Lotiiazs**  statt  „Loibar^. 

Zq  S.  399.  Auch  in  dem  jununentum  paois,  Mon.  Genn.  ConsL  I 
S.  606  (11.  Jahrb.)  yeitrefen  sich  nobilis  in  c.  2  n.  6  und  ingennns  in  c.  5. 

Zu  8.4ff?  Z.  5  Ton  oben  lies  „Hann  nobilis^^  statt  „Mammobilis**. 

Zu  8.  485  Anm.  1.  Ein  Zengnis  dafür,  daß  die  Ausgleichung  von 
Weigeld  und  Bnfie  bei  der  LSsongsbuBe  früher  eingetreten  var  als  bei 
der  Empfangsbiißc,  enthält  auch  das  Rechtsbuch  nach  Distinktionen.  Vgl. 
oinerseits  Bu.  Ii  IV  c.  4G  D.  21  und  23,  dazu  27  a.  K  und  c  32  D.  6 
Ortloff  S.  272,  73  und  243. 

Zu  S.  519  Z.  7.  Das  Zitat  ans  Lohenstein  ist  zu  lesen  .,Eän  freiling 
ist  verknüpft  dem  mehr,  der  ihu  liosz  frei".   Epiohar.  38,  281. 

Zu  S.  653  Anm.  2  und  S.  694  Anm.  2.  Schröder  meint,  „d^  <ii^ 
von  Heck  übernommene  handschriftliche  liGsart:  c.  3  ingonuis  a  —  auf 
einem  Schreibfehler  beruht  und  statt  5  jedenfalls  6  zu  lesen  ist,  unterlie<rt 
nicht  dem  mindesten  Zweifel'^,  Vulksadol  S.  360  Anm.  1  und  T.ehrlnich 
S.  215  Anm.  1.  Schröder  scheint  zu  glauben,  daß  diese  Emendations- 
hy|)oth('s<-'  meine  Ausführungen  irgendwie  cntkriilte.  Er  hat  offenbar  übpr- 
sehen,  da!?  i^h  ihr,  wennschon  mit  sehr  großer  Vorsicht,  selbst  zugestimmt 
habe.  Vgl.  demeinfreie  8.  ."iOO,  274.  Diese  Zustimmung  neiime  ich  liier- 
mit  zurück.  Es  bestehen  merkwürdige  Bc-,^iohungen,  welche  die  Zahl  '> 
zu  stützen  scheinen.  Sie  würde  auf  du-  Wei geldzahl  20(1  h'icht<?r  Klein- 
seh ilUnge  schlielien  lassen.  Tatsächlich  haben  die  siiehsicheu  Erilinge  ^}^äter 
gerade  dieses  Wergeid.  Die  Zaiü  kann  nur  fränkischen  Ursprung  sein 
(Libertinenregal).  Der  fränkische  Ursprung  würde  aber  auch  da>  Fehlen 
der  Frilingsbußon  in  der  lex  Saxonum  sowie  die  notwendige  Annahme  er- 
klki^en,  daß  die.se  Zalil  im  Unterschiede  von  den  audern  Wergeldern  durch 
die  Rechnung  nach  bolidi  majores  nicht  borührt  worden  ist. 

Zu  S.  658  Z.  8  von  unten  lies  „ecciesiastici"  statt  „ecclesiatici". 

Zu  a  693  Note  3  ües  „133V,  +  44*/»"  statt  „133V.  -f  44'/,«, 

Zu  8.  724  Anm.  3.  Ein  anderer  Zug,  der  dafür  spricht,  daß  die 
Hundialgowalt,  in  der  sich  die  Oerosensualen  betenden,  ihrem  Wesen  nach 
Fstronatsmundlum  war,  ist  das  Hinabsinken  in  den  Latenstand,  das  uns 
als  Folge  von  Pflichtverletzungen  begegnet  Vgl.  die  zahlreichen  Urkunden 
bei  Sindlinger,  Hnnsterisohe  Beiträge  2,  3  und  Geschichte  der  Hörigkeit. 
Die  Strafe  der  Veiknechtong  ist  typisches  libeitinenrsoht 
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1.  A mir Recht  ^  in  H.  Paul,  Onindrifi  der  germanischen  Philologie. 

2.  Aufl.    S' Inderabdruck. 
Aiihalt.  L'.B.  —  ().  V.  hieinemauii,  Codex  diplum.  Aiilialtiu.  t>  Bd.  18G7— 83. 
Asseburger  U.  B.  =  —  von  Graf  Bochold  von  Asseburg,  187(>,  i.  und  Ii. 
Berge  ü.  B.  =  Gq.  Bd.  9. 
8t  Bönifacii  U.  B.  =  Oq.  Bd.  13. 

Brtttnschweig.  U.B.  Stadt  —  von  Hänsehnann  Bd.l  1873,  Bd.  II  1900. 
BruDBer  =>  Heinrich  Broimer,  Ständerecditliche  Probleme  in  Zschr.  Bd.  23 
8.  193£f. 

—  Haodboch  —  Deutsche  Becfategeechichie  in  Bindings  Handbuoh  der 

deatschen  Bechtswisseiufohalt,  Bd.  I  1887,  Bd.  n  1892. 

—  Qrandriß  »  —  Giaodxflge  der  deutschen  Bechtqgesohichte,  2.  Aufl. 

Leipzig  1903. 

—  Szemtionsreoht  s  Bas  gerichtliche  Exemtionsrecht  der  Babenbeiger 

1864.   Wiener  Sitznogsherichte  47. 
Drubeck.  ü.  B.  —  Gq.  No.  5. 

Baders  ladt  U.  B.  herausgegeben  Ton  Jiger,  HUdesheim  1886. 
Erath  =  A.  TT.  Enih,  Codex  diplomatioiu  Qaedlinbaigensis  Francof.  1764. 
Ehrhardt  =  Begosta  historiae  Weetfidiae,  ed.  H.  A.  Ehrhaidt  1847—61. 
Ficker,  Heerschild  «  Yom  HeersohÜde.  Innsbrack  1869. 
Goslar,  ü.  B.  ««^  Gq.  Bd.  29,  30, 31. 

Oq.  3s  Gesdiichtsqnellen  der  Provinz  Sachsen  und  angrenzender  Gebiete, 
herausgegeben  zuerst  von  dem  Geschichtlichen  \Vrein  der  ProTins, 
spiter  von  der  Historischen  Kommission  der  Frovios. 

V.  Hammerstein  =  v.  Hammerstein -Loxten,  X>er  Baidengmi.  1869. 

Hilberstadi  ü.  B.  Stadt  =  Gq.  Bd.  7. 

—  Stift  =  UrkundenV»uch  des  Hochstifts  Halbcrstadt,  herausgegeben  I — IV 

1SS3 — 89  in  Publikationen  ans  den  preußischen  Staatsarchiven. 
Hailesche  Schöffenbücher  =  Gq.  Bd.  14,  1  und  2. 
Harenberg  —  Historia  Gandei'sheimonsrs  ecclesiao  1734. 
Harz  =~  Zt'itschiift  des  flarzveieins  für  Geschichte  und  Altertomskonde, 

lbb7  ff. 

flc'ck,  Ger. -Verf.  —  Altfriosische  Gcrichtsvei-faBsung  mit  sprachwissen- 
.sohnftlichen  Boitriigen  von  Th.  Siebs.   Weimar  1894. 

—  Biergolden  =  in  , Festgabe  der  halleschen  Juristeufakui tat  für  Heinrich 

Demburg**.   HaUe  a.  S,  1900. 
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Heck,  Gemeinfreie  =  BeitrSge  zur  Geschiohto  der  deutschen  Stande 
im  Mittelalter  Bd.  I  ,Die  Oemeinfxeien  der  karolingischen  Volks- 
rechte^  HaUe  1900. 

—  Ständeproblem  ^  ,,8tändepro1)Iein,  Wergelder  und  Hüasreclmnng 

der  Karolingerseit''  in  Yrtljschr.  für  Sosial-  o.  Wirtschaftsgeach.  n 
a  338«..  5Uff. 
Hildeaheim.  T7.B.  Stadt  —  Doebnei  ISSlff.  5  Bde. 

—  Ü.B.  Stift  Bd.  L  —  V.  Janike  und  HoQgeweg  in  «Publikationen  ans 

den  preußischen  Staatsarchiven^*  Bd.  66,  1896.   Bd.  II  und  III 
T.  Hoogeweg  in  ,,Quellen  und  Darstellungen  aur  Geschichte  Nieder» 
aaohsens**.  Bd.  6  und  11,  1901^  03. 
Himmelpforten  U.B.  =  Gq.  Bd.  15. 

Hist  antiquar.  Forschungen  slfitteÜungen  ans  dem  Gebiete  bistorisch- 
antiquamcher  Forschungen;  hetauagageben  Ton  dem  Thüringisch- 
SUcfasisoheu  Verein  für  Erforschung  des  -vaterländischen  Altertums, 
später  ,,Neue  Mitteilungen  usw.**  von  Forstemann  n.  a.  1822— 27, 
Bd.  l-lö.   Halle  1834 ff. 

V.  Hoden  berg  =  Bremer  Geachichtsquellen  1850  —  59. 

Holland.  U,  B.  Oorkoudenbof  k  van  Hollam]  eii  Zeeland,  heFauagegebeo 
von  van  den  Bergh  I  u.  11  1811  uu]  1813. 

Hoyer.    U.  B.  =  Hodenberg  8.  Abt  in  2  Bd.  1855,  56. 

Ilsenburg.    ü.  B.  =  Oq.  Bd.  6. 

Kuhns  —  .1.  Kuhns,  Oo'^chichte  der  Gerichtsverfassung  und  des  Prozesses 
in  dor  Mark  i:irandeubiu'g  vom  10.  his  zum  Ablauf  des  15.  Jahr- 
hunderts.   Bd.  I  18Cri,  II  1807. 

Laltaiid   -  Magdfhuriier  l\''i  htsquel!en.    KtuuLrsbt.'rg  l.'iOy. 

Lan;;(  lii.   U.  B.  der  deutschon  UrdenscommeDde  Langeln.  =  Gq.  Bd.  15. 

Lohu.srog.  Magdeburg.  ™  Oq.  Bd.  10. 

Lindner  =  Linduer,  Die  Veine.  1888. 

Lüneburg  U.  B.  =  —  herausgegeben  Ilodenberg,  Celle  18r>9ff. 
Lüntzel.  Lasten       Die  bäuerlichen  Lasten  im  Fürstentum  üUdesheim. 
Uilduhheim  1830. 

—  Diözese  —  Ältere  Diözese  Hildesheim  1837. 

—  Geschichte  —  Geschichte  der  Diözese  und  Stadt  Hildeaheim,  2  Bde.  1 858. 
Magdrbuig.    U.  B.  der  iStadt  — .    Oq.  Bd.  26,  27,  28. 

K.  Mayer  =  Deutsche  und  französische  VerfÄ.ssuiig.sge>chichto  vom  9.  bis 

14.  Jahrhundert,    2  Bde.  1899. 
Mansfeld  U.  B.  »  Urkundenbuch  der  Klöster  der  Grafschaft  Mansfeld, 

Gq.  Bd.  20. 

Merseburg.  U.  B.  =  des  Hochatifto  Iferaehoig  in  Gq.  Bd.  36. 
0.  Meyer,  -=  Die  Verleihung  des  Kdnigabanns  und  das  Dingen  bei  mark- 
gräflicher Hulde.  Jena  1881« 
Mfihlhausen  U.  B.  ^  Oq.  Bd.  3. 
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Osnabrück  ü.  B.     Fhilippi,  Osnabrücker  ürktmdenbach  1892ff. 
St  Pauli  V.  6.  ^  Gq.  Bd.  13. 

Planck  =  Das  deatscheOeiicbtsreifalirMi  im  Mittelalter,  Braonaoliweig  1875. 

V.  Posern-Klett  =  „Zur  Oeschichte  der  Verfassung  der  Markgrafschaft 
Meißen''  in  Mitteilungen  der  Deutselien  Gesellschaft  zur  Erforechung 
vatarländischer  S]  rn  lu:>  und  Altertümer  in  Leipsig.  Bd.  2.  1863. 

Quedlinburg,  U.B.  der  Stadt  =5  Oq.  Bd.  2. 

£eg.  Magd.  =  Regesta  archiepiscopatiLs  Magdeburgensis,  Sammlung  von 
Auszügen  au«;  Urkunden  und  Annaliston  zur  Geschii  lito  des  Erzstifts 
und  Herzogtums  Magdeburg,  hüiausgegeben  von  v.  Mülverstedt, 

I.  — TTI.  flnzw  K'wistor. 
Hq.  =  Richüiofen,  friesische  Keclits^uolleu  1S40. 

Scheidt  =  Historische  und  dipL •inatisch'?  Nachrichten  vom  holieu  imd 
niederen  Adel  in  Teutschland  mit  Mantissa  documentorum.  Hannover 
1754.  4°. 

Schröder,  Lehrbuch  =  Richard  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen 
Kechtsgeschichte,  4.  Auflage.  1902. 

—  Ger« •Verf.      „Die  Gerichtsverfassung  des  Saehsenspiegels"  in  Zeit- 

ecbrilt  der  Savignystif tung.   Oerm.  AU.  Y,  8.  56ff. 

—  Schultheifi  »  Der  ostfiUiache  SchnltheiB,  a.a.0.yil,  &  Iff. 
SchnUe,  Eolontaation     E.  0.  Schnlxe,  Die  Xolonisiemng  und  Oer^ 

maniaieroDg  der  Gebiete  zwisdien  Saale  und  Elbe  in  Preissohriften 

der  Forstlich  Jablonowskischen  Oesellschaft  zu  Leipsig,  1896. 
Seiberts  :=»  J.  8.  — ,  XJrkimdenbach  nur  Landes-  ond  Bcohtsgeschichte 

Westfalens,  Anisbeig  1839ff. 
Stotterlingenbnrg.  ü.  B.  »  Urkunden  des  Klosters  — .  Gq.  Bd.  14. 
Stobbe,  a.a.O.  =  jj'Dio  Stände  des  Sachsenspiegels*  in  Zeitschrift 

für  deutsches  Beebt  Bd.  15,  S.  311  ff. 

—  Gerichtsverfassung  =  Die  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels, 

a.a.O.  S.  82 ff. 

Stüve  =  Untprsu(hnT!£TMn  über  die  Oogerichte  in  Westfalen  und  Nieder* 

Sachsen,  .lena  1870. 

Stutz  =  „Die  Gnindla^'cn  der  mittelalterlichen  Verfassung  Deutschlands  und 
Frankreichs"  in  Zeitschrift  der  Ravif^mystiftung,  Germ.  Abt.  21,  S.  1 15  ff. 

Sudendorf  —  ürkund-Mihuch  zur  Ge.schiclitü  der  Herzöge  von  Braun- 
schweig-Lüneburg  und  ihrer  Lande  von  S — .  Hannover,  1859  ff. 
11  Bde. 

U.  1.  F.  U.  B.  =  Urkundenbuch  des  Klosters  uiisrer  lieben  Frauen  zu 

Magdeburg.   Gq.  No.  10. 
Verden  =  Yerdener  Gesohichtsquellen,  von  Hodenbeig,  I  1856^  V  1857. 
Vinogradolf ,  1  »  Panl  Y.,  ^Wergold  und  Stand«  in  Zschr.  23,  8. 123ff. 
Walkenried  —  Die  Urkunden  des  Stiftes  Walkenried  in  Ü.B.  des  bistor. 

Ver.  f.  Niedersacbsen  Bd.  2, 3. 
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Watorlr'or  U.B.  =  Oi].  N'o.  15. 
"Wernijsoruil  0,  U.  B.  dor  Stadt  =  Gq.  Xo.  25. 

\Vt)  a  L I  a  1  e  ü ,  U.  B.  ^  Westfälisches  Urkundenbuch,  Fortsetzung  von  ErUardts 
Regesta  historica  Westfaliae,  herausgegeben  von  dorn  Verein  f&r 
Geschichte  und  Altertumskunde  Westfalens,  IV— VII. 

Wittich,  W.,  Orundherrsohaft  Die  Grandhernchftft  in  Nordwest- 
Dentschland.  Leipzig  1396. 

—  Freibauern  ^  Die  Frage  der  Freibaoem  in  Zschr.  22,  S.  246ff. 

Z allinger  a.  a.  0.  ss  Die  SchÖffenbacfreien  des  Sachsenspiegels.  Inns- 
brack 1887. 

Ministeriales  =  Ministeiiales  nnd  milites.  Innsbmok  1878. 

—  Mitteilnngen  III »  »Über  den  Königabann^  in  den  Ifitteiluigeii  des 

Inatitats  für  Österreichische  Geschtchtaforschong  III,  539 ff. 

 X,  a.  a.  0.  X,  S.  224ff.  a  „Znr  Geschichte  der  Bannleihe''  8.  217. 

Zeitschrift  »  Zeitschrift  der  SavignyBtiftnog  für  Rechtsgescbichte,  Ger- 

manistische  Abteilang. 
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stand  des  Problems  und  Stellungnahme.   §  1. 

1,  Die  Angaben  des  Sachsenspiegels  fiber  die  Stande  der 
Freien  haben  in  der  rechtsgeschichtlichen  Literatur  von  jeher 
besondere  Beachtung  gefunden  und  lango  Zeit  die  Orundlage 

der  herrschenden  Vorst^Uunsi;  von  den  Ständen  des  früheren 
deutschen  Mittelaltei*s  gebildet.  Mit  Recht  spricht  Zallinger 
von  der  „berühmtcü"  Stelle  B.  1  2  §  1 — 4  (EUngangsstelle),  in 
der  die  drei  Arten  der  Freiheit  unterschieden  sind,  Schöffen^ 
bare»  Pfl^hafte  (Bieigelden)  und  Landaassen  einander  gegenüber 
treten.  Nicht  minder  berfihmt  sind  die  Wergddtafel  B.  III  45 
und  der  einleitende Sats,  dafi  Fürsten,  freie  Herren  und  sehdffen* 
bare  Leute  an  Wergeid  und  UaUe  linaader  gleich  sind.  Aber 
so  vielseitige  Beachtung  der  Staudesgliederung  des  vSaciisen- 
spiegels  auch  zuteil  geworden  ist,  so  besteht  doch  hinsichtlich 
ihres  Wesens  keine  Übereinstimmung  der  Ansichten. 

€lerade  in  der  neueren  Literatur  haben  Auffassung  und  vor 
allem  Bewertung  dieser  Angaben  eine  wesentliche  Veränderung 
erfahren. 

Der  Eintritt  einer  Änderung  ist  au  sich  nicht  auifallend. 
Das  Verständnis  einer  so  umfassenden  Anfzeichnung,  wie  .sitt  im 
Sachsenspiegel  euthuiteu  ist,  wird  nur  zum  geringsten  Teile 
durch  die  Bedeutung  vermittelt,  welche  der  allgemeine  und  daher 
einigennaßen  gesicherte  Sprachgebrauch  den  Worten  und  ihren 
Verbindungen  beilegt  In  höherem  Grade  sind  wir  darauf  ange- 
wiesen, die  Yorstellungen,  welche  den  Verfasser  geleitet  haben, 
dadurch  zu  erschließen,  daß  wir  uns  aus  andern  Nachrichten  ein 
KontroUbiid  der  Verhältnisse  schaffen,  die  ihm  bckimut  waren. 
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Die  Vcrpleichung  dieses  Kontrollbildes  crmög:licht  zuuiichst  die 
Vollendung;  der  Auslegiiug  und  alsdann  die  Kritik  des  Ver- 
fassers. Diis  Ergebnis  der  Kritik  kann  wiederum,  je  nach  dem 
Ausfall^  die  Verwertung  unkontrollierbarer  Nachrichten  für  die 
Heratellnng  des  vollBtandigen  Zeitbildes  gestatten  oder  verbieten. 
Jede  wesentliche  Erweiterung  unserer  Kenntnisse  muß  daher 
.zu  einer  Revision  bisher  als  gesichert  j^eltender  Auslegungen 
führen  und  kann  eventuell  ihre  Modifikation  bedingen. 

Solche  Einwirkungen  der  allgemeinen  Kenntnisse  treten 
auch  bei  der  Auslegung  des  Sachsenspiegels  hervor. 

2*  Die  älteren  Forscher  verfugten  nur  über  ein  gmi^es 
Material  an  ostfäÜschen  Urkunden.  Sie  vertrauten  dem  Rechts- 
buche und  suchten  die  Meinung  des  Spieglers  vorzugsweise  aus 
seinen  eigenen  Äußerungen  und  aus  Quellen  anderer  Gebiete  zu 
ermitteln.  Ungeaclitet  einzelner  Mcinungsditferenzen  hatte  sich 
eine  herrschende  Ansicht  entwickelt,  welche  die  eingehendste 
Darlegung  und  Begründung  in  einer  Abhandlung  Stobbes^ 
gefunden  hat  Stobbe  sieht  in  der  Dreigliederung  der  Freien 
eine  landrechtliche  Gliederung,  unabhängig  von  deu  Einwir- 
kungen des  Lehnswesens  und  der  Stadtverfassung.  Er  findet  das 
grundlegende  DiÜWenzierungsmoment  in  den  liesitzverhältnissen, 
so  daß  sich  diese  Anschauung  als  ^Besitztheorie"^  bea^eichnen 
U&t.  Nach  dem  Voigange  Eichhorns*  halt  er  die  Pfleghaften 
oder  Biergelden  für  solche  bauerliche  Grrundeigentümer,  welche 
die  Heerespflicht  gegen  Zahlung  einer  Heersteuer  al)gelöst  luid 
ihr  Eigen  mit  dieser  Abgabe  belastet  hatten.    Die  Freien, 

1)  „Die  Stände  des  Sachsenspifi^els"  in  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  15,  311  ff.  Die  Arbeit  Stobbes  ist  gegenüber  den  früheren  Unter- 
suchungen abschUußuud.  Auijzunehinou  biiui  die  Arbeiten  von  Lüntzel.  die 
Stobbe  nicht  erwähnt  Liint?:el  war  ein  grundlicher  Keuner  der  liindlichen 
Verhältnisse  des  Stiftes  llildcsheini.  DempomäB  hat  er  diu  landli(  hen  Stände 
des  Sachsenspiegels  richti^^  identifiziert.  Er  hat  in  den  Schöffenbaren  die 
späteren  Freidingsleute,  m  den  Land^asseu  die  Meyer  erkannt  Hinsicht- 
lich der  Pfleghaften  und  des  Schulzengerichts  begnügt  er  sich  mit  der 
FeetsteUnng,  daß  sie  in  seioem  Untersuchangsgebieta  fehlen.  Die  städti- 
sohen  YeiliXltdaBa  hst  er  nicht  heiangezogen. 

2)  Siohhom,  Bechtsgesohidite  H  S§  223,  302,  337. 
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welche  diesen  Schritt  niclit  getan  hatten,  blieben  als  Schöffen- 
bare übrig,  während  der  völlige  Verlust  des  Grundeigentuins 
den  Landsaseen  kennzeichnete.  Zu  den  SchöO'enbaren  gehörtea 
flowohi  Bitter  aU  Baaem.  Die  Darchsichtigkeit  dieser  Glie- 
derung wurde  dadurch  etwas  getrabt,  daß  Stobbe  sieh  genötigt^ 
gkubte,  bei  den  Sohöffenbaren  als  besonderes  Merkmal  noch 
den  Besitz  eines  Stammguts,  des  hanigemal  aufzustellen.  Hin- 
sichtlich des  juristischen  Unterschiedes  der  „freien  Herren''  von 
den  niederen  Schöffenbareu  hat  sich  Stobbe  nicht  direkt  aus- 
gesprochen. Auch  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Xibereinstimninng 
der  Ansichten  von  jeher  weniger  weitgehend  gewesen.*  Über- 
wiegend werden  die  freien  Herren  für  Dynasten  erklart,  für  nicht 
fürstliche  Grerichtsherren.  Die  Ergebnisse  Btobbes  sind  bis  auf 
das  Verhältnis  der  Schöffenbaren  zu  den  Leuten  von  Rittersart  * 
längere  Zeit  ziemlich  unangefochten  geblieben.  Sie  liegen  noch 
der  fein  ausgearbeiteten  Darstellung  des  deutschen  Ständerechts 
in  Heaslers  Institutionen  zugrunde. 

Ein  wesentlicher  Umschwung  in  der  Beurteilung  der 
Angaben  des  Sachsenspiegels  ist  nun  dadurch  veranlaßt  worden, 
daß  Schröder  und  Zallinger  in  soigföltigen  Einzeluntersuchungen 
die  inzwischen  ersddossenen  Urkunden  Ostfalens  zur  Kontrolle 
des  Spiefrlers  verwertet  liaben.  Es  war  von  vornherein  zu 
erwarten,  daß  eine  solclie  Kontrolle  dazu  führen  würde,  die 
alte  Auffassung  des  Hechtsbuches  2u  berichtigen.  Aber  die  Art 


1)  Stobbe  Bfdiliefit  sich  dabei  an  an  die  Untersnohiiiig  von  Homeyer 
fiOber  die  Heiinat  nach  altdeutschem  Beohti  insbesondere  über  das  Haat- 
^mal*.  Abhandl.  d.  kgl.  Akad.  der  Wias,  zu  Berlizi  1852  8. 20,  21.  Diese 
Abhandlnng  hat  überall  Bowunderung  und  nirgends  Wideiapnich  gefunden. 
Dennooh  sind  ihre  Ergeboisae  anriclitig.   Vgl.  für  Sachsen  unten  No.  414  £f. 

2)  Vgl.  die  Zusanunenstellung  unten  No.  488 ff. 

3)  Während  Stobbe  und  mit  ihm  die  ältere  Lehre,  die,  wie  sich 
leigen  wird,  richtige  Annahme  vortraten,  daß  im  Stande  der  Schöffonbaren 
Rtter  und  jBauern  vereinigt  waren,  hat  Zallin^<>r  schon  in  seinen  „Miuisto- 
rales  und  milites*  S.  91  die  Schöffenbareu  für  eine  aussclüießlich  ritter- 
liche Klasse  erklärt  Ebenso  im  Ergebnisse  Richthofou,  , Untersuchungen 
über  friesische  Rechtsgesohiohte*  IX  S.  1124  if.  Vgl.  über  diese  ^Bitter- 
theoiie**  unten  §  50. 

1* 
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der  Bericbtigiing  ist  doch  in  hohem  Grade  übemschend. 

Nicht  die  bisherige  Auslegiin«;  wird  beausUiüdet,  soiulem 
zweifellose  Angaben  des  R«'clitsbuches  werden  für  erfunden 
erklart.  Und  diese  ErBiHiungen  betrefiFen  nicht  gelegentliche 
Ausspruchei  sondero  Hauptsuge  in  dem  Bilde^  das  der  Spiegier 
zeichnet 

3.  Den  ersten  dieser  sachlich  vernichtenden  AngrifiPe  auf 

die  Glaubwürdigkeit  des  Spiegels  hat  Schröder  unternommen.* 
Der  Spiegier  betont  als  wichtigstes  Merkmal  der  drei  Frei- 
heitsarteo  an  der  Eingangsstelle,  daß  die  drei  Stände  in  geist- 
lichen wie  in  weltlichen  Sachen  drei  verschiedene  Gerichte 
besuchen,  in  geistlichen  Sachen  die  Gerichte  des  Bischofs^  des 
Dompropstes  und  des  Erzpriesters,  in  weltlichen  die  Gerichte 
des  Grafen,  Schulzen  und  Gogrefen.  Der  geistliche  Gerichts- 
stand %viiti  nicht  weiter  erwähnt.  Dagegen  tritt  der  Zusammen- 
hang der  Stände  mit  den  weltlichen  Gerichten  auch  sonst 
hervor.  Namentlich  wird  die  Beziehung  der  Pfleghaften  zu 
dem  Schulzen  noch  an  drei  weiteren  Stellen  erwShnt,  von 
denen  zwei  mit  der  Dreiteilung  der  Freien  gar  nicht  zusammen- 
hängen.* Schröder  ist  nun  bei  der  Untersuchung  der  ostfäli- 
8ch(  !i  (jcrichtsvertiissung  zu  dem  Ergebnisse  i^elangt,  daß  sich 
weder  bei  den  weh  liehen  noch  bei  den  geistlichen  Gerichten 
jene  Dreiteilung  findet.  Unter  dem  Grevending  des  Grafen 
findet  sich  nur  das  Goding  des  Gogrefen^  unter  dem  Send- 
gerichte des  Bischofs  nur  das  Sendgericht  des  Archidiakons. 
Aus  diesem  Kontrollergebnisse  folgert  Schröder,  daß  der  Spiegier 
sowohl  das  besoiKicre  Gericht  des  Schulzen  luit  eigener  Go- 
richtsgemeinde  wie  das  Sendc^ericht  des  Dompropstes  mit 
derselben  (Terichtsgemeinde  einfach  erfunden  habe. 

4*  Zallinger'  hat  die  Ergebnisse  Schröders  bestätigt  und 
betont,  dafi  der  erwiesenermaßen  erfundene  Unterschied  des 
Gerichtsstandes  iibeihaupt  als  die  einzige  erkennbare  Wirkung 

1 )  Die  GerichtsverfossaDg  des  Saoh9eiispi€ge]s.  Zeiisclmft  der  Savigny- 
stiftnng  f.  Rechtsgeachichte  Y,  2,  8. 50. 

2)  Vgl.  untan  No.  83. 

3)  Die  Schöffenbaifroien  des  Sachsenspiegels,  lonsbrack  1887  VI  8. 18. 
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dnes  StandesgegensRtEes  zwischen  Landsassen  und  Pfleghaftcn 
hervortreCe,  somit  die  ganze  Unterscheidung  mehr  als  zweifei- 
hait  sei.   Diese  Schlußfolgerung  ist  folgerichtig. 

Zallüiger  ist  dann  selbst  zu  einem  noch  &berraschenderen 

Ergebnisse  gekommco.  Der  Spieglcr  behandelt  besonders  ein- 
gehend die  Yerhältnisüe  der  srepenbaren  oder  8cc})rnbarcn  frietu 
An  etwa  17  Stellen,  die  durch  das  ganze  Kechtsbuch  zer- 
streut sindS  ist  von  diesem  Stande  die  Hede.  Auch  in  einem 
Zusätze'  wird  er  erwähnt  Zallinger  hat  nun  aus  einer  sehr 
soigfalt^en  Untersuchung  ostlalischer  Gerichtsurkunden  den 
Schluß  gezogen,  daß  der  von  dem  Spiegier  so  oft  erwähnte 
Stand  der  schöffenbaren  Freien  gar  nicht  existiert  hat,  geradezu 
eine  Fälschung  des  Spieglers  ist  Der  Stand  der  Schülfen- 
baren  verflüchtigt  sich,  uni  mit  Zallinger^  zu  reden,  „vor  un- 
serem schärfer  zuschauenden  Blicke  wie  ein  Gespeost  ohne 
Fleisch  und  BLut^  das  vor  der  Berührui^  der  Hand  in  eitel 
Nichts  zerfließt''. 

Die  positiven  Ergebnisse  hinsichtlich  der  stSndischen 
Gliederung  Ostfalens  formuliert  Zallinger*  dahin,  daß  auch  für 
dat>  I^andrecht  nur  ilcr  Gegensatz  zwischen  den  freien  Rittern 
und  den  freien  Bauern  in  Betracht  kam,  seitdem  sich  die 
letzteren  von  der  vollständigen  Erfüllung  der  ReichswehrpÜicht 
losgekauft  hatten.  Die  ritterlich  lebenden  Freien  bildeten  einen 
dnzigen  Stand  mit  der  gemeinsamen  Bezeichnung  edle  oder 
freie  Herren,  nobiles,  barones,  liberi.  Dieser  Standesbegriff 
ist  lediglich  bestimmt  durch  das  Zusammentreffen  der  beiden 
Momente  der  Freiheit  und  der  Ritterbürtigkeit  Nur  dieser 
Stand  war  zur  Urteilfindunc^  im  Grafen<Terichte  berufen.  Die 
von  den  freien  Herren  unterschiedenen  Schöffenbaren  des  Spie- 
gels (die  niederen  Schoffenbaren)  sind  eine  Erfindung  Ejkes. 

1)  Y|^.  die  Znsammeiistelliuig  luiten  No.  488 ff. 

2)  in  73  §  1  en  vri  scop^nbere  wif. 

3)  a.  a.  0.  S.  26,  S.  241,  S.  252  .die  Lehre  von  den  Schöffenbarfrciea 
des  Saohsenspiegols''  muB  aolgegeben  Werden  „als  eine  völlig  grundlose 
wiflsenschaftliche  Sage**. 

4)  &254ff. 
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In  befareff  der  Frage  nach  dem  Motiire  imd  dem  Snfieren  Vor- 
bilde der  Erfindung  gelangt  Zallinger  zu  keinem  iliu  selbst 
befriedigenden  Ergebnisse.  Am  annehmbarsten^  scheint  ihm 
die  Deutung  der  niedera  Schöfienbaren  auf  solche  Ministerialen^ 
die  wie  Eyke  von  Reppiohan  selbst,  als  frme  Herren  geboren 
und  in  die  Ministerialitat  fibeigetreten  waren,  aber  dabei  die 
YoUberechtigung  im  öffentlichen  Landgerichte  gewahrt  hatten. 
Ich  werde  diese  Deutung,  mit  der  wir  um  noch  eingehender 
zu  beschäftigen  haben,  als  Ministerialentheorie  bezeichueo. 
Im  übrigen  hat  Zallinger  selbst  auch  diese  Losung  wegen  ver- 
schiedener Bedenken  als  problematisch  hingestellt,'  Die  Unter- 
suchung Zallingers  hat  dsbald  bei  Schröder  warme  Billigung 
gefunden.*  Schröder  hat  die  Ministerialentheorie  aufgenommen 
und  seiiierscitö  mit  weit  größerer  Bestimmtheit  vertreten.  Als 
Motiv  der  Entstelhiug  denkt  sich  Schröder  teils  6 taudesbe wußt- 
sein teils  Zahlenmystik. 

5*  Eine  Abwehr  aller  gegen  den  Spiegel  gerichteten  Angriffe 
hat  E.  Mayer  versucht*  E.  Mayer  vertritt  dabei  ganz  eigen- 
arti<re  Auffassungen  sowohl  der  Gerichts verfuösung  wie  der 
Stände,  die  uns  unten ^  näher  beschäftigen  werden,  aber  der 
eingehenderen  Prüfuug  nicht  standlialten.  Von  E.  Mayer  ab- 
gesehen, hat  sich  die  Wissenschaft  zu  den  beiden  ADgrifiPen 
etwas  verschieden  verhalten.  Die  AusfQhrungen  Schröders  Ober 
die  Gerichtsverfassung  haben  keinen  Widerspruch  gefunden.  I>ic 
Unglaubwürdigkeit  des  Spicglers  in  dieser  Hinsieht  darf  als 
communis  opinio  gelten.    Dag^^  ist  die  Mimsterialcntheorie 


1)  8.  245. 

2)  a. «.  0.  8. 249,  251. 

3)  Zeitschr.  7, 66fL  Lehrbuoh  8.  444  Anm.  36.  «Es  ist  das  nicht 
koch  gSDiig  sa  schätzende  Yerdieast  —  ganz  besonders  von  Zailingor  — 
fiber  diesen  Ctogenstand,  der  voifaer  völlig  im  Donkeln  lag,  snf^klirt  zu 
haben.  Die  ständischen  Yerhültnisse  des  Hittelalters  sind  eist  hierdurch, 
für  die  Wissenschaft  erachloasea^ 

4)  Krit  Yjsohr.  NF.  12  8. 149'~90.  Vgl  YeifassaagBgoohiohte  I, 
8.  447  Anm.  42,  a  456  Anm.  59. 

5)  Ygl.  N.  49,  §  16  und  Ko.  502. 
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nicht  allgemein  durchgedningen.  Schulte   Amira'  and  Bmnner* 

haben  an  der  älteren  Auffassung  festgehalten.  Amira  und 
Brunuer  nehmen  allerdings  eine  Mittelstellung  ein.  Bruuner 
sieht  in  den  Schüffenbarfreien  Gutsbesitzer  von  mindestens 
drei  Hufen  Landes »  die  einem  altfreien  Geschlcchte  angehören, 
den  ReiterdienBt  leiBten  und  zum  SchöfPenamt  im  GrafschaftB- 
gerichte  fähig  sind.  Amiia  findet  in  den  Sohöffenbaren  die 
rittennifiigen  AHfireien,  in  deren  Geschlecht  als  zinsfreies  Eigen 
eine  Stammburg,  das  hantgemal  sich  vererbt.  Die  Pfleghaften 
sind  nach  Brunner  und  nach  Amira  freie  Grundbesitzer, 
welche,  weil  sie  den  zum  Keiterdienst  gewordenen  llcerdienst 
nicht  zu  leisten  vermochten,  mit  einer  ständigen  Abgabe 
belastet  waren.  Aber  Bmnner  und  Amira  machen  zugleich  der 
Ministerialentheorie  eine  wichtige  Konzession.  Sie  rechnen  zo 
den  Schdffenbar£reien  auch  diejenigen,  welche  mit  Vorbehalt 
ihrer  Schoffenbarkeit  oder  Schöffenbarfreiheit  in  die  Ministerialitfit 
eingetret(  n  waren.  Speziellen  Widcrspnich,  aber  aus  unzutref- 
fenden Gründen,  hat  \  nn  Borch  erhoben.^  Auf  der  andern  8eite 
wird  auch  die  Ministeriaieutheorie  von  kompetenten  Bcurteilem 
als  gesichertes  Ergebnis  rechtegeschichtlicher  Forschung  behan- 
delt ^  so  daß  diese  Auffassung  mindestens  auf  dem  Wege  tst^ 
herrschende  Meinung  zu  werden. 

Ja  die  Skepsis  ist  noch  weiter  gegangen,  ohne  allerdings 
an  die  Öffentlichkeit  zu  treten.  Schon  vor  Jahren  sagte  mir 
ein  ausgezeichneter  Kenner  der  ostfülischen  Urkunden:  ,|Der 

1)  Lehrbuch  §  85  Anm,  3. 

2)  Recht     8f)  (135). 

3)  GruTi.iri!:  S.  87. 

4)  V.  Borch  in  einer  Kritik  Zallinj^ers,  Innsbruck  1887;  ferner  ,Zu 
den  Schuffenbarfreieu  des  Saehsünspiegcls'-.  Zsehr.  des  Harz -Vereins  20, 
8.  355  ff.  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  25  ä.  579  —  82,  vgl.  unten 
No.  572. 

5)  Vgl.  Siegel,  Ilechtsgeschicbte  §  93.  Wittich,  Orundherrschaft 
8. 131*ff.  E.  0.  Schulze,  Die  Kolonisierung  and  Oemuiiistening  der  Ge- 
biete swischen  Saale  und  Elbe  8. 300.  Eckert,  Der  Fronbete  8.  UfL  8. 17 
oben.  fielow,  Artikel  ICbuBtexialttftt  im  Haadwöiterbneh  der  Siaatswissen- 
tehüften  Iffo.  4. 
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BaohseoBpiegd  Ist  noch  weniger  wert  als  Zallüiger  glaubt  Attoh 
der  Stand  der  Biergelden  oder  Pflegbaften  ist  erfanden.  Nir- 
gends findet  sich  ein  Anhalt  dafür,  daß  die  grafschatz-  oder  bede- 
pflichtigen Bauern  einen  bosoiidercn  Stand  gebildet  haben.  Die 
Bedepflicht  ist  nirgends  aiii  einen  besonderen  Stand  beschränkt/ 
Mit  seinem  Urteile  über  den  Inhalt  der  ostfälischen  Urkunden 
bat  man  Gewäbrsmann  recht  behalten.  Die  landläufige  Gestalt 
des  Pfleghaften  ist  glcichfaUs  ein  Gespenst  ohne  Fleisch  und  Blut 

Die  Erweiterung  des  Auslegungsmaterials  durch  die 
Heranziehung  der  ostfälipehcn  Urkunden  scheint  somit  zu  einer 
weitgehenden  Widerlegung  des  Spiej^^els  zu  fuhren.  Wenn 
die  Schöflenbaren  nicht  existiert  haben  oder  Mbisterialen 
gewesen  sind,  wenn  der  Unterschied  zwischen  Pfleghaften  und 
Landsassen  Konstruktion  ist,  dann  bleibt  von  der  Unterschei- 
dung der  drei  Arten  der  Freiheit  überhaupt  nichts  übrig.  Die 
Gliederung  der  l'^reien  im  Sachsenspiegel  ist  eine,  allndings 
konsequent  durchdachte,  Phantasie.  Dieses  merkwürdige  ICr- 
gebnis  der  Kritik  ist  aber  kein  definitives.  Eine  abermalige 
Erweiterung  des  Materials  bewirkt  eine  vollständige  Ehrenret- 
tung des  Spieglers.  Sie  erweist  seine  angeblichen  Erfindungen 
als  optische  Täuschungen  des  kritischen  Blickes. 

6.  Die  Mögh'chkeit  einer  derartigen  optischen  Täuschung 
laßt  sich  durch  eine  einlache  ICrwägung  veranschaulicheu. 
Wenn  man  die  Zuverlässigkeit  einer  Quelle  durch  Aufstellung 
eines  Kontrollbildes  prüfen  will>  so  ist  es  besonders  wichtige 
daß  man  das  Original  des  Eontrollbildes  weit  genug  faßt,  daß 
man  alle  diejenigen  Verhältnisse  heranzieht,  an  die  der  Ver- 
fasser der  Quelle  gedacht  hat.  Wiixl  in  dieser  Hinsicht  ein 
Fehler  begangen,  ein  Teil  des  wirklichen  Originals  auücr  Ansatz 
gelassen^  so  muß  notwendigerweise  die  Vergleich uog  gerade  zu 
jenem  gespensterhaften  Verschwinden  geschilderter  Institute 
fuhren,  das  uns  bei  der  Kritik  des  Sachsenspiegels  so  auffallend 
entgegentritt  Denn  die  Angaben  der  Quelle,  welche  sich  auf 
das  ignorierte  Originalstück  bezielien,  werden  als  Erfindungen 
erscheinen.  Man  sieht  die  Vorbilder  der  AVirklichkeit  nicht^ 
weil  man  nicht  hinsieht^  nur  einen  Teil  der  Wirklichkeit  ins  Auge 
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fallt  Gelingt  ts  (laim  das  fehlende  Originaibtück  auzufügen^ 
so  finden  sich  auoli  die  fehlenden  Vorbilder. 

Nun  ist  es  eine  althei^cbrachtc  Annaliiiie,  daß  der  öachsen- 
spiegei  aaf  die  Besonderheiten  der  Stadtgebiete  keine  Rück- 
siebt DimiDt,  sich  auf  die  Schilderung  der  ländlichen  Ver- 
hSltnisse  beschrankt   Diese  Auslegung  hat  sich  zu  einer  Zeit 
gebildet,  als  man  von  den  aligemeinen  Zuständen  Ost&Iens  wenig 
wußte.    Weder  Schröder  noch  Zallingcr  haben  bei  ihrer  Kritik 
Anlaß  genommen,  die  Berechtigung;  dieser  Auslegung  nochmals 
nachzuweisen.    Demnach  hängen  iltre  Ergebnisse  durchaus  ab 
von  dieser  Beschränkung  des  Originals.    Denn  die  ostfälische 
Stadt  xeigt  Kweifeiloe  gewisse  Züge,  die  dem  Phantasielande 
des  Spieglers  angehören.   Zwei  vermeintliche  Phantasi^bÜde, 
die  besonderen  Gerichte  des  Schubsen  und  des  Dompropstes, 
finden   sich   zusammen  als  Wirklichkeit  in   den  ostfalischon 
Städten,  insbesondere  in  Magdebui^.     Sobald  man  anninnnt, 
daß  der  iSpiegicr  auch  die  Stadtgebiete  in  den  Kreis  seiner 
Schilderung  einbezogen  hat,  dann  bewährt  sich  seine  sonst  er- 
probte Zuverläsrfgheit  auch  auf  dem  Gebiete  der  Gerichts- 
verfassung.   Zugleich  tauchen  aber  auch  die  niederen  Schöffen- 
baren  wie  aus  einer  Versenkung  empor.    Denn  die  richtige 
Lokalisierung  des  Schulzen-  und  Dumprupbtengcriclits  verweist 
die  PÜeghnften  in  die  Stadt.     Damit  ist  der  Vorhang  weg- 
gezogen, der  die  SchoÜ'enbaren  dem  kritischen  Blicke  verdeckt 
hat   Die  bauerlichen  Grundeigentümer  des  flachen  Landes,  in 
denen  man  bisher  die  Pfleghaften  sah^  mfissen  in  einem 
anderen  Stande  untergebracht  werden.    Sie  erweisen  sich  ala 
die  fehlenden  Sehöffenbaren.   Auch  diese  angebliche  Erfindung 
des  Spieglers  ist  Irrtum  seiner  Kritiker.     Es  entfällt  somit 
jeder  AiiLiU,  die  (ilaubwürdigkcit  Eykes  zu  bezweifeln.  Das 
Bechtsbuch  ist  wirklich  das,  wofür  es  so  lange  gehalten  wurde: 
etoe  treue  Darstellung  des  überiieferten  Kechts. 

7»  Allerdings  beruhen  die  Vorwürfe,  die  gegen  den  Spiegier 
erhoben  worden  sind»  nicht  nur  auf  der  Beschrankung  des 
KontrollbÜdes.  Mitgewirkt  hat  vor  allem  eine  unrichtige  Deu- 
tung der  Standesbezeichnuug  „edel"^;  wie  sie  durch  die  falsche 
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AiiffassuDg  der  altsfiohsisoheD  Standeagliedemiig  nahe  gelegt 
"mr.^    Mitgewirkt  hat  ferner  sowohl  bei  Schröder  wie  bei 

Zallinger  das  Festhalten  an  der  Theorie  Eichliorus  von  der 
Entstehung  der  Bede  durch  Ablösung  des  Kriegsdienstes,  eiaer 
Theorie ;  die  ihrerseits  wieder  auf  der  älteren  Auslegung  des 
Sachsenspiegels  fufit'  Mitgewirkt  haben  endlich  verschiedene 
andere  allgemeine  IirtOmer  und  unsutreffende  Interpretationen 
des  Spiegels  *  Aber  das  Entscheidende  war  doch  die  Ignorierung 
der  städüsclion  Gebiete.  Es  ist  in  der  Hauptsache  ein  einziger 
Griff,  durch  den  das  zusammengeschobene  und  dadurch  unver- 
ständlich gewordene  Spiegelbild  der  ostfälischen  Gerichts-  ond 
Standesverhältnisse  zurechtgerückt  und  verständlich  wird. 

8*  Der  Stand  der  Pfleghaften  bildet  somit  den  Ausgangs- 
punkt für  die  richtige  Auffassung  auch  der  übrigen  Stände. 
Gleichbedeutend  wird  im  Sachsenspiegel  der  Auf>diu(k  bier- 
geldm  gebraucht.  Meuie  Deutung  der  Pfleghaften  nötigte  mich 
zunächst  zu  einer  Untersuchung  der  übrigen  Fundstellen  des 
aweiten  vielumstrittenen  Wortes.  Die  Ergebnisse  habe  ich  in 
der  Festgabe  der  Hallenser  Joristenfakultät  ffir  Dembuig  ver- 
öffentlicht^ Meine  Thesen  haben  bei  Stutz  ^  eine  scharfe  Zurück- 
weisung erfalirpti.  Auch  Brunner^  Schröder'  und  Wittich^  haben 
an  der  herrschenden  Aut Fassung  der  Biergelden  unter  Bezug- 
nahme auf  Stutz  festgehalten,  Schröder  unter  ausdrucklicher 
Ablehnung  meiner  Eigebnisse.   Seeliger*  hat  eine  vermittehide 


1)  Vgl.  unten  No.  248  und  §  25. 

2)  Vgl.  unten  g  39. 

3}  Vgl.  z.  B.  die  Auffassung  des  Königsbeiuu  No.  65ff.  und  §  75 ff., 
die  YonteUoDgen  über  die  Bingpflicbt  §  7,  8,  über  die  ZustSodin^t  des 
Oedings  §  9  ff.,  über  Hantgemal  No.  205  und  §  47  und  über  das  Wesen 
des  Henrenstandes  §48  ff. 

4)  Halle  a.  &  1900,  Fh.  Heek,  Die  Bieigelden  6. 17^78. 

5)  Die  Oraudlagen  der  mittelalterlichen  Yeifaasaiig  Deatsdüands 
und  Fksnkreiobs.  Zeitacbr.  21,  8. 115  ff.,  insbesondere  &  127  ff. 

6)  OnmdriB  8. 87. 

7)  Lefarbuob  8.  451  Anm.  68. 

8)  Freibauern  9. 320. 

9)  Historiache  YrÜjsehr.  1900  8. 582, 83. 
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StelltiDg  eiDgenommeD.  Er  glaubt  nicht,  daß  der  Spiegier  \m 
den  Biergclden  an  die  Stadtbürger  gedacht  hat,  hält  es  aber 
für  möglich,  daß  ihn  das  Stadtgericlit  bei  der  Darstellung  der 
Gerichte  beeinflußt  habe.  v.  Wretschko  hat  eine  Gelegenheit 
benutzt,  meine  Untersuchung  über  die  Biergclden  als  Muster- 
beispiel ein^  verfehlten  fiebandlung  der  Qaeilen  anzuführen.^ 
Sonst  sind  mir  öffentlicfae  Stellangnabmen  nicht  bekannt  ge- 
worden. Keflidi  habe  ich  2ki8timmttngen  erhalten.  So  teflte 
mir  Sohm  mit,  daß  er  die  Auffassung  der  Biergclden  als  Stadt- 
bfirger  s(  it  Jahren  in  seinem  Kolleg  vertrete.  Da  mir  dies 
bis  dahin  unbekannt  war,  so  kann  ich  enst  bei  dieser  Gciegcu- 
heit  konstatieren,  daß  die  Priorität  der  Auffassung  Sohm  zu- 
kommt In  meiner  Untersachung  über  die  Bieigelden  hatte  ioh 
meine  Anffiissong  als  eine  vorläofige  beaeiohnet,  die  noch  der 
NachprCÜnng  namentlich  durch  Lokalforschung  bedürfe.  In 
meinem  Boche  über  die  Gemeinfreien  habe  ich  mich  bereits 
bestimmter  ausgednlckt.  Gegenwärtii!:  ich  in  der  Lage  meine 
damalige  Auffassung  des  Sacliijeüsj)ieg(ls  mit  noch  gruüerer 
Bestimmtheit  zu  vertreten  und  eingehender  zu  begründen.  In 
verschiedenen  Einzelfrageo  habe  ich  meine  Ansicht  geänderty 
so  bei  der  Deutung  des  Erzpriesters';  hinsichtlich  der  Gerichts- 
gewalt des  Gogre£en*>  des  Standes  des  Eroneboten^  und  der 
Wortbedeutung  von  pleghaft.^  In  allen  Fällen  haben  sich  ver- 
meintliche Schwierigkeiten  in  Bestätigungen  meiner  Gruudauffas- 
sung  verwandelt. 

Den  Gang  der  Untersuchung  will  ich  dor  Entwicklung 
des  Problems  anpassen.  Die  Beanstandung  des  Sachsenspiegels 
beruht  auf  einer  unrichtigen  Auffassung  hinsichtlioh  der  Zuver- 
lissigkeit  und  des  Gesichtakreises  des  Spieglers.  Von  diesem 
Standpunkte  ans  ist  snerst  die  Grerichtsverfassung  kritisiert  und 
erst  im  Gefolge  die&er  Kritik  auch  die  Durstellung  der  Stände 

1)  Vgl.  uüteu  Anlage  1. 

2)  Vgl.  unten  No,  67. 

3)  Vgl.  unten  §  9fr. 

4)  Vgl.  unten  No.  312, 13. 

5)  anten  No.36iff. 
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für  erfunden  erklärt  worden.   Dementsprecbend  werde  ich  im 

ersten  Teile  die  allgemeineii  Anhaltspunkte  für  die  Auslegung 
des  S{)ie<rels  erörtern,  in  dem  zweiten  und  dritten  die  Gerichts- 
verfassung inid  die  StandesgUederung. 

HinsichtUch  der  Abgrenzung  des  Quellcimiatorials  bewegt 
sich  die  Hauptuntersuchung  auf  unserem  Gebiete ,  die  Arbeit 
Zallingers,  in  sehr  engen  Grenzen«  Zallinger  beschrankt  sich 
auf  vier  Grafschaften  und  auf  die  Gerichtsurkunden  aus  dem 
12.  und  13.  Jahrhundert.  Diese  Begrenzunpr  war  für  Zallinger 
gerechtfertigt  durch  gewisse  Voraussetzungen,  von  denen  er 
ausging.^  Ich  möchte  meine  Untersuchung  auf  eine  etwas 
breitere  Grundlage  stellen. 

9.  In  örtlicher  Hinsicht  ist  su  beachten,  dafi  der  Spiegier 
das  allgememe  Recht  ganz  Sachsens  schildern  will  In  manchen 
Fragen  ist  seine  Kenntnis  auf  Ostfalen  beschninkt.  Er  redet 
in  der  Terminologie  Ostfaiens.^  Aber  diese  Beschränkung  gilt 
nicht  nach  allen  Richtungen.  Die  Aufzählung  der  königlichen 
Fahnlehen  und  der  Bistümer  umfaßt  ganz  Sachsen.^  Der  Spieler 
weiß>  daß  die  Holstetner  ein  besonderes  Gewedde  haben  und 
hält  es  für  notwendig,  die  Nichterwähnung  besonders  en  recht- 
fertigen.* Allzu  eng  dürfen  wir  uns  seiuen  Gesichtskreis  nicht 
vorstellen.  Entsprechend  ist  das  Kontrollgcbiet  zu  bemessen. 
Das  ist  um  sr>  notwendiger,  als  es  sich  darum  handelt  zu 
untersuchen  ob  der  Spiegier  nicht  existierende  Dinge  geschil- 
dert habe.  Der  Spiegier  wäre  aber  berechtigt  gewesen,  in  die 
allgemeine  Schilderung  der  Verhältnisse  auch  Dinge  einzufügen, 
die  vielleicht  in  s<»incr  nächsten  Heimat  nicht  vorkamen,  aber 
sonst  aligemem  verbreitet  waren  und  deshalb  als  typisch  säch- 
sisch gelten  konnten. 

Auszuscheiden  sind  hinsichtlich  der  Ausl^ng  der  allge- 
meinen Angaben  fiber  Gerichtsverfassung  und  Standesverhält- 
nisse die  besonderen  Beohtsinstittite  der  Kolcmisten.  Denn  der 

1)  Tgl.  unten  No.  250,  61. 

2)  Ygl.  hinsiofaiUoh  des  Schulzen  Ho.  164  ff. 

3)  Bsp,  m,  62. 

4)  Bsp.  UI,  64,  3. 
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Spiegier  bezeiclmet  sie  ausdrücklich  als  sunderlikes  dorprecht.^ 

Es  ist  nicht  möglich,  daß  er  gleichzeitig  diese  Verhältnisse 
als  tj'pische  Zustande  ganz  Sachsens  geschildert  hat. 

10.  In  zeitlicher  Hinsicht  ist  jede  Abgrenzung  ein  unver- 
meidlicher, aber  stets  empfindlicher  Mißstand.  Die  Verhältnisse 
Stehen  im  Flasse  der  allmählichen  Entwicklung.  Auch  so  aus- 
iShiliche  Nachrichten^  wie  sie  der  Spiegel  in  Verbindung  mit 
den  fibrigen  seitgenöesischen  Quellen  liefert,  geben  schließlich 
nur  einen  Ausschnitt,  ein  zeitliches  Teilbild.  Zur  Ergänzung 
und  Erläuterung  können  nicht  nur  die  älteren  Nachricliten 
dienen,  sondern  ebenso  sicher  auch  die  spüt^jren.  Je  bestimmter 
die  allgemeinen  Grundzüge  der  Entwicklung  erkannt  sind,  um 
80  deutlicher  wird  man  auch  das  Bild  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  entwerfen  kennen.  Aber  bei  der  Auslegung  des 
Sachsenspiegels  stoßt  die  geschichtliche  Verbindung  nach  rück- 
wSrto  wie  nach  vorwärts  auf  besondere  Schwierigkeiten. 

Der  Zusammenhang  der  \\i  li:iUnisse  zur  Zeit  dos  Sachsen- 
spiegels mit  den  karolinjj;i>clien  Zuständen  ist  ein  sehr  enger. 
l>ie  Standesgiiederung  des  Sachsenspiegels  ist  in  der  Haupt- 
gliederung nahezu  identisch  mit  der  altsächsischen  Standes- 
gliederungy  wie  sie  uns  in  der  lex  Saxonum  und  in  den  Kapi- 
talarien entgegentritt  Auch  hinsichtlich  der  Gerichtsverfassung 
ist  die  Kontinuität  bedeutsam.  Aber  die  Deutung  der  alt- 
sächsiselRii  8taiulcs<j!;liederung  ist  in  hohem  (irade  bestritten. 
Wenn  icli  bei  der  Untersuchunpr  des  Sachsenspiegels  vun  meiner 
Auffassung  der  altsächsischen  Stände  ausgehen  wollte,  so  müßte 
ich  erwarten,  daß  meine  Er^ebmsse  hinsichtlich  des  Sachsen- 
spiegds  nur  als  abhängige  Folgerungen  aus  meiner  Auffassung 
der  älteren  Zeit  hingestellt  werden. 

Diese  Behandlung  würde  unrichtig  sein.  Natürlich  be- 
steht ein  Zusammenhang,  aber  ein  anderer. 

Meine  Deutungen  der  beiden  Zeitbilder  bestätigen  und 
ergänzen  einander.  Nur  durch  meine  Deutung  der  Kdclinge 
als  VoUfreier  und  der  Frilinge  als  Minderfreier  wird  verständ- 


1)  m,  79. 


Digitized  by  Google 


Einb'itunf!'. 


liohy  in  welcher  Weise  die  Gliederung  des  Sachsenspiegeb  ent- 
standen ist    Diese  gegenseitige  Bestätigung  ist  eine  Gewähr 

für  die  Richtigkeit;  denn  es  handelt  sich  ja  nur  um  zeitlich 
auseinanderliegende  Nachrichten  uIkt  zusammenhangende  Dinge, 
um  zwei  Zeitbilder  desselben  Stammes.  Eine  richtige  und 
genügend  tief  gehende  Erkenntnis  muß  auch  den  Gang  der 
Entwicklung  verständlich  nrnchen»  die  Entstehung  des  jüngeren 
Zeitbildes  aus  dem  älteren  eiklären.  Aber  die  Bestatigimg 
enthält  noch  nicht  eine  Bedingtheit.  Jede  der  beiden  Deu- 
tungen wird  auch  durch  völh'o^  unabhängige  Anhaltspunkte  ge- 
fordert. Namentlich  können  wir  das  Wesen  derjenigen  Gliederang, 
die  der  Sachsenspiegel  schildert,  aus  dem  Bechtsbuche  und 
jüngeren  Nachrichten  mit  aller  Bestimmtheit  erkennen»  auch  wenn 
wir  von  der  Existene  der  alten  Nachrichten  einfach  abstrahieren. 
Erst  die  Frage  nach  dem  Gewordensein  iüiiit  notwendig  in 
die  ältere  Zeit  zurück.  Meine  Deutung  des  SaehsenspiegeU 
liefert  durch  die  letzterwähnte  Frage  und  ihre  gebotene  Beant- 
wortung einen  sehr  wichtigen  Grund  für  meine  Auffassung  der 
Edelinge  und  Frilinge.'  Aber  sie  ist  selbst  in  ihrem  Aufbau  von 
diesem  Ergebnisse  unabhängig.  Sie  stdit  durchaus  auf  eigenen 
Füßen. 

Um  diese  Gestalt  des  Erkeiintnisproblems  deutlicher  her- 
vortreten zu  lassen,  werde  ich  bei  der  Untersuehuni;^  des 
Sachsenspiegels  von  jeder  Stellungnahme  au  der  altfiachsischen 
Standesgliederung  absehen.  Erst  nach  Abschluß  der  Unter- 
suchung sollen  die  Folgerungen  für  das  Bild  der  Yeigangenbeit 
gezogen  werden. 

11.  Die  Versvertiin«^  der  spateren  Nachrichten  wird  durch 
verschiedene  Umstände  behindert.  Größere  liecht.sant'zeiclinungen 
sind  selten.  Der  Spiegel  hat  das  Bedürfnis  für  lange  gedeckt. 
Die  literatur  steht  unter  dem  fänflusse  des  Spiegeis  und  ist 
zu  einer  Kontrolle  wenig  geeignet  Die  Stadtrechte  sind  gleich- 
fieills  beeiniiuüt  und  behandeln  andere  Materien  sowie  geänderte 

1)  Sie  ist  anok  für  die  Bef^tigung  meiner  eigenen  .Ajuioht  von 
groBer  Bedeatung  gewesen,  wie  ich  in  den  Oemeinfreien  betont  habe. 
YgL  Oemeinfreie  8. 259,  3S3, 65. 
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ZostSnde.  Dazu  tritt  die  partikularrecbüielie  ZerspUtteruDg, 
welche  bei  Verallgemeinerung  große  Vorsicht  gebietet.  Auch 
ist  das  lokale  Material  nur  zum  Teil  veröffentlicht  und  in  der 
Lokalgeschichte  verarbeitete  Immerhin  glaube  ich  in  Bezug  auf 
wichtige  Fragen  eine  so  weitgehende  Übereinstimmung  und 
KoDtinaität  wahnunelimen,  daß  Bfickschlilsse  auf  die  Zeit  des 
Spiegle»  duiQhsDS  geboten  sind.  Da  die  Entscheidung  über  die 
ZolSssigkcit  nur  für  den  Einzelfall  möglich  ist^  so  verweise  ich 
auf  die  Kinzelausf iihruugen.  ^ 

1)  YgL  unten  §  22  und  §  56  No.  487. 
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Erster  Hauptteil. 

AUgemeiue  Anhaltspunkte  fQr  die  Auslegung 

des  Spiegelbildes. 

Erstes  Kapitel. 

Zur  Beurteilung  des  lleehtsbuches.    §  2. 

HiDsichtlicb  meiner  Auffassung  des  ICeciitsbuches  kann 
ich  mich  kurz  fassen. 

12.  Mit  der  herrschenden  Meinung  halte  ich  die  Urheber- 
schaft Eykes  von  Reppichau  für  gesichert    Die  bekannten 

Anhaltbpunktt'  werden  durch  m«  ine  Untersuchung  noch  verstärkt 
Dem  sachlichen  Is'ovutn  der  Berücksichtigung  Magdeburger 
Rechtsverhältnisse  entspricht  in  persönlicher  Hinsicht  die  ni.W. 
bisher  nicht  beachtete  Wahrscheinlichkeit,  daB  die  Familie  Eykes 
SU  seiner  Lebenszeit  in  der  Stadt  Magdebui^  ein  Haus  besaß.^ 
Was  den  Geburtsstand  Eykes  anbeirifft,  so  ist  nur  sicher, 
daß  er  in  den  ersten  Urkunden,  die  seiner  Erwähnung  tau, 
ebenso  zu  <leii  nobiles  gezählt  wird  wie  die  früheren  Mitglieder 
des  Geschlechts.  Daraus  f  >1i:t  aber  keineswegs,  daß  er  ein 
^freier  Herr*^  war.  Die  Identifizierung  der  Begriffe  nobilis  und 
freier  Herr,  ¥rie  sie  von  Zallinger  und  Schröder  vertreten  wird, 
ist  nicht  haltbar.'  Vielmehr  maß  es  dahin  gestellt  bleiben,  ob 
Eyke  zu  (h  n  freien  llern  n  oder  zu  den  unter  ihnen  stellenden 
Schöffen l>a reu  Rittern  gehört  hat.  Seinen  Übertritt  in  die  Mini- 
sterialitat halte  ich  auch  für  möglich,  ja  für  wahrscheinlich, 
aber  nicht  für  sicher.    Die  Stellung  in  den  unklassi^erten 

1)  YgL  anten  No.  32. 

2)  Vgl  unten  $  25. 
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ZeugenÜBtea  erbringt  keinen  Bioheren  Beweis,  weil  gerade  im 
Beginn  des  13.  Jahrhunderts  ein  Wechsel  in  den  für  die  Zeugen- 

ordniing  inaßgebendon  Prinzipien  eingetreten  ist.  Die  Ordnung 
der  ritterlichen  Zeugen  nacli  den  landreclitliclien  Stenden  der 
Freien  und  der  Ministerialen  ist  allmählich  verdrängt  worden 
durch  die  Ordnung  nach  den  militärischen  Klass^Fi  der  Herren, 
Ritter  und  Knappen.^  Zaliinger  hat  diesen  Wechsel  nicht 
beachtet,  ol^leich  er  auch  für  die  Stellung  Ejkes  Bedeutung 
gehabt  haben  kann.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  seine 
Nennung  nach  Ministerialen  auf  dem  Fehlen  der  Ritterwürde 
oder  auf  geringerem  suziiden  Anselicn  beruht. 

13.  Das  Verhältnis  der  Zusätze  zu  dem  ursprünglichen 
Texte  läßt  sich  nicht  für  alle  gleichmäßig  beantworten.  Aber 
fSr  einzelne  Ausführungen,  die  in  dem  kurzen  Texte  fehlen, 
laßt  sich  und  zwar  zum  TeU  mit  Bestimmtheit  nachweisen, 
daß  sie  von  dem  Urheber  des  Grundtextes  herröhren.*  Da  eine 
spätere  Weglassung  in  diesen  Fällen  ausgeschlossen  ist,  so  halte 
ich  es  für  völlig  sicher,  daß  wir  vcrM^liiedene  Redaktionen 
besitzen,  die  auf  denselben  Verfasser  zurüeUgohen.  Ein  genaues 
Urteil  kann  nur  nach  einer  neuen  kritischen  Ausgabe  des 
Spiegels  in  Frage  kommen.  Doch  scheint  mir  die  Authentizität 
för  &8t  alle  sog.  alten  Zusätze  wahrscheinlich  zu  sein.  Nament- 
lich glaube  ich  mit  Rücksicht  auf  Inhalt,  Diktion  und  Wort- 
schatz, daß  auch  die  Schlußartikel  HI,  82,  §  2—91  von  Eyke 
herrühren. 

14.  Das  Datum  der  Abfassung  i^t  vielleicht  etwas  höher 
binaufzuacbieben ,  als  es  neuerdings  geschieht  Es  scheint  mir 
sicher  zu  sein,  daß  mindesteos  die  ursprüngliche  ftedaktioD,  wahr- 
scheinlich aber  alle,  vor  einem  eventuellen  Eintritt  Eykes  in  die 
Ministeriali tfit  verfaßt  sind.  Der  Umstand,  daß  nun  der  Eintritt 
selbst  zwar  nicht  sicher,  immerhin  aber  für  die  Jahre  1215 — 18 

1)  Vgl.  unten  No.  246  und  49d. 

2)  Vgl.  unten  No.181, 123, 625, 627.  Über  die  allgemeine  Wahrschein- 
lichkeit mehrerer  vom  Verfasser  henührender  Bezensionen  Tgl.  Roethe, 
Die  Beimverreden  des  Sachaenspiegels.  Götting.  AbhandL  XF.  n  (1897—99) 
S.  10311 
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noch  wahrsclieinlich  ist,  spricht  insoweit  für  dieses  Datum  als 
EndtemuD  ehr  Abfassung.  Auch  die  Vorrede  von  der  Herren  Geburt 
ist  eher  vor  12  '60  als  vor  1240  anzusetzen.  Anne  vod  Ireckesdorp, 
der  als  lebend  und  als  Schöffe  erwähnt  wird,  war  nach  einer 
Urkunde,  die  ca.  1220,  sicher  1216 — 27  aufgenommen  Ist^, 
mehr  als  70  Jahre  alt,  so  daß  nach  den  Regeln  der  vermut- 
lichen Lebensdauer  die  Annahme  seines  Todes  vor  dem  Jahre 
1230  wahrscheinlich  ist.  Eine  erheblich  Weiterellinaufschiebung 
des  Antangstermins  ist  unwahrscheinlich  mit  Uucksicht  auf  die 
Daten )  die  für  Hoycr  von  Falkeostein  vorliegen  und  die  von 
1211  bis  mindestens  1250  reichen.* 

15«  Die  Formulierungstechnik  des  Spieglers  zeigt  Eigen- 
tümlichkeiten: 

Die  größte  Schwierigkeit,  welche  dem  Unternehmen  ent- 
gegentrat, war  durch  die  lokale  Vcrischiedcnheit  der  Rechts- 
ziistände  gejjoben.  Der  Spiegier  hat  sich  mit  dieser  Schwnerig- 
keit  in  verschiedener  Weise  abgefunden.  Zwei  Mittel  In^bt  er 
selbst  hervor;  Weglassung  lokal  verschieden  geregelter  Materien 
Weglassung  partikularrechtlicher  Besonderheiten.^  £in  anderes 
Mittel  wird  unsere  Untersuchung  zeigen,  die  Behandlung  des 
Magdeburger  Stadtrechts  als  allgcineinefl  Stadtrechl  Als  viertes 
Nüttel  ist  horvorzuheben  die  Verweiidiuii''  abstrakter  Aus- 
drücke.  Ganz  abg;eselien  mn  streitigen  Stellen,  bei  denen  dieser 
Gesichtspunkt  die  AufheiiuDg  gibt^,  ist  die  Vorliebe  hervor- 

1)  \  gl.  das  Zeugeuprotokon  V.  B.  Anhalt  5,  8. 360,  nobilis,  LXX  et 
plus  babens  annos. 

2)  Schröder,  Iiehrbnch  8. 659  setzt  im  Anschloß  an  Homeyer  8.  7 
die  letzte  Erwäluiang  in  das  Jahr  1246.  Aber  der  Graf  stellt  noch  1250 
eine  Urkunde  aus  (ü.  B.  Anhalt  II  183,  186).  Vielleicht  noch  jünger  ist  ein 
undatierter,  auf  die  Stiftsvogtei  sich  beziehender  Brief  (Erath  8. 202).  Die 
Identität  des  1250  urkondenden  Grafen  ist  zwar  von  H<»neyer  beanstandet, 
aber  ganz  zweifellos.  Das  ergibt  die  völlige  Identität  der  Siegel  wie 
der  ganze  Stand  der  Überlieferung.  Über  einen  altern,  abor  problematischea 
Orafen  Hoyer  vgl.  T.odehur  Viilk<Mi>teiD  S.  25  und  Zschr.  Harz  1871  S.  173. 

3)  Dienstrecht  III  42  §  2.    I>ihnr.  A.  63  §  2. 

4)  Gewedde  in  partikulären  Rechten  III  04  ^3. 

5)  das  Verhältnis  vi  tti  Dompropst  und  Erzpricstor  unten  No.  67 
und  das  Yerhältois  des  Notrichters  zu  dem  belehnten  Kichter  No.  129. 
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zuheben,  mit  welcher  der  Spiegier  vom  Richter  redet.'  Tm 
praktisclicii  Leben  trug  jeder  Richter  seine  konkrete  Bezeich- 
nung. Aber  der  Spiegier  wählt  den  generelleD  Ausdruck,  um 
dieAufzahluDg  der  einzeloenBeneDnungen  zu  vermeiden.  Durch 
diese  abetrakte  Ausdnicksweise  hat  das  Bechtebaoh  für  die 
Zeitgenossen  an  praktischer  Brauchbarkeit  gewonnen^  aber  für 
uns  an  Dentlichkeit  verloren. 

Die  Darstellung  tragt,  wie  bei  a:  Ii  rn  Schriftwerken 
jener  Zeit,  den  Charakter  des  iresprochcnen  \\  ui  los.  Damit  soll 
nicht  gesagt  sein,  daii  Eyke  diktiert  hat  Aber  er  hat  entweder 
diktiert  oder  so  geschrieben  wie  er  sprach.  Wir  tun  letsrt^res  heute 
nicht  Beim  Sprechen  verfOgen  wir  über  die  Betonung,  welche 
für  den  Leser  fehlt.  Heute  ersetzen  wir  bei  der  Schrift  dieses 
Mittel  der  Verständigung  von  vornherein  durch  eine  anderweite 
Fornuilierung  der  p'scliric'benen  Sätze.  Aber  bei  einein  Aiigc- 
LuriL^fn  des  13.  Jaln'hnnderts  dürfen  wir  eine  .solche  Schreib- 
gewandüicit  nicht  voraussetzen.  Wir  siud  berechtigt,  einen 
fehlenden  Sprechakzent  za  ergänzen.  Tn  der  Tat  werden 
wichtige  Stellen  des  Urtextes  erst  durch  die  Einfügung  des 
Sprechakzents  voll  verständlich.'  Bei  einer  Hauptstelle  (No.  132) 
hat  Ejke  bei  der  Revision  den  Mangel  selbst  bemerkt  und 
das  Fehleu  des  Sprechakzentö  durch  erläuternde  Zusätze  aus- 
geliehen. 

Das  Gesamturteil  über  die  Formulierungstechnik  kann  nur 
sehr  gunstig  lauten.  Der  Verfasser  hat  seine  Worte  mit  be- 
wundernngswerter  Soigfalt  abgewogen.  Immer  enthüllen  sich 
bei  der  Üntersnchung  scheinbare  Ungenauigkeiten  als  wohl 
überlegte  Andentungen.  Auch  die  Revision  ist  sorgfältig  vor- 
genommen. Sie  bringt  nicht  nur  Ergänzungen,  sondern  auch 
i-iklai  luigen  unklarer  Aussprüche  uud  Einschränkungen  zu  weit 
gehender.   Widersprüche  ünden  sich  nirgends. 

Ij  Vgl.  imbesüüdere  die  Scliüderungeu  der  Gerieb töbarkeit  uud  des 
Bechtsganges  1,  59  ff. 

2)  VgL  Tmten  No.  127,  132,  623. 
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Zweites  Kapitel. 

Allgcmoine  Anhaltspunkte  fTtr  und  wider  die  Hypoth^e 

der  Unirah i  liv  it.   §  3. 

Für  die  Beurteilung  der  Hypothese,  daß  der  Spiegler 
unwahre  Angaben  gemacht  habe^  kommen  drei  allgemeine 
Gesichtspunkte  in  Betracht:  1.  die  konsequente  DurchfQhrung 

und  die  Tragweite  der  angeblich  vorhandenen  Unrichtigkeiten; 
2.  die  Bewiihrung  des  Verfassers  in  anderen  Fragen;  3.  die 
WahrscheiDlichkcit  oder  Denkbarkeit  von  Gründen  für  das 
Verlassen  der  Wirklichkeit 

L  DurchführuDg  und  praktische  Bedeutung  sind  für  die 
beiden  Materien  getrennt  zu  untersuchen. 

16.  Der  Spiegler  behauptet,  daß  Landsassen  und  Pflege 
hafte  in  geistlichen  und  weltlichen  Sachen  verschiedene  Gerichte 
besuchen.  Nach  Schröder  haben  sie  in  Wirklichkeit  ganz  die- 
selben Gerichte  besuelit,  insbesondere  ziisaininen  das  Godiug, 
dem  in  kleineren  Sachen  der  Gogrefe,  in  Strafsachen  der  Schulze 
präsidierte.  Eine  besondere  Beziehung  der  Pfleghaften  zum 
Schulzen  habe  nicht  bestanden.  Sie  sei  erfunden  worden,  um 
die  erstrebte  Dreizahl  der  Gerichte  und  der  Freiheitsarten  zu 
gewinnen.  Die  beanstandete  Behauptung  findet  sich  nun  nicht 
nur  an  der  Eingangsstelle,  welche  die  1  )rc'iglLcderung  gibt  und 
die  von  Sehröder  allein  erwähnt  wiid,  sondern  ebenso  an 
drei  anderen  räumlich  entlegenen  Stellen.  In  der  Wergeldtafel 
III  45  §  4  werden  die  Biergelden  durch  den  Zusatz  gekenn- 
zeichnet „die  das  Schulzending  suchen^.  In  der  Tafel  der 
Richterbußen  XU  64  §  8  wird  dem  Schulzen  die  Buße  von 
8  Schillingen  gezahlt  „von  seinen  Biergelden*.  Das  erblose 
Eigen  deiä  Biergelden,  das  weniger  als  di'ei  Hufen  beträgt,  iäiit 
nach  III  80  §  1  in  das  Schultheißtum.  ^ 

1)  Besonders  beachtenswert  ist  dieses  Heimfallsiechi  Es  ist  ja  eine 
öfter  beachtete  Erscheinmig,  daß  Dichter  eine  gewisse  Voiliebe  for  die 
Geschöpfe  ihrer  EinbUdtingskraft  besttsen.  Inunerhin  muß  es  snfCallen, 
wenn  der  Spiegler  die  Vorliebe  für  das  erdichtete  Scholzending  so  weit  treibt, 
es  mit  einem  Heimfallsrechte  anszustatten. 
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Es  handelt  sich  somit  nicht  um  eine  gelcgentUclie  Äußerung, 
sondern  um  eine  ganz  konse(|uent  festgehaltene  Vorstellung. 
Schröder  glaubt  freilich  eine  Inkonsequenz  darin  nachzuweisen^ 
daß  der  Schulze  in  den  beiden  Subordinationsstellen  übergangen 
wird,^  Aber  diese  Übergehong  ist  keine  Inkonsequenz,  sondern 
eine  richtige  Beachtung  der  Eigentunüiclikeiten,  die  das  wirk- 
lich gemeinte  SchulKengoricht  aufwies.*  Die  Konseqneoz  tritt 
auch  darin  hervor,  dall  die  Vorstellung;  von  dem  Zusammen- 
hange der  Pflcghaften  und  dem  Sclmlzcngcriclit  in  den  Zusätzen 
weder  abgeschwächt  noch  erläutert  wird.  Ja  die  Untersclieidung 
von  Biergelden  und  Landsassen,  die  nur  auf  dem  Gerichtsstande 
beruht,  wird  noch  in  einem  wichtigen  Zusätze'  ganz  entsprediend 
vorausgesetzt  Rührt  der  Znsate,  wie  ich  glaube^  von  Eyke  her, 
so  ist  seine  Konsequenz,  andernfalls  die  Unterstützung  durch 
einen  Fremden  beachtenswert. 

17.  Der  Spiegier  ncnut  mit  r  den  Arten  der  Freiheit  an 
erster  Stelle  den  Stand  der  Schöü'enbaren.  Zallinger  behaupte<^ 
der  Spiegier  habe  den  Stand  erfunden.  Schröder  ist  der  An- 
sicht, daß  er  damit  Leute  gemeint  habe,  die,  als  freie  Herren 
geboren,  sich  unter  Vorbehalt  der  Schöffenbarkeit  in  die  Dienst- 
mannschaft ergeben  hatten,  in  Wirklichkeit  Dienstleute  waren. 

Diese  Erfindungsh\  poLliese  bedarf  gewisser  Modifikationen, 
um  überhaupt  diskutabel  zu  sein. 

Auszuscheiden  ist  zunächst  die  Annahme  einer  freien 
Erfindung  ohne  Vorbild.  Ein  Schriftsteller,  der  uns  mitteilt» 
daß  die  Sohöffenbaren  das  Ding  des  BischofiB  und  des  Grafen 
besuchen,  Urteil  finden,  Zeugnis  ablegen,  Boten  sind,  Ehe 


1)  Vgl.  unten  No.  75  ff. 

2)  No.  73. 

3)  lU  Art.  73  §  1. 

4)  A.  73  §  3  gebraucht  die  Wendung  „Alan  seget  —  des  is  doch  nicht" 
genau  in  derselben  Weise  wie  im  ursprünglichen  Texte  in  8  ,Man  seget 
-—  des  n'i«;  doch  nicht"  III  53  §  2a f.  „Eir  umme  setret  man  —  des  n'is  doch 
nicht-',  Lehnr.  10  §  1  ^itliche  lüde  seget  —  des  n'is  nicht'';  Lehur.  22  §  1. 
, Summe  lüde  secget  —  des  n'is  nicht",  ebenj^o  alter,  m.  E.  gleichfalls  authen- 
tischer Zuüatz :  i  51  §  2.    Man  seget  —  des  n'is  doch  nicht. 
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Bchltefien,  hat  an  wirklich  lebende,  als  Gruppe  vorhandene 
Menschen  gedacht  Sonst  hatten  wir  das  Weik  emes  Geistes- 
kranken vor  uns. 

Auszuschcideu  ist  ferner  die  Annahme,  die  von  Zallinj^er 
als  möglich  gedacht,  von  Schröder  vertreten  wiid,  dalö  der 
Spiegier  die  StandesbezeichDung  „schöffenbar*^  oder  „schöben- 
bar  Freie*'  erfunden  habe.^  Der  Spiegier  sagt  nicht,  welche 
Leute  er  mit  diesen  Worten  bezeichnen  will,  sondern  er  beginnt 
sofort  mit  dem  tatsächlichen  Gebrauche  der  Bezeichnung.  Auch 
weiterbin  folgt  keine  Erklärung.  Ebensowenio;  lindet  sie  sich 
in  den  Zubatzen.  Es  ist  algo  vollkommen  klar,  daü  der  Spiegier 
damit  gerechnet  h:it,  ohne  weitere  Erläuterung  verstanden  zu 
werden.  Diese  Darstellungsweise  des  Spieglers  beweist  unwider- 
leglich, daß  es  damals  Leute  gegeben  hat,  die  „schöffenbar^ 
und  „schoffenbar  frei^  genannt  wurden.  Diesem  positiven 
Zeugnis  gegenüber  könnte  ein  bloß  negativer  Befund  der  übrigen 
Quellen  gar  nieht  in  Betracht  kommen ,  selbst  wenn  ihre  Aus- 
beute an  deutsehem  Sprach mat<^riale  weniger  dürftig  wäre. 
Übrigens  ist  der  Befund  nicht  negativ.  ^ 

Auszuscheiden  ist  endlich  die  Annahme,  welche  Zallinger 
und  Schröder  vertreten,  daß  der  Spiegier  mit  dem  Ausdruck 
sohöffenberfrei  ausschließlich  die  unter  den  freien  Herren 
stehende  Klasse  gemeint  habe.  Es  ist  ganz  sicher»  daß  der 
Ausdruek  nach  usuellem  Sinn  auch  die  Fürsten  und  die  freieu 
Herren  umfaüt.' 

Diskutabel  ist  deshalb  nur  eine  modifizierte  JMinisteiial- 
theorie  folgenden  Inhalts:  Es  hat  eine  Klasse  von  Leuten 
gegeben,  die  unter  Vorbehalt  der  SchöÜ'enbarkeit  und  deaStamm- 
guts  in  die  Ministerialitat  übeigetreten  waren.  Sie  werden  in 
allen  Urkunden  als  Dienstleute  ohne  Zusatz  bezeichnet  Aber 
sie  wurden  zugleich  zu  den  SchÖtfenbaren  und  zu  den  Freien 

1)  Tgl.  Zallinger  a.a.O.  8.  248  ^die  Bezeichnmig  ,Schöffenbarfreie^ 
ervtthlte*^,  Schröder,  Lehrbuch  8.445  (3(3)  „für  den  er  die  nicht  uopussende 
Bexeichiumg  ,Schoffenbarlreie*  erfand \  Vgl.  über  das'^oit  No.  4CX). 

2)  Vgl.  unten  §  27, 28. 

3)  Tgl.  unten  §  24. 
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gereohnet  Die  Uorichtigkeit  des  Spieglers  würde  Dor  darin 
bestehen  y  daß  er  diese  Klasse  nur  zu  den  Freien  und  gar  nicht 
XU  den  Dienstleuten  gestellt  hat. 

Die  völlicre  Unvereinbarkeit  auch  (1(1  iiiijdifizierten  An- 
nahme mit  den  KontrolhiMclirichten  und  mit  einzelnen  Aus- 
sprüchen des  Spieglers  soll  unten  gezeigt  werden.  An  dieser 
Stelle  will  ich  die  vcrmoiDtliche  Unwahrheit  nur  nach  den 
beiden  angedeuteten  Gesichtspunkten  pr&fen. 

Hervorzuheben  ist  wieder  die  Konsequenz  der  Durch- 
fuhrung. Der  Spiegler  betont  nicht  etwa  an  einer  Stelle  oder 
an  einigen  Stelleu,  daß  die  SeliülVenbaren  Freie  und  nieht 
Dienstleute  sind,  sondern  diese  Auffassimg^  zieht  sich  durch 
das  ganze  llechtshuch  hindurch,  ohne  irgendwo  schwankend 
zu  sein.  Die  Schöffenbaren  sind  ein  Teil  der  Freien.  Ihr  Recht 
ist  ein  anderes  als  das  der  Dienstleute.  Das  ist  der  Grund- 
zug der  ganze  Darstellung.  Dabei  werden  die  Rechtssätze  mit 
Torliebe  an  den  Stand  der  Schoffenbaren  angeknüpft  Der 
Verfasser  behandelt  den  Unterschied  ihrer  Keehtsstellunii  von 
der  Stellung  der  andern  Freien  hesonders  ausiüiiilieli.  Nicht 
mit  Unrecht  hat  Heusler  den  Öachseospicgel  bezeichnet  als 
das  liandrecht  der  Schöffenbaren.  Die  Schöffenbaren  sind 
nahezu  eben  so  sehr  Normtrager  wie  die  Cremeiofreien  in  den 
alten  Volksrechten.^  Überall  wird  dabei  jeder  Schöffenbare  als 
vollkommen  frei*,  jeder  Dienstmann  als  nicht  frei  behandelt.* 
Nirgends  finden  sich  solche  Kechtssätze,  welche  für  die  niedcm 
Schoffenbaren  und  die  Dienstmannen  gemeinsam  gelten,  aber 
nicht  für  andere  Freie.  Die  von  Zallinger*  betonte  Zusammen- 
stellung auf  derselben  Heerschildstufe  beruht  auf  einem  Irrtume. 
Der  Heersohild  ist  ein  verschiedener.'  Ebensowenig  besitzen 
wir  einen  Anhalt  daf&r,  dafi  der  Spiegel  das  Wort  Dienstmann 
auf  die  Angehörigen  altdienstmannischer  Geschlechter  beschrankt 

1)  Und  fwar  ans  demselben  Qnuide.  Tgl.  §  48. 

2)  Vgl.  ZaUinger  a.  a.  0.  S.  249. 

3)  Vgl.  anten  No.  23  und  219. 

4)  ZsUiager  a.  a.  0.  8.  248  Anm.  2. 

5)  Vgl.  antea  §  60. 
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habe.  Wohl  aber  ergibt  sich  ein  Gegengrund.  Der  iSpiegler 
verlangt  für  die  VertrettiDg  der  Fürsten  bei  der  Gewährleistung^ 
daß  sie  senden  „enen  iren  ingeboren eo  dienstmann''.  ^  Die 
Betonung  des  Unterschieds  spricht  dafür,  daß  der  nneinge- 
schrSnkte  Begriff  Dienstmann  an  anderen  Stellen  auch  den 
nicht  ^cinp^eborrnen'^  iimfaiit.  Der  Inlialt  dos  Untorschieds 
fällt  gegen  eine  liühci*bteiiuDg  der  neu  eiiigetreteuen  ötandes- 
genossen  ins  Gewicht. 

Der  Gegensatas  wird  nun  auch  in  den  Zusatsen  in  keiner 
Weise  abgeschwächt  Der  oben  erwähnte  Zusatz der  das 
Geburtsrecht  der  Kinder  behandelt,  stellt  genau  wie  der  erste 
Text  das  schöffenbaro  AVcib  unter  das  Recht  der  Freien  und 
gibt  ganz  anderes  Recht  für  die  Dicnstiuutc,  wiederum  ohue 
Unterschied  zwischen  eingcbornen  und  neu  eingetretenen  Mit- 
gliedem,  aber  unter  soigfaltiger  Erörterung  des  Magdeburger 
Dienstmannenrechts  und  seiner  Geschichte. 

Hervorzuheben  ist  femer  die  praktische  Bedeutung  der 
angeblichen  Unrichtigkeit.  Die  Anwondunp:  der  im  Sachsenspiegel 
vorgetragenen  Rechtssätze  muüte  für  die  Beurteilung  des  Einzel- 
falls ganz  verschiedene  Resultate  geben,  je  nachdem  man  den 
neneingetretenen  Ministerialen  zu  den  Freien  desSpieglers  rechnete 
oder  zu  seinen  Dienstleuten.  Solche  Unterschiede  ergeben  sich 
hinsichtlich  der  FShigkeit  zum  Urteil,  zum  Zeugnis,  zum  Ge- 
richtslclui^  hinsieht  lieh  der  Gerichtsfristen,  des  Dingbesuclis,  des 
Ileinifalls  an  den  König.  Vor  allem  mußte  der  Untei-schied 
praktisch  werden  bezüglich  des  Erbrechts  und  bezüglich  der 
Stellung  der  Kinder.  Nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Spie^^ers 
bestand  zwischen  seinen  fVeien^  also  auch  seinen  SchÖffenbarea 
ond  den  Dienstleuten  kerne  Gemeinschaft  des  Erbrechts.^  Wenn 
er  Leute  zu  den  Freien  rechnete,  die  in  Wirklichkeit  Mini- 
sterialen waren,  so  verschob  er  das  bestehende  Erbrecht  nicht 
nur  zu  Gunsten,  sondern  auch  zu  Ungunsten  seiner  vermeintüchen 

1)  Vgl.  Ssp.  U  42  §  2. 

2)  III  73. 

3)  Ssp.  III  71  §  2,  dazu  I  38  §  2.  Auch  die  Bestimmungen  des  Ssp. 
über  Heergewäte  haben  für  Diensticuto  nicht  gegolten. 
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Standescronossen.    Solche  Eingritfe  mußten  stark  als  Unrecht 
empfunden  werden.    Dabei  wird  ein  Übersehen  der  Konsequenz 
durch  die  Ausführlichkeit  ausgeschlossen,  mit  der  gerade  das 
Erbrecht  im  Kechtsbuche  bebandelt  wird.  Das  gleiche  gilt  für 
die  Stellimg  der  Kinder.   Bei  freien  Eltern  gilt  die  Folge  nach 
dem  Vater  y  nicht  bei  Dienstleuten.  ^  Auch  dieser  Punkt  wurde 
im  praktischen  Leben  streng  beobachtet,  wie  die  Dienstmann- 
wechsel beweisen,  die  dein  Spie^ler  bekannt  waren.    Es  wäre 
nn  kfihncr  Schritt  gewesen,  in  dieser  Hinsicht  das  anerkannte 
Kecht  des  Dienstherm  zu  schmälern.   Dennoch  erklärt  der  eben 
erwähnte  Zusatz  ausdrücklich^  daß  das  Kind  einer  schöffenbar- 
freien  Frau  von  einem  Biergelden  oder  Landsassen  in  den 
Stand  des  Vaters  tritt'  Gleichzeitig  wird  aber  das  abweichende 
Keeht  der  Ministerialen  eingehend  mit  Berücksichtigung  der 
Geschichte   und  der  Unterscheidung  zwischen  Sachsen  und 
Wenden  dargestellt   Nach  Scliröder  war  das  schöffenbare  Weib 
eine  Ministcrialin.    Nach  der  Steile  wird  ihr  Kind  frei,  somit 
dem  Rechte  des  Herrn  entzogen.   Diese  Entziehung  kann  nicht 
durch  Standesinteresse  erklart  werden.  Denn  dem  Dienstherm 
stehen  nur  Landsassen  und  Biergelden  gegenüber.  Ebensowenig 
kSnnte  die  Entziehung  dadurch  motiviert  sein,  daß  alle  Dienst- 
mannen  von  Rittersart,  dies  Kind  aber  nicht  ritterlich  war. 
Einmal  würde  aus  dem  Mangel  des  Ileerschildes  nur  die  Ein- 
ordnung in  eine  niedere  Klasse  von  Unfreien,  aber  nicht  der 
Erwerb  derjenigen  Stellung  sich  ergeben,  welche  jeder  Dienst- 
mann  durch  Freilassung  erlangt    Zweitens  aber  beschrankt 
gerade  dieser  Zusatz  den  Begriff  Dienstmann  ganz  sicher  nicht 
anf  ritterliche  Leute.    Auch  das  heersohildlose  Kind  hatte 
Dienstmann  bleiben  können.    Wenn  Schröder  mit  seiner  Deu- 
tung der  Schöüenbaren  recht  iiätte,  so  würde  somit  ein  völlig 

1)  Ssp.  1 16,  m  73  §  2. 

2)  Vgl.  Ssp.  III  73  §  1.  Nimt  nv  r  on  vri  .soeponbare  wif  enen 
biergelden  oder  enen  laudseten  nndo  wint  sie  kindcri'  bi  iino,  dio  ne  sint 
in?  nicht  evenburdich  an  buto  imde  au  wereg'^Me  wende  sie  h ebben  irs 
vader  recht  unde  nicht  der  müder;  dar  umme  no  nemcu  si«  der  müder 
enre  nicht,  noch  nemazmes  die  Ire  mach  vun  müder  halven  is. 
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nnmotivierter  und  sehr  schwerer  EiiigrilF  iii  ein  uaurkanntes 
Hecht  der  Dienstherren  vorliegen. 

Aus  den  vorstehenden  Gründen  läßt  sich  keiner  der  beiden 
angeblich  unwahren  Behauptungen  Konsequenz  und  praktische 
Bedeutung  absprechen. 

18.  IL  Für  die  Beurteilung  der  BVage,  ob  derartige  ün- 
richtiVkeiten  dem  Verfasser  des  S.iclisenspicgels  zuzutrauen  sind, 
lii^t  reiches  Material  vor.  Denn  der  Sachsenspiegel  {Laud- 
lecht  und  Lehnrecht)  ist  ein  sehr  umfassendes  Rechtsbuch,  und 
er  zeigt  in  Diktion  und  Ausdrucksweise  eine  so  hervorstechende 
Einheitlichkeit)  dafi  an  der  Einheit  des  Ursprungs  nicht  gezweifelt 
werden  kann  und  nicht  gezweifelt  wird.  Zudem  erstrecken 
sich  die  angeblichen  Ertindungen  aui  alle  Teile  des  Rochtshiichos. 
Wenn  die  Darstellung  mit  Bezug  auf  Gerichtsvt  rfassung  und 
Standewesen  derart  unrichtig  sein  soll,  so  müssen  wir  erwarten, 
dieselbe  Erscheinung  auch  in  anderen  Teilen  des  Buches  wieder- 
zufinden. Ein  so  reiches  Material  mufi  ein  bestimmtes  Urteil 
fiber  die  Zuverlässigkeit  des  Verfassers  ermöglichen. 

Es  ist  nun  notorisch,  daß  das  Rechtsbuch  sich  in  dorn 
weitaus  gröiitt  II  Teile  seines  Inhalts  durch  schlichte  Wahrhaf- 
tigkeit auszeichnet  Das  schwere  Bedenken,  das  sich  aus 
dieser  Tatsache  gegen  die  Erfindungshypothese  ergibt,  haben 
sowohl  Schröder  wie  Zallinger  empfunden  und  dadurch  zu 
beseitigen  gesucht,  daß  sie  die  GlaubwCirdigkeit  des  Spieglers 
auch  in  anderen  Punkten  beanstandet  haben. 

Schröder  betont  ganz  allgemein  die  Neigung  des  Spieglers 
zur  Aufstellung  von  Parallelen.  „Bei  ungemeiner  Zuverlässigkeit 
in  allen  positiven  Angaben  ist  Eyke  von  Bepgow  doch  nicht 
selten  der  Gefahr  geistreicher  Phrasen  und  Doktrinen  ^e 
Spitzfindigkeiten  auf  Kosten  der  historischen  Wahrheit  unter- 
legen.'* Sehrr)der  gibt  forner  Beispiele  für  den  genialen  Siib- 
jektivisnius  und  sclilieHlieli  auch  eine  Erklärung  der  Mangel. 
„Ilun  (Eyke)  fehlte  nur  die  geistige  Disziplin,  wie  sie  dem 
Juristen  einzig  durch  das  römische  Hecht  zuteil  wird''. 

Ich  will  auf  die  Uberscbatzung  des  romischen  Rechts, 
die  sich  in  der  letzten  Bemerkung  kundgibt,  nicht  weiter 
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einprehen^,  soudem  mich  auf  die  konkreten  Vorwürfe  be- 
sciiräjiken. 

Die  Beispiele  für  den  Subjektivismus  des  Spieglers,  die 
Schröder  in  seinem  Lehrbuche ^  anführt,  sind  Heerschildordnung, 
SchöffeDbarfreie»  KurfOrstentheorie^  Gerichtsbarkeit  des  Pfahs- 
grafen  über  den  König  und  generelle  Vorliebe  für  eine  mystisch 
angehaachte  Zahlenspielerei ,  die  namentlich  zu  der  Erfindung 
des  Schulzen-  und  Dompropstgerichta  j2:cführt  Imbe.  Zailinger 
sucht  d:ir/uLun,  daß  auch  die  Aug:iben  des  Spiegk-rs  über  die 
Besetzung  der  iSchöffenbank  und  über  die  Notwendigkeit  des 
Königsbanns  mit  den  tatsachlichen  Verhältnissen  nicht  verein-* 
bar  seien. 

Die  Belege  Schrödeis  für  den  Subjektivismus  des  Bpieglers 
sind  verschieden  zu  beurteilen. 

19.  Eine  besondere  Gruppe  bilden  ^^^ahltheü^ie  und  Pfalz- 
gnifentheorie.  Die  VVahltheorie  ist  unzweifelhaft  eine  Neu- 
bildung gegenüber  älteren  Verhältnissen.  Aber  eine  i^eubildung, 
zu  der  die  Zeitverhältnisse  einigermaßen  drängten.  Auch  die 
PfahEgrafentheoiie  scheint  nur  eine  Analogiebildung  zu  sein.  Wann 
die  P£alzgrafentbeorie  entstanden  ist»  können  wir  auch  nicht 
annähernd  vermuten.  Die  erste  Nachricht  braucht  noch  nicht 
entfernt  in  die  Zeit  der  Entstehung  zu  fallen.  Weder  in  bezug 
auf  die  Wahltlieorie  noch  in  bezug  auf  die  Pfalzgraf entlieorie 
haben  wir  aber  den  leisesten  Anhaltspunkt  dafür,  daß  Eyke 
von  Heppichau  diejenige  Persönlichkeit  gewesen  ist,  welche 
diese  Gedanken  zuerst  gefaßt  oder  zuerst  ausgesprochen  hat 

1)  Tatsächlich  seigt  der  Sachsensi-ir^'e!  hA  richtiger  Deutung  dit'lbo 
Schärfe  und  Prägnanz,  dieselbe  Sprungkraft  des  Denk'  ns,  welche  die  Schrifteu 
4er  besserem  römischen  Juristen  zu  einem  juristischen  Büdongsmittel  macht 

2)  In  dem  Aufsätze  Ztschr.  0  (22)  sind  noch  zwei  andere  Stellen 
beanstandet.  Die  eine  ist  Ssp.  1,  31  §  2  (vgl.  Schröder,  Ooschichte  des 
ehel.  Güterrechts  II  3  §  22).  die  andi  ro  1,  7.  Da  Schröder  diese  beiden 
Anstände  in  seinem  Lehrbuche  nicht  wi<  dMholt.  so  will  ich  mirh  auf  die 
Bemerk unt^  beschränken,  daß  ich  beide  Ausspruche  für  richtig  halte.  Der 
erste  AuüÄjiruch  ist  nicht  kontrollierbar,  aber  deshalb  anch  nicht  wider- 
legbar. An  der  zweiten  Stelle  ist  loven  auf  das  rocht.sförmliclie  Gelübde 
zu  beziehen.    Vgl.  i'uiitbchai't,  Schuldvertrag  uud  TreugeiöbuLs  §  18,  lö. 
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Diese  staaterechtlichen  Fragen  haben  in  jener  Zeit  viele  Leute 
beschäftigt  und  manche  mehr  als  den  in  bescheidener  Stellung 
lebenden  Eyke.  In  bezug  auf  die  sta^itsrcchtlicbcn  Fragen  stand 
ihm  eigene  Wahrnehmung  nicht  zu  Gebote.  Es  ist  psychologisch 
unwahrscheinlich,  daß  er  in  bezog  auf  diese  großen  Dinge  es 
gewagt  hat,  noch  nie  vernommene  Satze  au&ustellen.  Bezüg- 
lich der  Pfalzgrafentheorie  spricht  auch  die  Fassung  der  Stelle 
dagegen.^  Das  Schwergewicht  liegt  auf  dem  Richten  des  Schubsen 
über  den  (irafcn.  Die  Tätitrkcit  des  Pfalzgrafen  wird  ein  als 
ein  nllf^rmein  bekannter  nnd  dnrch  die  Analogie  erläuterter  Satz 
angeschlossen.  In  beiden  Füllen  scheint  es  mii*  in  hohem  Grade 
wahrscheinlich,  fast  sicher,  daß  Eyke  eine  Angabe  bringt,  die 
er  von  anderen  erhalten  hat  Solange  aber  die  persönliche 
Urheberschaft  Eykes  nicht  erwiesen  ist,  kami  die  vermeintliche 
Unrichtigkeit  dieser  beiden  Sätze  in  keiner  Wdse  dazu  dienen, 
die  GLuibvvürdigkeit  Eykes  in  bezug  auf  solche  Verhältnisse, 
die  er  aus  eigener  Anschauung  kannte,  zu  orsehüttcm. 

20,  Wesentlich  anders  steht  die  Frage  hinsichtlich  der  Pro- 
dukte der  angeblichen  Zahlenspielerei:  Heerschildordnung,  welt- 
liche nnd  geistliche  Gerichte,  Schoffenbare,  das  sind  alles  Ver- 
hältnisse, die  der  Spiegier  aus  eigner  Anschauung  kennen  mußte. 
Aber  es  sind  eben  auch  gerade  die  streitigen  Angaben,  welche 
sieh  alle  durcli  die  Einbeziehung  der  Marktgebiete  erklären. 
Nur  bei  der  Heerschildordnung  ist  noch  eine  von  dieser  Haupt- 
frage unabhängige  Behauptung  des  Spielers  beanstandet. 
Deshalb  kann  als  Vorfrage  in  Betracht  kommen,  ob  etwa  die 
Form  der  Darstellung  die  Neiguog  zur  Zahlenspielerei  verrat 
oder  die  Angaben  über  die  Heerschilde  diese  Tendenz  erkennen 
lassen.  Die  Form  der  Darstellung  ist  auffallend.  Es  ist  richtig, 
daß  die  Zählung  von  Rechtsinjstituten  m  l  die  Hinweise  auf 
zitlern mäßige  Übereinstimmungen  im  Saclisenspiegel  in  einer 
Weise  hervortreten,  die  uns  fremdartig  anmutet    Am  auf- 

1)  Vgl.  III  52  §  3  ^Wcnii'.'  kkiget  man  ovfr  den  richtere,  he  sal 
andwcrden  vor  deme  scultheitcu,  wen  die  scultheite  is  richter  siner  scult; 
als  is  die  palenzgrevo  over  den  keiser  unde  die  burchgreve  over  den 
loarcgreTen. 
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iüleDdsteii  ist  allerdings  in  dieser  Hinsiebt  I  A.  3.  Wir  finden 
xnaunmengestellt  7  Welten,  7  Heerschildei  7  Sippesahien.  la 
atteo  diet  Fallen  wird  für  das  siebente  Glied  eine  Besonderheit 
bebauptet  (Ungewifiheit  der  Dauer  bei  der  siebenten  Welt» 

Ungewiliiieit  des  Lehnn  chts  hei  den  Leuten  des  biebenten  Heer- 
schilds,  Nagel  statt  Glied  bei  den  Sippezahlen).    Andere  Zu- 
sammenstellimgen  begegnen  bezüglich  der  Freien  und  ihren 
Gerichten  und  sonst    Aber  daß  eine  Vorliebe  für  einseine 
besondere  Zahlen  hervortiitti  wie  Schröder  behauptet    muß  ich 
bestreiten.  Wir  finden  alle  niedem  Zahlen,  nämlich  2«,  3',  4S 
5^,6/7^,  1\  15 ^    Deshalb  k  nn  auch  von  einer  mystischen, 
selbst  abergläubischen  Zahlcnspiclerei  gar  nicht  die  Kede  sein. 
Die  ganze  Erscheinung  erklärt  sich  sehr  einfach  und  nüchtern 
MS  dem  Bedürfnisse  der  Mnemotechnik.    Sie  beweist  nur, 
daft  der  Spiegier  wirklich  wie  er  sagt»  aus  der  Oberlieferung 
gescböpft  hat.    Die  xahlenrnfiBige  Gruppierung,  die  Hervor^ 
hebung  von  Parallrlzahlen  ist  einfach  die  Form,  welche  dem 
mündiicli  überlieferten  Kechte  durch  die  Bedürfnisse  der  Mnemo- 
technik nnfgepnlgt  wird.  Bereits  in  meiner  Untersuchung  über 
die  Bieigelden  habe  ich  hervoigehoben,  daß  die  gleiche  Eigen- 
tfimlichkeit  sich  aus  dem  gleichen  Grunde  auch  in  den  fiie- 
siBchen  Quellen*  findet  und  zwar  in  dem  Rudolphsbnche  ganz 
ungleich  ausgeprägter  aU  im  Sachsenspiegel.'*  Die  Erkenntnis 

1)  Schröder,  Zschr.  0  8. 61. 

2)  Vgl.  Ssp.  1, 1. 

3)  Ssp.  1, 2. 

4)  4  Ffalsgrafen-  und  Henogtümer  III  SB. 

5)  Vif  stede  die  palenze  heten  III  62. 

6)  I.  A.  3. 

7)  7  Fahnlehen  III  62  §  2. 

8)  15  Bistümer  III  t)2  §  3. 

9)  S'<  h(»n   die  Bezeichnung   der   altfrioMSchen  Rcchtsquellen  als 
17  Küren,  24  Landrechte,  7  Überküren  und  36  Sendi-eohte  beniht  auf 

dem  Bedürfnisse  der  Mnemotechnik. 

10)  Das  Rudolphsbuch  zählt  der  Hoihe  nach  auf  4  Fälle  der  Hef^rfahrt, 
2  Rp.r'htsarten,  4  (r»)  , Schlüssel",  zmn  weltliche  und  zwei  geistliche.  G  schwere 
btnifaile,  drei  weltliche  und  drei  geistliche,  5  Bannfalle  und  3  Satarangftn 
4et  SJorngn  Mddüäedech.   Vgl  BichUiofenf  Kq.  B.  425  ff. 
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dts  ürüiidcs  führt  nun  zu  zwei  nnderen  Folgerungen.  Einmal 
kann  aus  eiuer  ooch  so  auftaliendeu  Übereinstimmung  der  Zahlen 
alleiD  Doch  nicht  auf  Erfindung  geschlossen  werden.  Man  suchte 
eben  aus  dem  ganzen  Bechtsgebiete  diejenigen  Zahlen  zusammen^ 
welche  übereinstimmten.  Zweitens  ist  anch  hinsichtlich  dieser 
Zusammenstellung  die  persönliche  Urheberschaft  Eykes  durch- 
aus uncrowiß.  Die  mündliche  Tradition  ist  durch  Gencrntionen 
gegangen.  Generationen  haben  sich  gegenseitig  nincmotechnische 
Entdeckungen  und  Hulfsmittel  überliefert.  Gerade  bezüglich 
des  auffallendsten  Beispiels,  des  Art  3  in  Buch  I  ist  die  Autor- 
schaft Eykes  positiv  unwahrscheinlich.  Wenn  Eyke  personlich 
und  selbständig  auf  den  Gedanken  gekommen  wäre,  die  Lehre 
von  den  sieben  Welten  und  die  Zahlen  der  lleei*»childe  und 
Verwandschaftsstufen  zu  vergleichen,  dann  würde  er  hinsicht- 
lich der  Lehre  von  den  Welten  naher  informiert  gewesen  sein. 
Dann  würde  er  die  origines  des  Isidor  nicht  mit  dem  Kirchen- 
vater Origines  verwechselt  haben.  Der  Irrtum  beweist,  daß 
£yke  einfach  tmlatizisches  Gut  nach  mündlicher,  in  diesem 
Punkte  mißversLündlicher  Uberlieferung  bringt. 

21.  In  bezug  auf  den  Inhalt  der  TTe(  rschildordnung  sagt 
Schröder^:  Diese  Abstufungen  hat  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels „zuerst''  in  ein  wissenschaftliches  System  gebracht,  das 
zwar  manche  Unrichtigkeiten  und  Willkürlichkeiten  enthält,  im 
großen  und  ganzen  aber  den  Verhältnissen  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts entspricht.  In  der  Anmerkung  fügt  Schröder  hinzu: 
Unrichtig  ist  nur,  abgesehen  von  den  Schöffenbarfreien,  die  der 
Sieben-  oder  Sechszahl  zuliebe  behauptete  Unsicherheit  hinsicht- 
lich der  untersten  Heerschiidstufe.  Ich  werde  auf  die  Ord- 
nung der  Heerschilde  noch  näher  eingehen*  und  >vill  einstweilen 
nur  folgendes  bemerken.  Es  ist  mir  unverständlich,  wie  Sehroder 
die  einfache  Aufzäliluug  der  Heerschilde  als  Einfügung  in  ein 
wissenschaftliches  System  betrachten  kann.  Es  handelt  sich 
doch  nur  um  die  Wiedergabe  der  im  Reichsheere  tatsachlich 


1)  Lehrbuch  S.  400. 

2)  Vgl  unten  §  58  ff. 
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vorhnndrnpn  militärischen  HicTurchie.  Die  Autoi-schaft  Fykes  ist 
jedenfalls  abzulebnen  aus  dem  oben  angefüiirteo  Grunde,  und 
deshalb  weil  wir  alle  Heerschildc  mit  Ausnahme  des  unsicheren 
früher  Dacbweiseo  könnea.  Die  Unrichtigkeit  bezuglick  der 
Scfadffenbaren  fällt  in  das  allgemeine  Problem.  Bleibt  die  angeb- 
liche Erfindang  der  Unsicherheit  hinsichtlich  des  leisten  Heeiv 
scliildb.  Schröder  scheint  die  Erlimiung  nur  aus  der  Überein- 
stimmung mit  den  Welten  zu  folgeni.  Aber  die  Übereiustim- 
mung  ist  in  diesem  Funkte  eine  so  äußerliche ,  daß  sie  durch 
eine  £rfindung  in  höherem  Grade  liergcstellt  werden  konnte  und 
maßte.  In  der  Tat  liegt  gar  kein  Anlaß  vor,  diese  Angabe 
des  Spieglers  als  unrichtig  zu  bezeichnen.  Es  wird  sich  heraus- 
stellen, daß  er  auch  in  diesem  Punkte  die  Tradition  treu  bewahrt 
hat.  Der  berichtete  Zweifel  hat  deirinst  tatsächlich  bestanden, 
wenn  er  auch  zur  Zeit  des  Spicirlds  im  praktiselicn  Leben  gelöst 
war.  Die  Streitfrage,  die  der  .Spicgler  meint,  betrilll  Lelms- 
fahigkeit  und  Ueerschild  der  Ministerialen.^ 

Die  Einwendungen  Zallingers  betrefiend  die  Besetzung  der 
Scboffenbank  und  die  Notwendigkeit  des  Konigsbanns,  sollen 
spater  eingehend  erörtert  werden',  sie  hangen  mit  den  Haupt- 
problemen zusammen  und  beruhen  in  der  Hauptsache  auf 
unrichtijjer  Interpretation  des  Reehtsbuchs. 

Damit  sind  die  selbständigen  Bedenken  gegen  die  Wahr- 
haftigkeit des  Spiegleis  erledigt.  Sie  verlieren  sich  alle,  sobald 
man  sie  nlher  ins  Ange  faßt  Der  Spiegier  ist,  soweit  die 
Pk^ng  möglich  ist,  außerhalb  der  streitigen  Frage  niigends 
emer  Unwahrheit  überfuhrt  worden. 

III.  Auch  eine  sonst  zuverlässige  Darstellung  kann  in 
einzelnen  Materien  unrichtig  sein,  wenn  besondere  nur  für  diese 
Materie  in  Betracht  konomende  Umstände  einen  Widerspruch 
mit  der  Wirklichkeit  verursacht  haben.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
solche  besondere  Umstände  in  Ansehung  der  beiden  behaup- 
teten Unrichtigkeiten  denkbar  sind. 


1)  Vgl.  unten  No.  519. 

2)  Vgl.  outen  §  18, 19  und  No.  145. 
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22.  Das  Verlassen  der  Wahrheit  kann  als  wisscDtlich 
gedacht  werden  (Erfiadung)  oder  als  uDwißseatlich  (Irrtum  oder 
Ungenauigkeit). 

A.  Sowohl  Schröder  als  Zallinger  nehmeD  wissentliche 
Uorichtigkeit  an.  Zallinger  spricht  direkt  von  Fälschongy 
Schröder  will  statt  dessen  Konstraktion  sagen.  Der  Gegensats 
ist  nur  ein  unbedeutender:  er  begeht  sich  auf  das  Motiv.  Die 
Einonliuint;  von  Leuten,  die  in  W  irklichkeit  unfrei  waren,  als 
frei,  die  AusselK'idung;  von  Leuten,  die  in  Wirklichkeit  Dienst- 
leute waren,  aus  dem  Begriti'e  DienstmaDn»  kann  natürlich  als 
Konstruktion  bezeichnet  werden.  Aber  diese  Konstruktion  ist 
dann  eine  Fälschung,  wenn  sie  in  bewußtem  Widerspruch  zu 
der  Wirklichkeit  erfolgt 

Die  Annahme  eines  bewußten  Verlassens  der  Wirklichkeit 
ist  nun  aufsfresehlossen  durch  das  Fehlen  eines  zureichenden 
AIotivF  und  (hirch  die  Art  der  Dnrstelhnii::. 

Hinsichtlich  des  Motivs  verweist  Schrrdi  r  sowohl  bei  den 
Gerichten  wie  bei  den  Schöfienbaren  auf  die  Vorliebe  für  die 
Dtetzahl. 

Wie  oben  ausgeführt,  ist  eine  Vbiliebe  des  SpieglerB  for 
bestunmte  Zahlen  überhaupt  nicht  nachweisbar,  noch  weniger 

die  Fäiacliung  von  Tatsachen  im  Interesse  der  Zahlen.  Im 
übrigen  ist  zweierlei  zu  bemerken: 

L  Wenn  das  Motiv  annehmbar  wäre,  so  würde  es  doch 
nach  keiner  Richtung  hin  ausreichend  sein.  Die  Vorstellung 
des  besonderen  Biergeldengerichts  des  Schulzen  beschrankt  sich 
nicht  auf  die  Stelle  Ssp.  1.  2,  sondern  zieht  sich  durch  das 
ganze  Rechtsbnch  durch  und  tritt  auch  an  Stellen  hervor,  an 
denen  jeder  Zusammenhang  mit  der  Dreizahl  feldt,  deren  Kin- 
fü^anig  die  Dreizahl  trrir  nicht  fordert,  wo  aUo  schlechterdings 
ein  neues  Motiv  emtreten  müßte.  Das  gleiche  gilt  in  ver- 
stärktem Grade  für  die  Schöffenbaren.  In  der  einzigen  Stelle, 
in  der  die  Dreizabl  der  Stände  eine  Rolle  spielt,  umschließt 
das  Wort  auch  die  Fürsten  und  freien  Herren.  Im  übrigen 
hat  das  Auftreten  der  Schoffenbaren  mit  der  ZaUenmystik 
nicht  das  mindcäte  zu  tun. 
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2.  Das  Kontrollbild  wird  zeigen,  daß  die  Wirklichkeit 
sowohl  die  drei  Gerichte  wie  die  drei  Stände  bot.  Eine  Vor- 
liebe flir  flie  Dreizahl  kann  das  Verlassen  der  Wirklielikeit 
nicht  erkitireD,  wenn  sie  schon  durch  die  Wirklichkeit  befrie- 
digt wurde. 

23.  Als  zweites  nnd  wohl  Hauptmotiv  wird  das  persön- 
liche Standesbewußtsein  und  das  Standesinteresse  des  Spieglers 
vermutet,  in  dem  mau  ja  einen  Vorbehaltsrainisterinlen  sieht. 
Dieses  Motiv  kann  natürlich  für  die  Erfindung  des  Schulzen - 
und  Dooipropstgerichts  überhaupt  nicht  in  Frage  kommen, 
sondern  nur  für  die  Bchöffenbaren.  Aber  auch  nach  dieser 
BIchtung  hin  ist  das  personliche  Interesse  auszuscheiden.  Der 
vermutliche  Eintritt  Eykes  in  die  Ministerialitat  kommt  allen- 
falls für  die  Datierung  des  Rechtsbuches,  aber  nicht  für  seine 
AiisK'Lrune:  in  Betracht.  Wenn  E\-ke  wirklich  Ministeriale 
geworden  ist,  so  hat  er  doch  sein  üuch  vor  seinem  Ubertritte 
abgeschlossen.  Es  ist  m.  E.  unmöglich  anzunehmen,  daß  das 
Rechtsbuch  von  einem  Dienstmanne,  am  allerwenigsten  aber 
von  einem  in  die  Dienstmannschaft  durch  Rechtsgeschäft  ein- 
getretenen Altfreien  geschrieben  ist 

Entscheidend  sind  folgende  Umstände: 

1.  Das  Rechtöbuch  behaiulelt  die  Rechtsverhältnisse  der 
Ministeriah'ii  nur  c^nz  pele<reiitlich.  Im  ganzen  Rechtsbuche 
steht  das  Interesse  für  die  freie  Bevölkerung  im  Vordergrunde. 
Der  Verfasser  erklärt  ausdrücklich  im  Landrechtc^  wie  ünLehn- 
lechte',  daß  er  auf  die  Verhaltnisse  der  Ministerialen  nicht 
eingehe,  weil  sie  zu  mannigfach  verschieden  seien.  Eine  solche 
Resignation  ist  bezuglich  solcher  Rechtsverhältnisse,  in  denen 
der  Verfasser  selbst  steht,  in  hohem  (Irade  unwahrscheinlich. 
Jedenfalls  wäre  der  Entschltil)  dem  Verfasser  so  wichtig  er- 
schienen, daJi  er  ihn  von  vornherein  erklärt  und  nicht  gele- 
gentlich gebracht  hätte. 

2.  Das  Rechtsbuch  nimmt  in  allen  Zweifelfragen,  welche 
die  Stellung  der  Ministerialen  betreffen^  eine  dem  alten  Redite 

1)  III  Art.  42  §  2. 

2)  Lehnr.  Art  63  g  2. 
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entsprechende,  aber  den  größtenteils  verwirklichten  Ansprüchen 
der  Ministerialen  ungünstige  Stellung  ein.^  Die  Ministerialen 
werden  mit  Bestimmtheit  als  Unfreie  behandelt*  Die  Fähig- 
keit zum  Sehdffenamt  wird  swar  nicht  direkt  verneint,  aber 

nur  beschränkt  anerkaiiut,  und  es  werden  aus  der  Zulassung  von 
Dienstlentcn  keine  Folgerungen  gezogen. '  Selbst  die  in  der 
Praxis  sicher  anerkannte  Yoilberecbtigung  im  Lehurecht  wird 
als  zweifelhaft  hingestellt.^ 

3.  Der  Verfiosser  nimmt  die  Erwähnang  der  Ministerialen 
zum  Ausgangspunkte,  um  die  Gründe  der  Unfreiheit  über- 
haupt zu  erörtern.  Deshalb  bczielit  sich  die  l<>örterung  auch 
auf  die  Entstehun":  der  Ministeruilität.  Unter  den  denkbaren 
Gründen  wiixi  die  freiwillige  Ergebung  gar  nicht  erwähnt. 
Das  SchluBergebnis  ist,  daß  die  Unfreiheit  ihren  Ursprung  hat 
in  Zwang,  Ge&ngenschaft  und  unrechter  Gewalt,  die  man  von 
altersher  in  unrechte  Gewohnheit  gezogen  hat  und  nun  als  Recht 
ausgibt.^  Ich  glaube  nicht,  daß  ein  Mann,  der  sieh,  etwa  um 
Lehn  oder  sonstige  Vorteile  zu  erlangen,  selbst  in  ünfn^lK^it 
gegeben  hatte,  die  Dreistigkeit  besaß,  diesen  Ausspruch  zu  tun 
und  dadurch  seine  eigene  flrgebung  auf  einen  Gewaltakt  seines 
Dienstherm  zurückzuführen.  Der  Ausspruch  würde  sich  auch 
mit  der  T^uepflicht  des  Ministerialen  nicht  vertragen  haben. 

4.  Das  Rechtsbuch  enthält  nnr  einen  einzigen'^  Satz  über 
die  rechtliche  Stellung  von  lAMiten,  die  ihre  Freiheit  aufgegeben 
haben.  „Öpielieuten  und  allen  denen,  die  sich  zu  iiligeu  geben, 

1)  AVenn  maa  das  allgemeine  Verhalten  der  Ministerialen  erwigi» 
dann  scheint  es  glauMich,  daß  der  Spi-  ^'I'  r  •rorade  von  dieser  Seite  her 
Angriffe  erwartete.  Auob  die  Zorückstellaiig  des  Miutsterialenieclits  würde 

in  ein  neues  Licht  treten. 

2)  Vgl.  unten  Note  5,  S.  35»  Note  1,  2  und  No.  219. 

3)  A'gl.  unten  §  19. 

4)  Vgl.  untpn  \o.  r)17ff. 

5)  TU  Art.  4'J  5>  3  ff. 

(5)  Die  Krurterungen  iiber  ilie  ^''  rniissetzungon  und  über  den  Beweia 
der  Kri:i'l.ung  ^to  etrono'*  III  42  i;  3  und  32  §  2.  78  kommen  höchstens 
als  Argunv  iit  für  die  Annaliint?  in  Betracht,  daß  der  Spiegler  den  Übertritt 
in  die  Mioi&teriaütät  als  »Gabo  zu  eigen auffaßt  hat 
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denen  gibt  man  als  Bulie  den  Scliatten  eines  Manos/  Der 
Spieler  rechnet  die  Ministerialen  zu  den  Eigenen^,  wenn  er 
auch  an  einer  Stelle  den  EigeDmnnn  neben  dem  Dienstmann 
nennt'  Deshalb  ood  wegen  des  Wortes  ^en^  UciSt  der  oben 
spg;edeatete  Ehrverlust  dem  Wortlaute  nach  auf  den  Freien 
m,  der  sich  in  die  Dienstmannschaft  gegeben  hat  loh  halte 
68  nun  für  völlig  ausgeschlossen,  daß  Eyke,  wenn  er  selbst  ein 
solcher  ^lann  w;ir,  den  ohitren  iSatz  niitsTf^teilt  hiitte.  Wäre  der 
Satz  für  den  Dieustuianu  uiciit  gültig  gewesen,  wie  ich  für 
moglicli  lialU'^  so  hätte  £yke  im  Falle  des  Eintritts  in  die 
Ministerialität  einen  die  Anwendung  direkt  ausschließenden  Zusats 
ganz  gewiß  nicht  unterlassen.   Dieser  Sats  kann  nur  von  einem 

Ij  Wenn  es  in  III  42  §  3  beißt:  Do  man  ok  recht  erst  satte,  do  ne 
'vras  neu  dienstmann  undo  wareu  al  die  lüde  vri,  so  ersoheinen  die  Dienst- 
mannen als  aü'^inijTO  Repräsentanten  der  Ei^enleiite. 

2)  In  III  so  §  *i  l.'ißt  dor  Herr  trei  >sinen  din«:tinann  od»^r  sincn 
cgcnen  man*.  Die  \'t'rt;lL'iLliuM,i:  mit  d"r  Parallrl>tolIt'  I  10  1  cru'ibt,  daß 
an  die^f-r  zweiten  Stelle  ^de  egeue  mau"  den  Ditü.stmann  einsehließt.  Die 
Scheidung  in  III  80  §2  erklärt  sieh  dadurch,  daß  sie  eine  Ausnahme  vor- 
bereiten sollte,  die  zwar  für  den  Dienstmann,  aber  nicht  für  andere  Eigen- 
Icute  galt. 

3)  Zweifellos  ist  mir  die  Stellung  des  Spieglers  nieht.  Nach  I 
Art  16  §  I  kann  niemand  anderes  Recht  erwerben  als  ihm  angeboren  ist. 
Als  Ausnahme  wird  die  Freilassung  erwiUint,  aber  nicht  die  Eingebung. 
Am  nächsten  liegt  es,  das  Fehlen  dadurch  ta  erlilären,  daB  in  §  1  nur  an 
den  Erwerb  eines  besseren  Rechts,  nicht  an  Bechtsmindening  gedacht  ist 
Denkbar  wäre  aber  auch,  daB  die  Recfatsanfgabe  ünecbtheit  cur  Folge  hatte. 
Denn  dieser  Zustand  wiid  für  den  Eigenen  in  III  45  §  9,  10  bezeugt 
Ii  6  unteisoheidet  aber  nicht  awiscben  Eigenem  und  Dienstmann.  Ebenso- 
wenig geschieht  dies  an  den  Stellen ,  die  von  der  Ei^ebung  handeln.  Vgl. 
oI)en  S.  34  Note  6.  Es  wü rde  dann  eine  altertümliche  Überlieferung  vorliegen, 
die  der  Spi»  r  seiner  Tendenz  gemäß  ohne  Rücksicht  auf  widt  r  trnbt'nde 
Stri>mnngen  überliefert.  Beiläufig  bemerkt  ist  die  praktische  Bedeutung 
der  sogenannten  Sclieinbußen  in  III  45  mit  Unrecht  bestritten  worden. 
Der  Spiegier  s-  hrrzt  nicht,  sondern  gibt  in  §  10  den  Grund  an.  Worgeld 
und  Buße  des  Dnj^cwerchten  sind  aber  kf^int^  Sc!if>in^rößen ,  soiiflom  durch- 
aus ernstlich  ^'oinciutt'  Werte.  Die  Beutel  enthultun  kciiit^  Miiii/.cn,  smi- 
dern  12  x  12  Wei^enkönier.  Die  genaue  B»:'stiiunuing  des  lU'trays  beim 
Wergeldü  ist  eine  Art  Pormurteil ,  gerichtet  gegen  den  Schuldner,  eine 
legislative  Schikane. 
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Mann  herrühren,  der  noch  selbst  frei  ist.  Auch  bei  der  Revision 
wäre  er  walirscheiiiiich  nicht  uuvcniodert  stehen  geblieben,  wenn 
£yke  damals  schon  in  die  Dienstmannschaft  eingetreten  war.  ^ 

Bei  der  Suche  nach  Motiven  f or  die  Erfindung  sind  die 
beiden  bisher  in  Betracht  gezogenen  auszuscheiden.  Andere 
Motive  sind  nicht  vorstellbar. 

23a.  Zweitens  füllt  gegen  die  Annahme  einer  Erfindung 
schon  allein  entscheidend  die  Art  der  Darstellung  im  Gewioht. 
Sie  beweist  m.  E.  nicht  nur,  daß  der  Spiegier  von  der  VV^irk- 
lichkeit  der  beiden  Gerichte  und  von  der  völlig  ungeschmälerten 
Freiheit  seiner  Schoffenbaren  selbst  überzeugt  war,  sondern 
auch,  daß  ihm  gar  keine  Gegenmeinung  bekannt  war,  daß  ihm 
die  Möglichkeit  eines  Zweifels  an  diesen  Dingen  über- 
haupt nicht  zum  Bewußtsein  gekoniincn  ist.  .Nirgends 
findet  sich  eine  Begründung,  Polemik,  Rechtfertigung,  wie  sie  der 
Spiegier  in  andern  weniger  wichtigen  Dingen  zu  geben  pflegt 
Auch  in  den  Zusätzen  ist  nichts  vorhanden,  obgleich  der  Ver- 
fasser seine  früheren  Ausführungen  nicht  nur  ergänzt,  sondern 
auch  verbessert,  mehrdeutige  Ausdrücke  klarstellt,  zu  weit  ge- 
faßte Behauptungen  einschränkt  und  überhaupt  mit  Öorirfalt 
revidiert.  Besonders  bezeichnend  ist  sein  Verhalten  hinpicht  lieh 
der  niederen  Schoffenbaren.  Der  Spiegier  hat  die  Freiheit 
dieser  Leute,  die  Nichtanwendbarkeit  des  Wortes  Dienstmann 
auf  diese  Leute  nirgends  behauptet,  aber  überall  als  selbst- 
verständlich voniusjresetzt.  So  kouutc  niemand  verfahren,  dem 
es  bekannt  war,  daß  diese  LiniU;  sich  in  die  Dienstmannscbaft 
eigeben  hatten,  allgemein  als  Dienstleute  bezeichnet  wurden. 

23b.  £ndlich  ist  noch  zu  beachten,  daß  £yke  mit  dem 
Sachsenspiegel  ein  Wagnis  unternahm,  den  Versuch  einer 
deutschen  Darstellung  des  Rechtsstoffes.  Er  war  sich  der 
Schwierigkeit  bewubt  uud  aul  Angriffe  gefaßt,  denen  gegenüber 

1)  Die  briden  Erörterungen  zu  3  und  4  ergeben  Fclbständit:»?  An- 
haltspunkte dagegeu,  dali  drr  Spk-gel  bei  den  nioil'jrcn  Srhüffcnbaren  an 
einen  Stand  von  Vorbehaltsministerialen  gedacbt  hat.  Sie  sj>rt.'(  )ieu  über- 
haupt dagegen,  daß  die  rechtsgeschäftliche  Ergebung  in  die  Ministerialitat 
zur  Zeit  des  Spieglors  so  überaus  häufig  war,  wiu  Zaliiuger  auuimmt. 
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er  sich  gerade  auf  seine  Wahrhaftigkeit  beruft.  Den  großen 
Erfolg  seines  Werkes  konnte  er  nicht  vorauppehen.  Es  ist 
psychologisch  im  wahrscheinlich,  daß  er  den  erhoülen  Erfolg 
Bdaes  Buches  durch  so  handgreifliche  und  hinsichtlich  der 
Gerichte  doch  niemandem  irgendwie  nutzende  Unwahrheiten  von 
▼onherem  gefährdet  habe.  Der  wahrgenommene  Erfolg  richtiger 
Darstelhingon  kumi  zu  1  alschuMgcii  anregen.  Aber  es  wäre  in 
höchstem  Grade  auffallend,  wenn  unsere  deutsche  üechtsliteratur 
überhaupt  mit  einer  Fälschung  begooDen  hätte. 

Die  Gesamtheit  dieser  E^rwagungen  schließt  die  Annahme 
doer  bewußten  Unwahrheit  aus. 

24.  In  bezug  auf  die  Möglichkeit  eines  Irrtums  oder 
f'iWT  Ungenauigkeit  der  Darstellung  sind  die  verschiedenen 
£inz€lfragen  nicht  ganz  gleich  zu  beurteilen. 

Das  kirchliche  Becht  gehört  zu  den  Materien,  die  der 
Spiegler  mehr  nebensachlich  behandelt  Es  steht  gewissermaßen 
am  Rande  des  Spiegelbildes  und  fiÜlt  in  den  peripheren  Teil 
des  Gesichtskreises.  Auch  sind  die  einmaligen  Angaben  über 
<lie  Sendpflicht  sehr  kurz  gefaßt.  In  dieser  Hinsicht  gehört 
em  leichterer  Irrtum,  eine  geringere  Ungenauigkeit  in  den 
Bereich  der  zulassigen  Annahmen.  Aber  die  Verfassung  der 
weltlichen  (xerichte,  die  allgemeine  Gliederung  der  Fielen,  das 
nod  Dinge,  die  im  Mittelpunkte  der  Darstellung  stehen:  das 
sind,  um  mit  Zallinger  zu  rcilca,  Verhältnisse  „von  denen  iiiaa 
in  der  Tat  nicht  anders  denken  kann,  als  daß"  der  Spiegler 
,9ie  genau  gekannt  habe,  genau  gekannt  haben  mußte*^.^  Nun 
beweisen  der  übrige  Inhalt  des  Spiegels  und  die  Vorrede  von  der 
Herren  Geburt  in  der  Tat,  daß  der  Spiegler  eine  umfassende 
Kenntnis  der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  besitzt  Wie  sollte 
CP  sich  bezüglich  so  grundlegender  Züge  wie  Gerichtsverfassung 
und  Standewesen  geirrt  haben.  Die  Annahme  eines  Irrtums 
ki  schlechthin  ausgeschlossen.  Ganz  bosonders  gilt  dies 
viedemm  hinsichtlich  der  niederen  Schöffenbaren.  Nach 
Schröder  und  Zallinger  handelt  es  sich  dabei  um  Leute^  die 

1)  Zallmger  a.  a.  0.  S.  226. 
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durch  Rechtsgeschäft  eiklait  hatten,  Dienstmann  zu  seiu, 
welclie  die  besondere  Huhle  (U^s  Diengtmanns  geleistet  hatten, 
die  in  allen  Urkunden  ohne  jeden  iinterscheideoden  Zusatz  aU 
DieDBtleute  bezeichnet  werdeo.  Wie  sollte  es  möglich  sein, 
daß  der  Spiegier  diese  Leute  zwar  als  besondere  Klasse  von 
ihren  fr&heren  Standes^nossen  unterschieden  und  doch  irrtüm- 
licherweise ihre  (Qualität  als  Dieristleute  übersehen,  sie  über- 
haupt nicht  /u  den  Dienstleuten  gerechnet  hätt<». 

Ebensowenig  kann  von  einer  Ungenauigkeit  die  üede  sein. 
Das  Gericht  des  Dompropstes  wird  nur  einmal  kurz  erwähnt. 
Dagegen  findet  sich  die  Beziehung  der  Pfleghafien  zum 
Schulzengerichte  an  vier  auseinanderli^enden  Stellen.  Sie  wird 
niclii  mir  hinsichtlich  der  Dingpflicht  hervor<j:ehoben ,  sondern 
auch  hin.-iclitlicli  des  Gewettes  und  hinsichtlieh  des  Ileinifidls- 
rechtes  durchgeführt.  Vollends  bildet  bei  den  Schöffenbaren  die 
Freiheit  und  die  .Nichteinrechnung  unter  die  Dienstleute  einen 
Grundzug  der  ganzen  Darstellung. 

25*  Das  Ergebnis  unserer  Ausföhrungcn  geht  somit  dahin, 
daß  wir  nach  der  Deutung  Schröders  und  Zallin^ers  Unrichtig- 
keiten vor  uns  haben,  die  i^onsetjuent  durchgefülut,  praktiseh 
bedeutsam  sind,  dem  sonstigen  Charakter  des  Kechtfibuchs» 
dem  sie  untrennbar  eingefügt  sind,  schroff  widersprechen  und 
sich  weder  durch  Fälschung  noch  durch  Irrtum  erklaren. 

Angesichts  der  zwingenden  inneren  Gründe  für  die 
Richtigkeit  der  Angaben  bedarf  es  keiner  Berufung  auf 
den  großai'tigen  ruißeren  Krl'olg  des  Weiki  s,  der  immerhin 
gegen  die  Unrichtigkeit  derartiger  Hauptzüge  ins  Gewiclit 
fallen  würde. 

Das  vorstehende  Ergebnis  beweist,  daß  bei  der  zugrunde 
liegenden  Kritik  Schröders  und  Zallingers  ein  Fehler  unter- 
gelaufen sein  muß,  sei  es  in  der  Methode  oder  in  den  Voi-aus- 
setzuniren  der  AuBlegun«]^. 

I)ie  wielitigste  Vomussetzung  ist  die  Ignorierung  der 
Stadtgebiete  durch  den  Spiegier.  Ihrer  Prüfung  nach  den 
allgemeinen  Gesichtspunkten  wollen  wir  uns  nunmehr  so- 
wenden. 
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C)  Anlialtspiiiikte  lOr  die  KltberSekaiehtlgiuig 
der  Marktgebiete.   §  4. 

26.  In  früherer  Zeit  ist  wohl  die  Meimiiig  vertoidi^ 
"worden  \  der  Sachsenspiegel  stelle  nichts  anderes  als  das  Kecht 
der  Stadt  Magdeburg  dar.  Diese  Ansicht  ist  mit  Recht  ver- 
Bcholien.  Es  li^  mir  fem,  sie  wieder  aufeuBehmen.  Der 
Spiegier  will  das  ganse  Recht  der  Sachsen  darsteUen  nur  unter 
Ausscheidung  partiknlarrechtlicher  Besonderheiten  und  allzu  zer- 
splitterter Roclitsmaterien.  Die  Städte  Ostfalcns  waren  wichtige 
Teile  Sachsens,  aber  doch  nur  Teilgebiet«.  Dementspieeliend 
tritt  auch  nach  verschiedenen  Kichtungen  hin  das  vor^viegende 
Verständnis  und  Interesse  des  Verfassers  hinsichtlich  der  land- 
lichen Verhfiltnisse  hervor.  Von  einer  Beschränkung  auf  das 
Stadtrecht  kann  nicht  die  Rede  sein.  Auch  eine  gleichmäßige 
Benicksichtigung  soll  nicht  behauptet  werden.  Auch  nach  meiner 
Auffassung  befanden  sich  die  Stadtgebiete  nieht  im  Zentrum 
des  Spiegelbildes.  Aber  in  Frage  steht,  oh  wir  Aulaü  haben 
anzunehmen,  daß  der  Spiegier  die  Städte  schlechthin  ignoriert  habe, 
so  daß  Angaben,  die  nur  durch  die  Be/iehung  auf  die  Stadt 
ihre  Rechtfertigung  finden  würden^  als  Erfindungen  zu  gelten 
hätten,  oder  aber  ob  die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  daß  der 
Spiegier  die  Stadtgebiete  einfach  als  Teile  des  zu  schildernden 
Rechtsgebietes  aufgefaßt  und  ohne  in  alle  Einzelheiten  einzu- 
geheu,  doch  die  am  meisten  auffallenden  Eigentümlichkeiten 
in  sein  allgenieines  Bild  der  Rechtsverhältnisse  eingewoben  hat. 

Ich  glaube,  daß  diese  Einbeziehung  schon  aus  allgemeinen 
Gesichtspunkten  heraus  als  in  hohem  Grade  wahrsch^nlioh  zu 
bezeichnen  ist  Vorfragen  sind  1.  die  fVage  der  Bekanntschaft 
mit  städtischen  Verhältnissen,  2.  die  Frage  der  Behandlungs- 
absicht, 3.  die  Stellungnahme  in  anderen  Teilen  des  Rechts- 
buches, 4.  die  der  Geschicke  des  Rechtsbuches. 

27.  Die  Frage  der  Bekanntschaft  kann  im  Grunde 
nicht  ernstlich  au^worfen  werden.   Sie  wird  schon  durch  die 

1)  V.r^!  i  TKlewig,  Beliqoiae  mannaciipt  10  S.  61;  Di-eyer,  Beiträge 
ZOT  Literatur  S.  129. 
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emlneDte  wirtschaftlichej  politische  uod  sociale  Bedeutung  der 
Städte  beantwortet  Die  ostföHscheii  Städte  jener  Zeit  w&rcn 
sehr  zahlreich.    Sie  waren  an  Umfang  und  EinwohnmaU 

weit  kleiner  als  die  Städte  der  Gegenwart.  Aber  ihre  wirtschaft- 
liche Bedeutung  als  Maiktortc  für  das  tagliche  Leben  ihrer 
Umgebung  war  kaum  geringer.  Noch  heute  weiß  gerade  in 
wirtschaftlich  weniger  entwickelten  Gebieten  jeder  Bauer,  daß 
es  Marktorte  gibt  und  wo  der  nächste  liegt  Wie  sollte  es 
S^ke,  der  die  BistSmer,  Fahnlehen  und  Pfalsstadte  im  ganzen 
Lande  Sachsen  aufzalilt,  entgangen  sein,  es  auch  Markt- 
orte gab  mit  besonderer  Gerichtsverlasbuug  und  einer  bcsr^nders 
zusammengesetzten,  sozial  eigenartigen  Bevölkerung.  Ebenso 
intensiv  war  die  politische  Bedeutung.  Die  zahlreichen  Kampfe^ 
die  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts  OstCalen 
verheerten,  drehten  sich  gerade  um  die  StSdte,  deren  Belagerung 
und  EiniiuLiae.  Auch  in  sozialer  Hinsieht  erscheint  der  Zu- 
samraenhaiig  zwischen  Stadt  und  Land  als  ein  (Uirchaus  enger. 
Die  ritterlichen  Geschlechter  des  Hachen  Liaodes  hatten  auch 
Höfe  innerhalb  der  Stadtmauern ,  sie  waren  mit  stadtischen 
Einkünften  belehnt  Ihre  Mitglieder  bekleideten  die  Ämter 
des  Stadtvogts  und  das  städtische  Schulzenamt  Einem  Manne» 
der  sich  für  liccht  und  Kcclitsleben  soweit  interessierte,  daß 
er  den  für  jene  Zeit  kühiK  !i  iMitschlnß  einer  schriftlicheu  Dar- 
stellung faßte,  konnte  die  Existenz  besonderer  städtischer 
Bechtsgebiete  nicht  entgehen. 

Die  Bekanntschaft  Ejkes  mit  der  Existenz  von  Stad^ 
gebieten  bedarf  somit  keines  Nachwdses.  Aber  die  Stadtrechte 
weisen  Verschiedenheiten  auf.  Deshalb  empdelilt  es  sich  die 
Beziehungen  ins  Auge  zu  fassen,  die  Eyke  auf  euizeiae  btüdtc 
besonders  hinweisen  konnten. 

28.  In  Betracht  konunen  drd  Städte. 

Wenige  Kilometer  von  Reppichau  entfernt  lag  die  Stadt 
Aken.^  Die  Stadt  zeigte  im  13.  Jahrhundert  ein  reges  städtisches 
Leben  und  in  dem  Stande  des  Verkehrs  enge  Beziehungen  zu 

1)  Vgl.  Skizze  ¥  hi. 
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BqtpidttiL  ^1217  wurde  Aken  andauerod^aber  vergeblich  belagert 
Die  Existeiiz  dieses  Ortes  konnte  keinem  Umwohner  entgehen. 

Zvv(jitt3üs  ist  bervorzuhebeu,  daü  die  Familie  Eykes  in 
besonderen  Beziehungeii  zu  Magdebui^  stand.  Die  Voiiahron 
Eykes  waren  von  dem  Erzbischofo  von  Magdeburg  erblich 
mit  dem  Zehnten  von  Beppichau  beliehen.'  Solohe  Lehnbezie- 
hoogen  waren  geeignet^  auch  Besuche  der  Residenz  zn  vet^ 
anlassen.  Salbke,  wo  Ejke  urkundlich  bezeugt  ist^  liegt  nur 
eine  Wegstiintle  von  Magdeburg  ab,  so  daß  die  Gelegenheit 
za  einem  Besuche  der  berühmten  Stadt  für  Eyke  selbst  sehr 
günstig  war.  Endlich  aber  scheint  folgende  bisher  m.W.  nicht 
besehtete  Urkunde  dafür  zu  sprechen,  daß  Mitglieder  der 
Fifflilie  Ejkes  in  Magdeburg  selbst  ansässig  waren. 

1227  abergibt  Erzbischof  Albrecht  dem  £>s»tifte  zur  Ent- 
schädigiiriL:  für  einen  dem  Predigerklostor  üborlassencn  städti- 
KlieuHof:  „curiiim,  quam  domina  Salome  et  Albertus  tilius  ejus**, 
ak  Lehn  von  dem  Dompropste  hatten.  Auf  dem  Originale 
steht  aofierhalb:  Fn  vil^um  super  curia  sita  in  augulo  retro 
eoriam  plebani  sancti  ambrosü  domine  de  repechowe.* 
Der  Zusammenhang  ergibt,  daß  die  Rcppichaus  ihr  Stadthaus 
unmittelbar  vor  1227  resigniert  hatten.  Eine  zweite  ritterliche 
Familie  dieses  Namens  ist  unbekannt  Wir  müssen  deshalb  als 
miodestens  wahrscheinlich  annehmen,  daß  die  in  Magdeburg 
ansässige  domina  zur  Familie  Eykes  gehörte.  Es  fehlte  somit 
Ejke  nicht  an  Gd^nheit,  sich  über  die  YerbfiltniBse  in 
Magdeburg  Information  zu  verschaffen. 

1)  Vgl.  die  Scboffenhücher  too  Aken.  Neuhsuer,  OeschichtBbUitter 
fiirMsgdebni^  Bd.  30,  S.  251  ff.  31, 148 ff .  32,  83ff.  Conegunt  tod  Bepgowe 
(1267)  30,  8.  257,  No.  139  (1272)  Gonelcen  ron  Bepgowe  No.  462  (zwischen 
1273--1310)  hereditatem  qae  fdt  Alberti  de  Bepgowe,  No.  509  Willioo 
As  BepkofW,  No.  636  (1310  Johannes  de  Bepchowe,  No.  642  Jane  dicto 
de  Bepehowe,  No.  704  (1332)  Jordeke  et  Jan  fratres  de  Bepkow,  No.  71 
l  Boldeken  de  Bepchowe  (1332),  Nr.  798  Johans  FOius  Frideiici  de  Bepchowe. 

2)  YgL  U.  B.  Asludt,  I  No.  453.  Die  Empfinger  des  Benefioiums 
iaA  Uarquaid,  Eike  imd  Ainold  (1159). 

3)  XS.  fi.  Belg  No.  88. 

4)  ü.  B.  Ifagdehnig  I  No.  88,  dasa  Begesten  II  No.  812. 
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Als  dritte  Stadt  kommt  Quedlinburg  in  Betracht,  weil  in 
dieser  Stadt>  wie  gleich  naher  zu  erörtern  ist,  Hoyer  von  Falken- 

stein  Richter  war. 

29.  Die  Behjindlungsabsicht  ist  schon  durch  die  allge- 
meine Tendenz  des  Werkes  gesichert  Der  Verfasser  will  das 
ganze  Recht  Sachsens  darstellen.  Er  hebt  Übergehungen  aus- 
drficklich  hervor.  Bezeichnend  ist  namentlich  die  Bemerkung 
über  das  Herzogsge wette,  IQ  64  §  3:  «Doch  gibt  es  in  dem 
Herzogtum  Landschaften  gcnu«:,  die  sonderlichRecht  haben  wollen, 
wie  llolsteiner  und  Stürmer  und  Hadeler.  Von  ihrem  lachte 
und  von  ihrem  Gewette  rede  ich  nicht.**  Die  Höhe  der  Her- 
zogsbuße war  eine  vergleichsweise  unlxnloutende  Einzel  frage. 
Die  angeführten  Gebiete  lagen  von  der  Heimat  des  Spiegleis 
weit  ab.  Wie  sollte  derselbe  Mann  eine  analoge  Bemerkung 
imterlassen  haben,  wenn  er  die  Absicht  gehabt  hätte,  die  ungleich 
tiefer  greifenden  und  ihm  örtlich  ungleich  näher  liegenden 
Abweichungen  der  Stadtgebiete  grundsätzlich  zu  übergehen. 

30.  Zu  dieser  allgemeinen  Erwägung  tritt  noch  ein  spezieller 
Umstand^  dessen  Bedeutung  für  unsere  fVage  merkwurdigerweiBe 
bisher  keine  Beachtung  gefunden  hat,  nämlich  die  Beteiligung 
des  Grafen  Hoyer  von  Falkenstein,  wie  sie  aus  seiner  Erwäh- 
nung in  der  Vorrede  hervorpreht  Es  i.st  eine  müu  lieixende 
und  oft  bewährte  Annahme,  daß  der  Verfasser  eines  gewidmeten 
Buches  diejenigen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sucht,  die  für 
den  Mäcen  von  Interesse  sind.  Für  die  Grafen  von  Falkenstein  ' 
und  ganz  speziell  für  den  Grafen  Hoyer  mußten  aber  auch 
die  s^tischen  Verhältnisse  von  Interesse  sein  und  zwar  nach 
zwei  Richtungen  hin. 

Die  Grafen  von  Falkenstein  führen  ihren  Grafentit^l  von 
einer  Grafschaft  an  der  Ohre,  aueh  zum  Billingshohe  oder 
Wolmirstedt  genannt.^  Diese  Grafschaft  lag  im  Nordthücing- 
gau  und  grenzte  unmittelbar  an  das  Weichbild  von  Magdeburg. 

1)  Über  den  Besitz  durch  die  Falkensteiner  vgl.  Wohlbrook  in 
Ledehors  Arohiv  II  1830,  15-25  xmd  Ledebur  Vsikenstein  8.  31  ff.  Die 

Einwendungen  Schaumanns  a.  a.  0.  8.  2S  beruhen  auf  mangeblder  IfftBinitnifl 
der  Bechtszustftiide.  HinaiohtUch  der  Lage  vgl  Skizxe. 
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ZaUreiehe  Besehangen  zu  Stadt^  Stadtgericht  und  Stadtibürgem 
wHren  für  die  Inhaber  dieser  GrafiBchaft  nnvermeidlich;  Interesse 

und  Kenntnis  Ii  iiisichtlich  der  MagdeburgLi  ZuataiiJe  waren  ohne 
weiteres  geg^ebcn.  WohlbrücU  geht  soweit  zu  vermuten,  daß 
Graf  Höver  die  Grafschaft  von  Magdeburg  aus  verwaltet  uud 
in  Magdeburg  selbst  dauernd  gewohnt  habe.^  Das  ist  nicht  ei> 
weialicL  Es  ist  überhaupt  ungewiß,  ob  Hojer  persdnlich  diese 
Gra&chaft  verwaltet  hat  Immeriiiti  verdient  es  Beachtung^ 
daß  die  letzte  oder  vorletzte  Urkunde  des  Grafen  Hoyer 
düiiert  i.^t  ^Acta  sunt  haec  in  Magdeboreli  in  domu  nostra.** 
Auch  naeli  einer  Urkunde  von  124(3  iiatto  lloyer  einen  Hof  in 
Magdeburg  vom  Erzbischof  zu  Lehn  gehabt.  ^ 

£ine  zweite  noch  wichtigere  Quelle  städtiseber  Beziehun- 
war  für  die  Falkensteiner  durch  die  hohe  Vogtei  ülier  das 
Stift  und  damit  auch  über  die  Stadt  Quedlinburg  gegeben.^ 
Sowohl  der  Vater  Hoyers  Graf  Otto»  wie  sein  Bruder  und 
endlich  Höver  selbst^  waren  höchste  Vögte  von  Quedlin- 
burg und  damit  zugleieh  oberste  Richter  in  der  Stadt 
Qaedlinb  ur«;.  Der  Sachsenspiegel  ist  einem  Stadtrichter 
gewidmet.  Graf  Otto  ist  urkundlich  als  Vorsitzender  des  Stadt- 
gerichts bezeugt*  Auch  für  den  Grafen  Hoyer  ist  die  per- 
sönliche Wahrnehmung  des  Stadtgerichts  vollkommen  sicher, 
da  die  YogtCj  wie  uns  gerade  für  Quedlinbuig'  bezeugt  is^ 

1)  in  Ledebur  Arcliiy  II  8.  35. 

2)  V,  B.  Anhalt  II  No.  185,  vgl.  oben  8. 18^  Note  2. 

3)  U.  B.  Anhalt  II  No.  169. 

4)  Vgl.  üiH-r  du'.M'  Yogtei  Schaumann  S.  41  ff.,  v.  Ledebur  Yalken- 
stein  8.  23  ff.,  v.  Amstedt  in  Zschr.  Uarz.  1871  8. 172  ff. 

5)  Erath  202. 

6)  N^rl.  U.  B.  Stadt  Quedlinburg  I.  Bei  der  Vergabung  eines  Bürgers 
(civis)  ^-ird  gesagt:  „Horum  tostes  assignantur  —  comes  Otto,  quo  presente  et 
bnigensibns  piesentibas  actum  et  banno  regio  stabüitum  est*  (1184—1203), 

aoch  Erath  S.  110,  III. 

7)  Vgl.  r.  E.  Qui^JiinburgT  No.  G.l  [20].  Der  Yn^t  von  Goslar  erteilt 
Rechtsbelehrungeu  nach  Quedhnluir;:  (Eii'lr'  des  13.  Jaliili  ):  .^Prinunn  est, 
qaod  advooatns  vester  olim  ex  giaeia  in  adolcscentia  sua  fuerat  a.>secutus, 
at  per  o&  alterius  populum  banuiret,  nunc  in  majoribus  annis  con- 
eUtatiia  idem  sibi  licere  pntans  gravis  existit  Hoc  nee  »ab  graoia  regis 
aatricti  et  jnrali  fieii  debüe  negamus.* 
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den  Bann  persönlich  handluben  mnßten.^  Innerhalb  der  ge- 
samten Vogtei  erscheint  nnn  gerade  die  städtische  Vogtei 

als  der  wichtigste  Bestandteil.  Bei  der  Auftragung  der  Votrtei- 
einkuiifte  an  das  Stift  1221  wird  das  jus  fori  beobacht<^t.  * 
Bei  dem  späteren  Verkaufe  wird  die  Vogtei  miierhalb  der  btadt 
an  erster  Stelle  genannt.  ^  Ja  nicht  nur  das  städtische  Ober- 
gericht^  auch  das  Schulzengerioht  mußte  den  Grafen  Hoyer 
interessieren.  Denn  es  war  Gegenstand  eines  Streits  zwischen 
ihm  und  dem  Stifte.  Bei  Küekempfang  der  Vogtei  im  Jahre 
1221  verzichtet  der  Graf  auf  das  Scbukengericht  „renuntiavit 
eoim  penitus  juri,  quod  se  habere  in  monetariis  et  in  pre- 
fecture  officio  asserebat/* 

Graf  Hoyer  von  Falkenstein  kannte  somit  die  Existenz 
einer  besonderen  stadtischen  Gerichtsverfassung,  dasYcrherrschen 
einer  freien,  sozial  und  rechtlich  gesonderten  Bevölkerung  aus 
unmittelbar  persönlicher  Anschauung.  Wenn  er  uuii  das  Werk 
Eyke  von  Reppichaus  in  so  holiem  Grade  billigte,  dalj  er  für  die 
Übersetzung  des  Buches  ins  Deutsche  eintrat^  so  ist  doch  kaum 
anzunehmen,  daß  er  die  völlige  Ignorierung  für  ihn  so  wich- 
tiger Dinge  fibersehen  oder  Eyke  nicht  auf  die  Lücke  hin- 
gewiesen hätte,  wenn  diese  Lücke  wirklich  bestanden  hätte. 
Ein  Rechtsbuch,  bei  dessen  Entstehung  ein  Stadtricliter  mit- 
gewirkt hat,  wird  das  Stadtgericht  schwerlich  mit  Absiclit 
volHg  ignoriert  haben.  ^ 

1)  Solbstredead  gilt  dies  nur  für  das  Oberi^f rieht. 

2)  Vgl.  Urkunde  bei  Schauuiaüii  ö.  159  possidebimus  —  secimdum 
jus  fori. 

3)  Ü.B.  Stadt  Quedlmlmig  I  No.  27, 28  (nach  1237):  advocatiam  in 
Qaedelingelmzg  infra  et  extra  moros  civitatis. 

4)  Vgl  Üikande  bei  Schaiunaim  S.  159.  Die  Deatang  SchaTunanas 
ist  Datorlich  irrig.  Die  Existenz  eines  Schultheißen  in  Qaedliaboig  ergibt 
sich  auch  ana  folgenden  Nachrichten.  Zachr.  Hara.  1869  S.  77,  Lehna- 
legistor  Blankenhoig  (1209—1227)  Erkenbertna,  acnttetos  de  Quidetingebni^g. 
Derselbe  Erath  S.  103  Erkenberto  prefecto  (1183)  Halberstadt  TJ.B.  31?  (1187) 
die  Leweoberg?  Die  späteren  Stadtrichter  heiBen  judioes  dvitatis,  TgL 
U.  B.  Que  <  1 1  i  n  Imrg  Register. 

5)  Die  Bedeatong  dieses  ümstandes  wird  dadurch  gesteigert,  daß 
wir  auch  andere,  wennschon  nur  leiae  Anhaltsponkte  dafür  haben,  daB 
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32.  Der  sonstige  Inhalt  des  Rechtsbuchs  scheint  auf 
den  ersten  Blick  für  die  herrschende  Ansicht  zu  sprechen, 
weoD  man  die  späteren  iiechtäbüeher  des  sächsischen  Gebietes 
som  Vergleiche  heranzieht  Eine  Gegenüberstellung  von  Land* 
recht  und  Weichbild,  wie  wir  sie  später  finden,  ist  im  Sachsen- 
spiegel nicht  vorhanden.  Aber  dieser  Umstand  beweist  noch 
nicht  die  Übergehung.  E^r  kann  sich  dadurch  erldfiren,  daß 
der  Spiegier  Landrecht  und  Stadtreclit  noch  nicht  als  völlig 
getrennte  Rechtsteile  auffaßte.  Wir  würden  dann  gewissermaüen 
latentes  btadtrecht  vor  uns  haben.  Für  diese  Deutung  fällt 
schwer  ins  Gewicht,  daß  nicht  nur  der  Ausdruck  „Weichbild^* 
fehlt,  sondern  ebenso  der  entsprechende  Gegensats  „Landrecht''. 
Der  Spiegier  will  das  Recht  der  Sachsen  darstellen,  nicht  nur 
das  Recht  des  flachen  Landes. 

Das  Fehlen  der  Sonderunu^  kann  somit  nicht  entscheiden. 
Es  kommt  auf  die  Analyse  der  Einzelbestimmungen  an.  Bei 
der  Untersuchung  ist  als  entscheidender  Gesichtspunkt  auf- 
sustellen,  daß  die  Berücksichtigung  einer  in  den  Stadtgebieten 
vorhandenen  Sooderbildung  um  so  wahrscheinlicher  ist,  je  be- 
deutsamer und  auch  dem  femerstehenden  Beobachter  in  die 


Egrke,  obgleich  er  allgemeines  sächsisches  Redit  dantefleiL  will,  doch  in 
den  Einzelheiten  das  Herrschaftsgebiet  Hoyers  besonders  berücksichtigt 
hsi  In  sachlicher  Hinsicht  ist  nur  das  Gericht  des  Bonipropstes  zn  er- 
wihnen  (vgl.  unten  Ko.  55),  allenfalls  auch  die  besondere  Beriickstcbtigang 
der  hoben  Yogtei.  In  bezog  auf  die  Terminologie  verdient  Beachtung, 
daB  der  Ausdruck  dageieerekten  (III  44  §  3,  III  45  §  8)  im  allgemeinen 
sehr  selten  ist  (Vgl.  aber  U.  B.  Merseburg  1061,  164.)  Üblicher  ist  die 
Bezeichnung  hige,  deren  Fehlen  Koetho  und  Edwin  Schröder  aufgefallen  ist 
<vgl.  Roethe,  Keim  vorreden  S.  92  Anm.  4).  Nun  findet  sich  aber  gerade  in 
Quedlinburg  daf/f'irenhffn  (Erath  S.  164  u.  411),  und  zwar  sind  die  dage* 
werehten  1237  der  Stiftsvogtei  entzogen,  also  wohl  schon  für  den  Gmfr»n 
Hoyer  von  Bcdontung  gewesen.  Der  Spiegier  bezeichnet  die  Stadtpflich- 
tiieen  als  pleehhaße.  Die  Form  pleyc  für  Stadtpflicht  findet  sich  uur 
fjelten,  aber  {^rade  im  Harzgau  (vgl.  unten  No.STö).  Der  Spiegler  be/.eielinet 
die  Volifreien  nicht  als  „edelo**,  sondern  als  ^schoffenbare**.  Gerado  im 
Harzfrau  liaht-n  diese  Elemente  eine  besondere  Holle  gespielt,  und  es  sind 
Auiiu ;tspunkt<i  dafür  vorhanden,  daß  auch  die  Bezeichnung  üblich  war. 
(Vgl.  uüttiu  Nü.  283.) 
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Augen  üallend  sie  war.  Deslialb  wurde  die  Übeigehuog  eiiir 
seiner  unbedeutender  Abweicliungen  noch  nicht  beweisen,  daß 

andere  wichtigere  und  offenkundigere  Abweichuogeu  gleichfalls 
übergangen  sind. 

33.  Homeyer^  erklart  die  vermein tiiche  Übergehung  damit» 
daß  das  Stadtrecht,  ^insofern  es  überhaupt  an  einigen  hervor- 
ragenden Orten  schon  mit  einem  Kern  eigentümlicher  Sätse 
sich  aus  dem  Landrechte  gesondert  hatte,  erst  damals  begonnen 
hatte,  einen  gemeinsamen  Charakter  zu  gewinnen.*^  Diese  Auf- 
fassung bedarf  nicht  mehr  der  Berichtigung.  Es  ist  heute 
sicher,  da  Ii  bereits  in  nicht  wenigen  und  nicht  nnwiehtigea 
iVagen  ein  Sonderrecht  bestand.  Im  einzelnen  ist  es  freilich 
sehr  schwierig,  den  damaligen  Umfang  des  Sonderrechts  zu. 
präzisieren.  Aber  es  ist  dies  auch  nicht  erforderlich.  Denn 
es  ist  nicht  bestreitbar,  daß  nach  keiner  andern  Richtung 
hin  der  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  so  bedeutsam  und 
zni!:leieli  ot!('iiUini(liir  war,  wie  hiusichtlieli  der  beiden  in  l*'rage 
stehenden  Teile  der  Keelitsordnuner,  hinsieht  lieh  der  Gerichts- 
verfassung und  hinsichtlich  der  ständischen  Verhältnisse. 

Auf  dem  flachen  Lande  steht  unter  dem  Grafen  der  Go- 
graf  mit  geringem  Gewette.  Das  Urteil  wird  im  Goding  von 
der  Gesamtheit  der  Versammlung  gefunden.  In  der  Stadt  fehlt 
der  Gograf.'  An  seiner  Stelle  finden  wir  als  Stadtrichter  den 
gesetzten  Schulzen  mit  weit  höherem  Gewette.^  Im  Schulzen- 
gerichtc  der  in  Betracht  korunienden  Süidte  fällen  SeliutJ'en  das 
Urteil.  Ein  glatter  Gegensatz,  der  niemandem  entgehen  konnte, 
der  überhaupt  auf  Recht  und  Gericht  sein  Augenmerk  richtete. 
Auch  in  der  geistlichen  Gerichtsoiganisation  bildet  die  Stadt 
einen  besonderen  Gerichtsbezirk.^ 

Nicht  weniger  auffallend  war  der  standische  Unterschied. 
Auf  dem  Lande  überwog  an  Zahl  die  unfreie  Bevölkerung. 
Kur  die  Kolonisaüonsgebiete  zeigen  ein  anderes  Bild.  Sie 

1)  a.a.O.  8.19  a.E. 

2)  Vgl.  unten  No.  17,  §  8  ff. 

3)  Vgl.  nnten  §15fL 

4)  Vgl.  unten  §  3. 
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scheiden  aber  fijr  unsere  Betrachtung  aus.   In  den  übriqfon  CJe- 
bieten  bestand  die  M:isse  der  bäuerlichen  Bevüikeruüg  aus 
Lsteo.  Das  Auftreten  von  freien  Pächtern  in  größerer  Zahl 
war  erst  eine  neuere  Erscheinung.    Gewiß  hat  es  auch  voll- 
freie bioerliche  Grundeigentümer  gegeben.    Wir  werden  sie 
naher  ins  Auge  fassen.    Aber  ihre  Zahl  war  nicht  groB. 
Die  Laten  ubenvie^n   durchaus.     Für  das  12.  Jahrhundert 
Ist  die  Schilderung  Wittichs  ^  von  dem  Vorwiegen  der  grund- 
herriicheo  Wirtschaftsform    richtig.     Dieser  Zustand  ergibt 
nch  sowohl  durch  Röckschlüsse  aus  den  spateren  Verhäit- 
iiiaseD,'  als  aus  zeilgenössiBchen  Nachrichten.*    Nur  auf  dem 
Hintergründe  der  unfreien  Menge  werden  die  Angaben  des 
Spiegels  über  die  Verliältnisse  der  liindlichcii  Freien  verständlich. 
Die  Freien  bilden  innerhalb  der  ländlichen  Bevölkerung  nur 
eine  eingestreute  Minorität.    Diesen  Verhältnissen  des  flachen 
Landes  gegenüber  erscheinen  die  Städte  als  Mittelpunkte  der 
freien  Bevölkerung.    Die  Stadtgemeinden  waren  Gemeinden 
TOD  Freien,  die  sich  sowohl  rechtlich  wie  sozial  als  Sonder- 
gruppen hervorhoben,    lu  tlitlicli  einmal  durch  die  allgemeine 
Freiheit  und  das  besondere  Gerieht,  «sodann  aber  auch  durch 
die  stärkere  Belastung  mit  öflentlichrechtlichen  Püichten.  Das 
Steaerwesen  war  in  den  Stadtgemeinden  viel  ausgebildeter 
ab  anf  dem  Lande.    Dazu  trat  die  Pflicht  zur  Unterhaltung 
fter  Mauern  und  zum  Wachtdienste  drückend  hervor.  Die  Exi- 
stenz  der  sozialen  Sonti(  rstellung  bedarl  keines  Nachweises. 
Jc-dem,  der  die  Stadt  ins  Auge  faßte,  mußte  die  bcsondore 
äteUung  ihrer  Bewohner  in  die  Augen  fallen.    £s  ist  nicht 
denkbar,  daß  ein  Mann,  der  um  die  Zeit  des  Spiegels  die 
Arten  der  Freiheit  aufzählen  wollte,  die  Stadtfreiheit  fibersehen 
konnte. 

34.  Im  Vergleich  zu  diesen  beiden  Unterschieden  treten 
alle  anderen  weit  zurück.  Ich  halte  es  für  wahrscheinlich,  daß 


l)  Gnindherrachaft  S.  271  fL   Freibauern  S.  2G7  If. 

Vgl.  unten  No.  243. 
3)  Vgl.  nnten  Ko.  244. 
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scliOD  zur  Zeit  des  S]>icg1er8  die  Ratsverlassuiig  bestand.  Aber 
imraerhin  war  der  Gegensatz  der  autonomen  Stadtgen leiude 
gegenüber  der  gleichfalls  autoiionun  Dorfgemeinde  kein  solcberi 
der  sich  entsprechend  aufdrängte.  Beide  Gemeindeversamm- 
langen  führea  die  Bezeichnung  burding»  Und  auch  die  Baoem- 
meister  waren  der  ostfälischen  Stadt  nicht  völlig  fremd.  Die 
l^ntGmliohkeiten  des  städtischen  Pk^zeß-,  Straf-  und  Privst- 
rechts,  soweit  sie  vorhanden  waren,  der  Organisation  iK  r  Zünfte, 
waren  lokal  verschieden  entwickelt  und  konnten  bei  einer  all- 
gemeinen Übersicht  als  partikularrechtlich  übergangen  werden. 
Sie  konnten  an  Bedeutung  mit  den  beiden  großen  G^ensätzen 
nicht  entfernt  verglichen  werden. 

Auch  die  beiden  Punkte,  die  Stobbe  als  entBchddend 
hervorhebt,  sind  in  kt  iner  "Weise  durchgreifend. 

Stobbe^  betont  zwei  Unterschiede.  In  einem  alten 
Zusätze  zum  Sachsenspiegel  wird  gesagt,  daß  das  Wergeid 
binnen  12  Wochen  zu  bezahlen  sei,  während  die  Magdebaiger 
Quellen  die  kürzere  Frist  von  6  Wochen  angeben.*  Diese  Ab- 
weichung ist  vorhanden  und  wohl  auch  als  wirklicher  Gegen- 
satz von  Landreclil  and  Stadtrecht  aufzufassen,  denn  die  Ver- 
kürzung der  Frist  kann  sich  dadurch  erklären,  daß  das  Wcr- 
geld  der  Stadter  ursprünglich  ein  geringeres  war."^  Aber  es 
handelt  sich  um  eine  ziemlich  gleichgültige  £inzelfrage.  Daß 
sie  auch  för  den  Spiegier  von  keiner  Bedeutung  war,  eigibt 
sich  schon  daraus^  daß  in  dem  ursprünglichen  Texte  jede 
Angabe  fehlte. 

Stobbe  beruft  sich  femer  darauf,  daß  der  Sachsenspiegel 
nur  den  einfachen  ReiniLrungseid  kennt,  während  das  altere 
Magdebuiger  Hecht  auch  die  üeinigung  mit  fiideshelfem  habe. 
Ein  direkter  Widerspruch  liegt  nicht  vor.  Die  einzige  Magde- 
burger Quelle,  die  in  die  Zeit  des  Spiegels  zurückreicht  und 
auf  die  sich  Stobbe  beruft,  behandelt  zwei  exzeptionelle  Tat- 

1)  Beohtsquellen  8.  301  Anm.  25. 

2}  Vgl.  Ssp.  1.66  §4  und  Halle-Nemnarkt  §31.  Hagtfeboi^-Breslau 
1261,  §  19.  Magdeburg -O^rliis  Axt  6w 
3)  YgL  unten  §  43. 
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bestände,  die  vom  Sachsenspiorrel  nicht  berührt  sind.i  tlber- 
haupt  ist  es  unzulässig,  in  dem  Gegensatze  des  Eioeids  und 
des  verstärkten  Unschaldseids  einen  alten  und  grundlegenden 
Gegensatz  des  Laodreohts  und  des  Stadtreohts  zu  finden.  Der 
ÜDSchuIdseid  mit  Eideshelfeni  iw  ja  altsächsischeB  Luidrecht 
QDd  findet  rieh  anch  im  Richtsteige  Landrechts.*  Die  Über- 
gehung im  Sachsenspiegel  ist  allerdings  auffallend,  aber  nicht 
mehr  wie  andere  Eigentümlichkeiten  seines  Beweisrechts,  z.  B. 
der  Satz,  daß  eine  Partei  r.um  Zeugnis  gegen  sich  selbst  ge- 
zwungen werden  kaon.^   Diese  Eigentümliclikeiteu  scheinen  mir 
darauf  zu  beruhen,  daß  der  Spicgler  in  erster  Linie  das  Yer- 
lahren  bei  Konigsbann  im  Auge  hat  und  dies  Verfahren  durch 
die  fränlnscbe  „inqidsitlo'^  beeinflußt  war.^   Ein  näheres  Ein- 
gehen auf  diese  weitschichtige  Frage  kann  unterbleiben,  da  sie 
für  die  Mitberücksichtigung  der  Stadtgebiete  nicht  relevant  ist 

3ö.  Der  sonstige  Inhalt  des  Bechtsbuches  bietet  somit 
keinen  Grund,  die  Lokalisierung  der  Pfleghaften  und  ihrer 
Gerichte  in  die  Stadtgebiete  abzulehnen.   Wohl  aber  bietet  er 

weitere  Unterstützungen. 

Auch  wenn  wir  \on  den  Pfleghaften  und  ihren  Gerichten 
absehen,  so  sind  doch  Materien  im  Bechtsbuche  behandelt^  die 
gerade  für  die  Marktorte  von  besonderer  Bedeutung  waren 
und  bei  einer  grundsätzlichen  Ausscheidung  der  Marktgebiete 
gefehlt  haben  würden.  Solche  Materien  sind  das  Zolb^ht^ 
das  Münzrecht    da«  Judenreeht^,  die  Vorschrift  über  die  An- 


1)  Magdeburger  Recht  von  1188.  §  2.  Ersatz  für  don  Eid  des 
Taters  bei  Delikt  des  Sohnes  und  §       Yt  inciining  der  Teilnahme. 

2)  Vgl.  überhaupt  Phnck  1,  S.  274 ff.  783,  II,  S.  47f£. 

3)  Vgl.  Ssp.  II  22  §  5.  Die  Deutung  von  Homeyer  a.  a.  0,  und 
Planck  n,  S.  78  halte  ich  nicht  für  zntrcffond.  Nach  dem  klaren  Wort- 
laut*'  l»üfJt  der  Siegor,  also  der  Ilewoisfuhror,  „gleich  als  ob  er  unter- 
legen ^\äre  ',  eine  Keaktiou  des  Yolksbewuütseius  gegen  dos  Xn^ui^tionsreoht. 

4)  Vgl.  unten  No.  614. 

5)  Vgl.  1127,  §1. 

6)  Vgl  11,26,  §  1  —  6. 

7)  III,  7  (wichtig  auch  für  Quedlinburg). 
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laf^e  von  Märkten^,  über  das  Ledi«:wer(]cu  von  Münze  und 
Zoll  in  den  Reichsstädten-,  die  Aufzäiilung  der  Pfalzstädte', 
die  sonstigen  Erwähnuogeii  von  Städten^  Besonders  wichtig 
and  deshalb  schon  an  dieser  Stelle  hervorzuheben  ist  der  Üm- 
Btand,  daß  der  Spiegier  schon  in  dem  uisprfingliohen  Text  den 
Markt  als  Greiichtsbezirk  kennt  ^  und  erwähnt  Wenn  er  bei 
der  Betrachlung  der  Gerichtsbezirki!  den  Marktbezirk  gesehen 
und  crwälint  hnt,  dann  ist  es  doch  in  hohem  Grade  wahr- 
scheinlich, daß  er  auch  den  Klciiter  und  die  Gerichtsgemeiade 
dieses  Bezirkes  weder  übersehen  noch  übergangen  hat 

36*  Bei  dieser  Glelegenheit  sei  noch  ein  scheinbares  Be- 
denken besprochen,  das  ans  den  Schlußworten  der  Yonede 
von  der  Herren  Gebnil  entnommen  werden  könnte.  Die  Autor- 
schaft Eykos  hinbiclitlich  der  Vorrede  ist  zwar  nicht  ganz 
sicher,  aber  immerhin  sehr  wahrscheinlich,  weil  Lebenszeit  und 
Ort  der  genannten  Personen  m  den  Verhältnissen  fiykes  treff- 
lich stimmen.  Die  Worte  lauten;  Sint  Saasen  unde  dar  to 

alle  die  vrien  herren  unde  scepenen,  de  to  sassen  wonehaft 
sint  unde  de  me  kündich  siut  bi  miner  tliid,  sunder  de  hir  vore 
benümet  tiint. 

Es  ist  nun  ziemlicli  sieher,  daß  bei  dieser  Angabe  unter 
den  Schöffen  die  städtischen  Schöffen  nicht  mit  einbesogea 
sind.  1.  Die  Bemerkung  laßt  erkennen^  daß  der  Verfasser 
meint,  eine  umfassende  wenn  auch  nicht  ausnahmslose  Bekannt- 
schaft mit  der  Herkunft  der  ostfälisehcn  SchöH'en  zu  besitzen. 
Diese  Meinung  konnte  er  bezüglich  der  stadtischen  Scliötl'en 
nicht  wohl  hegen.  2.  Die  genannten  Personen  und  Geschlechter 
nicht  sächsischer  Herkunft  treten  nur  im  Landgerichte  an£ 
Es  ist  nicht  denkbar^  daß  die  stadtischen  Schöffen  schlechter- 
dings nur  Sachsen  su  ihren  Mitgliedern  zahlten.  Wenn  daher 
der  Verfasser  an  die  stadtischen  Schöffen  gedacht  und  gemeint 

1)  Vgl.  II,  26,  §  4. 

2)  Vgl.  m,  66,  §  1. 

3)  Vgl.  m,  02,  §  1. 

4)  Vgl.  III,  71,  §§  2.  5;  III.  66,  §  2,  78,  §  5. 
6)  Vgl.  UI,  25,  §  2,  vgl.  imtan  No.  79. 
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hatte,  ihre  Abkunft  zu  kennen,  so  müßten  wir  auch  städtische 
ächöÖ'eD  genannt  tiaden.  3.  Yoa  der  Gesamtheit  der  angeführten 
Personen  wird  als  von  Herren  geredet.  Dieser  Titel  ist  den 
städtischen  Schöffen  zur  Z&t  des  Spiegeb  nicht  aUgemein 
gegeben  worden. 

Eine  stillschweigende  Übergdiun^  der  städtisohen  Schöffen 
in  der  Vorrede  könnte  für  die  stillschweigende  Übei^hung 
aller  städtischen  Verhältnisse  in  dem  iicchtsbuche  angeführt 
werden. 

Dieses  Argument  wird  indessen  durch  die  Wendung  ge- 
brochen,  mit  der  die  Aufzählung  der  Schöffen  eingeleitet  wird. 
Der Yerlasfier  sagt  „Under  des  rikes  scepenen  sintsvavee^. 
Der  Ausdruck  Beichsschdffe  ist  Zallinger  so  auffallend  erschie« 

nen,  daß  er  ihn  mit  leichtem  Spotte  nicht  weniger  als  sechsmal 
in  Anfuhrungszeichen  wiederbringt.^  Der  Ausdruck  bedarf 
aber  weniger  der  Verspottung  als  der  Erklärung.  So  oft  auch 
das  Wort  „Schöffe"  in  dem  Rechtsbuche  vorkommt,  dieser 
besondere  Zusatz  findet  sich  nirgends.  Offenbar  soll  der  Zusatz 
eine  bestimmte  Art  der  Schöffen  von  anderen  Schöffen  unter- 
scheiden. Welches  sind  aber  diejenigen  Schöffen,  die  nicht 
Reichsschoffen  sein  sollen?  An  fürstliche  Schöffen  ist  nicht 
zu  denken.  Denn  die  genannten  Reichsschöffen  sind  insgesamt 
fürstliche  Schöffen.  Es  bleibt  nur  ein  Gegensatz  übrig,  und 
das  ist  der  G^ensatz  der  städtischen  Schöffen,  der  scabini 
eintatis.  Sie  waren  nicht  Schöffen,  die  von  der  Reich^walt 
bestellt  wareui  sondern  die  Urteilsßnder  einer  mehr  oder  weniger 
autonomen  Gemeinde.  Die  Übergebung  der  Stadtschöffen  in 
der  Vorrede  ist  daher  gar  keine  stillschweigende,  sondern  eine 
durch  die  Eingangsworte  wie  durch  die  Überschrift  „von  der 
Herren  Geburt''  kund  gegebene.  Deshalb  ist  es  pinz  natür- 
lich, wenn  die  sj)äteren  Angaben  auf  die  Stadtschöffen  nicht 
psssen.  Umgekehrt  läßt  aber  der  Gebrauch  der  einschränkenden 
Bezdchnung  Beiohsschöffen  ffir  die  Schöffen  des  Landgerichts 
in  d«r  Vorrede  darauf  scUiefien,  daß  der  aUgemein  uneinge- 


1)  S.  181  (zweimal)  S.  186,  S.  196,  197  (zweimal). 
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sehrankte  Ausdruck  Schöten  im  Reciitsbuche  selbst  sich  auf 
die  stsultischen  Schötfen  mit  bezieht. 

37»  Der  Sachsenspiegel  soll  das  Recht  der  Stadtgebiete 
vblUg  igDoriert  haben.  Dennoch  ist  es  Tatsache,  dafi  er  gerade 
in  den  Städten  besonders  früh  resipiert  und  in  Anwendang 
gelangt  ist.  Schon  das  Maj^debui^-Brcslauer  I^ccht  vod  1261 
exzerpiert  den  Sachsen^pu  ^el.  Gewiß  ist  es  denkbar,  daß 
diese  praktische  Anwendung  auf  Mißverstanduissen  und  Um- 
deutung  beruhte.  Aber  am  einfachsten  erklärt  sie  sich  dann, 
wenn  das  Stadtrecht  schon  von  vornherein  im  Bechtsbuche 
berücksichtigt  war. 

38.  Die  vorstehenden  Eiui  terungcn  dürften  gezeigt  haben, 
daß  die  Einbeziehung  der  Stadtgebiete  in  die  Seiiildtnmg 
der  Gerichti^verfassung  und  der  Stände  schon  mit  Kücksicht 
auf  die  fintstehungsbedingongen  und  den  sonstigen  Inlialt  des 
Bechtsbuches  als  in  hohem  Grade  wahrscheinlich  su  beseicfanen 
ist.  Wenn  die  bisher  auf  Erfindung  zurückgeführten  Teile  des 
Spiegelbildes  sich  durch  die  Einbeziehung  der  Stadtirebiete  als 
wahrhaftige  Angaben  deuten  lassen,  so  findet  diese  Auslegung 
in  den  allgemeiueu  Anhaltspunkten  eine  wesentliche  Unter- 
stutzung* 

Bei  der  Yeigleichung  der  Stadtgebiete  sind  nicht  alle 
Städte  gleichmaßig  zu  berücksichtigen.  Die  Bechtsverhältnisse 

waren  nicht  uberall  die  gleichen.    Es  gab  städtische  Rechts- 
verschiedenheiten.    Dieser  Umstand  mußte  die  Einbeziehung 
der  Stadtgebiete  seitens  des  Spieglers  erschweren.    Eine  er- 
schöpfende Aufzählung  der  lokalen  Einrichtungen  würde  ein 
Werk  von  g^nz  anderem  Umfange  erfordert  haben,  als  es  der 
Sachsenspiegel  ist    Sie  würde  der  Anlage  und  dem  erkenn* 
baren  Plane  des  Werks  widersprochen  haben.    Die  verschie- 
denen Stadtrechte  standen  aber  einander  an  Bedeutung  nicht 
gleich.    Alle  andern  Städte  überragte  Magdebui^  an  Alter, 
an  wirtschaftlicher  und  politischer  Bedeutung,  vor  allem  aber 
auch  in  Hinsicht  auf  das  Ansehen  der  Bechtsordnong.  IKe 
Bedeutung  des  Magdeburger  Stadtrechis  war  schon  langst  an- 
erkannt   Ein  großer  Tcü  der  Städte  Ostfaleos  einschließlich 
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der  Marken  hatte  Magdeburger  Recht  verliehen  erhalten.^  Das 

Magdeburger  Recht  war  schon  damals  auf  dem  Wege,  allge- 
meines Stadtreclit  zu  werden.  Uutx^r  diesen  Urastiindeu  gab 
es  für  einen  verständigen  Mann,  welcher  die  ostfälisclien  Stadt- 
gebiete berücksichtigea  wollte,  ohne  sich  in  partikularreclitliche 
£maelheiten  zu  verlieren,  nur  einen  einzigen  Weg.  £r  mußte 
dag  Magdeburger  Recht  aeiner  Schilderung  zugrunde  legen, 
als  typiaches  Stadtrecht  behandeln. 

Auf  Grund  dieser  Ekwägnng  kommt  bei  der  Auslegung 
des  Spiegels  in  erster  Linie  Mairdcburger  Recht  in  Betracht 
Die  Wahrhaftigkeit  des  Spieglei*s  ist  bewährt-,  seine  Angaben 
sind  erklärt,  sobald  es  sich  herausstellt,  daß  die  vermeint' 
liehen  Erfindungen  in  Magdeburg  Realität  gehabt  haben. 

1)  Audi  in  Quedlinburg  erhielten  dii-  ncgooiatores  die  lex  ac  justitia 
der  mercatores  von  Goslar  und  ^Tni^  Ieliurf^,  ü.  B.  1  No.  9.  Rietsohel  bezieht 
die  lex  nicht  auf  das  Stadtieoht.  Doch  ist  das  zweifelhaft 
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Die  Yermelntliehen  Erlindungen  in  Hiuäicht 
auf  die  Gericlitsverfassung« 


Erster  Abschnitt 
1)118  Sendgerieht  des  Dompropstes.  §  5. 

39.  Der  Spiegier  erwähnt  die  verschiedenen  geistlichen 
Gerichte  nur  an  der  berühmten  Stelle  von  den  drei  Arien 
der  Freiheit  (Eingangsstelle)  1,2  §  1: 

Jewelk  kersten  man  is  senet  pliehtig  to  sökene  driee  in 
me  jare,  sint  he  to  sinen  dagen  komen  ia,  binnen  deme  biscop- 
dorne,  dar  he  innc  geseten  is.  —  Yriheit  de  is  aver  drieihande: 
scepcnbai  e  lüde,  die  der  biscope  scnet  süken  soleu;  plechhaften 
der  duinproveöte;  lantseteu  der  eixiepriestere. 

Bei  der  Erläuterung  der  Stelle  sind  drei  Momente  he^- 
vomiheben.  1.  Die  drei  Gerichtsgemeindeni  die  der  Spieler 
nennt|  werden  hinsiehtlioh  der  freien  Elemente  als  au  s  seh  ließ - 
liehe  Gerichtsgemeinden  hingestellt  Da  jeder  Christ  gleich- 
mäliig  nur  drei  Sendgericht^  im  Jahre  besucht,  so  ist  der 
Besuch  eines  jctlen  Freien  auf  das  ihm  eii^entümliche  Sendgericht 
beschränkt  Die  Schötlenbaren  besuchen  nur  den  Send  des 
Bisehofs>  die  Pfleghaften  nur  den  Send  des  Dompropstes ^  die 
Landsassen  nur  den  Send  des  Erzpriesters.  40.  2.  Die  Ding> 
pflieht  der  Unfreien  wird  vorausgesetzt,  aber  übergangen.  Da 
jeder  Christ  diiii^pflichtig  ist,  so  sind  es  auch  die  Unfreien. 
Ministerialen,  Latcn  und  Dagewerchten.  Aber  der  Spiegier 
sagt  nicht,  welche  Gerichte  sie  besuchen.  Daraus  ergibt  sieh 
die  wiohtage  Folgerung,  daß  der  Hauptinhalt  der  Stelle  die 
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KenozeichnuDg  der  Freiheitsarten  und  nicht  die  Regelung  des 
Dingbesttches  ist  Die  Dingpfiioht  wird  nnr  als  Auagangs- 
punkt  genommen,  weil  sie  nach  der  Auffassung  des  Spiegels 
die  direi  Freiheitsarten  am  schroffsten  scheidet    41.  B.  Die 

Reihenfolge;  in  der  die  di'ci  geistlichen  Gerichte  aufgezählt 
worden,  ist  wegen  der  eben  erwähnten  Tendenz  auf  die  Ranp^- 
Ordnung  der  dingpflichtigen  Freien  zurückzuführen.  Hie  würde 
sich  auch  durch  die  hierarchische  Stellung  der  drei  genannten 
Sendriohter  erklaren.  Deshalb  darf  aus  der  Aufsahlnng  noch 
nicht  gefolgert  werden,  daß  der  Spiegier  sich  die  drei  Gerichte 
an  demselben  Orte  denkt,  das  Gericht  des  Dompropstes  als 
Mittelinstanz  zwischen  das  Gericht  des  Bischofs  uud  das  des 
Erzpriesters  einschiebt,  (iewiß  gestattet  der  Wortlaut  diese 
Annahme,  nach  dem  Wortlaute  wäre  es  möglich,  daß  der  Spiegler 
sich  das  Gericht  des  Dompropstes  ebenso  als  dem  Gerichte 
des  Enpriesters  nbeigeordnet  denkt,  wie  das  Gericht  des 
Bischofs  dem  des  Dompropstes.  Aber  ein  positiver  Hinweis 
anf  diese  Gliederung  ist  nicht  im  mindesten  vorhanden.  Der 
Wortlaut  stimmt  genau  so  gut  zu  der  Annalune,  da  Ii  die  beiden 
unteren  Gerichte  räumlich  verschiedenen  Sprengein  an<^eh5rten, 
daß  in  einem  Sprengel  der  Dompropst  über  die  Plieghaften 
Grericht  hielt  und  in  dem  Nachbarsprengel  der  Erzpriester 
fiber  Landsassen  und  Laten.  Wir  haben  daher  beide  Möglich- 
keiten gleichmaßig  in  Erwägung  cu  sieben. 

Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Spiegler  mit 
dieser  seiner  Darstellung  ^virklich  bestehende  Verhältnisse  ge- 
meint oder  ob  er  gefabeli  habe,  eaipilehlt  es  sich,  zwei  Behauj)- 
tungen  auseinander  zu  nehmen,  die  in  der  Darstellung  des 
Spieglers  vereinigt  sind. 

42.  a)  Der  Spiegler  behauptet  zunächst^  daß  es  drei  ver- 
schiedene Sendgerichtsversammlungen  gegeben  habe,  deren 
Besuch  jeweilig  für  einen  bestimmten  Stand  der  Freien  geboten 
war,  diesen  Stand  charakterisierte.  Wir  haben  auf  Grand  der 
nbrijsren  Quellen  zu  untersuchen,  in  was  iiir  Verhältnissen  der 
Besucli  der  bendgenchte  ständiscli  gegliedert  war.  Diesen  Teil 
der  Aa%abe  will  ich  als  Sonderuugsproblem  bezeichnen. 
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In  fV«ge  kommt  dabei  Dur  die  Sondeniog  der  Besuehaspienget 
die  niciit  notwendig  ziuammenffiUt  mit  der  Abg^nmng  der 
Amtaeprengel. 

43.  b)  Dor  Spiegler  kennzeichnet  die  supponierten  stau- 
disch gesooderteu  Scnd<^erichte  durch  die  Personen  der  Richter, 
durch  Bischof y  Dompropst  und  Erspriester.  Die  Frage,  wie 
er  zu  dieser  Kennzeichnung  gekommen  istj  will  ich  als  Per- 
sonen problem  bezeichnen. 

Für  die  Erklfirung  dieser  Angaben  durch  Verhaltnisse  der 
Wirklichkeit  ist  nicht  zu  fordern,  daß  den  Angaben  ent^ 
Bprechcnde  Zustände  in  jj^nz  Ostfalen  vorhanden  waren.  Denn 
der  Spiegler  will  die  typischen  Zustande  schildern,  nicht  die 
Einzelheiten  partikularer  Bildungen  aufzahlen.  Dazu  kommt 
unterstützend  die  periphere  Behandlung  der  kirchlichen  Yer^ 
hältniBse  und  die  Kürze  der  einmaligen  Erw&hnung.  Deshalb 
muß  es  genügen,  wenn  die  geschilderte  Unterscheidung  in  solcher 
Weise  vorhanden  war,  daß  der  Spiegler  sie  als  typisch  ansehen 
konnte.  Diese  Anforderung  ist  aber  auch  unbedingt  festzuhalten. 
Eine  ungenaue  typische  Spiegelung  kann  sehr  wohl  vorliegen, 
aber  keine  Spiegelung  ohne  Objekt 

44.  II.  Das  Kontrollbild  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in 
Ostfalen  läßt  sich  nun  in  den  Hauptzugen  mit  voller  Bestimmt- 
heit zeiclmen.  Wir  besitzen  eine  reiche  Überlieferung  und 
gründliche  Bearbeitungen >  unter  denen  die  Untersuchungen 
Billings^  hervorzuheben  sind.  Dadurch  wird  das  Problem 
vereinfacht  Es  handelt  sich  nicht  eigentlich  um  neue  Quelien- 
forschung,  sondern  um  ein  reines  Auslegungsproblemi  um  die 

1)  IL  Hilling  hat  in  betreff  der  sächsischen  Synodalverhältnisse 
folgende  Schriften  yeröffentUcbt:  a)  Bie  Entstehnngsgeschichte  der  Mün* 
stersclioQ  Art liidiakonatc,  Münster  1902.  b)  Gegenwart  und  Einfluß  der 
Geistlichen  und  Laien  auf  den  Diuzesansynoden,  vornehmlich  in  Nordwest- 
dentschland,  Archiv  f.  kath.  Kirchenr.  79.  S.  203-232.  c)  Die  bischöf- 
liche Banngewalt,  das  Archipresbyteriat  und  das  Archidiakonat  in  den  säch- 
sischen Bistümern,  a.a.O.  80,  S.  80—115,  S.  323  —  346,  S.  443—469, 
S.  645  —  665,  81,  S.  1  ff .  d)  Beiträge  zur  Geschichte  der  Verfassung  und 
Yerwaltiing  des  Bistums  Balberstadt  im  Mittelalter,  1.  Die  Haibetstädter 
Archidiakonate,  1902. 
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IVage,  wie  das  feststehende  Kontrollbild  mit  den  vorÜ^enden 
Allgaben  des  Spieglers  in  Einklang  zu  bringen  ist 

Das  feststehende  Kontrollbild  ist  das  einer  Zwciglie- 
deruug,  einer  Zwcistufung  der  geistlichen  Gerichtstrowult  und 
entsprechend  der  Sendgerichtsversammlungen.  Übei'ail  ßnden 
wir  das  Sendgericht  des  Bischofs  und  unter  ihm  das  Send- 
gerieht  des  Arehidiakons.  Beide  Gerichte  werden  von  Laien 
besnchti  aber  nicht  von  denselben  Ständen.  Der  Besuch  des 
bischdfiicben  Sendgerichts  ist  auch  nach  den  fibrigen  Quellen 
Pflicht  eines  höheren  Kreises,  wie  nach  dem  Sachsenspiegel 
Sache  der  SclioflTenbaren.  In^npfem  diese  übrigen  Aaehriclitcn 
ein  Licht  auf  die  Eigenart  der  Schöffenbaren  werfen,  soll  später 
untersucht  werden.^  An  dieser  Stelle  genügt  die  Feststellung^ 
daß  der  Spiegier  hinsichtlich  der  standischen  Sonderung  des 
höchsten  Sendgerichts  nicht  gefabelt^  sondern  eine  tatsachlich 
bestehende  DifiFerenzierung  beseugt  hat 

Dagegen  ist  derjenige  Inhalt,  den  die  Angaben  des  Spiegels 
durch  die  traditionelle  Auffassung  der  Pfleghaften  und  die 
Ignorierung  der  st^idtischen  Verhältnisse  gewiuucii,  mit  dem 
Inhalt  der  übrigen  Quellen  nicht  zu  vercioigen.  Nach  der  herr- 
schenden Meinung  sind  die  Biei^lden  grafschatzpflichtige 
bäuerliche  Grundeigentümer^  die  mit  den  Landsassen  und  Laten 
in  denselben  Bezirken  durcheinander  wohnen.  Deshalb  würde 
nach  der  hergebrachten  Auslegung  der  Spiegier  ssgen:  1.  daß 
als  Regel  an  einem  und  demselben  Orte,  abgesehen  von  dem 
Sendgericht  des  Bischofs,  zwei  untere  Sendgerichte  bestanden, 
ein  Sendgericht  für  bedepilichtige  Gnmdeigeotümer  und  ein 
zweites  fi'ir  Pächter;  2.  daß  als  Regel  an  ein  und  demselben 
Orte  das  Sendgericht  der  Grundeigentumer  dem  Dompropste 
zustand,  das  Sendgericht  der  Pächter  dem  Erzpriester. 

45*  Diesen  vermeintlichen  Behauptungen  gegenüber  er- 
geben die  Quellen  mit  absoluter  Sicherheit  die  örtliche  Ein- 
heit des  Archidiakonats.  Einheit  hinsichtlich  der  Inne- 
habuogy  Einheit  hinsichtlich  der  Gerichts  Versammlung.  Jeder 


1)       unten  §  36  No.  321ff. 
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Ort  hat  seinen  arcbidiaooniiB  loci,  dessen  Gericht  von  allen 
nicht  vor  den  bischöflichen  Send  gehörenden  Personen  m 

besuchen  ist.^  Der  Besiichssprongel  ist  ursprÜDglich  wolil  mit 
dem  Aiiiiöbozirk  zusamujeiiirofallon. '  Später  werden  in  dem- 
selben Archidiakouate  kleinere  Besuohssprengel  eingerichtet' 
Aber  auch  diese  in  die  Zeit  des  Sachsenspiegels  wahrscheinlich 
nicht  oder  nicht  allgemein  zurückzudatierende  Teilung  ist  eine 
rein  örtJiche,  nicht  eine  ständische.  Eine  ständische  Differen- 
zierung des  Dingbesuchs  an  demselben  Orte  hat  nirgends 
existiert.  Die  Nichtexistenz  ergibt  sich  nicht  nur  aus  dem 
Schweigen  der  Queileo»  sondern  aus  positiven  Angaben,  welche 
mit  der  Existenz  einer  ständischen  Differenzierung  nicht  ver- 
einbar sind.  Wir  besitzen  zahlreiche  Urkunden,  welche  die 
Sendgerichtssprengel  ändern  oder  bei  Aufhebung  des  Pfarr- 
verhandes  den  Fortbestand  der  JSendpflieht  liervorheben.  AVemi 
als  liegel  die  Sendi)iheht  im  Archidiakonatsgerichte  für  die 
Püegh&ften  und  für  die  Laudsaesen  eine  verschiedene  gewesen 
wäre,  so  müßten  wir  erwarten,  daß  diese  beiden  Katc^rien 
auseinandergehalten  werden.  Dies  ist  nirgends  der  FalL 
Überall  werden  die  Einwohner  eines  Bezirks  als  eine  einzige 
gkichmäßig  dingpflichtige  Masse  behandelt*  Die  Änderung 
der  Sendgerichtssprengel  und  der  Pfarrbezirke  bedurfte  einer 
Zustinimimg  des  bisher  berechtigten  Arcliidiakons.  Wenn  es 
zur  Zeit  des  Spiegels  Regel  war,  daß  an  demselben  Ort  zwei 
untere  Sendrichter  sich  in  die  Stände  teilten,  so  müßten  wir 
doch  erwarten,  daß  irgendwo  diese  beiden  Arohidiakone  als 

1)  Auch  Hüling  Innstatiert  Archiv  79,  8,  220  ,daB  m  einer  großen 
Beihe  toh  nrkandliohen  BestimmiiDgen  stets  alle  Paroohisiien  ohne  Ein- 
sohrSnkuDg  cum  Besuche  der  Arohidiakonatsynode  Teipflichtet  werden.* 

2)  Vgl.  mUing,  Beitrüge  S.  51. 

3)  HiUiiig  a.  a.  0.  8.  99. 

4)  Die  Sendpflichfigen  werden  z.  B.  hezeiohnet  als  oommoFuites  in 
TÜIa  que  dicitor  Aldendorp  U.  B.  Stift  Hildesheim  I  No.  246  ^'nsdem 
Tille  dves,  a.  a.  0.  No.  256,  homines  tarn  de  aostrali  quam  de  aqnflonaii 
Lonbeke  a.  a.  0.  No.  383«  ejasdem  ecclesiae  fideles  a.  a.  0.  No*  619,  homines 
vUIarum  U.  B.  Hochstift  Halbersiadt  I  No.  644,  popolns  arohidiaooiii  a.  a.  O. 
No.  191  usw. 
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EonflenB  erteilend  auftreten.  Das  ist  wiederum  niigends  der 

Fall,  überall  ist  immer  ein  archidiaconus  loci,  bannig  ccclesiae 

beteiligt.  1 

46»  Die  /eitgenössischen  Nachriehtcii  werden  durch  die 
späteren  ausfuhrlichen  Nachrichten  bestätigt  Wir  besitzen  für 
das  ganse  Gebiet  spätere  Arehidiakonatsverseiohmsse.  Überall 
finden  wir  die  ortliofae  Einheit  Alle  Diözesen  sind  in  Besdike 
emgeteilt)  die  einem  Archidiakon  zugewiesen  sind.  Nirgends 
finden  wir  in  Ostfalen ,  dal)  der  Dompropst  und  ein  anderer 
Archidiakon  sich  in  bezng  auf  verschiedene  Stände  teilen.  Nir- 
gends hndet  sich  eine  Spur  ehemaliger  konkurrierender  Gcriciits- 
gewalt  des  Dompropstes.  Nirgends  eine  andere  Spur  ständischer 
Differenzierung  des  nicht  bischöflichen  Gerichts. 

47.  Die  ostfäUschen  Nachrichten  werden  ergänzt  durch 
die  Nachrichten  aus  den  übrigen  sächsischen  Gebieten,  die 
Hilling  genau  imtei^sucht  hat.  Auch  in  diesen  Gebieien  ergibt 
sieh  nirgends  ein  Anhalt  für  eine  ständische  Aufteilung  des 
örtiiclien  Archidiakonats.  Kine  Zersplitterung  ist  vielfach  in 
hohem  Grade  vorhanden,  aber  das  Teilungsprinzip  ist  überall 
em  lokales.  Niigends  treffen  wir  eine  Konkurrenz  mehrerer 
Archidiakonen  an  demselben  Ort,  nirgends  den  geringsten 
Anhalt  für  einen  ircrendwie  gearteten  Zusammenhang  sswischen 
den  bedepflichtigea  Grundeigentümern  und  dem  Donipropste. 

HL  Unter  diesen  Umständen  ist  es  unmöglich,  den  An- 
gaben des  Spieglers  bei  Beschränkung  seines  Gesichtskreises 
auf  die  ländlichen  Verhältnisse  irgend  eine  Realität  beizulegen. 
'  Alle  diesbezüglichen  Versuche  müssen  mißlingen. 

48.  Hilling  selbst  hat  zwei  Versuche  Hn^estellt.  In  seiner 
Abhandlung  über  die  Zusammensetzung  der  Diözesansynodcn 
erklart  er  sich  gegen  die  Annalime  einer  Fiktion,  ,,da  nn'r  zahl- 
reiche Fälle  bekannt  sind^  in  welchen  der  Dechant  neben  dem 
Arcfaidiakone  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  ausübt  Als  Beleg 
zitiert  HOling  nur  eine  Urkunde  des  Erzbischofs  ron  Köln 

1)  s.  B.  U.  B.  floohstift  Halbentadt  U  No.  1266,  1475,  1731 
und  a.a.  0. 
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aufl  dem  Jahre  1067,  in  welcher  über  eine  decania  verfügt  iriri 
Die  suprema  judicia  werden  in  dieser  Urkunde  dem  archi- 

diaconatus  officium  vorbehalten.*  Später  erklart  Hilliüg  bei 
der  Ablehnung  der  von  mir  vorgeschlagenen  Deutung,  er  wolle 
deshalb  an  der  Lösung  des  Rätsels  nicht  verzweifehi.  Bei 
dieser  Gelegenheit  wird  aul  Paderborn  nnd  Hambm^  verwiesen.* 
Fnr  diese  beiden  Diözesen  konstatiert  HiUing  eine  orsprOnglich 
vorherrschende  Stellung  des  Dompropstes,  die  aber  zur  Zeit 
des  Spieglers  schon  weitgehende  P^iuschränkunj^en  erlitten  hatte. 
Die  HoÜ'uungen  Hillings  sehe  ; neu  mir  nach  beiden  Richtungeu 
nur  darauf  zu  beruhen,  daU  ihm  das  Problem  nicht  kkr 
geworden  ist  Fär  die  Erklärung  des  Saehsenspiegels  kommt 
es  in  erster  linie  auf  die  standische  Differenzieniog  an. 
Die  Personenfrage  steht  erst  in  zweiter  Linie.  Von  einer 
ständischen  Differenzierung  der  ländlichen  Untergerichte  findet 
sich  auch  in  den  von  Hilling  herangezogenen  Gebieten  keine 
Spur.  Deshalb  brauche  ich  auf  das  Fehlen  jeder  sonstigen 
Beziehung  des  Sachsenspiegels  zu  diesen  Gebieten  und  auf  die 
m.  E.  nicht  zutreffende  Auffassung  der  Yerhaltoisse  in  Pader- 
born nnd  Hamburgs  vvie  sie  Hilling  vertritt,  nicht  weiter  ein- 
zugehen. 

49.  In  anderer  Weise  sucht  E.  Mayer  ^  die  Angaben  des 
Spiegels  unter  Beziehung  auf  ländliche  Verhältnisse  zu  recbtr 
fertigen.  £r  denkt  an  die  Berücksichtigung  einer»  bisher  ver- 
borgen  gebliebenen  lokalen  Bechtsform»  „nach  der  alle  Bauern 
vor  dem  Erzpriester  oder  P&rrer  stehen,  die  sich  nicht  ihre 
Freiheit  bewahrten."  Die  pj'nordnung  der  Liindsassen  unter 
die  Unfreien  beruht  wohl  auf  einem  Versehen  und  ist  unhaltbar. 
Da  nach  dem  Spiegel  die  Gerichtsgemeiade  des  Gogrefen  und 
des  Erzpriesters  einerseits»  des  Schulzen  und  Dompropstes 
andererseits  zusammenfallen»  so  muß  Mayer  annehmto»  dafi  in 
seinem  allodialen  Gogerichte  der  Erzpriester,  in  dem  öffent- 
lichen Gogericht^  der  Dompropat  zuständig  war.    Diese  Au- 

1)  Hilling,  Arohiv  79  fi.  220. 

2)  a.  s.  0. 81,  8. 90,  80,  8. 443 ff.,  8. 958ff. 

3)  n  8. 449. 
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nähme  ist  mit  den  (pullen  ebensowenig  zu  verdnigen  wie 

die  hcn^chende  und  scheitert  schon  an  der  Nichtexistenz  des 
von  Mayer  behaupteten  Unterschieds  der  Gobeziike.^ 

Die  aussclüießliche  Beziehung  des  Spiegelbildes  auf  die 
ländlichen  Gebiete  führt  daher  rettungslos  zu  der  Folgerung^ 
die  Schröder  anstandslos  isieht^  su  der  Annahme,  daß  die 
Scheidung  der  beiden  Sendgerichte  und  ihre  Bedeutung  fQr  die 

Stande  der  Freien  gai'  nicht  existiert  habe,  lediglich  eine  Fiktion 
des  Spieglers  sei.  Diese  Folgernng  kann  aber  aus  früher  ange- 
iührten  Gründen  nicht  richtig  sein. 

IV.  ÖU.  Angesichts  dieses  Quellenbefundes  hatte  icli  in 
meiner  Untersuchung  über  die  Biercrelden  die  Anhahspuiikte 
dsdür  hervorgehüben,  daU  die  btadt  regelmäßig  einen  beson- 
deren Sendgerichtsbezirk  bildete.  Die  Besucher  dieses  Send- 
gerichts  waren  Freie,  die  einem  gemeinsamen'  Stande  angehörten 
und  zwar  einem  andern  als  die  freien  Besucher  der  ländlichen 
Sendgeriehte.  Hinsichtlich  der  Personenfrage  führte  ich  damals 
uus^  Jai>  das  städtische  Sendgericht  sich  in  verschiedenen 
Händen  befand,  aber  mehrfach  und  namentiicli  in  Magdeburg 
in  den  Banden  des  Dompropstes.  Dai-aus  habe  ich  dann  wört- 
lich gefolgert,  „daß  Eyke  auch  das  Sendgericht  des  Dom- 
propstes nicht  aus  Vorliebe  für  die  Dreizahl  erfundeui  sondern 
aus  dem  Rechte  der  Stadt  Magdebovg  entlehnt  hat'^  Zu  diesen 
Ausführungen  bemerkt  Stutz^:  „Ekidlich  steht  alles  (I)  was  Heck 
8.50fr.  über  das  Sendgericht  des  Dompropst  ausfuhrt)  durchaus 
im  Widerspruche  zu  den  (Quellen,  weiche  nichts  da\  un  wissen, 
daß  der  Domiiiüi)st  der  Sendrichter  lediglich  oder  auch  nur  in 
erster  Linie  der  Städter  war/'  Stutz  verweist  dabei  auf  die 
oben  zu  c)  erwähnten  Untersuchungen  von  Hilling. 


1)  Vgl.  unten  §  16  No.  ISOff. 

2)  a.  a.  0.  8.  66—68. 

3)  Die  Zugehörigkeit  im  Stadt  b^grOndete  jedenfalls  eine  Gemein- 
ttmkeit  Inwiefern  wir  die  Szistens  kieosender  l^teilimgen  «Bzonehmen 
haben,  wird  unten  nntenaoht  weiden.  Y^.  §  43. 

4)  a.  a.  0.  8. 182  äsol  1. 
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bh  Der  Vorwurf,  den  Stutz  gegen  mich  erhebt^  ist  sehr 
schwer,  aber  ganz  unberechtigt  Die  Untersuchung  HilUngs 
tnfft  lediglich  die  allgemeinen  Bemerkungen  tiber  die  Ekitwiek- 

lung  deö  Architli  ikoiiats,  bei  denen  ich  auf  Hinschius  verwiesen 
hatte  und  auf  denen  meine  Aii-tülirung  gar  nicht  berulit.  Die 
Gerichtsbarkeit  des  Dompropst<?s  rindet  sich  tatsächlich  in  den- 
jenigen Städten,  die  ich  angeführt  liabe.  Daß  sie  nur  in  einem 
Teile  der  Städte  vorhanden  war,  habe  ich  sdbst  nachdrücklich 
betont  Daraus  schließe  ich  ja  gerade  die  Beziehung  zu  Magde- 
burg. Andrerseits  habe  ich  weder  behauptet  noch  irgend 
vorausgesetzt,  daß  die  i)unipn")pstc  keine  Landarchidiakonate 
hatten.  Ich  hatt«  im  (ieireuteil  auf  Hinschius  verwiesen,  der 
von  einer  ursprünglich  allgemeinen  Gerichtöburkeit  des  Propstes 
ausgeht  Das  was  ich  behaupte  und  zur  Begründung  meiner 
These  verwerte,  ist  vollkommen  richtig.  Der  schwere  Vorwurf, 
den  Stutz  gegen  mich  erhoben  hat,  beruht  nur  darauf,  daß  er 
nicht  genau  gelesen  oder  das  Gelesene  nicht  genau  genug 
durchdacht  hat 

52*  Auch  Hilling^  hat  sich  gegen  mich  ausgesprochen, 
allerdings  ohne  denselben  Vorwurf  zu  erheben,  wie  Stutz. 
Hilling  sagt,  daß  meine  Ausführungen  keine  Stütze  für  meine 
Theorie  seien.  Deim 

1.  ^ist,  wie  gezeigt  wird,  die  Verbindung  des  Stadtarchi- 
diakonats  mit  der  Dompropstei  eine  rein  zufällige  und  in  vieleo 
Fällen  überhaupt  nicht  vorhanden; 

2.  aber  existiert  nicht  der  geringste  Unterschied  z^^^LSchen 
den  Stadtarchidiakunaten  und  den  Landarchidiakonaten,  wie 
der  Verfasser  iiTtümlich  auzunehnien  scheint; 

3.  ist  mit  nicht  verstandlich,  wie  der  Verfasser  die  Dom- 
pröpste allein  in  Gegensatz  zu  den  Landdekanen  stellt,  da  auf 
diese  Weise  die  äußerst  zahlreichen  Landarchidiakonen  üb^ 

pmgen  werden.  Die  Annahinc;  aber,  daß  die  Archipresb^i;er 
die  Diakonen  vertreten  hatten,  ist  gänzlich  verfehlt,  da  die 


1)  Aichiv  81,  &  06  fi 
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ersteren  vielmehr  im  Gtgeüsatze  zu  den  letzteren  von  den 
Biscboiei)  eingeführt  wurden. 

4.  £ndiich  gibt  es  im  kanonischen  Rechte  nur  einen  archi- 
diaconus  civitatb»  nämlich  den  Archidiakoa  der  Biacho&stadt. 
Li  den  übrigen  Städten  existieren  nur  Londarcfaidiakonen^  die 
regelmäßig  einfache  Kanoniker  sind.  Hier  ist  ea  geradezu 
tinmoslich,  an  den  Dompropst  als  besonderen  Archldiakon  der 
Bargilden  (Stadtl)ürger)  zu  denken." 

Die  Einwendungen  Hillings  beruhen  zunächst  wie  seine 
Uofibongen  darauf,  daß  er  die  Eigenart  des  Problems ,  dem 
ich  nacfagehej  nicht  wQrdigt  Ich  snche  nicht  einen  Sats  des 
bsonischen  Rechts,  sondern  die  tatsächlichen  Zustände,  die 
dem  Spieler  zu  seiner  Schilderung  das  Vorbild  gegeben  haben. 
Deshalb  ist  es  völlig  gleichgültig,  ob  solche  Zustände  ex  juris 
aec^ssitate  oder  rein  zufällig  entstanden  waren.  Ebensowenig 
^  allgemeine  Verbreitung  notwendig.  Es  genugt>  wenn  diese 
ZoBtände  vorhanden  sind  und  die  Annahme  möglich  ist,  daß 
der  Spiegier  me,  wenn  auch  nur  bei  beschränktem  Gesichtskreis 
sowie  bei  einer  nur  das  Typ^he  mitteilenden  Schilderung  vcr- 
werten  konnte. 

Sobald  mau  an  meine  Erklärung  nur  die  berechtigten 
Anforderungen  stellt,  dann  genfigt  meine  Deutung  sowohl  hin- 
nditlich  der  ständischen  Sonderung,  wie  hinsichtlich  der  Per- 
sooenfra^. 

.');>.  In  erster  Hinsicht  ist  zunächst  klar,  dui)  nur  die 
B'/.ieliiing  zur  Stadt  es  ermöglicht,  das  überall  her\'ortretende 
Prinzip  der  lokalen  Einheit  des  Archidiakonats  mit  der  stan- 
diachen  Sondemng  des  Spiegels  in  Einklang  zu  bringen.  Denn 
ttor  bei  der  Stadt  war  die  ständische  Sonderung  des  Stadt- 
bürgers  zugleich  eine  lokale.  Wir  haben  ein  standisch  geson- 
dwtes  Sendgericht,  sohald  wir  auneiinien  diiiicn,  daß  der 
Spiegier  die  ötadt  als  einen  besondern  Sendgerichtsbezirk  auf- 
gefaßt hat 

Htlling  wendet  ein,  daß  es  nach  kanonischem  Recht  nur 
Wa  archidiaconus  civitatis  gebe,  nämlich  den  Archidiakoa  der 
Biicho&stadt   Darauf  habe  ich  zweierlei  su  erwidern. 
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54.  Einmal  ist  es  gar  nicht  notwendige  daß  die  Sonderang 
in  allen  Städten  Ostfalens  durchgeführt  war.  Es  muß  genügen» 

daB  sie  dem  Spiegier  als  typisch  erscheinen  konnte.  Dieser 

Anforderung  würde  h^clion  d'w  Existenz  des  städtisehon  Sonder- 
geriehts  in  Magdeburij  entsprechen.  Für  Mai^deburg  ist  nun 
die  Existenz  eines  besonderen,  dem  Dompropste  zusteiieuden 
städtischen  Sendgerichts  ganz  unbestreitbar.  Schon  in  der 
Urkunde  von  122l\  also  zur  Zeit  Eykes»  wird  gesagt,  daß 
der  Dompropst  habe  ^^archidiaconatum  civitatis  sue  prepositore 
annexum/*  Naturlich  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  der  Dompropst 
nicht  auch  außerhalb  der  Stadt  Archidiakonatsrecfite  hatte. 
Aber  die  Bezeichnung  ergibt,  dali  in  der  Stadt  ein  gesondertes 
Gericht  bestand,  daß  in  der  Synode  der  Stadt  nur  J^ürger 
erschienen.  Dieser  Schluß  wird  nun  vollends  bestätigt  durch 
die  Ordnung,  die  der  Dompropst  1310  für  die  Synodalsachen 
verfügte.  >  Die  Ordnung  wird  gegeben,  cum  nos  simus  archi- 
diaconus  et  judex  civitatis  et  loci,  —  motu  justidae  et  düectomm 
nobis  consulum  et  civium  civitatis.  Als  dingpflichtig  werden 
ansnahmslus  cives  erwähnt,  z.  B.:  Itcni  volumus  ut  synodus 
nostra,  sicut  ab  antiquo  servata  est  servetur,  ita  ut  cives  trina 
dtatione  ad  synodum  citentur  usw.  Die  Sendgenchtsversamm- 
lung  der  Stadt  Magdebuig  bestand  somit  aus  Burgern,  sie  war 
eine  stiindisch  gesonderte  Versammlung  und  genügt  als  Vor- 
bild für  die  Darstellung  des  Spiegels.  Auch  für  die  in  zweiter 
Linie  in  Betracht  kommende  Stadt,  für  Quedlinburg ^  ist  es 
vöUig  sicher,  daß  die  Stadt  in  Ansehung  der  DingpÜicht  einen 
besonderen  Send^erichtssprengel  bildete. 

Zweitens  haben  wir  aber  allen  Grund,  die  Erscheinung 
eines  besonderen  Besuchssprcnirels  als  allgemeines  Stadtrecht 
zu  betrachten.  Auf  die  Terminologie  des  kanonischen  Rechts 
kommt  es  überhaupt  nicht  an.   Die  Sonderung  des  Gerichts- 

1)  ü.  B.  Magdebuig  I  No.  71. 

2)  ü.  B.  Magdelraig  I  No.  253. 

3)  tr.  B.  Qoedlinbui^g  I  No.  10.  nQuta  ▼ero  nsque  ad  tempors  aostra 
synodali  ccnsure  et  eTamini  non  nid  in  iro  fato  locx>  idest  Quitetinharo 
prelftti  meroatores  se  represeniaie  oonsaeTeront**,  volamiis  usw. 
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bezirks,  die  Erscheinung  einer  ständisch  ausgezeichnete ii  Ge- 
riehtsversaininluiig,  war  ^nz  sicher  nicht  auf  Bischofsstädte 
heschränkt.    QucdliDÜiirg  war  keine  Bischofsstadt,  und  doch 
wird  schon   1134  als  alte  Gewohnheit   bestätigt,    daß  das 
Beodgericht  fiber  die  Büiger  nur  in  QuedÜDbuig  abgehalten 
werden  dail^    Schon  das  Vorkommen  sendrechtHcher  Vor- 
echnften  in  den  Stadtrechten,  auf  das  Hilling  selbst  auf- 
merksam macht  und  das  sich  nicht  auf  die  Bisohofsstadte 
beschränkt,  spricht  für  die  Existenz  eines  besonderen  Gerichts, 
in  welchem  diese  Vurschnttcn  beobachtet  wurden.  Andrei*seits 
ist  JI albers tadt  schon  Bischofsstadt  gewesen,  als  es  ein  Pri- 
vileg über  den  Besuch  des  Seu^erichts  erlangte.    In  der  Tat 
ist  die  Sonderung  des  Sendgerichts  nicht  auf  einen  alten  Sats 
des  kanonischen  Bechts  Kurückzufuhren,  sondern  auf  die 
Bedürfnisse  des  Stadtlebais.    Bas  Verkehrsleben  mußte  eine 
stinke  Störung  erleiden,  wenn  die  iJürger  periodisch  genötigt 
wurden,   inngesamt   ihre  Stadt   zu   verlassen,   um  an  einem 
anderen,  vielleicht  entfernten  Orte  ein  8eadgericht  zu  besuchen. 
Diese  Erw  ägung  gestattet  es  uns,  die  verstreuten  Nachrichten 
SU  einer  Einheit  zu  verbinden  und  das  Bestehen  eines  geson- 
derten Besuchsbesirks  als  Regel  anzunehmen. 

B.  55.  Hinsichtlit  h  der  Personenfrage  sind  zwei  Gesichts- 
punkte iest/iil iahen.  Der  Spiegler  \vill  unr  die  typischen  Ver- 
hältnisse schildern,  niclit  alle  lokalen  Abweichungen.  Diese 
Abkürzung  erreicht  er  entweder  durch  Beschränkung  auf  den 
fiauptfall  unter  ^orierung  der  Abweichungen  oder  durch 
Gebrauch  eines  generischen  allgemeinen  Ausdrucks^  der  die 
verschiedenen  Formen  umfaBt  So  wird  bei  der  weltlichen 
Gerichtsverfassung  teils  der  Vogt  wegtrelassen,  teils  mit  dem 
Grafen  durch  den  allgemeinen  Ausdruck  Üichter  zusammen- 
gdaßt 

Auch  bei  der  geistlichen  Geriehtsver&ssung  ist  mit  beiden 
Aasdrucksweisen  zu  rechnen.  Sodann  setzt  eine  Gliederung 
der  BVeien  nach  der  Sendpflusht  noch  nicht  voraus^  daß  für 

1)  YgL  8. 64  Aam.  3. 
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jede  Klasse  ein  Sondergericht  existierte.  Sie  war  scboD  gegeben, 
sobald  für  zwei  Elassen  Sondergerichte  bestanden  ond  die  dhtte 
dem  flllgemeinen  auch  für  die  Masse  der  Laten  beBttmmtea 
Gerichte,  dem  judex  Ordinarius ,  unterworfen  war. 

oMit  Rücksicht  auf  diese  beiden  Gesichtspunkte  ist  die 
Stelle  erklärt,  sobald  erwiesen  wird  1)  dnfJ  der  Spiegier  in  der 
Lage  war,  das  Sendgericht  des  Dompropstes  als  typisch  für 
die  Stadtrechte  aufzufassen,  und  zugleich  2)  daß  das  Wort 
Erapriester  sich  auflassen  l&ßt  als  eine  generische  Bezeichnung 
fär  den  judex  Ordinarius,  als  Äquivalent  für  ,,deD  geistlichen 
Ortsrichter". 

Die    erste   Anfoitkiuni:   wird   schon   durch   das  Send- 
gericht des  r)oniprojistcs  in  Magdeburg  vollkonimen  geuü^od 
erfüllt   Unterstützend  kommt  hinzu,  daß  der  Dompi'opst  auch 
noch  in  andern  Städten,  die  im  Gesichtskreise  des  Spieglers  lagen, 
das  Stadtasche  Sendgericht  inne  hatte.^  llVeilich  nicht  in  allen« 
Aber  er  hatte  es  auch  in  derjem'gen  Stadt,  die  dem  Spiegier  ortlich 
am  nächsten  lag,  in  Aken.^    In  bezuc^  nuf  Quedlinbuig  lie^rt 
eine  Urkunde  von  1219  vor,  nach  welcher  das  Patronat  dviu 
Stifte  Quedlinburg  zustand,  die  Verleihung  des  Archidiakonals 
aber  durch  den  Halberstfidter  Dompropst  erfolgte.   Somit  war 
für  Quedlinburg*  die  Bezeichnung  des  Dompropstes  als  Inhaber 
des  Sendgerichts  zwar  nicht  korrekt,  aber  auch  nicht  geradezu 
falsch.    Die  Spie<relun<j^  ist  in  dieser  Hinsicht  auch  nach  iinsei  t  r 
Auffassung  nicht  genau  und  nicht  allzu  richtig.   Aber  es  fehlt 
nicht  an  einem  Objekte. 

56.  Die  zweite  Anforderung  hat  mir  gröfiere  Schwierigkeitea 
bereitet.  Die  generische  Bezeichnung  des  geistlichen  Richters 
ist  in  den  lateinischen  Quellen  der  Zeit  archidiaconus.  Der 
Spiegier  sagt  „Erzpriester".  Ich  habe  nun  in  meiner  ersten 
Untersuchung  den  deutschen  Ausdruck  auf  die  Landdekane 
bezogen  und  stand  nun  vor  der  Schwierigkeit,  daß  die  Land- 
dekane auch  spater  nicht  selbst  Inhaber  der  Sendgerichtabarkeit 

1)  Vgl.  Bior-:  !dt'ü  S.  (38,  1. 

2)  Vgl.  Magd.  Gesch.  Bl.  2  S.  56 ff. 

3)  U.  B.  Stift  Halberstadt  I  505  Z.  16ff. 
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mnd,  soodem  in  dea  laadlichen  Seodgeriefaten  nur  als  Ver- 
treter der  Archidiakone  auftreten.    In  dem  städtischen  Send- 
gerichte  Magdeburgs  war  eine  solche  Vertretung  durch  den 
Dekan  nicht  vorhanden.    Ich  habe  deshalb  angenommen,  daß 
dem  Spieler  die  im  Send  tatsachlich  wirkenden  Personen 
vorschwebten  und  daß  er  deshalb  Dompropet  und  Landdekane 
einander  gegenfibentellt    Die  Annahme  einer  aolchen  Inkor- 
rektheit war  jedenfalls  ungleich  weniger  bedenklich  als  die 
herrschende  Hypothese  der  totalen  Erfindung.  Hilling  erwidert 
darauf:  „Die  Annahme  aber,  daß  die  Arehipresbyter  dit;  Diakone 
vertret*'!!   hatten,  ist  ganzlich   verfehlt,  da  die  crsteren  viel- 
mehr im  Gegensatze  zu  den  letzteren  von  den  Bischöfen  ein- 
geführt wurden. Die  Bestimmtheit  des  Ausdrucks  „gänzlich 
verfehlt'^  steht  wie  bei  Stutz  im  umgekehrten  Vefbaltnisse  su 
der  sachlichen  Richtigkeit    Es  kann  dahingestellt  bleiben»  ob 
die  Entstehungshypothese  Hillings  unrichtig  oder  der  aus  ihr 
gezogene  Schluß  verfehlt  ist  oder  beides  ziisamnientritlt.  Denn 
wir  haben  gerade  für  die  Erzdiözese  Magdeburg  und  für  djiü 
13.  Jahrhundert  ein  unmittelbares  Zeugnis  für  die  so  ener- 
gisch verneinte  Vertretungsfunktion. ^ 

Die  sachlichen  Grundlagen  meiner  Deutung  sind  deshalb 
nicht  erschüttert  Aber  ich  lasse  die  Deutung  dennoch  fallen, 
weil  ich  gerade  durch  die  Untersuchung  von  Hflling  auf  eine 
bessere  Erklärung  gekommen  bin. 

1)  Vgl.  Formelbuch  dos  13.  Jahrh.  aus  der  Magdeb.  Kirchenprovinz. 
Winter,  Magdeb.  GeBch.  Bl.  12  (1S77)  S.  1  ff .  No.  41  (8.  11).  ^Ad  insti- 
tuendun)  dccanum.  Cum  jiroptcr  diffiiultatrin  adoundi  judicein  pli.'niquo 
ii»-';L:o<-ia  iudt'cisu,  volentes  in  luic  parti""  iiustroriuu  sulidituruni  qiiieti  pro- 
.•jpi'.ero.  pro  divemitate  territoritjruin  nostri  archidiacoiiatus  divorsos 
decaiios  decrevimus  sbituendos  qui  nustra  auctoritate  .suffulti  de 
«ausis  clerioorum  et  laycorum  commuruiitiuiu  iü  eiüdem  cugnuscaat  ut 
judicent  ioter  ipsos,  dummodo  laycorum  cause  de  foro  siut  ecclesiastioo, 
quarom  cognicio  ad  nos  spectet  Igitur  de  drcumspectata  industria  et 
leib  rectitodinis  (fidnciani)  obtinentes  in  tali  territorio  tos  decanom  stBtaimas 
atque  in  supradiotis  partem  Tobis  nostre  sollioitadinis  commendamos, 
tarnen  majorilms  Begociia  si  oneiseimt,  noatro  judloio  reserratis.'*  Die 
einleitonden  Worte  spredhen  dafar,  daß  die  Foimel  der  eisten  Einnohtong 
der  DecanaAa  sdüioh  nahe  steht 

6* 
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57*  Hilliiig^  hat  m.  £.  nuchgewiesen,  daß  in  seioem  Unter- 
suchuDgsgebiete  die  ausschließliche  Bezeichnung  der  geistlichea 
Richter  als  Archidiakone  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Ordo  eine 
spätere  Entwicklungsstufe  darstellt.     Im  11.  und  noch  im 
12.  Jahrhundert  heißen  die  entsprechenden  geistlichen  Richter 
arcbiprf'sbyteri,  sobuld  sie  die  Priesterweilie  haben.  Der  Bezeich- 
nung archidiaconatus  entspricht  in  der  gleichen  Bedeutuug  daä 
altere  aiehiprcsbyteratus.    Nur  eine  Änderung  der  Tenninologie 
unter  dem  Einflüsse  der  Dekretalien  und  der  literatur  hat 
seit  1150  die  Verdrängung  des  Ausdrucks  durch  archidiaconatus 
herbeigeführt.  Der  Ausdruck  archipresbyteratus  für  Sendgerichts- 
barkeit tritt  auch  in  Ostfalcn  auf.*    Es  ist  nun  von  vorn- 
herein wahrscheinlich,  daß  es  längere  Zeit  gedauert  hat,  bis  die 
Änderung  der  offiziellen  Terminologie  auch  den  Gebrauch  der 
deutschen  Ausdrücke  bei  Laien  beeinflußt  hat.  Es  ist  deshalb 
möglich,  daß  Eyke  bei  semem  ^^Erzpriester''  gar  mcht  an  den 
Landdekan,  sondern  an  den  lokalen  Inhaber  des  niederen  geist- 
lichen Scüdes,  den  ,,  Archidiakou"  gedacht  hat,  violkirht  den 
archidiaconus  des  lateinischen  Grundtextes  mit  Erzpriester  über- 
setzt bat    Eine  andere  Verdeutschung  mußte  Schwieri^eiten 
bieten.  Dieser  nabeli^nde  Schluß  wird  nun  dadurch  bestätigt, 
daß  wir  noch  nach  dem  Sachsenspiegel  das  deutsche  Wort 
^, Erzpriester"  als  Äquivalent  für  das  lateinisehe  archidiaconus 
finden.    Li  den  deutseben  Texten  des  ISIaiiizer  Tyandfrieden*?  ^ 
findet  sich  das  geistliche  Gericht  bezeichnet  als  der  erzebischofe^ 
bischofe,  enpriester  geistlich  recht  (I)^  der  bischove,  der 
erxprieaiere  unde  der  lutepriestere  recht  (DI).   Der  lateinische 
Text  sagt  episcoporam  et  arohidiaconorum  jurisdictionL 
Es  ist  also  klar,  daß  Erzpriester  und  archidiaconus  gleich- 
bedeutend gebraucht  sind,  beide  Ausdrucke  gleichmäßig  den 
judex  Ordinarius  des  unteren  geistlichen  Gerichts  bezeichnen. 
Ebenso  wird  in  einer  vom  Saebsenspi^l  unabhängigen  Stelle 

1)  a,  a.  0.  80  S.  B30ff. 

2)  Tgl.  für  H-^Jb-nstaJt  Ililling,  Beiträge  S.57ff.,  und  ferner  Biedel^ 
Cod.  dip.  Brand  3      hO,  81  (ll-i5). 

3)  M.  Genn.  Constitat  U  S.  249  und  8.  242. 
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des  aidiaisdien  'Wddibfldes  Erzpriester  schlechthm  für  Arehi* 
diakon  gebraucht^ 

Dieser  Sprachgebrauch  beseitigt  die  oben  hervorsrchobene 
Sehwiehgkeit.  Als  gencrische  Bezeichne f)'.»"  des  gcisLlichen 
Kichters  im  Sachsenspiegel  dürfen  wir  gar  kein  anderes  Wort 
erwarten,  ak  dasjenige,  das  wir  tataachUch  finden.  Der 
Erepriester  ist  nichts  anderes,  als  was  der  lateinische  aichi- 
diaconos  sein  wurde.  Er  ist  der  judex  Ordinarius  loci,  der  für  den 
betreffenden  Bezirk  generell  sostfindige  geistliche  Richter,  dem 
allerdings  nicht  nur  die  Landsassen  unterstanden,  sondern  vor 
allem  die  zahlreichen  Laten.  Wiederum  wird  es  verständlich, 
weshalb  im  Säciisischen  Lehnrechtc  hLap.  71,  2  die  Sendpilicht 
des  Landsassen  ausgesprochen  wird,  ohne  daß  ein  besonderes 
Sendgericht  genannt  ist  Der  Landsasse  gehörte  in  geistlichen 
Sachen  ein&oh  vor  den  judex  Ordinarius,  den  betreffenden  Ene* 
priester. 

V.  58.  Die  vorstehende  Erklärung-  setzt  keineswegs 
voraus,  daß  dem  Spieglcr  eine  Gerichtsbarkeit  des  Dompi  »psteg 
auüerhalb  der  Städte  nicht  bekannt  war.  Das  Gegenteil  halte 
ich  für  sicher,  ohne  es  je  bezweifelt  zu  haben.  Die  spateren 
Nachrioiiten  machen  es  sogar  mehr  wie  wahrscheinlich^,  daß 
gerade  in  Reppichan  schon  zur  Zeit  Eykes  der  Dompropst 
von  Magdeburg  Archidiakon  war,  in  Reppiohau  Laten  und  Land- 
sassen das  Gericht  des  Dompropstes  besuchten.  Aber  Eyke 
mußte  es  klar  sein,  daß  diese  ländliche  Gerichtsbarkeit  des 
Dompropstes  nicht  allgemein  verbreitet  war,  daß  der  Propst  sie 
Our  „ala  Erzpriester''  ausübte.    Demgegenüber  hat  er  die 

1)  Vgl.  Laband,  Magdebarger  Rechtäquelleu  S.  138  Amn.  ß  „Dasselbe 
muß  ein  priester  thun,  wenn  er  stirbt;  der  muß  geben  seyn  bestes  Pferd 
ieiiiom  ercz priester."  Die  gemeinte  Al^be  ist  immer  von  dem  Archi- 
diakon bezogen  worden,  nie  vom  Landdekan.  Vgl.  Hiilmg,  Beiträge  S.  13lff. 

2)  Ebensoweo^  die  frühere.  Hätte  der  Spiegier  an  Yeitreter 
IMüidit,  SD  wttide  dfliaiu  folgen,  daB  anofa  der  Dompropst  Bidi  sof  dem 
Inde  vertreten  lieft. 

3)  Nach  euügen  spiteren  Naohriohtea  gehörte  der  Bami  KMfaen, 
in  dem  Reppiohaa  lag,  dem  Hsgdelmiger  Dompropet».  Ygl.  F.  Wmter, 
Bnteauig  der  BiöMse  Kagdeboig.  Uagdeb.  Oeseh.  Bl.  2  a  56ff. 
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städtische  Gerichtsbarkeit  in  Magdeburg  als  Besonderheit  der 
Bürger  aufgefaßt.  Die  Art,  ^^^e  er  die  Spezia%erichtsbarkeit 
des  Dompropstes  und  die  allgeuieine  Gerichtsbarkeit  des  judex 
Ordinarius,  der  auch  Dompropst  sein  kann,  einander  gegenüber- 
stellt, beweist^  daß  der  Spiegier  weder  phantasierte,  noch  die 
Zufälligkeiten  eines  vereinzelteo  beliebigem  Besirks  veraligemei- 
nerte,  sondern  daß  er  emstlich  bemüht  war,  aus  der  Fälle  der 
konkreten  Einzelheiten  ein  frisches  Bild  hervonsuheben.  Soweit 
er  dabei  verallgemeinerte,  das  Rocht  der  Stadt  Magdebiirp^  als 
allgemeines  Stadtrecht  behandi  Ito,  so  ist  dies  hei  der  Schwierig- 
keit der  Aufgabe,  bei  der  Verbreitung  und  dem  Ansehen,  das 
gerade  das  Magdeburger  Stadtrecht  genoß,  und  bei  der  neben- 
sidilichen  Behandlung  des  kirchlichen  Bechts  der  Stadtgebiete 
durchaus  nicht  auf&llend. 

Aus  den  vorstehenden  Gründen  geht  hervor,  daß  die 
Angaben  des  Spieglers  über  die  geistliclien  Gericlite  bei  der 
Beziehung  der  Pileghaftcn  auf  dio  Stadtl)ünrcr  verständlich 
sind.  Jede  andere  Deutung  führt  zu  unuiöglicheu  Ergebnissen. 
Damit  ist  ein  erster,  aber  schon  sehr  bestiunuter  Beweis  für 
die  tatsachliche  Richtigkeit  unserer  Hypothese  erbracht 


Zweiter  Abschnitt. 
Das  Oericht  des  Schulzen. 

Erstes  Kapitel. 

Die  OUedernng  der  weltliehen  Cferiehte,  §  6. 

69*  Der  Spiegier  kennzeichnet  in  der  Eingaugsstelle  die 
drei  Arten  der  Freiheit  nicht  nur  durch  die  Dingpflicht  in 
dem  geistlichen  (  Jeriehte,  sondern  auch  durch  die  DiugpÜicht 
in  dem  weltlichen  Gerichte. 

§  2.  Tu  geliker  wies  seien  se  wertlik  gerichte  süken. 
De  soepenen  des  greven  ding  over  achteln  weken  under  koninges 
banne.  L^t  man  aver  en  ding  ut  um  ungeriohte  von  dem 
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«chten  dinge  over  virteiiinacht,  dat  solen  se  sfiken  dar  dat 
nngeiichte  gerichtet  werde.  Hir  mede  hebbet  ai  vorvaogen  ir 
egen  jegeo  den  richtere,  dat  it  alles  dinges  ledkh  von  ime  is. 
§  3.    De  plechhaften  sint  ok  plichtich  des  ficulteiten  ding  to 

sukene  over  ses  vveken  von  irme  egenc;  iiiider  den  iiiut  m;ia 
wol  keseo  eueo  vronen  buden,  of  de  vrone  bode  stii-ft 
§  4.  De  lantseten,  de  oen  egen  h  ebbet  in  me  lande,  die  solen 
eöken  irea  gogreven  ding  over  ses  weken.  Dar  unde  in  jewelkem 
vcigetdinge  sal  jewelk  bunnester  wrugen  alle  de  to  dinge  nieht 
ne  kennet,  de  dar  pUehtich  eint  io  kommen  unde  dat  rüeht  unde 
minschen  bindende  wanden,  de  eme  en  ander  hevet  gedan,  unde 
gelogene  svert  up  ene^  anderen  jnatines  scadcn,  unde  al  unge- 
richte,  dat  in  den  lif  oder  in  de  hant  ^at,  of  it  mit  klaire  vor 
geliebte  nicht  bcgrcpen  is;  anderes  ne  darf  he  nicht  wriigen. 

60«  Wie  bei  den  geistlichen  GMchten  begegnen  wir 
anch  bei  den  weiflichen  den  drei  Furagen.  Sind  die  Gerichts^ 
gemeinden  hinsichtlich  der  Freien  ab  anssohliefiliche  frcdacht? 

Wie  steht  es  mit  der  Dingpflicht  der  Unfreien?  Ist  die 
Reihenfolge  der  Aufzälilung  für  die  Gliederung  niaiigebcud? 
Die  beiden  ersten  JTrnjrrni  sollen  später  erörtert  werden.^  Die 
dritte  ist  schon  aas  dem  früher  angeführten  Grunde  verneinend 
sn  beantworten. 

61.  Wenn  wir  nnn  ans  den  nbrigen  Nachrichten  das 

KoQtTüUbild  der  ostfälischen  Quellen  zu  eewinuen  suchen,  dann 
tritt  uns  genau  wie  bei  den  geistlichen  Gerichten  eine  Zwei- 
teilung und  nicht  eine  Dreiteilung  der  für  ein  Gebiet  maß- 
gebenden Gerichtsgewalt  entgegen.* 

Aoßerhalb  der  Städte  finden  wir  das  Grafending  bei 

Konigsbann  and  unter  ihm  das  Goding  des  Gografen.  Ein 
Beamter  unter  der  Bezeichnung  Schulze  oder  Grafschaftsschnlze, 
fungiert  zwar  im  Grafending,  aber  er  hat  kein  besonderes 


1)  Vgl  §  7  und  §  8. 

2)  Von  dem  Gerichte  des  ländlichen  Bsnemmeisters  und  dem 
•tikltischen  Burding  wird  im  folgenden  abgesehen,  da  sie  für  die  Ans* 
legoog  der  fimgangsstolle  nicht  in  Betnu^ht  kasmiesu 
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Gericht  und  keine  eigene  Gerichtsgemeinde.  ^  Auch  in  der 
Stadt  begegnen  ans  nur  £wei  Gerichte ,  das  hohe  Gericht  de» 

Vogtes,  in  Magdeburg  des  Burggnifen,  und  das  untere  Gericht 
des  Stadtrichtcrs,  der  ganz  allgemein  die  Bezoichniing  Schulze 
führt  und  den  wir  als  Marktschulzcn  bezeiclmeu  wollen.  Mit 
dem  Grafschaftsachulzen  hat  dieser  städtische  Beamte  zwar 
den  Namen  gemein,  aber  er  ist  mit  ihm  in  keiner  Weise 
identisch.  Alle  Qaellen  Ostfalens  bezeichnen  mit  demselben 
Amtsnamen  zwei  verschiedene  Beamte,  die  nur  selten  dorcfa 
Zusätse  gekennzeichnet  sind.  Der  Grafschaftsschnke  wild  auch 
genannt  scultetus  provincialis,  scultetus  cometiae*,  der  Markt- 
schnlze  scultetus  civitatis.  Kegehiuißig  ergibt  aber  außerhalb 
des  Spiegels  nur  der  Zusammenhang,  welcher  Schulze  mit  dem 
einfachen  scultetus  oder  praefectus  gemeint  ist.  Von  den 
beiden  Stadtgerichten  ist  das  Ding  des  Schulzen  das  praktisch 
weitaus  wichtigere.'  Wenn  es  daher  möglich  wäre  an  jemanden, 
der  den  Sachsenspiegel  nicht  kennt,  wohl  aber  die  übrigem 
Nachrichten,  die  Frage  zu  richten,  welche  drei  öffentlichen 
Grerichte  von  den  Freien  besucht  wurden,  so  würde  er  ant>- 
worten  müssen:  das  Grafending  bei  Königsbann,  das  öchuhsen- 
gericht  und  das  Ding  des  Gografeo. 

Deshalb  wird  ebenso  wie  bei  den  geistlichen  Gerichten  die 
Schilderung  des  Spieglers  durch  das  Kontrollbild  sofort  bestätigt^ 
sobald  wir  nur  annehmen,  daß  der  Spiegier  das  Schulsen- 
gericht  nicht  als  ländliches  Obergericht  über  dem  Gerichte  des 
Gografen,  sondern  als  Stadtgericht  koordiniert  neben  dem 
Goding  des  flachen  Tiandes  gedacht  hat 

62.  Anders  als  bei  den  geistlichen  Gerichten  sind  wir 
aber  nicht  auf  die  Eingangsstelle  beschrankt.  Der  Spiegel 
bietet  hinsichtlich  des  Aufbaues  der  weltlichen  Grerichte  noch 
weiteres  Material. 

In  erster  Linie  kommen  zwei  Stellen  in  Betracht,  die  sich 
ex  professo  miL  der  GliedcruDg  der  iiöheren  vom  Könige  aus- 

1)  YgL  §  14. 

2)  U.  B.  Stift  Halberstadt  I  No.  489,  V.  B.  Anhalt  U  No.  47. 

3)  Ygl  nuten  No.  181. 
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gehenden  Gerichtsgewalt  besrhaftic^en,  (die  beiden  Leihcstellen). 
Zweitens  besitzen  wir  zwei  audere  vollküiumen  unabhängige 
Stellen,  welche  gewisse  Folgerungen  aus  dem  Verhältnisse 
der  Unterordnung  der  Gerichte  ziehen  (SubordinationssteUen), 
Endlich  aind  als  unterstatzendes  Moment  die  Gkrichtsbezirke 
mid  die  Richter  zu  berocksichtigcu,  die  im  Sachsenspiegel 
erwähnt  werden. 

Diese  Anhaltspunkte  sind  nun  der  lieihe  nach  ins  Auge 
zu  fassen. 

63.  Die  Hauptstelle  für  die  Erkenntnis  der  GeHchts- 

gliederung  ist  die  berühmte  Schilderung  der  GericliUieiiie  im 
Landrecht  III  Art.  52  §  2  und  3: 

Den  koning  kuset  man  to  richtere  over  egen  unde  len 
nnde  over  jewelkes  mannes  Iii  Die  keiser  ne  mach  aver  in 
allen  landen  nicht  sin,  unde  al  ungerichte  nicht  richten  to  aller 
tiet;  dar  umme  liet  he  den  vorsten  gnifscnp  unde  den  greven 
seultheitdum.  §  3.  An  die  Vierden  hant  ne  mach  nen  len  komen, 
dat  gerichte  si  over  lud?  unde  over  hant,  wen  pcultlieitdum 
ailene  in  der  grafscap^  durch  dat  nen  richtere  ue  mach  echt 
ding  hebben  ane  scultheiten;  wenne  klaget  man  over  den 
richtere,  he  sal  antwerden  vor  deme  scultheiten,  wen  die 
Bcultheite  ia  richter  siner  scult;  als  is  die  palenzgreve  over 
den  keiser  unde  die  burchgreve  over  den  marcgreven. 

64.  Die  Paralleistelle  im  Lehnrecht  71,  §  2—3  lautet: 

§  2.  Svie  ^erichte  to  leuc  hcvet  von  'me  koninge  ueder- 
wart,  dat  ne  mach  nicht  komcn  in  die  Vierden  hant,  ane 
seultheitdum  alene,  durch  dat  nen  greve  dingen  ne  mach  ane 
beienden  scultheite.  §  3.  It  ne  mach  ok  nieman  nen  gerichte 
lien,  dat  ime  gelegen  is,  it  ne  si  en  sünderlik  gerichte  dat  in 
rin  gerichte  höre,  also  grafscap  dut  in  die  marke  unde  in  ander 
vanlen,  dat  mut  he  wol  verlien,  unde  ne  mut  it  San  mit  rechte 
nicht  ledieh  bchuiden  over  en  jar. 

65«  Die  Auslegung  dieser  beiden  Steilen  hat  von  jeher 
Bedenken  enegt  Bereits  in  verschiedenen  Handschriften  findet 
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sich  eine  bezeichnende  Emendaüun.*  Gegemvärti«]:  wird  die 
Steile  allgemein  durch  eine  Hypothese  erkläii.,  die  mit  auf 
dieser  Stelle  beruht.  Man  nimmt  allgemein  an,  daß  die  Ver* 
leihuDg  einer  Grafschaft  seitens  des  Fürsten  an  einen  Gan- 
grafen  nicht  ausreicbte,  um  ihm  die  Ausübung  der  gräflichen 
Oerichtsbarkeit  zu  ermöglichen.  Vidmehr  bedurfte  es  m  diesem 
Zwecke  noch  einer  von  dem  Könige  pei*8Üalich  voi  zimehmenden 
Beleihung  mit  dem  Künigsbaune.  Die  Worte  der  laudreclit- 
lichen  Leihestelle  ^^darumme  liet  he  —  den  grcvon  scultheitdum" 
werden  auf  diese  königliche  Bannleibe,  aof  die  £rteüung  der 
gräflichen  Gerichtsvollmacbt  bezogen. 

Ich  halte  die  ganze  Hypothese  der  herrschenden  Meinung 
von  der  königlichen  Bannleihe  für  unrichtig.  Insbesondere 
ist  dem  Spiegier  die  allgemeine  Notwendigkeit  einer  könij;- 
lichen  Bannleihe  für  die  fürstlichen  Gaugrafen  fxemö. 
Der  Konigsbann  ist  übertragbar.  Die  Beg^rfindung  dieses 
Widerspruchs  soll  spater  gegeben  werden.* 

Auch  wenn  ein  solcher  iiechtssatz  bestanden  hatte,  so 
würde  es  doch  schlechterdings  unmöglich  sein,  in  dem  Worte 
^Schultheißtum'^  die  Bezeichnung  der  graf  lichen  Gerichtsgewalt 
zu  finden.  Diese  Deutung  widerspricht  ebenso  sehr  dem  Wort- 
laute wie  dem  Zusammenhange  der  Paragraphen  2  und  3  der 
8t<^lle  und  den  Anschauungen  des  Öpieglers  über  die  Grund- 
lagen der  Gerichtsgewalt. 

67«  A.  Die  Bezeichnung  des  Konigsbannee  als  Schultheiß- 
tum  wird  von  Homeyer'  durch  die  allgemeine  Bedeutung  von 


1)  Nach  TTomeyfr  omendieren  zahlreiche"  Handschriften,  darunter 
aber  mir  eine  der  ei>iten  Klasse  und  keine  tler  ersten  Ordnung,  wie  folgt: 
^liet  he  den  vorsten  vanlcn,  de  vomten  den  (jreven  de  graiescap  und  de 
yreee  den  sr-ultcten'^  (sculthüitdum)?  Es  ist  Iluineyer  ohne  weiteres  darin 
zuzustinimeo ,  daß  diese  Fassung  nur  einen  Vorsuch  darstellt,  die  Stelle 
•verstandh'chor  zu  machen.  Weder  das  Alter  der  Handschriften,  noch,  der 
Inhalt  der  beiden  Variautuu  gestattet  oiuüu  Zweüui  uji  dur  L rs^i-ünglicli- 
keit  der  bcheinlur  dunklen  Textvariante. 

2)  Vgl.  unten  §  7C  ff. 

3)  Ssp.  n2  S.  539  —  41. 
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Schultheißtum  erklärt,  Schultheißtum  könne  jedes  Vertretunga- 
verhaltnis  bezeichnen.  Jsun  werde  der  Fürst  durch  deii  Grafen 
v(>rtreten.  Deshalb  bezeichne  an  dieser  Stelle  Schultheißtum  in  §  2 
das  Amt  des  Grafen,  in  §  3  das  Amt  des  unter  diesem  Gra^ 
stehenden  Vertreters,  des  gewöhnlichen  Schulzen.  Zustimmend 
hat  sich  Sdiroder^  geäußert  Stobbe'  halt  diese  Auslegaiig 
£nr  izTtfimlioh,  weil  Graf  und  Scbulse  sonst  immer  geschieden 
werden.  "Er  seblSgt  deshalb  eme  andere  Auslegung  vor,  die 
er  selbst  imr  mit  „vielleielit'^  einführt  und  als  etwas  künstlich 
bezeichnet.  Er  meint,  wenu  wir  ihn  recht  verstehen,  dall  der 
Köüigsbann  doshalb  als  Schultheißtum  bezeichnet  werde,  weil 
er  das  Schultheißenamt  in  sich  enthalte,  welches  der  Graf 
dann  weiterverleihe.  Stobbe  hat  mit  seinen  Bedenken  gegen 
Hom^er  zweifellos  recht  Schultheißtum  kommt  allerdings 
f5r  die  verschiedensten  Tertretungs Verhältnisse  vor',*  aber 
nicht  im  Sachsenspiegel.  Der  Spiegier  gebraucht  die  Bezeich- 
mmg  Seliulzc  überall  technisch  für  die  beiden  unter  dem  Grafen 
stehende  Beamten,  niemals  für  den  Grafen  selbst  Gerade  an 
der  Hauptsteile  will  er  ex  professo  die  Organisation  der  höchsten 
Gerichtsgewait  in  ihren  Grundlagen  sohildem.  In  diesem  Zu- 
flanunenhange  kann  das  Wort  Schultheißtum  nur  die  technische 
Bedeutung  haben.  Es  muß  auf  die  €rericht«gewalt  eines  Schuken 
gehen.  Andrerseits  würde  die  allgemeine  Bedeutung  „Vertre- 
tung" an  dieser  Stelle  zur  Bezeichnung^  der  angebliehen  Bann- 
leihe gar  nicht  genügen.  Denn  es  liaudelt  sich  ja  nach  Homeyer 
um  eine  ganz  bestimmte  Vollmacht,  für  weiche  der  Spicgler 
sonst  überall  den  technischen  Ausdruck  bann  gebraucht  Wea- 
kalb  sollte  er,  wenn  er  bann  meinte,  gerade  an  dieser  Stelle^ 
der  sedes  materiae,  nicht  bann  gesagt  haben?  Die  Auslegung 
Homeyers  zwingt  dazu,  einem  sonst  technischen  Ausdruck  einen 
ßeirrifl'  unterzulegen,  für  den  ein  ganz  anderer  Ausdruck  im 
ii^ciitöbuche  techniBch  ist    In  der  2^egatLon  ist  btobbe  bei- 


1)  Gerichtsveifassaqg  Zschr.  5  S.  49. 

2)  Zschr.  ffir  deutsches  Beoht  Bd.  15  8. 99. 

3)  Y^.  witea  No.  173. 
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EU8timmeii.  Aber  sein  eigener  Vorschlag  int  aach  nicht  an- 
nehmbar. Die  Übersetzung  von  Schultheißtum  mit  „Substito- 
tionsbefugnip"  ist  erst  recht  unmötrHch,  sowohl  sprachlieh  als 
sachlich.  Die  Gericlitsbarkeit  des  ( iraföchaftisschiilzcn,  die  er 
vom  Grafen  erhält,  ist  ( ino  so  exzeptionelle,  daß  die  BeneD* 
nung  der  königlichen  Baunleihe  nach  dieser  Nebenwirkung  eine 
völlig  unerklarbare  AbBonderlichkeit  sein  wfirde.  Ein  Vorgang 
durch  welchen  der  Graf  überhaupt  die  Yollmacht  zu  eigenem 
Richten  erhielt,  kann  schlechterdings  nicht  bezeichnet  werden 
als  „Erteilung  der  Befugnis  sich  einen  Küutrolhichter  za 
beistelleiV^ 

68.  Ebensowenig  wie  dem  Wortlaute  werden  die  Deu- 
tungen Homeyers  und  Stobbes  dem  Zusammenhange  der  Stelle 
gerecht  Homejer  und  Stobbe  nehmen  ubereinstimmend  an, 
daß  in  §  2  Gerichtsleihe  und  Bannleihe  behandelt  werden. 
Nach  beiden  Richtungen  bestand  eine  Beleihungsgrense.  Bas 
Gericht  durfte  nicht  über  die  dritte  II;ind  hinaus  uelantzeii,  der 
B;mu  angeblich  nicht  über  die  zweite  Hand.  \A'ie  soll- n  v,ir 
es  uns  nun  erklären,  daß  der  Spiegier  in  §  2  zwar  auf  die 
Gerichtsleihe  zurückgreift  und  ihre  Grenze  angibt,  aber  auf 
die  noch  engere  Grenze  der  Banuleihe  gar  nicht  eingeht^  ob- 
gleich er  soeben  beide  Leihen  zu  einander  in  Gegensatz  gestellt 
hat,  obgleich  die  Ausnahme,  die  er  für  den  Schulzen  anföhit^ 
beide  Beleihungsgrenzen  gleichmälJig  getroflTen  hätte?  Denn 
wenn  der  Grafschaftsschulze  über  den  Grafen  richtete,  so 
hatte  er  nicht  nur  das  Gericht  in  vierter  Hand,  sondern  auch 
den  Bann  in  dritter  Hand.  Eine  solche  Gedankenlosigkeit  ist 
bei  einem  Schriftsteiler  ausgeschlossen,  der  jedes  einzelne  Wort 
so  soigföltig  abwagt,  wie  es  der  Spiegier  tut 

Diese  Gedankenlosigkeit  ist  um  so  weniger  anzunehmen, 
als  sie  uns  in  der  Parallelstelle  des  Lehnrechtes  gleichfalls 
begegnen  würde.  Aucli  un  dieser  Stelle  wird  die  Grenze  der 
Geriehtsleihe  und  die  Zulässigkeit  der  Weiterverleihuug  behan- 
delt, ohne  daß  von  einer  besonderen  Bannleihe  oder  von  einer 
üozulassigkcit  der  Weiterverleihung  des  Königsbannes  über  die 
zweite  Hand  hinaus  iigend  die  Rede  ist 
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69.  KndUch  ist  gegen  die  herrschende  Deutung  des 
Schultheißtumes  als  gräflicher  Gewnlt  einzuwenden,  daP)  bei 
dieser  Auffassung  das  Biergeldcugericiit  des  Schulzen  sich  iu 
dasjenige  iSystem  der  Gcrichtsgewalt.  das  der  Spiegier  aufstellt^ 
nicht  einordnen  laßt  Der  Spiegier  führt  alle  Bichtergewalt 
auf  Wahl  zurück.^  Wer  nicht  selbst  gewählt  ist,  muß  von 
einem  gewählten  Richter  belehnt  sein.  Der  Schohse  wird  nicht 
von  den  Eingesessenen  gewählt.  Folgiieh  muß  seine  so  stark 
betonte  Gerichts^ewalt  über  die  Ptletrhafton  auf  der  Erlangung 
knniiilicher  Gewalt  beruhen.  Die  Leilirstollen  beliandeln  nun 
ex  professo  die  Delegation  der  komglielien  Gerichtsgewalt. 
Mit  demjenigen  Sehultheißtume,  das  in  §  3  erwähnt  wird^ 
kann  das  Gericht  über  Pfleghafte  nicht  gemeint  sein.  Denn 
dieses  Schuitheißtum  in  der  Grafschaft  ist  sowohl  nach  der 
landrecfatticben  wie  nach  der  lehnrechtlichen  Stelle  nur  durch 
die  Notwendigkeit  motiviert,  einen  Richter  über  den  Grafen 
zu  haben.  Die  Fälle  dieser  Tätigkeit  sind  luitürlich  so  außer- 
ordentlich selten  gewesen,  daß  die  Angabe  dieses  Grundes 
für  die  Durchbrechung  der  Vcrleiliungsgrenze  sinnlos  gewesen 
wäre,  wenn  der  Schulse  in  der  Grafschaft  in  vierter  Hand 
auch  die  keinenfalhi  unbedeutende  Gerichtsgewalt  über  die 
Bicrgelden  geübt  hätte.  Diese  Tätigkeit  des  Schubsen  war 
somit  auf  das  Urteil  über  den  Grafen  beschränkt  Dieser 
■Schluß  wird  dadurch  bestätigt,  daß  bei  Vers:iuniiiis  des  Grafen 
nach  II  2  das  Ding  bei  Königsbann  ausfällt^  Der  Schulze 
ist  daher  nicht  in  der  Lage,  den  abwesenden  Grafen  zu  ver- 
treten. Deshalb  bleibt  die  Gerichtegewalt  des  Schulzen  über 
die  Bieigelden  völlig  unerklärlich,  sobald  man  das  Schuitheiß- 
tum des  §  2  nicht  auf  die  Gcrichtsgewalt  des  Schulzen, 
sondern  auf  eine  von  dem  Grafen  persönlich  geübte  Gewalt 
bezieht 


1)  Ssp.  r  Art.  55  §  1, 

2)  Verhumt  die  grevc  bin  echte  ding,  dat  aU-nc  verliiset  die  klegere. 
Veisomt  he  der  dinge  jenich,  die  um  uugerichtc  ut  geleget  werdet,  man 
mnt  der  klage  beginnen  al  von  voren.  Vgl.  übor  die  spätere  Erweiterung 
nnten  No.  155ff. 
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70.  Die  bisher  vertretenen  Auslegungen  der  landrecfat- 

lichen  Stelle  sind  deshalb  schlechterdin<rs  unniöglich.  Die 
richtige  und  diuxhaus  unbedenkliche  Auslegung  ergibt  sich 
von  selbst,  sobald  wir  die  Angaben  der  übrigen  Quellen  unter 
Berfioksichtigung  der  Stadtgebiete  heranziehen. 

Der  sonstige  Sprachgebrauch  kennt  zwei  Schulzen  und 
zwei  Schnlzenamter,  den  „scultetus  oometiae^  und  den  ^,scultetiiB 
civit<iti8."  Das  deutsche  Äquivalent  würde  sein  „Schulthoißtum 
in  der  Grafschaft"  und  „Öchuiiheißtum  im  Markt".  Die  Gci  i  •ht3- 
gewalt  der  beiden  Schulzen  steht  nun  in  verschiedenem  Ver- 
haltnisse zu  dem  Königtume.  Der  Crraischaftsschulze  kann 
eine  Gerichtsgewalt  nur  in  Vertretung  des  Grafen  ausüben, 
also  eine  vom  K5nige  abgelötete  Gewalt  in  den  verliehenen 
Grafschaften  und  in  vierter  Hand  (König,  Fürst,  Graf,  Schulze). 
Dagegen  erliält  nach  den  ganz  sicheren  Zeugnissen  der  Magüe- 
buiger  Quellen^  der  Stadtschulze  den  Baun  von  dem  Burg- 
grafen, der  ihn  seinerseits  von  dem  Konige  empfangen  hat. 
Der  Stadtschnlze  hat  somit  die  stadtische  Gerichtsgewalt  vom 
Könige  abwärts  in  dritter  Hand  (König,  Burggraf,  Stadt- 
schulze), Infolge  dieser  I^ilie  an  den  Burggrafen  erscheinen 
ländliche  und  städtische  Uerichtsgewalt  schon  an  ihrer  Quelle 
differenziert.  Die  königliche  Gericlitsn^f  walt  fließt  in  einem 
doppelten  Strome  nach  abwärts.  Die  ländliche  Gerichtsgewalt 
strömt  zu  den  Fürsten  und  Grafen  und  endet  in  einem  Aus- 
laafer  bei  dem  Grafschaftsschulzen.  Die  städtische  Gerichts* 
gewalt  strömt  zu  den  Burjrprrafcu  und  von  ihnun  zu  den  Stadt- 
schulzen. Die  ländliche  Gcrichtsgewalt  wird  überwiegend  von 
dem  Grafen  gehandhabti  obgleich  natürlich  der  Fürst  sie  auch 
selbst  ausfiben  kann.  Die  stadtische  Gerichtsgewalt  liegt  ganz 
fiberwiegend  in  den  Händen  des  Schulzen,  obgleich  auch  der 
Burggraf  persönlich  beteiligt  ist 

Das  bind  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  die  dem  Spiegier 
bekannt  sein  muliten.  Wenn  wir  von  diesem  Vorstellungskreise 
aus  an  die  landrechtliche  Leihestelle  herantreten,  dann  scheint 
sie  mir  einen  neuen,  aber  einen  ganz  klaren  Sinn  zu  erhalten. 

1)  VgL  unten  No.  179. 
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Auch  der  Sachsenspiegel  hebt  ja  zwei  Ströme  der  könig- 
iieheo  Gerichtsgewalt  hervor^  weiche  durch  die  beiden  Leibe- 
skte  des  Königs  in  Floß  gesetzt  werden.  Der  Gegenstend 
der  saerst  genannten  Verleihung  wird  al»  ^Grafschaft*,  der 

Gegenstand  der  zweiten  Verleihime:  als  „Schultheißtum**  bc- 
zi^ichnet.  DaB  Kr.Titrollbild  führt  nun  dazu,  das  Wort  Graf- 
schaft auf  die  höhere  ländliche  Gerichtsgewait|  das  Wort 
Schnhheißtum  auf  die  stadtische  Gerichtsgewalt  su  beziehen. 
Dieae  Deutungen  sind  ganz  ungezwungen;  denn  die  eiste  Gewalt 
wird  tataacblicb  von  dem  Grafen,  die  zweite  von  dem  Sobnbsen 
ausgeübt  Auch  fehlt  es  für  die  Bezeichnung  der  ganzen  Stadt- 
gerichtsbarkeit als  Schult li<ilUuin  nicht  an  Analotrien. i  Die 
Bezeichnung  der  ersten  Kiupfänger  ländliclier  Gerichtsgewait 
ab  «Fürsten*  bedarf  keiner  Erklärung.  Die  Bezeichnung  der 
ersten  £mpfönger  der  städtischen  Gerichtsgewalt  als  ^Greven'' 
ist  eiklariich.  Wenn  ancb  vielleicht  angenommen  werden  muß, 
daß  der  Burpfunif  von  Magdeburg  seine  Gerichtsgewalt  der 
Vorrici  verdankte,*  so  war  doch  die  gebräurlilicho  Bezeichnung 
„Burggraf**  au^^h  ,,Graf"  schlechthin.  Auch  in  den  übrigen 
Städten  lag  die  Vogtei  durchweg  in  den  Händen  von  Geschlech- 
teni|  die  den  Grafentitel  führten.  Namentlich  tritt  Hoyer 
von  Falkenstein,  obgleich  er  Vogt  war,  in  der  Vorrede  wie  in 
den  übrigen  Xachrichten  stets  als  (iraf  auf.  Deshalb  war  es 
d(  m  Spiecflor  durch  st  ine  persiwilichen  Beziehungen  nahe  gelegt, 
die  Stadtvögte  schon  zum  Unterschiede  von  niederen  Vögten 
als  Grafen  zu  bezeichnen.  Ein  Mißverständnis  war  ja  durch 
^  Wort  Schultheifitum  ausgeschlossen. 

Die  vorstehende  Deutung  ist  daher  zulässig,  sie  ist  aber 
auch  notwendig,  weil  sie  allein  geeignet  ist,  die  scheinbaren 
Schwierigkeiten  der  Stelle  glatt  zu  lösen. 


1)  Vgl.  das  erste  Stiaßburger  Stadtrecbt  §  11.  Heichsäeutenz  von 
1238.   Mon.  Germ.  Const.  2,  285. 

2)  Dies  ist  dio  Auffassung,  zu  der  Professor  Rietschel  auf  iirujid 
einer  noch  ni  veröffentlichten  Untersuchung  gelangt  ist,  wie  er  mir 
tieuodUchst  mitteilt 
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72.  1.  Sie  macht  es  sunfichst  möglich,  den  Aasdrucken^ 
die  der  SachBenspiegel  in  der  Leihestelle  verwendet,  ihren 
nächetliogenden,  gewöhnlichen  Sinn   zn   lassen.  Grafechaft 

bedeutet  die  Gericht.sgewalt  des  Grafen,  Schultheißtum  die 
Gewalt  des  Scliulzen.  Und  zwar  sind  auch  die  beiden  sonst 
vorkomnicjiidcii  Schukengewalten  genannt,  aber  nicht  oline 
einen  jedes  Mißverständnis  ausschließenden  Zusatz.  Das 
Schultheißtum  des  §  2  wird  von  dem  Schultheißtum  des  §  3 
dadorch  unterschieden,  daß  letzterer  den  Zusatz  bringt  „in  der 
Grafschaft'^  Dieser  Zusatz  entspricht  vollständig  dem  Aus- 
drucke scultetus  cometiae  des  Kontrollbildes.  Dadurch  wird 
das  Schultheißtum  des  ;  i'  gekennzeichnet  als  ein  Schultheiß- 
tum außerhalb  der  (iials«  haft,  eine  Kennzeichnung,  die  auf 
das  Stadtgericht  durchaus  paßt. 

73.  Durch  die  gegebene  Erklärung  wird  ferner  der  Zu- 
aammenhang  zwischen  §  2  und  3  verständlich.  In  §  2  ist 
unmittelbar  »nur  von  zwei  Handlungen  des  Königs  die  Rede, 
welche  die  Gerichtsgewalt  in  die  zweite  Hand  bringen.  Aus 
dem  sich  anschließenden  Satze  des  §  3:  „Au  die  vierte  Hand 
mag  kein  Lehn  kommen"  folgt,  daß  der  Verlasscr  der  Mei- 
nung war,  die  Verleihung  bis  in  die  dritte  Hand  geschildert 
oder  angedeutet  zu  haben.  Worin  liegt  nun  diese  Andeutung? 
M.  £.  in  der  Wahl  der  Bezeichnung  für  den  Gegenstand  der 
Verleihung.  Dies  tritt  zunächst  hervor  bei  der  Belehnung  der 
Fürsten. 

Tatsächlich  wurden  den  Fürsten  nicht  gesonderte  Graf- 
schaftsämter, sondern  Fuhnlehen  verliehen.  Die  Grafschaften 
waren  allerdings  in  dem  Fahnlehen  enthalten,  aber  es  bestiind 
die  Pflicht  sie  wciterzuvcrleihen.  Der  S])iegler  hebt  somit  aus 
der  Belehnung  und  dem  Fahnlehen  den  für  die  Verteilung  der 
Gerichtsgewalt  wichtigsten  Voigangi  den  Empfang  der  weiter- 
zuverleihenden Grafschaft  heraus.  Die  Weiterverleihung  an 
die  Grafen  ist  nicht  besonders  erwähnt,  aber  durch  das  Wort 
Grafechaft  angedeutet  und  deshalb  zu  ergänzen.  Die  genaue 
Parallele  der  Aindnicksweise  bei  der  zweiten  Leüie  /u  der 
ersten  berechtigt  dazu^  die  Verleihung  des  Schultheiiitums  ebenso 
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tufeafassen.  Die  Grafen  erhalten  in  der  königlichen  Bannleihe 
das  Sehulthdßtnm,  um  es  weiter  m  geben,  und  ^ben  es  an 
den  Schulzen  weiter.  Der  Spiegier  hat  »oiuit  in  dic-^eui  Satze 
nicht  mir  den  Übei^np^  der  Geriehtsgewalt  vom  Könige  an 
die  zweite  Hand  besprochen,  soiidein  zugleich  die  Weiter- 
begebnng  an  die  dritte  Hand  angedeutet  Es  liegt  weder  Unklar- 
heit noch  Schiefe  des  Gedankens  vor,  sondern  nur  eine  sehr 
knnee  und  prägnante  Ausdracksweise^  wie  sie  anch  anderwärts 
im  Spiegel  hervortritt. 

74.  Die  vertretene  Auffassung  ermugÜclit  endlich  auch  die 
systematische  Einordnung  des  Gerichtes  der  f*fleghaften.  Das 
Pfleghaftengericht  ist  das  Stadtgericht  Die  Gewalt  des  Stadt- 
schnlzen  beruht  nicht  auf  Wahl,  sondern  auf  der  durch  den 
Stadtvogt  vermittelten  Delegation  der  königlichen  Gewalt  Die 
Vcrldhorj-  urenze  steht  dieser  Erklärung  nicht  im  Wege,  da 
der  Stadtschulzc  die  vom  Konige  herrührende  Gerichtsgewalt 
nicht  in  der  viert^^n,  sondern  in  der  dritten  Hind  ausübt. 
Die  systematische  Konstruktion  der  Gerichtsgewalt  uud  die 
Leihestelle  stehen  in  vollem  Einklänge.  Die  beiden  Leihe- 
Btelien  bestätigen  somit  mit  voller  Bestimmtheit  die  vertretene 
Anffsssong  der  Gerichtsgliedenmg.  Das  Schulzending  der 
Ffleghaften  steht  nicht  als  Obergencht  über  dem  Gedinge, 
sondern  daueben  koordiniert  in  dem  Stadtbezirke,  wie  das 
Gericht  des  Magdeburger  Dompropstes  neben  dem  Gerichte 
der  ländlichen  Arehidiakonen. 

Zu  dem  gleichen  Eigebnisse  führen  die  Subordinations- 
stellen: 

76.  1.  Der  Sachsenspiegel  behandelt  ziemlich  eingehend 
die  Verfestung.  Es  wird  zunächst  der  allgenicine  Gnmdsatz 
ausgesprochen,  daß,  wer  in  dem  höchst^'n  (leriehte  verfestet  ist, 
in  all  den  Gerichten  ver festet  ist,  die  in  das  Gericht  gehören.^ 
Daraus  folgt,  daß  der  Unterrichter  ein  Interesse  daran  hat, 
die  Verfestung  des  höheren  Kichters  zu  erlai^n,  weil  sie 
weiter  wirkt   Diese  Folgerung  wird  anch  tatsächlich  gezogen. 

1)  ni  24  §  1,  2. 
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Aber  es  erscheinen  als  TJnterrichter  and  Oberriohter  dabei  nur 
der  Gogmf  und  der  Graf,  „der  greve  und  der  Kdnig'^.  Des 

Schulzen  geschieht  keine  Erwähnung. ^ 

70.  2.  Es  ist  femer  ein  alter  Grundsatz,  daß  die  Voll- 
macht iiufliört,  wenn  der  Prinzipal  zugegen  ist  Dieser  Gesichte- 
punkt bat  in  der  GerichteverfaBSUDg  des  Mittelalters  in  dem 
Satze  Ausdruck  gefunden^  daß  das  Gericht  des  abhängigen 
Unterrichters  dem  Oberrichter  Jedig  Yhxdf*,  wenn  der  Oberriehter 
anwesend  ist.  Der  erweiterte  Text  des  Sachsenspiegels  spricht 
diesen  Grundsatz  aus.  T  5S:  Sveune  die  greve  kumt  to  des 
gogreven  dinge,  so  sal  des  gogreven  gerichte  ncder  sin  geleget. 
Also  is  des  greven,  svenne  die  koning  in  sine  grafscap  kumt, 
dar  86  beide  to  antwerde  sin.  Abo  is  jewelkes  richteies,  dar 
die  konig  to  antwerde  ist,  die  klage  ae  ga  denne  uppe  den 
koning. 

Auch  an  dieser  Stelle  fehlt  der  Schulze. 

77.  Die  Übergehuug  des  Schulzen  an  diesen  beiden  Stellen 
ist  schon  früher  aufgefallen.'  Schröder  findet  in  dieser  Über- 
gehung „eine  Unsicherheit,  die  unmöglich  wäre,  wenn  der  Ver- 
fasser sich  auf  positivem  Boden  befändet*  Dieses  sehr  ent- 
schiedene Urteil  triffib  zu,  wenn  man  au  der  traditionetten  Ein- 
gliederung des  Schulzengerichts  in  die  Grafschaft  festhall 
Wenn  der  Gericht  haltende  Schulze  als  Mittelinstanz  zwischen 
dem  Gografen  und  dem  Grafen  gedacht  wäre,  so  hätte  er  bei 
beiden  Gelegenheiten  unbedingt  crwälmt  werden  müssen  als 
Yoi^esetzter  des  Gografen  oder  als  Unterrichter  des  Grafen 
oder  in  beiden  Stellungen.  Die  Übeigehung  wird  mm  aber 
durch  Schröders  Hypothese,  daß  der  Schulze  die  Ungeridits- 
Sftchen  der  niederen  Bevölkerung  im  Gedinge  erledigte,  in  keiner 
Weise  erklärlicher.    Unter  dieser  Voraussetzung  müßten  wir 

1)  1 71.  Svene  die  (lecbte)  gogrere  verrest  (dio  giner  goscap  an  dat 
gerichte  tiüt),  getöget  he  sine  vestiiige  vor  deme  greven,  be  inrirft  des 
gieven  vestinge  over  jenen  altohsni  Süb  irwiift  ok  die  greve  mit  ainier 
vestonge  des  koninges  achte. 

2)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  113. 

3)  Ger.-Verf.  S.  58. 
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eni  recht  erwarten»  dafi  der  SchulEe  statt  des  Gografen  die 
Verfestang  im  Orafengcrichte  beseugt,  und  daß  nicht  nor  dem 

Grafen,  sondern  auch  dem  Schulzen  das  Gericht  des  Gografen 
M)^  wird.  Die  einzige  aber  auch  voll  befriedigende  Erklärung 
ist  eben  die  Unnclitigkeit  der  herrschenden  Auffassung.  Beide 
SteUen  sind  voll  verstandlich,  sobald  wir  uns  das  Schubsen- 
gericht  außerhalb  der  Grafschaft  vorstellen,  in  dem  (zerieht 
haltenden  SohuLeen  den  Marktschulzen  sehen.  Denn  der  Markt* 
schuke  kam  für  die  GrafBohaft  überhaupt  nicht  in  Betracht» 
er  war  weder  Vorgesetzter  des  Gografen,  noch  Unterrichter 
des  Grafen. 

78.  Nun  liegt  natürlich  der  Einwand  nahe,  daß  der 
Spieler  bei  der  von  uns  behaupteten  Mitberücksichtigung  der 
städtischen  Verhfiltnisse  YeranhuBSung  gehabt  hatte,  an  beiden 
Stellen  das  Subordinati<msverhaltnis  des  Schulsen  sum  Bur^ 

gnifen  oder  Stadtvogte  zu  berücksichtigen.  Aber  dieser  EÜn- 
waad  würde  fehlschla^n.  Weder  der  eine  noch  der  andere 
Satz  paßt  auf  die  Stadtgerichte.  Der  Gograf  hat  ein  Interesse 
daran,  die  Verfestung  des  Grafen  zu  erwirken,  weil  der  Bezirk 
des  Grafen  größer  ist  als  der  Go.  Bei  dem  Stadtgerichte 
£edlen  aber  die  Besdzke  der  ünterrichter  und  der  Oberrichter 
vdllig  zusammen.  Die  doppelte  Verfestung  war  nicht  aus- 
geschlossen, aber  unpraktisch.  Anders  steht  es  mit  dem 
Ledigwerden  des  Gerichts.  Dieses  Recht  wäre  für  den  J^urg- 
grafen  sehr  praktisch  gewesen.  Aber  es  unterliegt  gar  keinem 
Zweifel,  daß  er  es  tatsächlich  nicht  liatte.  Der  Burggraf  war 
auf  seine  drei  echten  Dinge  mit  Vor-  und  Nachfrist  und  im 
übrigen  auf  dne  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  in  Schuldsachen 
beschrankt^  An  andern  Zeiten  wurde  ihm  das  Gericht  des 
Schulzen  auch  bei  Anwesenheit  nicht  ledig. 

Die  Ubei^ehung  des  Schulzen  an  den  beiden  Subordma- 
tK'iisateileii  beruht  daher  weder  auf  Nachlä8si(,^laMt  noch  auf 
^Nichtbeachtung  des  Stadtrechts,  sondern  erklärt  sich  vollauf 


1)  T]^  Hfl]Ie*NeQmarkt  $  3  imd  ICagdebuig-Breslaa  §  7, 8,  Laba&d 
a  8,  15. 
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gerade  dnrcfa  die  Eigentnmlichkeiten  der  stadtiscben  Gerichts- 
verfassung. 

79.  Die*  Namen  der  I)Ozirke,  für  welche  die  drei  FreiVn- 
genohte  zuständig  waren,  sind  in  der  EiDgaugsstcUe  nicht 
angegeben.  Auch  sonst  finden  wir  im  kürzeren  Texte  außer 
Vogtei  nur  zwei  Bezeichnungen,  Gralschaft  und  market.^ 
Ein  Zusatz  y  der  wohl  authentisch  ist,  bringt  gosmp  und  das 
dcni  iMarkte  entsprechende  wichbeMe.^  Fnr  nnsere  Anfiz::ibe 
ist  die  ErwähouDg  von  market  im  kürzeren  Texte  beäuudcrs 
wichtig. 

Binnen  marke  de  noch  binnen  utwendigen  gerichte  ne 
darf  neman  antwerden,  he  ne  hebbe  dar  wonunge  oder  i^nt 
biimeii,  oder  lie  ne  verwerke  sik  mit  ungericbte  dar  inne,  oder 
he  ne  verborge  sik  dar  binnen. 

Der  Spiegier  steht  selbst  außerhalb  des  Marktes^  er  stellt 
den  Maikt  dem  auswärtigen  Gerichte  zur  Seite.  Aber  sein 
Gesichtskreis  umfaßt  auch  das  Marktgerichl  Ja  die  Zustän- 
digkeit dieses  Gerichts  wird  zuerst  genannt.  Die  Jnans])ruch- 
nahme  in  der  Stadt  erscheint  näher  liegend  als  dic^  Verklagung 
in  einem  auswärtigen  Landgerichte.  Nun  folgt  natürlich  daraus^ 
daß  bei  den  Gerichtsbezirken  der  Bezirk  des  Stadtgerichts 
erwähnt  ist,  noch  nicht  notwendig,  daß  auch  bei  der  Aufzäh* 
lung  der  Gerichte  und  aller  Richter  an  anderen  Stellen  das 
Stadtgericht  und  der  Stadtrichter  genannt  worden.  Aber  die 
aus  anderen  Gründen  sich  ergebende  Schiußfulgcruug  wird  doch 
wesentlich  unterstützt.  Es  ist  sicher,  daß  das  Stadtgericht 
nicht  schlechthin  aus  dem  (jesichtskreise  und  dem  Darstellungs- 
willen des  Spieglcrs  ausgeschlossen  war. 


1)  m  25  §2. 

2)  in  Art  87  §  2.  Dit  selve  (Boße  zahlen)  mat  dun  en  laniman 
dem  anderen,  of  he  ine  beUaget  binnen  wichbelde  oder  in  enem  utwen- 
digen gefichie,  imde  of  sie  beide  in  eneme  dozpe  oder  in  ener  goscap  sitten. 
Vgl.  hinsichtUeh  der  ürhebersobaft  oben  8.  17.  Beachtenswert  ist,  daft 
auch  bei  dieser  Gelegenheit  wie  in  III  25  §  2  das  Markigericht  vor  dem 
sonstigen  fremden  Gerichte  genannt  ist 
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80.  Dieselbe  Unteretütsung  ergibt  noh  aus  der  Büß-  und 

Richtertabollc  in  III  Art.  64.  Diese  Tiibclle  soll  ganz  zweifel- 
los eine  vollständige  AuiViilihin<j^  der  Richter  und  ihrer  Biil*eii 
geben.  Alle  sonst  vorkouiiuenden  Richter  sind  aiiigefiihrt. 
Neben  die  gewöhnliciien  Grafen  treten  Ffalzgrafen,  lAndgrafen 
und  Markgrafen.  Aach  die  Vögte  mit  Königsbann  und  ohne 
Konigsbann  sind  au^nommen.  Selbst  der  Bauermeister  feblt 
nicht  Wenn  nun  der  Spiegier,  wie  eben  gezeigt,  das  Stadt- 
gericht gekannt  und  ntoht  grundsatzlich  ignoriert  hat,  so  ist  es 
doch  kaum  anzunehmen,  daß  er  bei  dieser  Art  von  Aufzählung 
den  praktiscli  so  wiclitigcn  Ötadtrichter  übergeht.  Tatsächlich 
finden  wir  in  dem  §  8  den  Schulzen  mit  einem  Gewette  von 
8  Schillingen.  Dieser  Richter  stimmt  in  seinem  Namen  mit  dem 
Stadtrichter  öberein.  Aber  nicht  nur  im  Namen.  Auch  das 
Gewette  von  8  Schillingen  ist  dasjenige  Gewette,  das  zur  Zeit 
des  Spieglers  der  Schulze  in  den  Städten  Magdeburger  Rechts 
bezog,  und  da.s  für  keinen  einzigen  andern  Richter  bezeugt  ist* 
Es  ist  schlechterdinirs  uusigeschlossenT  dal5  der  Spiegier  auf  den 
Stadtrichter  und  nur  auf  ihn  zutreffende  Angaben  gemacht  hat^ 
ohne  an  den  Stadtrichter  zu  denken. 

81.  Die  Gesamtheit  der  vorstehend  erörterten  Anhalts- 
punkte ergibt  schon  mit  Sicheiheit,  daß  der  Spiegier  mit  seinem 
SchuLsendinßie  das  städtische  Schulzengericht  geschildert  hat. 
Wenn  sieli  iimt  rli  iH»  der  Grulschnft  Sclmlzendinjre  mit  beson- 
derer GencliLsj;enu*iinle  finden  würden,  so  \vürde  es  doch  gewiß 
sein,  daß  ihre  Existenz  dem  Spiegier  verborgen  geblieben  oder 
als  lokale  Absonderlichkeit  erschienen  wäre. 

In  der  Tat  sind  aber  solche  Gerichte  niigends  vorhanden 
gewesen.  Das  bisher  gewonnene  Eigebnis  wird  durch  alle 
Eanzeluntersttchungen  bestätigt.  Ich  werde  sie  nachfolgend 
etwas  ausführlicher  jnitteilen,  als  vielleicht  füi'  den  Zweck 
der  Bestätigung  allein  erforderlich  gewesen  wäre.    Die  Einzel- 

1)  Auch  dem  Yeifasser  der  Bocksdorfer  Additionen  in  der  Leipziger 
Haadsdiiift  (L.  6)  sind  anscheinend  andere  Bichter  dieses  Gewettes  unbe- 
kannt gewesen.  Denn  er  fügte  zu  dem  'Worte  sekulteifsm  der  Stelle  hinm: 
Dax  9int  riekter  in  mergkten,  Tgl.  Wien.  Sitz.-Ber.  1885  8. 293. 
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nulenaohiiiigen  bieten  mannigfach  Gelegenheity  verbreitete 
IrrtGmer  211  berichtigen,  und  die  Berichtagni^en  sind  nicht 
nur  för  das  Gesamtbild  der  sächsischen  Gerichtsverfassung^ 
sondern  auch  f8r  das  Yeiständnis  der  Standei^tiedemng  von 

großer  Bedeutung. 


Zweites  Kapitel 

Die  stftndlsehe  Zusammeiifletzuiig  der  drei  Gerichts- 
gemeinden. 

A.  Die  Trennung  der  Freien  nach  den  Gerichts- 
gemeinden.  §  7. 

82.  Die  oben  aufgeworfene  Frage,  ob  jedes  der  drei 
Gerichte  nur  von  einem  Stande  der  Freien  besucht  wurde  oder 
ob  sich  mehrere  Stünde  in  einem  Gerichte  zusiunmeuiaudea, 
ist  verschieden  beantwortet  worden.  Die  altere  Theorie  zog  aus 
den  Worten  des  Spieglers  den  Sdiluß,  daß  jedem  Gerichte  ein 
bestimmter  Kreis  susuweisen  seL^  Die  neuere  Theorie  vertritt 
andere  Auffassungen:  ihre  Anhänger  meinen,  daß  eine  Son- 
derung der  Freien  im  Hinblick  auf  den  Dingbesuch  nur  in 
ganz  geringem  Umfange  bestanden  habe.  Für  die  Biergelden 
und  Landsassen  wird  jeder  Untcrsciiied  geleugnet  Beide  Klassen 
sollen  gemeinsam  und  in  ganz  gleicher  Weise  d.is  Goding 
besucht  haben,  das  sich  ohne  Änderung  der  Gerichta- 
gemeinde  durch  den  Eintritt  des  Schulzen  in  das  vom  Spiegier 
gemeinte  Schulsending  verwandelte.  Auch  die  besondere  Be- 
ziehung der  Schöffenbaren  zum  Grafengericht  wird  bestritten. 
Planck 2  und  Zallinger^  glauben,  daß  naeli  dem  Sachsenspiegel 
in  dem  echten  Dinge  des  Grafen  bei  Königsbann  nicht  nur  die 
Schöffenbaren,  sondern  alle  i^Veien,  also  auch  die  vermeint- 
lichen pfleghaften  Bauern  und  ebenso  auch  die  Landsassen  zu 

1)  Vgl.  Stobbe  S.  95. 

2)  1  S.  52  ff.,  54  ff.  Anm.  10,  11. 

3)  S.  126,  MitteUungen  lU  8. 548. 
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erscheinen  hatten^,  daß  somit  die  Gerichtsgenos&enschaft  im 
Onfendiiige  diese  Stände  nicht  trenntei  sondern  eigentlich  ver> 
emigte.  Wenn  diese  Annahmen  «irklich  geboten  waren,  dann 
mfißte  man  sieh  erstamit  fragen,  wie  der  Spiegier  dazu  kommen 
konnte,  die  Bedentang  der  Gerichtsgenossenschaft  so  zu  über- 
schätzen und  ein  so  schlechthin  unpassendes  Moment  als 
Standesmerkmal  in  den  Vordergrund  zu  rücken. 

Nach  meiner  Ansicht  sind  die  neueren  Lehren  weder  geboten 
noch  zulässig.  Der  Spiegier  hat  die  Geticht^nossensohaft 
deshalb  als  Merkmal  iör  die  drei  Stande  der  IVeien  angeffihrf^ 
weil  sie  in  Wirklichkeit  ein  solches  Merkmal  gewesen  ist,  well 
jede  der  drei  Gerichtsgemeinden  iii  \\  irkiichkeit  immer  nur 
von  einem  der  drei  Stande  der  Freien  besucht  wurde. 

83«  Am  deutlichsten  und  unmittelbarsten  tritt  der  enge 
Znsammenhang  zwisdien  Stand  und  Gerichtsgemeinschaft 
gerade  dort  hervor,  wo  er  voUstSndig  geleugnet  wird,  bei  den 

Biergelden.  Diese  Beziehung  wird  zunächst  vom  iSpiegler  überall 
betont.  Nicht  riur  in  der  Eingangsstello,  sontlein  aueh  in  den 
drei  nndcrn  Stellen.  Bei  dem  Wergelde  der  Ptleghai:teu  wird 
der  Stand  durch  den  Zusatz  erläutert  „die  des  Schulzen  Ding 
suchen*'  (Ol  45  §  4).  Das  Grewette  des  Schuken  wird  nur  von 
Bieigelden  bezahlt  (III  64  §  8).  Nur  das  Eigen  der  Biergelden 
fiDt  in  das  Schultheifltom  (lEI  80  §  1).  Von  irgend  einer 
Beziehung  der  Biergelden  zum  Gografen  ist  nirgends  die  Rede. 
Es  kann  gar  kein  Zweifel  dariilxr  sein,  dal)  der  Spiegier 
die  Biergelden  aus  dem  Gerichte  des  Gografen  ausgeschieden 
and  andrerseits  das  Gericht  des  Schulzen  auf  die  Biergelden 
beschränkt  hat. 

Das  Spiegelbild   wird  durch   die  Kontrolbachrichten 

bestätigt.  Sobald  man  die  richtige  Beziehung  auf  die  Stadt 
zugrujide  legt,  ist  der  Zusammenhang  klar.  Im  Stadttieriehte 
sind  nur  Stadtbürger  dingpflichtig.  Auch  wenn  man  diese 
Deutung  ablehnt,  ist  der  Zusammenhang  gesichert   Dann  ist 

1)  Schröder  zweifelt  an  der  Dingpflickt  der  Baoern,  G«r.-Yerf. 
8.  ^If.,  Lehrbuch  S.  560  Aiun.  89. 
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nicht  nur  das  Gericht  des  Schulzen,  sondern  auch  der  Stand 
der  Pfleghaften  Fiktion.  Gericht  und  Gerichtsgemeinde  gehören 
demselben  Phantasiegebiete  an. 

84.  Einer  einp  henderen  Eixirterung  bi^darf  die  Ding- 
pt  licht  im  Königs  banne,  der  Besuch  des  „Grevondings". 
Leider  stoßen  wir  in  dieser  Frage  auf  Ansichten  Plancks ;  die 
ich  für  durchaus  irreführend  halten  muß.  Planck  scheint  mir 
in  dieser  Frage  aus  drei  Gründen  fehlgegangen  zn  sein.  Einmal 
hat  Planck  bei  der  Interpretation  des  Spiegels  ohuv  weiteres 
auch  den  Richtstrio-  L;mdi'echts  und  die  Glosse  vei'wertet. 
Das  darf  überhaupt  nur  mit  Vorsicht,  in  der  vorliegenden 
Frage  aber  gar  nicht  geschehen.  Es  handelt  sich  nm  den 
Besuch  des  Konigsbannea.  Johann  von  Buch  aber  hat  die  Ver- 
hältnisse der  Mark  im  Auge,  in  der  es  gar  keinen  Künigsbann 
gab.  Seme  ^Viigabun  ühvv  die  DiuLrpfliclit  sind  niclit  auf  den 
Kuuigsbann  zu  beziehen.  F(  rn<  i  i^t  ilaurk  immer  geneigt,  den 
Ausdruck  „echtes  Ding"  auf  das  Grafending  zu  deuten.*  Das 
ist  nicht  notwendig.  Echtes  Ding  ist  nur  der  Gregensatz  zum 
aufgelegten  Dinge  und  bezeichnet  den  Termin,  dessen  Abhaltung 
von  vornherein  durch  das  Recht  vorgeschrieben  ist  Deshalb 
wild  ein  echtes  Ding  nicht  nur  von  dem  Grafen  bei  Königsbiuin 
abgehalten.  Alle  Richter  drs  Landrcchts  halten  echte  Dinge: 
der  Markgraf,  der  Marktschulze,  der  Gograf*  und  der  Vogt 
Endlich  scheint  mir  Planck  bei  der  Auslegung  des  Spiegels 
die  gründliche  Vorsicht  unterschätzt  zu  haben,  mit  der  Ejke 
seine  Worte  gewählt  hat 

ir  wollen  zunächst  das  Rechtsbuch  ins  Auge  fassen, 
dann  die  Kontrollnachrichten  aus  der  Zeit  des  Spieglers  und 
schließlich  die  spätere  Entwicklung. 

Die  Pflicht,  das  Grafending  bei  Konigsbann  zu  besuchen, 

ist  im  S[)iogel  durch  drei  Eigenschaften  gekennzeichnet,  sie  ist 
1)  ständisch  beschränkt»  2)  territorial  beschränkt  und  3)  ding- 
lich projusiert 

1)  I  S.  118. 

2)  Vgl  unten  No.  116. 
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85*  Planck  leugnet  die  ständische  Beschrankang  und  glaubt 
auB  dem  Spiegel  gerade  die  AUgemeiDheit  der  Diogpflicht  für 
alle  Freien  entnehmen  zu  mfissen.  In  erster  Linie  beruft  w 
«ich  auf  die  vielerörterte  Einganersst^^llo.'  Er  findet  in  ihr  den 
Satz  ausgesprochen,  daß  dasselbe  eciite  Dinu;  des  Grnfon  nicht 
nur  von  den  Schötteubaren,  sondern  auch  von  den  Vfleo^hal'ten 
und  von  den  Landsasecn  besucht  werden  muli.  Hinsichtlich 
der  Pfleghaften  Btfitzt  sich  Pianok  nur  auf  das  Wörtchen  „ok''. 
Hinsichtlich  der  Landsassen  ist  die  fieweisföhrung  weniger 
durchsichtig.  Planck  bezieht  das  Wortchen  ^^dar'^  in  §  4  nur 
auf  das  echte  Dinir  des  Grafen,  Damit  wird  auch  die  Rüge 
auf  das  Din^  l)ei  Konigsbann  beschränkt.  Wenn  aber  nur  ein 
einziges  Rügegericht  existierte^  so  muß  dieses  Gericht  von  allen 
Ständen  besucht  worden  sein.  Das  WöKchen  „ok"  ist  nicht 
beweisend.  £s  kann  auch  auf  die  Parallele  zum  geistlichen 
Gericht  hinweisen.  Es  kann  aber  auch  andeuten,  daß  die  Pfleg- 
haften außer  dem  Schulzengerichte  auch  noch  das  Gericht  ihres 
Grnfeü  (in  ^Magdeburg  de»  ßurggnifeii)  bcriuehteu.  Die  Aus- 
leiTuinj:  v^on  dar  ist  schlechthin  unannehmbar.  Das  Wort  kaiui 
auf  alle  vorhergehenden  Gerichte  gehen  und  na^en,  daß  in  allen 
drei  Grerichten  jeweils  die  Ungerichte  der  betreifenden  Gerichts- 
genOBsen  zu  rügen  waren.'  Es  kann  sich  auf  das  unmittelbar 
vorhergehende  Gericht  des  Gografen  beschranken  und  sagen, 
daß  nur  vor  dem  Gografen  Rüge  zu  erheben  war.  Aber  es 
ist  nicht  denkbar,  daß  der  Spiegier  mit  Uberspringuntr  des 
Schulzen-  und  Godings  in  dieser  Form  auf  das  Grafending 
zurückvci*wicsen  hätte.  Die  Zulässigkeit  der  Rüge  vor  den 
Gografen  wird  auch  durch  zwei  Zusätze  bestätigt^,  von  denen 
der  eine  sichmr  von  Eyke  selbst  herrOhrt  Sobald  wir  aber 
die  Rüge  im  Gk>diiige  anerkennen,  dann  Mit  dieser  Anlaß  fort» 
die  Landsassen  dem  €h»fendinge  zuzuweisen.  Elbensowenig 
beweist  daü  Recht  des  Fronboteu,  aus   jedem  Dorfe  einen 

1)  a  2  Anm.  9,  6. 54  Anm.  9, 10. 

^  Spitsre  Kachrichten  über  die  Freidinge  sprechen  dafür,  dafi  die 
Delikte  der  Sohöffenbaren  im  Oiafendinge  gerügt  worden. 
3)  Vgl.  unten  No.  123. 
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Dinggenossen  außer  dem  Bauermeister  voo  dem  Diugbesuche 
zu  entbinden  S  daß  die  Landsassen  im  Grafendinge  dingpflichti^ 
waren.'  Einmal  gab  es  ganz  sieber  auch  scboffenbare  Bauern 
imd  zwar  in  einaeben  Gegenden  in  aiemlicber  Zahl.'  Die  Be- 
ziehung der  Stelle  auf  das  echte  Ding  des  Chwfen  würde  die 
DingpÜicbt  dir  Lj^iiielsassen  noch  liiclit  erweisen.  Sodaiio  i.-t 
es  eine  voHig  bewei^sluhO  und  m.  K.  iinmöirlicho  Annahme,  daß 
der  Fron  böte  für  das  Godiog  uicbt  existierte.  Schon  seine 
ausschließliche  Befugnis  zur  Yomahrae  von  Pfändungen,  sein 
Eintreten  an  Stelle  des  Gografen*  und  anderes  eigibt  das 
G&egenteil.  Deshalb  ist  die  Beziehung  dieser  Stelle  auf  das 
echte  Ding  des  Grafen  gar  nicht  gesichert  In  erster  Linie 
ist  m.  E.  wie  bei  der  Rüge  an  das  Goding  gedacht  In  zweiter 
Linie  kann  jedes  Voll^ericht  gemeint  sein. 

Irgend  ein  Anhaltspunkt  für  die  Teilnahme  der  Biergelden 
und  Landsassen  scheint  mir  Bomit  nicht  vorzuliegen. 

Für  die  Beschrankung  der  Gerichtsgemeinde  auf  die 
8chd£Penbaren  Freien  sprechen  folgende  Umstände: 

1.  Vor  allem  zu  beachten  und  im  Grunde  bereits  ent- 
scheidend ist  der  Nachdruck,  mit  dem  der  Spiegier  den  Besuch 
der  drei  Gerichte  als  wichtigstes  .Merkmal  der  Freiheitsarten 
hervorhebt  Nur  nach  der  Gerichtsgcnossenschaft  ergeben  sich 
ihm  drei  Arten  der  Freiheit,  während  alle  übrigen  landrecht- 
lichen Merkmale  (Buße,  Wergeid,  Ebenburt)  bloß  zwei  Arten 
erkennen  lassen.  Eine  solche  Betonung  der  Gerichtsgenossen- 
Schaft  ist  nur  verständlich,  wenn  die  Beziehung  zum  Gerichte 
wirklich  bedeutsam  und  in  Ansehung  der  freien  Elemente 
eine  exklusive  war,  in  jedem  der  drei  Gerichte  immer  nur  ein 
einziger  Stand  der  Freien  zu  erscheinen  hatte.  Der  Spiegler 
hat  seine  Darstellung  soigfältig  erwogen.  Es  ist  ausgeschlossen, 

1)  Ssp.  LR  in  56  §  3. 

2)  Diese  Folgerang  «elit  anscheinend  Planck  S.  54  Anm.  11.  Unter 
echtem  Dinge  ist  bei  ihm  immer  nur  das  Ding  des  Urafen  bei  Königsbann 
Yorstanden. 

3)  Vgl  uiitori  Xo.  238 ff.,  No.  279 ff. 

4)  YgL  unten  No.  121  und  ZusaU  zu  1  68  §  2. 
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daß  er  ein  nicht  passendes  Moment  als  StandeBmerkmai  in  den 
Voideignuid  gestellt  hätte. 

2.  Die  Dingpflioht  der  Schoffenharen  iviid  in  zwei  StelleD 
behandelt  ^Die  Schöffenbaren  sollen  suchen  des  Grafen  Ding^  ^ 

und  flWer  in  seiner  Heimat  keinen  Schöffenstuhl  hat,  der  soll 
des  höchsten  Richters  Din«;  suchen,  wo  er  wohnhaft  isf 
Iq  beiden  Stellen  wird  die  DmgpÜicht  der  Schöffenbaren 
durch  den  Besuch  des  höchsten  Gerichts  charakterisiert. 
Nach  Planck  und  Zaliiuger  war  dieses  Moment  selbstverständ- 
lich und  nicht  charakteristisch.  Alle  Freien  hatten  ja  diese» 
Gericht  zu  besuchen.  Für  die  Schöffenbaren  bezeichnend,, 
ihrem  Stande  eigentumlich  war  etwas  anderes,  niimÜch  die 
Beschränkung  des  Besuches  auf  das  höchste  Gericht,  die 
Freiheit  von  dem  Besuche  der  unteren  Gerichte.  Wenn 
Planck  und  Zallinger  Hecht  hätten,  so  würde  der  Spiegier 
und  zwar  an  beiden  Stellen  ganz  gleichmäßig  das  entscheidende 
Merkmal  übecgangen,  ein  unwesentliches  Moment  betont  haben. 
Diese  Annahme  ist  bei  der  Genauigkeit,  mit  welcher  Ejke 
jedes  Wort  überlegt,  schlechthin  ausgeschlossen. 

3.  In  der  Einiranersstelle  wird  die  Analogie  zwischen 
dem  Besuche  des  geistliclien  Gerichts  und  dem  Besuelie  des 
weltlichen  besonders  hervorgehoben.  „In  gleicher  Weise 
sollen  sie  weltliches  Gericht  besuchen.'^  £s  ist  nun  ganz  sicher^ 
daß  die  Pfleghaften  und  die  Landsassen  dem  Sen^erichte  des 
^schofe  nicht  beiwohnten.  Folglich  sind  sie  auch  dem  Grafen* 
gerichte  fem  geblieben.  Sonst  hätten  die  beiden  Versammlungen 
in  bezug  auf  ihre  Zubununensetzimg  sehr  verschiedene  Bilder 
geboten. 

4.  Hinsichtlich  des  Dingbesuches  der  Nichtschöll'enbaren 
h:it  Schröder*  finiher  mit  Recht  hervorgehoben,  daß  die  beson- 
dere Beziehung  des  Gerichtes  bei  Konigsbann  zu  dem  Stande 
der  Sdiöffenbaren  die  Anwesenheit  der  Ffleghaften  und  Land- 
saasen vöUig  überflüssig  machte.   Die  Dingpflicht  ist  dazu  da, 

1)  Eiogangsstelle  Ssp.  1,  2  §  2. 

2)  ni  26  §  2. 

3)  Oer. -Verf.  8.  51. 
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um  dem  Richter  Rechtens  zu  helfeo.  Das  konoteo  Pfleghafte 
und  Laodsassen  im  Grafengerichte  bei  KonigsbaDDe  nicht  leisten. 

Dementsprechend  wird  in  der  Eingangsstelle  nur  die  Anwesen- 
heit der  Schüticübaren  gefordert,  „auf  dail  Uiigericht  Recht 
werde".  Sie  ist  dazu  notwendiir,  aber  auch  ausreichend. 
Das  Gewicht  dieser  Er\vä*^un<i:  wird  nim  durch  die  Erkenntnis 
verstärkt,  daß  die  Nichtschöffenbaren  auch  passiv  am  Königs- 
banne gar  nicht  beteiligt  waren.  Unten  wird  nachgewiesen 
werden^  daß  alle  XJngerichte  der  unteren  Stande  vor  das  Goding 
gehörten.  Eigen  hatten  die  Landsassen  in  der  Regel  nicht 
Aucli  für  ihre  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  war  das  Goding 
zuständig.  Eine  DinprplUcht  im  (inifendiug  wiu'de  unter  diesen 
Umstünden  völlig  unverständhch  sein. 

Schließlich  ist  nocli  zu  beachten,  daß  das  Gewettc  im 
Königsbanne  unvcrhältnismaBig  viel  höher  war  als  im  Godinge. 
£s  ist  schwerlich  amsunehmen,  daß  die,  abgesehen  von  den 
Dagewerchten,  untersten  Schichten  der  landlichen  Bevölkerung 
ohne  jeden  AnhiR  einem  so  hohen  Gewettc  bei  Dingversäumnis, 
Verspätung^  oder  Störune^  ausiresetzt  waren. 

Aus  diesem  Grunde  halte  ich  die  ständische  BoschrÄnkung 
der  Din^)flicht  im  Grafengerieht  für  völlig  gesichert. 

86*  Die  territoriale  Beschrankung  der  Besuchspflicht  ergibt 
sich  gleichfalls  mit  voller  Bestimmtheit  aus  Ssp.  III  26  §  2. 

In  enem  utweodigen  richte  ne  antwerdet  nen  scepenbare 
vri  man  nemanne  to  kampe.  In  deme  gerichte  mut  he  aut- 
werden, dar  sin  hantgemal  binnen  leitet,  llevet  he  seepen  stui 
dar,  he  is  dar  uk  dingplichtich.  Dies  scepenen  stules  dar 
aver  nicht  ue  hevet,  de  sal  des  hogesten  richteres  ding  süken, 
svar  he  wonehaft  is. 

Der  Schöffenbare,  der  in  seiner  Heimat  einen  Schöffen* 
stuhl  hat,  ist  dort  dingpflichtig,  jeder  andere  besucht  das 
höchste  Gericht  seines  Wohnortes,  also  nicht  die  Gericht« 
anderer  Orte.  Aus  diesen  \^'orten  geht  hervor,  dai^  ein 
Schöffeubarer,  welcher  in  einer  Grafschaft  weder  Wohnsitz  nucii 
Schöftenstuhl ,  sondern  nur  Grundeigentum  hat,  nicht  v^^rpflichtet 
ist,  das  Grafending  der  Grafschaft  su  besuchen.   Phmck  hat 
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leider  das  GeffenieW  angenommen.^  Er  meint,  daß  die  Resiiclis- 
pflirht  seil* tu  dadureh  gegeben  war,  daß  jemand  GrundciLTciitum 
in  der  Gi'afschaft  besaß.  Die  Gründe  Plancks  sind  unzurei- 
chend.' 8eine  Ansicht  steht  mit  den  Worten  des  Spicgiers  in 
Widerspruch.  Die  aDgenommene  Ausdelmung  der  Dingpflicht 
wäre  auch  praktisch  nicht  durchführbar  geweseui  da  es  sich 
beim  Königsbann  um  eine  ständisch  beschrSnkte,  personlieh 
zu  erfrdlende  Pflicht  handelt."  Die  Sehoflenbaren  sind  die 
höchste  Klasse  der  Bevölkerung.  Zu  ihnen  gehören  auch 
Fürsten  und  Herren,  reiche  Leute,  die,  wie  zahlreiche  Urkunden 
beweisen ,  in  einer  oToßen  Zahl  von  weit  auseinander  liegenden 
Grafechaften  Grundeigentum  hatten.  £s  ist  gar  nicht  daran 
zu  denken,  daß  diese  Leute  in  allen  diesen  Grafschaften 
besQchspfiichtig  waren.  Nur  der  Sate,  den  der  Spiegel  enthält^ 
ist  denkbar. 

Sobald  wir  uns  nun  die  Art  und  Weise  des  (icrichts- 
besuchcs  vergeg*  tiw  iiligcn,  wie  sie  durch  die  standibche  und 
territoriale  Besclminkung  vorgezeichnet  war,  dann  erhält  die 
Grafschaft  in  Ansehung  des  Gerichtsbesuches  ein  Gepräge,  das 
der  Wissenschaft  wohl  bekannt  ist,  aber  der  Auslegung  des 
Sachsenspiegels  durch  Planck  und  Zaltii^r  nicht  entspricht. 
Die  Grafschaft  wird  ein  Streubezirk.  Wenn  es  gestattet  ist, 
die  gleich  zu  erörternde  Projizierung  der  Ocrichtspflicht  auf 
den  Grund  und  Boden  vorweg  zu  nehmen,  so  läßt  sich  der 
Sachverhalt  dahin  formulieren,  daß  jeder  Graf  einen  doppelten 
ßedrk  hatte.  Einen  Zustandigkeitebezirk  für  Rechtsgeschäfte 
bei  Köntgsbann.  Dieser  Bezirk  war  territorial  geschlossen.  Und 
eben  Beanohsbeark,  der  Streubezirk  war.  Das  Recht  auf  Ding- 
besnch  traf  nidit  alle  Güter,  sondern  nur  die  Güter,  auf  denen 
^chöllenbare  Leute  selbst  wohnten.     Frei  vom  Grafending 

1)  a.  a.  0.  I.  S.  53. 

2)  Die  Anwesenheit  in  I  60  §  2  kann  docli  •  ino  zufällijje  sein.  Der 
GerichtbÄtand  iii  III  25  §  2  gestattet  keintJii  Scliluli  auf  Besu<  lis|. flicht. 

3)  Bas  Problem  natürlich  ander«  beim  Goding  und  hui  dem 
gleicLstcbendun  Gerichte  der  Mark.  Dort  war  alles  Land  durch  seine 
Bebaoer  vertretec:  beim  Goding,  soweit  sie  nicht  schöffenbar  waren. 
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-wureu  das  Lfmd  der  kirclüiclien  Anstalten,  das  von  Laten 
iiud  Landsawen  bebaut  wurde,  dann  daa  Eigen  anawärta 
wohnender  Schöffenbarer,  der  FGraten,  Herren,  Ritter  und 

Stadter,  reicher  Bauern ,  das  sie  durch  freie  oder  unfreie  Pachter 
bebauen  ließen.  Frei  war  das  Ei^cn  fremder  ^  Ministerialen, 
•denen  ein  erhebiiclier  Teil  des  Grund  und  Bodens  zugehörte. 
Frei  war  auch  ursprünglich  dasjenige  Land,  das  die  Schöffen- 
ibaren  der  Grafiachaft  an  I^daaasen  oder  Laten  auageliehen 
hatten.  Die  Zahl  der  Schöffenbaren  war  im  allgemeinen  nor 
gering*,  namentlich  auch  in  der  Heimat  des  Spieglers.  Deshalb 
muike  die  Streulage  der  im  Gmfending  besuchspfiichtigen 
^üter  dort  sehr  ausgeprägt  gewesen  sein. 

87«  Die  Auffassung  der  Besuchspflieht  als  dingliche 
Last  tritt  mit  aller  Deutlichkeit  in  der  Eingangaatelle 
hervor.  Durch  den  Du^esuch  haben  die  Schöffenbaren  das 
Eigen  gegenüber  dem  Grafen  befreit,  so  daß  es  alles  Dinges 
ledig  von  ihm  ist.  Dio  Vereinigimg  dieser  Auffassung  mit 
der  oben  besprochenen  Begründung  der  Dingpüicht  duich  den 
Wohnsite  ist  zweifelhaft  und  kann  dahingestellt  bleiben.^  Die 
Wohng&ter  der  Schoffenbaren  haben  wir  uns  in  der  Regel  als 
ihr  Eigentum  zu  denken.  Mit  dieser  Auffassung  hangt  aber 
auch  ein  anderer  Rechtssatz  zusammen,  eine  „dingliciie  Wirkung" 
der  Besuchspflicht.  Ihn  enthalt  die  mehrbesprochene*  Stelle 
Ssp.!  Art  34  §  1: 

Ane  des  richteres  orlof  mut  en  man  ain  egen  wol  ver- 
geven  in  ervoigdof,  deste  he's  behalde  ene  halve  hüve  onde 
ene  word,  dar  man  enen  wagen  uppe  wenden  möge;  dar  af  sal 
he  dem  lichtere  sines  rechtes  plegen. 

1)  Vgl.  unten  No.  82  a.  A. 

2)  Vgl  nnten  No.  244 

3)  Es  ist  möglich,  daß  bei  dem  «wohnhaft",  ^wohnen  anl  eigsaem 

Orand  und  Boden*  vorausgesetzt  wird.  Von  mehreren  Gütern  ist  das 
^Vuhngiit  bestimmend.  Eher  möchte  ich  annehmen,  daß  nach  Recht  der 
Wohnsitz  allein  genügte  aber  im  praktischen  Leben  die  Aoffassnag  als 
dinj^che  Last  sich  eingebürgert  hatte. 

4)  Vgl.  insbesondere  Sohm,  Zschr.  I,  &  42tt.  fieosler,  InstitatMiiett 
•8.  95  iL 
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Die  Vorsciirift  bezieht  sich  nicht  auf  div  l^äeghafteo. 
Der  Veräußerer  ist  ein  Schötfenbarer,  uad  das  Recht j  das  er 
pflegen  soll,  ist  das  Kecht  des  Ghafendings. 

Daß  bei  Richter  wie  in  I  2  §  2  nur  au  den  Grafen 
gedacht  ibt,  ergibt  sich  daraus,  daß  nur  bei  Köniijsbann  Eigen 
übertragen  wird  und  a.  a.  O.  §  3  nur  der  König  Oberrichter  ist. 
Der  Veräußerer  ist  diesem  Bichter  dingpflichtig  und  deshalb 
Schöffenbarer.  läne  Benehang  auf  die  Pflegbaften  Ist  schon 
durch  ihre  AufEassung  als  Stadtbfiiger  ausgeschlossen.  Aber 
auch  hiervon  abgesehen ,  kann  schon  deshalb  an  die  Pfleghaften 
nicht  gedacht  werden,  weil  ihr  herrenloser  NachkU  an  den 
Schulzen  fallt  und  nicht  an  den  Grafen.  Es  ist  ausgeschlossen, 
daß  der  Graf  durch  Nichtausübung  des  Vetorechts  dem  Schulzen 
eme  ihm  zustehende  Aussicht  entziehen  durfte. 

Das  Irrungsrecht  des  Grufen,  das  an  dieser  Stelle  bezeugt 
ist,  darf  nicht  als  Folge  eines  Anrechts  auf  Grundzins  auf- 
gefaßt weixlen.  Einmal  deshalb  nicht,  weil  Jugen  fc>ciiotienbai'er 
in  Frage  steht  Dann  auch  deshalb,  weil  der  Inhalt  mit  der 
Annahme  eines  Grundzinses  unvereinbar  ist.  Bei  dem  £rwerbe 
eines  mit  Grundzins  belasteten  Gutes  sind  zwei  Alternativen 
möglich.  Der  Grundzins  wird  nicht  gefährdet  Dann  ist  das 
Veto  überflüssig.  Oder  er  wird  gefährdet.  Dann  ist  die  pro- 
zentuale Gefährdung  bei  Partialveräußerung  ebenso  groß  wie 
bei  Totalveräußerung.  Deshalb  wird  dann  das  Vetorecht  sich 
auf  das  ganze  belastete  Land  erstrecken.  Gegen  die  Annahme 
des  Grundzinses  spricht  endlich  der  von  dem  Spiegier  ai^;egebene 
Grund.  Von  der  halben  Hufe  soll  er  dem  Kiehter  Rechtes 
pflegen,  d.  b.  die  Dingpflidit  erf&Uen.  Der  Ausdruck  ist  zu 
technisch,  um  auf  einen  Zins  gehen  zu  können. 

Ebensowenig  laßt  sich  das  Vetorecht  des  Grafen  durch 
die  Gehren  der  Immunität  erklären,  denn  das  Vetorecht  ist 
allgemein  gegeben,  nicht  nur  bei  Veräußerung  an  einen  Immu- 
nitStsherm.    Außerdem  ist  ffir  Sachsen  die  Vorstellung  irrig, 

daß  die  Inmumität  uligeaieiu  von  der  Diugpiiicht  im  üffent- 
liehen  Gerichte  befreite. 
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Die  m.  E.  zutretieiiUe  Erklärung  des  Vetos  issl  Uie  im 
Spiegel  angedeutete.  Dem  Grafeo  ist  das  Recht  des  £ui* 
Spruchs  gegeben  y  um  die  Genossen  des  Grafendings  leistungs- 
fähig SU  erhalten.  Dieser  Zweck  eridart  allein  ^  weshalb  das  Veto 
auf  den  Fall  der  Totalveraußemng  beschränkt  Ist  Nur  ein 
Bcsitziiiiiiirnnm  seiner  Gerichtegenossen  ist  dem  (inifcn  «rrwähr- 
k'istt't.  Diese  Eikiurimix  führt  aber  dazu,  das  Anwendungsgebiet 
des  Vetos  zu  beschränken.  Das  Vetorecht  kann  nur  bezü^ch 
desjenigen  Landes  bestanden  haben,  von  weichem  aus  dem 
Grafen  Bechts  zu  pflegen  war,  also  nur  hinsichtlich  der  Wohn- 
guter  Schoffenbarer.  Dadurch  ergibt  sich,  daß  die  Bifl^eren- 
zionmg  des  Landes  in  Ansehung  des  Dingbesuclies  schon  zu 
einer  weiteren  Differenzierung  gefülirt  hatte.  Der  Besuchsbezirk 
war  in  Ansehung  der  Genehmigung  zugleich  ein  in  Streulage 
befindlicher  Herrschaftsbezirk  geworden,  ein  Analogen  der  west- 
fälischen Freigrafschaft 

Nach  der  vuisUliendon  Ausle^utiir  ist  somit  die  halbe 
Uule  nicht  das  Besitzminimuni  des  Pilcghaltcn  sondern  der 
Minimalbesitz,  bei  welchem  die  Dingpflicht  des  Schöffen- 
baren gesichert  erscheint  Wir  werden  der  halben  Hufe  In 
dieser  Funktion  noch  zweimal  begegnen.* 

Der  Satz  des  Sachsenspiegels  konnte  den  Grafen  nur 
ungenügend  schützen. 

Der  Schöffenbare  konnte  fortziehen  und  ohne  Veriußerung 
sein  Gut  einem  im  Grafending  nicht  dingpflichtigen  Manne 
übergeben.  Deshalb  mußte  die  Entwicklung  der  dinnr-Hchen 
Hadizicrung  weitergehen  und  zu  der  Auffassung  führen,  daiJ 
auf  dem  Lande  selbst,  welches  von  altersher  die  Besucher  des 
Grafendings  stellte,  die  Dinglast  ruhe.  £ine  solche  Aoffasamig 
scheint,  wie  erwähnt,  schon  in  der  Eingangsstelle  hervor- 
zutreten. Diese  dingliche  Radizienuig  mußte  es  nahe  legen,  das 
Vetorecht  aut  das  i^anze  „dingpfliehtige  Land**  zu  erstreckt  n 
und  andrerseits  von  diesem  Lande  auch  die  Genchtslastea  zu 

1)  So  Schrödor.  Lt  lirlnu  h  »S.  452  Aum.  74  a.  £. 

2)  Vgl.  unten  iS.  99  und  Ko.  313. 
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fordera,  wenn  es  nicht  mehr  WohDgut  etnes  Schoffenbarea, 
sondern  in  anderen  Händen  mr. 

Die  vorstehende  Auslei^un^  des  SpicgclbilJes  wird  nun 
durch  dii'  Kontrolluaciinchteu  bestätigt  uud  zwar  sowohl  hin- 
siciitlich  der  ständischen  Beschränkung  der  Dingpflicht  im 
Grafending  als  auch  iiinsichtlich  der  Streulage  der  besuchs- 
Pflichtigen  Güter  und  der  dinglichen  Radizierung  der  Besucha- 
pflicht 

88.  Die  standische  Beschränkung  ergibt  sich  aus  den  Be- 
zeichoungcn,  mit  denen  iin  12.  und  13.  Jahrhundert  die  Gerichts- 
genossen des  Gräfe ngerichts  in  den  Urkunden  bezeichnet  werden. 
Sie  erscheinen  in  den  alten  Nachrichten  abwechselnd  als  nobUes 
und  liberi^  in  den  jüngeren  als  liberi>  später  als  Freie,  fVei- 
dtngsleute.  Außerdem  sind  in  den  fürstlichen  Gerichten  Mini- 
sterialen zugegen.  1    Die  ostfälischen  Nachrichten  ergeben  nichts 
zwei  oder  drei  versehiedene  Stände  freie  Ding^enos.seii 
w;iren.     Auf    diese  Scheidung    wüixle    es    aber  ankoinmeu. 
Aus  den  allgemeinen  Ausdrücken  populus,  provinciales  usw.| 
die  Zallinger  Mitteilungen  III  S.  543  anfuhrt,  ist  nichts  zu 
entnehmen.  Auch  die  Schoffenbaren  waren  größtenteils  Bauern; 
auch  sie  konnten  ab  populus  bezeichnet  werden.  Die  Bezeich- 
nung der  gesamten  Dioggenossen  als  nobiles  hat  mit  dazu  Anlaß 
gegeben,  daI5  Zallinger  die  Existenz  des  Sclioll'enbarcn  verneint 
hat.    Zallinger  sieiit  in  den  nobiles  freie  Herren,  so  dal)  die 
niederen  Schöü'enbaren  ausfallen.    Ich^  glaube  nachweisen  zu 
können,  daß  nobilis  der  älteren  Quellen  nicht  den  Stand  des 
»»freien  Herren",  sondern  den  Stand  des  Schöffenbaren  bezeichnet 
Aber  den  Landsassen  hat  es  niemals  umfaßt  Die  Landsassen 
suid  Libertinen  und  nicht  edelgeborene  Leute.    Der  Sprach- 
gebrauch verbietet  die  Annahme,  dal;  in  Ostfalen  andere  Freie 
als  Schöffenbare  zu  den  Besuchern  des  Gnifengrichts  zählten. 

Die  nähere  Begründung  dieser  Sätze  wird  bei  der  spe- 
ziellen Untersuchung  der  Standesverhaltnisse  g^ben  werden.* 

1)  Vgl.  unten  Xo.  92  a.  A. 

2)  Vgl.  nnten  Xo.  256ff.,  279ff.,  342ff.,  591. 
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89«  Hinsichtlich  der  territorialen  BeBchränknng  ond  der 
diDgfichenBadüieniDg  dod  nwi  Dingprivflegiea  van  Bedentai« 
welche  die  Hensöge  von  Braunschweig  dem  dentechen  Orden 

in  bezug  auf  Güter  ausgestellt  liaben,  die  im  Darlingau  lagen.* 
Die  june^ere  Urkunde  ist  bisher  ungedruckt  und  soll,  da  sie 
besooderes  Interesse  besitzt,  in  ihrem  Wortlaute  mitgeteilt 
werden : 

HinricoBi  AlbertoB  et  Willelmos  dei  grada  dnces  io 
Bnineswich.  (1)  Modemorum  optmuit  conswetodo  ntilis  et 
honesta  ea  que  fiont  in  tempore,  ne  labantur  com  tempore^ 
scripture  testimoiiio  roborari.  (2)  Cum  igxtur  viros  religiöses 
fratres  domus  teuthoniee  velimus  et  inerito  debeamus  proptor 
reverencium  sancte  crucis  in  personis  et  rebus  quantum 
possumns  promovere,  omni  iori,  quod  habnimus  vel  habere 
videbamur  in  bonis  ipsorum  in  quinque  mansis  et  dimidio  in 
Debenem  et  in  dnobus  mansis  in  Dalem,  plene  renunoiavimoB 

(3)  tali  addita  conditione,  quod  dicti  fratree  dimidiam 
mansnm  assignahunt,  de  quo  Sind  ins  peraolvator,  quod 
ad   comestioaem   est   liberis   hominibus  constitutum. 

(4)  Nee  ipsi  fratres  vel  coloni  predictorum  bononim  ad 
iudicium  nostrum,  quod  vulgo  dicitur  grevending,  ire  ammodo 
oonpellentur  nee  (5)  nobis  neo  poeteris  noatris  sive  nnneüs 
nostris  vel  heredum  nostronun  ad  aliad  cogentur  serviciom 
{aciendnm,  adidentes  (6),  si  prenominati  fratres  eadem  bona 
vendere  vel  oommutare  volnerint,  a  nobis  vel  nostris  here- 
dibus  nulluin  sencient  inpedinieutum.  {7)  Pro  hac  liberiate 
dederunt  nobis  dicti  fratres  deccm  et  octo  talcnta.  (8)  Xe 
autem  premissa  a  quoquiuu  imuutari  valeant,  preseus  scriptum 
in  veritatis  testimoniom  nostro  sigillo  iussimus  roborarL 
Testes  sunt  Baldewinns  prepositus  sancti  Blasii,  Jordanis  frater 
snnSy  Borchardns  Irecsleve,  Gode&idos  de  Varsveldei  Heyne 
de  Werderi  Baldewinns  de  Cnesbeke  müites  nostri  et  quam 
phues  alii  fide  digni.  (9)  Datum  anno  domiui  MCCLXXXiii 
in  die  beati  Luce  ewaogeliste. 


1)  YgL  Skuze  CD  fg. 
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(Nach  der  Urschrift  im  herzoglichen  Landeshauptarchive 
zu  Wolfenbüttcl  (Luklum  33),  Bruchstück  eines  Siegels  am 
PeigameDtstreifen).  ^ 

Diese  Uikunde  ist  nach  mehreren  Biohtongen  bin  von 
Bedentong: 

Sie  beweist  dnmal  die  dingliche  Radinercmg  der  Be- 

suchsptiicht  Die  Beziehung  auf  das  Grafcndiüg  ist  zweifellos. 
Aber  die  Herz5ge  verzichten  nicht  auf  ein  Recht  an  Per- 
sonen, sondern  an  bestimmten  Gütern.  Die  Folge  dieses  diog- 
Uchen  Verzichts  ist  Befreiung  vom  Besache  des  Dinges  für 
die  Brüder  and  für  die  i^loni  p^edictorom  prediorom".  Der 
Stand  wird  nidit  erwähnt.  Es  scheint  mit  der  Mo^ohkeit 
gerechnet  worden  sn  sein,  daß  die  Bewohner  grafschaftspflich* 
tiger  Güter  auch  ohne  Rücksiciit  auf  ilu*en  Stand  zum  Besuche 
g^notiet  wurden.  Darin  würde  ein  Fortschritt  der  diuglichen 
Hadizieruug  gegenüber  dem  bachseuspiegel  liegen. 

Ein  zweiter  Fortschritt  in  derselben  Kichtung  liegt  darin, 
daft  die  Heraoge  in  bezog  auf  den  ganzen  Um&ng  des  graf- 
schaftepfliohtigen  Eigens  einKonsensreoht  aufgeben,  wie  es  ihnen 
nach  dem  Sachsenspiegel  nur  hinsichtlich  des  Besitcminimunu 
rastand. 

Zweitens  bietet  das  Auftreten  der  „halben  Hufe**  besonderes 
Iriteresse.  Die  Deutung  des  jus  ad  comestioneni  ist  freilich 
nicht  ganz  sicher.  M.  £.  handelt  es  sich  um  einen  Beitrag 
so  einem  gemeinsamen  Essen.*  Ein  Recht  der  Herzoge  scheint 
nidit  in  Frage  m  stehen.   Sonst  würden  sie  wohl  verzichtet 

1)  IHe  Hitteilmig  dieser  ürkonde  danke  ich  der  liehenswuidigkeit 
des  Vorstandes   des  Wolfeahfitteler  Archivs,   Henro  AichiTdirektois 

0r.  Hofmann. 

2)  Der  Beitrag  zum  Essen  spielt  auch  in  den  späteren  Freidingen 
^^ine  Rolle.  Vgl.  z.  B.  Freiding  zu  Emmerke  (Hildesheim),  Grimm, 
Weiirtiimer  4,  S.  6G5,  Xu.  31:  „Wenn  ein  naiis-!^üsf?s«enor  oder  beypflichter 
seine  Oebührnis  zur  Zehrung,  so  jährlichst  auf  dem  echten  Freiding 
aufgeht,  in  dreyen  Jahren  nach  einander  auf  des  freyen  Kne<  hts  Erfordern 
nicht  gebe,  so  soll  derselbe  soiuer  Freiheit  verhiHti»?  und  verfallen  sein.* 
Vgl.  über  analoge  Abgaben  bei  anderen  Gerichten  das  fiegister  zu  Grimms 
Weistümern. 
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oder  ihrerseits  die  Beiionnmig  der  Hufe  erhalten  haben.  Es 
mui]  t'un'  Pflicht  gegenüber  den  Diiiggcnossen  gemeint  sein. 
Deshalb  ist  bei  liberis  hominibus  an  die  Gläubiger^  nicht  an 
Sehuldner  zu  denken.  Wicht^r  als  die  Art  der  Abgabe  ist 
der  Umsfaod,  daß  gerade  eine  halbe  Hufe  als  dasjetuge  Beaitis- 
mmimum  hervortritt,  welches  fttr  die  Erfüllung  dieser  Gerichte- 
pflicht im  Graf  engerichte  erforderlich  ist  Es  ist  dasselbe  Mal), 
das  in  8. 1  A.  34  als  Besitzminiinum  orscheint.  Die  Erw  äluiung 
in  der  Urkunde  bestätigt  unfiere  Deutung  der  Spiegelstelie,^ 

Femer  sei  noch  ei-wähnt,  daß  die  im  Graieuding  besuchs- 
pflichtigen  Güter  auch  für  die  Leistung  von  andern  „servicia^ 
ia  Betracht  kamen.  Die  vermeintliche  Lastenfreiheit  der 
schoffenbaren  Güter  hat  nach  dieser  Urkunde  nicht  bestanden. 
Endlich  wird  sich  auch  die  Bezeichnung  der  Genossen  des 
Grafendinii's  als  lilxni  homines  bedeutsam  erweisen. 

Die  ältere  Urkunde'^  datiert  von  1280.  Die  Herzöge  ver- 
zichten |,omni  jure,  quod  habere  vtdebanuir  m  bonis  ipsoruoi 
fratrum  videlicet  in  Debbenem  V  et  demidio  manso,  in  Dalem 
demidio  et  in  Luckenem  uno  et  dimidio  manso  — ,  ita  quod 
coloni  predictorum  bonorum  nuUam  nobls  vel  fratribus  et 
heredibus  nostris  de  cetero  servitium  £Eicere  teneantur,  nec 
judiciuui,  quod  vulgu  dicitur  grefding,  fratres  adu*  ;ili(|ü;itemis 
compellantur,  nee  noster  advocatus  vel  suus  uuntina  debeut 
coionos  r.itione  predictorum  bonorum  indebite  niolestare. 

Die  Urkunde  bezieht  sich  anscheinend  auf  dieselben 
Güter^  ist  aber  weniger  ausführlich.  Deshalb  ist  darauf  keiii 
Gewicht  zu  l^n,  daß  als  Besucher  des  Giafengerichts  nur 
die  Brüder  und  nicht  auch  die  Kolonen  genannt  werden.  Im 
übrigen  bestätigt  sie  sowohl  die  dingliche  Radizienuig  der 
Dingi>flicht,  als  aueh  die  Tatsache,  dnli  von  giafendingspflicb- 
tigen  Gütern  „servicia"  gefordert  werden  konnten. 

Die  beiden  Zeugnisse  stehen  nicht  allein  und  bekunden 
keine  lokale  Eigentümlichkeit  des  Darlingaus.    Wir  haben  ein 


1)  Vgl.  oben  8.  96. 

2)  Assebiuger  T7.B.  I,  No.  406. 
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§m  alJen  wesentlichen  ^ugen  auffallend  übcreinstimracndes  Diog- 
privileg  ans  dem  Harzg^u,  das  unten  noch  nfiher  zu  besprechen 
ist^  Wir  haben  femer  aus  verschiedenen  Teilen  Ostfiüens 
Ui^nden,  in  denen  der  Graf  ohne  spezIeUe  ErwShnnng  des 

Diiigbesuchs  auf  die  Grafschaftsrcchte  ver/iclikt,  gewisser- 
maßen Guter  aus  dem  Gi-nf^^chafts verbände  entlälJt.-  Dir  Zahl 
dieser  Urkunden  ist  allerdings  im  Vetgleiche  zu  der  Gesamt- 
heit der  Urkunden,  die  über  Verüußerui^geschäfte  berichteni 
eine  sehr  kleine.  Begelmaßig  handelt  es  sich  um  bäuerliche 
£%engüter.  Diese  Erscheinungen  bestätigen  unsere  Annahme, 
daß  das  Vetorecht  und  daher  die  Notwendigkeit  der  Geneh- 
migung sich  auf  die  Wolmgüter  der  Schöffenbaren  beschrankte. 
Eine  VorrmlxTung  de»  Wohnguts  seitens  nichtbäueriicher 
.SchüÜ'enbarer  mußte  selten  sein. 

Auch  in  der  Bezeichnung  des  Landes  tritt  die  durch 
den  Dingbesach  verursachte  Differenzierung  deutlich  hervor. 
Besuchs-  und  genehmigungspflichtige  Gfiter  heißen  technisch 
»Hbera  bona".'  Demgegenüber  wird  das  sonstige«  Land,  auch 
wenn  es  Eigentum  schöffenbarer  Leute  ist,  wie  man  aus  einer 
späteren  Nachricht  sieht,  als  Laud  bezeichnet,  das  vor  das 
Goding  gehört^  Diese  Bezeichimng  erklärt  sich  nur  daraus, 
daß  von  diesem  Land  aus  nicht  das  Grafending,  sondern  das 
Goding  besucht  wurde. 

1)  Vgl.  unteu  No.  164  ff. 

2)  Vgl.  B.  V.  r>.  Stift  Hüdcf^heim  I  No.  228,  343,  Stift  iiulber- 
ütadt  I  No.  4S7  ff.,  Stadt  üaibeihtadt  i  .\o.  79,  107,  140,  Ilsenburg  Ko.  89, 
Inhalt  II  No.  46. 

3)  Vgl.  Aasebui^er  Ü.B.I  No.294  (Hildesheimer  Urkunde  v.  1258); 
.maaBom  q;oi  ▼ulgaritar  «Kftow  dieitur,  ad  oometism  BiiDOiem  pertinenlem*. 
Vgl  ferner  Stadt  Halbentadt  I  No.  269  (1295  ürk.  d.  Gzafon  v.  Bflgeostein): 
«de  quiboB  —  mansis  —  tenebantnr  —  adire  jndioinm  noetmui,  quod  vri- 
4ing  Tiügariter  appellatnr  et  hec  bona  libera  mmenpuitar*.  Dazu  unten 
No.  164  iL  Vgl.  ftber  die  Frajgater  der  spftteien  Zeit  unten  No.  227  ff., 
itber  die  libeia  bona  des  13.  Jehühanderts  No.  279  ff. 

4)  Graf  Simon  von  Dassel  übertiägt  das  Eigentum  und  alles  Recht 
an  genannten  Gütern  und  an  «cetexis  bonis  quibuslibet  in  terminis  Lulene 
ätis  et  ad  judioium  ibidem  quo  goseop  dicitur,  pertinentibus**,  TgL  Lüntsel, 
iiteie  Diöxeee,  XJ.K  No.  63  &  422. 
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Die  Düferetuderung  der  Besuchsgüter  und  die  dadurclw 
g^bene  Streulage  der  GrafBchaftsreohte  acheint  in  ein  bohes 
Alter  zurfickzuieichen.  Schon  Adam  von  Bremen^  spricht  von 
Gnifschafterechteny  die  er  als  sparsim  difPusi  bezeichnet.  Dies 

.  ist  verständlich.    Das  Gericht  bei  Köiiigsbann  hat  von  ]ehct 

eine  ständisch  beschränkte  Gerichtsgemeinde  gehabt  und  ist 
selbst  sehr  alt- 

Die  Nachrichten  des  Spiegeb  und  der  alten  Quellen  werden 
bestätigt  durch  die  Einrichtungen  der  späteren  „Freidinge^. 

Es  darf  ak  notorisch  vorausges^ctzt  werden,  daß  in  NA'cst- 
falen  und  Engem  die  alten  Grafenirerichte  in  der  Form  der 
Freidmge  auftreten  und  sich  erhalten  haben.  Es  ist  gleichfalls 
bekannt,  aber  für  die  Auslegung  des  iSachsenspiegels  noch  nicht 
verwertet  worden,  daß  die  Fieidinge  und  zwar  im  wesentlichen 
in  Übereinstimmeuder  Form  auch  in  dem  größeren  Teüe  Ost- 
falens  auftreten.  Auf  die  Verbreitung  des  Vorkommens ,  auf 
gewi5?se  Einzelheiten  der  Einrichtung  und  auf  die  Gerichts- 
gemeiiiden  der  Freien  werde  ich  später  zurückkommen.  ^  An 
dieser  Steile  will  ich  nur  vor^veg  bemerken,  dab  die  Identität 
des  Freidings  mit  dem  Gnifendinge  für  Ostfalen  ebensowenig 
zweifelhaft  ist,  wie  für  Westfalen  und  Engem.  Diese  Frei- 
dinge sind  aus  den  Grafendingen  des  Sachsenspiegels  ent- 
standen und  gestatten  einen  Bfickschluß. 

Die  b[):iteren  l'^cidingsbezirke  sind  nun  lediglich  Streu- 
bezirke. Nur  bestimmte,  meistens  wenig  zahlreiche  Güter, 
die  Freigüter,  gehören  zum  Freiding.  Sie  sind  durch  Vorrechte, 
aber  auch  durch  Veraußerungsbeschrankungen  ausgezeichnet. 
Nur  von  ihnen  aus  wird  das  Freiding  besucht  Die  alten  Land- 
Sassen,  die  Meier^  besuchen  das  Fading  nirgends.  Allerdings 
bestehen  erroße  Gerichtsversammlungen,  zu  denen  sich  alle  Bauern 
einfinden,  die  Landdiuge.^    Aber  diese  allgemeinen  L;mdUiuge 


1)  Vgl.  Mon.  üorm.  Ss.  VU  S.  353,  lo. 

2)  Vgl.  unten  No.  579  und  614. 

3)  Vgl.  unten  Xo.  227  ff.,  No.  239  ff. 

4)  Vgl.  Witticli,  Gruadkenschaft  S.  160if.  und  Nachweisongen. 
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siod  von  den  Fraidingen  ganz  vmchiedeD,  ne  sind  aus  den 

Godingeu  hen^org^eg^noicn. 

Diese  Eotwicklaug  findet  sich  iii  sonst  sehr  verschiedenen 
Gebieten.  Sie  wrirc  nicht  verständlich,  wenn  noch  zur  Zeit 
des  Spielen  alle  Freien,  aach  die  Landsassen  im  Grofenduig 
dingpflicktig  gewesen  wären.  Wie  sollten  alle  Grafen  die 
Masse  ihrer  Dinggenossen  gleichmäßig  verloren  haben?  Dagegen 
erklärt  sich  die  .spatere  Gestalt  der  Grafencliiige  durchaus 
folgerichtig  aus  der  ()l)en  konstatierten  standischen  und  terri- 
torialen Beschränkung  der  BesuchspÜicht  und  der  sich  an- 
schließenden  dinglichen  Radizienmg.  Die  spatere  Gestaltung 
der  Freidinge  lehrt  uns  nichts  Neues,  aber  sie  bestätigt  die 
Richtigkeit  der  gegebenen  Auslegung  des  Spiegelbildes  und  die 
Allgemeingültigkeit  der  älteren  KontroUnachrichten. 

B.  Die  Dingpflicht  der  Laien  im  Godinge.   §  8. 

92.  Der  Sachsenspiegel  enthält  keine  unmittelbaren  An- 
gaben über  die  Dingpflicht  der  Unfreien.  Für  das  Grafen- 
gericht Ostfalens  ist  sie  wahrscheinlich  überhaupt  zu  vemeitten. 
Ministerialen  sind  allerdings  gans  regelmäßig  anwesend.  Aber 
ihre  Anwesenheit  kann  sich  nicht  nur  durch  eine  öffentlich- 
rechtlicho  Dingpflicht,  sondern  auch  durch  die  persönlichen 
Beziehungen  /um  (ieriehtsherrn  erklären,  üegeu  die  oirenthch- 
rechtliche  Grundlage  der  Dingpflicht  scheint  zu  sprechen,  daß 
nach  dem  Sachsenspiegel  der  freigelassene  Dienstmann  regel- 
mäßig Landsasse  wird,  also  das  Goding  besucht»  und  daß  auch 
späteriiin  in  den  Freidingen  die  Ministerialen  fehlen.  Doch 
bedarf  diese  Frage  wie  das  gansse  Problem  der  Ministerialität^ 
noch  einer  näheren  Uutersucliung,  die  vielleicht  lokal  ver- 
schiedene Zustände  ergeben  kann.  Aulk'r  den  Ministerialen 
kommen  für  das  Grafending  nur  Freie  in  Betracht.  D:ig^en 
scheint  es  mir  sicher,  daß  im  Godinge  neben  den  Landsaasen 
auch  die  Laten  dingpflichtig  waren. 

1)  Ygl.  onten  Ko.  591  ff. 


Digitized  by  Google 


104 


Zweiter  Qaaptteü.  Genohtsverfassang. 


Die  ADsichten  über  diesen  Punkt  sind  geteilt  und  z¥rar 
in  sehr  bezeichnender  Weise.  In  den  allgemeinen  Darstellnngen 
von  Planck^  und  Schröder'  wird  die  Frage  gar  nicht  auf- 
geworfen, sondern  der  Aasschluß  der  Unfreien  von  jedem 

öffentlichen  Gericht^'  nls  selbstverstüncllich  behandelt  Ernst 
Mayer  bejaht  zwar  für  die  übrigeu  (i('l)i('to  die  Dincrpiliclit 
der  Unfreien,  aber  erklärt  zugleich:  „Nur  diis  sächsische  Hecht 
weiß  nichts  von  einer  Dingpflicht  der  Laten  im  öffentlichen 
Gerichte."^  Auch  die  beiden  Autorenj  denen  wir  die  einge- 
hendsten Spezialuntersachungen  über  sachsische  Godinge  ver- 
danken,  Stöve  und  von  Hammerstein-Loxten,  behandeln  die 
Frage  als  zweifellos.  Aber  sie  cnt?cli(Mderi  in  ciitgcgeiigesetztom 
Sinne.  Die  Ansiebt  Stüves  erhellt  nur  ans  der  irclc^jent liehen 
Bemerkung,  daß  die  Zalü  der  freien  Besucher  im  CJsten  jeden- 
falls großer  war  als  in  Westfalen,  „wo  dagegen  die  Hörigen 
zu  allen  Zeiten  im  Godinge  die  Mehrzahl  bildeten*'.*  Die  An- 
wesenheit von  Hörigen  wird  als  ganz  zweifellos  behandelt 
V.  Hammerstein ^  konstatiert  für  den  Bardengau,  daß  die  Laten 
„allenthalben  am  Volksgerichte  (Godinge)  teilhaben",  und  dabei 
findet  er  „die  Bauernh<'»fe  durchweg  im  Lateu Verhältnisse**. 
Der  dritte  Stand  im  Ciau  erscheint  in  der  großen  Masse  der 
Laten,  „welche  die  Besitzer  und  zugleich  KuItivatoi*eQ  der 
Bauernhöfe  sind'*.  Direkte  Belege  sind  weder  von  Stuve  noch 
von  Hammerstein  beigebracht  worden.  Dennoch  verdient  das 
Problem  eine  eingehendere  Untersuchung.  Es  ist  unmittelbar 
von  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieser  Arbeit  Die  ver- 
meintliche Beschränkung  der  Gogemeinde  ist  einer  der  Gründe, 
aus  denen  Schriller  die  Angaben  des  Spieglers  bezweifelt 
£r  sagt^  ^die  Unterscheidung  ist  durch  keine  andere  ^'achricht 


1)  Vgl.  Planck  «alle  eingesessenen  Freien"  8. 52,  „alle  eingesesseaen 
Frden'  8.54. 

2)  Schröder,  Lehrbuch  8. 560  „alle  eingesessenen  Freien*. 

3)  Verfassungsgeschichte  II  S.  66  Ann.  9. 

4)  Untersuchungen  S.  49.  Vgl. Gesch.  Osnabrück  I  8. 74  Anm.  1,  S.  80, 1. 

5)  Bardengau  S.  537,  S.  6ia 

6)  Oer.-Veif.  S.  56  Anm.  6. 
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beseagfe,  sie  ist  an  sieh  undenkbar.  Nach  der  Theorie  des 
SachseDspiegels  hatten  in  Krimtnalsachen  nur  Grondbesitzery 

in  Sachen  der  niederen  Gerichtsbarkeit  nur  Nichtgrundbesitzer 
das  Urteil  ge-^prochen."  Ich  büi  juich  der  Ansicht,  daß  ein  nur 
aus  Laodsassen  bestehendes  Gericht  nicht  iiberall  existiert  haben 
kann^  weil  die  Landsassen  in  manchen  Gegenden j  wie  die 
späteren  Besitzrechte  zeigen,  nur  sporadisch  voikamen.  Aber 
ein  solches  Gericht  steht  gar  nicht  in  Fn^e.  Neben  den  Land- 
Mssen  steht  eben  die  Blasse  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  steht 
der  zahlreiche  Stand  der  Laten.  Aber  auch  abgesehen  von 
der  unmittelbaren  Bedeutung  für  die  Auslegung  des  Spietrels 
ist  das  Problem  wichtig.  Es  ist  von  ausschlaggebender  Bedeu- 
tung für  das  Gesamtbild  der  sachsischen  Gerichtsverfassung 
und  für  die  allgemeine  Stellung  der  Laten. 

9iJ.  Der  Sachsenspiegel  selbst  bietet  vier  Anhaltspunkte: 

1.  Es  ist  sicher,  daß  in  dem  Sendgerichte  des  Archidiakons 
alle  Laten  dingpflichtig  sind.  Die  Landsassen  sind  in  geist- 
licher Hinsicht  dem  judex  Ordinarius  der  Laten  zugewiesen. 
Die  betonte  und  sonst  bewährte  Parallele  spricht  dafur^  die 
Gemeinde  des  €rodings  entsprechend  aufzufassen. 

2.  Der  Spiegier  gcbmucht  an  den  Stellen,  an  denen  die 
gesamte  Gerichtsgemeinde  des  Godings  in  Betracht  kommt, 
bei  der  Wahl  des  Gografen  \  bei  der  Bestimmung  des  Gewettes ' 
wie  bei  der  Urteilsfallung'  nicht  das  Wort  Landsasse,  sondern 
die  Worte  lani  oder  hrUHide.  Diese  Worte  umschließen  aber, 
wie  aus  andern  Stellen  hervorgeht,  mich  die  unfreien  Land- 
bewohner.'* Tatsächlich  bestaiul  die  Masse  i  Dauern  aus 
Laten.  Bei  lanthlden  ist  in  erster  Linio  an  Laten  zu  denken. 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  Spieler  diese  Bezeichnung 
für  die  Gogemeinde  gewählt  hätte,  wenn  er  die  Laten  aus* 
schließen  wollte. 


1)  I  66  S  2,  66,  67. 

2)  m  64  §  10. 

3)  I  63,  2;  n  4  §  1. 

4)  n  71  §  4;  m  53  §  3,  66  §  2,  68  §  1. 
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3.  Der  Spiegier  betont,  daß  Raßerhalb  des  GeriohtB  bei 
Konigsbann,  also  jedenftdls  im  GrocüngS  „jedermaiiiiy  der  an 

seinem  Hechte  vollkomüien  sei,  über  jeden  Urteil  finden  könne" 
Bei  der  Soi-gfalt,  mit  welcher  der  Spiegier  seine  Worte  abwägt 
und  angesichts  dessen,  daß  als  Hauptunterschied  der  Menschen 
der  Gegensatz  der  Freiheit  und  Unfreiheit  betont  wird-,  ist 
durch  diese  Wendungen  positiv  ausgesprochen,  daß  außerhalb 
des  Konigsbaons,  also  jeden&Us  im  Croding,  der  Mangel  der 
Freiheit  in  keiner  Weise  von  der  Urteilsfindung  ausschliefit 
Diese  Gleichberechtigung  der  Laten  in  der  Urteilsfindung  setSEt 
aber  ihre  Diugpüicht  voraus.  Nur  diugpflichtige  Leute  finden 
Urteü.-» 

4.  Für  die  Ü^berführung  des  Erben  wird  der  Eid  von 
72  Eideshelfem  gefordert,  die  alle  schöffenbare  Freie  oder  echt 
geborene  Laten  sein  sollen.^  Ab  Gericht  dieser  Klage  ist  in 
erster  Linie  das  Goding  su  denken.  Biergelden  oder  Landsaasen 

werden  überhaupt  nicht  erwähnt.  Bei  der  engen  Beziehung 
zwischen  der  Hoffihieuno  /auh  i^idcshf  Ifer  und  der  Urtcilsfiiidung 
wäre  diese  Stelle  völlig  unerklärlich,  wenn  der  Spiegier  die 
Gerichtsgemeinde  des  Godings  auf  die  Zusammensetzung  aus 
Lnndsassen  oder  gar  Bieiigelden  beschrankt  hätte.  Ja  diese 
Stelle,  welche  die  Dienstmannen  noch  nicht  von  den  Laten 
trennt  und  auch  dadurch  hohes  Alter  der  Formel  verrat,  läßt 


1)  V^-l.  II  12  §  3.  Daß  an  dioser  SL  lle  das  Goding  und  das  ein- 
fache Vo^diüg.  aber  nicht  die  Mark  gemeint  ist,  ergibt  die  sachliche 
ßeachränkung,  welche  für  die  Mark  keinen  Sinn  hatte. 

2)  Vgl.  11169  §2:  over  jewelken  man,  he  si  diidisch  oder  wendisch 
oder  ef^en  oder  rri.  III  70  §  1 :  Svar  mann  nicht  dinget  iuid<  r  'r^  -nlnges 
Lauue,  dar  nmt  jewelk  mau  oixlol  vinden  over  den  and(?ren,  den  luaii  nicht 
rechtlos  bescelden  ne  mach,  ane  die  wenet  Uppen  sasseu  unde  die  sa^oc 
uppQ*a  wenet.  Der  Zusammenhang  beider  Stellen  spricht  dafür,  daß  bei 
der  Frage  nach  der  Urteilsfindung  in  erster  Linie  an  die  TJnterachiedo 
der  Freiheit  und  der  Kationalität  gedacht  wird. 

3)  Vgl  n  22  §  1.  Zengnis  selve  dridde  der  dingpllchten,  die  dar 
ordel  vinden. 

4)  1 6  §  2:  mit  tven  nnde  seventich  mannen,  de  alle  vris  ficepenbaie 
sin,  oder  echt  boiene  Inte. 
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vieileiclit  dai*au£  scblicßeOi  daß  es  in  OstMeu  eiuc  Zeit  groben 
hät,  in  der  die  Landsassen  niclit  als  ^nan  eingeordneter  regel- 
mäßiger Beetandteil  der  Bevölkerung  in  Betracht  kamen,  somit 
du  Goding  als  Regel  nur  von  Laten  and  Dienstleuten  beeuoht 

wurde. 

94.  Die  übrigen  Nachrichten  sind  nicht  sehr  sahlreioh^ 
aber  in  ihrer  Gesamtheit  voll  beweisend* 

In  Betracht  kommen  auniohst  einige  unmittelbare  Nach- 
richten über  die  Pflicht,  das  Goding  zu  besuchen. 

1.  Die  nltostc  1111(1  zugleich  wichtigste  Nachricht  ist  eine 
Dsenbui-fTor  Urkunde  von  1296  — 1303.^  Sie  ist  mehrfach  als 
Beweis  dafür  angeführt  worden,  daß  die  Angabe  des  Sachsen- 
spi^els  über  die  Pflicht  der  Landsassen,  alle  sechs  Wochen 
das  Goding  zu  besuchen,  der  Wirklichkeit  entsprochen  hat* 
In  der  Tat  ist  diese  Urkunde  die  einzige  urkundliche  Bestäti- 
gung der  i  iis  Wochen,  <lie  wir  besitzen.  Es  ist  die  klassische 
Stelle  für  den  Besuch  des  Güdini::^.  Aber  diese  Stelle  bietet 
noch  eine  andere  Auskunft,  die  bisher  keine  Würdigung  ge- 
funden hat  Die  Leute,  weiche  diese  Dingpflicht  der  Land- 
sassen erfüllen,  sind  nämlich  gar  keine  Landsassen,  sondern 
Laien,  sicher  zum  srroßen  Teil,  wiihrscheinlicli  aber  insgesamt. 
Die  Urkunde  liciiiil't  ciiieu  Vergleicli  des  Klosters  IlsenburL!; 
mit  dem  Eitter  Bernhard  von  Plötze.  Der  Vergleich  ist 
dadurch  veranlaßt,  daß  homines  predicti  domini  abbatis  et 
ecdesie  sue  in  vi  Ha  Aderstede  et  in  alüs  vilüs  pertinen- 
tibus  ad  jam  dictum  monasterium  residentes  —  hucusque 
ex  quadam  necessitate  legis  apud  ipsos  introductae  per  totum 
anni  decursum  infra  sex  septimnnas  semel  judiciuin,  ((iioj 
godyng  vulgariter  dicitur,  frequentarunt,  nec  nou  —  cxjictioncs 
persolverunt  Der  Streit  wird  dahin  beigelegt,  daß  prefati 
homines  —  de  quolibet  mansb,  einmal  eine  Summe  zahlen  und 
dadurch  für  die  Zukunft  frei  werden.  Und  sie  sollen  weiter 
XU  keinem  Gehorsam  vcq)fiichtet  sein,  nisi  ter  in  anno  secuu- 


1)  U.  B.  lisenburg  l  No.  184. 

2)  Vgl.  ßcUruder  U.  V.  S.  55. 
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dum  consuetucÜDem  loci  ad  judicium,  quod  godyugh  vulgariter 
dicitiir,  una  cum  aliia  venient 

Nach  dem  zeitlichen  und  örtlichen  Spnuihgebraoch  sind 
unter  den  homines  abbatis  et  eccleeiae  euae  Laien  zu  verstehen. 
Der  freie  Meier  war  kein  homo  ecclesiae.  ESne  Zustimmung 
der  lioinines  wird  nicht  erwähnt,  obj^leich  sie  zahkn  sollen. 
Auch  dieser  Umstand  bcstiitigt  die  Laitcoqualität.  Zu  demselben 
Schlüsse  nötigen  auch  die  Verhältnisse  des  einzigen  genannten 
Ortesi  der  Villa  Aderatedl  Aderstedt  war  ein  alter  Königeho^ 
der  von  Heinrich  IV.  an  das  Bistum  Halberstadt»  spfiter  an 
Usenbnr^  übertragen  wurde.  Grerade  in  Aderstedt  h^n  sich 
die  J^attn  und  der  Villikationsverband  Ix  snnders  lange  erhalten. 
Noch  1Ö20  finden  sich  dort  mansi  litouum.^  Es  %vird  da- 
selbst ein  ViUikationsgericht  gehalten,  und  es  darf  kein  Gut 
ohne  Zustimmung  des  Schulzen  veräußert  werden.  £b  kann 
deshalb  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Besucher  des 
Godings  an  der  klassischen  Stelle  Laten  sind. 

2.  Zeitlich  und  inhaltlich  steht  nahe  die  Urkunde  der 
Herzöge  von  Braunschweig  für  das  Stift  St.  Cyriaci  in  Braun- 
schweig  betreffend  Guter  zu  Vallstedt  (1317).2  Die  Herzöge 
behalten  sich  außer  der  Vogte!  den  Besuch  der  echten  Ge- 
dinge vor: 

^deoementes  tarnen,  quod  cives  ejusdera  villae  eidem 
capitnlo  rt  ecclcsiae  pertinentes  judiciuni  <|uod  vidgariter 
echi  ^  yüdinghe  dicitur,  adire  debeut  certis  tempuribus  ad  hoc 
deputatis,  alia  autem  godinghe,  si  que  plures  observari  conti- 
gerit^  adire  non  tenentur.*^^ 

Die  Beziehung  auf  Laten  ist  völlig  sicher.  Der  Ausdruck 
cives  pertinentes  kann  die  Laten  nicht  ausschließen,  sondern 
bezieht  sich  aussclilii  Hlieh  auf  die  Laten.  Dagewerchteii 
sind  in  Osttalcii  nur  in  ganz  gehogcr  Zahl  voriianden  gewesen. 
Die  besondere  £rwähnung  der  Dingpflicht  ist  nicht  daraus  zu. 

1)  Vgl.  U.  B.  Ilsenbmg  11,  ö.  410. 

2)  Vgl.  Skizze  Bg. 

3)  Die  Urkunde  hat  cch. 

4)  U.  B.  Stadt  Braunscbweig  iL  No.  822  S.  465. 
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erklären  y  daß  sie  bei  Laten  eine  Neuerung  war.   Sonst  wfire 

der  Stand  genannt  worden.  Sondern  die  Erwähnung  beruht 
darauf,  daß  die  Diugpflicht,  ebenso  wie  in  dem  Aderstedter 
Privii^e,  auf  die  echten  Godinge  beschränkt,  für  die  Zwischen- 
termine  aber  beseitigt  wird. 

95»  Zwei  andere  Urkondea  beliehen  sich  auf  das  Goding 
zu  Schöningen  1  an  der  Grenze  des  Dariingaus  und  des  Nord- 

thüriuggaus : 

3.  Markgraf  \\  oldeuiar  von  Brandenburg  bestätigt  1310 
die  früher  dem  Kloster  Riddageshausen  citeilte  „libertas^: 

^ut  yidelicet  cives,  qui  in  villa  Wobeke  resident^  et  posteri 
ipsortim,  a  conventu  popuU  in  Scheningen,  quod  vulgo  dicitur 
gMingc  pariler  et  judioüs,  liberi  penttus  sint  et  solutL'* 

Das  bisherige  Recht  der  Gerichtshoheit  „in  cives  pre> 
dictos"  wird  an  das  Kloster  übertragen. 

Die  Fassung  der  Urkunde  ist  nur  verständlich,  wenn  der 
Godingbesuch  der  Gesamtheit  der  cives  obgelegen  hatte.  Wir 
besitzen  nun  zahlreiche  Urkunden  über  Güter  Übertragungen  in 
Wobeke»  welche  mm  Teil  schon  isoliert  betrachtet»  vor  allem 
aber  in  ihrer  Gesamtheit  gar  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  daß 
die  Masse  der  Bewohner,  wie  in  dem  übrigen  Teüe  des  Daiting^ 
gaus,  aus  LAten  bestand.*  Ich  will  nur  eine  zeitlich  besonders 
nahestehende  Urkunde  erwähnen  1309',  ein  Jahr  vor  der  oben 
erwähnten  Urkunde,  verkaufte  der  Ritter  von  Wenden  sein 
vassallitisches  Recht  an  6^/^  Hufen  in  Wobeke  dem  Kloster 
Riddagshausen  und  erwähnte  dabei  ausdrücklich  „homines  pro- 
prios  infeadatos".  Auch  die  markgröfliche  Urkunde  von  1310 
behandelt  somit  die  Godingspflicht  von  Laien. 

4.  Herzog  Otto  von  Braonschweig  verkauft  1320  an  den 
edlen  Herrn  von  Warberg  „omnem  jurLsdictionem,  quam  m 

Ij  Riedel,  Cod.  Dpi.  ßiund.  LI  1  S.  287. 

2)  Vgl.  ü.  B.  Stift  Halberstadt  I  und  II,  Register  Wobeke,  femer 
ü.  B.  Driibeck  No.  55  (1312)  S.  259,  4,  ü.  B.  Dsenburg  No.  200  (1311), 
Schon  der  geringe  Geldsins  toHiibii  beweist,  dafi  ^e  in  deuBbxden  von 
Ijten  waren. 

3)  U.  B.  Stadt  Biaansohweig  II  No.  635. 
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villis  majori  et  minori  KiBseleve,  Wolstorp  et  Rodhe^  hactentis 

habuimns  ex  eo,  quod  civps  diciiiruiu  viliiirum  solebant  juilicium 
nostruin  in  Scoriighc,  qiiod  yudinyli  dicitiir,  tribiis  vicibus  auuiä 
aingulis  visitare,  justo  phcodo  possidendum,  sub  hac  forma, 
quod  noB  et  heredes  nostri  jurisdiotioiiem  dictamm  viUaium  a 
dioto  milite  et  saiB  heredibus  reemere  possumtu  pro  pecunia 
prediota."' 

Diese  Nachricht  wird  dadurch  bcstiitigt,  d.ilj  in  dem 
Lekusrcgißter  von  1318'  nur  di<'  Grafschaft  iu  Kililrhcn  und 
Wolsdorf,  in  dem  späteren  Lehnsregister  von  1344  —  65*  aber 
außer  der  Grafschaft  noch  andere  ^juditia''  der  vier  Orte  erwähnt 
werden,  welche  nur  die  Gk>gni£Bchaften  sein  können.  Aach  in 
dieser  Uikonde  ist  ein&ch  von  dem  Dingbesuche  der  dves, 
nicht  ( twa  der  Freien  die  Rede.  Die  Ortschaften  bildeten 
zuj^aTiitiicn  die  Herrschaft  Warbcr^,  die  später  als  Sonnenlehn 
der  Herren  von  Warberg  galt.  Einzelne  Hufen  erscheinen  als 
kirohlicher  Besita.  Ausdrückliche  Nachrichten  über  den  Stand 
der  Einwobner  habe  ich  nicht  auffinden  können.  Aber  es  ist 
nach  den  aUgemeinen  Verhältnissen  des  Bezirkes  ausgcBchlossen, 
dalJ  in  vier  Ortschaften  keine  Laten  gewohnt  haben  sollten. 
Gerade  im  Darliiigaii  waren  die  Lnten  sehr  verbreitet,  wie 
das  Güterr^iater  von  Helmstadt  beweist,  und  die  späteren 
Besitsrechte  ergeben»  daß  in  diesem  Gebiete  keine  allgemeine 
Freilassung  stattgefmiden  hat^  sondern  das  spätere  Besitsrecht 
uberwiegend  auf  das  alte  Latenrecht  zurückgeht^ 

96.  5.  Im  Jahre  1351^  erklärten  die  Grafen  von  Wernige- 
rode, daß  sie  von  der  wüsten  Mark  zu  Sudburg  (bei  Goslar} 
keine  Leistungen  fordern  wollen.  „Wäre  es  aber,  daß  das 
Dorf  2u  Sudbuig  wieder  besetzt  werde  mit  Leuten^  die  dwt 
wohnhaftich  waren,  die  Leute  sollen  unser  Goding  und  unsere 

1)  In  denselben  Ortschaf  ton  hatten  die  Herren  von  AVarbei^  auch 
sUe  Zehnten  vom  Bischof  zu  Haiborstadt  zu  T^ehen,  vgl.  Riedel  XVII. 

2)  Ledeburs  neues  preuüisches  Archiv  U,  S.  172. 

3)  Sudendorff  I,  8.  170  (39). 

4)  a.  a.  0.  2,  S.  39  (17). 

5)  Vgl  Wittich,  Grundberrschaft  S.  362ff. 

6)  Ztsehr.  d.  Harzreraias  24  8.  507. 
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Grerichte  suchen.^  Auch  in  dieser  Urkunde  trifift  die  Din^fiioht 

jeden  Hintersassen  ohne  Rücksicht  aiit  seinen  Stand.  Im  Harz- 
gau waren  damals  die  Laien  noch  stark  vertreten.  Die  Grafen 
von  Wernigerode  mußten  jedenfalls  mit  der  Möglichkeit  rechnen,^ 
daß  auch  Laten  angesiedelt  werden.  Auch  für  diesen  Fall  ist 
der  Besuch  des  Goding»  vcageschiieben. 

97*  6.  In  der  Wahlkapitolation  des  Bischofs  Johann  von 
Hoym  1420  imd  hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  über  dio 
Dörfer  des  Kapitels  folgendes  bestimmt:  „So  crlove  we  unde 
geven  ganze  macht  mit  witschop  unde  vulbord  unses  capittels 
gemeyne  to  dem  dome  to  Halberstadt  den  buren  unde  luden 
wonaftich  to  Derdessem  Vogelstorp  Hoy...  Kemstede  Aspen- 
stede,  Strobeke  unde  Groten-Harsleve,  dat  se  vortmer  kesen 
mögen  einen  oder  mer  hogreven^  der  den  genannten  boren 
onde  ok  over  se  richten  mögen  alle  nngerichte  unde  missedat^ 
de  vor  on  verklaget  werden,  unde  de  hogreven,  de  alsus  gekoren 
werden,  senilen  sitten  unde  richten  to  allen  echten  dingen 
unde  to  gelegeden  dingen.  —  unde  dar  sculien  alle,  de  in 
den  genannten  dorpen  wonen,  vortmer  to  dinge  gan 
unde  dingplichtig  sin,  dar  de  hogreve  de  dinge  Scholen 
leggen  unde  anders  neigen.  (46)  —  unde  worde  von  dussen 
hogreven  jemand  vorvestet,  so  mach  de  vogct  de  veste  beste- 
digen  laten  unse  richtere  up  dem  Driber^e.'*^  Das  Kapitel 
soll  das  Recht  haben,  au  Stelle  des  früheren  Erbvo^ts  iliren 
Landern  und  (lüteru  einen  Wahlvogt  zu  setzen,  der  Vugteidinge 
anberaume  in  den  genannten  Dörfern  und  der  richte  alle  Sachen, 
die  sich  im  Vogfcdinge  zu  richten  gebühren. 

Nach  dem  vorstehenden  smd  schlechthin  alle  Einwohner 
verpflichtet^  das  von  einemVogteigerichte  durehans  unterschiedene 
Goding  zu  besuchen.  Nun  zeigt  andrerseits  dieselbe  Wahl- 
kapituiatiüu,  diiü  das  Domkapitel  in  diesen  Dörfern  Laten  hatte.* 

1)  U.  B.  Hochßüft  flalbcrstadt  IV  No.  3379  §  45. 

2)  Vgl.  Z.  llOfL  Wir  sollen  sie  nicht  behmdem  tn  ihren  ^hale- 
fingen*^,  wo  sie  die  haben,  in  nnaem  StBdten  tmd  Dörfern  oder  in  ihren 
Ddrfern  und  ^  sie  (die  Mitglieder  des  Domkapitels)  sollen  ihre  Laten. 
behalten  mit  drei  Nagehnageo.  Vgl  femer  136fl 
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Die  EimvohiuT  der  Dörfer  werden  Z.  318  geradezu  bezeichnet 
als  „ore  uiulersaten  und  laten".  Von  einem  Zweifel  an  der 
Dingpilicht  der  Laten  im  Goding  kaua  bei  dieser  Urkunde  nicht 
die  Rede  sein. 

98*  7.  Im  Jahre  1446  wird  die  Goschaft  Eggeken  in 
Hildesheim  von  der  Burg  Peine  losgelost  und  zu  dem  ScUoeee 
Steinbrück  zugelegt^  Dabei  sind  zusrleich  folgende  Dörfer  als 
Bestandteile  der  Goschaft  genannt:  1.  Söhlde,  2.  Bekrum, 
8.  Groß-  und  4.  Klein-Eggelsen,  5.  Groß-  und  6.  Klein-Himstedt, 
7.  Mölme,  8.  Crarbobsenen  und  9.  Feldbergen.  Alle  Einwohner 
dieser  Dörfer  sind  gehalten,  im  Jahre  vier  echte  €rodinge  su 
besuchen.  2  Gleichwohl  haben  sich  unter  ihnen  Laten  befunden. 
Dafür  sprielit  schon,  daß  auch  die  Twente  aboretreten  wurden.  ^ 
Aber  es  läßt  sich  der  Beweis  noch  genauer  führen.  In  füuf 
dieser  Dörfer  werden  in  alten  Urkunden  Laten  ausdrücklich 
genannt,  nämlich  in  i.  Söhlde,  2.  Groß-  und  3.  Klein-Eggelsen, 
4.  Groß-  und  5.  Klein- Himstedt  *  Besonders  beachtenswert 
sind  die  Nachrichten  über  Söhlde  und  über  Hohen -Eggelsen. 
Beide  Orte  enthalten  nach  dem  Verzeichnisse  der  Güter  des 
Domkapitels  von  1362  Villikationen,  in  Söhlde  befinden  sich 
3  Mannhöfe  mit  t>5  Lathuf  en,  in  Hohen -Eggelsen  4  Mannhöfe 
und  59  Lathufen.^  Im  16.  Jahrhundert  sind  noch  in  beiden 
Orten  Meierdinge,  d.  h.  wiederum  Villikationen  mit  Halseigenen.* 
Damit  ist  die  Kontinuität  des  Latenstandes  für  diese  beiden 
Orte  eruit'sen.  Auch  die  Godingsbesucher  von  1446  müssen 
Laten  gewesen  sein. 

1)  Su-ienburi,'  IX  S.  70  ff. 

2)  We  sclnillen  ok  uiido  willeii  utide  vermogli-'u  de  ludo  iü  den  vor- 
geschriebenen ixok  und  dorpschuppen  wobiiliaitich,  dat  ae  jewelkes  jaies 
legghen  imde  besotbeiden  uppe  enkede  daghetide  vier  eohto  Ghodinge 
Qnde  damppe  to  wrogbende,  also  men  in  anderen  gheriehtan  in  dame 
Süchte  to  HUdensem  beleghen  dut  onde  wontlik  ist 

3)  Vgl.  Sudenbnig  a.  a.  0.  No.  2  (1421)  lud  No.  4  (1422)  ^mit  den 
laden,  de  dar  sint''. 

4)  Lmitzel,  Lasten  S.  C5ff. 

5)  Vgl.  Luntzel,  Geschichte  II  S.  507. 

6)  Vgl.  für  Söhlde  Grupen,  Disceptationes  forenses  1032  —  für 
Hggolaen  Kolten  119,  136.  Struben,  De  jure  tUUc.  606. 
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99.  Zu  diesen,  die  Piiiu|)flicht  behandelnden  Stelleo, 
kommeu  noch  zahlreiche  aodcrc,  in  denen  die  Dinggenossen 
bei  der  Wahl  der  Gografen  oder  in  Gogerichtsurteilen  erwähnt 
werdeo.  Auch  in  diesen  Fällen  sind  ausachließlich  generelle 
Aiifldrfioke  gebraneht,  welche  die  Laien  mit  omfaBsen  mflasen. 
Es  sind  die  homiDes,  die  cives  des  Bezirks,  die  comprovinciales 
des  Landes.  —  Weder  in  den  alten  noch  in  den  spateren  Nach- 
richten hnt  sich  irgend  eine  Stelle  gefunden,  welche  auf  den 
Ausschluß  der  Laten  gedeutet  werden  könnte,  nirgends  ^iud 
die  Goleute  als  ^  freie Leute,  ak  Meier  oder  gar  als  fügen- 
tumer  gekennseichnet  Die  allgemeine  Bezeichnung  der  Godings- 
genossen  als  Landleate  im  Sachsenspiegel  findet  in  den  andern 
Quellen  volle  Bestätigung. 

100.  Die  Befähigunjr  der  Laten  zur  Urteilsfindung  über 
Freie  in  ( iodingssachen  ergibt  sieh  schon  aus  ihrer  Diugpflicht, 
erhalt  aber  noch  eine,  wie  ich  glaube,  durchBchlagende  Bestäti- 
gung durch  eine  westfälische  Urkunde  von  1186  die  wegen  der 
eotsprechenden  Gl^chaitigkeit  der  Latenstellung  herangezogien 
weiden  darf.  Der  Erzbischof  Philipp  von  C51n  spricht  den 
Litonen  bestimmter  Villikationen  imter  anderem  das  Recht  zu: 

ut  coram  couiite  qui  fn'tjreve  dicitur,  sive  advocuto  (gemeint 
wohl  Soest)  loco  liberorum  senteatias  proferant^  advocati  esse 
possint  et  patroni  causamm. 

Die  Urirande  spricht  von  der  Urteilsfindung  im  Goding 
nicht  unmittelbar.  Aber  das  Freigericht  bei  Königsbann  war 
das  höhere  Gericht  Es  war,  wie  der  Name  zeigt,  grundsätzlich 
den  leiten  verschlossen.  Wenn  dieses  Gericht  den  Ijaten  ge- 
ölFnet  und  das  Goding  nielit  erwähnt  \nrd,  so  beweist  dieser 
Umstand  m.  £.  schlagend,  daß  wie  nach  dem  Öachsenspiegei 
auch  in  West^len  die  Fäh^eit  der  Laten  zum  Urteil  im 
Goding  längst  anerkannt  und  ganz  selbstveistandlich  war. 
Das  ist  aadi  unmittelbar  einleuchtend,  wenn  man  bedenkt, 
daß  im  12.  Jahrhundert  nur  wenige  Landsassen  existierten, 
das  Goding  damah»  wohl  eigentUcii  Latending  war.   Es  bedurfte 

1)  Seibertz  U.  B.  I  No.  90. 


Digitized  by  Google 


114 


Zv«iier  HauptteQ.  OerichtBrerfassong. 


keines  Privileg«,  um  die  Laien  zum  Urteil  iu  ilirem  eigenen 
Gerichte  zu  befähigen. 

101»  Endiieh  findet  auch  die  Angabe  des  Spiegels  über 
die  Eideshulfe  der  Laten  eine  nach  viden  Richtungen  hin  intern 
essante  Bestätigung  in  einer  Hildesheimer  Uiininde  von  1158.^ 
Die  Urkunde  bezieht  sich  zwar  auf  eine  Veriiandlung  im  Send- 
c^richte,  aber  gestattet  einen  Sehhil)  auf  das  weltliche  Recht 
In  einem  Streit  über  kirchlichem  (rut  werden  zur  Eidesleistung 
von  Seiten  des  StüEtes  genau  72  Personen  angeboten,  und  mr 
1  Bischof  und  6  Geistiiche,  4  Äbte  und  12  Mönche,  1  Advokat 
mit  12  libeii,  12  Mimsterialen  und  24  Litonen  (l-j-6  4-4-f 
12+1  +48=  72).    Nicht  nur  die  Zahl  der  Schw^örenden,  son- 
dern auch  der  Tatbiatand  entspricht,  abgesehen  von  dem  kirch- 
lichen Gericht,  der  Norm  des  Sachsenspiegels.    Denn  das 
Kloster  stutste  sich  auf  ein  angebliches  Abkommen  oiit  dem 
Erbbsser  des  Firatendenten,*    Der  Erbe  wurde  „geinnert^. 
Das  Zahlenverhaltnis  der  Loiemseugen  seheint  darauf  hinzu- 
weisen, dal)  die  Zusammenset/.ung  nicht  durch  das  zufälUge 
Angebot  bestimmt  wurde,  sondern  als  Repräsentation  d-  r 
y Olksstände  gedacht  war.    Die  Differenz  in  der  Zahl  der 
Freien  und  Dienstmannen  gegenfiber  den  Laten  erklart  sieb 
durch  die  Teilnahme  der  Qeistliohen.    Als  Analogon  wüßte 
ich  nur  Küre  8':  tunc  jurabant  IV  noMles  et  IV  liberi  et 
IV  minus  nobiles  (with  fior  cthehngon,  with  fior  frilingou 
et  with  fior  lethslachton  [Fivelg.  Lr.]).    In  Hildesheim  ent- 
sprechen die  Dienstmannen  den  Frilingen.    Nach  dem  Wort- 
laute des  Sachsenspiegels  sind  die  Eidesleister  nicht  notwendig 
als  Eideshelfer  aufzu&ssen.   Eher  sind  sie  eine  besondere  Art 
von  Inquisition8zeugen> 

Für  unsere  unmittelbare  Aufgabe  ist  es  nun  von  Bed(  ii- 
tnng,  daß  die  liberi,  weiche  den  Ministerialen  vorangestellt 
wareui  weder  Landsassen  noch  Bieigelden  sein  können.  Die 

1)  U.  B.  Hoehstift  Hildesheim  I  No.  312. 

2)  Wahrscheinlich  gefälscht   Vgl.  a.  a.  0.  No.  210  (1135). 

3)  Rq.  S.  12,  13. 

4)  Vgl.  üb€r  Küre  8  Gemeinfreie  ä.  443  tf. 
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Bevorzugung  der  Laien  vor  den  Landsassen ,  die  in  der  Stelle 

des  Sachsenspiegels  so  anffallend  erscheint,  findet  sich  auch  in 

der  Parallclstelle.  Sic  TS'firo  unerklüriicii,  wenn  nicht  den  Laten, 
abgesehen  von  den  Geriehten  bei  Koni'rsbann,  allgciiiein  die 
Fähigkeit  imiegewohnt  hätte,  als  Zeugen  aufzutreten.  Die 
Zei^nisföhigkeit  beweist  die  Fälligkeit  snm  Urteilfinden. 

102«  Zn  diesen  Nachrichten  treten  nun  noch  Erwägungen 

allgemeinen  Inhalts. 

1.  Die  bäuerliche  jjevölkeriin«;  des  flachen  Landes  be- 
sliuid  iu  dem  größeren  Teile  Sachsens,  namentlich  in  Ostfalen, 
im  11.  und  12.  Jaliihnndci-t  vorwiegend  aus  zwei  Elementen, 
aas  Laten  und  ans  schöfienbaren  Bauern.    Die  Landsassen 
finden  sich  in  groBeren  Massen  erst  seit  der  FreUassungsperiode 
des  12.  Jahrhunderts  und  in  den  Eolonisationsgebieten.  Die 
Ministerialen  waren  nur  mm  Teil  Bauern  und,  soweit  sie  diesem 
Stande  angehörten,  nicht  zahlreich.    Für  die  alte  Zeit  ist  die 
Zogammensotzung  der  72  Schwnr}]:enossen  a«B  Schöffenbnren 
und  Ljitcii  in  Ssp.  I  6  §  2  und  in  der  Uüdesheimer  Urkunde 
von  1158  typisch  für  die  Zusammensetzung  der  ländlichen 
Bevölkerung.   Die  8ch5£fenbaren  Bauern  waren  nicht  stark  an 
Zahl  und  waren  alle  vom  Besuche  des  Oodings  befreit  Anderer- 
seits umfaßte  die  Einteilung  in  Geschäften  das  ganze  Land. 
Überall  gab  es  Godinge.    Es  ist  ganz  imbe?tritten,  daß  in 
Westfalen  die  Herrschaft  über  die  Godinge  geradezu  die  Grund- 
lage der  Landeshoheit  geworden  ist.    Und  es  wird  sich  zeigen, 
daß  die  Godinge  schon  im  12.  und  13.  Jahrhunderte  die  Haupt- 
masse der  Kechtsstreitigkeiten  erledigen,  die  Haupl^richte 
sind.^   Es  ist  kaum  anders  möglich,  als  daß  Gerichte  dieser 
Bedeutung  auf  dem  einzigen  für  sie  fibrig  bleibenden  konstanten 
und  in  Alasse  vorhandenen  Elemente  der  Bauernschaft,  dem 
Latenstande,  anffrebaut  waren. 

2.  Das  Goduig  ist  iu  der  Folgezeit  in  ^nnz  Saclisen  zu  dem 
aligemeinen  Landgerichte  erster  Instanz  geworden,^  welches 


1}  YgL  uniea  $  9ff.,  spezieU  No.  144f. 

2)  Vgl.  Wittiofa,  Grondherrschaft  S.  160if.  tmd  Nachweisusgen. 
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von  den  l>äuorliehen  Eingesessenen  ohne  Ausscheidung  der  Un- 
freien besucht  wird.  Diese  Entwickhing  hat  sich  auch  iit 
denjenigen  Gebieten  vollzogen,  in  denen  die  persönliche  Un- 
freiheit sicli  bis  in  die  Neuzeit  erhalten  hatte.  Eine  solche 
EDtwioUiing  wird  nur  vetstSndlich,  wenn  eben  die  Masse  der 
Lftten  von  alters  her  dem  Godinge  angehörte. 

3.  Die  Beschaffenheit  einer  Euirichtang  kann  auch  aus 
der  All  erkannt  werden,  wie  ihr  Gegensatz  gezeichnet  wird. 
In  pranz  Saclisen,  mit  Ausnainne  der  Marken  und  vielleicht 
Holsteins,  bildet  den  Gegensatz  zum  Goding  das  Grafending 
bei  Königsbann.  Für  dieses  Gericht  finden  wir  nun  in  West- 
Men,  Engem  und  genau  ebenso,  wie  oben  ausgeföhitS  iu  Ost- 
falen  die  Bezeichnung  Freigericht;  Frei  ding.  Die  Gerichts- 
halter  heifien  im  Gregensats  ssn  den  Gografen:  Freigrafen,  Frei- 
schulzen. ^  Der  Aufschluß,  den  diese  Terminologie  für  ihr 
GeiTcnstück  ^das  Goding"  ergiht,  kennzeichnet  dieses  Gericht 
als  das  Ding  der  Unfreien,  der  Laten.  Gewiß  haben  auch  die 
Landsassen  dns  Goding  besucht  Aber  die  Masse  des  Ding- 
volks  ist  in  der  Zeit,  da  sich  der  er?rähnte  Sprachgebrauch 
bildete,  unfrei  gewesen.  Das  (joding  war  nicht  nur  von  Freien 
besucht  Sonst  wäre  der  Ausdruck  FMding  für  das  Grafen- 
din<j  -  ir  nicht  bezeichnend,  die  Ekitstehung  der  vorhandenen 
Terminologie  .schlechthin  inim<»f]:lich  gewesen. 

Dic!ae  :ili«j:emeinen  Erwägungen  gestotten  den  Zusammen- 
schluti  der  Einzelnachrichten.  Der  Spiegel  wie  das  Kontroll- 
bild zeigen  uns  die  Laten  als  die  alten  und  wichtigsten  Ding- 
genossen des  Godings. 

103«  Die  Teilnahme  der  Laten  am  öffentlichen  Gerichte 
ist  nun  keineswegs  als  jüngere  Entwicklung  auftnifassen.  Viel- 
mehr glaube  ich,  sie  schon  für  die  karolingische  Zeit  anueiiinen 
zu  müs.sen. 

Eine  Nachricht  aus  dem  Beginn  des  10.  Jahrhunderts^ 
erzahlt,  daß  bei  einer  sächsischen  Landesversammlung  zu  Marklo 

1)  V^'l.  oben  S.  102. 

2)  Vgl.  unten  No.  149. 

3)  Moo.  Genn.  8.  S.  II  S.  361. 
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aueh  der  Stand  der  Laten  darch  Abgeordnete  vertreten  ynct. 

Die  Nacimcht  ist  in.  E.  uhne  Grund  bezweifelt  worden.  Für 
unsere  Aufpibe  ^nügt  ihre  Existenz.  Die  T<nlnahnR'  der  Laten 
an  der  Landesversammlung  konnte  weder  bestehen  noch  erdichtet 
werden,  wenn  sie  von  der  Teilnahme  am  Besirksgerichte  aus- 
gesehlossen  waren.  Zu  der  Folgenmg  stuumt,  daß  der  Late 
persönlich  veipflichtet  ist,  im  Volkageiicht  sn  erscheinen,  nicht 
etwa  vom  Herrn  gestdlt  wird.  Der  Late  zahlt  Boße,  nicht 
sein  lierr.* 

104.  Durch  die  Dinfj^pflicht  der  Laien  im  Godinge  wird 
nun  aach  die  Dingpflicht  der  Landsafssen  vei'standlich.  Die 
Landeaasen  sind  in  ihrer  Masse  durch  die  Freilassungen  des 
12.  Jahrhunderts  aus  den  Laten  hervorgegangen.  Sie  haben 
als  Ldbertinen  den  Grericbtsstand  behalten,  den  sie  und  ihre 
Vorfalireu  als  Laten  <i:eliabt  hatten. 

105.  Das  Verhältnis  des  Grafeugerichts  zum  Godingc  ist 
somit  hinsichtlich  der  Zusammensetzung  ein  wesentlich  anderes, 
als  die  herrschende  Meinung  annimmt  Nach  Planck,  Zallinger 
VL  8.  ist  die  Gerichtsversammlung  des  echten  Graf endings  die 
große,  von  allen  Freien  der  Grafschaft  besuchte  Gerichts- 
versanimlung.  ^ur  ein  örtlit'b  und  persönlich  bestliiätikt<.i 
Teil  dieser  Dinggenossen  findet  sich  nochmals  in  den  kleinen 
Godingen  zusammen. 

In  Wirklichkeit  wird  das  Grafending  von  den  Schölfen- 
baren  besucht  Ihre  Zahl  ist  nach  dem  Sachsenspiegel  wie 
nach  den  fibrigen  Nachrichten  eine  sehr  beschränkte.'  Das 
Grafending  ist  die  vornehmere,  aber  die  weitaus  kleinere  Ter- 
sarnnilunjr.  Die  eigentliche  Volksversammlung  ist  das  echte 
iKn^  des  Gografen.  In  ihm  drängen  sicli  die  bäuerlichen  Hinter- 
sassen, Laten  und  Landsassen. 

1)  a.  a.  n.  Cap.  I  72  Cap.  .Sax.  5.  Si  quis  de  nobilioribus  ad 
placitom  mannitus  venire  coiitenip^*ht,  solidos  (|uattuor  cofflponat,  iagenui 
duo,  liti  unum. 

2)  Vgl.  unten  No.  244. 
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Drittes  Kapitel 

H,  Sie  Ziiatiiiidie:l^eit  des  (^odingfs  imd  de«  Qogxafen 
\m  üngericiitMiachfliL 

A.  Ansichten  und  Stellungnahme.  §  9. 

106.  Efl  darf  als  durchaus  herrBcheiide  Meintmg  bezeichuet 
werdeui  daß  zur  Zeit  des  Sachsenspiegela  der  ständige  Gograf 
von  jeder  Qeriohtsbaxkeit  in  Ungericktssachen,  auch  der  unteren 
Klassen,  ausgesohlossen  war  und  daß  er  eine  weitergehende 

Kompetenz  erst  im  Laufe  des  lo.  Jahrhunderts  erworben  hat 
Diese  Aubieht  ist  bereits  alt*  Sie  hat  zwar  bei  Stobbc-  Wider- 
spruch gefunden.  Aber  sie  ist  seitdem  von  8tüve^,  von  Phmck^, 
von  Geoig  Meyer ^  von  Zallinger®  und  von  Schröder^  wieder 
au%enonunen  und  mit  großer  Kntschiedenheit  vertreten  worden. 
Auch  ich  selbst  stand  bei  der  Abfassung  meiner  ^Bieigelden* 
noch  unter  dem  Banne  der  herrschenden  Lichre.  Nur  E.  Mayer 
ist  neuerdings  dafür  eingetreten,  daJß  die  Blutgerichtsbarkeit  den 
(joarafen  von  altersher  gebülute.  Aber  die  Verwertung  dieser 
Erkenntnis  für  (Vw  Auslegung  des  Sachsenspiegels  ist  nicht 
versucht  worden. Imierhalb  der  Vertreter  der  herrschenden 
Ansicht  besteht  nun  wieder  eine  wichtige  Meinungsdififerens. 
Zum  Teil  wird,  namentlich  von  Planck  und  Zallinger,  jedes 
Ungericht  auf  den  Konigsbann  beschrankt,  aus  dem  €k>dinge 
ausgeschlossen.  Andrerseits  vertreten  Geoig  Meyer  und  Schröder 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^  * 

1)  Vgl.  Ilomoyor.  Sar hsonspietrel  II  8.  5.14,  .'55. 

2)  u.  a.  0.  S.  121  Am  II.  103,  vgl,  auch  Xülms  Gerichts  Verfassung 
(1er  Mark  Brandenburg  II  S.  23ff.  und  a.  a.  0. 

3)  Uateräuchungon  über  die  Gogerichte  in  Westfalen  und  Nieder- 
sachsen  1870. 

4)  a.  a.  0.  I  S.  9ff. 

5)  Die  YerleUumg  des  Königsltaiiiis  und  das  Dingen  bei  maifcgtäf- 
licher  Huld,  S.  Uff. 

6)  Über  den  Konigsbann.  ICitteilungen  m  8.  Ö39ff. 

7)  a.  a.  0.,  No.  5,  8.  67,  Anm.  3. 

8)  Vgl.  Verf.  Gesch.  I  8.  442  ff.  und  hinsichtlich  der  Auslegung  des 
fiachsenspiegels  unten  No.  190  ff. 
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die  Ansieht,  daß  das  Ungericht  NichtschÖffeabaier  auch  im 

Goding  verhandelt  wurde.  Greorg  Meyer  denkt  sich  als  den 
für  das  UDgericht  ziistandigeu  Kichtcr  den  Grafen,  Schröder 
den  Schulzen. 

Die  Frage  ist  in  gewisser  Hinsicht  präjudiziell  für  die 
Bestimmung  des  Schulzengerichts.  Denn  Schröder  nimmt  an, 
daß  nach  der  MeinuDg  des  Spieglers  der  Grafsohaftsschulse 
im  Gedinge  die  Gerichtsbarkeit  bei  Ungericht  übt  mid  sieht  in 
dieser  Tätigkeit  des  Gkafschaftsschidzen  das  allerdings  sehr 
entstellte  Urbild  für  das  Schulzending  des  Spiegels.  Noch 
viel  bedeutender  ist  aber  die  Frage  für  das  Verstäudnis  der 
sachsischen  Gerichtsverfassung  und  ihrer  geschichtlichen  Katr 
wicklang. 

107.  Die  vorherrschende  Dentmig  des  Spiegels  hängt  wohl 
mit  der  gleichfalls  herrschenden  Ansicht  zusammen,  daß  das 

(irafending  bei  K«:tnigsbajiu  ucs  Saclisenspieijels  geschichtlich 
betrachtet  nichts  anderes  ist  als  das  nngebotenu  Gericht  des 
Mnkischen  Grafen.  Da  nun  das  fränkische  Grafengericht  die 
nach  matea  aQSSchließende  Gerichtsbarkeit  über  das  Leben 
besaß,  so  liegt  es  nahe^  den  gleichen  Zustand  im  Sachsen- 
spiegel wiederzafinden.  Ich  glaube  bei  der  Auslegung  des 
Sachsenspiegels  sunSohat  von  jeder  Hypothese  über  den  Ur- 
sprung der  sächsischen  Gerichteverfassung  absehen  zu  diu-fen.^ 
Aueh  die  VerU  idiger  der  herrschenden  Hypotliese  werden  mir 
zugeben,  daß  wir  über  die  Art  und  Zeit  des  lündringens  dieser 
frankiscben  Elemente  bis  jetzt  nichts  wisseOi  und  daß  sich  die 
Kompetenabestimmungen  in  der  Zeit  swischen  diesem  Eindringen 
und  der  Au&sdchnung  des  Sachsenspi^els  geändert  haben 
kennen.  Uberhaupt  ist  die  herrsehende  Hypothese  über  die 
Geschichte  der  sächsischen  Gerichts vei'fassung  nur  ein  Ergebnis, 
das  durch  die  Vergleichung  der  franki-chen  Gerichtsverfassung 
mit  der  angeblichen  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspi^ls 
gewonnen  ist  Sie  kann  deshalb  ihre  eigene  Grundlage  nicht 
stützen. 


1)  YigL  über  meine  eigene  Anfftmsnng  unten  No.  615. 


Digitized  by  Google 


120 


Zweiter  Hauptteil.  Oerichtsverfassniig. 


108«  Die  Nachprüfung  der  herrBchendeo  Lehre  hat  mich 
nim  tu  drei  Thesen  gefuhrt: 

1.  IMe  ZuetSndigkeit  des  Godings  för  Uligericht  Nieht- 

schofiTenbarer  ist  zur  Zeit  des  Spiegels  allgemein  anerkannt  und 
bereits  uraltes  Kecht. 

2.  Von  einer  Zeit,  in  der  diese  Zuständigkeit  gefehlt  hat, 
ist  uns  uberliaupt  nichts  bekannt. 

3.  Zar  Zeit  dee  Spiegeb  ist  nicht  nur  das  Godingi  son- 
dern auch  im  Gedinge  der  Crcgraf  sustaodig. 

Mit  dem  Begnif  „Zustiindigkeit  fiir  Ungericht^  meine  ich 
die  Möglichkeit,  daß  Klagen  wegeu  Ungerichts  vor  dem  Goding 
erhubeu,  in  dem  Goding  verhandelt  und  daselbst  entschieden 
werden. 

EineZnstandigkeit  in  diesem  Sinne  wird  nicht  ausgeschloesen 
durch  die  konkurrierende  Gerichtsgewalt  des  Grafeudings,  wie 
sie  uns  in  den  einseinen  Belsen  entgegentritt 

fiineZuständigkeit  in  diesem  Sinne  wird  nicht  ausgeschlossen 

durch  die  Möglichkeit  des  Kechtszuges  an  das  Grafending.  An 
der  allgemeinen  Zulässigkeit  des  Rechtszuges  ist  niclit  zu  zweitein. 
Er  ist  das  Urbild  für  die  herrschende  Lehre  vom  letzten  Urteile.  ^ 

£in^  Zuständigkeit  in  diesem  Sinne  wird  nicht  ausgeschlossen 
durch  das  Begnadigungsrecht  einer  höheren  Instanz  bei  Todes- 
urteilen. Ffür  ein  solches  Recht  finden  sich  Anhaltspunkte. 

Endlich  wfhrde  die  allgemeine  ZostSndigkeit  auch  nicht 
dadurch  aufgehoben  sein,  dafi  einzelne  Delikte  dem  Goding  oder 
dem  Gografen  entzogen  waren.  Für  die  Wirkliclik«'it  solcher 
Einscliränkungea  sind  auf  ländlichem  Gebiete  keine  Anhalte 
punkte  vorhanden. 

109*  Hinsichtlich  des  Sachsenspiegels  berufen  sich  die 

Vertreter  der  herrschenden  Ansichten,  insbesujjdcre  Meyer  iiud 
Schröder,  auf  zwei  Stellen:  die  Ausführungen  Ssp.  1,  55  —  51, 
die  ich  als  Gografensteüe  bezeichnen  will,  und  auf  die  bereit« 
erörterte  Leihestelle  III,  52,  §  2.  Ich  glaube,  daß  beide  Stellen 
das  Gegenteil  ergeben,  halte  es  aber  ffir  zweckdienlich,  vor 

1)  Yi^.  Sohlöder,  Lehrbuoh  %  49  Nc.  6,  158;  §  50  No.  60. 
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der  InteipretttlioD  dieser  etreitigeti  Hauptetellen  eme  Beilie 
anderar  Angaben  zu  erörtern,  welche  das  Vorstellungsbild  des 

Spieglers  völlig  klarstellen  und  deshalb  die  richtige  Auslegung 
der  beiden  streitigen  Stellen  unterstützen. 

B.  Die  G ericlitsf ristci).    §  10. 

110.  Die  Zast&ndigkeit  des  Godings  für  das  Ungericht 
Nicbtschöffenbarer  ergibt  sich  mit  voller  Bestimmtheit  aus  den 
Geriehtsfristen  des  Sachsenspiegels. 

Ich  will  zunächst  den  Grandgedanken  meiner  Schlußfolge- 
rung klarlegen  und  dann  auf  die  näher  zu  erörternden  Punkte 
eingehen. 

Der  Spiegier  kennt  zwei  Arten  von  (ierichtsfristen;  ße- 
suchsfristen,  welche  das  ^laß  der  Dingpflicht  bestimmen,  und 
Handlongsfristen,  welche  den  Parteien  zur  Vornahme  von  ge- 
lichttichen  Handlungen  gesetzt  werden.  Die  Fristen  der  zweiten 
Art  spielen  namendidi  «ne  Rolle  im  Kontmnazialverfahren. 
Dem  ausgebliebenen  Beklagten  werden  dreimal  neue  Termine 
in  bestimmten  Zwischenräumen  o^setzt.  Wir  haben  nun  auf 
dem  flachen  Lande  zwei  Besuchsfristen:  das  Gericht  bei  Königs- 
hann ist  alle  18  Wochen  zu  besuchen,  das  Goding  ist  alle 
6  Wochen  zu  besuchen.  Wir  haben  auch  zwei  Handlungs- 
fristen,  eine  Frist  von  6  Wochen  und  eine  Frist  von  14  Nächten. 
For  den  Zusammenhang  der  Gerichte  und  der  Handlungsfristen 
sind  drei  Umstände  zu  beachten.  Die  beiden  Handlungbfristen 
vprhalt>en  sich  wie  die  beiden  Besuchsfristen.  Die  größere  Frist 
wird  nur  erwähnt  für  Handlungen,  die  bei  Königsbann  vorzu- 
nehmen sind;  die  kleinere  Frist  gilt  für  jedes  Verfahren,  also 
sieher  auch  für  Godingssachen.  Die  Dingpflicht  bei  Königs- 
bann ist  so  eng  begrenzt,  daß  mit  ihrer  Hilfe  drei  Gerichte  in 
Abst&nden  von  je  14  Nächten,  wie  sie  das  Kontnmazialver- 
fahren  fordert,  nicht  besetzt  werden  können.  Die  Dingpflicht  im 
Godiuij:  ist  umfassender,  weniger  genau  bestimmt,  und  gestattet 
die  erforderliche  Kombination.  Aus  diesen  Anhaltspunkten 
folgt,  daß  die  Frist  von  G  Wochen  für  Handlungen  bestimmt 
ist,  die  vor  das  Gericht  bei  Königsbann  gehören ,  die  Frist 
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van  14  Nachten  aber  nur  für  aolche,  fOr  welcke  das  Godiog 
zustfindig  ist 

An  zwei  Stellen,  unter  anderem  beim  Knntuma/ialvei-fahren. 
wird  nun  für  die  Ungerichtsklage  gegen  Nichtschöffenbare 
die  Handlungsfrist  von  14  Nächten,  für  dieselbe  Klage  bei 
Schöffenbaren  die  Friat  von  6  Wochen  voigeschiieben.^  Daraus 
folgt,  daß  das  Goding  bei  Featsetaung  dieser  FHst  sdion  f6r 
das  Ungericht  Nichtschdffenbarer  sustSodig  war,  und  awar  das 
normale  Goding,  nicht  nur  dasjeni^o,  bei  welchem  ausnahmsweise 
der  Graf  oder  der  Schulze  zugegen  ist.  Denn  bei  bloß  eventueller 
Zuständigkeit  konnte  das  Xontumazialverfahren  sich  nicht  in 
14  tagiger  Frist  abspielen.  Auch  ist  es  naturiich  unzulässig,  dne 
Einrichtung,  mit  welcher  schon  bei  der  Festsetzung  der  Fristen 
gerechnet  worden  ist,  als  eine  verstohlene,  gewissennafien  illegale 
Praxis  auzuseheu.  Dazu  kommt  nun,  dal)  der  Termin  von 
14  Nächten  sich  nicht  nur  im  Sachsenspiegel,  suudem  auch  in 
Weeti'ak  ii  lindet.  Die  Fristen  müssen  uraltes  Recht  sein.  Ist 
aber  die  Fiist  für  das  Ungericht  Nichtschöffenbarer  auf  die 
Verhandlung  im  Goding  berechnet,  so  folgt  daraus  notwendig^ 
daß  die  kriminelle  Zuständigkeit  dieses  Gerichts  gleichfidls 
alt  ist. 

Der  Zusammeuhau';  der  ILuidiuiig&fnsten  mit  den  beiden 
Gerichten  ist  nun  bestritten.  Zallinger^  schlieüt  gerade  aus  dem 
Vorkommen  der  14  tagigen  Frist  bei  !Nichtschöffenbaren,  daß 
auch  ihr  Ungericht  bei  Königshann  erledigt  werden  mußte  und 
bezieht  auf  diese  Verhandlungen  das  Nachding,  das  nach  der 

1)  Vgl.  Ssp.  I  ()7  §  1  und  n  3  §2. 

Ssp.  I  07  §  1.  Svene  man  vor  gerichle  beUagot,  n*is  he  dar  nicht, 
man  sal  ime  degedingen  to  me  nesten  dinge.  Svene  man  aver  beldaget 
am  nngericbte,  deme  sal  man  degedingen  dries,  immer  over  virtennac^t 
Klaget  man  nngeriohte  over  enen  vrien  scepenbaren  man,  deme  sal  man 
degedingen  dries,  immer  over  ses  weken  under  koninges  banne  unde 
echter  dtngsisti 

Ssp.  II  3  §  2.  Grot  man  enen  man  to  kampe  —  he  sal  dach  hebben 
na  siner  bord  — .  Die  vti  scepenbaie  man  over  ses  weken;  die  dinstma« 
over  virteinnaobt,  nnde  andere  Tri  lüde. 

2)  Mitteüungen  m  S.  548. 
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EingmgMtelle  14  Tage  nach  dem  echtea  Giafendinge  abgehalten 
werden  kann,  damit  Ungerioht  Recht  werde. 

Nacli  meiiiei  ^Vnsicht  ist  die  Beziehuug  der  14tägigeu 
Kontumazialfrist  auf  das  Goding  gtmz  sicher. 

III.  Ein  erster  und  schon  recht  gewichtiger  Anhaltspunkt 
eigibt  atch  daraus,  daß  die  Frist  von  14  Tagen  nicht  nur  bei 
dem  Üngerichte  ü^khtBohdffenbarer  vorkommt^  sondern  auch 
bei  dem  KontnniRzialver6ihren  in  andern  kleineren  Sachen.  Vgl. 

I  70  §  2:  Klagrl  iiulu  avcr  iimmc  scult  over  den,  die  dar  uieht 
dingplichtich  n'is  noch  dar  U)  ;iiit\\  < »i  Jr»  nicht  n'is,  man  snl  ime 
gf  biodc'ü  von  gehchtes  haiveu,  dat  he  geide  over  virteinnacht 
oder  die  scult  mit  rechte  untredc.  Ne  dut  he  des  nichts  man 
sal  ine  dar  vore  panden,  unde  dat  pant  sal  man  to  boige  dun 
dries,  immer  over  virtein nacht. 

Die  Annahme,  daß  auch  bei  jeder  Klage  um  Schuld  ein 
Gericht  bei  Königsbann  erforderlich  gewesen  sei,  ist  noch 
von  ni('mand(  ni  «rcniacht  worden.  Sie  würde  die  Gerichte  des 
Gografen  völlig  beseitigen,  zumal  in  diesem  Punkte  noch  mit  der 
Kompetenz  des  Bauermeisters  zu  rechnen  ist.^  Deshalb  beweist 
diese  Stelle  schlechterdings  >  daß  das  Goding  die  Möglichkeit 
bot,  alle  14  Tage  Gerichtstermine  abzuhalten.  Wenn  wir  nun 
bei  dem  Üngerichte  der  gleichen  Frist  begegnen,  so  liegt  es 
von  vornherein  nahe,  an  dasselbe  Gericht  zu  denken. 

Tn  der  Tat  ergibt  nun  die  nähere  Würdigung  der  Fristen 
bei  Kölligsbann,  daß  das  genaimte  Gericht  gar  nicht  die  Mög- 
lichkeit von  8  Terminen  in  Abständen  von  14  Tagen  geboten  hat 

112«  Die  zunächst  £6r  die  Fristen  des  Könxgsbannes  in 
Betracht  kommende  Stelle  ist  die  Angabe  über  die  DingpHicht 

der  Sehr)ffenbaren  in  Ssp.  I  2  §  2.  Die  Schötfenbaren  sollen 
suchen  des  ^rreven  ding  over  achtein  wekeii  under  koninijes 
banne.  Leget  man  nver  en  ding  ut  um  üngerichte  von  dvm 
echten  dinge  over  virteinnacht,  dat  solen  sc  süken,  dur  dat 
nngerichte  gerichtet  werde.  Hir  mede  hebbet  si  vorvangen 
ir  egen         den  richtere,  dat  it  alles  dinges  ledich  von  ime  ts. 

1)  U  13  §  2  (Zusatz). 
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Die  BesuchsfriBt  iBt  somit  sehr  viel  läDger  als  die  beiden 
Id  Betracht  kommendeo  HandlungsferateD.  DeDooch  maß  die 
Abhaltung  von  snstSndigen  Gerichten  in  den  Handlungsfrieten 

möglich  gewesen  sein.  Als  Mittel  kommen  in  Betraclit  die 
ADsetzuDg  von  ^Sondertcrminen'*  und  das  ^Wanderverfalutu'^, 

Zailinger  erklärt  sich  für  die  weitgcliende  Möglichkeit 
von  Sonderterminen.  Er  legt  zunächst  die  Bestimmung  über 
das  Aftenüng  dahin  auB^  daß  nicht  nur  ein  einziges  Afterding 
ansgel^  werden  darf,  sondern  daß  beliebig  viele  anberaumt 
werden  können,  sofern  nur  jeweils  der  Zwischenraum  von  14  Tagen 
gewahrt  wird.  Sodann  hebt  er  hervor,  daß  die  Frist  bei 
Kaiiipfklnfrcn  und  bei  KontumazLalverfahren  wegen  Ungcricht» 
für  SchöÜenbare  6  Wochen  und  nur  für  Nichtschötfenbiire 
14  Tage  beträgt.  Panuis  allein,  daß  sowohl  bei  den  After- 
dingen wie  bei  den  ^Ichtschöfienbaren  dieselbe  Zahl  14  wieder- 
kehrt, folgert  Zailinger,  daß  jenes  Afterding  gerade  für  das 
Ungericht  NichtschöfPenbarer  angesetst  sei.  Und  aus  der  Not- 
wendigkeit der  Anwesenheit  Schöffenbarer  wird  dann  die  Fol- 
gerung gezogen,  daß  überhaupt  über  Ungericht  Nichtschöffen- 
barer  nur  bei  Könj<4^1):mn  gerichtet  werden  kann. 

Ich  lialte  Zallingcrs  Auslegung  der  Stelle  nicht  für  tuo- 
lich.  Ssp.  I  2  scheint  mir  völlig  klar  zu  sagen,  daß  su  jedem 
echten  Bing  noch  ein  einsiges  Nachding  angesetzt  werden  durfte, 
nicht  aber,  daß  eine  beliebige  Anzahl  zulässig  war.  Der  Spiegier 
will  das  Maß  der  Dingpflicht  angeben,  desjenigen  Besuches, 
durch  den  die  Schöffenbaren  ihr  Kii^en  „alles  dinges'*  ledigen. 
Dieses  Maß  bestimmt  er  auf  6  DinL^e  im  Jalu-e.  Wie  dürfen 
wir  diese  Angabc  dahin  auslegen,  daß  die  Schöffenbaren  trotz- 
dem verpflichtet  sind  eventuell  27  Dinge  zu  besuchen?  Denn 
dieses  Maximum  würde  sich  bei  Zallingers  Auslegung  ergeben. 
Schon  nach  dem  ersten  Afterdinge  war  ja  das  Eigen  „alles 
dinges  ledich.**  Der  Sjiiogler  spricht  femer  von  der  Anbemo- 
mung  eines  ^»aL'hding^5  „im  celilcn  Din<:e",  nicht  im  ^.achdinge 
selbst.  Bei  der  Sorgfalt,  mit  welcher  er  jedus  Wort  al>gewogen 
bat,  ist  dadurch  eine  Perpetuicrung  der  Nachdinge  ausgebchlosseu. 
Endlich  darf  das  Nachding  nur  auf  14  Tage  angesetzt  werden. 
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nicliL  auf  i)  Wochen.  Auch  in  dieser  lÜDsicht  schließt  der 
klare  Wortlaut  jede  andere  Deutung  aus. 

Aus  diesen  Gründen  bot  das  im  »Spiegel  voi^e.sehene 
einmxdige  NachdiDg  gar  nicht  die  Möglichkeit,  den  Nicht- 
lehöfifeDbaKen  wegeo  dreima]%en  Ausbleibens  io  Grerichtstagen, 
die  je  14  Tage  auseinanderliegea,  zu  veifesteD.  Ebensowenig 
war  die  Mö^chkeit  vorlianden,  durch  ein  solches  Nachding 
dem  Schöffenbaren  eine  Handhingsfrist  von  6  Wochen  zu  setzen. 

113.  Dns  erwähnte  Naehdiug  ist  überhaupt  nielit  auf  däs 
Kon tunmziai verfahren  zu  beziehen.  Wer  einmal  wegen  Ungerichts 
verklagt  ausgeblieben  ist,  der  pflegt  überhaupt  nnszubleiben. 
Es  ist  eine  abwegige  Vorstelliing,  daß  alle  Schöffenbaren  des 
Gos  oder,  nach  Zallinger,  sogar  alle  Freien  der  gansen  Grraf- 
schaft  vefsammelt  wurden,  um  festzustellen,  daß  diese  alte 
Erfahrung  sich  wieder  bewShrt  hatte,  und  um  alsdann  befriedigt 
abzuzit  heu.  Das  Nachding  muß  vielmehr  auf  Fälle  beschrankt 
trewepon  sein,  in  denen  Aussicht  bestmd,  diis  Vertahren  zu 
beendigen  „auf  daß  Ungeiicht  gerichtet  werde^S  sei  es, 
daß  der  Beklagte  erschienen  war  und  Antwort  verweigerte  oder 
fänwendungen  erhob,  oder  daß  sein  Erscheinen  verbürgt  war. 
Diese  Auffassung  wird  durch  die  zweite  Stelle  bestätigt,  welche 
die  Nachdinge  ausdrücklich  nennt ,  n&nlich  IT,  2: 

Versumt  die  ^cve  sin  echte  ding,  dal  aleno  verläset 
die  kle«<(TC.  Versumt  he  der  dinge  jenieh,  die  um  luiL'^crielite 
utgeieget  werdet,  man  mut  der  klage  beginnen  ai  von  voreo. 

Die  Bestimmung  bezieht  sich  auf  das  Verfestimgsverfahren, 
wie  das  die  unmittelbar  vorhergdienden  Vorschriften  gleichfalls 
tun.  Gedacht  ist  an  das  Ungericht  eines  Schöffenbaren.  Wird 
das  echte  Ding  vereitelt,  so  kann  nicht  festgestellt  werden,  ob 
der  Beklagte  erschienen  ist  oder  nicht.  Aber  ilie  Verküuduug 
wirkt  weiter  bis  mm  nächsten  Dinge  über  ^)  Wo(  Ix  u.  Erscheint 
der  Beklagte  in  diesem  nicht,  so  hat  er  jedenialls  eine  Frist 
von  6  Wochen  versäumt.  Deshalb  nimmt  das  Vcrfaliren  seinen 
Fortgang.  Bei  der  Vereitelung  eines  Nachdings  wäre  die  Fort- 
wirkong  der  Verkfindung  an  sich  denkbar  gewesen.  Aber  sie 
bitte  wegen  der  Notwendigkeit  der  vollen  Handlungs&ist  nur 
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wirken  können  als  AnberaumuiiL':  eines  Nachdin^  für  dieses 
Verfahren  beim  Nachbardinge.  Daraus,  daß  mau  diese  Wirkung 
nicht  akzeptiert  und  es  voigezogen  hat,  den  Kläger  znr  Er- 
nenerung  des  Verfahrens  zu  nötigen^  ergibt  sich,  daß  die  Nach- 
dinge weder  die  Regel  bildeten,  noch  gerade  dem  Kontomazial- 
verfahren  dienten.  Wörde  das  Nachding  aber  nicht  vereitelt, 
sondern  von  dem  Beklagten  versäumt,  dann  konnte  in  den  oben 
erwähnten  Fällen  schon  im  Nachdinge  die  Verfcstung  ausge- 
sprochen werden. 

Aus  diesen  Gründen  scheint  mir  die  Hypothese  der 
Sonderdinge  unzulässig  zu  sein. 

114.  Die  Hypothese  des  Wanderverfahrens  ist  von  Sohm  * 
und  Schröder*  begründet  werden.  Sie  löst  den  Unterschied 
zwischen  Besuchsfrist  und  Haudiuugölrist  durch  einen  parallelea 
Geg^ensatz  von  Zuständigkeitssprengel  und  Besuchssprengel.  Das 
Gericht  des  Grafen  Ist  für  alle  Geschäften  zustfindig,  wird  aber 
nur  von  den  Eingesessenen  einer  Geschäft  besucht  Das  in 
dem  Gerichte  einer  Goschaft  begonnene  Verfahren  kann  in  dem 
Gerichte  der  andern  fortgesetzt  werden.  Die  Goschaften  sind 
selbständige  Besuchssprengel,  aber  sie  äiud  gewissermaiieu  zu 
einem  RechtshOlfeverbande  vereinigt.  ' 

Diese  Hypothese  ist  mehrfach  beanstandet  worden.*  Aber 
m.  E.  zu  Unrecht 

ZalUn^r  beruft  sich  darauf,  daß  in  allen  Graf  engerichten, 
auch  in  denjenigen,  die  in  verschi( dt  iien  Gosehaften  aberchalten 
werden,  das  Personal  an  Graf,  bchulze,  Schoden  uud  Fron- 
bote dasselbe  ist  Das  ist  ganz  sicher  richtig.  Aber  daraus 
folgt  noch  nicht  die  Einheit  des  Umstandes.  Im  GegenteiL 
Gerade  die  Einheit  des  ^gentlichen  „Richterpersonales'  erklärt 
die  praktische  Durchführbarkeit  des  Wanderverfahrens. 

Zallingor  beruft  sich  ferner  auf  <;e wisse  Angaben,  welche 
auf  die  Existenz  allgemeiner^  alle  Grafschaftsgenossen  umfas- 

1)  Fräni.  Reichs-  ii.  Oer.-V.  rf.  S.  433  No.  128. 

2)  Ger. -Verf.  S.  47,  Jxlirbuch  S.  558  ff. 

3)  Tirl.  Zailincrer,  Mitteil.  III  S.  549 ff.  und  namentlich  die  bfaehieus- 
werten  AubfuJiruii^eu  soii  Focltema-Andreae  in  Zsclir.  14  S.  95ff. 
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fiender  Geriditsverhandlungen  binweiseD.   Di«se  Anhalfspunkte 

nötigen  nur  zu  einer  auch  sonst  unterstiiutt  ii  Modifikation  der 
Wanderhypothese.  iSchröder  nimmt  an,  daß  die  Dreizahl  der 
Goeohaften  als  Regel  vorausgesetzt  sei.  Ich  glaube,  dali  eher 
ao  vier  Goschaften  zu  denken  ist^  die  den  Vierteln  des 
Nordens  entsprechen  wurden.^  Unter  dieser  Voraussetsung 
eimogUcfate  die  Dingpfliobt  des  Sachsenspiegels  im  Jahre  neben 
acht  Goverbandlungen  eine  allgemeine  Verhandlung  immer  unter 
Wahrung  des  Abstandes  von  6  Wochen. 

Auf  die  Stelle  I  ü2  §  2  (Sonderbehandlung  des  Zeugen- 
beweises) ist  unten  zurückzukommen. 

Andrerseits  wird  die  Hypothese  des  Wanderverfahrens 
dadurch  erwiesen,  daß  die  Handlungsfrist  von  6  Wochen 
icblediteidings  in  gar  keiner  anderen  Weiae  erklirt  werden 
kann.  Ünterstiitcend  kommen  binsu  der  notorische  Wechsel 
des  Ortes  bei  der  Abhaltung  des  Grafendings  und  der  sichere 
Nachweis  einzelner  Fälle  des  Wanderverfahrens  in  Grafschafts- 
sachen, hinsichtlich  derer  icii  auf  Schröder-  verweisen  kann. 

Das  Wanderverfahren  erklärt  somit  die  Handlungsfrist 
▼on  6  Wochen.  Aber  sie  ergibt  nicht  die  Möglichkeit,  das 
Geridit  bei  Konigsbann  als  Vierzehnnaohtsgericht  zu  denken, 
iäne  solche  Möglichkeit  wurde  voraussetzen^  daß  ursprünglich 
jede  Grafschaft  mindestens  18  oder,  wenn  wir  die  Nachdinge 
beriicksicliti|ü;en,  mindestens  \)  Goschaften  uiiHaiiLc.  Davon 
kiUiu  nach  Latre  der  Kontrolhmchrichten  nicht  die  Rede  sein. 

115.  Dali  das  Goding  im  Unterschiede  vom  Königsbaane 
die  Möglichkeit  geboten  hat,  alle  14  Tage  Termine  abzuhalten, 
ist  bereits  oben*  aus  den  JBVisten  der  Scbuldklagen  gefolgert 

1)  Vgl.  über  das  Verhältnis  der  beiden  Beziiksbezeicbnungcii  unten 
No.  154. 

2)  V^rl,  Lehrbuch  S.  559  Anni.  bl.  Vgl.  femer  das  HorfonJer  Stadt- 
bücli  8.  17  u  18,  Wigand,  Archiv  II  S.  21,  26.  Weiiii  Fuckcma- Androac 
t.  E.  0.  b.  ULI  geltend  macht,  daß  in  solchen  Fällen,  in  denen  Bichter  an 
melizereii  OerichtssOttea  Rei^t  sprechen,  die  Tezmine  unmittelbar  auf- 
einander  folgen^  so  ist  diese  Encheuraog  dlW.  aar  für  die  echten  CkMÜnge, 
oieht  für  die  Oerichte  bei  Königsbum  besengt 

3)  y«^  oben  a  123. 
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Auch  für  das  Ung^riohtsyecfahren  wird  die  Existenz  der 
yierzehnnachtstermine  durch  ein  einwandfreies  Zeugnis  belegt: 

lu  der  Erkundiguntr  über  die  Kölner  Kecliie  lu  Westfalen 
durch  den  Marschall  Johann  von  Plettenbeig  (1306 — 1308)^ 
wird  mitgeteilt: 

^Item  arohiepiscopua  hoc  jus  habet  in  Susato  quod  viceduz 
gogravius  qoia  judidom  grograviatus  in  opido  Suaadensi 
et  iinum  miliare  circuraquaque  est  arcfaiepiscopi  sive  ducäs, 
potest  ad  quntuor  loca  extra  opidum  Sueaciense  fere  ad 
Tiniim  milinro,  videlicet  Hovostat,  ad  lociim  dictum  Berboim, 
et  iu  liorgcle  et  ad  locum  dictuoi  Hiigcdorne  per  gladium  ad 
judicium  evocare  pro  quocumque  excessu  vel  delicto  vel  injurüs 
ad  querelam  cujusiibet,  et  tenentur  venire  et  comparere  et 
respondere  cuilibet  oonquerenti  et  nisi  cum  tribus  vicibus 
Semper  de  quindena  ad  quindenam  qui  vocati  fuerint» 
veniant,  proscribantur  et  exkgos  judicabuntur  et  possunt  tanquam 
proecripti  in  opido  Susaciensi  teneri  de  jure.** 

Die  uäiiercu  Angaben  dieses  Zeugnisses  eigeben  zugleich, 
daü  die  kurze  Frist  gleichfalls  durch  ein  Wanderverfahren  er- 
möglicht wird.  £He  Aufeahlung  der  vier  Orte  laßt  deutlich  den 
Wechsel  des  Gerichtsoites  ericennen. 

Die  nähere  Erklärung  des  Wanderverfahrens  begegnet  nun 
beim  Godinge  einer  Sch\vierigkeit,  die  sich  aus  der  lier^brachten 
Deutuno;  dor  Resnchsfrist  enjibt.  Es  hat,  soviel  ich  sehen 
kann,  noch  niemand  bezweifelt,  daß  alle  Godinge  VoUgorichte 
des  Gos  waren.  Bei  dieser  Annahme  eigibt  die  Besuchsfrist 
von  6  Wochen  9  Godinge  im  Jahre  und  im  Go.  Damit  läßt 
sich  eine  Handlungsfrist  von  14  Nächten  nicht  ermöglichen. 
Deshalb  nimmt  Schröder'  an,  daß  die  Geschäften  auch  in  Gkv- 
dingssachen  zu  einem  Rechlslmll •  verbünde  zusammengeschlossen 
waren,  die  Klajr^,  dio  in  einem  Gr»din«re  vor  dorn  betreffenden 
Gografeu  begonnen  war,  in  dem  benachbarten  Godinge  vor 


1)  Vgl.  Seibeitz,  TJ.  B.  I  8.  625.  Dazu  das  Herforder  Stsdtbnch  19, 
Wigand»  Archiv  n  8.  27. 

2)  Ger.-Yeif.  8.  55  Anm.  4. 
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tiuem  anderen  Gograicn  fortgesetzt  werden  konnte.  Diese 
Annahme  ist  m.  £.  sachlich  nicht  zulässig,  weil  die  Koutioiiitat 
der  Gerichtaeleinente  ydllig  gefehlt  hatte.  Sie  vriderspricht 
bestimmten  Angaben  des  Sachsenspiegels^  und  auch  dem 
oben  erwähnten  Zeugnisse  des  Wandervcrfahreiis,  denn  die 
in  der  Kolner  Erkundigung  genannten  Dingstätten 
liegen  alle  in  demselben  Go.  Es  ist  daher  unzweifelhaft, 
daß  in  demselben  Go  alle  14  Tage  Gericht  gehalten  wurde  oder 
doeh  gehalten  werden  konnte.  Wie  ist  dies  Ergebnis  mit  der 
Beecbranknng  auf  9  Gedinge  zu  vereinigen? 

113.  Wie  mir  scheint  dadurch,  daß  die  herrsehende  Aus- 
legung der  Besuchsfrist  umiciitig  ist.  ist  eine  ganz  will- 
köiliehe  Annahmei  daß  alle  Godinge  Voilgerichte  des  Gos  sein 
maßten.  Wenn  es  möglich  war,  mit  Hilfe  der  Besuchs&ist  von 
18  Wochen  nicht  nur  3,  sondern  9  Grafendinge  in  der  Graf- 
schaft abzuiialt^ü,  su  war  es  genau  ebenso  mügliuli,  mit  Hilfe 
der  dreimal  so  kurzen  Besucit^fi  ist  von  G  Wochen  nicht  nur  9, 
sondern  vielmehr,  z.  B.  3  Vollgerichte  und  24  Zwischengerichte 
in  dem  Go  zu  besetzen  und  dadurch  eine  Zwischenfrist  von  je 
U  Kächten  zu  erreichen.  Schon  die  Analogie  der  Zahlen  ist 
deutlich.  Diese  Erwägungen  genügen,  um  die  so  völlig  zweifel- 
lose Beziehung  der  kurzen  Frist  zum  Goding*  verständlich  zu 
machen.  Andererseits  bieten  sie  auch  den  einzigen  Weg,  der 
g^bar  ist 

Die  Binzelheiten  der  Oin^nisation  können  sehr  ver- 
tthisden  gedacht  werden.  Dies  gilt  einmal  von  der  Zahl  der 
VoDgerichte.    Dies  gilt  ebenso  von  der  Organisation  der 

Zwischengeriehte.  Spater  finden  wir  eine  zweifache  Einrich- 
tung dieser  kleineren  Gerichtsversammlungerl.  Tn  einzelnen 
Gebieten  sind  sie  SpreDgelgerichtc.  Der  Go  zerfällt  seinerseits 
in  4  Sprengeil  Yesten  oder  Böhrden.  Doch  findet  eich  auch 
^  diese  Sprragel  die  Bezeichnung  OoJ  Die  Zwisohen- 
geridite  werden  abwechselnd  in  den  einzelnen  Yesten  gehalten 


1)  Vgl.  Ssp.  1  71,  ITI87  §  2. 

2)  VgL  Stüve,  XJntersttchuiigeu  S.  14,  40. 
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und  von  den  Vestgenossen  besucht  Dadurch  fallen  auf  jeden 
Vestgenossen  neben  den  3  allgememen  Dingen  noch  6  bis  7 
Yestgcrichte,  so  daß  sich  allerdings  ein  Gesamtbesuch  von  9 
bis  10  Godiiigca  ergibt. 

In  anderen  Gebieten  sind  die  Zwisciiengcnchte  Süiid(?r- 
dinge,  die  nur  nach  Bedarf  gehalten  und  von  ausgewählten 
Dinggenossen  besucht  werden  (ausgelegte  Dinge»  Zeugen- 
gerichte).  Welche  Oigaoisation  dem  Spiegier  voigeschwebt 
hat;  ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  ermitteln.  Doch  scheint  das 
Übergewicht  der  Gründe  dafür  zu  sprechoi,  daß  er  mit 
Spreugelgeiichten  rechnete. 

115.  Gegen  die  Hypothese  dos  Wandcrvorfalirons  wird 
von  Zallinger  ^  und  Fockema- Andreae^  die  Stelle  des  Ssp.  I Ö2  §  6 
ins  Feld  geführt: 

Tugea  sal  man  over  ses  wdcen  vulkomen,  des  aik  die 
man  anematet»  oder  to  hant  of  he  wel.  Sal  man  aver  egen 
getügeu,  dat  mut  io  hant  oder  to  me  nesten  dinge  geschin. 

Es  ist  vollkoiumeii  richtig,  daü  an  dieser  Stelle  bei  Zeugen- 
beweis die  Handluugsfristen  verlängert  werden. 

In  Godingssachen  betnigt  die  Handlungsfrlst  sonst  14  Tage, 
bei  Zeugenbeweis  aber  6  Wochen.  Die  Analogie  fordert,  daÜ 
in  Grafschaftssachen  >  die  sonst  vorkommende  Frist  von  6  Wochen 
bei  Zeugenbeweis  auf  18  Wochen  verlängert  wird.  Aber  diese 
Verlängerung  gilt  eben  nur  für  den  Zeugenbeweis  und  muß 
deshalb  aus  der  Eigenart  dieses  Verfahrens  eikhiil  worden. 
Dies  ist  in  der  Tat  durchaus  möglich.  Die  Erklärung  ergibt 
sich  aus  der  Annahme,  daß  die  Zeugen  aus  dem  Umstände 
genommen  werden  oder  doch  nicht  genötigt  werden  sollten,  ein 
Gericht  außerhalb  des  Besuchssprengeis  aufzusuchen.  Bei  dieser 
Annahme  muBte  die  Handlungsfrist  bei  Zeugenbeweis  in  Graf- 
schaltssachen  mit  der  Besnchsfrist  zusammenfallen.  Deshalb 
ergibt  die  Verlängerung  der  Handlungsfrist  bei  Zeugenbeweis 

1)  a.  a.  0.  8.  550, 51. 

2)  a.  a.  0.  8.  97. 

3)  Bei  Zeugenbeweis  ist  an  ZiTÜsachen  zu  denken.  Von  Zivilsachen 
des  lADdiechts  bedurfte  nur  die  Klage  um  Eigen  des  Königsbanns. 
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cbe  volle  Bestättgang  ^  die  Hypothese  des  Wanderver&hrens. 
Unter  dem  nichsteii  Dinge  ist  nicht  das  nächste  KöDigsbann- 

ding  der  ganzen  Grafschaft  soudern  das  nächste  in  der  Geschäft 
nbirehaltene  Ding  za  verstehen.  Es  ist  dasjenige  l>iug,  das  der 
Graf  für  den  örtlichen  Umstand  auf  18  Wochen  ausgei^  hat,* 
Jede  andere  Erklärung  scheitert  an  der  Tatsache,  daß  diese 
größte  Frist  nur  für  den  Zengenbeweie,  nicht  aber  für  jede 
Veiiiandlung  iiber  Eigen  vorgeschrieben  wird.  Literessant  ist 
Dun,  daß  diese  VerlängeruD«;  auch  in  Godiiigssachen  entsprechend 
eintritt.  Es  ist  dies  einer  der  Anhaltspunkte  dafür,  daß  nach 
dm  Sachsenspiegel  das  14tägige  Zwisehengericht  als  Sprengel- 
geiicht  gedacht  ist,  frOhestens  alle  6  Wochen  sich  mit  dem- 
selben Umstände  versammelt. 

116.  Das  E^ontrollbfld  bestätigt  zunächst  die  Erkenntnts, 
daß  nicht  alle  (h »dinge  Vollgerichte  des  Oos  waren.  In  allen 
Gebieten,  über  welche  Nachrichten  vorliegen,  linden  wii'  die 
Unterscheidung  der  allgemeinen  Godinge,  echten  Godinge, 
Landgodinge  oder  lianddinge  und  der  Zwischeogeiichte.  Die 
Zahl  der  echten  Dinge  ist  in  den  älteren  Nachrichten  drei, 
saweüen  vier.  Später  wird  das  Landgericht  nur  einmal  abge- 
liaiten.  Hinsichtlich  der  Dingzeit  ergeben  zwei  ostfälische 
Nachrichten  aus  versciiiedenen  Gegenden,  daß  die  echten  Go- 
dinge in  den  zu  derselben  Grafschaft  gehörenden  Goen  an  auf- 
^nanderfolgenden  Tagen  abgehalten  wurden.'  Dadurch  wird 
der  fieohtehülf  everband  ausgeschlossen.  Hinsichiüoh  der  Belege 
föt  Ost&len  kann  ich  auf  die  oben  erwähnten  Urkunden  ver- 
weisen.'  Schon  in  der  früher  erwähnten  üsenburger  Urkunde 
tritt  der  Unterschied  der  allgemeinen  („iudin<:e  und  der  Zwischen- 
gerichte hervor.  Die  Besuchspflicht  wird  von  9  Dingen  auf  B  Dinge 
imbgesetKt»  Aber  die  Zeit  dieser  3  Dinge  wird  als  gegeben 
voraiugesetzt  Sie  sind  su  besuchen  cum  aliis.  £s  sind  also 

1)  A.  U.  Sohin,  Ger.-Yeil  8. 433  Anm.  128. 

2)  Vfl^.  Ssp.  m  61  §  1. 

3)  Vgl.  IT.  B.  Wemigerode  No.  246  und  No.  503  eiaeraeits,  die  Daten 
Isei  Sadendoif  V  6. 148  andreiseits. 

4)  Vgl.  oben  8. 107  If.,  insbesondere  1,  2,  4,  6  und  7. 

9» 
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Dicbt  3  belielHge  Tmune,  hinricbüieb  deren  die  Dingpflicht 

bestehen  bleibt,  sonderu  es  sind  dii;  .>  iiUgemeineii  Gucliiiire. 
während  die  Dtnerpflieht  für  die  Zwisehengerichte  aufgehoben 
wird.  Die  an  sich  beschränkte  Beteiligung  bei  diesen  Terminen 
wurde  noch  beschränkter.  Wiederum  erfahrt  die  Aderstedter 
Urkunde  eine  BeetStignng  durch  die  Braunsehweiger.  Der 
Inhalt  ist  derseibe.  Die  Laien  sollen  die  allgemeinen  Oodinge 
besuchen,  dagegen  von  dem  Besuche  der  Zwischt  ii<i;erichte 
befreit  sein.  Die  Zahl  der  allgemeinen  dodinge  ist  zwar 
nicht  angegeben.  Dafür  heißen  sie  aber  bezeichnenderweise 
^die  echten  Gedinge*^.  So  eigansen  die  bdden  Urkunden 
einander.  Die  Hildesheimer  Urkunde  ist  dadurch  lehrreich^  dafi 
sie  die  echten  Oodinge  auadrficklich  als  Rügegerichte  beseichnet 
und  dabei  aui  die  allgemeine  Übung  im  Stifte  verweist.  Die 
Halberstadter  Urkunde  bezeugt  gleichfalls  die  Unterscheidung 
der  echten  Godinge  und  der  ausgelegten  Godinge. 

Der  Inhalt  der  ostfiilischen  Nachrichten  wird  wie  in  allen 
das  Oeding  betreffenden  Fragen  durch  die  Zustande  in  West- 
falen^ und  Engem*  bestätigt. 

Eine  weitere  Unterstützung  erbringen  die  iibi  reinslim- 
menden  Einrichtungen  des  Stadtgerichts  und  des  Vogteigerichts. 
Die  Parallele  des  Vogteigerichts  ergibt  zugleich,  daß  die  Drei- 
zahl der  echten  Dinge  nicht  auf  einer  späteren  Bedoktion 


1)  Vgl.  Stüvc,  rntersuchungen  S.  52,  62,  63.  Gesch.  v.  UMi;il*ruck 
I  S.82  (drei-odt-rviormalige  AbbaltiingcierLandgödLnge).  Seybertz, Geschichte 
Westfalens  I  31)  S.  662  (Der  Gograf  habe  an  fest  bestimmtün  Tagen  echte 
Dinge  gühaiten  uud  außerdem  besonder-^  he.stimmte  Gerichtstage). 

2)  Oppermanu,  Zsclir.  f.  deutsches  Recht  11  S.  üü  (1847;.  D:l^  InA 
Hoya  ist  nie  eine  Grafschaft,  sondern  nur  eine  Vogtei  gewesen.  Sie  zer- 
fällt (seit  dem  14.  Jahrhundert  nachweisbar)  in  4  Untergoe.  Zwei-  oder 
dieimal  im  Jahre  werden  Landdinge  in  Hoya  gehalten,  die  von  allen 
«Haiugeseflseiien'^  (inkL  dar  Höngen)  besaoht  würden.  Aofieidein  finden 
Bei-  oder  Gogerichte  stett  als  YoUgerioIite  der  Sprengel  Die  Landdinge 
sind  die  Nachfolger  der  eohten  Godinge,  die  Beigeriöhte  Beate  der  Zwischen* 
geriohte.  Vgl.  ferner  y.  Hammerstein- Loxten,  der  Baidengau,  §  55. 
Audi  im  Bardengan  heifien  die  (meist  4)  Sprengel  des  Goa  Yeaten  oder 
wiederom  Ooe. 


Digitized  by  Goo^^Ic 


Die  Zustiiidigkeit  des  Godings. 


133 


beruht,  sondern  uraltes  Recht  ist.  Die  drei  echten  Godiiige 
und  nicht  die  Dinge  bei  Königsbanu  »ind  m.  £.  die  3  placita 
generalia  der  Karolingeraeit. 

117*  Eine  interessante  Bestätigiing  fOr  die  gescbüderte 
Oigamaation  der  O^ehte  bietet  die  Geriehtsyerürnung  der 
Landschaft  Drenthe^,  deren  sächsischer  Charakter  m.  R  nicht 

zu  bezweifeln  ist.  Drenthe  zerfällt  in  6  Unterbezirke,  welche 
die  Bezeichnung  Dingspiel  fuhren  und  den  Gobezirken  des 
übrigen  Sachsens  entsprechen.  Das  höchste  Gericht  ist  das 
Loiting  (Berufungsgericht).  Das  Lotting  wird  schon  1412  nicht 
ftfter  als  dreimal,  aber  abwechselnd  an  drei  verschiedenen  Orten 
gehalten.  In  der  Zeit  unserer  Quelle  wird  von  einer  allgemeinen 
Din|,q>flicht  nichts  berichtet  Nur  die  24  Schöffen  (Etten)  mfissen 
kommen. - 

Unter  dem  Lotting  stehen  die  rrerichte  der  Dingspiele. 
In  jedem  der  6  Dingspiele  wird  dreimal  im  Jahre  eine 
„Gespräche gehalten,*  Der  Drost  erledigt  diese  18  Ter- 
mine auf  3  Grerichtereisen,  so  daB  die  jedesmaligen  Gesprächen 
aller  6  Dingspiele  sich  unmittelbar  aneinander  ansohliefien. 
Die  Gesprächen  sind  von  allen  E^ingesessenen  sa  besuchen.^ 
Erst  1052  wird  diese  allgemeine  Dingpiliciit  aufgehoben. 
Zwischen  den  3  echten  Dingen  wird  nach  Bedarf  Gericht 
abgehalten  I  zu  dem  nur  Diugzeugeu  aufgeboten  sind.  Ihre  Zahl 
richtet  sich  nach  der  Art  der  Sache  (2.  5,  12).^ 

Das  Lotting  ist,  wie  schon  die  Schöffen  beweisen,  der 
Rest  des  Königsbanns.  Die  Dingpflicht  des  Umstands  ist 
gelallen,  die  Zahl  der  Termine  ist  verringert  Aber  das  Wander- 


1)  Ygi.  Land  recht  von  1412.  Bq.  S.  522  ff.  v.  S.Gratama  Drenthsohe 
Kecht«bronnen  1804. 

2)  Vgl.  die  ausgezeichneten  Untersnchungen  v.  Seerp  Gratama.  Een 
Beydrage  tot  do  reclitsi^eschiedenis  van  Drenthe  1883  S.68.  Auch  für  den 
Sworenmoutag  ist  Diiigpflicht  nicht  aiizunehmeu. 

3)  Das  Laadrecht  Ton  1412  sagt  ^goesprache  ofte  dinghe*",  gebraucht 
somit  beide  AnsMeke  gkkhbodeiitend,  vgl.  Rq.  S*  628  [22]. 

4)  Ygl.  Ontama  8.  93  ff. 
6)  Tgl.  Oiatma  8. 105  ff. 
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verfaiiren  ist  geblieben.  Der  Prozeß,  der  an  einem  Orte 
begonnen  war,  wird  an  dem  nächsten  fortgesetzt  Die  drei 
Oosprach^  sind  die  drei  echten  Godinge.  Der  unmittelbare 
Anschluß  der  Termine  zeigte  daß  sie  nicht  zn  gegenseitiger 
UnterstQtsung  bestimmt  waren.  Die  Zwischengerichte  sind 
Zeugengerichte. 

Das  Gesamtergebnis  dieser  Ausführungen  ist,  daß  die 
Zuständigkeit  des  Godingß  für  das  Ungericht  Nichtschöfien- 
baier  schon  dem  System  der  Gerichtsfnsten  zugrunde  li^ 
Damit  ist  das  hohe  Alter  dieses  Bechtssatzes,  man  kdnnte 
geneigt  sein  so  sagen  sdne  UisprOn^ehkeit^  erwiesen. 

Weitere  Gründe.    §  11. 

Angesichts  der  Zwiespältigkeit  der  herrschenden  Lehre 
haben  wir  die  Anhaltspunkte  für  die  Zuständigkeit  des 
Oedings  und  f&r  die  ZustSnd^^eit  des  Gografen  auseiziander 

zu  halten. 

I.  Gegen  die  Zuweisung  aller  Ungerichtssacheu  an  das 
Gericht  bei  Konigsbann  sprechen  folgende  Stellen: 

118*  1.  Buch  I  Art  63  behandelt  die  Kampfklage^  deren 
Formel  die  Begehung  von  drei  Ungerichten  behauptet^,  und  die 
im  Falle  des  Unterliegens  dem  Beklagten  „an  dat  lif  gat^S  also 
sicher  ein(^  Ungerichtsklage  ist.-  Der  Kläger  soll  nun  nach 
§  2  sagen:  „Will  er's  (der  Beklagte)  bekennen,  so  ist  es  mir 
lieb^  und  bekennt  er's  nicht,  so  will  ich  ihn  überführen  mit  all 
dem  Rechte,  »dat  me  dat  lantvolk  irdelt,  oder  de  scepenen 
of  it  under  koninges  ban  is«.**  Schöffen  sind  nach  dieser  Stelle 
und  auch  nach  Zallingers  Ansicht  nur  in  dem  Gerichte  bei 
Konigsbann  tätig.  Deshalb  scheint  mir  die  Stelle  p:latt  zu 
beweisen,  daß  die  schwerste  Klage  wegen  Ungerichts  nicht  nur 
in  dem  Gerichte  bei  Königsbann  von  den  Schöffen,  sondern 
auch  in  einem  anderen  Gerichte  von  den  Landieuten  entschieden 
werden  konnte.   Zallinger  hat  diese  wichtige  Stelle  ganz  mit 


1)  Vf:l.  Ssp.  1  63  §  1. 

2)  Vgl.  Ssp.  n  16  §  2. 
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StOlBchwcigen  übergangen.  Es  ist  mir  nicht  gelungen  zu  erraten^ 

welches  Bedenken  für  ihn  maßgebend  gewesen  ist.  Mir  scheint 
die  obige  Schlußfolgerung  zwinj2:end.  Beachtenswert  ist,  daß 
an  erster  Stelle  die  Verhandiuiig  vor  dem  Landvolke  erwähnt 
Wid,  Die  Yerhaadlung  bei  Königsbann  drängt  sich  dem  Vei> 
fasser  erst  als  zweite  Alternative  auf.  Der  erste  Fall  ist  der 
häufigere  gewesen.  Es  gab  viel  mehr  nichtschoffenbare  Leute 
als  schöffenbare. 

IIÜ.  2.  Die  Verfestung  setzt  eine  Üngcrichtsklage  voraus.* 
Der  Verfestung  kann  man  sich  cutiedigen,  indem  man  sich  dem 
Gerichte  stellt.  Li  bezug  auf  den  Beweis  der  Entlcdigung 
sagt  Buch  III  Art  18  im  §  1,  daß  der  Beweisfübrer  den  Be- 
weis erbringen  soll  mit  deme  riehtere  unde  mit  tven  mannen. 
§  2  fügt  hinzu:  Sve  aver  undir  koninges  banne  vervest 
wert,  die  bedarf  tvier  scepenen  unde  des  richteres  to  getüge, 
8 Venne  he  sik  ut  tiüt. 

Auch  an  dieser  Stelle  wird  durch  die  Verschiedenheit  der 
Beweismittel  und  durch  das  Wort  „aver"  deutlich  bekundet^ 
daß  die  Verfestung  erfolgen  konnte  entweder  unter  Konigsbann 
oder  aber  ohne  Konigsbann.  Daraus  ergibt  sich  die  gleiche 
doppelte  Möglichkeit  für  die  Anstellung  der  Ungeriehtsklage. 

Die  Möglichkeit  einer  Verfestung  außeihalb  des  Königs- 
banns ergibt  sich  ferner  noch  aus  III  Art.  24,  weil  sonst  die 
GegenübcrstelliiiiL;  des  unteren  und  des  höheren  (ieriehts  nicht 
verständlich  wäre,  sowie  aus  IT  Art.  4  §  1,  weil  in  dem 
Gerichte  bei  Konigsbann  nicht  das  ^lant*^  entscheidet^  sondern 
die  Schöffen  Hecht  sprechen. 

Auch  bei  der  Veifestungsstelle  ist  die  Reihenfolge  beach- 
tenswert Sie  führt  su  demselben  Schlosse  wie  die  Reihenfolge 
der  Gerichte  an  der  ersten  Stelle. 

120.  3.  An  zwei  Stellen  wird  ausdrücklich  für  Uugerickte 
Schoffenbarer  Konigsbann  gefordert 

a)  Nach  1 5^  9  §  1  kann  der  Richter  ^allerhande  klage  unde 
al  ungerichte*'  richten  bmnen  seinem  Gerichte^  wo  er  ist, 

1)  Vgl.  Ssp.  I  68  §  1. 
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außer  weon  man  auf  Eigea  klagt,  oder  ,up  eneii  soepeabarea 
viien  man  ungerichte  claget  Des  ne  mach  die  riehtere  nicht 
richten  wan  to  echter  dingstai  nnde  under  koninges  banne.  ^ 

b)  I  67  §  1  bestimmt:  Svene  man  avcr  beklaget  um  im- 
gerichte,  dcmo  sal  man  degedingen  dries,  immer  over  virtennaclit. 
Klaget  mao  ungerichte  over  enen  vrieu  scepenbaren  xuau,  deme 
aal  man  degedingen  dries,  immer  over  ses  weken  under 
koninges  banne  unde  to  echter  ding  statt 

An  beiden  Stellen  werden  das  üngericht  der  Nichtschoffen- 
baren  und  das  der  Schöfienbaren  einander  gegenübergestellt 
und  beidemal  für  die  gerichtliche  BehantUung  dw  zweiten  Per- 
sonengruppe zwei  Momente  als  auszeichnend  betont,  die  echte 
Dingstatt  und  der  Königsbann.^  Zallinger  meint,  nur  die  echte 
Bingstatt  sei  unterscheidend,  die  Notwendigkeit  des  Königs- 
banns habe  für  beide  Klassen  gleichmäßig  bestanden.  Mir 
scheint  es  zunächst  nicht  möglieh,  diese  Annahme  mit  dem 
A\  Oi  ilaute  zu  vereinbaren.  Ein  ao  sorgfältiger,  seine  \\  orte 
denirtig  wägender  Autor  wie  der  Spiegier  hätte  das  Wort 
^bei  Königsbann  *^  nicht  hingesetast,  wenn  es  keine  Bedeutung 
gehabt  hatte,  am  wenigsten  zweimal  an  zwei  verschiedenen 
Stellen,  welche  beide  die  Frage  als  Hauptproblem  ins  Auge 
fassen.  Außerdem  scheint  es  mir  sicher  zu  sein,  daß  ein 
Dingen  des  Grafen  bei  Königsbann  ab  Hegel  nur  an  echter 
Dingstatt  möglich  war: 

1.  Der  Spieler  sagt  ausdrücklich  III  61  §  1:  Over 
achtein  weken  sal  die  greve  sin  ding  utlecgen  bnten  den 
gebundenen  dagen  to  rechter  dingstat 

2.  Eine  unabhängige  Nachricht  sieht  das  wesentlichste 
Merkmid  des  Gerichts  bei  Königsbann  in  der  Bindung  au  die 
Dingstatt« 

Die  Häufung  jener  beiden  Erfordernisse  an  den  erwähnten 
Stellen  laßt  allerdings  darauf  schliefien,  dafi  es  Ffille  gab,  in 
denen  der  Königsbann  auch  an  einem  anderen  Orte  abgehalten 


1)  Vgl.  III  S.  549. 

2)  Vgl  untea  No.  G06. 
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werden  konnte.  In  Frage  kommen  einmal  Handlungen  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  dann  solche  Sachen,  diu  nicht 
notwendig  den  Kuni^i^slKuui  forderten. 

Unsieher  ist  die  Stelle ,  welche  das  Leibgeding  r^lt» 
I  21  §  1:  9 binnen  deme  gerichte  dar't  egen  imie  I^^,  in 
je  welker  atat,  deate  dar  koningea  ban  sL*  Für  wahradiein- 
Uoher  halte  Ich,  daß  hier  eine  echte  Dingstatte  vorausgesetst 

und  nur  die  Wahl  innerhalb  des  Gerichtsbezirks  für  irrelevant 
erkläi't  wird. 

n.  Mcht  minder  sicher  wie  die  Entbehrlichkeit  des  Königs- 
banna  ist  die  Zuständ^keit  des  Oografen.  Auch  in  dieser 
Richtung  sind  die  Bestimmungen  über  Verfestung  von  großer 
Bedeotai^: 

121.  Die  Verfestung  ist  nur  bei  Klagen  zulässig,  die  an 
Hals  und  Hand  gehen.  ^  Gleichwohl  wird  die  Verfestung 
durch  den  Gografen  schon  in  dem  kurzen  Texte  als  das  nor- 
male voiaosgesetat  Der  kurze  Text  behandelt  die  Verfestung 
im  Anschlüsse  an  die  Lehre  von  der  Überführung.  Zunächst 
hat  das  Nichterscheinen  des  Beklagten  Fristsetssung  zur  Folge.' 
Bei  Uugericht  werden  dreimal  Fristen  gesetzt.  zum  dritten 

Termin  nicht  erscheint,  wird  verfemtet,  whri  nur  bei  Kla<ren, 
die  an  Hals  und  Hand  gehen.  Bei  Klagen  um  Gut  und  um 
Schuld  greifen  andere  Hülfsmittel  Platz.  ^  An  ihre  Erörterung 
schließen  sich  nun  folgende  Satze  die  wieder  auf  das  Un- 
gericht  suruckgreifen,  und  die  Verfestung  bei  frischer  Tat 
behandein: 

(1)  Sve  so  umme  ungeriehte  vor  gericht*;  beklaget  wirt 
mit  deme  gcrüchte,  er  it  ovemachtiGh  werde,  mach  die  klcgerc 
dat  ungeriehte  getugen  selve  sevcde,  man  vervest  jenen  de't 
gedan  heve^  altohant  (2)  Is  aver  die  richtere  buten  sime  gerichte, 
alse  dit  geschit^  so  klage  he't  deme  vronen  boden  in  des  richteres 

1)  1  68  §  1. 

2)  I  67  §  L 

3)  I  70  §  1  und  §  2. 

4)  I  70  §  3,  71. 
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stat.  (3)  Hevet  he  dirre  kl^e  getuch  des  irsten  dages,  alse  die 
richtere  weder  iu  sin  gerichte  kumt,  man  vcrvest  jenen,  als 
of  de  dat  des  selven  dage»  geschin  si.  (4)  Svene  die  gogreve 
vervest,  getäget  he  sine  vestioge  vor  dorne  greven,  ho  irsvirft 
des  greven  vesÜDge  over  jenen  altohant  (5)  Süs  Irwirit  ok  die 
greve  mit  einer  vestunge  des  koninges  achte. 

Der  erwdterte  Text  schiebt  in  Satz  4  vor  gogreve  ein 
^rechte*  und  nacii  vervest  in  S.  4  „die  siner  gpsoap  an  dat 
gerichte  tiüt". 

Stobbe^  deutet  Satz  4  dahin,  dali  vs  der  standi^je  Gocjraf 
ist,  der  die  Verfestnng  ausgesprochen  hat,  und  folgert  daraus, 
daß  vor  diesem  Gografen  Ungerichtsklagen  erhoben  werden 
konnten.  Schröder'  bezieht  diese  Angabe  «aof  die  Veifestong 
im  Notgerioht,  allenfalls  auch  auf  die  im  Goding  anter  dem 
VoisitKe  des  Schultheißen**. 

leh  halte  weder  die  eine  noch  die  andere  Deutung  SclirMdere 
für  tunlich. 

a)  Der  Xotricliter  war  m.  E.  überhaupt  nur  zum  Kichien 
und  nicht  zum  Verfesten  zustandig.  Voraussetzung  seiner  Wahl 
ist  ja,  daß  ein  Mann  mit  Diebstahl  oder  Raub  „eigriffen**  ward. 
Der  Fall  des  Entlaufens  eines  eigrifienen  Täters  wird  wohl 
nicht  die  Regel  gebildet  haben.  Jeden^s  ist  in  der  obigen 
Stelle  als  Ersatz  für  den  abwesenden  ordentlichen  Richter  nicht 
die  Wahl  eines  Notrichters,  sondern  die  Klage  beim  Fronbotea 
vorgesehen.  Die  Klage  beim  Fronboten  wäre  ganz  überflüasig 
gewesen,  wenn  der  Notrichter  hatte  verfesten  können. 

b)  Für  die  Beziehung  des  Satzes  4  auf  den  Schulzen  fehlt 
jeder  Anhalt  Wenn  der  Schulze  verfestet  hätte,  so  wurde  er 
auch  als  derjenige  genannt  sein,  der  die  Yerfestung  bezeugt. 
Aoßerdem  aber  bezeugt  der  Gograf  seine  Verfestnng,  also 
doch  eine  Verir stung,  die  der  Gograf  ausgesprochen  hat. 
Wie  sollte  er  dazu  kommen,  sich  die  Verfestung  des  Schulzen 
anzueignen? 


1)  s.  a  0.  S.  121. 

2)  Oer.-Verf.  S.  67  Anm.  3. 
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Endlich  ergibt  nicht  bloß  Satz  4,  sondern  auch  Satz  2, 
dafi  der  Gogral  für  Ungerichtsklagen  zuständig  ist  Der  zustän- 
dige Bichter  ist  ja  abwesend.   Grafen  und  Grafschaftsscliulzen 

varen  geringer  an  Zahl  als  Gografen,  sie  waren  auch  weniger 
lokalisiert.  Wenn  deshalb  nur  an  die  Grafen  und  Scluilzcu 
gedacht  wäre,  so  liatte  der  Spieglcr  gerade  mit  dem  Falle 
rechnen  müssen»  daü  diese  Richter  fehlten,  aber  der  standige 
Gograf  zugegen  war.  Dann  wire  nicht  der  Fronbote,  son- 
dern der  Gograf  die  gebotene  Adresse  für  die  Anmeldung  der 
Klace  gewesen.  Aus  der  Nennung  des  Fronboten  folgt,  daß 
aueii  und  crerade  der  Gograf  als  abwesend  und  deshalb  als 
zuständig  gedacht  wird. 

122.  Die  vorstehende  Deutung  erhält  eine  gewichtige 
Bfctätitriing  durch  den  Zusatz  des  veränderten  Textes,  dessen 
Fassung  klar  sagt,  daß  der  Notrichter  keine  Verfestung  bezeugen 
kann.  Es  wird  somit  nach  unserer  Aulfaf^sung  der  ursprünglich 
voriiandene  Sinn  der  Stelle  zum  Ausdruck  gebracht»  weil 
die  altere  Fassung  den  Mißverständnissen  ausgesetzt  war»  die 
in  unserer  Literatur  auch  eingetreten  sind.  Interessant  ist  nun, 
(laß  an  dieser  Stelle  der  Zusatz  überhaupt  nur  den  Zw»  tk  der 
Eriäuterung  haben  kann.  £r  läßt  sich  gar  nicht  durcli  die 
aagebliche  Rechtsänderung  erklären.  Die  angebliche  Rechts- 
ändemng  soll  darin  bestanden  haben»  daß  der  ständige  Gograf 
die  Kompetenz  über  Ungericbt  erlangte  und  damit  auch  das 
Reelit  der  Verfestung.  Daraus  folgt  natürlich  nicht,  daß  dem 
Xotrichter,  der  ja  bestehen  blieb,  oin  früheres  Recht  genommen 
wurde.  Der  Zusatz  aber  drückt  nur  die  Verneinung  aus.  £r 
bexeugt  keine  Rechtsanderung»  sondern  dient  der  Erläuterung. 

123.  Ebenso  zwingend  sind  zweitens  die  Angaben  über 
die  Rüge. 

Nach  dem  klaren  Ausspruche  der  Eingangsstelle  sind 
Ungericbte  in  dem  Dinge  des  Gografen  zu  rügen.  Die  Land- 
eassen sollen  suchen  ihres  Gografen  Ding.    Dort  soll  jeder 

biiuenncister  rügen  ■ —  ailcri  Ungcricht,  wenn  es  niclit  mit  der 
Klage  vor  Gericht  begrüfen  ist   Das  »»dar"  muß»  wie  oben 
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bemerkt  S  m6k  der  Wortstellung  jedenfalls  auch  auf  das  Ding 

des  Gografen  gehen,  nicht  nur  auf  das  Grafending  und  nicht  nur 
auf  das  Schulzending.  Ein  sicher  authentisclicr^  Zusatz  bestätigt 
diese  Angaben.  „Vor  dem  Gogreven,  den  mau  zu  langer  Zeit 
wählt,  vor  dem  gibt  man  Achte^',  d.  h.  erbebt  man  die  Rüge. 
Kin  zweiter  Zusatz'  bemerkt  ferner,  daß  der  Wirt  ohne  Schaden 
bleiben  soll,  wenn  einer  von  seinen  Gasten  einen  Totschlag 
oder  ein  anderes  Ungericht  verübt  Das  gleiche  gilt  von  den 
Bauern,  die  den  Friedensbrecher  nicht  aufhalten.  „Aber  solche 
Sachen",  also  auch  die  schwersten  Ungerichtet  „soll  mau  m  den 
Godii^n  rögen''.  Nun  folgt  freilich  daraus,  daß  Ungerichte  vor 
einem  Gerichte  za  rügen  sind,  noch  nickt,  daß  dieses  Gericht 
für  alle  Ungerichte  zuständig  ist  Wohl  aber  ist  es  in  hohem 
Grade  wahrscheinlich ,  ja  nahezu  sicher,  daß  es  überhaupt  für 
die  Verhandlung  der  Rfigesachen  zuptändig  ist.  Andrerseits 
mußte  ja  die  Üüge  in  dem  zuständigen  Gericht  noch  einmal 
erhoben  werden.  Es  ist  nicht  denkbar,  daß  eine  so  unprak- 
tische  Einrichtung  sich  erhielt  und  vom  Spiegier  an  drei  ver^ 
schiedenen  Stellen  erwShnt  wnrde.  Der  Zusammenhang  zwischen 
Rüge  und  Kompetenz  tritt  nun  in  dem  ersterwähnten  sicher 
autlientiscluu  Zusätze  deutlich  hervor.  Der  Gedankengang  ist: 
,4Jie  Beschränkung  auf  die  handhafte  Tat  gilt  nur  für  deu 
Xotrichter.*'  Vor  dem  sündigen  Grografen  wird  ja  die  Rüge 
erhoben  (die  doch  nur  bei  übernächtigem  Ungerichte  Sinn  hat). 
Dies  Gericht  ist  auch  für  übernächtiges  Ungericht  zustandig. 
Selbst  wenn  man  die  Urheberschaft  Eykes  bezweifeln  wollte, 
so  wurde  man  in  diesem  Zusätze  doch  ein  scib^jUindi^*  s  Zeugnis 
dafür  haben,  daß  der  so  uaheliegeode  Zusammenhang  zwischea 
Rüge  und  Richten  auch  damals  als  selbstverständlich  galt, 
somit  in  Wirklichkeit  vorhanden  war. 


1)  Vgl.  oben  8.89. 

2)  Ssp.  Znsats  I  56  §  1.  «lYor  deme  gift  man  achte;  die  mnt  ok  wol 
overaachtig  ungerichte  richten.*^  Ygl.  unten  No.  131. 

3)  Ssp.  m  91  §  1.  Die  AuBdnickeweiBe  des  Verfanera  des  Zusatzos 
spricht  für  Autheatizität  Vgl.  z.  B.  die  Wendung  to  kampe  wart  und  die 
Yerweadoiig  tou  numlik. 


Digitized  by  Google 


Die  Zuständigkeit  des  Godings. 


141 


Drittens  ergibt  sich  die  Zuständigkeit  des  Gografen  fär 
das  YorsteUnogsbüd  des  Spiegle»  aus  allen  deDjenigen  Gründen, 
wekhe  irir  für  die  Zuständigkeit  des  Gbdings  geltend  gemacht 
haben. 

123a.  Eine  Tätigkeit  des  Grafen  im  Goditige,  wie  sie 
G.  Meyer  annimmt,  ist  allerdings  nicht  ausgeschlossen.  Der 
Graf  hatte  Blulgericht  vom  Könige  abwärts  in  dritter  Hand. 
An  sich  war  er  zuständig.  Seine  Zuständigkeit  wird  auch  nicht 
fi^onsten  des  Gografen  aosgeschlossen.  Denn  der  Sptegler 
behandelt  den  Gografen  als  einen  abhätigigen  Vertreter  des 
Grafen.  Die  Abhängigkeit  tritt  darin  hervor,  daü  der  Graf 
und  nicht  der  Fürst  den  Gografen  belehnt.*  Sie  wird  auch 
hinsichtlich  der  Grerichtsbarkeit  folgerichtig  durchgeführt 
Wenn  der  Graf  an  dem  Dinge  des  Grografen  kommt,  so  wird 
das  Diug  des  Gografen  niedergelegt.'-'  Das  Goding  selbst  kann 
sich  nicht  in  ein  Grafending  bei  Königsbann  vorwandeln. 
Dies  ist  ausgeschlossen  durch  die  Verscliiedenheit  der  Gerichts- 
gemeinde und  der  Gerichtszeit.  Auch  bedingt  die  Anwesenheit 
des  Chrafen  noch  nicht  die  Anwesenheit  des  Schöffen  und  des 
Schulzen.  Es  ist  daher  sicher,  daß  der  Graf  jederzeit  die 
Leitung  des  Godings  übernehmen  kann. 

Aber  diese  Möglichkeit  scheint  zur  Zeit  des  Spieglers 
sich  nur  ausnahmsweise  verwirklicht  zu  haben.  Das  Goding  ist 
dem  Spieker  schlechthin  das  Ding  des  Gografen.  Das  folgt  aus 
der  Bezeichnung.  Der  Gograf  heißt  nach  dem  Go.  Femer  aus 

unmittelbaren  Angaben:  Für  Goding  steht  au  der  Eingangs- 
stelle Ding  des  Gografen,  und  der  Gngruf  muß  die  Verfeytnng 
bezeugen. '  üs  folgt  dies  aber  auch,  wie  Zallinger  richtig  her- 
vorhebt^, aus  den  Angaben  über  die  Richterbußen.  ^  Der 
Spiegler  gibt  dem  (vrafen  nur  das  Gewette  des  Königsbanns 


1)  8i[».  I  58  §  1. 

2)  Ssp.  a.  a.  0.  §  2. 

3)  Tgl.  oben  S.  136  ff. 

4)  MitteiloDgen  III  S.  554. 

5)  Ssp.  m  64. 
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von  60  8chüliiig«D.  Es  ist  ausgeschlossen^  daß  der  Graf  im 
Godinge  dieses  Gewette  erhoben  hat    Das  kleinere  €rewette 

von  1  oder  ^/j  Schilling  wird  ausdrücklich  als  Gewette  des 
Gografen  bezeichnet.    Schon  diese  Bezoichnimg  ergibt,  dal)  bei 
dieser  Angabo  nicht  an  die  Tätigkeit  des  Grafen  im  UocUnge 
gedacht  sein  kann.    Auch  sachliche  Grüade  sprechen  gegeo 
die  Annahme,  daß  der  Crraf  im  Godinge  dasselbe  Grewette 
bezog  wie  sein  Vertreter.    Nach  dem  Systeme  des  Sachsen- 
spiegels \vird   das  Gewette  nicht  nur  durch  die  Art  des 
Gerichts,  sondern  auch  durch  die  Person  des  Richters  beeinflußt. 
König  und  Herzog  erheben,  wenn  sie  das  Gericht  bei  Kouigs- 
bann  persönlich  abhalten,  ein  höheres  Gewette  als  der  Graf. 
Der  Markgraf  dingt  ohne  Königsbann  und  hat  doch  ein  weit 
höheres  Gewette  als  der  Gograf.    Das  gleiche  gilt  von  dem 
Vogte  ohne  Königsbann,  während  der  Vertreter  dieses  Vogtes 
nich  mit  dem  (rcwette  des  (iugiafeii  begnügen  muß.^  Deshalb 
müssen  wir  auch  für  den  (i raten  im  Godinge  ein  besonderes 
Gewette  vermuten.    Das  Schweigen  des  Spieglers  widerlegt 
diese  Vermutung  nicht,  sondem  bestätigt  nur  eine  auch  soost 
gesicherte  Wahrnehmung.  Der  Spiegier  behandelt  den  Eintritt 
des  Grafen  in  das  Goding  als  einen  Ausnahmefall,  der  bei  der 
typischen  Schilderung  der  Gerichtsverfassung  nicht  zu  berück- 
sichtigen war. 

Völlig  ausgeschlossen  ist  der  Eintritt  des  Grafschaft*- 
Bchulzen  in  das  Goding,  mit  dem  Schröder  rechnet  Der  Graf - 
schaftsschulse  ist  kein  gewählter  Richter.   £r  hat  geliehenes 

Halsgericht  nur  in  vierter  Hand  und  nur  für  den  Zweck, 
über  den  Grafen  bei  Köniosbiuiii  /ii  rioht(  ii.  Er  ist  daher  für 
Ungericht  im  Goding  überhaupt  nicht  zuständig.  Ebensowenig 
ist  der  Gograf  irgendwie  als  sein  Vertreter  zu  denken.  Durch 
die  Anwesenheit  des  Schulzen  wird  das  Ding  des  Gografen  gar 
nicht  ledig.  Ein  Grewette  wird  nur  an  den  Marktschulzen  von 
Biergelden  gezahlt.  Die  Dinggenossoii  des  Godings  zaiileu 
überhaupt  keine  Schulzenbuße. 


1)  Vgl  unten  No.  146. 
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AngesichtB  dieser  Erwigmigeii  ist  es  sicher,  daß  dem 
Spicgler  der  Gogmf  der  noimale  Voraitsende  des  Godings  ist 
Die  volle  Zuständigkeit  des  Oodings  f%r  das  Ungerioht  Nieht- 

schöffenbarer  ergibt  die  nonoale  Zostandigkeit  des  Gografea 
für  dieselben  Sachen. 

tSa*  ZaUinger^  bat  sich  für  seine  Annahme»  daß  alle 
üngeriohte  nur  bei  Konigsbann  gerichtet  wanden  dSifen,  auch 
auf  die  Yeihaltnisse  der  Stiftsvogteien  berufen.   Grandlage  ist 

die  Annahme,  daß  tatsachlich  jeder  Vogt,  der  Blutgerichts-» 
barkeit  übte,  Küaigsbaun  hatte.  Zallinger  macht  üim  geltend, 
daR  der  Stiiuvogt  mir  Unjrerichte  Xichtschöftonharer  richtete, 
aber  weder  mit  SchOtfenbaren  uoeh  mit  Eigen  etwas  zu  tun 
hatte.  Aus  der  Allgemeinheit  des  Konigsbanns  folgt  seine 
Notwendi^eit  für  die  Ungerichte  NichtschößTenbarer. 

Die  Folgerung  aus  der  grundlegenden  Annahme  ist  nicht 
nberall  überzeugend  Es  gab  Vogteien,  bei  denen  die  Not- 
wendigkeit auch  über  Schöffenbare  und  namentlich  auch  über 
Eisren  zu  richten  stark  ins  (icwicht  fallen  konnte.  Das  gilt 
z.  B.  für  die  Stadtvi^teien.  1:  ür  kleinere  Landvi^gte  ist  die 
Erwägung  schlüssig. 

Aber  die  grundlegende  Annahme  läßt  sich  nicht  halten. 
Die  Allgemeinheit  des  Konigsbanns  bei  den  mit  Blutgerichts- 
barkeit ausgestatteten  Vögten  ist  nicht  erweislich.  Vielmehr 
eigibt  das  Kontrollbild  das  (ie^enteil.  Darauf  werde  ich  unten - 
zurückkommen.  An  diej^er  Stelle  ist  nur  zu  prüteu,  ob  der 
Spiegier  selbst  bei  allen  Vögten,  die  über  üng<  rieht  richten, 
Königsbann  voraussetzt  Die  Voraussetzung  cr;j:ibt  sich  nicht 
ans  der  allgemeinen  Behandlung  des  Ungerichts  ^ichtschoffen- 
barer.  Eb^isowenlg  aus  der  systematischen  Begründung  aller 
Gerichtsgewalt  auf  Wahl.  Einmal  gilt  dieser  Satz  nicht  für 
die  Gerichtsbarkeit  des  Leibherm.  Die  Vogtei  wurde  sich  ein- 
füiren  als  eine  von  dem  früheren  Leibherru  zurückbehaltene, 
oder  von  dem  neuen  Leibhernii  dem  Stifte^  für  sich  und  für 


1)  Mitteilungen  III  8.  554. 

2)  Vgl.  unten  No.  146. 
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seine  Unfreien  durch  Wahl  bestellte  Gericbtsgewalt.  Zweitens 

kann  der  König  Gericht  verleihen,  das  nicht  Konigsbann  ist, 
wie  es  der  Markp;raf  notorisch  übt.  Von  besonderen  Angaben, 
die  bei  V(")gten  den  Königsbann  auch  dann  fordern,  wenn  er 
sonst  entbehrlich  wäre,  ist  niigends  die  Rede.  Vielmehr  scheint 
mir  aus  zwei  Erwägungen  mit  Bestimmtheit  hervonsngeheo, 
daß  dem  Spiegier  Vögte  vorschwebten ,  welche  ohne  Kdnigs- 
bann  fiber  Ungericht  Gericht  hielten. 

1.  Wie  früher  ausgeführt  wurde,  gestattet  die  ZustiindiLr- 
keit  eines  (iorichts  für  die  Erhebung  der  Kriminalrüge  einen 
Schluß  auf  die  Zuständigkeit  desselben  Gerichts  für  die  Ver- 
handlung von  Kriminaisachen.  Der  Sachsenspi^el  kennt  Vögte 
mit  Konigsbann^  und  Vögfee  mit  einem  Gewette  von  3  Schil- 
lingen.* Beide  Vogte  halten  Gerieht  Er  kennt  somit  zweierlei 
Vogtdinge.  Aber  in  ^jeglichem  Vogteiding"  sollen  die  Baner- 
meister  alles  I^ngericht  rügen,  das  nicht  mit  Klage  begrilien  ist.' 
Damit  muß  auch  dasjenige  Vogteidiiig,  das  nicht  bei  Königa- 
bann  gehalten  wird,  gemeint  sein.  Nach  der  sorgfältig  fiber- 
legten  Redeweise  des  Spieglers  ist  die  Einfügung  von  „js^ich"^ 
gerade  auf  die  Duplizität  der  Vogteidinge  zu  beziehen. 

2.  Die  kleineren  Landvogteien  hatten,  wie  ZalUnger  her- 
vorhebt, keine  Gelegenheit,  über  das  Ungericht  8cb5ffenbarer 

zu  richten,  weil  zu  der  Gerichtsgemeinde  der  Vogteigerichte 
kerne  Sehöffcnbaren  ir<^hörten.  xVber  nach  dem  deutlichen 
Ausspruche  des  Spiegels^  war  die  Zugehörigkeit  schöti'enbarer 
Leute  unentbehrlich,  um  überhaupt  Königsbann  zu  halten. 
Folglich  waren  von  diesem  Standpunkte  aus  diese  Vogtei- 
gerichte überhaupt  nicht  iu  der  Lage,  bei  Königsbann  zu  richten. 
Das  Spiegelbild  der  Vogteigerichte  liefert  daher  einen  selbsl&i- 
Uigeii  Aiilinltspunkt  für  die  beschränkte  Notwendigkeit  des 
Königsbauub. 


1)  m  64  §  4. 

2)  8.  a.  0.  §  9. 

3)  EingangssteUe  1  2  §  3. 

4)  m  81. 
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D.  Die  beiden  Hauptstellen.    §  12. 

1^6*  Die  Gografenstelle  I  55  fi*.  hat  nach  dem  kürzesten 
Texte  mit  Weglassung  der  Zusätze  folgenden  WorÜaut: 

(1)  AI  werlik  gerichte  hevet  begin  von  kore;  dar  umme  ne 

mach  nen  sat  iiian  richtere  sin  noch  neman,  hc  ne  si  gekoren 
oder  belc'iit  ricliterc.  (2)  Bejegenet  aber  en  hanthaftich  dat  von 
düve  oder  von  rove,  dar  en  man  mede  begrepen  wirt,  dar 
mut  man  wol  omme  kesen  enen  gogreven,  to  niinnest  von  dren 
doipen,  die  gaen  dat  to  ricbtenei  of  man  des  beienden  richteres 
nicht  hebben  ne  mach.  (3)  An  goscap  n'is  mit  rechte^  nen 
len  noch  nen  volge,  wend^it  is  der  lantlfide  vri  wflkore,  dat 
se  gogreven  kesen  to  jewelkcr  gaen  dat  oder  to  bescedener  tiet 
f4)  Xo  wirt  en  dief  oder  en  rovere  binnen  da<re  unde  binnen 
uueiit  nicht  verwunnen,  so  ne  hevet  de  ^  ^<)fi:reve  neu  gerichte 
dar  an;  so  sal  dat  richten  die  belcndc  richtere. 

Der  erweiterte  Text  enthält  zwei  erläuternde  Zusätze. 
Vor  Satz  4  ist  eingesdioben:  ^liet  se  en  herre  aver,  he  sal 
dar  lenreohtes  einen  manne  unde  sinen  hinderen  af  plegen,  it 
ne  breken  in  beiden  die  lantlüde  mit  irme  rechten  kore."* 
Auf  Satz  4  folgt  die  Bemerkung:  „Dit  is  geredet  umme  den 
gogreven,  den  man  küset  to  enie  ungerichte  in  der  hautlial'ten 
dat;  to  lichtene  des  selveu  dages.  Sven  man  aver  kiket  to 
langer  tiet,  den  sal  die  greve  oder  die  maikgreve  belenen;  vor 
deme  gift  men  achte;  die  mnt  ok  wol  ovemachtich  ungerichte 
richten.*" ' 

In  diesen  alten  Zusätzen  sieht  die  herrsehende  Ansicht 

Abäriclcningen  des  iii  -priinglicheu  Textes,  die  von  einem  anderen 
Verfasser,  mit  Rücksieht  auf  einen  veränderten  Reehtszuistand, 
interpoliert  seien.  In  der  Tat  führt  aber  eine  tieftr  liudriu- 
gende  Aualegung  des  kurzen  Textes  zu  genau  demselben  Sinne^ 
den  ihm  die  Erweiterung  zuschreibt 

1)  Die  Henroihelnuieen  sind  von  mir  eingefügt,  lun  den  von  mir 
fär  richtig  gehaltenen  Sprechakzent  anzadeuten. 

2)  Bsp.  I  56. 

3)  Sap.  I  57  und  58  §  1. 

10 


Digrtized  by  Google 


146 


Zweiter  Hauptteü.  UehchtsverfassuDg. 


126.  Schröder  geht  davon  niis,  daß  Satz  4  daB  übernäch- 
tige Ungeiicht  dem  beleholea  Bichter  überweist.  Er  folgert 
aus  Satz  3,  daß  der  ständige  Gograf  kein  belehnter  Richter, 

sondern  stets  ein  gekorener  ist.    Deshalb  sei  auch  in  Sats  4 
mit  den  Wort^^'n         t'ogivvc^  d<  r  8tändis:e  Gojyraf  gemeint. 
Soweit  sind  die  Ergebnisse  noch  unbedenklich,  wenn  auch  nicht 
zwingend.    Für  Satz  2  kommt  aber  Schröder  zu  der  Auslegung 
„daß  bei  handhafter  Tat  die  Schreimannen  einen  anwesenden 
Unterrichter  (also  einen  von  mehreren  ständigen  Gografen)  znm 
Notrichter  wählen".^    Dieser  Schluß  steht  mit  dem  Wortlaute 
des  Satz  2  so\\ie  mit  der  Knväliming  dieser  Wnhl  in  Satz  3 
in  unvereinbarem  \\  iderspruche.    Nach  Schröder  wird  ja  gar 
keine  Person  gewählt,  denn  das  Herbeieilen  mehrerer  Gografen 
ans  verschiedenen  Geschäften  kommt  sachlich  nicht  in  Frage. 
Sondern  es  wird  von  den  Schreimannen  nur  entschieden»  ob  eine 
bereit«  bestimmte  Person,  nämlich  der  standige  Gograf,  richten 
darf  oder  nicht.    Der  K>piegler  spricht  aber  in  heidou  Stellen 
von  der  Auswahl  einer  Person,  in  Satz  2  sogar  „aus  min- 
destens drei  Dörfern Die  Entscheidung  darüber,  ob  der 
schon  bestellte,  ständige  und  anwesende  Gograf  richten  soll 
oder  nicht,  kann  gar  nicht  bezeichnet  werden  ab  ^kesen  enen 
gugreven,  to  minnest  von  dren  dorpen,  die  gaen  dat  to  richtene."' 
Es  kann  sich  nur  um  die  Wahl  eines  Privatmanns  zum  Noi- 
richter  handeln.   Auch  die  andern  Stellen  2,  welche  von  der  Wahl 
eines  Notrichters  sprechen,  sehen  alle  die  Wahl  e  ines  Privaten 
zum  Richter  vor,  nicht  aber  die  Erteilung  der  Erlauboia  an 
einen  ständigen  Richter,  das  Gericht  vorzunehmen. 


1)  Vgl.  Ger. -Verf.  S.  GG,  Lehrbuch  S.  559  No.  87:  „War  der  Graf 
nicht  zur  Stelle,  so  konnten  die  versammelten  Sohreimannen  auch  ein^n 
anwesenden  ünterrichter  zum  N'otrichter  kiesen*. 

2)  Vgl.  Magdebtuig- Breslau  von  1201.  §  8.  Ist  iz  also,  dafi  die 
bnrdigTave  dar  nicht  wesen  ne  mach,  die  bürgere  kiesen  einen  richtere 
in  sine  stat,  am  eine  hanihafte  missetat  §  10  Ne  i&  die  schultheise  dar 
nicht  zu  hus,  geschiet  ein  ungevuge,  so  netzet  man  einen  richtere  vmibe 
eine  hanthafte  tat.  \cr\.  Lippstadt  unten  S.  149  u.  Ürimm,  Weistümer  3, 6i$7, 
lindner,  Verne  8.  531  ff. 
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Das  Sohlufieigebnis  Schrödeis  ist  deshalb  nicht  annehm- 
bar. Aber  es  ist  eine  notwendige  Folgerung  aus  seinen  Fn- 
missen.  Denn  Satz  4  nimmt  hinsichtlich  des  Go|^rrafen  deutlich 
erkenn l>ai  aut  Satz  2  Bezug.  Wenn  in  Satz  4  mit  dem  Gografen, 
der  kein  übciuächtigos  Ungeriolit  richten  darf,  der  ständige 
Gograf  gemeint  ist,  so  muÜ  öatz  2  die  gleiche  Beziehung  ent- 
halten. Durch  diese  Folgerang  werden  die  Prämissen  Schröders 
imbaltbar. 

127*  In  der  Tat  eigibt  nun  die  Stelle  einen  voOkommen 
klaren  und  einwandfreien  Sinn,  sobald  wir  zwei  Gesichtspunkte 

im  Auge  behalten.  1.  Die  Erkenntnis  der  Vorstellungcü,  die 
einer  Angabe  zugmnde  lics:en,  kaiui  nur  gelingen,  wcmi  man 
die  einzelnen  Sätze  in  der  ciironologischen  Reihenfolge  und  in 
dem  Zusammenhange  betrachtet,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
2*  Bei  der  Auslegung  mittelalterlicher  Quellen  darf  mit  dem 
Sprechakzent  gerechnet  werden.  Heute  suchen  wir  so  zu 
schreiben,  daß  der  Leser  auch  ohne  Hinweis  auf  die  Betonung 
den  Sinn  klar  erkennt.  Deshalb  ist  heute  die  geschriebene 
Sprache  oine  andere,  als  die  gesprochene.  Aber  für  die  Zeit 
des  Spieglers  dürfen  wir  eine  solche  Schreibgevvandtheit  nicht 
voraussetzen.  Vielmehr  ist  es  durchaus  gestattet,  die  nicht 
ausgedrückte  Betonuug  einzusetzen. 

Gemäß  dem  ersten  Gesichtspunkte  hat  man  bei  der 
Beleuchtung  der  einzelnen  Sätze  davon  auszugehen,  daß  der 
Spieler  den  Satz  belegen  will:  „Alles  weltliche  Gericht  geht 
auf  Wahl  zurück**. 

Dieser  Au^gaii^s-puukt  bcHtätigt  zunächst  die  durch  den 
Wortlaut  des  Satz  2  erforderte,  oben  gegebene  Auslegung. 
Nur  diejenige  Tätigkeit  der  Schreimannen,  durch  welche  ein 
Privatmann  zum  Bichter  gemacht  wurde,  kann  einen  Bel^ 
dafür  erbringen,  daß  alles  Gericht  auf  der  Wahl  beruht  Da 
nun  diese  Auslegung  nach  dem  Wortlaute  von  Satz  2  und  Satz  3 
die  einzig  zulässige  ist,  auch  alle  Belegstellen  außerhalb  des 
Spiegels  bei  handhafter  Tat  die  Wahl  eines  Privatmanns  ge- 
statten, so  haben  wir  in  dieser  Auslegung  des  Satzes  3  einen 
gesicherten  Ausgangspunkt 

10* 
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Das  Recht  der  Wahl  ist  ferner  davon  abhängig,  daß 
^der  belehnte  Richter**  nicht  m  haben  ist  Wer  ist  nun  der 
bekhnte  Kichtcr,  der  als  nbwesciul  gcdaclit  wird?  Kauü  diese 
Bezeichnung  auch  den  ständigen  Gografen  umfassen?  Für  die 
Beantwortung  dieser  Frage  kommt  in  Betracht,  daß  nach  dem 
Zusatse  und  nach  vielen  andern  Quellen  ^  der  Gograf  sowohl 
von  dem  Volke  gewählt  als  auch  von  dem  oberen  Gerichtshemi 
belehnt  bezw.  bestätigt  wird.  Wir  haben  keinen  Grund,  von 
vornherein  für  die  Zeit  des  alten  Textes  eincu  anderu  Zustand 
vorauszusetzen.  Satz  3  steht  nicht  im  Wege,  sobald  wir  den 
Sprechakzent  auf  di"  Worte  mit  riuchte  lecken.  Nur  ein  erb- 
liches Lehn  würde  die  Wahl  ausschließen.  .Nicht  aber  jede  Art 
Leihe.  Satz  3  verneint  aber  gar  nicht,  daß  Oberhaupt  ein 
Bclehnungsvoruang  stattfindet.  Vielmehr  nur,  daß  ein  rechtes 
Lehn  mit  Folge  möglich  ist.  Gerade  der  Nachdruck,  mit 
dorn  das  rechte  Lehn  und  die  Folge  verneint  wird,  ergibt, 
daß  schon  dem  Verfasser  des  alten  Textes  ein  tatsächlicher 
Belehnungsvorgang  vor  Augen  stand^  dessen  mißverständlicher 
Verwertung  er  entgegentritt.  Deshalb  haben  wir  mit  der  Mög- 
lichkeit zu  rechnen,  daß  auch  zur  Zeit  des  alten  Textes  der 
von  dem  Volke  gekorene  ständige  Gograf  von  dem  liiiiaber 
der  Gnifenrechte  belehnt  wurde.  Dann  war  es  aber  auch 
moglicii,  daß  der  Spiegier  den  standigen  Gografen,  der  gewählt 
und  belehnt  wurde,  im  Unterschiede  von  dem  nur  gewählten, 
aber  nicht  belehnten  Notrichter  gleichen  Kamens  zn  den  be- 
lehnten Richtern  rechnete. 

128.  Diese  Auslegung  wird  durch  drei  Erwäpmcrrn  aus 
dem  Bereiche  der  Möglichkeit  in  den  der  Notweudigkeit 
erhoben. 

1)  Vgl.  Stiive,  üntersachungen  8.  66  ff.  Die  Nachrichten  über  das 
WaUrocht  der  Eitigesessenen  stammen  aus  aUen  Teilen  6acbsen.s.  Aber 
eine  Wahl  ohne  obrigkeitliche  Beetätigimg  ist  niigends  bezeugt  Sie  wird 
schon  durch  Nachrichten  ausgeschlossen,  welche  älter  sind  als  der  Sachsen- 
spiegel. Denn  bei  ganz  freiem  'Wahlrechte  wSie  es  nicht  tnnlieh  gewesen, 
von  einem  obrigkeitlichen  Besitze  des  Gerichts  zxl  reden.  Dennoch  begegnen 
wir  solchen  Nachrichten  schon  im  12.  und  m.  E.  schon  im  11.  Jahrihnndert. 
Vgl.  nnten  No.  193  und  No.  173,  74. 
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1.  In  jeder  Grafschaft  gab  es  einen  Grafen,  aber  mehrere 
ständige  Gografen.  Deshalb  war  die  Anwesenheit  eines  der 
Gografen  bei  der  handbaften  Tat  mehr&oh  wahrscheinlicher 
als  die  des  Grafra.  Es  ist  nicht  anznnehmen,  daß  der  Spiegler 
gerade  über  die  häufigste  Frage,  das  Verhalten  des  Kotrichters 
zu  dem  ständigen  Gografen,  gar  keine  Auökuuft  gegeben 
haben  sollte. 

2.  'Wenn  in  8atz  2  der  belehnte  Richter  nicht  den  stan- 
digen Gografen  einbegreift,  so  kommen  wir  zu  dem  £rgeb- 
nisse,  daß  die  Wahl  des  Notrichtera  auch  dann  sulfissig  war, 
wenn  der  standige  Gograf  an  Ort  und  Stelle  zui^ci^en  war. 
Nun  Iiaben  wir  in  dem  stäudigcn  Gogniieii  den  Vertrauensmann 
des  ganzen  (ros  und  zugleich  des  oberen  Richters  vui  uns. 
Es  ist  schwer  gii^ublich,  daß  er  durch  den  Vertraueusmann 
einer  zufällig  zusammengeströmten  Minderheit  verdrängt  werden 
mußte.  Jedenfalls  hatte  ein  solcher  Satz  einer  pr&sisen  For- 
uuilierang  bedurft  Sobald  die  Möglichkeit  bestand,  den  stän- 
digen Gc^raf en  als  belehnten  Richter  au&ufassen,  konnte  niemand 
den  Spiegel  dahin  auslegen,  daß  bei  seiner  Anwesenheit  die 
Wahl  des  Notrichters  zuhissig  war. 

3.  Der  Notrichter  ist  ein  Ersatzmann  für  den  „belehn- 
ten Richter Der  Notrichter  wird  „gogreve*''  genannt*  Dieser 
Ausdruck  ist  der  Amtsbezeichnung  des  standigen  Gografen 
nachgebildet  Denn  das  Amt  des  Notrichters  hatte  gar  keine 
Besiehung  sum  Go,  während  diese  Beziehung  bei  dem  stän- 
digen Namensvetter  vorlag.  Es  ist  nun  ein  allgemeiner  Erfah- 
rungssatz, daß  ein  iSurmgat  nach  dem  Originale  benannt  wird. 
I^oshaJb  folgt  aus  der  Bezeichnung  des  Notrichters  als  Gograf 
mit  Bestimmtheit,  daß  bei  dem  belehnten  Richter,  den  er 
ersetzen  soll,  in  eister  Linie  an  den  ständigen  Gografen  ge- 
dacht wurde. 

1)  Daß  der  Spiegier  hier  wie  überall  einem  Sprachgehraucbc  gefolgt 
ist  and  nicht  eine  Bezeichnung  frei  erfonden  hat,  zv'v^x  das  Stadtrooht 
▼on  lippsCadt,  §  7  (1309^1327).  Bei  baadhafter  Tat  sollen  alle  Hinsa- 
konunenden  dem  Verletzten  helfen,  ^sinen  gogrefen  winnen  mit  sesse 
unseren  boigheren*^.  Oveimann,  WestiEilische  Stadtiechte  I.  Uppstadt  §  7. 
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129.  Gegen  diese  Schifisse  läßt  sich  Dicht  emwendeity 
daß  der  Spieler  dann  eben  vom  belehnten  Gografen  ge- 
sprochen haben  wQrde.   Denn  der  belehnte  Gograf  kam  wohl 

vorzugsweise,  aber  doch  nicht  allem  in  Betracht  Außer  ihm 
wareu  noch  in  Betracht  zu  ziehen  der  Graf,  der  Marktöciiulzc, 
der  Vogt  in  der  Vogtei  und  in  der  Mark.  Es  entspricht  durch- 
aus der  allgemeinen  Formulieriingstechnik  des  Spieglers,  daß 
er  die  Au&ählung  der  Einzelheiten  durch  die  Wahl  eines  su- 
sammenfassenden  Ausdrucks  vermeidet  Die  gleiche  Technik 
ist  uns  schon  oben^  bei  der  Gegenüberstellung  des  Dompropstes 
und  des  Erzpriesters  begegnet. 

130.  Diese  Auslegung  wird  femer  durch  die  eigcutüni- 
liche  Form  bestätigt,  in  der  uns  Satz  3  entgegentritt.  Als 
zweiten  Beleg  für  die  Entstehung  der  Gerichtsgewalt  durch 
Wahl  muBten  wir  die  Wahl  des  standigen  Gografen  erwarten. 
Dieser  Gedanke  wird  auch  gebracht,  aber  er  ist  in  dem  Haupt- 
satze durch  die  Verneiniinn^  des  rechten  Lohns  an  dem  Amte 
des  Gografen  ersetzt  und  dadurch  in  einen  Kausalsatz  zurück- 
gedrängt   Wodurch  erklärt  sich  diese  Beugung  des  geraden 
Gedankenganges?    M.  £.  nur  dadurch ,  daß  der  Spiegler  bei 
dem  belehnten  Eichter  des  Satzes  2  gerade  in  erster  Linie  an 
den  standigen  Cf(>L;rafen  gedacht  hat.    Er  hat  ihn  als  belehnt 
bezeichnet  und  beeilt  sich  nun,  die  Trajj^wcite  des  Ausdrucks 
zu  begrenzen,  um  Mißvcrstiindnissen  entgegenzutreten.  Zwischen 
Satz  2  und  Satz  3  ist  der  Gedanke  einzuschieben:  „Wenn  ich 
soeben  den  ständigen  Gografen  zu  den  belehnten  Bichtem  gezahlt 
habe,  so  will  ich  damit  nicht  gesagt  haben,  daß  ein  rechtes« 
vererbliches  Lehn  an  dem  Amte  möglich  ist."    Es  ist  dieselbe 
Prägnanz  der  Ausdnieksweipe,  welche  auch  sonst ^  im  Rechts- 
buche  hervortritt  und  das  Verständnis  für  uns  erschwert. 

Da  nun  sowohl  in  Satz  2  und  Satz  3  der  belehnte  Richter 
den  standigen  Gografen  mit  umfaßt,  so  müssen  wir  in  Satz  4 
dem  Ausdrucke  die  gleiche  Tragwette  beimessen.  Der  Gograf, 
der  auf  handhafte  Tat  beschränkt  wird,  ist  nur  der  Notrichter. 

1)  S.  70. 

2)  Vgl.  oben  8. 80ff.  bei  der  LeihestaUe. 
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Die  Undentlicbkeit  der  Bezeichnung  verschwindet,  sobald  wir 
den  Sprechabsent  auf  das  Wortchen  ,,de''  legen. 

131.  Die  vorstehende  Ausltguntz;  des  knrzen  Textes  führt 

(Inhor  7M  (lern  Ergehnisse,  daß  die  Zusätze  des  ausfülulu  lieren 
'J'r'Xif's  ilvii  Inhalt  vollkommen  zutrefi'end  erläutern.  Ks  scheint 
mir  sicher,  daß  an  dieser  Stelle  die  Erläuterungen  von  Kyke 
selbst  herrühren.  Nur  der  Verfasser  des  Urtextes  konnte^  ohne 
daß  der  Sprechakzent  hervorgehoben  war,  so  genau  wissen,  was 
wirklich  gemeint  war.  Ein  Dritter  würde  in  jener  Zeit,  in  der 
die  Technik  der  Auslegung  wenig  entwickelt  war,  die  Vorlage 
^^niaii  so  verstanden  haben  wie  die  heute  herrschende  Meinung. 
Kr  wurde,  wnin  ihm  die  Kompetenz  des  Go^rafen  für  Un- 
gericht  aus  eigener  Anschauung  bekannt  war,  doch  die  Vorlage 
nicht  mit  dieser  Bestimmtheit  und  Treifsiehcrhcit  erläutert^ 
sondern  sie  statt  dessen  berichtigt  oder  die  ihm  bekannte 
Einrichtung  als  lokale  Abweichung  konstatiert  haben. 

Aus  den  vorstehenden  Gründen  ergibt  die  Gografenstelle 
nicht  nur  kein  Hindernis  für  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  der 
(rografen,  sondern  sie  bezeugt  unmittelbra  diese  Kompetenz  ;  ja  sie 
gibt  einen  Anhaltspunkt  für  ein  hohes  Alter  dieser  Einrichtung. 
Nur  wenn  der  Oograf  von  alters  her  der  ordentliche  Richter 
für  Ungerichte*  Nichtschöfienbarer  war,  wird  die  übliche  Be- 
zcichntmg  des  Notrichters  als  «Gograf*^  voll  verständlich.  Der 
Xotrichter,  der  über  Blut  richten  soll,  kann  doch  nicht  nach 
einem  Richter  genannt  worden  sein,  der  diese  Kompetenz  ent- 
Ijchrte  oder  erst  kürzlich  neu  erlangt  hatte. 

II.  132.  Bei  der  LcihestcUe  III  52  §  2,  §  3  handelt  es 
sich  um  die  Auslegung  des  Satzes: 

Den  koning  küset  man  to  richtere  Over  egen  unde  len 
nnde  over  jewelkes  mann  es  lif. 

Fast  völlig  übereinstiinmcud  wird  im  Lehnrechte  *  gesagt: 
„wen  die  koning  is  to  richtere  gekoren  over  jewelkes  mannes 
hals  unde  over  egen  unde  over  len.^ 

1)  Ssp.  Lnr.  Art  69  No.  8.  Der  Stelle  gehen  die  Worte  Torher: 
Wirt  oidel  gesciralden  amme  len  dat  des  henren  egen  si,  man  sai  dar 
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Nach  dem  Zusammeiihaugc  gesLittcii  nun  die  Worte 
^jewelkes  mamies^  eino  doppelt<'  Auslegung.  Diese  Worte  können 
nach  UDtea  anaachließend  gemeint  sein.  Andere  Bichter  werden 
gewählt»  um  über  andere  Uüter  zu  richten.  Uber  Eigen»  Lehn 
und  Leben  sollte  eigentlich  nur  der  Konig  richten.  Nur  die 
Unmöglichkeit  der  persönlichen  Gerichtsverwaltung  ffihrt  zur 
Gerichtsloiho.  Boi  dieser  Ausle<iuii<i  ist  der  Öprcchakzent  mit 
vollem  Naebdriieke  auf  „Leben''  und  „IJals"  zu  legen.  Die 
Lebensstrafe  ist  nun  gegenüber  den  bloß  verstümmelnden  Strateu 
die  höhere.  Wenn  es  sich  um  die  Ausschließung  der  anderen 
Bichter  handelt»  dann  bedingt  der  Ausschluß  von  der  Todesstrafe 
noch  nicht  den  Ausschluß  von  jeder  verstummelnden  Strafe. 
Der  Hochton,  der  auf  Hals  liegt,  muß  vielmehr  das  Gegenteil, 
die  Zuständigkeit  der  anderen  Richter  für  bloß  verstümmelndo 
Strafen  ergeben.  Die  aiissehließliche  (Terichtsbarkeit  des  Königs 
beschränkt  sich  auf  die  Verhängung  der  Todesstrafe. 

Zweitens  kann  aber  die  Wendung  ^jewelkes  mannes^  auch 
nach  oben  umfassend  gedacht  sein.  Andere  gewählte  Richter 
können  auch  richten»  aber  nur  über  das  Leben  bestimmter 
Kategorien»  unterer  Klassen.  Der  Kon  ig  aber  soll  fiber  das 
Leben  eines  jeden  Menschen,  auch  des  Schöffenbiuen,  aueh 
des  Fürsten  richten.  Es  würde  in  fsachlicher  Hinsielit  derselbe 
Gedanke  ausgesprochen  sein»  der  uns  III  26  §  1  begegnet: 
^Die  koning  is  gemene  richtere  over  aL*  Bei  dieser  Auffassung 
würde  der  Sprechakzent  auf  ^jewelkes  mannes*^  li^n.  Sie  würde 
auch  ohne  weiteres  die  Einbeziehung  von  ^hand  und  hals*^ 
ergeben.  Aus  der  Yersi^mg  der  höheren  Strafe  wurde,  wie 
oben  bemerkt,  die  Versagung  der  niederen  sich  nicht  ergeben. 
Wohl  aber  muß  die  ^(iewährung''  umfapsend  wirken.  Wenn 
der  König  über  den  Hals  auch  der  Höchsten  richten  darf,  dann 
hat  er  diese  Macht  selbstredend  auch  hinsichtlich  ihrer  Hand. 
Dem  Könige  vorbehalten  ist  die  ständisch  unbeschränkte 
Blutgerichtsbarkeit 

niede  ujipe't  loste  vor  rlat  rike  ticn.  —  An  die  Stolle  schließt  Rieh  der  Sat;-; 
Dar  ummc  so  lunot  al  laDtrecbt  uude  leurecht  begin  an  ime,  wende  die 
herscliilt  an  ime  begiot 
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Diese  beiden  Anslegimgen  sind  also  möglich.  Ausge- 

«chlossen  sclieiiit  mir  dagesren  die  Annahiue,  daß  durch  diese 
Stelle  die  oesamte  Gericlitsbarkeit  über  Ungericht  aller  Menschen 
dem  Könige  und  der  königlichen  Verleihung  vorbehalten  werde. 
Denn  das  meiste  Ungericht  wurde  an  der  Hand  und  nicht  am 
Leben  bestraft  Für  die  Strafe  an  der  Hand  sind  nach  jeder 
möglicbeo  Auslegung  dieser  Stelle  andere  Richter  als  König 
ööd  (irafen  ebenso  zuständige  wie  nach  allen  anderen  Stellen 
des  Kechubuches. 

Von  den  beiden  wirklich  möglichen  Auslegungen  scheint 
nur  die  zweite  entsciiiedeo  den  Vorzug  zu  verdienen.  Schon 
wegen  der  Fassung  der  Stellen.  Bei  der  ersten  Auslegung  sind 
die  Worte  „jewelkes  mannes*'  beide  Male  vdlHg  überfl&ssig.  Es 
Itedurfte  gar  keiner  Hervorhebung,  daß  der  König  nicht  ge- 
wählt wird,  um  iiber  Tiere  zu  richten.  Schon  das  bloße  „Iii"  und 
das  bloße  ,4inls'^  würde  den  Gedanken  des  Textes  ausgedrückt 
j  iobea.  Die  Worte  „jewelkes  mannes^  waren  eine  bloße  Ver- 
stäikuog.  Dieses  Ergebnis  ist  aus  zwei  Gründen  nicht  annehm* 
W.  Einmal  wegen  der  allgemeinen  Formulierungstechnik  des 
Spieglers.  Eyke  wi^^  seine  Worte  auf  der  Goldwai^e.  Die 
Auistlrucks weise  ist  überall  und  auch  in  der  Leüiestelle^  sehr 
prägnant.  Von  mehreren  Auslegungen  verdient  r^elmaßig  die- 
jeoige  den  Vorzug,  bei  der  jedes  Wort  seine  Bedeutung  hat 
Zweiteos  aber  w^n  der  Stellung  der  Worte.  Wären  sie  eine 
bloße,  bedeutungslose  Verstärkung  gewesen,  so  hätten  sie  zu 
K;geii  und  Lehn  ebensogut  gepaßt,  wie  zu  „lif"  und  zu  „hals". 
Aber  sie  werden  nur  bei  „lif"  eingeschoben  und  nur  zu  j^i^ils" 
liinzugeffigt.  Die  Stellung  ergibt  für  beide  Stellen,  daß  die 
Zastiodigkeit  des  Königs  für  ^If^  oder  ,,hals''  anders  gedacht 
m,  als  seine  Zuständigkeit  für  Eigen  und  Lehn. 

Kn  Gegen grund  gfgen  diese  Auslegung  läßt  sich  nicht 
daraus  entnehmen,  daß  in  der  Fortsetzung  der  Leihestelle  von 
<  iigericht  und  von  Gericht  über  Hals  und  Hand  schlechthin 
die  Bede  ist  Denn  die  Gerichtsgewalt  auch  über  die  Schöffen- 


1)  Vgl.  oben  8. 80ff. 
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baren  schloß  natürlich  die  Gerichtsgewalt  über  die  unteren  Klassen 
in  sich.  Als  Aushülfe  für  die  Unmögiichkeit  des  fiichtens  aller 
Ungerichte  durch  den  König  wird  nur  die  Gerichtsleihe  genannt 
Nach  nnserer  Auffassang  wurde  ein  Teil  dieser  Tätigkeit  a»eh 

durch  die  Wahl  anderer  Blutrichtcr  überflüssig^,  da  ja  insofern  die 
(Terichtsgewult  des  Königs  nur  eine  konknrncrciidc  war.  Wes- 
halb wird  diese  Aushülfe  uiobt  erwähnt?  Einfach  dt  shidb,  weil 
der  S])i^ler  die  allgemeinen  Grundlagen  der  Gerichtsgewalt 
schon  früher  behandelt  hat  und  an  dieser  Stelle  nur  die  Grenze 
der  königlichen  Gerichtsleihe  erörtern  will.  Die  Beschranktheit 
seiner  Absicht  ergibt  sich  auch  daraus^  daß  er  von  der  Leihe 
einer  Gerichtsbarkeit  über  Eigen  und  Lehn  nicht  weiter  redet 
Die  vorstehende  durch  die  Fassung  gebotene  Aus- 
legiuig  wird  weiti-r  dadurch  unterstützt,  daß  sie  diej«.'ni<re  ist, 
durch  welche  die  Leihestfllo  mit  dem  sonstigen  Inhalte  de» 
Rechtsbuches  in  vollen  Einklang  tritt  Dieser  Einklang  muB 
aber  vorhanden  sein.  Das  Rechtsbuch  ist  ein  durchaus  einheit- 
liches sonst  von  Widersprüchen  völlig  freies  Werk.  Verschie- 
dene Aussprüche  über  dieselbe  Frage  sind  Mitteilungen  eines 
kundigen  Majinos  über  ein  und  denselben,  in  ^\'irklichk«•it 
existierenden  Gegenstand.  Es  sind  gewissennaßen  mehrere 
photographische  Aufnahmen,  die  von  demselben  Objekte,  nur 
von  verschiedenen  Gesichtepunkten  aus  gemacht  sind.  Des- 
halb ist  es  schlechterdings  notwendig,  Lücken  und  Unklarheiten 
der  einen  Aufnahme  durch  die  bestimmteren  Ergebnisse  anderer 
zu  ergänzen. 

Die  Unld.iilieit  der  Stelle  betrillt  die  Frage,  in  welchem 
Umfange  die  ( MM'ielitsbarkeit  über  Ungericht  dem  Könii^e  und 
seinen  unmittelbar  iiüelistcn  Yassallen  vorbehalten  ist  Diese 
Frage  wird  nun  tatsächlich  unmittelbar  und  mittelbar  auch 
durch  sahireiche  andere  Angaben  beantwortet.  Wir  haben  sie 
ja  schon  fortlaufend  erörtert  Diese  Frage  wird  insbesondere 
speziell  entschieden  in  der  oben  erwähnten  Stelle  I  59  §  2: 

Allerhande  klage  unde  al  ungerichte  mut  de  richtere  wol 
richten  binnen  sime  gerichte,  svar  he  is,  :uie  oi  man  up  egen 
klaget,  oder  up  enen  scepenbaxeu  vrieu  man  ungerichte  klaget 
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Des  ne  mair  de  richt<?rc'  niclit  richten  wan  to  echter  dingstat 
uiido  linder  koniriL^os  banne.  Hi  koninges  banne  ne  mut  nenian 
dingen,  he  ne  iiebbe  den  ban  von  deme  koningc  untvangen. 

Es  kann  darüber  gar  kein  Zweifel  bestehen,  daß  unter 
dem  Königsbana  dieser  Stelle  diejenige  GerichtBjbarkeit  zu  ver^ 
stehen  ist,  die  nur  vom  Könige  hei^ommen  kann,  die  also  in 
der  ersten  Stelle  dem  Konige  vorbehalten  ist  In  Zivilsachen 
ist  die  Übereinstimmung  auch  offenbar.  Nach  allen  Stellen  ist 
nur  die  Gerichtsl)ark<'it  über  Ki«r{>n  dem  Könige  vorbehalten. 
Lehn  wird  in  I  59  §  1  nielit  orwiihnt,  weil  in  den  unteren 
Instanzen  besondere  Lehngerichte  vorhanden  waren.  Die  Stelle 
1  59  sagt  nun  ganz  klar,  daß  nicht  für  das  Ungericht  eines 
jeden  Menschen,  wohl  aber  für  das  Ungericht  Schöffenbarer, 
das  ihnen  an  Hals  und  Hand  geht,  der  Königsbann  erforder- 
lieh ist  Dieser  Aussprach  steht  nicht  aliein.  Wir  haben 
die  verschiedensten  Anli;[lts.|)nnkte  untersucht.  Wir  haben  ge- 
sehen, daß  diese  ßenchi  iinknng  des  Königsbanns  notwendig 
folgt  aus  den  Handlungsfristeu,  der  Kampfklage  und  Ver- 
festung  außerhalb  des  Königsbanns,  der  Verfestung  durch  den 
Gografen,  der  Rüge  vor  dem  Gografen,  aus  dem  Vogteidinge 
ohne  Königsbann  und  aus  der  positiven  Zuweisung  des  über- 
nächtigen Ungerichts  an  den  ständigen  Gografen.^  Über  die 
wirkliche  Vorstellunfr  des  Spicglers  kann  daher  gar  kein  Zweifel 
^ein.    Sie  muß  aueli  der  Leiliestelle  zugrunde  liegen. 

8chK»der*  ist  nun  freilich  der  Meinung,  daß  die  Lcihestelle 
mit  der  Stelle  I  59  §  2  in  Widerspruch  stände.  Schröders 
xVnsicht  bemht  nur  auf  derBetonui^  von  „lif^'.  Sobald  „jewelkes 
mannes^  betont  wird,  ist  auch  bezüglich  der  Strafgcrichtsbärkeit 
die  Übereinstimmung  in  vollstem  Umfange  vorhanden.  Diese 
Betonung  ist  daher  ganz  sicher  die  richtige.  Ein  Widerspruch 
liegt  gar  nicht  vor,  sondern  nur  eine  1 'nhf -tiniuitiieit  der 
Ijeihestelle  bei  isolierter  Betrachtung  von  unserm  iieiuigen  Staud- 
punkte aus.    Den  Spiegier  trifft  kein  Vorwurf,  auch  nicht 


1)  Vgl.  oben  §§  lOff. 
^  a.  a.  0.  8.  67. 
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darin,  daß  er  das  Fehlen  des  Sprechakzents  nicht  bei  der 
Revision  ergänzte.  Er  hatte  den  Umfang  dos  Kr>nii:sl)anns  ja 
schon  früher  bestimmt  und  konnte  füglioh  darauf  rechnen, 
daß  seine  Betonung  des  „jewelkes^  richtig  ergänzt  wurdo. 
Außerdem  wandte  er  sich  an  Leser,  denen  die  fortwährende 
massenhafte  Handhabnng  des  Blutgerichts  durch  Bichter  oline 
Königsbann  vor  Augen  stand  und  die  deshalb  nicht  leicht  auf 
den  Gedanken  kunirnen  konnten,  die  Leihesteiie  im  Sinne  der 
herrschenden  Meinung  auszulegen. 

Wenn  man  die  vorstehend  besprochenen  Anhaltspunkte 
susammenfassend  würdigt,  dann  ergibt  sich  mit  voller  Bestammt* 
heit;  daß  nach  der  Auffassung  des  Spieglers  das  Ungcricbt 
!Nichtsch()ü"enl)arer  auch  ohne  Königsbann  gerichtet  werden 
kann,  insbesondere  von  dem  Gogmfen  gerichtet  wird.  Es  liegt 
einer  der  Falle  vor,  in  denen  bereits  die  Auslegung  des  llechts- 
buches  ohne  Zuziehung  anderer  Zeugnisse  volle  Gewißheit  gibt. 

E.  Das  Eontrollbild.    §  13. 

Dasjenige  Bild,  das  uns  der  Sachsenspiegel  mit  zweifel- 
loser Bestimmtheit  bietet,  wii*d  nun  durch  die  übrigen  Nach- 
richten vollauf  bestätigt.  Das  gilt  sowohl  für  die  ostfälischen 
Nachrichten  wie  für  die  Quellen  der  anderen  Oebietc. 

I.  Die  ostfälischen  Nachrichten  sind  freilich  weder  sehr 
ah,  noch  sehr  zahlreich,  aber  zum  Teil  sehr  bestimmt  und 
unter  sich  übereinstimmend. 

IM,  L  Die  älteste  Nachricht  stammt  aus  dem  Jahre  1241 
und  gewahrt  nur  einen  unsicheren  Anhalt  liten  verzichten  auf 
ihr  Anrecht  an  Gütern  in  communi  placito  qnod  in  vulgari  dicitur 
godink  —  Eilardo  gogrevio  —  sub  pena  decollationis  prohibento 
ne  quis  —  impetere  audeat.* 

Die  Androhung  der  Enthauptung  ist  natürlich  eine  bloße 
Formel.  Aber  es  ist  immerhin  unwahrscheinlich,  daß  sie  von 
einem  Richter  gebraucht  worden  wäre,  der  gar  keine  Blut- 
gerichtsbarkeit  hatte. 

1)  TT.  B.  Hocfastift  midesheim  R  No  112. 
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136.  2.  1257  wurde  die  Graüachaft  Seehaufien  von  Halber- 
stadt an  Magdeburg  verkauft;,  aber  unter  Vorbehalt  der  Ooschaft 

in  ge\vissen  DörfcTn.  In  der  L'uuktiition  voui  13.  6.  11^57* 
lautet  der  Vorbehalt:  Es  wird  belassen  „judiciiim  quod  (joscap 
vulgariter  vocatur,  cum  omni  jure  in  hiis  villis"  —  folgen 
i^amen  —  item  predicte  viUe  de  judicio  habebuut  recursum  ad 
advocatam  domini  Halb,  et  non  ad  alium.  In  der  definitiven 
Vertragsurkonde  von  demselben  Tage'  wird  der  Vorbehalt  in 
f  'lgonder  Fassung  wiedergegeben:  ,,exepto  eo  quod  vulgariter 
goscap  dicitur  in  villis  subnotatis"  —  folgen  die  gleichen 
Namen  — ;  quas  subesse  volutmis  advocatie  nostre  io  Oschers- 
levc  pleno  Jure,  ut  ne  nomine  comitiae  tamen  in  his 
villis  aliquid  attemptetur,  preterquam  si  aliqui  in  illis 
villis  manentes  proprietatem  suam  dare  vel  vendere  vellent, 
Optionen!  habeant,  ooram  oomite,  videlioet  domino  Magdebnrgiensi 
arehicpiscopo  hanc  proprietatem  dandi^  vel  coram  nostro  advo- 
cato  in  Oschersleve  terminandi. 

Im  übrigen  stimmen  beide  Urkunden  iiaitientlich  auch  hin- 
sichtlich des  Entj^elts  übercin.  Es  ist  deshalb  auHgeschlossen, 
daß  in  der  zweiten  Urkunde  wesentlich  mehr  abgetreten  werden 
BoUte^  als  schon  in  der  ersten  beabsichtigt  war.  Diese  Urkunden 
werfen  non  ein  interessantes  Licht  auf  das  Verhältnis  von  Go- 
gericfatsbarkeit  und  Grafschaft  Die  Gi^richtsbarkeit  erscheint 
als  Teil  der  Grafschaft  Sie  muB  bei  Verkauf  der  Grafschaft 
eigens  zurückbehalten  werden.  Aber  sie  iai  auch  der  llaupt- 
teü,  beinahe  das  Ganze. 

Als  Bestandteile  der  Grafschaft,  die  nicht  einbegritiVa 
sind,  erscheint  in  der  ersten  Urkimde  die  Zuständigkeit  für 
die  Schelte  (recursus  de  judicio)»  in  der  zweiten  die  Zuständig- 
keit für  Auflassung.  Im  übiigen  ist  durch  den  Vorbehalt  der 
Goschaft  auch  die  Grafschaft  Magdeburgs  beseitigt  An  eine 
iiiehi  iiii  Oeding  au.sgeübli:  i\.rimiualgcrichtsbarkeit  erster  Instanz 
wird  gar  nicht  gedacht   Wenn  es  jemals  eine  Zeit  gegeben  hat, 

1)  t7.  a  Hodistift  Hilbeistadt  n  No.  929. 

2)  a.  a.  0.  No.  93a 
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in  welcher  im  Goding  kein  Uogericht  gerichtet  wurde,  was  ich 
nicht  glaube»  so  war  doch  um  die  Mitte  des  13.  Jalvhunderts 
jede  Erinuerung  an  die  Möglichkeit  dieses  Zustandes  verschwunden. 
Die  Urkunden  gehen  sogar  erheblich  weiter  als  der  Spiegier. 

Auch  die  Straf<!;('richt8barkcit  über  SchüficnbarL  ist  kein  erheb- 
licher Bestandteil  der  OrafHchaftsgerichte,  sei  es,  daß  auch  sie 
bereits  dem  Ciodüige  unterstellt  waren,  sei  es,  daß  die  Zalü  die.'^rr 
Personen  zu  unbedeutend  war,  um  in  Betracht  zu  kommen.  Mit 
der  herrschenden  Vorstellung  von  der  Konzentration  der  oberen 
Strafrechtspflege  im  Grafengerichto  sind  dieee  Urkunden  nicht 
zu  vereinigen. 

llJ(i.  3.  Am  1.  9.  1270  wurde  ein  Streit  zwischen  dem 
Bischöfe  von  Halberstadt  und  den  Grafen  vun  lve«r(Mistein,  die 
mit  der  Gniiöchait  im  Harzgau  belehnt  waren,  duix^h  einen 
Schiedsspruch  beigelegt^  Der  Vergleich  bezieht  sich  auch  auf 
das  ^4"^^^  qaod  goscaf  dicitur  in  vulgari^'.  Die  näheren 
Bestimmungen  lassen  Ober  die  Znstandi^eit  des  Oografen  für 
Ungericht  nicht  den  mindesten  Zweifel.  „Wenn  jemand  einen 
andern  verwimdet  hat  und  der  Verwundete  Klage  erhebt, 
80  s  11  der  Gograf  sein  Gewette  von  dem  Beklaprten  erheben 
und  der  Graf  soll  ihn  nicht  zum  zweitenmal  belangen.'*  —  „Die 
Leute  haben  freie  Wahl,  ob  sie  vor  dem  Grafen  klagen  oder 
vor  dem  Oografen/'  —  »Wenn  jemand  vor  dem  Gografen  ver- 


1)  Vgl.  U.  B.  Ilücliisüft  llaiberstadt  II  No.  1221.  Nachdem  die  Waiii 
doppelter  üografcn  durch  das  Volk  (homiues  in  comitia)  und  Bestätigung 
dvaxk  die  beiden  streitenden  Teile  verordnet  ifit,  S.  351  (25)  wird  gesagt, 
S.  352  (30):  quod  si  aliquis  aliiim  vuloeraverit  et  idem  vulneratus  de  sno 
losore  querimoniam  fecerit,  gogravius  coram  ipso  justitism  eonsequetur  et 
oomes  illum  lesorem  secundo  non  debit  uUatenus  oonvenire  nee  quemlans 
eeae  de  Ulo,  qoia  qaerolantis  et  jadicis  non  potest  neo  debet  offioiiim 
exeieero.  si  vero  aliquis  pertinens  comiti  lewiB  fuerit  pxo  tali  sno  hemme 
potent  qaeiimoniam  soscitare.  (25)  Item  bomiiies  liberom  habebont  arbi- 
tiiam  querolandi  conun  comite  vel  coram  gogiavio.  et  aicat  nemo  oompelU 
debet  ad  querimoniam  sie  nec  prohiberi  debet  etiara  qniis  ab  illa.  — 
(46)  Item  diffinitmis,  quod  si  aliquis  prescriptus  foerit  coram  gogravio  et 
hec  piesGiiptio  faerit  producta  (  oii^lH,  comes  ad  querulantis  iostantiam 
bannmn  pnecriptioius  iUius  in  sede  judicii  et  ioco  debito  poterit  oonfiimare. 
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festet  wird  und  die  Verfestung  dem  Graleu  bezeugt  wird,  so 
kaDQ  der  Graf  auf  Antrag  des  Klägers  die  Verfestung  an  echter 
DiDgBtatt  bestfUigen.''  Von  irgend  einer  Betätigung  des  Sohulsen 
ist  nicht  die  Bede.  Er  wird  in  dem  ganisen  Schriftetocke  fiber- 
bnnpt  Dicht  erwähnt  Dennoch  war  die  Klage  wegen  Verwun- 
tiüiig  Vilm  UDgerichtsklage,  und  die  Verfestung  nur  bei  Ungericht 
mläseiir. 

137*  4.  Am  3.  10.  1281  wird  erwähnt,  daß  zwei  Brüder 
eine  pena  proscriptionis  verwirkt  hatten:  quam  tribus  judioibua 
exsolvere  tenentur,  videlicet  acolteto  in  Magdeburgk,  advocato 
domint  BlagdebtirgenBW  in  Bodenbur^,  gugia^o  in  Otteraleve.^ 

I'use  Urkunde  beweist,  daß  auch  der  Gograf  in  Ottcrslcben 
verfesten  konnte ^  also  Gerichtsbarkeit  in  Ungerichtösachen 
besaß. 

138.  5.  1296^1303  wird  zwischen  dem  Kloster  Bsen- 
boig  und  dem  Ritter  von  Plotske  der  oben  *  erwähnte  Yertn^ 
darüber  geschlossen,  in  welcher  Weise  die  Leute  des  Klosters 

das  Goding  zu  hcsuchea  haben.  Es  wird  bestimmt:  1.  4Uod 
Ur  in  auno  secuudum  consuetudinem  loci  ad  judieium^  quod 
godingh  vulgahter  dicitur,  unn  cum  aiiis  veniant,  et  si  quid  ibi- 
dem querimonie  veL  accusationis  contra  ipsos  dehitum  fuent^ 
sepedictus  Bemardus  mües  seu  ejus  vicem  gerens  pro  quanti- 
täte  excessus  tanquam  judex  Ordinarius  judicabit  2.  Et 
si  aliqui  excessus  qui  vulgaritcr  ungherichte  dicuntur,  caöualiter 
eveneriut  qui  ad  ipsum  deluti  fuerint,  similiter  omni  die  et 
onmi  hora  tanquam  judex  Ordinarius  judicabit.  3.  Si 
vero  ad  ipsum  nulia  querimonia  delata  fuerit  pro  parte  civium 

predictorumy  eosdem  non  debeat  aggnivare.  Et  si  aÜqua 

aententia  quo  dicitor  gewedde  inique  artati  fuerint,  a  qua  si  non 
appellaverint,  tiüidquitl  juris  fuerit,  si  gratia  non  intervenerit 
biistiiiebuut  Si  vero  ab  iuiqua  seutentia  quempiam  ipsorum 
ad  Judicium  superius  videlicet  in  Leseueboig  oontigerit  appeliare^ 

1)  U.  B.  üus..  1.  Frau.  i.  Mjigiielmrg  Xo.  149.  Die  Urkunde  ist  auch 
(ieshrd)»  interessant,  weil  sie  die  3  Guriulit».'  des  Sachsenspiegeis  zusammen 
Bennt.    Aber  das  Schulzcngericlit  ist  fbcn  ein  Stadtgericht 

2)  U.  B.  liseuboig  i  No.  184.    Vgl.  oben  S.  107. 
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<jui(quid  ihidom  sentontialiter  dictatum  fuerit,  vigorem  juris 
sihe  contradictione  qualibet  sorcietur. 

EigeDtümlicbcrweise  nimmt  Wittich  an  \  daß  die  Urkunde 
dem  Gografen  nur  die  niedere  Gerichtsbarkeit,  die  Ungerichts- 
barkeit  aber  nur  bei  bandhafter  Tat  zugestehe.  Von  handhafter 
Tat  ist  in  der  Urkunde  überhaupt  nicht  die  Bede.'  Aach  hin- 
sichtlich der  Un|ycrichte  ist  der  (ioi^raf  üusdrfickh'ch  als  judex 
Ordinarius  bezeiclinct.  Die  Besünderheit  der  Behandlung  be- 
zieht sich  nur  auf  die  Gerichtszeit.  Die  Dingpflicht  wird  bei 
anderen  Streitigkeiten  auf  die  drei  Jahresdinge  beschrankt 
Daneben  dürfen  aber  ^jederzeit^  Gerichte  über  XJngerichte  ab- 
gehalten  werden. 

139*  6.  Zu  dcmsrlbcn  Erj^ebnisse  fühlt  die  oben^  erwähnte 
Bmimschweiger  Parallelurkunde.  Die  Herzte  behalten  sich 
die  Blutgerichtsbarkeit  vor,  die  ganze  andere  niedere  Gerichts- 
bariceit  urird  einem  vom  Kapitel  zu  bestellenden  Bichter  über- 
lassen. Der  Zusammenhang  der  Bestimmungen  ergibt  mit 
Sicherheit,  daß  die  den  llerzö^ren  vorbehaltene  Blutgerichts- 
barkeit gerade  in  dem  Godiug  ausgeübt  werden  sollte,  das  von 
den  Laten  zu  besuchen  war. 

7.  Nach  einer  Driberger  Urkunde  von  1304,  die  sich 
gleichfalls  auf  den  Harzgau  bezieht,  wird  im  Goding  über 

eine  Totschlairsklnire  verhandelt.  Diese  Urkunde  ist  unten  in 
No.  156  ff.  eingehender  besprochen. 

140«  In  der  oben  S.  109  No.  4  erwähnten  Urkunde  des 
Herzogs  Otto  von  Braunschweig  wird  unmittelbar  im  Anschluß 
an  die  oben  mitgeteilten  Worte  bemerkt: 

„Kon  obstante  eo,  c|Uod  idem  milos  capitnlem  sententiain 
dictaium  viUarum  quam  a  nobis  prius  possidebat  justo  tituio, 
ulterius  eodem  pheodo  possideat  Ubere  et  quiete.'' 


1)  Orandherrschaft  S.  341  Anra.  2. 

2)  Das  ( asualiter  evenire  liißt  sich  uumöglich  auffassen  als  „Kr- 
greifen  bei  haudhafter  Tai'*.  Die  Wendung  besagt  gar  nichts  weiter  als 
einfach  ,sich  ereignen*. 

3)  Vgl.  S.  108  No.  2. 
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Als  ich  die  üikande  enerst  1a8»  glaubte  ich  in  ihr  das 

einzip^e  mir  bekannte  Zeuj^nis  für  eine  Einschränkung  des 
Gogcnehttj  vor  mir  zu  haben.  Auf  den  ersten  Blick  scheint 
eine  gewöhnliche  Verleihung  des  Gogerichts  vorzuUegen.  Da 
nun  die  capiialis  sententia  in  dieeer  Verleihung  nicht  ein- 
begri£Pen  igt,  so  liegfc  es  nahe  anzunehmen,  daß  sie  keinen 
Bestandteil  des  Gogerichts,  sondern  einen  Bestandteil  der  Graf- 
schaft bildete.  Aber  diese  Auf&ssung  erweist  sich  als  unzu- 
trelVend.  Das  Lehnbuch  von  1318  desselben  Herzogs  Otto 
von  Brauuschweig,  der  die  Urkunde  von  13'20  ausstellte,  enthält 
folgende  Einträge^,  die  sich  auf  verliehene  Güter  beziehen: 

1.  Ludolphus  de  werberch  nules  oapitale  judioium 
Wolstorp,  Kisseleve  et  Kisseleve,  Bodhe  et  in  Werbeige. 
Item  comeciani,  «juam  habet  in  Supplinghe  usw. 

Davon  durch  verschiedene  Eintrage  getrennt: 

2.  Conr.  filius  quondam  donmi  Conr.  nobiÜs  de  werberge 
lecepit  in  pheodo  comeciam  in  Supplinghe,  comeciam  in 
Wolstorp,  comeciam  in  parvo  Kisseleve  usw. 

Das  capitale  judicium  der  vier  Oi*te  ist  somit  von  der 
Grafschaft  völlig  getrennt.  Es  steht  in  Wolstorp  und  in 
Kleinkisseleve  einer  andern  Person  zu,  als  die  Grafschaft',  und 
ist  daher  sicher  nur  ein  isolierter  Teil  einer  Geriehtsgewalt 
Aber  es  fragt  sich,  ob  ein  Teil  der  graflichen  oder  der  Geschäft 
Ich  glaube,  daß  schon  zwei  Grunde  für  die  zweite  Annalime 
den  Ausschhiü  ^j^cben.  Die  (irafscbaft  ist  in  der  gewöhnlichen 
Form  ohne  Einschränkung  verliehen;  es  wird  nicht  erwähnt^ 
daß  Konrad  von  Werberg  als  Tafschaft  weniger  erhalten 
hätte,  ab  gemeinhin  zu  der  Grafschaft  gehörte.  Dagegen  wird 
in  der  Urkunde  von  1320  überhaupt  nicht  die  Geschäft  ver- 
liehen, sondern  ein  eigentfimlich  umschriebenes  Rechte  diejenige 
Gerichtsgewalt,  die  in  dem  Hecht  auf  den  Dingbesuch  besteht, 


1)  Sudendoif  I  6. 170  Z.  23^25  and  Z.  dOfi. 

2)  Der  IGles  Ladolph  war  mit  dem  Eoniad  verwandt  Aber  die 
PanonenfeEBdluedeBheit  mid  die  Gleiohzeitigkeit  sind  sweifellos. 

11 
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der  Dingzwang.  Der  andere  Teil  mitteklterlicher  Qerichtsgcwalt» 

das  Recht  der  Aburteilung,  wird  nicht  erwülmt,  weil  er  schon 
verliehen  ist  in  der  capitalis  justieia  Wer  <lie  sienane  Fassung 
der  Urkunden  jener  Zeit  berücksichtigt,  wird  nicht  daran  zwei» 
felo,  daß  dies  der  Zusammenhang  ist.  Dazu  kommt  zweitens, 
daß  der  Erwerber  offenbar  befurchtet,  daß  aus  dem  Rückkauf 
des  1320  verliehenen  Rechts  auch  der  Rückkauf  des  capitale 
judicium  gefolgert  werden  k5nnte.  Groschaft  und  Grafisohaft 
waren  so  verschiedene  Rechte,  dui)  diese  Befürchtung  nielit 
verstündlieh  wäre,  wenn  das  ea]»itale  judicium  zu  der  Grafödiaft 
gehört  hatte.  Aber  die  Klausel  ist  durchaus  verständhch, 
wenn  wir  annehmen,  dali  das  capitale  judicium  ein  Teil  der 
Geschäft  war.  Diese  Deutung  wird  femer  dadurch  unter- 
stützt, daß  Schöningen  unmittelbar  an  die  OrafiBchaft  Seehausen 
grenzt,  von  einseinen  zu  dieser  Grafschaft  gerechnet  wird.  Bei 
der  Veräußerung  der  Grafschaft  wurde  man  nicht  die  Ein- 
beziehung der  Kriminalgerichtsharkeit  in  die  fxoschaft  als 
selbstverständlich  behandelt  haben,  wenn  nebenan  das  capitale 
judicium  zur  Grafschaft  gehörte. 

7.  In  der  gleichfalls  schon  früher  erwähnten  Wahlkapita- 
lation  des  Bischofs  Johann  von  Hoym  von  Halberstadt  vom 
14.  2.  1420  wird  verschiedenen  dem  Domkapitel  gehörenden 
Dörfern  die  Wahl  eines  oder  mehrerer  „Hogrefen"  zugesichert, 
der  —  richten  möge  all*  un<;erichte  und  inisscdat  —  unde  ok 
de  an  hals  und  liand  unde  an  har  gan. 

Für  die  spätere  Zeit  lasyen  sich  die  Belege  mehren.  Ich 
verweise  z.  B.  auf  die  oben  S.  112  No.  7  angeführte  Urkunde. 

Sonach  stimmen  alle  Nachrichten  aus  Ostfslen  unter 
sich  und  mit  dem  Sachsenspiegel  darin  überein,  daß  die  Yer- 
handhing  von  Ungerichtssachen  Nichtsch&ffenbarer  vor  dem 
Gografen  stattfindet  Von  einem  Gogeriehte,  das  wirklich  auf 
ZivilRacheu  und  kleine  Delikte  beschränkt  war,  hören  wir  erst 
aus  dem  16.  und  17.  Jidirhunderte,  aus  der  Zeit  des  Verfalls. 

141.  Das  Gewicht  dieser  Ubereinstimmung  wird  nan 
dadurch  verstärkt,  daß  sie  nicht  für  Ostfalen  allein  vorhanden 
ist,  sondern  genau  ebenso  für  alle  übrigen  Teile  SachaenSy 
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nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  uns  aus  Westfalen  niehr,  weit 
allgemeiner  gefaßte  und,  wenigstens  in  einem  i^'aiic,  auch  er- 
heblich ältere  Nachrichten  vortiegeo. 

Allerdings  wird  gelegentlich  fOr  Westfeien  ^  eine  allmäh- 
liche Entwieklnng  der  peinlichen  Gerichtsbaikeit  innerhalb  der 
Gogerichte  behauptet.  Aber  diese  Lehre  zeigt  nur,  wie  ver- 
hangiiisvoll  ein  Mißverptamhiis  des  Sachsenspipjarels  die  Deutung 
der  geschichtlichen  Überlieleninji;  beeinflussen  kann.  Dagegen 
hebt  Lindner-,  dem  niemand  die  genaue  Kenntnis  des  west- 
fälischen Urkundenmaterials  bestreiten  wird,  mit  Recht  hervor, 
daß  die  Gogeriohte  schon  bei  ihrem  ersten  Auftreten  im  Besitee 
der  Blutgerichtsbarkeit  erscheinen.  In  der  Tat  ist  die  hen^ 
sehende  Lehre  völlig  beweislos. 

142.  Den  Ausgang:spunkt  der  Untersuchung  soll  die  Kölner 
£rkundigang  (1306—1308)  bilden."  Nach  den  Angaben  der 
dem  Erzbisdiof e  zustehenden  Gogerichte  und  Freigericbte  folgen 
ein  Sats  über  die  königliche  Bannleihe  an  die  Freigrafen  und 

dann  die  Worte: 

Et  simili  modo  omiies  Gogravii  per  totnm  Westphaliam, 
eujuscumque  fuerint,  non  debent  judicarc  niäi  auctoritate  per 
gladinm  a  Duce  recepta.  Modo  quüibet  Comes  tales  gogra- 
viatoB  instituit  et  destituit  et  judicant  sine  Duce^  quod  facere 
non  possunt  et  infringnnt  jus  judicis. 

Die  Form  der  Belehnung  mit  der  gogräflichen  Gewalt  ist 
die  Verleihung  des  Schwertes.  Und  das  Sehwei-t  ist  das 
Symbol  der  Blutgericlitsbai-keit.  Mocht«  der  Marschall  die 
Rechte  seines  Herrn  überschätzen  oder  übertreiben,  zu  einer 
Erfindung  bezüglich  des  Schwertes  lag  gar  kein  Anlaß  vor. 
Sie  hatte  ja  gerade  dem  Ansprache  des  Erzbischof s  einen  völlig 
illnsorischen  Inhalt  gegeben.  Deshalb  bekundet  die  Mitteilung, 
daü  damals  in  ganz  Westfalen  die  Blutgerichtsbarkeit  als  selbst- 


1)  Vgl.  nocli  neuordingH  die  Diäsertatiou  von  Schmitz;  Gogerichte 
im  Herzogtum  Westfalen.  1901. 

2)  Vorne,  S.  32. 

3)  boiberu,  U.  B.  I  S.  044. 

11* 
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verst&ndUdies  Aitribiit  des  Gografen  galt  Sind  wir  nun  be- 
rechtigt oder  gar  genötiti;t  anzuiitliiuen,  daß  diese  allgemein 
vorhaudene  Einrichtung  jüngeren  Datums,  ein  Produkt  des 
13.  Jahrhunderts  ist? 

Bei  der  Stelloiignahme  scheinen  mir  zwei  Umstände  he- 
sondere  Beachtung  zu  verdienen.   Einmal  ist  hervorsuheben, 
daß  der  fragliche  Teil  der  Gerichtsbarkeit  von  der  größten  Be- 
deutung war.   Die  dem  Grafengerioht  verbliebenen  Elemente 
bildeten   im   12.  Jahrlmndert  überhaupt,    iiiimentlich  aber  in 
Westfalen,  nur  einen  j«ehr  kleinen  Teil  der  Bevölkerung.  Die 
Gerichtsbarkeit  über  Ungerichte  Nichtsein »tVenbarer  ist  nun  der 
\\'ichtigste  Teil  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  und  damit  der 
Gerichtsbarkeit  überhaupt»  ein  Teil,  der  sowohl  für  die  Macht  als 
für  den  finanziellen  Vorteil  Bedeutung  besaß.  Zudem  aber  haben 
sich  in  Westfalen  schon  im  12.  Jahrhundert  Freigerichte  und 
Gogcrichte,  beziehungsweise  das  BestätiLinit:;srecht  hinsichtlich 
der  Gografen  in  verschiedenen  IJänden  bt  tunden.    Gerade  die 
Erkundigung  zeigt,  daß  die  Freigerichte  in  ungleich  größerem 
Umfange  sich  in  den  Händen  von  Yassallen  des  Herzogs  be- 
fanden  y  als  die  Gogexichte.   Die  Übertragung  der  fimgliehen 
Gerichtsbarkeit  von  den  Freigerichten  auf  die  Gogeriohte  würde 
in  solchen  FSllen  nicht  eine  einfache  Eompetenzverschiebung 
innerhalb  derselben  Oi*ganisation  gewesen  sein,  sondern  nichts 
anderes  als  eine  Expropriation  der  gra fliehen  Geschlechter  in 
bezug  auf  einen  hochwichtigen  Teil  ihrer  Hechte.   Ks  ist  nicht 
abzusehen,  welche  Gewalt  die  Macht  und  angesichts  der  ver- 
schiedenen Verteilung,  welche  auch  die  Herrschaft  über  die 
Goggerichte  aufweist,  das  Interesse  daran  hatte,  eine  solche 
Expropriation  gleichmäßig  durchzuführen.    Es  ist  auch  nicht 
wahrscheinlich,  daß  diese  Expropiiation  ohne  Kampf  verlaufen 
sein  wird.     Nun  haben  wir  allerdings  verschiedene  Berichte 
über  solche  Streitigkeiten  ,  welche  sieh  auf  die  Innehabung  des 
Grogerichts  beziehen.   Aber  nirgends  wird  uns  von  einer  Kontro- 
verse über  die  Kompetenz  dieses  Gerichts  berichtet.  Vielmehr 
weisen  alle  Nachrichten,  von  der  ältesten  bis  zum  17.  Jahiv 
hundert,  übereinstimmend  auf  die  Blutgerichtsbaikeit  hin. 
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143.  Die  früheste  Nachricht  findet  feich  m  dem  »Soester 
Stadtrechte  und  zwar  in  dem  ältesten,  vor  1142  anzusetzenden 
Teüe.   Art  25^  lautet: 

Omnis  causa  infra  bannum  nostarum  quam  vel  mors  punit 
vel  detruncaiionem  membri  meretur,  ad  Judicium  pertinet  advo* 
eati,  nisi  prius  fuerit  proclamatum  ad  Judicium  rurensis 
gogra  vii. 

Sonderbarerweise  vorstehen  Stuve^  und  Schmitz^  unter 
dem  rurensis  gogravius  den  Notrichter.  Tatsächlich  ist  der 
ständige  Gograf  der  Geschäft  Soest^  gemeint 

1.  Die  Bezeichnung  rurensis  paßt  ausschließlich  auf  den 
ständigen  Gografen  des  Landbezirks.  Wenn  der  Notrichter  als 
Konkurrent  des  Advokaten  gemeint  wäre,  so  würde  doch  nicht 
ein  auf  dem  Lande,  sondern  nur  ein  in  der  Stadt  gewählter 
Xotrichter  in  Frage  kommen. 

2.  Proclamare  ad  Judicium  heißt  Klage  erheben  vor  Ge- 
richt (vgl.  a.  a.  O.  c.  2 1  und  c.  55).  Vor  dem  Notrichter  wurde 
keine  Klage  erhoben  und  er  hatte  kein  Gericht.  Dagegen  be- 
stand das  konkurrierende  Recht  der  Klage  vor  dem  Land- 
gografen  noch  später. 

3.  Zwischen  den  beiden  Richtern  soll  die  Priorität  ent- 
scheiden. Es  hätte  keines  besonderen  Artikels  bedurft,  um 
zu  sagen,  daß  der  Advokatus  nicht  ne  In  richten  kann,  nach- 
dem der  Täter  im  Notgerichtc  schon  gehäogt  war. 

Darob  die  vorstdiende  Bestimmung  des  Soester  Stadt- 
rechts ist  die  Gerichtsbarkeit  der  Gografen  über  Ungerichiv 
und  zwar  auch  über  das  Leben»  schon  für  die  erste  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  bezeugt.  Aber  sie  ist  noch  weiter  zurück- 
zudatieren. Wenn  die  Blutgerichtsbarkeit  des  Gografen  über- 
liaupt  neues  Recht  gewesen  wäre,  so  würde  er  sie  bei  dem 
Ausscheiden  der  Stadt  schwerlich  in  Konkurrenz  mit  dem 
Stadtv<^te  behalten  haben. 

n  Pi"  Chroniken  der  deutschen  Städte  24  Ilgen  S.CXXX11. 

2)  Muve  a.  a.  ü.  S.  2,  (56  ff. 

3)  Schmitz  a.  a.  0.  S.  18. 
4}  Ilgen  a.a.0,  CLVI. 
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144.  Zu  demselben  ScMiiBBe  nötigt  eine  etwas  jüngere« 

aber  dafür  sehr  allgemeiDe  Nachricht ,  die  wir  für  Osuabrück 
besitzeu.^ 

König  TTciurich  Vll.  gibt  1225  dem  Bischuf  von  Osna- 
brück das  Kecht^  in  gewissen  Ortschaften  das  Gericht,  welches 
Gogericht  hiefl,  dorch  eigene  von  ihm  ernannte  Gografen  ver* 
sehen  za  lassen,  quod  liberiorem  habeat  suorum  subditorum 

excessus  et  iusolentias  corrigcndi  faculüitem. 

Es  ist  schwerlich  daran  zu  zweifeln,  daß  ein  Gericht, 
welches  geeignet  sein  soll,  excessus  et  insolentias  subditorum 
m  unterdr&ckeni  ein  Kriminalgericht  mit  Kompetenz  für  Un- 
gericht  gewesen  sein  muß. 

145.  Zu  diesen  Zeugnissen  treten  nun  eine  große  Zahl 
anderer,  die  zum  Teil  h-h  Ii  dum  13.  Jahrhunderte  -,  zum  Teil 
dem  14.  und  15.  angehören  und  uns  die  westfälischen  Gogerichte 
ausnahmslos  im  Besitze  der  Blutgerichtsbarkeit  zeigen.  P2ines 
näheren  Eingehens  bedarf  es  deshalb  nicht,  weil  die  Allgemein- 
heit  der  Blutgerichtsbarkeit  für  dai  14.  und  15.  Jahrhundert 
völlig  unbestritten  ist.  Das  traditionelle  Mißverständnis  des 
Sachsenspiegels  ist  der  einzige  Anhalt,  der  für  die  allmälilicho 
Entwicklung  dieser  Gerichtsbarkeit  im  13.  Jahrhundert  in  Be- 
tracht kommt  oder  angefühlt  worden  ist.  Mit  der  Beseitigung^ 
der  unrichtigen  Auslegung  fällt  jeder  Anlaß  zu  einer  solchen 
Vermutung  hinweg.  Die  gleiche  Verbreitung  der  Blutgerichts- 
baikeit  beiregnet  uus  in  Niedersachsen.  Für  Holstein  steht 
wenigstens  die  Kriminalgerichtsbark«  it  des  Godings  fest*,  wcnm- 
schon  von  dem  Gograten  keine  Rede  ist.  Im  übrigen  bedürleu 
diese  Verhältnisse  näherer  Untersuchung.  Schon  der  Spiegel 
weist  auf  Abweichungen  hin.  Heranziehung  der  nordwestlicheD 
und  Mesaschen  Gebiete  ist  aus  den  gleichen  Gründen  nicht 


1)  U.  B.  Osnabrilck  H  No.  200. 

2)  Vgl.  2.  B.  VUmanns  W.  U.  B.  III  No.  296  (1232),  IV  No.  666 
(1256)  altom  judiciom;  ü.  B.  Osoabräck  III  589  (1277)  [Yeifestang]  o.  &. 

3)  Vgl.  Schröder,  Oer.-V.  8. 44  ff.,  E.  Hayer,  V.-Gesch.  I  8. 464  No.  82., 
Nitzsob,  Kieler  Monatsschrift  1854  8.  355 ff.  Den  Erkttrangen  TonKayt^r 
und  Nitzsch  kann  icb  nicht  beitreten. 
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ratMm.    Doch  sei  hervbigehobeo,  daß  die  Kompetenz  des 

dortigen  Dcigerickts,  das  dem  binnensSchsiscken  Godiiigc  ent* 

spricht,  die  Masse  der  Strafsaehen  iiinfalit. 

146.  Dui'  li  die  vorstohendeii  Ausfuhrungen  wird  nicht 
ausgeschlossen,  daß  es  doch  eine  Zeit  gegeben  hat,  in  welcher 
dem  Gografen,  wenn  auch  nicht  dem  Gedinge,  die  Zuständig- 
keit für  Ungerichte  gefehlt  hat^  so  daß  der  Graf  in  Blutsacben 
das  Goding  selbst  abhielt  Oben  woxde  hervorgehoben^  daß  der 
Sachsenspiegel  das  Gewette  nicht  nennt,  das  dem  Grafen  im 
GodiMü;e  zukam.  Für  Westfiücu  liegt  nun  eine  Naeluicht  vor, 
die  auf  das  hypothetische  Gewette  zu  l)oziehen  ist,  nämlich  die 
Einschränkujig  einer  Buße  von  5  iSchiiiingen,  die  im  Goding 
als  Dinggewette  erhoben  ^vurde.  ^  Die  Buße  kann  schlechter- 
dings nicht  eine  ältere  Buße  des  Gografen  sein.  Dazu  ist  sie 
viel  zu  hoch.  Dag^en  ist  sie  genau  ein  Drittel  des  alten 
Orafenbanns  von  15  Schülingen,  also  der  Betrag,  der  dem 
Grafen  selbst  zukam.  Die  Reduktion  des  Grafenbanns  auf 
das  Grafrii  Irittel  ist  auch  .sonst  bezeugt-  und  kann  sich 
da<lurch  erklären,  daß  bei  den  Laien  und  Libertinen,  die  für 
das  Goding  in  Betracht  kommen,  der  Anteil  des  Fiskus  dem 
Herrn  anheimfiel,  somit  für  das  öffentliche  Gericht  ausschied. 
Die  Nachricht  ergibt^  daß  der  Giafenbann  von  15  Schillingen, 
den  die  Capitulatio  fOr  Sachsen  einführte,  auch  nach  dem 
Capitolare  Saxontcum  sich  erhalten  hatte,  wennschon  im  Königs- 
banne  natürlich  die  höhere  Buße  von  60  Schillingen  erhoben 
wurde.    Weitere  Anhaltspunkte  für  die  gräfliche  Handhabung 

1)  Darch  Schiedsspmcli  wurde  1277  in  einem  btreite  zwischou  den 
Grafen  von  Ravensberg'  und  dem  liisthuf  von  Osnabrück  festgesetzt:  super 
dissentione  jurisdictionis  rjue  gogertchie  yooatnT  sie  est  detarminatum ,  quod 
vadimonium  quinquu  büliduruui,  quud  ad  dictimi  jiuiicium  tarde  venien- 
tibas,  qai  valgariter  kUekomers  vocantur,  foit  impositom ,  minus  juste,  BOX 
deaarios  non  excedat,  item  vadimoniam  qainqae  solidoram  qaod 
injuste  imponelAtoT  corraptam  diotaatibus  senteatiam  sexdenariosnoa 
exeedat  ü.  B.  Osaabriick  III  No.  689. 

2)  Tgl.  Uiionde  Heinrichs  II.  für  Worms,  U.B.  Wonns  I  No.4S  (1014). 
Die  Beatang  des  FünfachiUingsboans  ab  Oiafendiittel  fiadet  sich  bei 
Bielsdiel,  Harkt  und  Stadt,  8.  216  Anm.  3. 
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des  OodmgiB  werden  rieh  spater^  eigeben.  Aber  für  die  Aas- 
legung  des  Spiegels  kommt  diese  Hypothese  nicht  in  Fni^. 

In  der  Zeit,  in  welche  die  Abfassung  des  Spiegels  fällt,  imil] 
die  Blutgerichtsbarkeit  der  Uograieü  ganz  allgemeiü  und  ncit 
langer  Zeit  Rechtens  gewesen  sein.  Auch  in  dieser  Hinsicht 
wird  somit  der  wirkliche  Inhalt  des  Rechtsbnches  durch  die 
übiigett  Nachrichten  yoUanf  bestStigt 

146a.  Nach  dem  Spiegelbilde  wie  nach  dem  Kootrollbilde 
ist  demnach  das  sachliche  Verhältnis  von  Ch^fending  und  GkK 
ding  ein  anderes,  als  die  herrschende  Meinung  annimmt  Nicht 
das  Grafengericht  bei  Konigsbann  ist  das  ordentliche  Gericht^ 

neben  dem  das  Gogericht  als  ßagatellp^ericht  fnn^riert,  sondern 
die  Masse  der  Rechtssachen,  namentlich  auch  die  schwer»  reu 
Strafsachen,  gehören  vor  das  Goding.  Das  Grafengericht  ist 
ein  Spezialgericht  für  echtes  £igen  und  für  die  schwereren  Straf- 
sachen einer  an  Zahl  unbedeutenden  Minorität  Es  eutspricht 
dem  westfälischen  Freidinge.  Die  grundlegende  Auffassung 
des  Begrills  Kimi^sbann  wird  damit  vereehoben.  Der  Konigs- 
bann ist  nicht  die  Blutgerichtsbaikeit  schlechthin,  er  entspricht 
auch  nach  seinem  Umfange  weder  der  e^räfliehen  Gericht*3barkeit 
der  frankischen  Periode,  noch  der  jurisdictio  alta  der  Folgezeit. 
Sondern  er  ist  eine  höchste  Gerichtsbarkeit  besonderer  Art,  die 
nur  einen  kleinen  Kreis  von  Sachen  umfaßt  Auf  ihren  Ursprung 
iht  uuteu  ^  ziirückzuküLuinen. 

146  b.  Zum  Schluß  sei  ein  kurzer  Hinweis  auf  die  Vogtei- 
gerichte gegeben.   Eine  erschöpfende  Behandlung  ist  allerdings 

im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  möglich. 

Der  Zusammenhang  der  Probleme  ist  oben  ^  berührt  worden. 
Zallinger  hat  sich  ursprunglich  dafür,  daß  nach  Landrecht  der 
Königsbann  bei  dem  üngericht  Nichtschöffenbarer  erforderlich 
gewesen  sei,  auf  den  Königsbann  der  Stifts vi%te  bmfen.^  E> 


1)  Vgl.  unten  Ko.  iVmft 

2)  Vgl.  oben  8.  M2ff. 

3)  MitteUuDgen  UI  S.  ötiOfL 
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bat  aber  selbst  in  einer  späteren  Unterauobang  festgestellt  S 
(laß  zur  Zeit  des  Spieglers  Personen  die  Kriminalgerichtsbarkeit 
in  den  Vogteien  handhabten,  \vclche  ilire  Goriehtsirewalt  über- 
liaupt  nicht  auf  d<'n  Kunig,  sondern  auf  den  Bischof  zurück- 
führten. Zallinger  hat  sich  durch  diese  Fest^^tcllnng  nicht  ver- 
anlaßt gesehen,  seine  Auslegung  des  Spiegels  aufzugeben  oder 
sein  Argument  abzuschwächen ,  vielmehr  konstatiert  er  einen 
neuen  Widerspruch  zwischen  Spiegelbild  und  Kontrdlbild»  einen 
neuen  Beweis  für  die  Unzaverlässigkeit  des  Reehtsbuches.* 
Tatsächlich  stimmen  auch  in  cliojser  Fn^e  SpicjTelbild  und 
Kontrollhild  fibcreiii.  Der  Spiegler  kennt  zwei  \ Oi^tc  mit  Rlnt- 
gerichtsbarkeit.*^  Der  eine  Vogt  führt  seinen  Bann  auf  den 
König  zurück  und  dingt  bei  60  Schillingen.  Der  andere  Vogt 
hat  keinen  Königsbann.  Sein  Gewette  betragt  3  Schillinge. 
Dieselbe  Duplizität  ist  es^  die  uns  auch  in  den  fibrigen  Quellen 
entgegentritt: 

Zuniiciist  gilt  dies  für  die  Zeit  des  Spieglers  und  für  die 
von  Zallioger  verwerteten  Urkunden.  Zallinger  hat  auf  zwei 
Urkundengnippen  hingewiesen,  die  beide  durch  den  Rück- 
erwerb  der  Vogteien  veranlaßt  sind  und  dem  13.  Jahrhundert 
angehören  y  die  sich  aber  inhaltb'ch  sehr  wesentlich  unterscheiden. 
Nach  der  einen  Gruppe^  ubertragt  der  König  den  betreffenden 


1)  a.  a.  0.  10  S.  230ff. 

2)  a.  a.  0.  S.  235.  y^Ea  zeigen  sich  da  nim  aber  Verbältni.sse  und 
Zustände,  welche  mit  den  prinsifttelleii  Aufstellungen  der  Spißgei  ganz 

von  Grund  aus  kontrastieron.** 

3)  Vgl.  oben  R.  11 

4)  Die  UrkuiidiMi  der  ersten  ürupi)»'  l^etreffen  die  Verleihung  des 
K'jhit^öbauns  an  das  Klosf- r  Berj^e  in  Alagdcburg  fl231,  32,  34),  an  das 
Geurgeniloster  in  Naumburg  Br\  den  Vi/.'  ii-'iii  tax  Mair  ioburg  in 
bezup  auf  die  (iuter  in  Güf^tcii  (1234  Jin.scheiufnd  Ni-uverl'-ihun^  „ut  gratia 
^'atidcas  am  I»!  iori*'),  an  das  Stift  St.  Simoniuü  und  Juda  iii  (ioslar  (1233 
und  12ü2,  zweifelhaft  ob  Königsbann),  an  das  Stift  Quedlinburg  hinsicht- 
lich der  Stadt  (1254  in  TÜla  Qaedlinburgi).  Vgl.  U.  B.  Beige  No.  65, 7, 93, 
Leptiius,  Ossch.  4.  B.  d.  H.  Nanmhurg  I  273,  76,  U.B.  Anhslt  2,  09,  a.  s.  0. 
2,93,  Uatenbeig  198,  U.  B.  Qaedlinbuig  2,  27.  Hinsiehtlicli  der  Vonaar 
lierang  siehe  luitea  No.  634. 
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Riohteni  besiehtuigsweiBe  ihren  Vorstehem  den  bisher  von  den 
Eibvogten  geübten  Königsbann  ein  für  allemal  zu  immer 
wahrendem  eigenen  Rechte.  Nach  der  zweiten  Qruppe^  iat  „von 
einer  Intervention  des  Königs  nicht  ein  einsiges  Mal  im  min- 
desten die  Rede".  Sie  erscheint  als  aiisgesclilossen.  „Vielmehr 
sind  L'S  die  Bi.scliofe  von  Halberstadt,  welche  jedföinui  und  ohne 
weiteres  ganz  allein  und  selbständig  auch  über  die  gesamte  von 
dem  Vogte  geübte  richterliche  Gevralt,  einschließlich  des  ßlut- 
banns^  nach  freiem  Ermessen  verfügen.**  „Mit  logischer  Not- 
wendt^eit  ergibt  sich  aus  jener  Tatsache  der  Schluß,  dafi  sie 
auch  denBlufbann  schon  bisher  m  eigenem  Recht  besaßen  und 
verliehen.**  Die  AuHa^sunt;  der  Iteiden  Gruppen  i^t  zweifellos 
richtig.  Für  die  T^nznlnssi^keit ,  den  ßlutbuim  der  /weiten 
Gruppe  auf  den  Konig  zurückzuführen,  läßt  sich  noch  weiter 
anführen,  daß  der  Bischof  die  Ocwalt  dem  Kloster  gibt,  das 
seinerseits  für  den  Einxclfall  einen  Vogt  bestellt  Die  Auf&ussung 
des  Königs  als  obersten  Lehnsherrn  müßte  etgeben,  daß  der 
Vogt  das  Halsgericht  in  vierter  Hand  handhabt  Damit  würde 
die  im  SaclL-^cnsfucgel  so  nachdnirklich  MufgcstclltL'  und  zu  jener 
Zeit  imd  noch  später  beobachtete  Verleihungsgrenze  über- 
schritten sein. 

Die  beiden  Urkundengroppen  zeigen  uns  somit  zwei  wesent- 
lich verschiedene  Arten  von  Vögten,  die  beide  den  Blutbann 
ausüben.  Wir  haben  vor  uns  Vögte,  die  den  K5nigsbann  hand- 
haben und  ihn  unmittelbar  oder  mittelbar  von  dem  Könige 
ableiten,  inid  wir  haben  Vögte,  die  das  nicht  tun,  die  ihren  Bann 
auch  in  höchster  Stelle  auf  die  Bischöfe  zurückführen.  Es 
ist  sicher,  daß  beide  Vogteiarten  mindestens  in  die  Zeit  des 
Spieglers  zurückreichen.  Damit  haben  wir  die  Vorbilder  für 
die  beiden  Vögte  des  Sachsenspiegels.  Spiegelbild  und  Kontroll- 
bild stimmen  überein. 


1>  Die  Urkimden  besiehen  sich  saf  die  Klöster  HUlersleben  (1214>. 

Kaltenborn  (1219),  Huysbui^  (1220).  St.  Johann  in  HalberBtadt  (1227),  Had- 
inerslobon  (1273).  Vgl  U.  B.  Stift  Halbeistadt  I  No.  477,  511,  16,  90, 
Ii  No.  421. 
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146c.  Zallinger^  hat  die  Urkunden  der  zweiten  Gruppe 
als  Zeogmsee  einer  fortgeschritteneren  Entwicklung  bezeichnet. 

Es  scheint  mir  nicht,  daU  eine  Veranlassung  vorliegt,  iur 
eine  frühere  Zeit  Allgenieinheit  des  Kunigsbanns  in  den  kri- 
minellen Vogteigerichten  anzunehmen.  Die  Deutung  ZailingerH 
muß  allerdings  demjenigen  notwendig  erscheinen,  der  für  das 
Landrecht  Blutbann  und  Königsbann  identiBziert  Aber  sobald 
man  das  Anwendungsgebiet  des  Konigsbanns  im  Landrechte 
rieht^  beschrankt,  wird  auch  seine  Allgemeinheit  in  denVogtei- 
gerichteu  zweifelhaft.  Denn  Königsbannsachen  kamen,  wie 
Znllinirer  mit  Reeht  hervdihebt,  in  den  kleinen  Tjandvo;i:teieii 
kaum  vor.  Die  ganz  abweichenden  Verhältnisse  der  Markt- 
iDimunitaten  gestatten  keinen  Schluß,  zumal  mit  dem  Markte 
auch  der  Bann  verliehen  wurde.  £ben60wenig  folgt  aus  einer 
königlichen  Mitwirkung  >  bei  der  Ordnung  der  Yogteigewalt, 
dafi  diese  Vögte  die  Eönigsbann  genannte  Gerichtsgewalt  er- 
halten. Auch  der  Markgraf  wird  vom  Konisfe  beliehen,  ohne 
Königsbann  zu  erhalten.    Sonstige  Anhaltö[)uiikte  fehlen. 

Gegen  die  Allgemeinheit  spricht  cinmnl  die  Fassung  der* 
Vogteiklauseln.  Auch  die  älteren  Vogteiklauseln  bringen  den  Vogt 
hinsichtlich  der  Wahl  und  der  Absetzung  in  eine  derartige  Ab- 
hanirigkeit,  daß  an  eine  fortlaufende  Intervention  des  Königs 

<liirch  Bunnverleilmnir  seliwerlich  gedaelit  sein  kann.  Auch  alte 
kiiaiglieho  I  rkunden  enthalten  Bestätigungen  der  fn-ien  M  ahl 
und  Verzicht  auf  jede  Macht,  ohne  dabei  den  Baun  zu  über- 
trsgen  oder  ihn  überhaupt  zu  erwähnen.* 


1)  a.  a.  0.  H«l.  II.  B.  m 

2)  Ich  will  an  (li(>s»  r  StcUü  nur  am  JJeispiel  geben.  Die  Stelliuig. 
welche  der  Bisi  hdf  von  Ilalberstadt  1219  hinsichtlich  der  Vogtei  ixhov 
Kalltnburu.  beansprucht  (vgl.  oben  Note  ilGb),  ist  sciiuu  iu  einer  Urkunde 
Kaiser  Lotbars  1 136  anerkannt.  Lothar  gestattet  dea  Bäckkauf  der  Vogtoi 
imd  iögt  hinsa:  ,ot  quidquid  jurifl  nostri  est  in  ipsis  advocatüa,  qiüa  ad 
aostiam  spectant  maje.^tatem  et  di.spositioneiii,  b.  protoimartiri  in  Halb, 
offenmus  ita  tarnen  ut  epiaoopus  de  ceteio  nulli  eas  possit  porrigere.* 
Fkiodricb  I.  hat  diese  TTrinude  bestätigt,  er  hat  bei  einem  Landtaiucfae  mit 
dem  Kloster  Kaltenborn  1170  lär  die  hei^gebenen  Oüter  einen  Advokaten 
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Zwettens  deaten  die  einsdnen  Merkmale ,  welche  die 
VogteidiDge  der  Landvögte  erkennen  lasBen,  darauf  hin,  daß 

sie  tatsächlich  nicht  bei  Königsbann  gehalten  wurden. 

Es  gilt  als  allgemeine  Regel,  daß  der  Stiftsvogt,  ab- 
gesehen von  den  Marktimmunitäteni  nur  drei  aligemeine  Dinge 
im  Jahre  abhSlt^  Dieser  einsigen  Dreisahl  der  Landvogteien 
stehen  im  Landrechte  zwei  Dreizahlen  gegenüber^  die  drei 

echten  Dinge  des  Grafen  imd  die  diei  echten  Diiiü'e  des  Go- 
grafon.  Die  Droizahl  der  Ijandvogteien  kann  iiiu  ♦  iik  t  dieser 
landrechtlichen  Dreizahleu  entsprechen.  Die  ßeschaÜenheit  der 
Verhandlungsobjekte  spricht  für  die  untere  Verbindungslinie. 
Ebenso  der  Umstand,  daß  uns  in  solchen  Vogteien,  die  sicher 
Königsbann  schon  vor  dem  13.  Jahrhundert  hatten,  in  Markt- 
immunitäten wiederum  zwei  Dreizahlen  begocrnen,  die  drei  echten 
Dinge  des»  Obervogts  und  die  drei  echten  i  ^ingc  des  Schulzen. 

Das  Gericht  bei  Königsbann  fordert  schlechterdings  Schöffen 
und  fordert  ebenso  schlechterdings  einen  Schulzen.  Die  Schöffen 
mußten  schoffenbar  frei  sein.  Bei  den  ländlichen  Vogte  i- 
gerichten  finden  wir  das  Institut  der  Schöffen  nicht.  Es  hatte 
meistens  an  dem  Material  ü;efehlt.  Audi  Scimlzen  werden 
nicht  erwähnt,  ja  mittelbar  durch  das  Material  der  Vertreter 
(Ministerialen)  ausgeschlossen. 


crnr.nnt  mid  seine  AnKpr&che  begrenzt  Er  fügt  hinzu:  Et  qoia  ad  impe- 
rialem disposttionem  jns  ac  potestas  advocatoram  spectare  dinosdtnr  

ooncedimns  at  episcopns  HalberBtadonsia  vice  nostra  soscipiat  advocatiaa 
nec  tamen  eas  ulli  hominam  porrigere  valeat  aet.  b.  Johanni  evaagaliste  In 
Kaltenbamen  conlerat  Vgl.  U.  B.  Halberstadt  I  No.  284  A.  und  S.  248  A. 
und  S.  252  A.  Wenn  es  möglich  wäre,  den  Königsbann  unter  dem 
Begriff  Vogtei  unterzubringen,  so  würde  der  König  auf  seine  Erteilung 
schon  1136  venif^tet  haben  (quidqnid  juris).  Aber  diese  ICögliohkeit  be- 
steht nicht.  Die  allgemeine  Wendung  kann  den  tecbnisohea  Begriff  nicht 
decken.  Ebensowenig  ist  es  denkbar,  dafi  die  höclistc  Gerichtsbarkeit  dem 
Kloster  zu  eigener  Ausübung  übertragen  weiden  sollte.  Eine  w  eitere  Über- 
tragung war  durch  die  Beleihungsgrenze  ausgeschlossen.  Schon  1136  hat 
der  Advokat  von  Kaltenborn  sich  ohne  Königsbann  beholfea. 

1)  1169  wird  die  Dreizahl  des  placitom  generale  Toigeschriebea 
«stcut  mos  est'*,   ü.  B.  Anhalt  I  No.  464. 
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Das  echte  Dinp^  hei  Köins^banu  fordert  im  Uiitcrechiede 
vou  dem  Diuge  ohne  KöDigsbann  echte  Dingstatt^  Das  echte 
Yogteiding  kaon  abend!  gehalten  werden.' 

Das  Gericht  bei  Königabann  war  für  die  DingpflichtigeQ 
wie  für  die  Parteien  finansiell  gefährlich.    Das  Gewette  des 

Vogts,  der  bei  KiminT^bann  dingte,  betrug  GO  Schilliiif^e,  3  Pfund; 
und  die  Gelegenheiten,  das  Gewette  zu  verwirken,  waren  sehr 
zahlreich.  Jede  Dingversäumnis,  jedes  unrichtige  Wort,  jede 
ImfifiUUge  Tat  gab  dem  Kichter  ein  Kecht  auf  Qewette.  Das 
Gewette  des  Gografen  betrug  6  Pfennige  oder  1  Schilling, 
var  also  sehr  viel  niedriger.  Das  Gewette  des  Grafen  im 
<'»Kliri<rc  betrug  5  Sehillinge.^  Vor  der  Errichtiino:  des  Vogtei- 
g  riehts  unterstanden  die  Unfreien,  die  dem  Kloster  gesehenkt 
wurden,  nach  keiner  Kichtung  hin  dem  hohen  Gewette  des 
Königsbanns.  Sie  besuchten  nicht  den  Königsbann,  sondern 
das  Qoding.  Ihre  Angelegoiheiten  wurden,  soweit  sie  vor 
das  öffentliche  Gericht  kamen,  nur  im  Godingc  verhandelt 
Wenn  die  drei  echten  Dinge  der  Landvogteien  bei  Königsbauu 
gehalten  VNurdeu  wären,  so  würde  sich  die  Bußpflicht  dem 
Gewette  des  Gografen  gegen ül)er  durch  die  i^^iuiührung  der 
Vogtci  um  das  CO-  oder  120 fache  erhöht  haben.  Auch  wenn 
wir  for  die  alte  Zeit  mit  dem  höheren  Grafenbanne  im  Godinge 
iceluien,  so  würde  die  Erhöhung  noch  immer  das  Vierfache 
betragen  hnben.  Weder  die  Tendenz  des  Instituts,  noch  der 
^Vortlaut  der  Siiftungsurkumlen  läßt  den  Eintritt  einer  solclien 
Mehrbelastung  denkbar  erscheinen.^    Nii^uds  werden  anderer- 


1)  Vgl.  oben  8.  136. 

2)  Vgl.  z.  B.  U.  B.  Anhalt  i  ^■o.  155  (1087).  Ubicumque  ablas 
cooslittierit ,  advocatus  placitet.  Die  Worte  enthalten  keinen  Dispens  von 
fom  sonst  notwendigen  Erfordernisse  der  eohten  Dingstatt,  sondern  setsen 
4bm  EBibehriiolikeit  Tonnis. 

3)  Vgl.  oben  &  167. 

i)  H.  BL  darf  man  so  weit  gehen  zu  sagen,  d&B  nioht  anr  jede 
KdubelaatoBg  anagescliloesen,  sondem  eine  IGlderong  aehr  wahisolieiidich 
kL  Diese  Erwitgongen  nnteratütsen  zwei  Folgenugea.  1.  Der  Togt  2nit 
S  SeUUiiigen  entqnieht  oieht  dem  Oc^iafen,  sondern  dem  Grafen  aoßei^ 
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seitB  die  Bußen  des  allgemeineD  Rechts  durch  die  Yogtei- 
iirkimden  herabgesetzt.  Auch  ist  die  Annahme  einer  aUgemein 

üblichen  Erniedrigung  (iadureh  ausgeschlossen,  daß  ja  nach  dem 
Sachsenspiegel  jeder  Vogt,  der  hei  Konigsbann  dingt,  mich 
d;i8  volle  Gewette  von  60  Schillingen  besieht.  Andrerseits 
scheint  maD  mit  der  Möglichkeit  einer  so  hohen  Buße  überhaupt 
nicht  gerechnet  zu  haben.  Die  Äquivalente,  die  den  Vögten 
für  die  Abhaltung  ihrer  Gerichte  gewahrt  werden  >  sind  so 
geringfügig,  daß  sie  nur  unter  der  Vomussetxung  kleiner 
Gerichtsbulien  überiiaupt  ins  (iewicht  fallen  kuunten.  Auch 
ibt  zu  beachten,  daß  die  Khigen  über  die  Vogteihisten  zwar 
einen  r(^ehuäiiig  wiederkehrenden  Inhalt  unserer  Quellen  bilden, 
daß  dagegen  über  die  Hohe  des  Gewettes  überhaupt  nicht 
geklagt  wird.  Deshalb  bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  daß 
dieses  hohe  Grewette  des  Konigsbanns  gar  nicht  erhoben  wurde, 
die  drei  Vogteidinge  der  Landvogtei  nicht  bei  Kön^bann 
stattfanden.  An  positiven  Angaben  über  diis  Gewette  dos 
Stifts  Vogtes  ist  mir  aus  älterer  Zeit  nur  eine  einzige 
bekannt.  ^  Der  Herzog  von  Sachsen  erhält  als  Vogt  über 
Quedlinbuiger  Guter  bei  persönlicher  Anwesenheit  als  Gewette 
3  Schillinge,  sein  Nuntius  erhält  6  Pfennige.  Die  S  Schillinge 
erscheinen  im  Sachsenspi^el  als  das  Gewette  des  Vogtes,  der 
nicht  bei  Königsbann  dingt  Der  Herzog  von  Sachsen  war 
Obervogt,  er  hatte  als  Herzog  sonst  deu  Königsbann,  aber  es 
ist  klar,  daß  er  das  gewoimliche  Vogtgericht  gerade  nicht  bei 
Königsl>;inn  abhielt 

Hinsichtlieh  des  llechtszuges  besitzen  wir  eine,  allerdings 
spätere,  Nachricht,  welche  den  Rechtszug  an  das  Goding  gehen 


halb  de&  K'mii;sli;mxi&.  Das  (Joflinp  hat  urHprünglich  nicht  nur  das 

kleine  Gewcttü  des  Gografuu  gükuuiit,  .soudum  ein  großes  «iowette  dos 
Grafen,  die  oben  erwähnten  5  Schillinge,  die  dann  im  Vogtding  aaf  3 
eifliedrigt  worden. 

1)  Vgl.  Erath  X,  8.  64  (1069).  Zum  Advokat  von  Saltau  wird  der 
fienog  Magnus  bestettt  Die  Dienste  werden  bestimmt  «Qni  snlem  obaoxiiis 
Dnci  sive  legato  ipsiiis  ex  qaerimoma  Tillid  faeiit,  si  i&,  qui  iocosstor,  se 
ezcoaare  snt  expuiigere  nequieverit,  III  mlidos  oomponit  st  penoivst 
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läßt',  eine  Nonn,  welche  bei  einem  unter  Köniofsbanu  ergangenen 
Urteile  nicht  tlenkbur  wäre.  Ein  Ge^eiistiick  bietet  der  Rechts- 
zug  von  dem  Godinge  an  den  Vogt  in  den  8eehäuser  Urkundeo.* 
Der  Gegensatz  beruht  auf  der  Duplizität  der  Vogteigewalt 

Schliefilich  sei  erwähnt,  daß  in  einer  Urkunde**  die  Wen- 
dung advocatiae  placitnm  geradezu  als  teehoischer  Ausdrock 
für  ein  Bing  ohne  Konigsbann  verwendet  wird. 

Ein  weiteres,  allein  schon  recht  i^i\vichtigt?8  Argument 
ergeht  foli^ende  Erwägung:  Kiaii^nbann  kam  in  den  Marken 
nicht  vor.  Die  Hufen  der  einzelnen  ISUfte  lagen  sowohl  in 
den  Marken  als  im  Herzogtume.  Wenn  der  Vogt  im  Hersag- 
tome  bei  Königsbann,  also  bei  60  Schülingen,  gedingt  hatte, 
in  den  Marken  aber  bei  3  Schillingen,  wenn  sein  Gericht  in 
diesen  beiden  Gebieten  alle  die  KaMreiohen  Verschiedenheiten 
aufgewiesen  hätte,  die  das  Gericht  hei  KTniigsbann  von  den 
ordentlichen  Gerichten  unterscheiden,  dann  wäre  es  untunlich 
gewesen,  die  Vogteigerichtsbarkeit  ganz  einheitlich  für  alle 
Stiftsbesitzungen  zu  r^ln.  TatsächUcb  wird  aber  nicmala 
zwischen  den  Besitasungen  im  Königsbami  und  in  der  Mark  ein 
Unterachied  gemacht  Das  läßt  darauf  schließen,  daß  dieser 
(Jüterschied  für  die  landliche  Vogtei  nicht  in  Betracht  kam* 

}\ii(llich  verdient  noch  folgender  Unistand  Beachtung: 

In  ziililtc  ichen  Fallen  wird  bei  KücUkauf  der  Vogtei 
seitens  der  Inhaber  öffentlicher  Gerichtsgewalt  die  Blutgenchts- 
baikeit  auräckbehalten«     Der  Königsbann  wird  bei  dieser 

1)  y^.  Snth  8. 187  (1242).  Das  Stift  hat  die  Vogtei  zoruckgekaoft 

Qnd  übt  die  Gerichtsbarkeit  selbst  aus.  Hinsichtlich  der  Leate  wird  be- 
stimmt, ,nec  ad  aliquod  seculare  jadidtun  habebunt  recursum  preter  illud, 
(jQOd  Landthing  et  Oothing  vulgaiiter  apeUatar*^.  (AUgemeinea  Oodiag.) 

2)  Vgl.  oben  S.  156,  57. 

?,)  Vgl.  V.  B.  .\nhalt  IT  No.  299  (1205).  Di.^  Inhaber  ^Lt  Vof,4ei 
ordnen  an:  ^Pretor  hfc  ter  in  anno  placitare  consuo\ iinns;  quod  noa  de 
cetero  sed  vice  sola  in  anno  sab  banno  regali  (lo<'n•vinm■^  faciondnm 
niffl  necüdäitate  quahbot  intervenionto  t  t  hoc  absquf  omni  vadio  penitu.«» 
Uamnoso,  preterquam  nisi  in  iuro  suo  injuste  forsihin  piocedere  videantur. 
Item  si  n^cessario  post  di(  n  quatuordi'ciin  fuorit  plncitandum  si  voluerimuÄ 
aut  necetise  fuerit,  advocatiae  pla<;itum  tautum  fiat. 
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Grelegenheit  nie  erwähnt  Überliaupt  wird  das  nunmehr  zu- 
ständige Gericht  nicht  -« iiannt,  sondern  als  selbstverständlich 

vorausgesetzt.  In  den  weiiigcu  Fällen,  in  denen  es  erkuunt 
werden  kaun^,  ist  es  das  Goding.  Weder  diese  Verschiebung 
noch  die  Fassung  der  Urkunden  wäre  möglich  gewesen^  wenn 
die  früheren  Vogtelgeriohte  Oeriohte  bei  Konigsbaon  gewesen 
wären. 

Die  Übereinstimninng  dieser  Anhaltspunkte  und  das  Fehlen 

von  Gegensrründen  scheinen  mir  den  Satz  zu  rechtfertigen,  daß 
die  ßlutgerichtsbarkeit  der  Stiftsvügte  auch  früher  nicht  durch 
den  Besitz  des  Königsbanns  bedingt  gewesen  ist,  die  Angaben 
des  Spieglers  auch  in  diesem  Punkte  aituberliefertes  Becht 
enthalten. 

Eine  weitere  Unterstützung  der  vorstehenden  Auffassung 

ergibt  sich  aus  den  Keclitsinstituteii  dt>  ivulunistenreclits. 
Besonders  wichtig  sind  die  beiden  Hildesheimer  Kolonisten- 
rechte^  die  nicht  die  Mark^  sondern  dasjenige  Gebiet  befassen, 
in  dem  sonst  Königsbann  war.  In  der  älteren  Urkunde  < 
(1079— 1U4)  wird  bemerkt^  daß  die  Ansiedler  einen  Vogt 
erhalten,  dreimal  im  Jahre  sich  zum  Gerichte  versammelny 
aber  sine  banne  regis  et  comitis  antworten.  Das  Gewette 
des  Vogte  beträgt  3  8chillinge.  In  dem  jiinL''eren  (119())-''  ivliii 
der  ei-ste  Satz.  Der  Vogt  hält  nur  ein  Jaiuesding,  aber  das 
Qewette  von  3  vSchillingen  ist  dasselbe.  Untervögte  sind  ver- 
boten. Beide  Urkunden  lassen  keinen  Zweifel  darüber,  daß 
diesem  Vogte  mit  dem  kleinen  Gewette  die  gesamte  Gerichts- 

1)  Vgl  oben  S.  107  ft  No.  1,  2,  3. 

2)  Böhmer,  Acta  imp.  sei.  No.  1129  «In  cansis  stiam  secolaribus 
discntiendis  advocatnm  accipiant,  quem  discretio  epiacopi  ex  gratia  nipote 
exnlibos  providerit  et  ter  in  anno  condonandi  caasa  oonveniant,  respon* 
auri  sine  banne  regis  et  comitis;  et  si  alio  conqnerente  reus  aliqois 
oonrictns  faerit.  adyocato  trea  aolidos  et  conqnezenti  dnos  radlet, 
giafiam  tarnen  in  hiis  acoeptnros.  Zu  beachten  iat  die  ünterschet- 
dnng  von  Königsbann  luid  (5 1  af  anbann. 

3)  Ü.B.  Stift  Hildcsbeiin  1  Nr.  524.  Si  quis  percusserit  alium,  ut 
fundatur  sangiüs,  peuam  incidet  III  solidonun  advocato  solvendo,  si  telo, 
ZU  bolidos  solvet  eodem  jure* 
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gewalt  einschließlich  der  Blutgerichtsbarkeit  zusteht.  Gegen  die 
VerwertuDg  der  zweiten  Urkunde  kann  nicht  geltend  gemacht 
werden,  daß  die  Kolonisten  nach  dem  Inhalte  der  spfiterent 
Urkonde  flamisches  Recht  haben.  Deim  das  Gewette  des 
Vogtes  ist  sächsisch.  Es  ist  ja  dasjenige  Gewettei  das  wir 
im  Bsp.  bei  dem  Togte  ohne  Kdnigsbann  und  in  Quedlinburg 
finden.  Auch  wüide  ein  allgemeiner  Kechtssatz,  der  die  Gerichts- 
barkeit über  das  Leben  „eines  jeden"  Menschen  von  dem 
Besitze  des  Königsbannes  abhängig  machte,  im  Falle  seiner 
Existenz  den  Flamen  ebensogut  geschätzt  haben  wie  den  Sachsen. 
Dieser  Beohtssats  ist  gegen  £nde  des  11.  Jahrhunderts  ebenso- 
wenig bekannt  gewesen  wie  zur  Zeit  des  Spicglers. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dali  m  den 
Marken  das  Gericht  des  Markgrafen  in  der  Hauptsache  dem 
Gerichte  bei  Königsbanu,  das  Vogt^igericht  dem  Godinge  ent- 
spricht Eine  Beschränkung  der  Blutgerichtsbarkeit  auf  das 
Gericht  des  Markgrafen  tritt  niigends  hervor.  Die  Vögte  haben 
zur  Zeit  des  Spieglers  sidier  die  Blnlgerichtsbarkeit  geübt  ^ 
Diese  Vögte  hatten  den  Bann  von  3  Schillingen^,  nicht  den 
markgraflichen  Bann  von  30  Schillingen,  der  dem  Königbbaune 
von  60  Schillingen  entsprechen  wnrde.  Auch  die  Analogie  der 
^larkea  unterstützt  unsere  Auffassung  des  gewöhnlichen  Vc^tei- 
hanns. 


1)  YgL  Kühns,  I  8.  liTft,  II  8. 1  ff.  S.  0.  Scholze,  Eolonisierong 
a  401  ft 

2)  Tgl.  Glosse  zu  III  64  $  9  und  besonders  das  interwsaiite  Land- 
recht von  Barg  (bei  Magdeburg)  Eist.  Antiqu.  Forsch.  11  S.  161  ff.  Der 
Vogt  des  Erzbischofs  hält  im  Jahre  3  Vollgerichte  (Botdmge)  (a,  a.  0. 
S.  166  Abs.  2).  Er  richtet  über  Wunden  und  Totschlag  (a.  a.  0.  S.  165 
Abs.  2  a.  E.,  Abs.  3,  Abs.  4;  S.  16G  Abs.  1,  Abs.  2  a.  E.;  S.  167  Abs.  2). 
Aber  sein  Gewette  beträgt  nur  3  SchilUnge  (a.  a.  0.  8. 164  Abs.  1;  8. 165 
Abs.  1, 2;  &  166  Abs.  4^  8. 168  oben). 
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YierteB  Kapitel. 
Der  (lira&diaftsselLulze.  §  14. 

147*  L  Sclirdder  hat  das  Amt  des  Grafechaftsscbnlseii 

in  seiner  Gerich tsverfassuug  und  in  einem  monogr:i})hiselien 
Aufsatze  „Der  ostfälischo  SchiiltlK'iß  und  der  holsteinische 
Overbode^  belmodelt.^  Er  hat  dann  in  seinem  Lehrbuche  ^ 
die  gewonnenen  Et^bnisse^  wenn  auch  nicht  ohne  Schwanken, 
aufrechterhalten.   Eine  verwandte  Ansicht  vertritt  £.  Mayer.  ^ 

Schröder  gelangt  zunächst  2U  dem  Hauptergebnisse,  daß 
der  ostfalische  Schulze  ursprüngh'ch  nur  die  KontroUvertretung 
des  Grafen  iin  echten  Dinge  verwaltete,  dali  er  ein  besondere» 
Gericlit  mit  besonderer  Gerichtsgemeinde,  das  dem  Rchnlzen- 
dinge  des  Sachsenspiegels  entsprechen  könnte,  nicht  gehabt  hat 
und  daß  die  vereinzelt  hervortretende  Gerichtsverwaltung  auf 
späterer  Entwicklung  beruht 

Weiterhin  folgert  nun  Schröder  aus  Ssp.  III  61,  2,  daß 
der  Schulze  der  einheimischen  Aristokratie  angehören  muBte. 
Er  findet  sodann  das  Amt  wieder  in  Thüringen  und  in  dem 
holsteinischen  Overboden.  Dagegen  ist  er  der  Meinung,  dal] 
das  Amt  in  Westfalen  und  ^siedersachsen  gefehlt  habe.  Einen 
Teil  der  Aufgaben,  Beantwortung  der  Heguogsfragen,  habe  der 
westfälische  Freifrone  versehen.  Auf  Grund  dieser  Parallele 
wird  dann  eine  Hypothese  über  den  Ursprung  des  Scholzen- 
amts  angestellt.  Schröder  nimmt  an,  daß  die  sächsische 
Gerichtsverfassung  von  vornherein  das  Amt  eines  öffentlichen 
Gerichtsvollziehers  kannte,  das  nur  mit  einem  Eiulu  ünisehen 
besetzt  werden  konnte,  und  das  der  Bevölkerung  eaien  gewissen 
Schutz  gegen  Übergriffe  des  Graten  gewährte.  Auf  dieser 
Basis  habe  sich  das  Amt  als  Amt  des  Freifronen  in  Westfalen 
und  Engem  dank  der  demokratischen  Strömung  erhalten,  wah- 
rend der  aristokratische  Geist,  welcher  die  Gebiete  längs  der 

1)  Zscbr.  Bd.  7  8. 1  ff. 

2)  8.  661  ff. 

3)  Oescb.  I  8.  476  ff. 
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Elbe  auszeichnete,  eine  Spaltiinpj  des  Amts  bewirkte,  in  den 
Schnlzon  als  Führer  der  einheimischen  Aristokratie  und  in  den 
Je  rone  boten. 

Die  io  jüngeren  Nachrichten  hervortretende  GcrichtB- 
veriraltiiog  des  Sohuhsen  denkt  aioh  Sohidder  in  der  Weiaei 
dafi  der  Schulze  den  YorsitE  in  dem  Oodinge  übernahm,  nm 
diesem  Gerichte  die  Kompetenz  für  Ungericht  und  für  Immo- 

büiarsachcn  zu  verschaffen. 

Auch  E.  Mayer  halt  den  holstein  -chv n  Overboden  und 
den  ostfälischen  Urafschaftsschulzen  für  zusaiumengehörende 
eigenartige  Erscheinungen,  die  in  Westfalen  fehlen.^  Er  sieht 
in  ihnen  „die  einheimischen  Richter  der  germanischen  Völker- 
schaft, neben  die  dann  eben  der  Graf  getreten  ist^.  Mayer 
unterlaßt  dabei  nicht,  auf  die  principes  des  Tacitus  hin- 
zuweisen. ^ 

148.  Der  Auffassung  dva  ostfälischen  Schulzcnamts  durcb 
Schröder  kann  ich  nur  sehr  beschrankt  zustimmen.  Hiohtig  ist, 
daß  der  Schulze  im  Gerichte  des  Grafen  bei  Königsbann  zu- 
gegen war.  Femer  eigibt  sich  aus  dem  Spiegel,  daß  er  not- 
wendig war,  nm  bei  Klagen  gegen  den  Grafen  bei  Königsbann 
zu  richten.  Er  war  also  Vertreter  des  Grafen  bei  Königsbann. 
Auch  einzelne  Urkunden  Ostfalens  zeigen  ihn  im  Mitvorsitz 
und  in  Vertretung  des  Grafen  auch  als  alleinigen  i  sitzenden 
des  Gerichts  bei  Königsbann.'  Deshalb  können  wir  im  Gegen- 
satz zu  dem  ohne  Königsbann  dingenden  Oografen  den  Schulzen 
als  den  Vertreter  des  Grafen  im  Königsbann  bezeichnen.  Ein 
weiterer  Gegensatz  eigibt  sich  daraus,  daß  der  Gograf  Lokal- 
vertreter ist,  nur  im  Go  fungiert,  dagegen  der  scnltetus  cometiae 
als  Generalvertreter  für  die  ganze  Grafschaft  aul tritt. 

Die  übrigen  Ausführungen  Scliröders  nuiß  icli  ablehnen. 

Dies  gilt  zunächst  von  der  Auslegung  von  Ssp.  11161  §2. 
Der  Schulze  muß  sein  „vri  unde  geboren  von  deme  lande  dar't 

1)  a.  a.  0.  S.  476,  Anm.  16. 

2)  a.  a.  0.  S.  477. 

3)  Vgl.  uaten  die  beiden  Urkunden  No.  160  und  Schröder,  Ger.-Verf. 
S.  48  Aum.  4. 
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gerichte  binnen  leget*'.  Schröder  entnimmt  aus  der  Stelle^ 
daß  der  SchnLse  der  emheimischen  Aristokratie  angehören  mufite. 

Ich  halle  e»  auch  für  walirscheinlich,  daß  hier  „irei'  für 
„schöffenbar^  steht.  Aber  wie  wir  unten  sehen  werden,  bediogt 
die  Schöffenbarkeit  noch  nicht  eutierut  aristokratische  Abkunft* 
Auch  die  Urkunden  rechtfertigen  Schröders  Aualegung  nicht. 
Allerdinge  scheint  es  zaweilen  als  Ehre  gegolten  m  haben, 
den  Mitvorsits  im  Grafending  2U  führen.  Wir  finden  in  den 
Oerichten,  die  von  Forsten  abgehalten  werden»  regelmäßig 
hervorragende  Personen  als  Schulzen.  Aber  notwendig  war 
diese  Eigenschaft  nicht.  In  den  (lerichten  nichtfürstlicher 
Herren  sind  auch  die  Vertreter  bescheidene  Leute.* 

Aus  der  Vorschrift,  daß  der  Schulze  Landesangehöriger 
sein  muß,  folgt  noch  nicht  eine  Vertretung  sächsischer  Interessen 
gegenüber  dem  fränkiBchen  Eroberer.  Dazu  ist  das  Alter  der 
Vorschrift  zu  unbestimmt.  Auch  bietet  sich  eine  andere  Er- 
klärung. Nach  einzelnen  Wendungen  in  den  Urkunden  scheint 
es  zulässig  gewesen  zu  sein,  den  Vertreter  des  Graieu  \un 
Fall  zu  Fall  zu  bestimmen.'-  Damit  war  die  Möglichkeit 
g^eben^  die  Aufgabe  des  Schulzen  einem  landfremden,  rechta- 
unkundigen  Gaste  zu  übertragen.  Eine  Möglichkeit^  die  nur 
bei  dem  Schulzen  gegeben  war  und  die  es  erklären  würde,  daft 
das  Erfordernis  der  Landesangehörigkeit  nur  für  den  Schulzen 
aufgestellt  wird.  Bei  ständigen  Beamten  war  die  Rechtskunde 
und  insofern  die  Zugehörigkeit  von  selbst  gegeben.  Auch  die 
Zuständigkeit  iür  Klagen  gegen  den  Grafen  beweist  die  Hypo- 
these Schröders  noch  lange  nicht  Der  Verweis  auf  Pfalzgraf 
und  Buiggraf  scheint  auf  einen  allgemeinen  Grundgedanken 
schließen  zu  lassen.  Andrerseits  deutet  die  Beschränkung  auf 
das  echte  Ding  bei  Königsbann  auf  einen  Zusammenhang  mit 
der  ursprünglich  missatischen  Funktion  des  Königsbanns.* 

1)  So  in  den  Orafendingen  der  Begenstomer,  liudolfos  scoltetos  de 
HeiBleve  nnd  Thiderieas  de  Bich,  vg).  unten  No.  161  ff. 

2)  Vgl.  s.  B.  ü.  B.  Hocfa8ttft  Halberstadt  U  No.  leS,  U.  a  Anhalt  I 
No,  710. 

3;  Vgl  unten  Ko.  614. 
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Elbe  bestimmte  EntscheiduDg  läBt  sich  nicht  fallen.   Alles  in 

allem  genommen  können  wir  nur  konstatieren,  daß  der  ostfälische 
Schulze  die  Aufgabe  hat,  im  echten  Dinge  des  Grafen  Anklagen 
gegen  den  Grafen  zu  richten.  Er  ist  ein  Kontrollvertreter  des 
Grafen  und  heißt  Schulze,  weil  er  den  Grafen  vertritt. 
Dag^n  ist  ein  besonderer  Zasammenhang  mit  dem  Amte  des 
GerichtsvoUsiefaerSi  des  FVoneboteUi  nicht  ersichtlich.  Die 
lateinische  Übersetzung  ist  scultetas  oder  prefectus.  Niemals 
findet  sich  in  den  ostfiilischen  Urkunden  bedellas,  exactor  oder 
preco. 

Aus  dem  holsteinischen  Overbode  dürfen  keine  Schlüsse 
gezogen  werden.  Bode,  legatusi  ist  eine  ganz  allgemeine  Be- 
Zeichnung  gleich  dem  lateinischen  missus.  Gewiß  ist  der  Büttel 
«in  Bote,  aber  nicht  jeder  Bote  ist  deshalb  ein  BfitteL  Es  ist 
aehlechterdings  nicht  möglich,  fOr  den  ostfalischen  Grafschafts^ 
Schulzen  eine  andere  Bedeutung  als  die  im  Spiegel  hervor- 
tretende Aufgabe  der  Vertretung  zu  entdecken.  Deshalb  liegt 
auch  gar  keine  Notwendigkeit  vor,  in  dem  ostfälischeii  Schulzen 
einen  der  fränkischen  Gerichtsverfassung  fremden  Beamten  zu 
^ehen.  Er  entspricht  völlig  dem  vicecomes  des  fränkischen 
Bechts. 

149.  Zu  demselben  Ergebnisse  fuhrt  die  Parallele  mit 
«len  westßUischen  Einrichtungen.    Schröder  hat  diese  Parallele 

gezogen.    Aber  ich  glaube,  nicht  iu  der  richtigen  Höhe. 

Bei  der  Vergleichung  der  Einrichtungen  verschiedener 
Crebiete  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  die  beiden  Eimich- 
tnngen  in  ihrem  sachlichen  Zusammenhange  zu  verstehen.  Die 
Tenninologie  stdit  erst  in  zweiter  Stelle.  Sie  hat  öfter  und 
lascher  gewechsdt  als  die  Grundlage  der  Organisation.  Qie 
Verwertung  der  Tenninologie  erheischt  besondere  Yorsicht» 
wenn  ein  so  allgemeines  und  vielfältig  verwendetes  Wort  in 
Frage  steht,  wie  das  Wort  „Schultheiß**.  Bas  Wort  hat  in 
Ostfalen  zun<ächst  überhaupt  nichts  anderes  bedeutet  als  „Ver- 
treter'*. Schultheißtum  ist  Vertretung.  Schultheiß  ist  nicht 
nur  der  Vertreter  des  Marktvcgts  im  Marktgerichte  und  der 
Vertreter  des  Grafen  im  Königsbann,  sondern  ebenso  der 
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Herzog  als  Vertieter  des  Könige^,  der  Baiggraf  als  Vertreter 
des  Markgrafen*,  der  Eolomsteiuiohter^  der  Bauermeister  und 
der  VilHkus.  Ja  unsere  Untersuoliung  wird  ei^ben,  daß  auch 

der  Gog^raf  Schulze  geoannt  worden  ist*  Eine  so  allgemeine 
Bczcichiiuug  konnte  leicht  durch  speziellere,  technischere  ver- 
drängt werden,  und  beweist  durch  ihre  Beschränkung  auf 
einzelne  Gebiete  nicht  das  Fehlet)  des  Amtes  in  anderen.  • 
Xiehnreich  ist,  wie  verschiedenartige  Bezeichnungen  in  dem 
kleinen  Fdeslande  an  die  Stelle  des  alteren  scultetus  getreten 
sind.^  Das  Problem  der  Yeigleichnng  darf  daher  nicht  dahin 
formuliert  werden,  ob  sich  auch  in  Westfalen  ein  Gkafschafte- 
Schulze  findet,  sondern  dalmi.  uh  uns  auch  in  Westfalen  ein  Ver- 
treter des  Grafen  im  Köuigäbanne,  wennschon  vielleicht  unter 
anderer  BezeichnuDi^,  begegnet  Die  richtige  Stellung  der  Frage 
ergibt  sofort  die  Bejahung.  Der  ostfälische  Schulze  der  Oraf- 
schaft  entspricht  nicht  dem  westfälischen  Freifronen^  dem  Buttel, 
sondern  dem  westfälischen  Freigrafen. 

Nach  den  in  dieser  Hinsicht  abschlieBenden  Untersuchungen 
Luidners  kann  es  gar  keinem  Zweifel  mit«  rliegcu,  daß  die  west- 
fälischen P^'eij^rafen  gar  keine  Grafen  im  Sinne  des  Sachsen- 
spiegels und  der  reehtögeschichtlichen  Terminologie  sind,  son- 
dern Vertreter  der  Grafen  im  Königsbann.  ^  Sie  sind  nicht 
furstliohe  Vasallen,  Inhaber  der  Grafschaftsiechte,  sondern  mit 
Vertretung  beauftragte  Beamte.  An  ihrer  Stellung  darf  die 
Bezeichnung  Freigraf  nicht  irre  machen.  Sie  werden  niemals 
als  Grai'en  schlechthin  bezeichnet  in  Zusamiiiensetznngen  aber 
hat  das  Wort  Graf  nur  die  Bedeutung  Führer,  Richter.'  Der 

1)  Vgl.  Mon.  Genn.,  Deutsche  Qiromken  n  473;  dazu  SchrSder, 
Oer.-Verf.  S.  48  Aam.  6^ 

2)  Vgl  T.  Fosem  Klett  S.  46. 

3)  so  allgiainein  in  den  Magdebuiger  Lehnsr^gistem.  Qq.  16. 

4)  Vgl.  tuten  No.  173. 

6)  Vgl.  Fries.  Ger.-Verf.  §  14— 1& 

6)  Tgl.  lindner  S.  357  ff. 

7)  Nur  dadurch  erklären  sich  die  Zosammensetzungen :  Beichgraf, 
Oograf,  HoUgraf,  Salzgraf,  Wuldgraf  u.  a.  An  Inhaber  der  Onfechalts- 
rechte  ist  in  diesen  f  äUen  gar  nicht  zvl  denken. 
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Freigraf  hat  ebeo  für  das  Freiding  dieselbe  Aufgabe^  die  der 
Gograf  im  Gedinge  I5et  E«in  saehlicher  Unterschied  gegenüber 

Ostfalen  besteht  nur  insofern,  als  die  Vertreterfunktion  in  West- 
falen früher  einen  bedeutenderen  Umfang  niinahm  als  in  Ost- 
falen, und  daß  aus  dem  Mitvorsitz  bclion  früli  der  Allein  Vorsitz 
im  Gerichte  bei  Königsbann  sich  entwickelt  hat.  Die  west- 
fälische Gerichtsverfassung  ist  früher  zerbröckelt  als  die  ost- 
falisohe;  sie  zeigt  überhaupt  entgegen  der  herrschenden  Meinung 
ein  jüngeres  Gepräge.  Die  Entwicklung  der  ständigen  Ver- 
tretung in  Westfalen  ist  früher  eingetreten  als  in  Ostfalen; 
aber  wir  werden  sehen,  daß  sie  auch  in  Ostfalen  nieht  aus- 
geblieben ist.^  Die  Stellung  in  der  gerichtlichen  Hierarchie  ist 
daher  bei  dem  Freigrafen  und  bei  dem  Schulzen  dieselbe. 
Keinen  Gegengrund  bildet  der  Umstand,  daß  der  Freifrone  im 
Gerichte  des  westfälischen  Freigrafen  einen  kleinen  Teil  der 
Aufgaben  ausübt^  die  im  Gerichte  des  ostfalischen  Ghrafen  dem 
Schulzen  zufallen.*  Wo  der  alte  Vertreter  des  Richters  selbst 
Richter  wurde,  da  mußten  auch  seine  alten  Aufgaben  um  eine 
Stute  abwärts  gleiten.  Dementsprechend  erbietet  sich  auch  in 
Frieslaod  der  Schulze  vor  dem  Froneboten  Recht  zu  nehmen  -^, 
wie  nach  dem  Sachsenspiegel  der  Graf  vor  dem  Schulzen 
Recht  nimmt 

Die  Verschiedenheit  zwischen  dem  westfälischen  Frei- 
grafen and  dem  ostfäHschen  Schulzen  beschriokt  sieh  somit  auf 
die  Verschiedenheit  der  Entwicklungsstufe  und  auf  die  Ter- 
minologie. Der  sprachliche  Gegensatz  ist  keiu  ausnahmsloRor; 
er  findet  eine  bezeichnende  Parallele  und  wird  gerade  durch 
die  Divergenz  der  Entwicklung  verständlich.  Eine  Anlehnung 
an  den  westfälischen  Sprachgebrauch  zeigt  schon  der  für  Ost- 


1)  Vgl.  unten  No.  160  ff. 

2)  Die  Übereinstimmung  beBduAnkt  sich  eigentlich  darauf,  daß  der 
Schabe  im  Oeriohte  des  Onfen,  der  Freifrone  im  Oerichte  des  Freigraleii 
die  Hegnngsfragen  beantwortete.  Das  war  die  BoUe,  die  dem  nüduit- 
stehenden  Beamten  rafidlen  mufite.  Deshalb  nemit  anch  der  Bicbtsteig 
Landreohts  einfach  den  TJntenichter  (§  2). 

3)  B^.  8.  400  §  76. 


üigitized  by  Google 


184 


Zweiter  Hauptteii.  GerichtsverfassujDg. 


falcn  bezeugte  Ausdruck  frisctdtete  für  den  Beamten^,  friding 
für  das  Gericht,  dem  der  Sohulze  votBitEt  In  späterer  Zeit 
findet  sich  anoh  der  AnsdnidL  Ereigraf  seLbst*  Andrerseits 
wird  der  westfälische  Frei^raf  mit  Ausdrücken  beeeichnety 

welche  die  Vertreterstellung  ebenso  wied ergeben  wie  prefectus, 
so  als  vicarius  und  viceconies.  ^  Die  (iiafen  von  Everetein 
neoueii  ihreo  Freigrafen  scblechtliio  frigravius  eeu  prefectus.^ 
Und  in  einer  deutschen  Aufzeichnung  über  das  Verfahren  der 
Femgerichte  wird  für  FMgraf  standig  Schulze  gesagt'  Der 
OegensatE  der  Terminologie  findet  sich  nun  in  gleicher  Weise 
vie  bei  dem  Vertreter  im  Grafending,  auch  bei  dem  Vertreter 
im  Stadtgerichte.  Dennoch  ist  es  unbestritten,  dali  der  ost- 
falische  Schulze  des  Marktgerichts  und  der  westfälische  icichgrefe 
dasselbe  Amt  bekleiden.  Weshalb  sollen  wir  uns  bei  dem  länd- 
lichen Vertreter  im  den  G^ensats  des  Sprachgebrauchs  stoßen? 
Der  Gegensatz  ist  auch  nicht  unverstSndlicL  Einmal  scheint 
in  Westfalen  der  Ausdruck  Schulze  besonders  früh  für  den 
Hofschulzen  gebraucht  worden  zu  sein.  Sodann  ist  in  Schulze 
die  Vertretersteliung,  in  PVeigraf  der  Vorsitz  betont.  In 
WestMen  ist  der  Alleinvorsitz  des  Vertreters  früher  und 
allgemeiner  ausgebildet  als  in  Ost&len.  Damit  konnte  die 
Bezeichnung  Freigraf  als  die  zutreffendere  in  den  Yordergnind 
treten.  Aus  gleichen  Gründen  eiklfirt  es  sich,  daß  für  den 
Vertreter  des  Grafen  im  Oeding  sich  die  Bezeichnung  Gograf 
in  so  groiier  Verbreitung  einbürgerte. 

1)  Vgl.  Urkuüdeiibucli  Hochstift  llalberstadt  II  1G3. 

2)  Vgl.  Orinim,  Wcistünier  IV  S.  662  —  ,  Zschr.  für  Niedersiaclisen 
1854  S.  200  ff.,  1801  S.  48.  Ebenso  üiuggrevö,  Luntzel,  Ältere  Diözese 
8. 112.  Onmin,  Weistümer  III  S.  245—,  Zsohr.  f .  Niedersachsen  1856  S.  66« 
vgl  B.  16ff. 

3)  Vgl.  Lbdoer  8.  328  No.  1,  8. 329  No.  2.  BsBeidmend  ist  «och 
der  Avfldmok  DinggreTe. 

4)  U.  von  1298  «per  Bertoldom  dictnxn  Ike,  tamqaam  por  aos« 
nostre  comieie  liberum  comitem  seti  prefeotam,  tono  sedi  libere 
presidentem"  Wigand,  Archiv  2,  S.  82. 

5)  Vgl.  dio  Dortmunder  Aufzeichnung  bei  Lindner  S.  291.  Für  die 
Annahme,  daß  eine  Beeiaflossang  durch  den  Ssp.  vorliegt,  fehlt  es  an 
Anhaltspunkten. 
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150.  Dem  ostfälischen  Schulzen  und  dem  westfälischeo 
Ereignifen  eotspreohen  nun  auch  der  holsteimBche  Overbode 
aneh  senior  terrae,  pref  ectus,  und  der  Medsciie  Landeeföhrer* 
in  ihrer  Stdlcmg  als  Generalvertreter  des  Grafen  ffir  die  ^nze 

Gr;»ts<  haft.  Die  Differenzen  erklären  sich  durch  die  sonst  be- 
zeugt* n  1  JüOQtüralichkeiten  der  lokalen  Entwickhing.  Für  eine 
Anknüpiuog  an  vorfränkische  Einrichtungen,  wie  sie  von 
Schröder  nnd  E.  Mayer  vertreten  wird,  scheint  mir  bei  keiner 
dieser  Amtsbeseicfanongen  ein  Aniafi  vorsoliegen.  Der  frankische 
Yiceoomes'  gentigt 

151.  Anf  Qmnd  der  vorstehenden  Erörterungen  verliert 
der  ostfälische  Grafschaftsscliulze  die  geheimnisvolle  Sonder- 
stellung, die  ihm  Schröder  und  E.  Mayer  vindiziert  haben.  Wir 
können  nunmehr  der  Hauptfrage  näher  treten,  ob  dieser  Beamte 
ein  von  dem  Grafendinge  bei  Königsbann  einerseits,  von  dem 
Gedinge  andererseits  unteischiedenes  Gericht  mit  besonderer 
Oeriditc^emeinde  nnd  besonderem  Heim£sllsrechte  gehabt  hat 
Biese  Frage  ist  mit  voller  Bestimmtheit  zu  verneinen.  Ein 
solches  Gericht  läßt  sich  nii^nds  nachweisen  und  kanu  nicht 
bestanden  haben. 

Gewiß  ist  zozult*  ben,  daJi  bei  der  Verwertung  eines  nega- 
tiven Befundes  Vorsicht  geboten  ist  Auch  findet  die  bloße 
l^cgation  eme»  Befundes  nicht  immer  Glauben.  Der  Leser 
denkt  leicht,  der  Verfasser  hat  eben  nicht  gen^nd  gesucht 
Deshalb  möchte  ich  die  Negation  nach  vier  Richtungen  naher 
bq^runden. 

1)  Vgl.  Sohiöder,  SdniltheiB  8.  9  ff.  and  E.  Mayer,  Geschiohte  I 

6.  414  ff.  und  S.  476.  Vgl.  auch  die  Bitto  des  Landes  Hadehi  am  die 
Boslellung  eines  vicecomes,  Sudendoif,  Begistram  IH  No.  44  (1329). 

2)  Fries.  Ger.-Veif.  S.  147. 

3)  Es  schoint  mir  nicht  richtig  sptn,  wenn  vielfach  die  fürstliehen 
Graien  des  Sachsenspiegels  als  Vizegrafen  bozoichnot  werden.  Sie  ent- 
sprechen den  karolingischen  Grafen.  Wouu  der  König  einen  comitatiu^ 
den  ein  Graf  als  beneficium  hatte,  einem  Bistume  schenkte,  so  machte  er 
den  fiSaohof  nicht  xnm  Oiafea,  sondern  com  Lshnshemi  des  Gisfen.  In 
den  Zeitni  des  Herzogtams  degnulierte  eine  Zwischeninstans  noeh  nidit  siun 
Vizegrafen.  Den  Kern  der  Fiirstengewslten  bilden  someist  die  heixogliohen 
Bechte  und  nicht  die  grimiohen. 
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Id  erster  Linie  ist  sa  betonenj  daß  derselbe  negative 
Befund  durch  versebiedeae,  zum  Teil  ganz  unabhängige  Unter- 
snchungen  gestützt  ist   Schröder  hat  das  Fehlen  des  besonderen 

Schulzengerichts  mit  voller  Bestimmtheit  betont  Aber  er  steht 
nicht  allein.  Schon  1  Lintzel  hat  das  Fehlen  des  Schultheißen- 
gerichts im  Bistum  Hildesheim  konstatiert.^  Gleichzeitig  mit 
Schröder  hat  Zallinj-fr  sich  auch  mit  der  Gerichtsverfassung 
des  Sachsenspiegels  beschäftigt.  Er  hat  seine  Untersuchungen 
nicht  publiziert,  weil  er  mit  Schröder  übereinstimmte.  Gerade 
bezüglich  des  Fehlena  des  Schulzengerichts  erklärt  er  den  Beweis 
für  durchaus  erbracht'  Die  gleiche  Auffassung  tritt  in  der  gründ- 
lichen, gleichfalls  auf  eigener  Quellenforschung  beruhenden  Arbeit 
von  Eckert  licrvor.^  Ich  war  persönlich,  als  ich  zuer>t  an  die 
ostfalischen  Urkunden  herantrat,  wegen  der  umfassenden  Kichter- 
tätigkeit,  die  der  Schulze  in  Friesland  entwickelt,  geneigt,  auch 
bei  dem  ostfälischen  Grafschaftsschulzen  das  Vorhandensein  einer 
solchen  Gerichtsbarkeit  zu  vermuten.  In  der  Vorrede  meiner 
Altfriestschen  Geriohtsverfassun«^  hob  ich  bervor,  daß  die  Sendet^ 
art  der  friesischen  Gerichtsverfassung  gegenüber  der  sächsisclien 
wahrscheinlich  nur  in  geringem  Umfange  bestehe  und  bemeikte 
dazu:  „Ja,  die  Übereinstimmung  der  friesischen  Dreiteilung  der 
Gerichtsbezirke  in  Grafschaft,  Schulzenamt  und  Go  mit  der  so 
viel  bestrittenen  Darstelluftg  des  Sachsenspiegels  draogt  förm- 
lich zu  einer  Durchführung  der  VeigLeichung.** '  Aber  die 
nähere  Nachforschung  hat  auch  mich  von  dem  negativen  Sach- 
verhalt überzeugt,  soweit  das  flache  Land  in  Betracht  kommt 
Xeben  dem  (Jrafeuding  (Freiding)  und  dem  (lodiug  gibt 
überhaupt  kein  drittes  öffentliches  Gericht,  weder  als 
Gericht  des  Schulzen,  noch  unter  einem  sonstigen  Namen. 
Diese  Behauptung  vertrete  ich  als  bekehrter  Zweifler  und  des- 
halb um  so  energischer.  Ich  bin  überzeugt,  daß  jeder  Zweifler^ 
der  die  ostfälischen  Quellen  gründlich  prüft,  zu  demselben 

1)  Lüntsel,  Alte  Diösese  S.  70. 

2)  a.  a.  0.  A'orredo  tutd  8. 18. 

3)  Eckert  S.  26. 

4)  Vgl.  Fries.  Oer.- Verf.  S.  Y. 
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Eigebnisse  gelangen  wird.  Deshalb  ist  das  Scbulzengericht  des 
Spieglers  noch  nicht  Phantasie.  Ich  habe  es  ja  schließlich 
gefunden.    Aber  es  liegt  in  der  Stadt    Anch  die  vermutete 

Ubereiustiniiiiuiig  der  friesischen  und  der  siichsischeu  Oerichts- 
verfassung besteht  wirklich.  Aber  die  Parallele  ist  anders  zu 
ziehen  als  ich  einstmals  in  Anschlag  brachte.^ 

152.  Zweitens  will  ich  anf  einige  ostffiliscfae  Quellenstellen 
hinweisen^  an  denen  das  Schulzentum  innerhalb  der  Grafschaft 
erwähnt  worden  wäre,  wenn  es  eine  selbständige  Gewalt  umfaßt 
hatte^  die  also  positiv  beweisend  wirkon. 

1.  In  den  obenerwähnten  Urkunden  über  die  Veräußerung 
der  Grafschaft  Seehausen  ^  werden  Goscap  und  Ora^baft  ge- 
trennt behandelt  Von  einem  Schuhsengeiichte  hören  wir  mehts. 
Dennoch  wäre  es  unbedingt  notwendig  gewesen ,  die  Hand- 
habung desselben  in  dem  für  Halberstadt  vorbehaltenen  Teile 
der  Grafschaft  zu  regeln,  wenn  ein  solches  Gericht  existiert  hätte. 

2.  Das  gleichfalls  mehrfach  erwähnte  Öchiedtsgericht  über 
den  liurzgau  von  1270^  enthalt  zwei  Bestimmungen  negierender 
Bedeutung.  Einmal  wird  bezüglich  der  Ungerichtsk lagen  die 
Konkurrenz  zwischen  dem  Oografen  und  dem  Grafen  ge- 
regelt (25).  £in  Schulze,  der  Kriminalgerichtsbarkeit  hatte, 
wäre  als  dritter  Konkurrent  in  Frage  gekommen  und  hätte 
erwähnt  werden  müssen.  Das  Kriminalgericht  des  Schulzen, 
das  im  Ss|).  III  3-  Ii  t^cnaimt  ist,  hat  somit  im  Harzp;aii  nicht 
bestanden.  Sodann  wird  das  Heindalisrecht  an  erbloscin  Nach- 
lasse geregelt.  (40Ö'.J  „si  Über  homo  in  comitia  sine  lu  iede 
decesserit,  in  quibuscunque  bonis  Ule  sederit,  comes  hereditatem 
illius  potius  accipiet  quam  is,  in  cujus  bonis  ilie  dicitur  rescdisse." 
Nach  dem  Sachsenspiegel  ninmit  der  Schulze  das  erblose  Eigen 
des  Biergelden,  wenn  es  unter  drei  Hufen  ist.^  Somit  hat 
tm  dem  Spiegel  eutspreehendes  Biergeldengericht  ini  llarzgau 


1)  TgL  miten  No.  154. 
^  Vgl.  oben  B.  156, 57. 

3)  Vgl.  oben  S.  157, 58,  ü.  B.  Stift  Halbentadt  II  No.  1221. 

4)  Ssp.  UI  80  §  1. 
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nioht  bestanden.  Diese  Anhaltspunkte  sind  am  so  ^wicht^er^ 
ids  gerade  der  Harzgau  dasjtnigc  Gebiet  ist^  in  welchem 

Schröder  ^  das  Vorbild  für  das  Schulzengericht  des  Rechtsbuches, 
Mayer*  das  Oericht  selbst,  gefunden  zu  haben  glauben.  Auch 
in  den  späteren  Urkunden,  welche  die  Oeriehtsbarkeit  im  Harz- 
gau  behandeln  und  übertragen  tritt  nirgends  das  Gericht  oder 
<das  Amt  des  Schaben  als  Streitobjekt  hervor. 

3.  Eine  Örtlich  amfsssendere  Bedentnng  als  die  oben 
erwähnten  Nachrichten  haben  die  Anhaltiner  Zeugnisse. 

In  dem  ültestenLehnsregisterderGrafen  von  Anhalt  (1342)* 
findet  sich  folgender  Eintrag: 

Ista  sunt  bona,  que  comes  Ascharie  teuere  debet  ab 
imperioy  comiciam  videlicet  in  Ascharia^  comiciam  io 
Worbe£(Serimant)  et  comiciam  inMjlynghen;  jadiciam» 
•quod  vocatur  goscap  vulgariter,  in  villa  Warmstorp, 
iasiiper  omnia  jiulicia  que  goscap  vocaiitur,  queque 
«ontinentur  in  istia  tribus  comiciis  superius  nominatis, 
item  dimidiam  partiem  paludis  in  Aschana,  item  ducatum  in 
•dominio  suo^  item  omnia  loca  que  vocentor  vorst  in  dominio 
400^  item  advocatiam  super  bonis  eccleslae  in  Gherenrode,  item 
odvocatiam  super  civitate  Hatskerode;  item  omnes  homines  pro- 
scriptos  vel  qui  vitam  eorum  demeruerunt,  tenere  debemus  et 
possuinus  secunduni  jus  eorum;  hoc  etiam  habet  ab  imperio. 

Angesichts  der  genauen  Aufzählung  der  Lehnsobjekte  wäre 
ein  den  Grafen  von  Anhalt  gebührendes,  in  der  Mitte  zwischen 
Grafschaft  und  Geschäft  stehendes  Sohulzengericht  nicht  über- 
gangen worden.  Andrerseits  ist  es  ebenso  unmöglich,  dafi  die 
Grafen  zwar  die  Grafschaften  und  alle  Gogerichte  behalten, 
alle  Schulzengerichte  aber  verloren  haben  sollten.  Zudem  mußto 
sie  irgend  jemand  innehaben.  Aber  sie  werden  in  den  für 
«das  14.  Jahrhundert  sehr  ausfühiüchen  Nachrichten  nirgends 
erwähnt. 

1)  Ger.-Verf.  S.  59ff. 

2)  a.  a.  0.  S.  459  Anm  ^f> 

3)  Vgl.  ü.  B.  Hochstift  HalbewtÄdt  Hl  ii0.20Ö7, 1^71,  0, 367,  421,  2, 

4)  U.  B.  Anhalt  V  S.  386. 
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Schon  durch  diese  Nachrichten  wird  die  Existenz  eines 
ländlichen  Schulzeugerichts  mit  Krimioalgerichtsbarkeit  für 
einen  sehr  ansehnlichen  Teil  Ostfalene  positiv  ausgeschlossen 
(Nordtbüringau,  Harzgau,  Schvabengau,  Serimimt).  £b  iat  gerade 
derjenige  Teil,  der  für  die  Auslegung  des  Spiegels  besonders- 
in  Betracht  kommt 

4.  Den  westlichen  Teil  Ostfalens  nimmt  die  Diözese  Hildes- 
heim ein.  In  ilikleshciin  werden  im  11.  Jahrhundert  Schultheiß- 
tümer  innerhalb  der  Gnifschaft  erwähnt.^  Andrerseits  besitzen 
wir  gerade  iür  dieses  Gebiet  sehr  eingehende  lokalgeschicht- 
liehe  Untersuchungen.'  Auch  zeigen  die  Gerichtsverhältnisse 
einen  besonders  konservativen  Charakter.  Wir  sind  infolge- 
dessen  über  das  fraglicfae  Gebiet  verhaltnismaBig  gut  informiert 
Überall  finden  wir  die  Duplizität  von  Grafending  (Freiding) 
und  Goding.  Diese  beiden  (Jerichte  lassen  sich  fast  für  jeden 
Einzelbezirk  nat  liw«  i  und  in  ihren  Schicksalen  verfolgen. 
Die  Zwischenexisteuz  eines  dritten  Gerichts  ist  überall  aus- 
gesohlossen.  Trotz  der  Nachrichten  aus  dem  11.  Jahrhundert 
ist  es  sicher,  daß  auch  in  diesen  Gebieten  ein  von  dem  Grafen- 
gerichte einerseits,  von  dem  Gedinge  andreneits  getrenntes 
Scbnhsengericht  sur  Zeit  des  Sachsenspiegels  nicht  existiert 
halx'n  kann.  Die  Verhältnisse  im  Darlingau^,  Sulbirgau  und 
Hassagau*  sind  nicht  so  eingeiieiid  untersucht  Doch  tritt  uns 
das  Schulzcugcriclit  nirgends  cutg^^en. 

1)  Ygl  mitea  No.  173. 

2)  Ich  meine  die  Arbeiten  Lüotzels.  Über  ihren  Wert  vgl  StüTOf 
ünterBachangen  über  die  Oogi  richte  S.  19,  20. 

3)  Vf?l.  z.  r>.  diu  oben  in  Uinsicht  auf  Warberg  mitgeteilten  Nach- 
richten 8.  160  tf.  Die  Art,  wie  Grafschaft  und  Goschaft  nebeneinander 
stehen,  die  capitalis  sententia  als  ein  Teil  der  Goschaft  behandelt  wird, 
läßt  für  ein  Srhii!zen!,'«'ric!it  keinen  Raum.  Die  Urkundenbüchor  der  Her- 
zoge von  Braunschweig  entbehren  leider  des  Sachregisters.  Die  Durchsicht 
d'»r  10  Bande  hat  zahlreiche  Belege  für  Grafschaft  und  Goding  ergeben; 
aber  keinen  einzigen  Beleg  für  ein  in  der  Mitte  stehendes  Schulzengeri'  lit. 
Das  einzige  S<  hulzending  des  flachen  LÄiidos  ist  das  judioium  prefecture 
in  Luhe,  das  sich  als  Fnnding  erweist,  vgl.  No.  169. 

4)  Dio  Nachrichten  über  üeu  Hussagau  und  diis  Friesüuufeld  sind 
gesammelt  von  Prof.  GröBier  in  Ältere  Bau-  und  Kunstdenkmäler  des 
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153.  Drittens  stehen  die  ostfalischen  Zeugnisse  weder 
hinsichtlich  des  ncirJitiven  Befundes,  noch  hinsichtlich  der 
positiven  Anhaltspunkte  allein. 

Die  Nachrichten  aus  Westfalen  und  Engem  zeigen  znaächst 
ganz  dasselbe  Bild.  Und  die  Bedeutung  der  Obereiostimmuiig 
wird  dadurch  gesteigert,  daß  namentlich  die  Nachrichten  aus 
Westfalen  sehr  zahlreich  sind  und  sehr  eingehende  Verarbeitung 
geiunden  habend  Die  westfälische  Gerichtsverfassiiiifr  hat  ja 
von  jeher  die  Aufmerksamkeit  der  Forscher  auf  sich  go/«>Lrt*n. 
In  einem  Punkte  stimmen  alle  Bearbeiter  nherein.  Die  west- 
fälische Gerichtsverfassung  zeigt  uns  zwei  ländliche  Gerichte, 
das  Grafending  oder  fVeiding,  das  bei  Eönigsbann  gehalten 
ymSf  und  das  Goding.  Von  einem  dritten  Gerichte  des  Schulzen 
hat  sich  nirgends  eine  Spur  gofundon.  Wohl  alxT  finden  si<  li 
zahlreiche  Nachnchton,  welche  .seine  Existenz  aussehlielleii. 
Schon  die  beiden  von  Schröder^  beigehrnchten  Belege  sind 
schlagend.  Die  Kölner  Erkundigung^  führt  alle  Bechte  des 
Erzbischofs  auf.  FVeigrafschaften  und  Gogerichte  werden  aus- 
fuhrlich bezeichnet  Am  Schlüsse  wird  eine  allgemeine  Nonn 
über  die  Leihe  der  Oerichtsgcwalt  an  beiden  Arten  von  Gerichten 
gegeben.  Von  einem  dritten  Geiichte  ist  nicht  die  Rede. 
Wie  sollte  ein  solches  Gericht,  wenn  es  bestanden  hätte,  den 
fraglichen  Ansprüchen  oder  der  Aufmerksamkeit  der  Machthaber 
entgangen  sein?  In  einer  Aufzeichnung  über  die  Viliikattonen 
des  officium  scultetatus^  susatensis  werden  die  H5fe  erklärt  für 
„Üben  ab  omni  judicio  libero  et  Gograviatus,  ita  quod  Scultetus 
ciirtis  judic.it  in  omnibus  istis**.  Weder  die  Auslassunjr  des 
Öchulzendings,  noch  die  unmittelbar  aus  der  Befreiung  ge- 


llansfelder  Seekieises,  Halle  a.  8.  1895  8.  XXVII,  VIII.  Die  speaell 
silchflische  Terminologie  der  Oerichte  scheint  diesen  beiden  Qtaen  m  fehles. 
Nach  frenndlicher  Hitteilong  von  Prof.  Grttffier  sind  ihm  die  beiden  Ans« 
drücke  Oodiog  und  Freiding  in  diesen  Oauen  überhaupt  nicht  begegnet 

1)  Vgl.  die  Darsfellnng  bei  Lindner»  Verne  8.  321. 

2)  Oer.-V.  8.  57  Anm. 

3)  8eibertz  U.  E  I  a  643. 

4)  SeiberU  tu  a.  0.  No.  370  6.  453  (1275—1332). 
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zogene  Folgerung  wären  möglich  gewesen,  wenn  ein  drittes 
Gericht  überhaupt  und  gar  unter  der  Bezeichiuuig  Schulzen- 
diug  bestanden  hätte.  Die  bcideu  Belege  lassen  sich  noch 
uuumigfach  erganzen.  Besonders  instruktiv  sind  die  Lehns- 
reguter  und  das  Inventar  der  GrafBchaft  Amsbeig.^  Überall 
begegnen  una  EVeigrafiseliaft  nnd  Oogericht^  nii^genda  findet  sich 
ein  drittes  Gericht 

E.  Mayer  hat  nun  allerdings  gerade  für  Westfalen  die 
Existenz  besonderer  Schulzeugerichte  vertreten  2;  Aber  die 
(^uelknbelegc,  die  er  anführt,  beziehen  sich  nur  auf  —  den 
Sehulzeu  v^on  Soest,  also  auf  einen  Stadtschulzen.  Mayer 
erklarte  noch  eine  weitere  Untersuchung  der  westfälischen  Ge- 
richtszttstfinde  för  erforderlich.  Sie  ist  inzwischen  in  lindners 
Verne  in  grfindlicher  Weise  gegeben  worden.  Aber  das  Resultat 
ist  dasselbe.  Auch  lindner  hat  nur  Grevending  (Freiding) 
und  Goding  gefunden.  Das  dritte  Gericht  ist  eben  ht  da. 
Ja  wenn  ein  driites  Gericht  eines  besondercü  Schuizen  vor- 
handen wäre,  so  würde  es  doch  nicht  dem  Gerichte  des  ost- 
fälischeü  Graf  Schaftsschulzen  entsprechen.  Denn  dieser  Beamte 
heißt  ja  in  Westfalen  Freigraf  und  ist  schon  an  das  Freiding 
gebunden. 

154.  Nun  gibt  es  freiHch  ein  kleines  Grebiet  Sachsens, 

in  dem  wir  tatbüchlich  Schulzengerichte  innerhalb  der 
Grafschaft  finden.  Es  sind  das  die  Grenzgebiete  gegen  Fries- 
iand,  z.  B.  Hadeln,  saclilich  auch  Dithmarschen  und  Holstein^, 
dann  wieder  Drenthe.  Ebenso  finden  sich  die  Schulzeogerichte 
m  Friesland  selbst  £.  Mayer  bat  sich  auf  die  Analogie 
dieser  Verhiltnisse  berufen,  sie  hat  mich  selbst  eine  Zeit  huig 
in  meinen  Erwartungen  beeinflußt  und  bedarf  um  so  mehr  der 
Erorteniiig,  als  die  Zustände  dieser  Gebiete  sich  durch  beson- 
dere Altertümlichkeit  auszeichnen. 


1)  V^l.  Seibertz  a.a.O.  II  No.  551,  556,  665  und  795. 
2i  Kritik  S.  185. 

3)  Die  Verhältnibbe  iloLsteius  sollen  iiiolit  speziell  berührt  werden, 
obgleich  sie  wesentüche  rnterstützung  gewähren.  Der  Stand  der  Forschung 
and  der  Qnellen  würde  weitläufige  Aaseiuandexsetniogen  bedingen. 
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Ich  will  die  Gebiete  des  SehulzengenolitB  als  Nordwesten 
bezeichnen  und  ihnen  die  übrigen  Gebiete  als  inneres  Sachsen 
oder  Binnensachsen  gegenüberstellen. 

Von  vornherein  sei  hervorgehoben^  daß  in  den  Gebieten 
des  Nordwestens  zwar  ein  SchulzeDgeiicht  vorhanden  ist,  aber 
dafür  ein  Gericht  des  Gografen  fehlt  Wir  haben  bei 
flüchtigem  Zuschauen  eine  anders  geartete  Gerichtsverfassung^ 
aber  nicht  etwa  die  volktand^  Gerichtsverfassung  des  Sachsen- 
spiegels, auf  den  Bereicli  der  ländlichen  Grafschaft  zusammen- 
gedrängt. 

D'iv  nähere  Analyse  ist  geeignet,  eine  Verwandtschaft 
hervortreten  zu  lassen. 

Der  Nordwesten  seigtdie  nachstehende  Gerichtsoiganisation: 
Oberbezirk  ist  das  Land,  terra,  auch  Gau,  comitatus  genannt^ 
Dieses  Land  zerfSllt  in  vier  Teile,  welche  als  Gericfatsbezirke 
dienen.-  Die  üblichen  Bezeichnungen  sind  Del,  fiardandel, 
quadraus.  Daneben  begegnet  die  ßezeiclmung  Kirehspiel,  in 
Dithmarschen  dötfte'^,  in  Dreuthe  Dingspiel.  Diese  Bezeichnung 
bernht  darauf,  daß  die  Landesviertel  sich  ursprünglich  mit  dem 
Bezirke  der  alten  Großp^irreien  deckten.  Die  vier  Großpfanv 
Sprengel  treten  ganz  schaif  im  Rustringer  Sendrechte  hervor, 
obschon  damals  bereits  selbständige  Klein  pfarrsprengel  be- 
standen. *  Diese  alte  Übereinstimmung  hat  dazu  geführt,  daß 
ein  Bezirk  der  weltliclieu  Gerielitsverfassnng  die  Bezeichnung 
Kirchspiel  erlangt  hat^   Der  Übergang  der  Geriohtskompeteoz 

1)  Vgl.  Ger.-Verf.  S.  123ff. 
2  a.  a.  0.  S.  12(Jff. 

3)  Die  Deatiint,'  als  Tauf  bezirk  ist  schon  alt  und  mit  riirocht  \nn 
Micheisen  beanstandet  (ßq.  S.  345).  DiirchschlagenU  ist  Taufkir<  hsi>iel  in 
Ldr.  TI  240,  vgl.  auch  Ldr.  T  §  25G.  Dio  Viertel  der  Xauhlarläoder  siad 
gleichfalls  Taufsprengel.  Di'"  Einrichtung  hat  mit  Ruraldokanen  gar  nichts 
zu  tun,  sie  gehört  nicht  in  das  lo.  Jahrhundert  (so  E.Mayer  S. 467  ^'otc  72), 
sondern  in  diu  Zeit  der  Gruüpfarreien. 

4)  Vgl.  Kq.  S.  128  A.  [8]  [17]  und  B.  [ÜJ. 

5)  Meine  Annahme  aer.-yeif .  8. 129,  dafi  waxAk  die  Bedilduuidfioliijft 
von  1347  Khnhspiel  imd  Viertel  gleichbedeutend  gehnnicht,  mnfi  ich  der 
Beanatandung  durch  E,  Hayer  6. 502  No.  83  gegenüber  nach  wiederiiolter 
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mf  die  Kleinpfarreien  ist  ein  spaterer  Vorgang  und  interessiert 
hier  nicht.  Die  Teil-  oder  alten  Kircbspielcrerichte  erledigen 
die  Masse  der  Rechtssachen.^  Nur  die  schwersten  Straffälle 
sind  dem  Landesgerichte  zugewiesen.  Der  Teil  ist  zugleich  in 
den  ältesten  Quellen  der  unterste  für  die  eigentliche  Reobts^ 
pflege  in  Betiacht  kommende  Gerichtsbezirk.  Falls  eine  Kom- 
petenz der  Bauernschaft  bestanden  h«t^  kann  sie  nur  gans 
anbedeutend  gewesen  sein. 

Die  Bezc'iclinung  Ga  wird  zwar  in  spateren  werstorlauwer- 
schen  Quellen  als  Rozpichnung  für  Unterjibtciluijgen  des  Dels, 
vielleicht  auch  für  die  iSpreogel  der  Kleinpfarreien  gebraucht* 
Dagegen  ist  es  ganz  sicher  und  beachtenswert,  daß  in  älterer 
Zeit  in  Rüstringen  Ga  das  Landesviertel  bezeichnet 
hat  Die  vier  Yiertebkirchen  weiden  im  Sendrechte  wiederholt 
und  technisch  Gaktrohen  genannt*  Gbenso  steht  fest,  daß  auch 
in  Drenthe  die  Vollgerichte  der  Dingspiele  Gesprächen  heißen.* 

Eine  ständische  Differenzierung  der  Geriohtsgcmeindeu 
findet  sich  in  Friesland  nicht  Dieselben  Leute  besuchen  alle 
Gerichte.  5 

Bei  der  Paiallele  mit  Binnensachsen  ist  wiederum  das 
Sehweigewicht  auf  die  Funktion  der  Bezirke  und  der  Beamten 
zu  legen.    Die  Bezeichnungen  stehen  in  zweiter  Linie. 

Als  sicherer  Ausgangspunkt  ist  festzuhalten,  daß  die 
Landbeziike  Grafschaften  sind  und  deshalb  den  Grafschaften 


Nachprüfung  mit  Bestimintheit  aufrecht  erhalten.  Allerdings  ist  beim 
Kirchspiel  ebenso  wie  V.  B.  Bremen  I.,  119  an  die  alten  Großpluisprengel 
gedacht.  Der  Sprachgebrauch  konnte  aber  die  Abgrenznng  von  KleiA» 
pfarreicn  überdauern  Deshalb  nehme  ich  den  Datierongsveisnoh  Oer.-Y., 
Nachtrag  zu  ä.  13  zurück. 

1)  Vgl.  Ger. -Verf.  S.  24  ff. 

2)  Vgl.  Ger. -Verf.  S.  130. 

3)  Vgl.  Rq.  S.  128,  [5,  10,  13,  15,  18,  25,  27]. 

4)  Vgl.  oben  S.  132  ff. 

5)  Es  fehlt  aber  überhaupt  an  der  Simdesgliederung.  Die  Voll- 
freiheit ist  allgemein  geworden.  Im  übrigen  bedarf  das  SchickiMÜ  des 
Kön^banns  in  Friesland  mit  Rücksicht  auf  die  Ergebnisse  dieser  Arbeit 
«iner  nihem  Frfifaiig. 

13 
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der  übngen  Gebiete  gleichstellen.  Sie  sind  nach  oben  selb- 
ständige Besirke,  werden  an  Grafen  geliehen ,  in  alter  Zeit 

von  Grafen  verwaltet  und  als  comitatus  bezeichnet.  ^ 

Daraus  fol^  \s  (  iter,  daß  der  liordwestliche  Teil  in  seiner 
Funktion*  dem  inuersiiehsischen  „Oo"  entspricht.  Beide  Bezirke 
sind  die  unmittelbaren  Teile  der  GraffichafL 

1)  E.  Mayer  erklärt  die  Länder  für  identisch  mit  dor  fränkischen 
Centena  nnd  dem  sächsischen  Go.  Quellenhelege  sind  die  Bezeichnungen 
Hunesgo  und  Fivelgo  und  das  'Westerwolder  Landreoht,  a.  a.  0.  S.  443 
Anm.  w7  und  462  No.  73.  Dei  erste  Grund  würde?  dazu  führen,  alle 
Großgauo  Ilarzgau,  Nordthüringau,  ßardengaue  für  «Joschaften  zu  erklären. 
Hinsichtlich  des  zweiten  ist  zu  bemerken:  das  kleine  Westorwold  ist  tat- 
sächlich ein  isolieiicr  Go,  aber  weder  Irie&iiich  noch  jemals  wie  die  großen 
Länder  als  comitatus  hezeichnet  worden  oder  sonst  als  Grafschaft  nach- 
weiabar.  Das  Landrecbt  ist  nißveistanden.  Du  Klüften  Bq.  8.  271  §  3 
ist  nicht  die  Bohaffung  neuer  Bezirite,  aondem  ein  Ibil  der  Hegung  (An- 
wesenheitBkontioIle),  vgl.  Rq.  8.  529  1 43  und  Btuduurd,  Hegung  S.  147. 

2)  NiohtB  andeiee  liabe  ich  Ger.-Veif.  8.  26  und  sonst  für  das  Vor- 
hSltnia  za  der  tittnltiadien  Hondertsolialt  behanptet  Die  Polemik  £.  ICayeis 
a.  a.  0.  8. 443  No.  29  gebt  schon  in  der  Rtchtong  völlig  fehl  Die  Knnst- 
üchkeit  der  ESnteflong,  die  ei  jetst  betont  S.  462  No.  73,  502  No.  83,  habe 
ich  ebenso  betont,  vgl.  S.  406,  und  daraas  gefolgert:  „Nur  für  die  Gau- 
besirice  (tens)  ist  ein  vorfränkischer  Urs[)nmg  wahrscheinlieh.*'  AUerdings 
habe  ich  es  mit  gutem  Grunde  vermieden,  diese  Gaubezirke  als  alte 
Hundertschaften  zu  bezeichnen.  Auf  die  Beziehung  zu  den  Gerichtsbezirken 
der  germanischen  Zeit  Idii  ich  überhaupt  nicht  eingegangen.  Diese  Frage 
könnte  aueh  diesmal  dahingestellt  bleiben,  zimial  düs  Problem  bei  flom 
sächsischen  Go  nicht  anders  liegt  wie  bei  dem  friesischen  Del.  Immeriiin 
will  ich  nicht  verschweigen,  daß  ich  die  Länder  zwar  für  altfrie-^ische  und 
altöächsische  pagi  halti-n,  alx^r  nicht  für  Hundertschaften,  und  daß  mir  die 
Dele  und  die  sat-h.sischcn  (;()Schafton  auf  Einteilung  zu  benihen  scheinen. 
Die  einzig«  Nachrieht  aus  karolingischer  Zeit,  welche  üln'rhaupt  auf  eine 
„lluüderlbchaft"  (i)  in  Sachsen  hinweist,  Capitulatio  15,  betniti  einen 
persönlichen  Verband.  Auch  die  Overysseler  Urkunde,  welche  E.  Mayer 
entdeckt  hat  (Gesch.  I  8*  412)  deutet  wohl  anl  die  ehemalige  Bxlstena 
persdnlioher  VerbBade.  Den  weiteren  Schloßfoigerongen,  die  E.  Hayer 
ans  dieser  Urkande  zieht,  kann  ich  mich  aber  nicht  aDschließen. 
Namentlich  halte  ich  es  für  unwahrscheinlich ,  daB  100  oder  120  Famllien- 
vftter  (nobflea  et  ingenü  similtter  et  liberi)  einen  selbstftndigen  Hochgerichts- 
beziik  gebildet  haben.  Wenn  solche  Yerbfinde  für  die  Oeriohtsveifassang 
überhaupt  Bedeatuog  hatten,  so  dürften  sie  oisprüngüoh  nur  gewesen 
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Zu  demflelben  Ergebnisse  gelangen  wir,  wenn  wir  von 

unten  ausgehen.  Uber  der  Bauorschaft  steht  im  Nordwesten 
(las  Teilgericht,  im  Inneren  das  üogericht  Die  funktionelle 
Stellung  ist  wiederum  dieselbe. 

Auch  die  alte  Übereinstiminung  mit  der  Großpfarrei 
spricht  nicht  gegeuj  sondern  für  die  fanktionelle  Identität. 
Denn  sie  ist  auch  für  Binnensachsen  wahrscheinlich.^ 

Verschieden  ist  wiederum  die  Beiseichnung:  Teil,  Viertel 
und  Kirchspiel  stehen  dem  Go  gegenüber.  Aber  diese  Ver- 
schiedenheit darf  nicht  überschätzt  werden.  Für  den  Teil 
linden  wir  in  llüstringen  und  Drenthe  auch  Go,  und  für  den  Go, 
wie  unten ^  hervortreten  wird,  in  Binnensachsen  auch  Kin  lispiel» 
Ja  wahrsclieinlich  ist  die  Verschiedenheit  der  Bezeichnung 
überhaupt  nur  Schein.  Nach  der  Etymologie  von  Siebs'  ist 
die  Grundbedeutung  von  Go  nichts  anderes  als  ^TeU**.  Auch 
in  Binnensachsen  werden  die  Unterbezirke  der  Grafschaft  als 
^Dele'*  bezeichnet.  Die  Godinge  sind  nicht  nur  sachlich,  auch 
sprachiicii  die  ^Teilgerielite". 

Hinsichtlich  der  Beamten  ist  zunächst  der  Graf  des  l^ord- 
Westens  mit  dem  des  Binnenlandes  identisch. 


sein  abgezählte  Abteilungen  dos  größeren  Dingvolkes,  der  Reihe  nach 
zrm  Gerichtsdienst  IcomTnandiert»  um  die  Gesamtheit  zu  entlasten  (centeni 
comites  —  Zeugengerichte). 

1)  Vgl.  unten  No.  173. 

2)  Vgl.  Ger. -Verf.  S.  430.  Bemerken  will  ich,  daß  bei  Aufstellung 
dieser  Etymologie  weder  Siehs  noch  ich  mit  einer  funktionellen  Identität 
des  Rächsischcn  Oos  und  des  friesischen  Dcls  überhaupt  gerechnet  hal>en. 
Desiialb  hat  auch  Siebs  die  Tarallelo  zu  einem  fri»  ischen  Unteibe/.irk  des 
Dels,  der  Kluft,  und  ni^ht  zu  dem  sprachlich  ebrnso  naheliegenden  ])el 
gezogen.  Zu  der  Etymologie  „Teil'*  würde  der  außerordentlich  verbcliiodene 
örtliche  Umfang  stimmen,  den  das  Wort  (io,  Gau  haben  kann.  Dsm  Wort 
bezeichnet  die  alten  großen  Gaue  (die  alten  Länder,  Bchwabengau,  Barden- 
gaa,  Nürdthüriügau  u^w.),  die  durch  Aufteilung  unter  die  Grafen  eut- 
Itandenen  , Untergaue',  also  die  Grafschaft,  den  Unterbezirk  der  Grafschaft, 
den  ünterbezirk  der  Ooeohtft  Der  i^rtliöhe  XJniang  eines  .Teils*  hängt 
nstfiilioh  lediglioh  vom  dem  „Gänsen*  ab,  das  dem  Spieohendeii  vonchweVt 
Auch  die  «Under*  sind  «Teile*  des  Stammgebiets. 

15* 
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Id  beiden  Gebietea  finden  wir  einen  Generalvertreter  fSr 
die  ganze  QralBcliaft  und  außerdem  besondere  Vertreter  fOr  die 
Orafschaftsteile  „Lokalvertreter'^.    Die  LokalyertKter  werden 

vom  Grafen  belehnt,  aber  unter  Mitwirkung;  des  Volkes.  In 
beiden  fTebieten  liegt  das  Seh^^n  gewicht  der  Kechtspilege  in 
den  üerichten  der  Lokalverticter. 

£lu  sachlicher  Gegensatz  tritt  darin  auf,  daß  im  Nord- 
westen die  Stellungen  des  Generalvertreters  und  des  Lokal- 
vertreters  weniger  differenziert  sind  als  im  Binnenlande.  Einer 
der  Lokalvertreter  ist  in  Friesland  zugleich  Landesffihrer.  Er 
iüliit  nur  den  Vorsitz,  ist  primus  inter  pares.  Spater  wechselt 
das  Amt.  Auch  die  Lokal  Vertreter  haben  Konigsbann  und  sind 
im  Gerichte  des  Oberbezii'ks  tütig.  Auch  die  Bezeichnunt^ 
„Overbote"  deutet  auf  Amtsgleichheit  mit  den  andern  Boten 
(Y ertreter,  vier  Legate).  Im  Binnenlande  entbehrt  zur  Zeit  des 
Spieglers  der  Lokalvertreter;  der  Gograf,  des  Königsbanns. 
Auch  ist  das  Lokalamt  in  einem  größeren  Gebiete  schon  früh 
dem  Grafen  entfremdet,  in  die  Hand  der  Fürsten  gekommen. 
Immerhin  sind  das  sekundäre  Unterschiede,  welche  die  Not- 
wendigkeit eines  gemeinsamen  Ausgangspunktes  nicht  entfernt 
behindern. 

Der  sachlichen  Beziehung  scheint  mir  nun  die  Terminologie 
zu  entsprechen.  Die  Vertreter  des  Grafen  im  Nordwesten 
führen  gemeinsam  neben  andern  üteln  die  Bezeichnung  Vertreter 
(scultetus,  advocatus,  in  Holstein  bode,  legatus).  Im  Binnen- 
lande finden  wir  eine  Ditferenzierunj]:.  Die  generelle  Bezeich- 
nung scultetus  findet  sich  in  Obtlalen,  aber  sie  ist  auf  den 
Generalvertreter  spezialisiert.  In  Westfalen  ist  sie  durch  eine 
dem  Stande  der  Dingbesucher  entnommene  Bezeichnung 
graf^  ersetzt  mrden.  Für  den  Lokalvertreter  ohne  Konigsbann 
hat  sich  die  Bezeichnung  Gogreve  allgemein  eingebürgert 
Auch  dieser  Ausdruck  ist  dem  Wortsinne  nach  sehr  allgemein. 
Greve  bedeutet  in  Zusammensetzungen  nur  den  Vorsteher,  Führer.^ 

1)  Wir  haben  ja  nicht  nnr  Grzfon,  TmgnSßn  und  CK^gralSA,  son- 
dern auch  Dinggnifen,  BuiggiaCen,  Wicbgnfen,  Satsgrafen,  Holigiafenv 
Waldgiafen  nsw« 
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Gogreve  ist  der  Golülirer,  walirscheinlich  Teilführer.  Der 
zweite  Wortteil  entspricht  dem  ködere  ^  hovetling  des  Nord- 
westens. Die  Differenzierung  des  Sprachgebrauchs  ist  nun  nicbt 
aofftülendy  weil  sie  der  scbarferen  Differenxiening  des  Amtes 
parallel  geht  Aber  es  liBfc  8ioh>  wie  mir  scbemt^  aach  erklareD^ 
weshalb  gerade  gogreve  im  Nordwesten  (ahg(  seben  von  Holstein) 
and  scultetus  im  Binnenlande  fehlt.  Die  Bezeichnung:  Teilführer 
paßte  für  den  Nordwesten  nicht,  weil  der  Lokal  Vertreter  gar 
nicht  auf  das  Teilgericht  beschrankt  war,  sondern  auch  iua 
Landesgerichte  eine  wichtige  Rolle  spielte,  an  der  General- 
vertretung Anteil  batte.  Andrerseits  paßte  der  allgemeine 
Amdmok  Vertreter  für  den  Gografen  des  Binnenlandes  zur  Zeit 
des  Spieglers  nicbt  mebr>  nicbt  nur  wdl  ein  anderer  Vertreter 
des  Grafen  unterschieden  werden  mußte,  sondern  weil  das 
Goding  vielfacli  dem  Grafen  schon  entfremdet,  der  Gograf  ihm 
gegenüber  nicht  ein  Vertreter,  sondern  selbständiger  Richter  war. 
Das  einzige  allen  diesen  LokalrichtCrn  gemeinsame  und  zugleich 
sie  von  dai  Vertretern  im  Königsbann  scbeidende  Merkmal 
m  die  Besiebong  sam  Go.  Es  sebeint  mir  verstandlicb  za 
Bein,  daß  dieses  Merkmal  die  Bezeicbnung  bestünmt  und  ibr  in 
Konkurrenz  mit  andern  Ausdrücken  zum  Siege  verfaolfen  bat 

Unter  diesen  Umstanden  h.it  die  Heranziehung  der  nord- 
westiichen  Gebiete  für  die  Beurteilung  unseres  Hauptproblems 
eiue  ganz  andere  Bedeutung,  als  Mayer  annimmt  Daraus,  daß 
die  Vertretaug  des  Grafen  im  Nordwesten  wen^cr  differenziert 
ist  als  im  Binnenlande»  kann  docb  nicbt  die  Notwendigkeit 
folgen^  for  Westfalen  su  den  zwei  qaeUenmäßigen  Vertretern, 
dem  Gografen  und  dem  Freigrafen  oder  Scbulzen  nocb  eben 
dritten,  den  Schulzen  mit  eigenem  Gerichte,  hinzuzudenken. 
Vielmehr  ergibt  die  Vergleichung  mit  dem  Nordwesten  einen 
neuen  und  selbständigen  Anhaltspunkt  dafür,  daß  außer  dem 
Grafending  (Landesgericht)  und  dem  Goding  (Vertretergericbt) 
kein  weiteres  Oericbt  innerbalb  der  Grafschaft  existiert  bat 

155«  Viertens  ist  zu  beachten^  daß  sobon  der  oben  geffibrte 
Nachweis,  daß  im  Goding  und  vor  dem  Gografen  alle  üngeriobte 
verhandelt  wurden,  die  nicht  vor  den  Königsbann  gehörten, 
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die  Möglichkeit  ausschließt,  das  Schulzending  des  Spieglers  in 
den  ländlichen  GerichtsbezirkcLi  aufzuliiidcn.  Das  Schulzonding 
des  Spieglers  ist  sicher  liürimiualgencht.  Es  wird  vcrllchcDy 
um  den  König  vom  Ungericht  zu  entlasten.  £b  hat  Heim- 
fallsrecht  und  ein  hohes  Gewette.  Die  ZaweiBiuig  der  Kri- 
minalsaohen  NichtBch5£PeDbaier  an  Goding  und  Gografen  nimmt 
-dem  SchalzeDgerichte  jeden  ftaum.  £b  wird  saehlidi  zur  Oraf- 
öciiafi  iiinausgedrängt. 

Die  Würdigung  dieser  vier  Erwägungen  verleiht  dem  nega- 
tiven Befund  der  ostfälischen  Quellen  abschließende  Bedeutung. 
Das  negative  Eigebnis  ist  absolut  sicher.  Es  hat  auch  in 
Ost£alen  nur  zwei  öffentliche  Gerichte  gegeben^  das  Grafending 
•(Freiding)  und  das  Teilgericht  ((jk)ding).  Daraus  folgt  natfiriich 
nocii  nicht,  dali  der  Orafschaftsschnlzc  g.a  keine  Gericht.s- 
vertrotung  hatte.  Es  ist  bekannt,  daß  der  Frei^raf  in  West- 
falen dem  Freiding  präsidierte.  Ein  eigenes  Gericht  ist  nicht 
vorhanden,  aber  eine  Gerichts  Vertretung  ist  auch  für  Östren 
denkbar  und  es  kann  daher  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob 
sie  nicht  die  Angabe  des  Spieglers  über  das  Scfaulzending  ver* 
anlaßt  liat. 

156.  Die  goriehtliche  Tätigkeit  des  (irafsehatthsc'hulzen 
denkt  sich  nun  Schröder  in  der  Weise,  daÜ  der  Schulze  in 
das  Goding  hinabstieg  und  dem  Gografen  den  Vorsitz  abnahm. 
Schröder  konstatiert  1.  dne  kriminelle  Gerichtsbarkeit^  welche 
schon  dem  Spiegier  bekannt  war  und  den  Anstoß  zu  der  Er- 
findung des  Schulzcndings  gegeben  hat,  und  2.  einen  Vorsitz 
bei  Aiifkissu Ilgen,  welcher  dem  Spieglcr  noch  fremd  war. 

157.  Die  kriminelle  Tätigkeit  >vird  nur  auf  eine  Regen- 
.steiner  Urkunde  von  1308  gestützt  S  die  auf  eine  Verhand- 
lung im  Gedinge  m  Driberg  Bemg  nimmt 

Die  Urkunde  lautet  unter  Wcglassung  der  Schlußformel: 
Nos  H(enricus)  et  Ol(ricus),  Dei  gratia  comites  de  Regeii- 
stcvn,   tenoro  pracsentium  recognoBcinuis  atquc  protestamur, 
quod  in  quarta  feria  post  divisionem  apostoiorum  in  judicio 


1)  ü.  B.  für  Niedenaohsen  III  No.  700. 
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nostro  sivo  plebiscitu,  quod  vulgariter  dioitur  ,;godinc^ 
in  Driberch  praesentibns  nostris  praefectis  seu  advo- 
cntis  H.  milite  de  Deriu  burch  ac  Willekino  fuit  requi- 
situm,  utrum  pro  delicto  scrvi  dcbcat  ille  homo,  cujus  sen'us 
esse  dinoscitur,  de  jure  incusari  vel  gravari;  ad  qaod  debita 
deliberatLone  praehabita  fuit  reBpoDsmii  et  ab  omnibiis  appro- 
batmn,  qaod  delictnm  servi  non  debeat  dommua  lueie  nec 
alicnjua  satisfaotioms  gravamini  subjacere.  Quam  seDteuttam 
approbando  landamua  et  servari  yolnmaa  ac  pronunoiamus ,  eam 
esse  validam  atque  justam.  Qiiare  religiosos  viros  ccclcpiae 
Walkenrodciisis  in  [rrunyia  dieta  Schowcn  commoranU»  ab 
oociaione  scrvi  cujuädam  dicti  Apetey  et  homicidio^  quod  per 
Bervum  ipstus  eoriae  inatigaDte  djabolo  sine  dictoram  religio- 
Bomm  acita  vel  oonseosui  ut  verraciter  inteUezimuB,  fuit  per- 
petratum^  imiooeiitea  et  in  nullo  reoa  vel  eiilpabilea  hujus  facti 
praesentibufl  nanciamus;  quos  si  quisquam  hominum  inousaveiit, 
aut  ad  a]i<|ua  judicia  pro  tali  facto  traxerit  vel  tralii  voluerit, 
soiat  nos,  ijiionim  jndiciaria  potestas  est  in  ipso  loco  mtcrfec- 
üonis  causam  sanguiuiB  judicare,  eos  insoutesi  absoiutos  et  iono- 
cuoB  inveuisBc,  nec  alicujus  satisfactioniB  vel  emendae  ipsos 
debere  pro  tali  faoto  ullo  gravurnini  subjaoere. 

Bei  der  Wfirdigimg  der  Urkunde  ist  zu  beachten^  daß 
Driberg  im  Har^u  liegt,  also  in  einem  Gau»  für  welchen  uns 
die  Gestalt  der  Strafgerichtsbarkeit  aus  dem  Schiedssprüche 
VOD  1270  bekaunt  ist* 

bchrüdcr*  verwertet  zwei  Augabeu  der  Urkunde. 

£r  beruft  sich  erstens  auf  den  Ausspruch  der  Grafen 
ober  ihre  Gerichtsbarkeit  „Man  erkennt  deutlich^  daß  die 
Grafen  den  Blutbann  als  solchen  als  ihr  alleiniges  Becht 
betrachteten )  aber  die  Entscheidung  des  einzelnen  Falles  hatten 
sie,  da  die  Angeklagten  nicht  dem  Stande  der  Schöfienbar- 
freien  angehörten,  nicht  vor  ihr  Landgericht  gezogen,  sondern 
dem  Goding  zu  Dribeig  überlassen.'^   Daß  die  Grafen  den 


1)  Tgl.  oben  8. 157. 

2)  Osr.-yetf.  S.  50ff. 
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Blutbann  hatten ,  ist  uDbestreitbar,  scbließt  aber  eine  Zustän- 
digkeit des  Gografen  nicht  aus.  Einmal  war  auch  da^  wo  der 

Gograf  richtete,  immer  noch  die  Schelte  an  das  Gericht  des 

Grafen  zulässig.  Zweitens  aber  bestand  gerade  im  Harzgau 
eine  konkurrierende  Gericiitsbarkeit  von  Goding  und  Grafscliaft.^ 
Schröder  nimmt  nur  eine  Delegation  für  den  Einzelfall  an. 
Die  Urkunde  eigibt  keinen  Anhalt  dafür,  wohl  aber  einen 
Gegengrund.  Denn  es  liegt  tatsächlich  gar  nicht  die  Entschei- 
dung über  eine  angestellte  Klsge  vor.  Es  ist  kein  bestimmter 
Kliger  da,  der  abgewiesen  worden  ist  oder  abgewiesen  wird. 
Sondern  die  Klosterbriulcr  haben  ein  Weistuin  erwirkt,  um 
sich  gegen  zukünftige  Klagen  zu  sichern.  Bei  der  Ermittelung 
eines  Weistunis  dürfte  mau  sich  an  das  ordentlicherweise 
zuständige  Gericht  gewendet  haben.  Daß  nun  eine  Bestätigung 
durch  den  Grafen  erwirict  wird,  beweist  nicht  die  Unanständig- 
keit des  Oedings*  Dieses  Yoigehen  erklärt  sich  durch  die 
Möglichkeit  einer  Schelte  bei  einer  spater  etwa  angestellten 
Klage,  durch  die  oben  erwähnte  konkurrierende  (Jerichtsbarkeit 
der  Grafen  und  durch  die  große  Vorsieht  der  Klosterlnüder, 
welche  sie  veranlaßte  in  derselben  Angelegenheit  nr*(  h  (  ine 
Urkunde  des  Erzbischofs  zu  erwirken,  die  gleichfalls  erkennen 
läßt,  daß  noch  gsr  keine  Klage  angestrengt  war.* 

1Ö8.  Zweitens  beruft  sich  Schröder  auf  die  beiden  pre- 

fecti  seu  advocati.  „Die  beiden  Vorsitzenden  werden  als 
prefecti  seu  advocati  bezeichnet.  Wir  erkennen  in  dem  einen, 
dem  Ritter  von  Dernbui^,  den  prefectus,  d  h.  dcu  Schultheißen, 
und  in  dem  Vogt  Wiliekin  den  Driberger  Gografen.  Da  ea 
sich  nun  um  eine  Ungerichtsklsge  handelte,  so  war  das 
Gogericht  unter  dem  Gografen  nidit  kompetent,  es  bedurfte 
des  Yorsitses  des  Schultheißen,  durch  den  das  Godiug  zum 
Schultheißendinge  wurde." 

Tatsachlich  >vird  in  der  Urkunde  bcidrii  Personen  die 
gleiche  AmtsstelluDg  beigelegt,  weiche  durch  zwei  synonym 


1)  YgL  oben  6. 158. 

2)  YgL  TT.  a  Hoofasttft  Halbeistadt  HI  No.  1827  (15. 3. 1309). 
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gebrauchte  Wort^  ausgedrückt  ist  Schröder  scheint  niii*  die 
Greozen  der  AiislcLinn^  zu  übcrsclireiten,  wenn  er  die  beiden 
gemeinsamen  byüouyma  auf  die  beiden  Personen  verteilt  und 
aus  Urnen  zwei  verschiedene  AmtsbezeidmungeQ  entwickelt. 
Der  Sinn  der  gemeinsamen  Amtsbezeichnong  ist  völlig  klar> 
prefectuB  wird  84>wobl  s^monym  mit  advocatos  als  auch  ffir 
den  Grafechaftsschnken  gebranoht.  Aber  der  6raf8chaft8scha]z& 
heißt  niemals  advocatus.^  Wir  haben  es  daher  überhiiupt  nicht 
mit  einem  Schulzen  und  einem  Gografen,  sondern  mit  zwei 
Vügteu  zu  tun.  Dies  Ei^ebnis  wird  durch  die  Personaluntep- 
suchung  bestätigt,  welche  hinsiclitlicli  des  angeblichen  Graf- 
fichaftsschuken,  des  Heinrich  von  Demborg»  durch  sahireiche 
Nachrichten  erm^licht  ist  Hemrich  von  Dernboig  tritt  um 
die  fragliche  Zeit  (f  1B14)  in  einer  großen  Zahl  von  Urkunden^ 
namentlich  der  Grafen  von  Kegenstein,  auf.  Er  wird  niemals 
:ils  scultetus  bezeichnet,  meist  als  miles'^,  auch  als  castellaniis  *^ 
und  einmal  in  emcr  Urkunde,  die  gerade  demselben  Jahre  1308 
angehört,  schlankw^  als  Yogt.^  Es  kann  daher  gar  keinem 
Zweifel  unterliegen ,  da£  der  Bitter  Heinrich  von  Dembnrg 
Sur  Zeit  der  Dribeiger  Urkunde  nicht  Schulze  der  Grafschaft 
gewesen  ist^  sondern  Yogt  des  Grafen.  Bei  dem  nur  mit  dem 
Yomamen  bezeichneten  Willekin  ist  die  Idendfizienmg  unsicher*- 
und  der  Kachrichtenbestand  dürftig.    Aber  er  kommt  auch 

1)  Ygi.  SSalimger  8. 191.  «Die  Bezeichnimg  ,pnf§etu8*  wird  aller» 
dings  eineneits  abwechsebid  mit  seuUeius,  andrerseits  oft  für  advoeahi» 
gebraacbt;  niemals  aber  wird  der  Sohnltfaeiß  des  eohtan  Dinges  als  ,adTO» 
catos^  bezeichnet 

2)  Vgl.  U.  B.  des  Hochstifts  Halberstadt  III  No.  1783  (1306),  No.  189^ 
(1314),  1S92  A.  (t  1314),  U.B.  der  Stadt  Halberstadt  I  No.  299  (1304), 
No.  322  (1308),  ü.  B.  St.  Bonifacü  No.  107  (1304),  No.  113  (1311),  No.  118, 
119  A.  (1312)  1 131 1  (1 10),  ü.  B.  Ilsenburg  (1304),  No.  IbS  V .  B.  Waterleer 
S.  246-51  (1302  und  1304)  S.251  (1306},  U.B,  StötterUngburg  No.44  (1301)^ 
No.  65  (1304),  No.  72,  73  (1313). 

3)  F.  B.  St.  Bonifacü  No.  124,  25. 

4)  U.  B.  Stijtterlingburg  No.  62.  Graf  lloinrich  von  Regenstei» 
bekundet  Verziclit  auf  Erbziusrt'cht  unJ  auf  Vogtei  an  einer  Hafe  za 
Hesuem,  testes  sunt:  „Heinricas  de  Demeborch,  advocatus." 

6)  Vermatlioh  de  Minsloye. 
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nicht  in  Befraolit  Wenn  ein  Grafscbaftsschalxe  im  Goding 
die  Rolle  gespielt  hatte,  die  ihm  Schröder  zaweiBt,  so  hätte 

er  aa  erster  Stelle  genannt  werden  müssen.  Diese  Bemerkungen 
beweisen,  duü  diejenige  Urkunde,  aus  der  Sciintder  die  kri- 
minelle Tätigkeit  des  Grafschaftsschulzeu  herausliest,  diesen 
Beamten  überhaupt  nicht  erwähnt. 

159«  Die  Deutung  Schröders  entbehrt  somit  eines  jeden 
Anhalts.  Dazu  scheitert  das  Schlußeigebnis  an  einer  chrono- 
logischen Sch^erigkeit  Schröder  findet  in  der  Driberger 
Urkunde  denjenigen  Rechtszustand,  der  zur  Zeit  des  Spiegels 
bestand,  Unzuständigkeit  des  Gografen  für  Ungericht  und  des- 
halb Zuziehung  des  Schulzen.  Dagejsren  führt  er  den  Mairde- 
burger  Schiedsspruch  als  Zeugnis  für  den  jüngeren  Rechts- 
zustand,  die  Erlangung  des  Blutbanns  durch  die  Gogerichte  an. 
Das  Zeugnis  für  das  ältere  Recht  stammt  aber  ans  dem  Jahre 
1308,  das  Zeugnis  für  die  jüngere  Entwicklung  datiert  von  1270, 
ist  also  um  38  Jahre  älter.  Eine  solche  Differenz  würde  nichts 
hersagen,  uenn  es  sich  um  verschiedene  Gebiete  handelte. 
Aber  dies  ist  eben  nicht  der  Fall.  Driberg  liegt  in  demselben 
Harzgau,  auf  den  sich  der  Schiedsspruch  von  1270  bezieht. 
Die  Deutung  Schröders  würde  daher  zu  der  Annahme  einer 
Zickzackentwicklung  nötigen^  die  in  hohem  Grade  unwahr- 
scheinlich ist 

Aus  diesem  Grunde  kann  die  Driberger  Urkunde  eine 

kriminelle  Tätigkeit  des  Grafschaftsschulzen  schlechterdings 
nielit  beweisen.  Sie  ist  aber  das  einzige  Zeugnis,  anf  das 
Schröder  diese  Hypothese  und  damit  seine  Erklärung  des 
Schulzendinp:«  des  Sj)ieglers  stützt. 

160.  Wesentlich  anders,  aber  nicht  günstiger  für  die 
Hypothese  Schröders  ist  der  Nachrichtenstand  hinsichtlich  der 
Tätigkeit  des  Schulzen  bei  Auflassungen.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  1 3.  Jahriiuiiderts  bej^egnet  uns  der  Schulze  als  Vor- 
sitzender b<M  Auflassungen,  aber  nicht  im  Goding,  wie  Scliroder 
meint,  sondern  im  alten  Grafeuding. 

Die  beiden  ältesten  einigermaRen  sicheren  Fundstellen 
sind  zwei  Urkunden  der  Grafen  Heinrich  L  und  IL  von  Anhalt. 


Digitized  by  Google 


Der  OnCsohaftsschiilze. 


203 


In  eißer  Urkunde  um  1223^  bekundet  Heinrich  L,  daß  sein 
Ministeriale  Arnold  von  Redem  mit  seiner  Zustimmung  ein 
Gnmdstäck  „vendidit  atqoe  in  ooncilio  nostro  Anschariae 
warn  senlteto  Conndo,  Bcabinifl  quoque  et  teetibus  dedit^ 
Hdnricfa  IL  bezeugt  im  Jahre  1251  daß  die  Übertragung 
«Ines  Gnmdatficks  in  Grofi-Qnenstfidt  erfdgt  sei  „in  preaenüa 
Henrici  de  Diedesdorp  prefecti  nostri  et  scnbinonim  et  pre- 
conis  in  theatro  ibye."  Die  eigne  Anwesenheit  des  Gralcn 
wird  in  keiner  der  beiden  Urkunden  erwähnte  Unter  den  Zcupron 
der  zwdten  Urkunde  findet  sich  der  Schulze  nicht  Es  bleibt 
daher  mchts  anderes  fibrig  als  die  Annahme,  daß  die  Anf- 
lassong  nur  vor  dem  Schüben  stattgefunden  hat  und  spater 
benrknndet  wurtle.  Ebenso  ist  es  aber  sicher,  daß  das  Gericht, 
dem  der  Schulze  in  diesem  Falle  vorgesessen  hat,  nicht  das 
Gogericht  gewesen  ist,  sondern  das  alte  Grafending,  da 
ifSchöffen''  und  in  der  zweiten  Urkunde  der  ,,preco''  erwähnt 
werden. 

Sehr  viel  eingehender  sind  die  Nachrichten  aus  dem 

Harzgau. 

161.  Aus  dem  12.  Jahrlniudert  und  aus  der  grölkn-cn 
HSlfte  des  13.  Jahrhunderts  liegen  nur  Urkunden  über  solche 
Aaflassungen  vor,  die  vor  dem  Grafen  bei  Konigsbann  voll- 
sogen sind.  Als  auf&llend  kann  allenfalls  bezeichnet  werden, 
dafi  der  im  echten  Ding  auftretende  Schulze  lokalisiert  wird' 
Söd  daß  die  Assistenz  des  Schulzen  in  zwei  späteren  Urkunden 
in  einer  solchen  Weise  ausgedrückt  ist,  dali  ihni,  wie  auch 
Schröder  !>•  merkt  hat,  trotzdem  es  sich  um  Königsbann  handelt, 
<ler  eigentliche  Vorsitz  übertragen  erscheint^ 


1)  ü.  B.  Anhalt  H  70. 

2)  ü.  ß.  Anhalt  H  190. 

3)  Vgl.  U.  B.  Hochstift  Halberstadt  I  No.  428.  No.  627  Die  Bezeiob- 
wmg  Uadolphiis  scnltetos  de  Heisleve  ist  nicht  einfach  Name. 

4)  Schröder,  Sehnltze  8.  2  Anm.  3,  ü.  B.  Hoobstift  Haiborstadt  II 
Ho.  763,  Tralkenned  No.  250.  Zaerst  beißt  es  «Gomite  Sifrido  fiatre 
wtttro  judieio  praeaidente.*  Dann  wird  angefügt  aTbi(d6ricaa)  de  Bich, 
firitcuUhete  Tnlgariter  dictoa  eo  tempore  ex  jnsan  meo  et  fratrla  mei, 
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Gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  wird  nun  ein  Schulzen- 

geriebt  in  folgenden  Urkunden  erwähnt: 

1.^  Die  Gr-afen  von  Reprenstein  bezeugen  1274,  daß  ein 
Halberatädter  Bürger  eine  Hufe  und  drei  Morgen,  welche  in 
den  Fluren  von  Klein-Hersleben  und  Werstedt  gelegen  sind, 
verkauft  und  übertragen  hat. 

De  nostro  cuubensii  et  heredum  nosiroruni  cornm  nostro 
schulteto  in  judicio  quod  sdiulteiending  vulgariter  apellatur. 
Die  Grafen  fibereignen  ihrerseits  „quidquid  juris  ratione 
eometie  —  poterit  pertinere'^  Unter  den  Zeugen  ist  genannt: 
Henricus  diotus  de  Odorp  noeter  scultetus. 

2.2  Die  Grafen  von  Regensteiii  schenken  1276  ein  Grund- 
stück^ das  einem  ihrer  Liten  gehörte  und  von  ihm  verkauft  war, 
„in  Villa  parvo  Hersleve  in  judicio  schulteti  nostri  BertoldL*' 
Unter  den  Anwesenden  werden  Personen  genannt  „qui  liberi 
homines  dicuntur  et  consueverunt  hujusmodi  donationibus  In- 
teresse." 

3.  ^  Graf  Heinrich  von  Regenstein  bezeugt  1295  einen 
Verzieht,  welcher  erklärt  war  „coram  nostris  liberis  in  pre&to 
Hersleve  et  judicio  secularL'^ 

4.  *  Die  Grafen  von  Regenst^in  bezeugen  1295  den  Empfang 
von  3  Mark  Silber  seitens  des  Ilalberstädter  Hospitals  zum 
heiligen  Geist  ,,pro  redemptione  jurisdictionis  nostre  quam 
habuimus  in  duobus  mansis  predictae  domui  pertinentibus,  de 
quibuB  videlicet  duobus  mansis  conversi  predictae  domus  tene- 
bantnr  hactenus  adire  judidum  nostrum,  quod  vridmg  vulga- 
riter apellatur  et  haec  bona  libera  nuucupuntur." 


comitis  Süridi  praefuit  judicio  et  praesedli*^  Ü.B.  A]iha]tIINo.220(l256). 
Die  Urkunde  redet  trots  der  Anweaeoheit  des  OnKCeii  nar  von  dem 
Vorsitse  dee  Sohtilsen  «sedente  pio  tribonali  piefocto  aostro  Heinrico 
de  HankeDbeiig.'' 

1)  ü.  B.  Stadt  Halbeistadt  I  No.  140. 

2)  IT.  B.  Hoehstift  Halbeistadt  H  No.  1315. 

3)  U.  B.  Stadt  Halbeistwlt  No.  268. 

4)  a.  a.  0.  No.  269. 
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Die  Grafen  geben  ;,prae£Eitae  domui  integrem  proprietatcm 
mausoriuii  predictuium  reddentes  candcm  cum  (niiiiibiis  suis  pro- 
visoribus  perpctuo  libertati  —  ne  de  cetero  tiiuentur  stare  judicio 
ao8tro  supradicto  vei  ad  aliam  aequipoUentem  servitutem.^ 

162«  In  der  Folgezeit  wird  das  Mding  nur  noch  einmal 
«rwabnt  In  einem  Yeigleiche  der  Regensteiner  mit  Bischof 
Albrecht  von  Halberstadt  von  1322  ^  findet  sich  die  Klansel: 
J>e  vryghen  lade  to  Weratede,  de  sdiolen  gan  io  dem  vrygben 
dinghe." 

163.  Ebenso  ist  die  spätere  Erwähnung  der  Auflassung 
im  Harzgau  eine  außei-st  dürftige,  so  zahlreiche  Schenkungs- 
nrkonden  und  Yerkaufsurkunden  auch  vorliegen.  Die  Auf- 
lassnng  wird  nicht  spezieU  genannt  Daraus  ist  nicht  zu 
schliefen,  daß  sie  überhaupt  in  Abgang  kam.  Sie  wird  als 
selbstverstSttdliche  Förmlichkeit  betrachtet  Auf  die  Auflassung 
sind  zwei  beinahe  gleichlautende  Formeln  zu  beziehen,  nach  denen 
die  Schenkung  ertoigt  ist:  cum  ea  solennitatc  quam  consuevit 
in  hujusmodi  donatiouibus  observari.^  Erst  zwei  Urkunden 
ans  dem  Jahre  1341  enthalten  ausführlichere  Angaben. 

5.  In  der  ersten  Urkunde  vom  23.  6.  1341  übergibt  der 
Edle  von  Hadmersleben  ein  Grundstück  und  erklärt  am  Schlüsse: 
lenontiamus  —  spedaliter  omni  anxflio  patriae,  quod  farmn 
dicitur  et  imnuitur  donationes  proprietatum  rerum  iiumobilium 
existentium  in  districtu  seu  territoriu  cpiucuniiue  provincie  Saxo- 
nicae  faciendas  esse  loco  et  tempore  certis  quibus  piebiscita 
seu  judicia  dicta  vulgariter  lantding  ezercentur,  ooram  comite 
ipeius  districtus  aut  alio  pro  ipso  et  ejus  nomine  presidente.^ 

6.  In  der  zweiten  Urkunde  26.  7. 1341  versprechen  die 
Yerkanfer  eines  Grundstücks,  Yassallen  des  Grrafen  von  Hegen- 
stein,  bewirken  zu  wollen:  efficiemus,  quod  dicti  domini  comites 
ex  superhabundanti  cautione  ipsum  mausuin  coram  judice 

1)  Vgl.  U.  B.  llochstift  Halberstadt  TU  2087. 

2)  Vgl.  U.  B.  Stadt  Halberstadt  I  No.  377  (1318)  und  379.  Daß  diu 
Auflassung  dem  Kaufe  nachfolgte,  ergibt  sich  auch  aus  der  Urkuude. 
U.  B.  St  PaoH  No.  93  (1313). 

3)  V.  B.  Hoehstifk  HalberoÜHlt  HI  Ko.  2335. 
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seculari  dicti  loci  DingeUtede  judioio  dioto  eMeding 
sao  tempore  presidente  donabunt  efficaciori  modo  quo 

poterunt,  occU'siis  pivlibiitis  eo  modo  et  forma  quibu.s  Uoua- 
tiüues  proprietatum  roriim  iuiDiobiiiiim  ficri  jura  patria^  vul- 
gariter  dicta  la7iirecht,  exigunt  et  requirunt.^ 

Die  Identität  des  iu  der  Urkunde  No.  4  erwUmten  Frei- 
diiigs  mit  dem  Schulzeodmg  der  No.  1  uad  2  ist  deshalb  niclit 
zu  beeweifelO)  weil  auch  bei  dem  Schulsendiug  die  Anweseuheit 
der  liberi  in  uiiffallendcr  Weise  betont  wird  (vgl.  No.  2). 

164.  Schröder  hat  die  vorstehenden  Nachrichten  auf  ein 
und  dasselbe  Schulzeugericht  bei  Klein-Harslebeu  bezogen 
und  in  ihrer  Deutung  etwas  geschwankt  Auf  8.  9  Anm.  3 
sagt  er:   Vielleicht  war  das  Grericht  zu  Klein -Harsleben 

ui*sprünglich  ebenfalls  ein  gräfliches  Landgericht.  Anf  S.  60,  61 
aber  erklärt  er  das  Sehulzengericht  zu  Klein -Harsleben  für 
ein  Gogericht,  das  durch  den  Vorsitz  des  Sciniitheilien  zum 
Schultheißending  geworden  war.  Mir  scheint,  daß  die  erste 
Auffassung  Schröders  die  allein  zutreffende  ist. 

Schröder  motiviert  die  Identität  mit  dem  Gogericht  nur 
durch  Bezugnahme  auf  das  Dingi>rivileg  und  den  Satz:  „Hier 
wie  in  dem  Dribcrger  Fall  zeigen  die  Reziehnne^en  zn  den 
Klosterbrüdern,  daü  wir  es  nicht  mit  dem  Landgericht,  son- 
dern mit  dem  (jogericht  zu  tun  haben und  spater:  „Daß  es 
an  sich  mit  dem  Goding  identisch  ist,  lehrt  das  Beispiel  des 
Driberger  Gerichts.*^* 

Die  Analogie  mit  dem  Driberger  Fall  ist  von  vornherein 
abzulehnen,  weil  in  Driberg  gar  kein  Schulze  zutretren  war  und 
überdies  eine  ganz  andere  Kompetenz  des  Godmgs  in  Frage 
kommt  als  die  Auflassung  von  Eigen.  Ebensowenig  ist  die 
Beziehung  zn  den  Klosterbrüdern  entscheidend  In  Dribeiig 
werden  eventuelle  Anspräche  nicht  naher  bestimmter  Art  g^en 
das  Kloster  Walkenried  erörtert  In  dem  Dingprivileg  von  1295 


1)  a.  a.  0.  m  No.  2337. 

2)  Ger. -Verf.  S.  60  nach  Anm.  4. 

3)  Ger.-Yeil  S.  61  nach  Anm.  3. 
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weideo  die  Konverseti  eines  Hospitals  vod  der  Jarisdiktion 

befreit  ünterwerfuna  unter  die  Gerichtsbarkeit  und  I)ing])llicht 
(ItM  keu  sich  nicht  oliue  weiteres.  Auch  nach  dem  Ssp.  kaim 
der  Scliöü'eubare  in  kleiaereo  Sachen  ohne  Königsbann  verklagt 
werden^  während  er  nur  in  (jerichten  bei  KöDigsbann  ding^ 
pflicbtig  ist 

16Ö.  Nun  kdnnte  man  ja  bei  flüchtiger  Dnrchsicht  des 

DiugprivilejBTS  geneigt  sein,  es  auf  die  Dingptlii  hl  im  Gculing 
m  beziehen,  weil  die  Konversen  nielit  auf  eigcaein  (»runde 
sitzen,  sondern  auf  dem  Grunde  des  Uospitais,  somit  anschei- 
nend keine  dingliche  Pflicht  in  Frage  kanii  sondern  eine  per- 
sdntiche.  Aber  diese  £rwSgang  h&lt  nicht  stand.  Die  Ding- 
pflichty  die  in  Frage  steht,  ist  unzweifelhaft  eine  reale,  wie 
sie  dem  Grafengerichte  entspricht  Das  Hospital  hat  Gnindstncke 
erworben,  auf  denen  die  besondere  Pflicht  lastet,  das  Freien- 
diüg  zu  besuchen.  Et  haec  bona  libera  bona  nuncupantnr. 
Das  Hospital  hatte  keine  Immunität  Das  Institut  selbst  konnte 
nicht  auf  dem  Grafengerichte  erscheinen.  Aber  es  hi^  nahe, 
daß  als  Ersatz  das  Erscheinen  der  Konyersen  verlangt  wurde, 
fiber  deren  Stand  wir  nichts  wbsen.  Die  Art  der  Dingpflicht 
bfldet  somit  kein  Hindernis  für  die  Beziehung  anf  das  Grafen- 
diüg.  Diese  Beziehung  ist  aber  dadurch  unmittelbar  gegeben, 
daß  der  Graf  bei  dieser  und  anderer  Gelegenheit  auf  seine 
eigene  Gerichtsbarkeit  verzichtet.  Vom  Rechte  des  Gografen 
ist  nicht  die  Rede.  Die  Goschaft  war  allerdings  vor  Zeiten 
önmal  bloße  Vertretung  des  Grafen  gewesen.^  Aber  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  ist  ne  bereits  eine  selbständige  Gerichtsbar- 
keit, die  nicht  mehr  in  der  Gra&chaft  einbezogen  ist  Diese 
Subsumtion,  welche  Schröder  präsumiert,  ist  nun  ganz  speziell 
für  ileii  Harzer  au  ausp;eschlos8en.  Der  Graf  konnte  gar  nicht 
allein  über  die  Dingpliicht  im  Godinge  verfugen,  da  ja  damals 
das  Gogericht,  wie  der  Magdeburger  Schiedsspruch  zeigte  ilnn 
gar  nicht  aliein  zustand   Deshalb  folgt  schon  aus  dem  Inhalt 


1)  Vgl  No.  143  a.E. 

2)  VgL  oben  8. 157fL 
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^er  VemchtBurkuode,  daß  das  FrdendiDg  das  alte  Grafen- 
au og  ist  und  nicht  das  Goding. 

Zu  demselben  8cLikisse  zwingen  folgende  Erwägungen: 
1.  Das  Regensteiiier  Dingprivile'i;  stimmt  in  Anlaß  und 
J'asBUüg  ganz  genau  übercin  mit  den  oben  ^  besprochenen  Brauu- 
•achweiger  Privilegien,  die  ihm  auch  zeitlich  nur  um  geringes 
vorangehen.    In  allen  drei  Fällen  handelt  ea  aich  um  den 
Erwerb  bestimmter  Guter  durch  ein  Institat   In  den  alteren 
Privilegien  wird  als  Folge  des  Erwerbes  vorausgesehen  und 
ubgtkaiiii  die  Pflicht  der  Ordensbrüder  oder  ihrer  Kolonen, 
das  Ding  zu  besuchen.     In  der  Regcnsteiner  Urkunde  wird 
die  Pflicht  der  Konverseu  abgekauft.    In  der  Braunscliweigcr 
Urkunde  wird  verzichtet  auf  jedes  servitium,  in  der  Regensteiner 
Urkunde  auf  die  aequipoUens  aervitus.  £s  ist  also  vollständige 
Ubereinstimmung  vorhanden.  Wenn  nun  in  den  Brannschweiger 
Urkunden  das  Wort  Grafending  gebraucht  ist|  in  der  Begen- 
stciner  das  Wort  Freiding,  so  spricht  die  sonstige  Überein- 
stimmung dafür,  daß  dasselbe  Gericht  gemeint  ist. 

KiO.  2.  Das  ständige  Gerieht  mrd  als  vriding  bezeichnet. 
Die  dingpflichtigeu  Güter  heitien  Freigüter.  Die  Auflassung 
erfolgt  coram  liberis  nostris.  Nun  sind  diese  Worte^  wie  oben 
hervoigehoben^  in  ganz  Westfalen,  Engem  und  auch  in  dem 
iveitaus  größeren  Teile  Ostfalens  technische  Bezeichnungen  für 
die  Elemente  des  Ghrafendings  im  Gegensatz  zum  Goding.  Es 
mul)  doch  als  ganz  ausgeschlossen  gelten,  daß  im  Harzgau 
und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich  der  einen  Bezeichnung  dos 
Gerichts  selbst,  sondern  ebenso  hinsichtlich  der  Bezeichnung 
für  die  Güter  und  die  Dinggenossen  der  umgekehrte  Sprach« 
gebxaneh  sich  entwickelt  hat,  diese  Bezeiclmungen  nicht  auf 
die  Elemente  des  Grafendings  gehen,  sondern  alle  drei  aar 
Kennzeichnung  des  Godings  verwendet  werden.'   £b  ist  diea 

1)  Vgl.  oben  8. 98ff. 

2)  Gegen  das  Aigoment  läßt  steh  nicht  einwenden,  dafi  Scbxöder 
mar  das  Tom  Schaken  and  nicht  das  Tom  Oognfen  geleitete  Ooduig  als 
IVeidiog  «offaftt  Denn  die  Gerichteigemeuide,  Ton  der  die  Bezeichnoog 
entlehnt  ist,  war  ja  nach  Sduöder  in  beiden  Ftilen  gant  dieselbe.  Auch 
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um  80  weniger  aDzunehmeii;  als  die  sacUichen  Grundlagen 
für  die  £iitwickIi]Dg  der  Tenninologie  auch  im  Har^u  vor- 
handen waren,  genan  so  wie  in  den  andern  Gehieten.  Die 

Bezeichnung  grevending  mulltc  unpassend  erscheinen,  sobald 
der  Graf  für  die  Regel  den  Vorsitz  abgab.  Man  mußte 
sich  alsdann  dazu  bequemen,  das  Gericht  entweder  nach  dem 
Stellvertreter  als  Gericht  des'  Freigrafen  oder  nach  der  von 
dem  Goding  verschiedenen  Gerichtsgemeinde  als  Gericht  der 
Freien  an  bezeichnen.  Nun  tritt  im  Hatzgau  schon  in  den 
beiden  oben  erwähnten  Urkunden  aus  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  Stellung  des  Schulzen  hervor,  die  darauf  schließen 
läßt,  daß  er  den  Grafen  regelmäßig  im  Vorsitze  vertüit.^ 
Ferner  ergibt  sich  aus  den  beiden  Urkunden  von  1314-,  daß 
im  Landgerichte  oder  echten  Dinge  die  Vertretung  des  Grafen 
durch  einen  andern  Bichter,  der  allerding?  nicht  genannt  isl^ 
durchaus  fiblich  war.  Deshalb  sind  wir  au  der  Annahme 
berechtigt,  daß  auch  in  der  Zwischenzeit  die  Grafen  von  Begen- 
stein  sich  in  dem  Vorsitze  bei  dem  früheren  Grafendinge  durch 
die  Schulzen  verti'eteu  ließen.  Der  ostfälische  Schulze  ent- 
spricht dem  Freigrafen.  Auch  das  Schulzengericht  oder  Frei- 
ding des  Harzgaus  ist  nichts  anderes  als  das  Gericht  des  Frei- 
grafen oder  das  fVeiding  der  andern  Gebiete. 

167.  3.  Das  streit^  Gericht  begegnet  uns  nur  bei  Auf- 

ia-s linken.  Die  Notwendigkeit  der  Auflassuntr  vor  dem  Uerichte 
bei  Königsbann  tritt  uns  nicht  nur  im  ui  l,  sondern  auch 
im  ganzen  13.  Jahrhundert  in  den  zahlreichen  Urkunden  und 
in  ausdrücklichen  Zeugnissen  entgegen.^  Seit  dem  Beginn  des 


ist  es  anmögUch^  das  Dingprivileg,  in  dem  vom  Freiding  die  Bede  ist, 
aof  diejenigen  Termine  za  beschi&nken,  in  denen  derSduüse  veimeiiitlidi 
in  das  Goding  binabstieg. 

1)  Ygl.  oben  8. 203  Anm.  4. 

2)  oben  S.  206  IJjtimde  No.  5  n.  6. 

3)  Im  13.  Jahzfaimdert  lassen  sich  in  Ostfalen  AqflaiWBMgen  Tor  dem 
Gedinge  nidit  nachweisen.  Zu  Unrecht  bemft  sieh  E.  Ilayer  I  B.  448 
Anm.  23  anf  die  Urkimden  über  Seebaosen  oben  8. 156, 57.  Der  Yogt  sn 
Oidienleben  ist  beb  Gcgnf. 
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14.  Jahrhunderts  begegnen  wir  allerdiDgs,  wie  es  scheint,  Auf« 

lassuiipTf'n  auch  vor  dem  Gedinge.^  Aber  diese  Entwicklung 
ist  nur  lokal  erfolgt  und  lokal  zu  beurteilen.  Für  den  Ilarzgau 
speziell  haben  wir  nur  in  den  beiden  Urkunden  von  1341  ein 
direktes  Zeugnis  dafür,  daß  die  angedeutete  Entwicklung  nicht 
eingetreten  war,  daß  die  Auflassung  vor  dem  alten  Grafen- 
gerichte (Landgericht,  echtes  Ding)  noch  als  etforderiich  galt 
Die  beiden  Urkunden  lassen  sich  nicht  etMra  auf  eine  durch 
den  kSachsenspiegel  hervorgerufene  Reaktion  zurückführen.  Der 
Ausdruck  forsan  in  der  Urkunde  No.  5  ist  dem  Bsp.  fremd» 
ebenso  die  Bezeichnung  LandgoHcht  für  das  Ding  des  Grafen. 
Vor  allem  aber  wird  in  beiden  Urkunden  eine  Vertretung  des 
Grafen  vorausgesetzt,  die  dem  Sachsenspiegel  unbekannt  ist 
Wäre  die  Auflassung  vor  dem  Goding  so  allgemein  anerkannt 
gewesen,  wie  sie  bei  Identifizierung  vom  Freiding  und  (iodina: 
sich  ergibt,  so  wäre  der  Inhalt  der  bpiiteren  Urkunden  nicht 
verständlich.  Dagegen  stimmen  sie  genau  zu  der  Annahme, 
daß  das  Freiding  das  alte  Grafengericht  fortsetste  und  daß  die 
Vertretung  durch  den  Schulzen  standig  geworden  war. 

168.  4.  Das  streitige  Gericht  hat  eine  Gerichtsgem«  iude, 
die  nur  aus  Freien  besteht.  Das  kann  nach  dem  Inhalte  der 
Zeugnisse  wie  mit  Kucksicht  auf  die  Bezeichnung  nicht 
bezweifelt  werden.  Darin  liegt  ein  wichtiger  Unterschied  vom 


1)  Bei  der  Beurteilung  der  Urkunden  muß  man  sehr  vorsicLtig  sein, 
weÜ  das  jus  Ittonioam  Ton  jeher  dem  Goding  unterstand,  der  Verzicht  aui 
dieses  Reofat  aber  hftafig  als  Veiksnl  besdofanat  wird.  Auch  aus  dem 
14.  Jahiliiiiidert  sind  in  Ostfalen  nur  wenig  FSlle  nachweisbar,  in  denen  der 
Übeigang  alles  Eigens  Tor  dem  Godtng  stattfand.  Die  Urkonde  ü.  B. 
QaedL  I  No.  72,  die  Scfazoder  anfahrt,  ist  nicht  beweiskriiftig,  weO  das 
Beokt  ungewiß  ist,  sof  das  verzichtet  wird.  Die  llteste  üitoade  scheint 
mir  von  1323  sa  datieren,  vgl.  Ooalar  U.  B.  III  No.  966.  Eine  Zwischen- 
stufe  selgea  die  ürJranden  der  Hersoge  TOn  Biannschweig  (ü.  B.  der  Stadt 
Biaonsohweig  No.  740, 1313,  No.  7S0, 1314,  No.  767, 1315).  In  die  Stalle 
der  Auflassung  fan  Gntfendinge  (oomitia) ,  welche  wagen  der  Seiteahait  der 
Orafendinge  al^kommen  ist,  tritt  ^e  Überweisung  and  Befriednng  durch 
den  Inhaber  der  Ontfengewalt,  In  dessen  besonderem  Anfttage  erentoell 
der  Oogiaf  die  Einweisong  in  den  Besits  Tomimmt 
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Godiiig,  das  überhaupt  und  gerade  im  Harzgjiu  aucb  von  Traten 
besucht  wurde.  Dagegen  stimmt  dio  Beschaffenheit  derGerichts- 
gemciuide  zn  der  Eigenart  des  Qrafendings.  Die  apStere  Unter- 
nichnng  wiid  zeigen,  daß  dieselbe  Klasse  der  Hberi,  die  im 
Seholzendinge  dingpflichtig  war,  aoch  die  von  dem  Grafen 
von  Re<!fenstoin  ])orsönlich  abtrohaltmen  (imfenji^erichte  besuchte. 
Diese  lihori  aind  nichts  anderes  als  die  so  intensiv  geleugneten 
scbofieobaren  Bauern.^ 

Aus  diesen  Gründen  >  ist  die  Identität  des  Sohubendings 
mit  dem  Goding  mit  Bestimmtheit  abzulehnen.  Das  Sohulaen- 
ding  ist  nichts  anderes  als  das  alte  Grafending,  das  Land- 
gciiclit  der  I  i  künden  von  1341,  in  welchem  der  Graf  sich  durch 
den  Schulzen  vertreten  läßt. 

169.  Im  übrigen  laßt  sieh  hinsichtlich  der  Stellung  dieses 
Schulzen  folgendes  mit  Sicherheit  feststellen: 

1.  Der  Schulze  ist  nur  bei  der  Anfhissung  bezeugt  und 

auf  den  Vorsitz  iui  iiltcu  (Irafonecriclit  beschränkt.  Goding 
und  (lografen  bestehen  p^nnz  unabhänj^ijj^,  wie  der  gleirhzeiti<re 
Schiedsspruch  von  1270  zeigt.  Eine  kriminelle  Tätigkeit  im 
Ooding  hat  auch  dieser  Schulze  nicht  gehabti  sonst  wäre  sie 
im  Schiedssprüche  erwähnt  worden. 

2.  Die  Stellung  des  Schulzen  ist  die  eines  abhängigen 
Vertreters  oline  eigenes  Recht.  Der  Graf  verzichtet  auf  die 
Zugehörii:k(  iL  von  Gütern  zum  Freiding,  ohne  die  Zustimmung 
des  Schulzen  zu  erwähnen.  Schon  deshalb  kann  dieser  Schulze 
auch  kein  Heimfallsrecht  gehabt  haben,  wie  überdies  auch  aus 
dem  Schiedssprüche  von  1270  hervoigieht 

3.  Der  Schulze,  der  den  Grafen  im  Yorsitze  vertritt, 
fungiert  auch  als  Beisitzer,  wenn  der  Graf  selbst  Gerieht  hält 


1)  V^l.  unten  §  20. 

2)  Ein  weiterer,  gleichfalls  durchschlagender  Grand  für  die  Eigon- 
sthaft  des  Gerichts  als  Grafengericht  würdo  die  örtliche  Zast-mdi^^keit 
für  die  ganze  Grafschaft  sein,  wie  dies  Schröder  annimmt,  a.  a.  U.  S.  9. 
Aber  die  Nachrichten  sind  tiwas  unsicher.  Dagegen  ist  nicht  daran  zu 
Äweifehi,  duü  in  Klein -Uarsleben  sich  eine  alte  Dingstätte  des  Grafengerichts 
befand,  vgl.  U.B.  Anhalt  II  No.  220,  U.B.  Goslar  II  No. 409^11  (1290). 

14* 
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Das  ist  eigentlich  selbstverstfindlichy  aber  auch  mit  Bestimmt- 
heit aus  der  Art  zu  schließen,  wie  schon  im  Bcgiuii  tks 
13.  Jahrhunderts  ein  scultetus  Ludolf us  de  Hersleve  auftritt* 
Allerdings  scheint  es,  daß  unter  Umstanden  zur  Erhöhimg  der 
Feierlichkeit  oder  in  Abwesenheit  des  ständigen  Schaken  eine 
andere  Person  ram  Schulzen  bestellt  wurde.  Auf  diese  Weise 
erklärt  sich  das  Auftreten  des  scultetes  Heinrich  (Giaf)  von 
Blankenburg  iii  der  Urkimdo  von  1256.* 

Ob  die  Grafen  von  ilegensteiii  nur  einen  Scliulzen  für 
die  gjmze  Grafschaft  hatten  oder  ob  die  Grafschaft  verteilt 
war^  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  entscheiden.  Doch  scheinen 
gewisse  Anhaltspunkte  mehr  für  die  zweite  Alternative  zu 
sprechen. 

Die  vorstehende  Deutung  des  Scliulzcndings  im  Harzgau 
wird  uun  weiter  cLulnrch  unterstützt,  daß  auch  zu  Lühe  im 
Amte  York  bei  Hamburg,  also  in  Engern,  Freidinr^  und 
Schulzending  gleichbedeutend  gebraucht  werden.'  Für  Engem 
ist  aber  die  allgemeine  Ideatitat  von  fVeiding  und  Grafending 
voUig  sicher  und  von  niemandem  bezweifelt 

170.  An  dritter  Stelle  beruft  sich  Schröder  au[  die  Ver- 
hältnisse der  Grafschaft  Seehausen  und  auf  die  Mitteilnngcu, 
die  Behrends  über  diese  Verhältnisse  gemacht  hat^  In  der 
Tat  findet  sich  bei  Behrends  bereits  die  Theorie  Schröders» 


1)  Vgl.  oben  S.  203  Aum.  3. 

2)  U.  B.  Anhalt  U  222. 

3)  Im  Jahre  1256  erhält  das  Kloster  Harsefeld  vom  Erzbiscliofe 
VBL  Bremen  das  njudiciom  prefecturae  in  Lu,  quod  ibidem  frighc  rechte 
vnlgariter  apellatur**.  Nadi  Ifaßgabe  der  ürkonde  wer  das  Gericht  von 
dem  BnEbischofe  an  die  Olafen  von  Holstein  and  Ton  dem  Onrfen  an  einen 
Bitter  Yeriieben  gewesen,  der  es  dem  Kloster  verlonifte.  Somit  entsprach 
die  Stellang  dieses  Inhalrars  deijenigen  des  IVeignlen  and  ostfSIischeii 
Sobolien  (Tgl.  Sadendoif  9  No.  260).  In  einer  glelebseitigen  Beversal- 
orkonde  des  Klosters  wird  dasselbe  Oetiobt  einfaofa  als  « jadimom  prefectoi«*, 
dagegen  1276  als  ,|libemm  jodidom'^  und  1335  als  mghggtriekU  Iwieidmel 
(A.  a.  0.  9  Ho.  35,  6,  238, 2, 3.) 

4)  Henea  AidüT  für  Oeaobidiialnmde  des  pieafiiseheiL  Staats  voa 
I^debar  n  a  161f£. 
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wenn  schou  oicht  seine  Erklärung  des  ^Spiogels.  Behrcnds  ist 
der  Ansicht,  daß  in  der  alten  Grafschaft  Seehauscii,  soweit  sie 
an  Uagdeboig  gekommen  war,  seit  dem  Beginne  des  14.  Jahr- 
hunderts nur  zwei  Godinge  bestanden,  von  denen  ein  jedes  von 
dnem  Schnlzen  als  Obeigografen  und  einem  „Vertreter*^  des 
Schulzen,  der  einfach  Gogreve  hieß,  verwaltet  wurde.  Auf- 
ksminji^en  konnton  nnr  vor  dem  Schulzen,  nicht  vor  seinem 
Vertreter  stattßiideo.  Diese  Vorstellung  wird  durch  das  mit- 
geteilte Urkundenmaterial  nur  zum  Teil  bewiesen.  Richtig  ist 
itie  Einteilung  in  swei  Goechaften  und  die  örtliche  Spaltimg 
des  Sehulzenamts,  richtig  ist  ferner  die  Bezeichnung  des  Sehulsen 
als  Sümmns  gogravius  und  die  Unzulässigkeit  der  Auflassung 
vor  dem  gewuliiiiichen  Gografen.  Dagegen  fehlt  es  an  jedem 
Beweise  dafür,  daß  der  Schulze  im  Godiug  tätig  und  das 
iite  Gcafengericht  verschwunden  war.  Die  Bezeichnung  summus 
gogpiviuB  erklärt  sich  schon  aas  der  Beschränkung  der  ört- 
Hefaen  Kompetenz  und  beweist  nicht  das  Verschwinden  des 
Grafengerichts.  Die  Darstellung  von  Behrends  beruht  nun 
freihcli  auch  auf  uiigedrucktiMn  Material,  aber  außerdem  auch 
auf  otleiiöichtlicheu  Irrtümern.  Namentlich  hat  Behreiula  nicht 
gev^iißt,  daß  schon  in  früherer  Zeit  Goding  und  Grafending 
nebeneinander  bestanden.  £r  glaubt,  daß  die  Godinge  der 
GnfBchaft  Seehausen  fiberiiaupt  erst  durch  den  Zerfall  des 
Grafengerichtes  entstanden  sind.^  Von  diesem  Standpunkt  aus 
konnte  auch  bei  der  Beurteilung  der  späteren  Xachrieliten  die 
Koexistenz  von  I^ndgericht  und  (iuding  gar  nicht  in  den  Kreis 
seiner  Vorstellungen  treten.  Deshalb  sind  seine  Ansichten 
nicht  selbständig  beweisendi  ungeachtet  des  dahinter  stehenden 
Materials.  Die  Annahme  Schidders,  daß  auch  dieser  Schulze 
in  das  Godii^  hinabstieg,  um  ihm  die  Gerichtsbarkeit  über 

1 )  Vgl.  S.  IGü  „merkw  üidigc  Veräuderung'*.  „Die  theinalige  Grafschaft 
SeehtoseD  wurde  nämlich  in  zwei  große  Gograf schalten  oder  Godinge, 
<IaA  ist  Bedrksgerichte,  abgeteilt*,  vgl.  S.  1G8, 169, 171.  »Hmsichthch  der 
TerfMBong  dieser  Oo^psfengeriobts  oder  Godinge  ist  im  allgemeinen  m 
inefkeD,  daS  sie  denen  der  alten  Lendgerichte  der  kaieeriiohen  Grafen 
BHi^icfast  nachgebildet  war.<* 
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Uiige rieht  zu  verschaffen,  ist  v511ig  ausgeschlossen.  Denn  wir 
befinden  uns  ja  wieder  auf  bekanntem  Boden.  Es  handelt  sich 
um  dieselbe  Grafschaft  Öeeliuuson,  für  weiche  die  aiigemeiiie 
Kompetenz  des  Oedings  für  Stra&achen  schon  für  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  feststeht 

Soweit  das  Material  ein  tJrteii  gestattet»  ist  es  wahr- 
scheinlich, daß  anch  in  Seehausen  wie  im  Harsgan  der  Schnbee 
ganz  einfach  da»  alte  Grafengericht  fortsetzte.  Die  .Uülassungs- 
urkuuden  ent«?prechen  den  früheren  Landgerichts  Urkunden, 
sowohl  in  der  Formel  „ordine  juris  servato^'  als  hiosichtUeh 
der  Zahl  und  des  Standes  der  Zeugen. 

17L  Weitere  Nachrichten  fiher  eine  GerichtsentwicUunf^ 
des  ostfälischen  „Grafschaftsschulzen**  sind  mir  nicht  bekannt. 
Die  Bezeiclinung  tritt  nherhaupt  im  14.  Jahrhiindeit  zurück. 
Aber  nur  die  Bezeichnung.  Der  Vertreter  des  Jüchtefö  wird 
eben  durch  den  Wechsel  des  Vorsitses  selbst  zum  Richter. 
Der  Schulze  des  Landgerichts  wird  zum  Landrichter^  dessen 
alleinige  Vertretung  in  LandMeden  des  15.  Jahrhunderts  voraus- 
gesetst  wird. 

172.  Die  vorstehenden  für  den  Hnrzg'au  und  für  See- 
hausen  gewonnenen  Et^eboisse  legen  die  1^'rage  nahe,  ob  schon 
dem  Sachsenspiegel  eine  solche  standige  Vertretung  des  Grafen 
durch  den  Schulzen  bei  Auflassungen  im  echten  Dinge  des 

um 

Grafen  bekannt  war.   Uberwiegende  GrQnde  sprechen  für  die 

Verneinung. 

Der  Spiegier  betont  mehrfach,  daß  der  Graf  das  echte 
Ding  in  der  Gratschaft  abhalten  soll,  der  Schulze  soll  assi- 
stieren,  von  einer  Substitution  ist  nirgends  die  Rede.  Der  für 
Auflassungen  erforderliche  Königsbann  wird  dem  Grafechafts- 
Schulzen  zwar  nicht  durch  die  Leihestelle  Landrechts,  wohl 
aber  durch  die  Parallelstelle  Lehnrechts  ^  abgeschnitten.  Bei 
dem  Ledig^verde^  des  Gerichts  wird  der  Schulze  nicht  erwnlint.- 
Die  Versaumais  des  echten  Dinges  durch  den  Grafen  hat  die 


1)  Vgl  oben  &  73. 

2)  Vgl.  oben  S.  82ff. 
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Niciitabhaltung  zur  Folge,  ohne  daß  das  Eintreten  des  Schulzen 
alfi  möghch  gedacht  ist.  ^  Bei  der  vorsichtigen  Formulieruog^ 
weiche  den  Sachsenspiegel  auszeichnet^  laßt  sich  dieser  Aus- 
Bpinch  nicht  aof  Ungeriohtsklagen  beschrfinken. 

173.  Zum  Schlni!  sei  noch  anf  die  oben  angedeuteten • 
Erwähnungen  eines  iSclmltheißcuamtes  eingegangen,  die  dein 
Gebiete  des  Bistums  Uiidesheim  angehören  und  auf  den  Graf- 
scbaftescholxen  gedeutet  worden  sind.  Sie  sind  zeitlich  za 
estfemty  um  fnr  die  Anslcgung  des  Sachsenspiegels  verwertet 
m  werden,  aber  besiteen  Interesse  ffir  die  allgemeine  Ent- 
wicklung der  sächssischen  (jeriehtsvei*fa88ung. 

Die  Haiiptstelle  ist  die  Ui  kiuide  Heinrichs  IV.  %'on  10G9  \ 
in  welcher  er  der  Hildesheimer  Kirche  einen  comitatus  schenJ^t: 
in  psgis  Yalon  et  Hard^o  situm  com  sculdacüs,  qoas  Saxones 
fodUdum  vocant,  qne  sunt  in  comitatu  Gebehardi  comitis. 

Die  Urkunde  bezieht  sieh  auf  die  Yer^bung  von  Untei^ 
gerichten,  die  lokalisiert  sind  luid  von  der  Grafscliatt  losgelöst 
somit  vergelbst  findigt  werden.  ^\  olite  man  den  späteren 
techuischea  Sprachgebrauch  der  oatfälisehen  Urkunden  zur 
Aoslegung  verwerten,  so  würde  überraschender  Weise  schon  für 
das  11.  Jahrhundert  eine  Loslosung  der  Freigrafschaften  von 
der  Gralschaft  beaengt  sein,  wie  sie  sonst  in  Ostfalen  uber- 
haopt  nicht  eingetreten  ist  und  in  Westfalen  erst  im  14.  Jahr- 
hundert. Aber  die  Verwertung  der  speziell  ostfälischen  Bedeu- 
tung von  Schultlieiß  verbietet  sich  schon  durch  den  zeitächen 
Abstand.  Wir  sind  daher  auf  die  generelle  Bedeutung  von 
Sdinitheifituni  angewiesen.  Diese  Bedeutung  ist  eine  sehr  färb* 
lose.  Schttitheifitum  bezeichnet  einlach  die  Stellung  des  Ver* 
treters.  Es  wird  ja  verwendet  für  die  Stellung  des  Herzogs, 
des  Froiirrufen,  des  Burggrafen,  des  Marktricliters,  des  Kolor 
lusteurichters  und  des  Bauermeisters.^  Deshalb  können  sprach- 


1)  Vgl.  oben  8. 125. 

2)  Vgl.  S.  182  oben. 

3)  Ü.B.  Stift  Hildeshetm  I  No.  114,  Stumpf  No.  2725. 

4)  Tgl.  oben  a  181,  82. 
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lieh  in  dor  fraglichen  Urkunde  gräfliche  Vortreter  jeder  Art 
gemeint  sein.  Marktrichter  scheiden  aus,  weil  eine  Mehrheit 
der  Märkte  unwahrscheinlich  ist  und  jedenfalls  die  MarktorCe 
gemuint  wären.  Es  bleiben  die  gräflicben  Vertreter  im  Goding 
und  die  im  Eonigsbann.  Verselbfitatidigung  des  Untergerichts, 
wie  sie  in  der  Urkunde  her\'ortritt,  ist  in  jener  früheren  Zeit 
selbst  für  das  Goding  auffallend,  für  d&B  Gericht  bei  Königs- 
bann aber  ziemlich  ausgeschlossen.  Dazu  kommt,  daß  später 
das  Bistum  von  Hildesheim  zwar  generell  die  Gografechaft 
besitasty  aber  nicht  die  Freigrafechaft^  Deshalb  ist  es  m.  EL 
ganz  sicher,  daß  unter  den  Schultheißtümem  der  Urkunde 
lediglich  die  Gografschaften  gemeint  sind.  Daß  die  Bezeich- 
nung des  Gografen  als  Schulzen  spater  vorseliwuiulcn  ist, 
erklärt  sich  teils  durch  die  Verselbstiludigung,  teils  durch  die 
allmählich  wirksam  werdende  Notwendigkeit,  den  Gografen  von 
dem  Vertreter  des  Grafen  im  Freiding  in  der  Bezeichnung  zu 
unterscheiden.  In  derselben  Weise  kann  sich  das  von  Otto  m. 
an  Hildesheim  verliehene  Schultfadßtnm  erklären',  während  das 
Behultheißtum  in  ()lbbei"g^  vielleicht  als  grundlierrlichc  Ver- 
tretung zu  deuten  ist. 

174«  Diese  Bezeichnung  des  Lokalvertreters  als  Schulzen 
steht  nun  nicht  isoliert  Wir  haben  denselben  Sprachgebrauch 
im  Nordwesten  in  größerer  Ausdehnung  gefunden.  Die  noid« 
sächsische  Bezeichnung  des  Lokalvertreters  findet  sich  eben 
auch  im  ßiuncnlandc,  nur  in  einer  älteren  Qucllonschieht. 
Die  gleiche  Erscheinung  begegnet  uns  bei  dem  Aiiu.^hezirke. 
In  drei  liüdeslieimer  Königsurkunden  derselben  Zeit  werden 
geschenkte  Grafschaften  hinsichtlich  ihrer  Ortslage  außer  durch 
Ghiue  auch  bestimmt  durch  die  Angabe  von  «publicae  ecclesiae 
parochiae*'.^    Die  Identität  dieser  Bezirke  mit  den  späteren 

Ij  S.  Liiatzol,  Die  altere  Diözese  Hildcsliuiiu  S.  TS,  79,  Uik.  15.  47. 
2}  U.  i>.  llildesheim  1  No.  CO  S.  54,  de  scultacio  quod  pendct  ad 
oastellam  Wyringholt  dictum. 

3)  8.  Stomp  Ko.  1433. 

4)  Vgl.  U.  B.  Stift  Hildesheim  No.  86  (1051)  hahaeront  in  pagis  . . 
et  in  poblicis  ecclesiaram  parochiis  (folgen  4  Namen)  —  flitnm.  A.a.O.  No.96 
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Geschäften  einerseits,  den  alten  Taufbezirken  anderereeito  ist 
mduBcheinlich.^  Aber  auf£BlleDd  ist  der  Aasdraok  pablieaa. 
Was  ist  der  angedeutete  Gegensate?  Die  KleiDpfam  kann  es 

nioht  sein.  Dieser  Gegensatz  wird  anders  bezeichnet.  Auch 
der  neugebildete  Pfarrbezirk  war  vom  Staudpunkt  dor  Kirclie 
aiis  eine  publica  parocliia.  Deshalb  dürfte  „öffentlich"  an  dieser 
Stelle  jyweltlich'^  sein.  Ks  sind  die  Kirchspiele  des  weltlichen 
Geriehte,  die  älteren  Kirchspiele  des  Nordwestens. 


Fünftes  Kapitel 
Der  Scliiüze  des  Marktgeriehts.  §  15. 

175.  Die  Bezeichnung  scnltetus,  prefectus,  schultheite 
findet  sich  iu  den  ostfalischeu  Nachrichten  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts außer  für  den  Beisitzer  des  Grafen  im  echten  Dinge 
auch  für  den  Unterrichter  des  Stadtgerichts.  Entsprechend 
viid  das  Amt  des  Stadtrichters  und  auch  das  Stadtgericht 
selbst  prefectnra,  Schultheißtum*  genannt 

Der  Sprachgebrauch  ist  in  Ost&len  weit  veibreitet',  ohne 
dflß  dadurch  eine  vollkommen  gleichartige  Ausgestaltung  des 


(1<]67)  (Wiederholiuig  von  Ko.  86),  Ko.  III  (1068)  in  tllls  {isgis  —  3  Oaae  ^ 
«t  in  htt  publiciB  eoelesianmi  paiochiis  (4  Namen). 

1)  Tgl.  Lüatzel,  Altere  Diözese  S.  325  ff.    P.  J.  Heier,  Hars.  31 
8.227ff.,  bsbes.  S.  242,  43.   HilUng,  Beiträge  f.  Halberstadt  S.  40 ff. 

2)  Das  deutsche  Wort  .^scultbedum'^  fmdet  sich  schon  in  der  Magde- 
bBi)?er  Urkunde  von  1213  U.  R.  Stadt  Magdeburg  I  Xo.  76. 

3)  Der  Schulze  findet  sich  gerade  in  denjenigen  Städten,  welche 
a  -onst  anzunehmenden  Gesichtskreise  dos  Spioglors  nahe  lagen,  in 

ilagdebarg,  Aken  (ü.B.  Anhalt  2  No.(32G),  in  Quedlinburg  vj^l.  oben  , 
5.44.  femer  z.  B.  in  Halle,  Leipzig,  Haiborstadt  (als  scultetu.s  erwähnt 
I.B.  Stift  Ilalhrrstadt  I  171  [1133],  V.  B.  No.  2fi7  nHVi],  270  und 
sonst..  St.  Pauli  3  [1136])  in  Ascher»! el-on  (z.  B.  L.  B.  Stift  Halber.^tadt 
II  No.  1035(1261),  in  Osterwir.]?  (TT.  ß.  Stift  Halberstadt  II  No.  7(>7  (124r>). 
in  Merseburg  (ü.  B.  Stift  Mersebui'g  (^lo.  660)  und  in  Naumburg  (a.  a.  U. 
No.  079). 
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Gerichts  in  allen  Städten  garantiert  wäre.  Der  Spiogler  er- 
wähnt keine  lokalen  Ditlerenzen.  Er  muß  daher,  wenn  er  das 
Stadtgericht  gemeint  hat,  ein  Stadtrecht  als  typisch  betrachtet 
haben.  Diese  typische  BedeotuDg  konote  mit  Fug  allein  dem 
Magdeburger  Hechte  zugeschrieben  werden.  Dazu  treten  die 
personlichen  Beziehungen  des  Spieglers  und  endlich  die  Be- 
zcieiiüung  des  dem  Sehulzengerielitc  entsprcehenden  Send- 
gericht« als  Gericht  des  Doniprupstcs^  IJehiialb  iöt  der  Ver- 
gleichuDg  das  Magdebuiger  liecht  zugrunde  zu  legen. 

176.  Innerhalb  der  Magdeburger  Quellen  konunen  über- 
wiegend die  Siteren  Nachrichten  in  Frage »  sehen  weil  nur 

hezfiglich  dieser  Nachrichten  die  Unabhängigkeit  vom  Sachsen- 
spiegel gesieliert  ist.  Die  spätere  Literatur  hat  die  Angaben 
des  Spiegels  über  den  Schulzen  auf  den  Marktschulzen  bezogen.^ 
Dieser  Umstand  spricht  an  sich  schon  für  eine  gewisse  Über- 
einstimmung.^ Aber  er  kann  es  manchmal  zweifelhaft  machen, 
ob  eine  spatere  Nachricht  auf  einheimischer  Oberlieferung  oder 
auf  Anpassung  an  den  Spiegel  beruht 

177.  Das  Schukengericht  ist  schon  im  12.  Jahrhundert 
das  wichtigste  Gericht  der  Stadt.  Bereits  in  einer  ausführ- 
lichen Urkunde  des  £rzbischofo  Wichmann  von  1159  wird  es 
schlechthin  als  regimen  civitatis  bezeichnet*   Die  Ao^MSuiig 

des  SehultheilUnms  als  Amt  wird  als  eine  Frage  hingestellt, 
in  der  „uon  parva  utilitas  et  honestas  ecelcsiac  Magdeburgens is 
consistit^.   Der  Sieg  dieser  Auffassung  wiixi  vom  Erzbischof 


1)  Vgl.  oben  S.  70). 

2)  Die  Additio  Bock.stoif  enfhiilt  zu  der  Stelle  HI  (it  §  8,  welche 
die  l>ier[,'elden  zu  dum  Uewette  von  8  Seliilliu.i:''!!  veiiiflichtet.  den  Zusru/: 
deme  scbidtegeu  ,Daz  sint  ricUtere  in  mergkteu''  Leipziger  Uaiidä»eliriiu 
Vgl.  Steffenhagen  110  S.  293. 

3)  Vfexm  der  Verfasser  der  Additio  die  Bieigelden  nioht  als  Stadt» 
buiger  vafgßbM  hatte,  wttie  es  ihm  nioht  mögH<di  gewesen,  die  Angabo- 
uber ihr  Oewette  auf  die  Harktleute  su  beziehen. 

4)  Vgl.  U.  B.  Stadt  Kagdeboig  I  S.  17  No.  31  (28. 6. 1159)  ,piefeo- 
tonun  et  legimen  Mi^ebntgensis  ciTitatis''  —  ^  eo  quod  dictum  etst 
xegimine'^ 
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^\iclimnnn  durch  eine  besondere  Meninricnytiftung  geleiert.* 
lu  der  Tat  ist  die  Zuständigkeit  des  8chulzengerichU  eine  sehr 
umfassende.  AusgenommeD  und  dem  Gerichte  des  Buiggrolen 
votbehalten  sind  nur  drei  Ungeriohte:  Notzuchti  Heimsuchung 
und  Hinterhalt  Ferner  ist  die  Gerichtsbarkeit  ceitlieh  durch 
die  drei  echten  Dinge  des  Burggrafen  und  sich  anschließenden 
Fristen  von  14  Nachten  beschiüukfe. '  Sachlich  gehören  alle 
Sachen  mit  Ausnahme  der  drei  Uugerichtc  vor  das  Gericiit 
des  Schulzen.  Demnach  auch  Streitigkeiten  über  Eigen.  Diese 
Fdgening  wird  dadurch  bestätigt,  daß  schon  im  12.  Jahr- 
hundert  Auflassungen  vor  dem  SchubBengerichte  vollzogen 
werden.*  Vor  allem  aber  ist  das  Schulzcngericht  tlas  normale 
Strafgericht,  zustandig  für  die  nicht  ent/.ugenen  Ungerichte 
ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  des  Täters.  Es  ist  geeignet, 
dcD  König  auch  von  der  ihm  speziell  vorbehaltenen  Gerichts- 
birkett  zu  entlasten  und  entspricht  dadurch  der  nach  der  Leihc- 
Btdle  Landrechts  (Ssp.  III  52,  §  2)  an  das  Schultheißtum  des 
Spif^ls  zu  stellenden  Anforderung. 

178.  Die  StellunL'"  des  Schulzen  in  der  i^erichtlielieu 
Hierarchie  war  durch  eine  doppelte  Bezieluuig  gegeben.  Er 
hatte  das  Gericht  von  dem  Erzbischofe  und  den  Bann  von 
dem  Buiggrafen.   Das  Rechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung* 

1)  Magdeb.  Regest.  I  Xo.  1531  (1173). 

2)  Vgl.  Halle -Xeiunarkt  §  9,  La  band  S.  9  i'rcfectus  etiam  noster 

"mnes  causas  judicnt  et  decidit,  tribiis  caiisi.s  exeptis,  scilicet  vi  illata, 
mod  Xof  dicitnr.  vini  in  proprns  domibus  factam,  quod  dicitur  Heymsuche, 
"t  exepta  insidis  quod  Lacje  dicitur,  quas  burkgravius  judicat  et  decidit. 
ß*oso  Magdeburg -Breslau  1261  §40,  Libaiid  8.  19. 

3)  Vgl  ü.  B.  U.  l.  Fr.  Mai^deb.  No.  22  (1138—1154)  Die  Schenlcerin 
.ratam  in  [jostenim  h.«inc  stiam  donationeiu  (erno  Hofstellr  und  Leibeigene) 
^ore  volens.  eani  per  bchultetuni  JSifridum  in  presentia  patris  ejus  Iladamari, 
^ibita  qutxjue  praeterquam  plurimos  festes  presontia  judicum  .scal»inoruni 
*lQ<>nim  hec  sunt  vocabula*  —  folgen  4  Namen  — ,  .,noniino  per  contradic- 
tionem  obsistente ,  C'jiiliuuavit,  quibus  et  soüduni  ob  fuinam  rei  niemoriam 
Qt  mos  est,  disjiertivit.  Zu  dem  „solidum*  vgl.  Magdeburg -Breslau  1261 
§23.  Laband  S.  17.  Ferner  a.  a.  0.  No.  28  (1160),  53  (vor  1180)  und  die 
2*hlreichcn  VeräuBeningsurkunden,  in  denen  der  Schulze  als  Zeuge  auftritt 

4)  (8)  16  §  3.   Laband  8.  57. 
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hebt  dies  aiisdrüoklieli  hervor.  Bei  der  Besprechung  der  Schelte 

gegen  Urteile  in  Halle  wird  bemerkt:  ^^'irt  das  orteil  uiider 
kuniges  banne  bescheiden,  fso  m\  man  es  ynbringeu  ober 
achczeo  wochen.  Wirdt  es  aber  imder  greven  banne  beschoidea, 
80  sal  man  es  ynbringen  bynoen  vier/cn  nachton,  ,,wcnne  der 
sehttltheise  hat  den  ban  von  dem  greien  und  das  Scholtheise- 
tum  van  des  landes  herren.  Dasselbe  hat  der  Buiggrefe  den 
ban  von  dem  kunige  und  das  gerichte  von  dem  landes  herren^. 

Diese  Vorsclirift  ist  vom  Sachsenspiegel  unabhängig  und 
geht,  wie  sich  sofort  eigeben  wird^  noch  in  das  13.  Jahr- 
hundert zurück. 

Das  Verhältnis  zum  Ersbisehof  war  im  12.  Jahrhundert 
Gegenstand  eines  lebhaften  Streite.  Die  Inhaber  beanspruchten 

das  Gericht  als  Lehn.  Erzbisohof  Wichmann  gelang  es,  die 
Behandlung  ais  officium  qunsi  jure  villicatiunis  durchzusetzen J 
Aber  schon  sein  Nachfolger  Luidolf  verwandelte  das  ofticium 
in  Lehen.*  Im  Jahre  1294  veikaufte  der  Ensbischof  das 
Schulzenamt  an  die  Stadt  und  versprach  es  den  präsentierten 
Kanditaten  au  leihen.^ 

179.  Über  die  Bannleihe  haben  wir  nur  \'er]itütnism;lßig 
jüngere,  aber  sehr  bestimmte  Kachrichten.  Bei  dem  obigen 
Verkaufe  des  Schulzenamtes  an  die  Stadt  ^  verpflichtete  sich 
der  Erzbischof,  er  wolle  «Den  selben  belehenten  Schulten  mit 
unseren  brefen  senden  und  wisen  an  den  burggrafen  umme 
den  ban.**  In  demselben  Jahre  *  erwarb  der  Erzbiscliof  auch 
das  Amt  des  Burggrafen.  In  den  Bc  stinunungen  über  die 
Handhabung  der  erworbenen  iicchte^  findet  sich  der  Satz  „Wy 
bekennen  ock,  dat  weme  vfy  dat  Schultechtammecht  lyhen  von 


1)  Vgl.  U.  B.  Staat  Magdeburg  I  No.  31. 

2)  Vgl.  R.  a.  0.  I  S.  36  No.  75.  1213  Cum  igitur  —  Liudulfus  arciu- 
episcopus  olficiuni  prefectm*e  civiiuiis  nostre  quod  aeuWtedum  vulgariter 
apellatur,  in  jus  reduxisset  feudale. 

3)  a.  a.  0.  I  S.  98  No.  185  (6. 1. 1294). 

4)  «.  a.  0.  S.  101  No.  188  (31. 5. 1294). 

5)  a.  a.  0.  B.  100  No.  187  (30. 5. 1294). 


Digitized  by  Google 


Der  Schulze  des  Markigericbts. 


221 


der  Borger  wegen,  dat  wy  dem  ock  den  ban  aoUen  Ijhen 

sonder  wedderrcde." 

Die  beiden  Urkunden  zeigen,  daß  vor  1294  mir  das 
Gericht  von  dem  Erzbiackofe,  der  Bann  aber  von  dem  But^- 
gRifen  getrennt  geliehen  wurde.  Die  zweite  Urkunde  beweist 
femeri  daß  die  oben  angeführte  Angabe  des  Bechtsbuchs  von 
der  (xeriohtsverfassung  noch  dem  13.  Jahrhundert  entstammt 
Die  Beibehaltung  dieser  Doppelbelehnung  nach  Erlangung  der 
Burggrafenrechte  durch  den  Erzbischof,  also  zu  einer  Zeit,  als 
diese  Unterselieiduug  gar  keinen  Sinn  mehr  hatte,  b^'wei^t, 
wie  alt  und  eingebürgert  das  Institut  der  buiggräÜichen  Banu- 
leihe  p:ewcF;en  ist. 

180«  Wenn  wir  nun  die  Stellui^  zum  Könige  nach  beiden 
Richtungen  hin  ins  Auge  fassen  ^  so  ist  es  aunichst  sehr  zweifei* 
hafe,  ob  hinsichflich  des  y^Gerichts"  ein  Lehnsverhaltnis  zum 
Könige  anzunehmen  int,  nicht  nur  weircn  der  Auffassung  als 
Hi(  iuni,  sondern  vor  all«ui  DinL''en,  weil  die  Immunitaisgerichts- 
barkeit  in  jener  Zeit  üb(?rhaupt  nicht  als  kunigliclies  Lehn 
gegolten  zu  haben  scheint^  Der  oben  erwähnte  Satz,  der 
Burggraf  hat  das  Grericht  von  des  Landes  Hemiy  gilt  auch 
für  die  Zeit  des  Spielers  und  hat  wahrscheinlidi  die  Tra^ 
weite,  daß  hinsichtlich  des  Gerichts  der  Burggraf  fibeihaupt 
nicht  königlicher  Vassall  ist,  aueh  nicht  Afterv assall.*  Dagegen 
ist  der  Zusannnenhang  mit  dem  Könige  hinsiclitlicli  des  Banns 
unzweifelhaft  gegeben.  Der  ächuke  hat  den  Bann  durch  Ver- 
mittelung  des  Grafen  vom  Könige  erhalten.  Er  halt  ihn  vom 
Könige  niederwärts  in  dritter  Hand»  steht  somit  genau  in  dei^ 
jenigen  Stellung,  welche  nach  8sp.III  52  §  2  der  fiber  Ungericht 
liditoide  Schulze  außerhalb  der  Grafschaft  einnimmt' 


1)  Vgl.  oben  S.  169  ff. 

2)  Nach  eiaer  balUschen  Reclitsaufzcichnuug  über  die  Reckte  de<«  Erz- 
bLschofs  publiziert  von  Lambert  unter  dem  Titol  [lallonsia  in  Hist.  antiqu. 
Forsch.  11  S.  425  ff.  fallen  die  Bußen,  die  in  dem  Ocrichte  des  Schulzen 
verwirkt  werden,  zu  '  ,  an  den  Schulzen  und  zu  7t  "^»-'ii  Krzbischof. 
I&  liegt  die  bei  dem  Yogteigerichte  aUgemeia  übliohe  Verteilung  vor. 

3)  Vgl.  oben  8. 7ölf. 
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181*  Die  Doppelbeaehung  des  Schulzen  zum  Enbuchof 

und  zu  den  Burggrafen  ist  nun  auch  geeignet,  die  Beschränkung 
des  Bur<rgrafen  auf  die  3  Dinge  und  die  Nichterwähnung  des 
Schulzen  in  der  Stelle  des  Sachsenspiegels  zu  erklären,  die 
von  dem  Ledigwerden  der  Gerichte  handelt^  Der  Sohulze 
mr  nicht  nur  Vertreter  des.  Burggrafen,  sondern  er  übte  die 
von  dem  Burggrafen  empfangene  Ckrichtsgewalt  im  Auftrage 
eines  andern.  Deshalb  war  er  kein  Vertreter,  dessen  Wirkungs- 
kreis beliebig  geschmälert  werden  konnte. 

182,  Die  städtischen  Schulzen  geUureu  im  12.  Jahrhundert 
und  im  Beginne  des  13.  durchweg  dem  Stande  der  Ministe- 
lialen  an.*  Damit  ist  ein  scheinbarer  Widerspruch  zu  zwei 
Sätzen  des  Sachsenspiegels  gegeben.  Für  den  Schulzen,  der 
im  echten  Dinge  des  Grafen  als  Kontrollvertreter  tatig  ist, 
wird  Freiheit  verlangt 3,  für  jeden  Inhaber  eines  Gerichtslehns 
SchüÜeubarkeit  und  Freiheit.*  Auch  das  ei*stc  Erfordernis  ist 
mit  Rücksicht  auf  das  Prinzip  der  Ebenbüitigkeit^  das  für  das 
Gericht  bei  Konigsbann  gilt,  in  dem  Sinne  des  zweiten  aus- 
zulegen. 

Auf  diesen  scheinbaren  Widersjnruch  habe  ich  in  meinem 
Biergelden  hingewiesen.^  Aber  ich  habe  ihm  damals  zu  große 
Bedeutung  beigelegt. 

Der  erste  Satz  des  Spiegels  bezieht  sieh  auf  die  £<igen- 
schaften  des  Schulzen  als  Kontrollvertreter.  Nun  hat  zwar  der 
Stadtiohulze  im  Gerichte  des  Burggrafen  die  Au^be  des 
GrafBchaftsschulzen.    Dies  sagen  die  Magdeburger  Aufadch- 

1)  Tgl.  oben  6. 83. 

2)  Tgl.  s.  a  ffür  IbigOoburg  U.  B.  Berg^  18  (1108),  ü.  B.  U.  l  F. 
Kagdeb.  No.20  (1151)  ministoriales:  Hadamar  pi*efeotiig  com  sao  filio  Sifrido, 
feiner  U.B.  der  Stadt  Magdebvig  I  &17  No.31  a.£.,  8.36  No.76(12l3)  n.a. 
HaUe  a.8.,  Dieyhsapt  I  a  723  (113iS  1161)i  fialbentadt  s.  B.  Ü.B.  des 
Hochaltfls,  Begister  sa  pnefectiis,  Quedlinlnug  ü.  B.  1  No.  227,  235 
<1147>  1153)  mid  a.  a.  0.  Die  Iteoag  des  Sohfiffaareolits  §  2.  Latad 
a.  a.  0.  8. 115  berafat  auf  dem  Ssp. 

3)  Ssp.  m  61  §  2. 

4)  Ssp.  m  64  §  1. 

5)  Biergelden  8. 64,  66. 
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DODgeD^  unter  HervoriieboDg  aus  dem  Bsp.  Dicht  henror- 

gehender  Einzelheiten. 2»  3  Aber  der  Spiegier  denkt  in  Gl  i?  2 
bei  dem  Gericht  des  Graten  überhaupt  nur  an  den  ländiiciien 
Grafen.  Die  Besonderheiten  des  ßui'ggrafendings  sind  auch 
rast  nicht  berücksichtigt  Deshalb  kann  die  NichterwibnuDg 
der  bei  den  StadtschuLeen  votkommenden  Abweichung  nicht 
«iffalleo. 

Der  zweite  Satz  koiiuie  uut  den  »Stiult.-5clmlzon  so  lange 
keine  Anwendung  finden,  als  d:is  ScIniltheilUura  officium  und 
fioch  nicht  I^elm  war.  Ks  ist  seit  Erzbischof  Ludolf  Lehn 
geworden.  Der  Spi^l  will  nur  altes  und  typisches  Becfat 
mitteÜen.  Es  ist  durchaus  möglich »  daß  er  diese  Ausdehnung 
des  Lehnbegriffs  auf  das  Amt  des  Stadtscbnizen  nicht  gekannt, 
daß  er  sie  als  Neuerung  mißbilligt  oder  auch  als  partikulare 
Ei^ntnmlichkeit  uberpjangen  hnt.  Auch  das  Lehn  des  Bauer- 
meisters  ist  schwerlich  mit  einbezogen. 

183*  Der  Marktschubee  verfügt  nun  ganz  sicher  fiber  eine 
besondere  Geriehtsgemeinde.  Die  Markt-  und  Stadtbuiger 
ontereeheiden  sich  schon  sozial  so  sehr  von  den  Landbewoh- 
nern, daß  wir  bei  einer  Aufzählung  der  von  Freien  besuchten 
Gerichte  v^on  vornherein  di(^  Hervorhebung  des  städtLschea 
Schulzendings  erwarteo  müssen. 

Hinsichtlich  der  Gestalt  der  städtischen  Dingpflioht  geben 
die  Kolltrollnachrichten  keinen  vollständigen  Ati&chluß.  Die 
Oeriehtstermine  stehen  allerdings  fest  Der  Burggraf  hfilt  im 
Jshre  drei  echte  Dinge.*    Der  Schulze  hat  auch  drei  echte 

1)  Vgl.  Magdeburg -Breslau  12ül  §  7,  Reclitübueli  v.  d.  Oerichts- 
iwfaföung  10  §  4, 17,  §  2,  18.   Laband  S.  15,  62,  64. 

2)  YgL  inahsBoiideie  die  Stiafe  des  Schulzen,  falls  doroh  sem  Aus- 
Meiben  das  Oeriebt  des  Baiggralea  uunöglich  wird.  Magdeburg -Breslau 
1261  §7. 

3)  Beseidiaend  ist,  daB  in  den  TTifcnnden  über  Yeiiiaadliuigea  im 
plicHom  des  Bmggnilen  niemals  sm  «ndersr  fichnlze  als  der  Stadtsohtilse 
feBaant  wird. 

4)  Magdeb.  Bechisbr.  f*  Heinr.  I.  von  Schlesien  §  7.  Labend  s.  a.  0. 
&5t  Bdle-Heimiaikt  §  2, 3,  a.a.O.  S.  6«  Magdeburg- Breslau  Yon  1261  %  7, 
i.a.0.  &  15.  Ygl  femer  Haüensia  m  Bist  anti4|a.  Fbisdi.  It  B,  425, 26. 
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Dinge  und  hält  daneben  in  Abstanden  von  vierzehn  Tagen 
ZwiBchengerichte.^  Außerdem  können  Buiggraf  und  Schulze 
jederzeit  „ohne  Zeugen"  richten.* 

Sicher  ist  ferner,  il.Ji  die  drei  echten  Dinge  das  Burg- 
grafen ur.->pi iuiglieli  Vollgericlite  waren,  von  jilleii  Bfn^ern 
besucht  werden  mußten,  ifür  Halle  wird  dies  unmittelbar 
berichtet'^  Für  Magdeburg  scheint  dies  aus  der  Fassung  der 
Urkunden  hervorzugehen.^ 

Zweifelhaft  ist,  ob  auch  die  drei  echten  Dinge  des 
Schulzen  VoUgericlite  seiner  Gerichtsgeuieinde  waren.  Dafür 
scheinen  die  Bezciehnung,  die  Analogie  des  Burggrafeugcrichts 
und  der  ländlichen  Gerichtaverfassung  zu  sprechen.  Dieser 
Zweifel  ist  nicht  sehr  bedeutsam.  Denn  es  bt  sicher,  daß  die 
Gerichte  des  Schulzen  die  Wahrung  der  beiden  fiandlungs- 
fristen  ermöglichten  und  daß  die  alle  14  Tage  stattfindenden 
Zwischengerichte  keine  Vollgerichte  waren.  Dennoch  hat  auch 
bezüglich  dieser  Zwispheugerichte  eine  Dingpflicht  bestanden. 

1)  Vgl  Halle-Neumaiit  §7:  «Item  preiectna  noster  piesidet  judicio 
por  cireoliun  anni  pogt  quatuordecim  dies  —  et  saiun  Tadiiun  sdlioet 
Wetttmge  sontocto  solidi*,  lCagdeb.BechtBbr;  f.  Herzog  Henrich  §  7:  „ezhibere 
in  tribos  pladtis  Imiggiavü  aat  scnlteti'*,  —  MagdeK-Brealaa  1261  §  0: 
«Der  scbnitheixe  hevet  drie  echte  ding,  ein  nach  dem  zweleftea,  das 
andere  —  nach  dem  dmetage  ^  dar  dritte.  Nach  diessea  dingen  leget  her 
sin  ding  va  over  vierzehn  nacht ^  Durch  diese  Termine  war  die  Weh- 
rong  der  im  Sachsenspiegel  voigesehenen  Handlnngsfrist  von  14  Niditen 
im  Stadtgerichte  eimSgücht.  In  der  Tat  etmunen  die  Handlongsfristen 
des  Stadtreehts  mit  denen  des  Lasdreohts  nberein.  Yg).  z.  B.  Halle -Ken- 
mariEt  §  28,  29,  Magdehoxg- Breslau  von  1261  §  25, 26. 

2)  Vgl.  unten  S.  226. 

3)  Vgl.  Hallonsia  a.  a.  0.  S.  431.  Drie  ding  had  der  burggreve  in 
dem  jare  czn  Ualle,  dar  sullen  alle  die  czu  kommen,  die  da  böiger  sint 
cza  Halle.    Vgl.  auch  Magdeburg- Breslau  §  7  ,botding*. 

4)  Vgl.  U.  B.  r.  l.  Fr.  Magdeburg  No.  35  (1167).  Die  Auflassung 
erfolgt  ,in  civitate  Magdebujpensi  in  placido  Boiohaidi  urbani  oomitis  et 
in  oonsensu  scabinorum  jndicnm  universorumque  boigensiam.*  — 
Zeugen  sind  A.  marchio  Burchardus  burchgravius,  scabiini  jadices  et  ceteri 
Magdcbutpensis  civitatis  majores."  In  der  ürbtindo  a.a.O.  Xo.  32(11^4) 
sind  Zeugen  scabixu  qao^ue  judices  et  potifisimi  buigensium  Magdebur«  | 
gienaia  oivitatia.  | 
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Sie  werden  außer  von  dem  Schulzen  und  den  Schöffen  auch 
von  Dingleutcn  besucht,  dk-  an  verschiedenen  Stellen  erwähnt 
werden^  und  als  Dingzeugea  fuDgierteQ.  Deshalb  bildet  das 
Richten  ohne  Zeugen  <  einen  Gegensatz  zu  dem  gehegten  Dinge. 
Die  Dingzengen  worden  für  den  Einzelfall  aufgeboten.^  Eine 
Grenze  dieser  Dingpflicht  ist  in  dem  Magdeburger  Stadtreohte 
nicht  angegeben.  Aber  es  muB  eine  Grenze  bestanden  haben. 
Es  konnte  dem  Schulzen  nicht  freistehen,  den  einzelnen  Büi-ger 
beliebig  oft  vorzuladen.  Weiui  nun  der  ^Sachsenspiegel  sagt 
„Die  Pü^haiten  sind  auch  pflichtig  des  Schultheißen  Ding  zu 
.  suchen  über  0  Wochen",  so  ist  es  ganz  unbedenklich,  in  dieser 
Bestimmung  die  Angabe  der  vorhandenen»  aber  nicht  über- 
lieferten Grenze  für  den  Besuch  des  Stadtgerichts  zu  suchen. 
Die  Übereinstinimnng  mit  dem  Maße  der  Dingpflicht  im  Goding 
ist  nur  eine  Bestätigung,  da  das  Schulzengericht  in  seiner 
Stellung  als  Stadtgericht  dem  Goding  entspricht.  Ich  liattc 
diese  Deutung  schon  früher'  vertreten,  als  ich  noch  im  Banne 
der  herrschenden  Ansicht  stand,  welche  die  6  "NVochen  bei 
den  Landsassen  zugleich  auf  die  Wiederkehr  der  Grodinge 
bezieht  und  alle  Godinge  für  Yollgerichte  des  Gos  hält  Jetzt 
ist  mir  die  Richtigkeit  meiner  früheren  Auslegung  um  so  gewisser, 
als  ich  jetzt  erkannt  habe,  daß  aueh  die  Dingpflicht  der  Land- 
sasseu  nur  nach  ihrer  Bcgi*enzung  gei*egelt  ist.  Die  Godinge 
haben  nicht  überall  alle  6  Wochen  stattgetunden  und  nicht 
nur  als  Yollgerichte  des  Gos,  sondern  es  hat  VoUgerichte 

1)  Hagdebarg-Breslan  12G1  §  17,  34,  74.  Scboffenieoht  34,  42. 
laband  a.  a.  0.  s  in,  18,  25,  123,  120. 

2)  Vgl.  Magdoborg- Breslau  1261  §  12  a.  E.    Dio  bazobgia?6  onde 

die  schultbeize  muzen  wol  richten  alle  tage  umde  sicholt  ane  geziuge. 

3)  Vgl.  die  Glosse  zu  Richtstei?]:  T^md rechts  Ilomeyor  Richt.stcig.S.381: 
Es  wird  mit  Beziehung  auf  MagdeKurger  R^iit  bemerkt,  daß  es  dingiiflichtige 
Leute  gebe,  die  doch  nicht  zu  Gericht  zu  Iconnnen  Vuauchten  „l)az  einr 
dingpflichtig  ist  und  allis  glichiä  nicht  <vm  dinge  dürfe  gesten  da/,  sint  di 
in  einem  gorichte  gese.vsin  und  doch  nicht  czu  clagen  nrc  h  czu  antworten 
habin,  alleine  sint  sy  dem  richter  pflichtich  »oiu  czu  geätea 
wenne  er  in  gebut. 

4)  Bicrgeidou  S.  45. 

15 
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geg<  b(  a  und  Zwischeugerichtü  mit  beschränkter  Teilnahme.' 
Nur  das  ist  zweifelhaft,  ob  die  Diugpflicht  der  Landsasden 
hinsichtlich  der  Zwischengerichte  wie  bei  den  Städtern  durch 
AnküodigUDg  aktuell  wurde,  oder  ob  der  Go  in  kleinere  Besuchs- 
Sprengel  eingeteilt  war.  Die  Yenchiedenheit  der  Fassung 
sprickt  fftr  die  Verschiedenheit  der  Ausbildung. 

184.  Zweifelhaft  ist  ferner,  ob  dieselben  Personen  die 
Dinge  des  Burggrafen  und  die  Gerichte*  des  8chuken  besuchten 
oder  ob  die  Dingpflicht  diÖ'erenziert  war,  so  daß  die  schoffen- 
baren  Büiger  die  Burggraf endinge,  andere  „Beiwohner''  die 
Sckukendii^  besuchten.  Diese  Frage  ist  sehr  wichtig,  lifii  « 
sich  aber  nicht  mit  Sicherheit  beantworten.  Sie  soll  im  Zu- 
sammenhange mit  der  standischen  Stellung  der  Stadtbewohner 
nochiiinls  berührt  werden.' 

185.  Das  Gewette  des  Schulzen  beträgt  im  Magdeburger 
Becht  8  Schillinge.^  Das  ist  genau  dasselbe  Gewette,  das  nach 
dem  Sachsenspiegel  der  Schulze  von  seinen  Bieigelden  erhebt^-  ^ 
Eine  solche  ziffernmäßige  Übereinstimmung  ist  sehr  bedeutsam. 
Wenn  der  Spiegier,  wie  Schr()der  meint,  das  besondere  Sehuken- 
dinir  der  liiergeldeu  überhaupt  erdichtet  hätte,  so  würde  er 
doch  schwerlich  auch  ein  nur  iür  die  Biei'gelden,  also  nur  für 
das  Bereich  der  Dichtung  geltendes  Grewette  erdicktet  kaben 
und  er  wurde  bei  dieser  freien  Schöpfung  sckweiliek  gerade 
auf  den  Betrag  gekommen  sein,  der  in  dem  wiridick  bestehenden, 
ständisch  abgesonderten  Schulzendinge  Rechtens  war.  Solche 
Obereinstimmungen  schließen  jede  lüiintiungsiiyputhese  aus. 

186.  In  engem  Zusammenhange  mit  dem  Gewette  steht 
nun  ein  Problem,  das  gewisse  Schwierigkeiten  bietet  Ver- 


1)  Vgl.  üben  S.  129  ff. 

2)  Vgl.  unten  No.  39Uff. 

3)  HaUe-Neumarlrt  §  7,   Magdeburg.  R.  f.  Herzog  Heinrich  ij  17, 
Ksgdebiiig-BFeslaa  1261  §  10.   Reohtsbuch  t.  der  Gertcbtsvenu.^uiig  §  5 
Lahind  8.  57  (XYI)  S.  62. 

4)  Vgl.  obea  a  85. 

5)  Ssp.  ni  64  §  8.  Berne  soholtheiten  weddet  man  achte  schilliu^ 
sine  biergelden. 
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achiedene  Angaben  des  Spieglers  stellen  uns  vor  die  Alter- 
otÜ9t,  entweder  anznnefamen,  daß  der  Spiegier  sich  nngenan 
mgedrockt  und  bei  allgemeinen  Aossagen  die  Abweichungen 
des  StadtreehtB  nicht  berfichsichtigt  hat,  oder  aber  daß  der 

Magileburgcr  Stadtschulze  bei  Königsbaua  dingte. 

1  Uber  Eigen  und  über  Ungericht  Schöffenba  irr  kann 
nur  bei  Konigsbann  gerichtet  werden.^  Der  Stadtschuhse  richtet 
ober  BSgea  und  über  Ungericht  ohne  Ausschloß  irgend  eines 
Standes. 

2.  Der  Spiegier  scheint  an  mehreren  Stellen  das  Institut 
der  !Schötlbn  auf  das  Gericht  bei  Königsbann  zu  beschranken.' 
Der  Magdebuiger  Stadtscholae  dingt  mit  Schöffen.^ 

Gewiß  bleibt  för  diese  Fälle  die  Annahme,  daß  der 
SpiVgler,  dem  ja  unz^veiii  lliuft  in  erster  Linie  die  ländlichen 
Verbältnisse  vor  dem  geistigen  Auge  süindcn,  bei  der  For- 
mulierung dieser  Aussprüche  an  die  Besonderheiten  des  Stadt- 
gerichts nicht  gedacht  oder  sie  ignoriert  hat  £s  Wörde  eine 
Uiigeiiaui^eit  oder  eine  Betonung  des  typischen  Rechts  vor- 
iiegen,  die  doch  sehr  viel  leichter  annehmbar  wäre  als  die 
von  der  lierrschenden  Ansicht  dem  Spiegler  zugetrauten  Phan- 
tastereien. Ich  hatte  mich  anfangs  für  diese  Erklärung  ent- 
schieden, weil  ich  noch  unter  dem  Erdrücke  der  herrschenden 
Vbrstdlung  von  der  Unübertragbarkeit  des  Königsbanns  und 
von  der  Beschrankung  dieser  Gerichtsgewalt  auf  die  eine  Buße 
von  €0  Kleinschillingen  stand.  ^  Aber  ich  halte  es  jetet  für 
fflögUch,  daß  aucli  iu  die.seiu  Falle  die  UngenauigkiiL  nicht  auf 
^f\ten  des  Spieglers  Hegt,  sondern  auf  seilen  der  herrschenden 
Ansicht  Die  nähere  Betrachtung  ergibt  doch  selbständige 
Anhalt^unkte  dafür,  daß  auch  die  Buße  von  8  Schillingen 


1)  Ssp.  I  59  §  1,  vgl.  I  52  §  1  und  I  21  §  1. 

2)  Vgl.  162  §2,  III  18  §1  und  §2. 

3)  Dies  ergibt  sirh  '^'■hon  aiis  dem  Magdeburger  Kecht  von  1188  §  8, 
Magdeb.  R.  f.  Herzog  iienrich  §  9,  §  17.   Überümstimmend  laaten  die 

UAandon.    Vgl.  oben  S.  219  Anm.  3. 

4j  Vgl.  darüber  unten  No.  598 ff.,  616  ff. 

15* 
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dem  Königsbaan  angehorte  und  das  Dingen  des  Magdeburger 
Sohul;!en  als  Dingen  bei  Königsbaun  bezeichnet  weixieii  koiuiU». 

187«  Jbjinen  gewissen  Anhaltspunkt  gcwälirt  schon  die 
Wahrnehmiuig,  daß  die  Zuwendung  der  Marktgerichtsbarkeit  an 
Magdebuig  schlechthiD  als  Verleihoiig  des  Königsbanns  beseich* 
ne(  wird,  obgleich  das  Gericht  des  unter  dem  Vogte  stehenden 
TJnterrichters  wohl  schwerlich  jemals  entbehrt  werden  konnte.^ 
Einen  bestimmteren  Aufschhiß  gewährt  das  Rechtsbuch  vun  der 
Gerichtsverfassung.  Aus  Auhiß  der  Ünzuhissigkeit  des  lleclitö- 
2Ug8  von  der  Grafschaft  in  der  Mark  wird  bemerkt  :- 

Desen  thut  der  greve  nichts  der  dinget  undir  kuniges  banne. 
Basselbe  thut  man  in  allen  stetin,  da  kuniges  ban  ist^  wen  der 
man  wetttt  drey  pfunt  dem  belehnten  foite  under  kuniges  ban. 
Uinget  man  abir  undir  kuuigs  banne,  so  weUiL  man  ouch 
dem  ÖchulÜieiüeu  aclit  shillinge  gedinge  mit  Scheppen  orteilen. 

Keinen  Gegengrund  bietet  die  oben^  erwähnte  Stelle 
desselben  Rechtsbuchs.  Mit  greven  ban  und  Königsbann  wird 
auf  die  nächsten  Oberherren  hingewiesen:  Die  Zugehörigkeit 
des  Schulsengerichts  zu  der  Gerichtsbarkeit  bei  Königsbann 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen. 

Ferner  berichtet  die  Schöffenchnmik,  daß  in  den  Seholfen- 
büchem  eingetragen  wurde  „de  gifte,  de  me  geve  under  koninges 
banne  in  des  greven  und  schulteten  gerichte**.  Nach  der  Fas- 
sung der  Stelle  ist  kein  Zweifel  daran  möglich,  daß  das  (jeben 
unter  Konigsbann  sich  auch  auf  das  Schulzengericht  bezieht 
Dem  Yer&isser  müssen  wir  Sachkenntnis  und  geuaue  Ausdrucks- 

♦ 

1)  Vgl.  Otto  I  965,  Otto  U  979,  Eonrad  II  1036. 

2)  Vgl.  Laband  S»  57. 

3)  Den  Oegensats  bilden  x.  B.  die  StihliB  der  Marken,  in  dem  keia 
Königsbann  war  und  deshalb  die  sa  dem  Richten  mit  Konigsbann  gehö- 
randen  Bußen  30  (statt  60)  und  4  (statt  8)  SohOlinge  betragen.  VgL  Hmlle- 
Neomarkt  12,  Laband  S.  11  «ciriom  vero  de  Novoforo  summom  vadinm 
qnod  dieitnr  Wette,  aont  txiginta  soltdi;  vadium  ven>  pieleoti  sunt  qnatnor 
solidL  Yerordg.  Heinrichs  für  BreMlan  von  1261,  bei  Kom,  Bieslaner  TT.  B. 
8.  28  o.  sonst. 

4)  Vgl.  oben  8.  220. 

5)  8chöffenohinttik  8. 175. 
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weue  sntnuieQ.  Er  war  Schöffenscbreiber  uod  berichtet  in 
dieser  Sache  über  Yoigange^  bei  denen  er  fortlaufend  person- 
lich beteiligt  war. 

188.  In  letzter  Linie  dürfte  der  Umstand,  daß  iu  der 
Stelle  des  Mn^cbiirger  Rechts  der  Schulze  mit  Seli()ft'en  dingt, 
einen  selbständigen  Anhaltspunkt  für  die  Zugehörigkeit  dieses 
Gerichts  zum  Königsbann  ergeben.^ 

Die  vorstehenden  Nachrichten  reichen  nicht  aus,  um  den 
Königsbann  des  Magdeburger  Schulzen  als  zweifellos  nach- 
gewiesen SU  ezklären.  Aber  noch  viel  weniger  ist  es  gestattet, 
das  Gegenteil  als  festgestellt  anzusehen.  Das  Übergewicht 
der  \\'ahrscheinlichkeit  dürfte  für  den  Konigsbinm  sprechen. 

Durch  die  besondere  Gerichtsuenieinde  des  Stadtireriehts 
scheint  mir  auch  die  Behandlung  des  HeimfallsrechtB  in  Iii  80 
eine  Erklärung  zu  finden. 

Erstirft  en  egen  von  enem  biergelden  ervelos  die  huve 
oder  dar  beneden,  dat  hört  in  dat  scultheitendom.  Vau  sveme 
it  erstirft,  van  drittich  huven  oder  dar  beneden,  dat  hört  an  die 
grafscap.  Is  it  mer  den  drittich  huve,  so  is  it  dem  koninge 
allet  ledich. 

Dieser  Satz  enthält  eine  nachträgliche  Ergänzung  zu  dem 
in  I  28  ausgesprochenen,  auch  sonst  p:enügend  feststehenden 
Grundsätze^  daß  erbeloses  Gut  an  den  Richter  fällt  Schröder 
nimmt  nun  an,  daß  die  besondere  Beziehung  des  Schulzen  zu 
den  Biergelden  reine  Erdichtung  sei.  Die  Biergelden  gehörten 
ebenso  wie  die  Landsassen  vor  den  Gogi-afen.  Und  der  Scluilze, 
der  in  das  Goding  als  unselbständiger  Vertreter  des  Grafen  kam, 
trat  zu  den  Biergelden  in  keine  besondere  Beziehung.  Der 
Zusammenhang  zwischen  Gerichtsbarkeit  nnd  Heimfallsrecht 
würde  von  dieser  Voraussetzung  aus  zu  der  Annahme  zwingen» 
dafi  der  Spiegier  in  Fortzeichnung  seiner  Fiktion  so  weit  gegangen 

1)  Auch  in  Goslar  dingte  später  der  Sohobe  bei  KÖnigshami. 
GMien,  Goslsiiaohe  Statatea  S.  120.  Aber  es  sdieint  nnr  eine  sfAtere 

SabstitatioD  an  die  Stelle  des  Yogtes  vorzuliegen.  Gegen  den  ursprüng- 
Üehen  ZasBnuDenhang  mit  dem  Königsbann  qiricht  das  Gewette  Ton 
4  Schillingen  und  das  Fehlen  der  Schöffen. 
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ist^  SU  der  erdichteten  Gerichtsbarkeit  aach  das  entsprechende 
HeunftJIsrecht  hierzu  su  erdichten.  Aber  auch  dabei  wQide 
es  nnerklürt  bleiben,  weshalb  er  sich  auf  das  Eigen  beschrankt 
und  das  bewegliche  Vermögen  des  Biergelden  Aviu  S(  Imlzon 
entzieht.  Tatsächlich  ist  es  mir  bei  aller  Hociuichtuiig  vor 
dem  Spiegier  nicht  möglich,  ihm  eine  derartige  Konsequena  im 
Erfinden  zusutrauen.  Die  Stelle  genügt  mithin  allein^  um  die 
'Wuklichkeit  des  Bieigeldengerichts  su  beweisen. 

Unter  dem  Schultheidtum  kann  nun  das  Amt  des  Graf- 
schiiftssclmlzon  nicht  gemeint  sein,  weil  er  k*  ine  besondere 
Gerichtsgemciude  und  keine  sei  inständige  Gericlusljarkeit  hatte, 
weil  gerade  für  den  einzigen  Gau,  in  dem  er  wenigstens  den 
stellvertretenden  Vorsitz  regelmäßig  ausfibt,  das  unbeschränkte 
Heim£sllsreoht  des  Gnifen  bezeugt  ist^  und  weil  eine  so  allge- 
meine und  so  wichtige  Einschränkung  des  HeimfiillsrechtB,  die 
sich  auf  alle  kleinen  GnuKleigeutümcr  erstreckte,  in  der  allge- 
meinen Vorschrift  des  §  1 ,  28  Eingang  gefunden  hatte,  >veil 
das  Heimfallsrecht  des  Schulzen  ein  Konsensrecht  bedingt  hatte, 
von  dem  in  Ssp.  I  Art  34  g  1  nicht  die  Eede  ist,  und  weil  wir 
verschiedene  Urkunden  besitzen,  in  denen  bei  Yeräußeningen 
kleiner  Leute  die  Grafen  konsentieren',  aber  keine  einzige  in  der 
von  einer  Mitwirkung  des  Grafseliaftsschulzen  die  Re<le  ist. 

189.  Die  Beziehung  auf  das  Stadtgericht  wäre  nun  wie- 
derum in  doppelter  Weise  denkbar.  Man  könnte  in  der  Norm 
eine  Abgrenzung  erblicken  für  das  Verhältnis  des  Schulzen 
zum  Bniggrafen  bezw.  Vogte  und  man  könnte  sie  beziehen  auf 
das  Verhältnis  des  ländlidien  Grafen  zu  dem  Stadfrichter  mit 
Rucksicht  auf  den  außerhalb  der  Stadt  liegenden  Gründl  »  -it/. 
der  Bürger.  Ich  gebe  dieser  zweiten  Auslegung,  die  ich  schon 
in  meiner  Untersuchung  über  die  Bieigelden  angestellt  habe, 
aus  drei  GrQnden  den  Vorzug. 

Einmal  deshalb»  weil  die  Stelle  nuc  von  Eigen  handelt 
iud  nicht  von  beweglicher  Habe.    Bei  einer  Abgrenzung 


1)  Vgl.  oben  S.  187. 

2)  Vgl.  oben  S.  101. 
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zwischeo  dem  echte  des  Schulzen  und  des  Burggrafen  wäre 
das  bewegliche  Vennögen  wahischeialiob  mitberücksichtigt 
wofdeDy  da  es  Bchon  damals  in  den  Marktoiten  eine  erhebliebe 
Bedentong  besaß. 

Zweitens  scheint  mir  der  Zusammenhang  dafür  zu  sprechen, 
daß  unter  der  Gnifsoliaft  iu«'ht  die  Stadtvogtei  oder  Burgcrraf- 
schaft,  sondern  eine  gcw  »linliehe  ländliche  Grafschaft  gemeint 
ist  In  III  80  werden  in  §  1  und  2  zwei  Rechtsnormen  mit- 
geteilt, die  scheinbar  keinen  Zusammenhang  haben.  Aber  sie 
smd  gemeint  als  Vorbereitung  für  den  folgenden  Sats. 
in  81  §  1.  Namentlich  scheint  mir  das  Heimfallsrecht  an 
Eigen  in  III  80  §  1  deshalb  geregelt,  um  die  Entnahme  der 
Ausstattung  in  III  81  §  1  aus  der  Grafschaft  zu  motivieren. 

Drittens  dürfte  der  Maßstab  der  Verteilung  in  III  80  §  1 
dem  Stadtrechte  fremd  gewesen  sein.  Wir  haben  in  ver- 
schiedenen Stadtreoht^  Angaben  über  das  Heim^dlsreobt 
Aber  eine  Abgrencnng  nach  Hufen  findet  sich  niigends.  Sie 
paftt  auch  sachlich  nicht  fSr  stfidtische  VerhSltnisse.  Spezidl 
für  Magdeburg  findet  sich  nur  drr  Satz,  daß  das  Gut  an  die 
kom'gUche  Gewalt  fällt.  ^  Wer  als  Rejinisentant  auftritt,  ist 
nicht  gesagt.  Ein  späterer  Satz  des  Halleschen  Rechts  scheint 
aber  den  Heimfall  ohne  Unterschied  des  Objekts  nach  dem 
Zeitpunkte  an  regeln.*  Diese  Diveigena  der  stadtischen  Rechte 
steht  der  Deutung  auf  ein  Intemum  des  Stadtrechts  enl^gegen^ 
nicht  aber  der  Annahme^  dafi  Schulthetßtom  Stadtgerichtsbar- 
keit schlechthin  bedeutet.  Es  entspricht  der  allgemeinen  Aus- 
drucksweise des  Spieglery  diu chausi,  wenn  er  aueh  an  dieser 
Stelle  dem  Kiugehen  auf  örtliche  Verschiedenheiten  durch  Wahl 
eines  gans  allgemeinen  Ausdrucks  aus  dem  Wege  geht.  Ihm 


1)  Hsgdebiug-Bieilsaar  Beoht  yon  1201  §  41. 

2)  Hsllesolie  Sohdffenh&dher  1  8.  282  No.  619:  «Die  edsle  hefn 
beitiighe  Bodolf  Toa  Sschaea,  anse  bandigTefe,  visgede  in  gehsgedem 
dinge  imune  eyn  leoht,  wat  enislos  intonre  in  sinai  drs  dingliloi  m  den 
viBitoynaohtsn«  af  dat  ioht  Uttea  itstorren  aooldo  aa  ob;  do  wart  m» 
gafaDden,  wat  enielos  iiatonre  ia  qmea  dten  dmgtalen  nnd  in  den  dran 
naiteynachtaa,  dst  atorre  bilkan  ob.* 
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kam  es  nur  darauf  an^  die  Aufnahme  von  dem  Heimfallsrecht 
des  ländlichen  Grafen  an  Grundeigentom  bervonuheben,  nicht 
die  spedelle  Verteilung  des  erbelosen  Guts  unter  die  Gewalten 
der  einzelnen  StSdte. 


Sechstes  Kapitel. 

Die  Theorie  der  lokalen  DitfVreiizienuig  innerhalb  des 

flachen  Landes*   §  16. 

190.  Neuerdings  hat  Emst  Mayer  im  Zusammenhange  mit 

Heiner  Theorie  der  Gemeinln-ien  den  Versuch  geniaclu,  das 
Schnlzengericht  des  Sachsenspiegels  als  hlndliche.s  Soluilzon- 
gcricht  zu  deuten.^  Ich  bin  in  meiner  Abhandlung  über  die 
Biergelden  nur  kurz  auf  seine  Ausführungen  eingegangen weil 
ich  annahm^  daß  schon  die  Hervoriiebung  einiger  Hauptpunkte 
zu  ihrer  Widerlegung  genügen  würde.  Inzwischen  hat  aber 
Mayer  in  Stutz  einen  sehr  entschiedenen  Verteidiger  gegen 
meine  Einwendungen  gefunden.  StutJ!  formuliert  sein  Schluß- 
nrteil  ^  wie  folgt:  ^Wip  iininor  iiuch  die  künftige  Forseliung 
über  Mayers  Freientheurie  entscheiden  wird,  dns  scheint  mir 
jetzt  schon  sicher,  daß  Hecks  Lehre  von  den  Biergelden  in 
keiner  Weise  jene  Theorie  zu  erschüttern  imstande  sein  wird.*^ 
Unter  diesen  Umstanden  und  bei  der  Bedeutung,  welche  Mayers 
Auffassung  für  das  Standeproblem  hat,  will  ich  jetzt  etwas 
näher  auf  diese  für  mich  ^^unerschütterliche"  Theorie  eingehen. 

191.  Die  Darstellung  Mayers  ist  nicht  seiir  durchsichtig 
und  nicht  ganz  frei  von  Schwankungen.^   Ich  glaube  seinen 


1)  Kitt  Yrtjschr.  12  8. 149ff.,  162ff.,  insbesondei«  &  183ff.  Ter* 
fassungsgeschichte  I  S.  447  Amn.  ^  und  S.  456  Anm.  59. 

2)  Biei-^Iden  S.  36  Anm.  8  und  4. 

3)  a.  a.  0.  S.  132  oben. 

4)  Xamentlich  weicht  die  Auffassung  des  Oografengerichts  als  eines 
bloßen  Polizeigericlits  in  der  Krit.  Yrtjs«  hr.  von  der  späteren  DanteUung 
sehr  ab.  Ich  halte  mich  selbstredead  au  die  spätere  AAsicht 
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GedaokeDgaiig  wie  folgt  auffassen  za  mfasmi:  Mayer  ist  von 
drei  richtigen  Grundlagen  ausgegangen ,  von  dem  Glauben  an 
die  Zuverlassi^eit  des  Spiegels,  von  der  Eikenntnis,  daß  die 

Schoffenbaren  den  Edelingen,  die  Biergelden  und  Landsassen 
iihiiT  den  FriliDgen  der  altsächsischen  Standesgliederung  ent- 
s^precheo  und  von  der  gleichfalls  richtigeu  Einsicht,  daß  der 
äpiegler  sich  das  Schulzengericht  nicht  als  Zwischeninstanz, 
sondern  als  ein  dem  Qodinge  koordiniertes  Gericht  gedacht  hat» 
Leider  sind  zu  diesen  wichi^n  Grundlagen  zwei  Fehlerquellen 
iiinzngetreten.  Mayer  hat  das  städtische  Schulzengericht  ebenso 
ignoriert,  wie  die  herrschende  Meinung.  Dadurch  ist  er  gendtigt 
worden,  das  dem  Ciudiiuro  koordinierte  Schulzengericht  gleichfalls 
in  die  ländlichen  Distrikte  zn  verle^rcn  und  zwei  Arten  von 
Gobezirken  zu  unterscheiden:  Gobezirke  mit  Schulzen  und 
Biergeldeo  und  Gobezirke  mit  Gogmfen  und  Landsassen. 
Zweitens  hat  Mayer  die  alts&chsisohe  Standesgliederung  unrichtig 
angefaßt.  Er  sieht  in  den  altsächsischen  Frilüigen  gemeinfreie 
Grondeigentftmer  und  ignoriert  deshalb  entsprechend  der  herr- 
schenden Ansicht  <lie  Existenz  einer  Libeitinenklasse.  Dieser 
Grundanschauung  entsprechend  haben  für  Mayer  die  Biergelden, 
hei  denen  Eigen  vorkommt,  den  uitcu  Typus  bewahrt.  Dagegen 
unterscheiden  sich  die  Landsassen  dadurch  von  ihren  Voi  fahren, 
daß  sie  Uur  früheres  Eigentum  verloren  haben.  Sie  sind  nicht 
Libertinen  und  einfache  Zeil^achter»  sondern  die  gemeinfreien 
alten  Bebaoer  des  Landes,  das  frdher  ihr  Eigentum  gewesen  ist. 
Nun  wohnen  nach  Mayer  die  Biergelden  unter  Schulzen,  die 
Landsassen  unter  Gografen  nach  Bezirken  getrennt.  Die  Ent- 
eignung hat  also  nur  in  einzelnen  bestimmten  Gerichtsbezirken 
stattgef  (Inden. 

Wodurch  laßt  sieh  eine  solche  bezirksweise  Enteignung 
eiklaren?  Offenbar  nur  dadurch,  daß  ein  Gerichtsherr  Grund- 
herr geworden  ist^    Folglich  sind  die  Lendsassenbezirke 

und  damit  alle   unter  Gografen   ätehendc  Bezirke  allodiale 


1)  Zeitlich  wird  der  Beginn  der  Entwicklung  Bchon  in  vorhfoldsche 
Zeit  gesetzt,  vgl.  Antn.  42  a.  £.  and  Text  S.  467. 
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Gerichts«  and  GnmdhemchafteQ,  die  dem  Gegiafea  m  Eigen 
gehören  und  von  den  Gefichtsuntertanen  ab  eig^tnmelosen 
HinterBassen  bebaut  werden.   Den  Gregensats  dasu  bilden  die 

öffentlichen  Gerichtebezirke,  m  denen  die  Gemeinfreien  ihr 
Grundeigentum  hewahrt  haben,  Biergelden  geblieben  sind  und 
von  dem  öiTcntlichcii  Beamten^  dem  Goechulzeu  geiiohtet  werden. 

Diese  Konstruktion  ist  nun  für  Mayer  nach  verschiedenen 
fiichtungen  hin  Auagangspunkt  weiterer  Schiaßfolgeningen 
geworden.  Er  scheidet  den  GKiechulzen  scharf  von  dem  Graf- 
Schaftsschulzen  und  steht  in  dem  letzteren,  wie  Schröder,  dea 
Nachfolger  eines  vori rankischen  Beamten,  aber  nicht  des 
Gerichtsvollzieher«,  sondern  des  einheimischen  Richters  der 
sächsisclien  Volkersehal't.  ^  Ferner  findet  Mayer  in  den  allo- 
dialen  G<^rafen  einen  besonderen  Stand,  den  Stand  der  freien 
Herren  des  Sachsenspiegels.* 

192.  Indessen  die  ganze  primäre  Konstruktiun  ist  unhiilt- 
bar.  Weder  das  Öpiegelbild  noch  das  Kuutrolibild  sind  richtig 
gezeichnet. 

Die  Auffassung  des  Gografen  als  Eigentümer  des  Grund 
und  Bodens  in  der  ganzen  Geschäft  findet  im  Sachsenspiegel 
ein  mSchtiges  Hindernis.    Der  Spiegier  l&ßt  den  Gop:rafen 

vom  Landvülke  gewählt  werden.  Der  Grundeiijentünier  der 
ganzen  Geschäft  lionnte  natürlich  nicht  für  bestimmte  Zeit 
durch  Wahl  der  Bauern  bestimmt  werden.  Für  Mayer  ver- 
schwindet dies  Hindernis  dadurch,  daß  er  den  von  den  Bauern 
gewählten  €k)grafen  mit  dem  Notrichter,  den  stindigen  Gografen 
aber  mit  dem  erblichen  identifiziert*  und  schlechthin  sa^t,  dafi 
die  bäuerlichen  Gogerichto  für  Eyke  zu  Kriminalgerichten  für 
die  handhafte  Tat  geworden  sind.  Die  Eingangsstelle  wird  auf 
die  aristokratische  Geschäft  bezogen,  ,weil  für  die  Dingpflicht 
nur  daaemde  Gerichte  in  Betracht  kommen*^«  Dementsprechend 
schreibt  Mayer  auch  Eyke  „dem  fürstlichen  Beamten*'  die  Ten* 


1)  a.  a.  0.  S.  47G. 

2)  a.  a.  0.  R.  423,  452,  II  S.  146. 

3)  Vgl.  Anm.  42. 


Üiyiiizeü  by  Google 


Die  Deatang  £.  Mayen. 


235 


dem  sUf  die  aiistokratisohe  Gosoliaft  za  bekämpfen  ^  während 
«ie  in  den  ZneStsen  anerkannt  und  nur  doich  das  Ziistimmong8«> 
reckt  des  Landeshenm  besckrfinkt  werde,  „was  offenbar  Partei* 

behauptuDg  isf*  Für  Biergeldcndistriktc  seien  dann  die  Ver- 
sammlungen des  Gos  alle  6  Wochen  dnrcii  den  Schultheißen 
gehalten  worden,  dessen  Gericht  in  HI  91  §  1  elutacli  als 
Goding  bezeichnet  werde. 

Diese  Ausfuhmngen  Mayers  sind  nur  geeignet,  das  klare 
Büd  des  Sachsenspiegels  an  verwirren.  Der  Grundfehler  liegt 
in  der  Zosammenwerfnng  des  Notrichters  mit  dem  standigen, 
aber  von  den  Bauern  gewählten  Gografcn.  Der  Sachsenspiegel 
kennt  sowohl  in  dem  kiirzen,  wie  in  dem  erweiterten  Texte 
beide  Gografen  nebeneinander.  „Denn  es  ist  der  Landleute 
^leie  Kur,  daß  sie  Gografen  wählen  zu  jeder  handhaftcu  Tat 
oder  zu  bestimmter  Zeif^  Und  der  erweiterte  Text  fGgt  hinsu 
fiDas  ist  geredet  von  dem  Gografen ,  den  man  wählt  um  ein 
Ungeriebt  bei  handhafter  T\it  — .  Wen  man  aber  wählt  zn 
langer  Zeit,  den  soll  der  Graf  oder  der  Markgraf  belehnen. 
Vor  dem  wird  die  Rußje  erhoben.'' ^  Somit  kennt  schon  der 
kurze  Text  einen  standigen  und  doch  von  den  Bauern  tjewahlten 
Gografen  und  denselben  Standpunkt  vertritt  der  Zuiiiitz.  Es 
Hegt  nicht  der  leiseste  Anlaß  oder  die  leiseste  Möglichkeit 
Tor^  die  £jingai^;8Btelle  auf  einen  aristokratischen  Gografen  zu 
beziehen.  Ebensowenig  kennt  der  erweiterte  Text  einen  aristo- 
kratischen Gografen.  Er  verlangt  die  Belehnung  nur  für  einen 
solchen  Gografen ,  der  zu  langer  Zeit  e^ewülilt  ist,  aber  wie  di(; 
Stelle  deutlich  ergibt,  gewählt  von  den  Bauern.  Weder  der 
nrspränglicbe  Text  noch  irgendwie  andere  Zusätze  enthalten  den 
geringsten  Hinweis  auf  einen  Gografen^  der  das  Amt  als  Allod 
hat  und  E^ratümer  von  Grund  und  Boden  in  der  ganzen 
Geschäft  ist  oder  sein  kann.  Der  Spiegier,  dessen  lägenschaft 
alt  fürstlicher  Beamter  völlig  unerwiesen  und  auch  wegen  der 
Widmung  an  Hoyer  sowie  wegen  des  Fehlens  eines  jeden 


1)  Ssp.  I  56. 
22)  Ssp.  r  58  §  1. 
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Amtfititels  geradezu  unwaliruchcinlich  ist^  bekämpft  die  Annahme 
eines  rechten  Lehns.  Er  bekämpft  nieht,  wie  Mayer  meint^ 
die  jdlodiale  GografachafL  OffeDbar  deshalb,  weil  ihm  auch 
nicht  der  Schein  eines  derartigen  Instituts  bekannt  war.  Wie 
hStte  er  den  GmndsatK  aulstellen  können ,  daß  alles  Gericht 
von  der  Wahl  kam,  wenn  ihm  allodiale  (lografschaften  vor 
Augen  standen.  Genau  ebenso  fremd  ist  eine  solche  Auffassung 
den  Zusätzen.  Nach  ihnen  wird  das  Gericht  des  Gografea 
dem  Grafen  ledig.*  Wie  würde  dieser  Zustand  in  einer  nllo- 
dialen  Grafschaft  denkbar  sein.  Wie  würde  ferner,  was  Mayer 
nicht  erörtert,  denkbar  sein,  dafi  in  einer  allodialen  Grograf- 
Schaft  das  Gewette  des  Gerichts-  und  Gmndherm  durch 
Beschluß  der  Bauern  festgesetzt  wird.*  Gleichwohl  setzt  auch 
das  Gewette  und  zwar  nach  dem  ni*sprünglichen  Texte  die 
ständige  Gografschaft  voraus.  Ebensowenig  wie  die  Aus- 
legung des  Spiegels  sind  die  sachlichen  Argumente  haltbar, 
die  Mayer  für  seine  Deutung  anfuhrt  Mayer  führt  gegen  die 
Auffassung  der  Landsassen  als  Pachter  aus':  ^Es  ist  naturiich 
ganz  unmöglich,  daß  für  die  landlosen  Leute  eine  e^ene 
Gerichtsverfessung  bestanden  hat,  weil  sie  landlos  sind,  und 
hätte  der  Ssp.  das  gemeint,  so  wai  o  das  eine  Phantasie 
gewesen.  Was  sonst  an  Landfeasöcn  im  sächsischen  Rechte 
vorkommt,  sind  Zeitpächtcr  auf  jährliche  Kündigung,  die  dann 
nicht  festgesessen  und  deshalb  sehr  erklärlicherweise  nicht 
dingpflichtig  sind.**  Die  Verweisung  ergibt,  dafi  Mayer  in  den 
Landsassen  des  Ssp.  HI  45  §  6  solche  ZeitpSchter  siebt^  Die 
erste  Bemerkung  erledigt  sich  dadurch,  dafi  das  Goding  nach 
der  Ansicht  des  Spieglers  gar  nicht  allein  von  den  Landsaissen^ 
soridera  vor  allem  von  den  Laten  besucht  wird^  deren  Ding- 
piiicht  Mayer  irrtümlich  verkennt    Hinsichtlich  der  zweiten 

1)  Ssp.  I  58  §  2.   Dieser  Aussprach  gilt  gerade  von  dem  stfindigea 
Gografen  des  vorhergohendea  Paragiaphen. 

2)  m  u  §  10. 

3)  Anm.  42  a.  X. 

■i)  a.  a.  0.  S.  449  Aiim.  42  oben. 
5)  Vgl.  oben  S.  103if. 
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Lt  zu  bemerken,  daß  tlie  rrcienklasscn  in  1  2  und  in  III  45 
durcliaus.  übereinstimmen  und  es  daher  schleciit*  rdui<^s  nicht 
angeht,  unter  den  Landsassen  Id  I  2  einen  andern  btand  zu 
verstehen  als  unter  den  Landsassen  in  III  45,  2,  zumal  das 
Fehlea  des  EigeDS  an  beiden  Stellen  betont  wird.  Außerdem 
int  Mayer,  wenn  er  meint,  daß  Zeitpaehter  nicht  dingpflichtig 
gewesen  sind.  Das  Gegenteil  er^bt  sich  schon  ans  dem  Ssp. 
und  zwar  uiclii  nur  aus  der  Idriitität  dur  Landsassen  in  den 
beiden  angeführten  Stellen,  «^ontk'ru  auch  aus  Ssp.  Lehnrecht 
§  70  No.  2.  Die  Auffassung  des  Spiegelbildes  ist  daher  im 
vollen  Umfange  abzulehnen. 

193«  laicht  besser  steht  es  mit  dem  KontroUbilde.  Weder 
die  Bezirke  mit  allodialer  Gografschaft,  in  denen  der  Gograf 
AlleineigentOmer  ist,  noch  die  landlichen  Bezirke  mit  Schultheiß 
und  zinsptlicliti'rem  Bauerneigen,  aber  ohne  ständigen  Gogi*afen, 
lassen  sich  irgendwo  nachweisen,  obgleich  Mayer  diese  Diffe- 
renzierung schon  in  die  Zeit  Karls  des  Großen  zurückverlegt. 

Für  den  allodialeo  Chaiaktor  der  sächsischen  Gograf- 
Bchaften  seit  der  Zeit  Karls  des  Großen  werden  nur  drei  west- 
fiüische  Belegstellen  aus  den  Jahren  1152,  1288  und  1312 
nod  eine  Nachricht  aus  den  Marken  von  1144  angeführt. 
Die  ei-ste  westfälische  Nachricht^  bezieht  sich  auf  den  Ver- 
trag des  Bischofs  Fr.  Tl.  von  Münster  mit  Godescalk  von 
Fersenield,  welcher  „regimen  populäre  super  6  parrochias 
—  quod  se  ex  comitatus  sui  justicia  possidere  jactabat  sicut 
slii  vulgari  comites  ab  episcopo  servandnm  suseepif  Dazu 
bemerkt  Mayer  „Kann  die  GU)grB&chaft  hier  zu  Lehen  auf- 
getragen werden,  so  muß  sie  allodial  gewesen  sein.^  Aber 
der  ailodiale  Charakter  ist  an  dieser  Stelle  eigentlich  aus- 
geschlossen. Der  Prätendent  beansprucht  die  (jografschaft  ja 
nur  als  Pertiuenz  seiner  Grafschattsrechte,  eine  Auüasöuug,  die 
sicher  dem  älteren  Rechte  entsprach  und  noch  in  dem  Sachsen- 
spiegel klar  hervortritt'   Der  Bischof  vertritt  die  Auffassung, 


1)  w.  u.  B.  n  X 0.  m 

2)  Vgl.  üben  S.  140  ff. 
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daß  die  Gografßchaft  ein  Bell)stiiiidig('s  Amt  imd  getrennt  von 
der  Grafschaft  zu  empfanden  ist.  Der  Zusatz  sicut  alii  vulgari 
comitea  spricht  ganz  geuerell  gegen  jede  Bekanntschaft  mit 
allodialen  Gografsohafteii.  An  der  zweiten  Belegstelle^  wird 
die  GografiBchaft  vom  Heixog  vergebeo,  so  daß  von  einer 
allodialen  HauptHngisheiTBchaft  nicht  die  Rede  ist  Die  dritte* 
besagt  Ober  den  Recbtstitel  der  G<^ralBchaft  Oberhaupt  nichts. 
Das  Recht  an  einem  1  Burgwart  in  einem  kolonialen  Gebiete 
kann  endlich  nur  auf  köniirlicher  Schenkung  beruhen,  aber 
uieoials  oltsächsischc  HäuptUngöhcrrscluitt  beweisen. 

Wahrend  somit  die  Hy])othcsc  der  allodialen  Grografschaft 
eines  jeden  positiven  Anhalts  entbehrt>  begegnet  sie  ganz 
durchschlagenden  Gegengrunden.  Die  erste  Gruppe  wird  durch 
die  sahlreiohen  Nachrichten  aus  den  verschiedensten  Teilen 
Sachsens  gebildet,  welche  die  Wahl  des  (.iografen  unter  Besta- 
tigunu  <lu!*c}i  den  Landesherrn  oder  den  Inhaber  der  Graf- 
schuitsrechtc  bekunden.  Dabei  handelt  es  sich  um  standige 
Gografen,  nicht  um  Notrichter,  so  daß  schon  aus  diesem  Grunde 
die  von  Majer  versuchte  Interpretation  des  Spiegels  zu  ver- 
werfen sein  wfirde.  Zweitens  kommt  in  Betracht»  dad  wir  ans 
der  Zeit  vom  9.  bis  cum  Ende  des  12.  Jahrhunderts  sehr 
zahlreiche  Urkunden  über  die  Zuwendungen  von  Privatpersonen, 
namentlich  aus  den  höchsten  Kreisen  an  Bistümer  und  Stifte 
besitzen.  Aber  niemals  ei^cbeint  das  Gogericht  als  Gegenstand 
einer  solchen  Zuwendung.  Die  sehr  wenig  zahlreichen  Zuwen- 
dungen, die  allenfalls  auf  das  Gografengerioht  gedeutet  werde& 
können,  sind  ausnahmslos  königliche  Graben.'  Hatte  es  allodiale 

1)  Verdener  Oe8ch.-QaeUen  H  No.  102. 

2)  Jung,  Historiae  antiquissimae  oomitatos  Bentbeimenais  libri  III 

1773  No.  51. 

3)  Tn  Botracht  kommen  eigentlich  nur  ein  Bericht  über  die  Schou- 
kung  Ottüs  III.  an  Hildeaheim  de  scultacio  U.  B.  Hildesheim  fi*»  (vgL 
die  oben  S.  215  besprochene  Urkunde  Heinrichs  IV.  von  1009  und  die  Ur- 
tundo  Fr.  I.  über  die  Vorleihimg  des  Herzogtums  an  Köln  1280.  AVilmannji- 
Phiüppi,  Kaiaeiiirkundeü  II  No.  210.  Dabei  ist  bei  der  zweiton  Urkunde 
die  Deutung  von  comitatus  auf  (iografächaft  geradezu  unwahrscbeiolich, 
vgl.  Liüdner  S.  320. 
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Gografschafton  gegeben,  so  "wäre  dieser  Besitz  dem  allgeineiiieu 
(ieschicke  aller  ailodialeo  liechte,  der  Vergabung  an  geistliche 
Aostalten  nicht  eDtgangen.  Das  Fehlen  privater  Veigabungen 
und  die  aaßerordentliche  Seltenheit  konischer  Urkunden 
begtitigt  die  Schilderung  des  Spiegels.  Es  wird  durch  die 
Annahme  verstiindlich,  daß  der  Gograf  ursprünglich  [im-  Ver- 
treter des  Grafen  war  oder  vona  Volke  gewälilt  und  \i>ii  dem 
Grafen  bestätigt  wurde,  so  daß  die  BestatiguDg  ursprünglich 
als  Bestandteil  der  Grafschaftsrechte  galt  und  daß  diese  Mit- 
niikiuig  bereits  durch  die  Zuwendung  der  Orafischaft  der  geist- 
licfaen  Anstalt  {Übertragen  wurde. 

Endlich  ist  es  eine  beachtenswerte  Erscheinung,  daß  die 
sieh  ausbildende  Ltfinde8heri*schaft  sehr  allgemein  und  selir  früh 
in  den  Besitz  der  Gografschaft  gelangte,  in  Westfalen  z.  B. 
viel  früher  als  in  den  Besitz  der  Grafachaftsrechte.  Diese 
£ncheinnng  begegnet  uns  s.  B.  in  Mfinster^,  Osnabrflck*^  im 
koliuBchen  Westfalen*,  in  Paderborn,  in  Minden  und  Rinteln*, 
in  Hildesheim  s  und  in  Anhalt*.  Dadurch  wird  mittelbar 
dhvT  sicher  erwiesen,  daß  es  keine  allodialen  Gognif Schäften 
gegeben  hat  und  daß  die  Privatberechtigung  an  dem  Amte,  wo 
sie  flieh  allmählich  in  die  Formen  des  Lehns  entwickelt,  noch 
jäager  und  schwächer  gewesen  ist  als  bei  der  Grafschaft 
Den  Schlüssel  gibt  wieder  die  Darstellung  des  Spiegels.  Der 
Gograf  ist  ursprflnglich  allgemein  zum  Vertreter  des  (trafen 
gcwrihlt  wurden.  Die  Bestellung  galt  als  Ausfluß  der  Graf- 
schaftsrecbte.  Im  Anschluß  an  die  Verselbstandigung  des 
Gograf engerichts,  vielleicht  auch  durch  ßeschrankung  der  Graf» 
aobaft  auf  den  Kdnigsbann  ist  es  dem  Landesheirn  gelungen, 
das  BestStignngsrecht  als  ein  selbstfindiges  an  die  Grafen  nicht 
mit  veiUehenes  Recht  aossubilden  und  fOr  sich  su  eningen. 


1)  Vgl.  die  Vikundo  von  1152  oben  S.  237  Amn.  1. 

2)  Vgl.  oUm  S.  100. 

3)  Vgl.  S.nbertz  I  No.  484  S.  G44. 

4)  Vgl.  Lindner  S.  321. 

5)  Vgl.  Limtzel,  Ältere  Diözese  U.B.  47  und  Text  8.  78>  70. 

6)  Vgl.  oben  S.  188. 
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Ebensowenig  wie  die  allodialen  GografBohafteii  lasBen 

sicii  außerhalb  der  Marken  Bezirke  nachweisen,  in  denen  der 
ständige  Gograf  gefehlt  hat  und  statt  seiner  der  Schulze  dtia 
Sachsenspiegels  als  Goschulze  das  Goding  abhielt.  Die  Belege, 
die  Mayer  für  diese  Einrichtung  anffihit^,  sind  etwas  zalü- 
reicher  als  bei  der  allodialen  Gografscbaft,  aber  sie  sind  nicht 
wertvoller.  ZanachBt  werden  einige  Beispiele  angeführt,  in 
denen  Schuke  und  Gograf  zusammen  auftreten.  Aus  dem 
gedachten  Auftreten  folgt  doch  nicht,  daß  sie  in  getrennten 
koordinierten  Landbezirken  nebeneinander  fimgierten.  Daiui 
wird  aus  der  Bezeichnung  scultetus  comctiae  geschlossen,  daB 
es  noch  andere  Schukeii  gab.  Gewiß,  es  gab  Stadtschuhsen 
und  wenigstens  spater  auch  Dorfschuhsen.  Die  Existenz  von 
Goschulzen  wird  dadurch  noch  nicht  erwiesen.  Endlich  beruft 
sich  Mayer  auf  die  oben  eti^hend  besprochenen  Schulzen 
des  Harzgaus  und  der  Grafschaft  Seehausen.  Aber  gerade 
diese  nülier  bekannten  Verhältnisse  widerlegen  die  Hvpuihese 
Mayers.  Üben  wurde  bemerkt-,  dal]  es  unsicher  ist,  ob  es  im 
Harzgau  nur  einen  Selnilzea  gab  oder  mehi*ere.  Sicher  sind 
aber  drei  Tatsachen:  1.  Das  Freiding  des  Har^us  entspricht 
nicht  dem  Goding  anderer  Grebiete,  sondern  es  ist  das  Grafen- 
ding,  in  welchem  der  Schulze  den  Yorsitz  in  Stellvertretung 
des  Grafen  fuhrt  2.  Neben  dem  Bchulzen  sind  gleichzeitig  im 
ganzen  Ijuh  Goo^rafen  mit  kiiminelicr  Kompetenz  vorhanden. 
3.  Derselbe  Schulze,  welcher  das  Freiding  hält,  tritt  auch  im 
Dinge  des  Grafen  von  Ilegenstein  als  Mitvorsitzer  auf.  Er  ist 
kein  vom  Grafschafteschulzcn  unterschiedener  Beamter.*  Ebenso 
deutet  in  Seehausen  ^  die  Bezeichnung  summus  gogravius  doch 
gerade  hin  auf  die  Konkurrenz  eines  standigen  Gogmfen. 

In  der  Tat  hat  es,  abgesehen  von  den  Vogteien  und  den 
nicht  in  Betraciit  kommenden  Koloui-sationsgebieten  läudiiche 
Bezirke  in  Ostfalen^  Westfalen  und  Engern,  in  denen  keine 

1)  a.  a.  0.  Anin.  59. 

2)  Vgl.  S.  212. 

3)  Vgl.  oben  8. 211, 12. 

4)  Tgl.  oben  8. 213. 
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ständigen  Qogniea  voxfaaoden  waren,  uberfaaapt  nicht  gegeben. 
In  allen  Gebieten,  fiber  die  überhaupt  Nachrichten  vorliegen, 
begegnen  wir  den  (ingrat'en.  Gerade  für  Anhnlt  ist  die  Allge- 
meinheit dos  Vork( iiiimcns  durch  das  Lohnsregister  ausdrück- 
lich bekundet  OÜeutliche  Gerichtsbezirke,  in  denen  die  Ge- 
richtsbarkeit des  Gografen  durch  die  der  Schulzen  ersetzt  war, 
sind  nur  in  Marktorten  vorhanden. 

Die  bessirksweise  Verteilung  der  Landsasaen  und  Ifind- 
lichen  Biergelden  ist  ebenso  ausgeschlossen  wie  die  von  Mayer 
behauptete  Gerichtsorganisation.  In  dieser  Hinsiclit  bat  Mayer 
nberhauj^t  keinen  Beweis  versucht.  In  der  Tat  besteht,  abge- 
sehen von  dem  KolomBadoosgebiete,  die  bäuerliche  Bevölkerung 
Ostfalena  bis  sor  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  ganz 
fiberwiegeod  aus  Laien  and  aus  schoffenbaren  Bauern.  Die 
Laien  aberwiegen  weitaus  an  Zahl.  Seit  der  zweiten  Hälfte 
des  1 2.  Jahihnnderts  mehren  sich  die  freien  Pachter,  die  Land- 
sassen  des  Spiegels.  Biei^elden  oder  nichtschöffenbare,  bede- 
pflichtiL'^e  Grundeigentümer  hat  es  außerhalb  der  Marktorte 
überhaupt  nicht  gegeben.^  Auch  wenn  man  davon  absieht,  so 
kann  doch  der  Spiegier  schon  deshalb  nicht  daran  gedacht 
haben,  das  Schulzengericht  als  ein  landliches  und  doch  den 
Gografen  ansschließendes  Gericht  anizufassen«  weil  nach  seiner 
DarsteUong  die  Biei^elden  nicht  nur  unter  Ausschlnfi  der 
Unfreien  die  allein  dingpflichtigeu,  sondern  auch  die  allein 
bußpflichtigen  Elemoüto  des  feclmlzengeriehts  sind.^  Wie  hätte 
er,  von  den  Pächtern  zu  schweigen,  bei  ländlichen  Distrikten 
die  Existenz  der  Laten  ignorieren  können. 

194«  Unter  diesen  Umstfinden  ist  die  Hypothese  Mayers 
abzolebnen.   Es  £rent  mich  fßr  Mayer,  daß  er  wenigstens  in 

Stutz  einen  so  warmen  Verteidiger  gefunden  hat.  Auch  gestehe 
ich  gern  zu,  daß  Mayer  bei  dieser  Gelesjenheit  wie  aucli  an 
zahlreichen  andern  Stellen  seines  Buches  die  Unhaltbarkeit 
einer  herrschenden  Ansicht  richtig  erkannt  hat  Aber  in  diesem 


1)  Ygl  outen  No.  362lf. 

2)  oben  S.  87. 


Digitized  by  Google 


242 


Zweiter  Ilaui'ttt.'il.  Oen'chtsverfas.sunf;. 


Falle  ist  der  von  ihm  versuchte  Ausweg  schlechterdings  nicht 
gangbar.  In  der  ortHchen  NebeDeinftndersteUong  der  Gografen- 

und  der  Schiiltheißeiibezirkc  hat  Ma\c^r  recht.  Nur  liegen 
diese  Schultheiikiibezirke  ausschließlich  iu  den  Markloiteo  und 
nicht  auf  dem  flachen  Lande. 


Siebentes  KapiteL 

Die  Abwftgung  der  Anhaltspunkte  für  die  Besthnmong 

des  Sc'hulzeiigcrk'hts.   §  17. 

Die  TOEStehenden  Einzeluntersuchungen  ennägUchea  eine 
endgültige  Entscheidung  hinsichtlich  der  Deutung  des  Spi^el- 
l^des. 

195.  Zunächst  müssen  wir  uns  noch  einmal  die  Fiktions- 
theorie Schröders  in  ihrem  A  til  i  »au  vergegen-svärtiiren. 

Schröder  hat  die  An-  beu  des  Spiegeis  lediglich  mit  der 
Gerich tss  erfassung  des  tiacUen  Landes  verglichen.  Die  Mög- 
lichkeit, daß  der  Spiegier  das  Marktgericht  gemeint  haben 
könnte,  wird  in  der  Untersuchung  Sdiröders  fibeihaupt  nicht 
erwShnt  Die  Untmuchung  der  ländlichen  GeriehtsverfassoDg 
hat  Schröder  zu  dem  m.  E.  durcliau.s  richtigen  Ergebnisse 
geführt,  daß  auf  dem  flachen  Lande  nur  üraleading  und  Goding 
existiert  hat,  dagegen  kein  diittes  1^'reieogericht  Bei  der  Kr- 
kUimng  dieses  Widerspruchs  hat  nun  Scliroder  zwei  Beobach- 
tungen verwertet,  einmal  den  Dribetger  Fall  und  zweitens  den 
angeblichen  Widerspruch  in  dea  Angaben  des  Spiels,  der 
die  Gerichtsbarkeit  Ober  Ungericht  in  vierter  Hand  ausschließe, 
aber  doch  die  Handliabuni^  der  Kniumalireriehtsbarkeit  durch 
andere  Richter  ak  den  Graten  erkennen  laös»e.  Aut  dieoer 
Grundlage  baut  Schröder  die  Hypothese  auf,  daß  der  Schultheiß 
in  das  Goding  kam,  um  dort  über  Ungericht  au  richten. 

Damit  ist  ein  Vorbild  für  das  Schulzending  gewonnen. 
Allerdings  ein  sehr  wenig  übereinstimmendes.  Denn  für  den 
Spiegier  ist  die   besondere   ständisch  getrennte  Gerichts- 
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jremeinde  die  Hnnptsache,  die  nach  Schröder  gar  nicht 
(  istiert  hat.  Sclirüdcr  hilft  sich  durch  die  Anuahme,  daß  der 
8piegl(T  aus  besonderer  Vorliebe  für  die  Zahl  drei  die  dritte 
Gerichtsgemeinde  der  Bieigelden  einfach  fiDgteit  habe,  während 
in  Wiriüiohkeit  Bieigelden  nnd  Landsassen  onteisolnedaloB 
dasselbe  Godin^  besoebten. 

Gegen  diese  Fiktionshypotliese  haben  sich  nun  fol- 
gende Einwendungen  ergeben. 

1.  Dns  Spiegelbild  ist  falsch  aufgefeßt.  Das  Schulzen- 
gericht des  Spieglers  ist  gar  nicht  ein  Mittelgericlit,  das 
zwischen  Grafending  und  Goding  steht,  sondern  es  ist  ein 
Kriminalgerioht  außerhalb  der  Grafschaft  im  Markte  gelegen. 
Ffir  die  lindliche  Gerichtsveifaasung  ist  der  kriminellea  Tätig- 
kett  des  Schnlzen  gar  kein  Ranm  gelassen,  da  schon  der  Gograf 
die  Gerichtsbarkeit  in  Ungerichtssachen  libi.  Andrerseits  ist 
durch  die  Angabe  des  Spiegels  über  Wald  und  Gerichtsleihe 
jede  kriminelle  Tätigkeit  des  Grafschaftsschulzen  ausgeschlossen. 

2.  Der  Driberger  Fall  Imt  gar  nicht  den  Inhalt,  den 
ihm  Schröder  zuschiebt.  Überhaupt  ist  von  einer  kriminellen 
Tätigkeit  des  Schulzen  im  Goding  nichts  bekannt  Im  Gegen- 
teil. Auch  das  Kontrollbild  zeigt  den  Gografen  im  vollen  Besitz 
der  Strafgerichtsbarkeit,  und  keine  Spur  einer  ergänzendeu 
Funktion  des  Schulzen. 

3.  Die  Annahme,  daß  der  Spit  äler  die  besondere  Beziehung 
des  Schuken  zu  den  Biergelden  frei  erfunden  habe,  ist  schon 
deswegen  unhaltbar,  weil  sie  nicht  nur  bei  der  Dreiteilung  der 
I^Veten  hervortritt,  sondern  an  drei  andern  Stellen  wiederkehrt^ 
wo  von  einer  Beziehung  zur  Dreizahl  nicht  die  Bede  sein  kann. 
Kanientlich  wäre  es  unverständlich,  daß  der  Spiegier  die  Fiktion 
sr»  konsequent  durchgeführt  hatte,  noch  ein  besonderes  Gcwette 
für  diis  nicht  vorhandene  Gericht  zu  erfinden  und  die  nicht 
vorhandene  Beziehung  zu  den  Bieigelden  durch  das  Heimfalls- 
recht des  III  80  zu  vervollatandigen. 

4.  Das  Motiv,  die  Vorliebe  för  die  Dreizahl,  ist  ganz 
uozureichend.  Eine  besondere  Vorliebe  für  einzelne  Zahlen  ist 
nirgends  erwcislicL  Die  voricommenden  Zählungen  beruhen  auf 
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MnemotecliDik.  Aber  gesetzt,  er  hatte  eine  Vorliebe  für  die 
Dreizabl  gehabt,  so  bot  ihm  doch  schon  die  \\  irklichkeit  drei 
Gerichte.  Auf  die  Frage^  welche  Gerichte  haben  für  die  freie 
Bevölkerung  Bedeutung^  mußte  ja  jeder  antworten,  in  erster 
Linie  Crrafending,  Goding  und  das  städtische  Sohulsengerioht 
Das  GMchtdes  Burggrafen  konnte  weggelassen  werden,  well  seine 
Bedeutung  geringer  und  es  nicht  wie  die  drei  anderen  Gerichte 
für  einen  besonderen  Stand  bezeichnend  war.  Es  gab  also  in 
der  Wirklichkeit  drei  Gerichte  für  drei  verschiedene  Schichten 
der  Freien.  Wie  konnte  die  Vorliebe  für  die  Dreizahl  £yke 
von  Repkow  veranlasseni  zunächst  das  ihm  bekannte,  praktisch 
so  hochwichtige  Stadtgericht  aussuscheiden,  um  dann  ein  drittes, 
gar  nielit  vorhandenes  Gericht  gleichen  Namens  und  gleichen 
Gewettes  zu  erfinden?  Eine  solche  Annalune  ist  schlechthin 
unzulässig. 

Somit  ist  die  Fiktionshypothese  fallen  m  lassen. 

Die  Hypothese  der  lokalen  Differenaerong  innerhalb  der 
Landbezirke  vermeidet  diese  unmöglichen  Zumutungen,  aber 
sie  ist,  wie  frfiher  ausgeführt,  ihrerseits  weder  mit  dem  Inhalte 
des  Rechtsbuches,  noch  mit  den  sonstigen  Nachrichten  irgend 
vereinbar. 

197.  Ebenso  unmöglich  wäre  die  Annahme,  daß  der 
Spiegier  bei  seinem  Schulzengerichte  an  eine  besondere  Form 
des  Grafendings  gedacht  habe,  nämlich  an  diejenigen  Falle, 

in  denen  der  Graf  sich  durch  seinen  Schulzen  vertreten  hißt 
Diese  Auffnssung  scheint  rhuick  vorgeschwebt  zu  haben,  wenn 
er  das  Schulzending  des  iSpiegiers  als  eine  besondere  Abtei- 
lung des  (irafendinga  bezeichnet.^  Eine  scheinbare  Stütze 
könnte  darin  gefunden  werden,  daß  das  von  dem  Schulzen 
verwaltete  Grafendiug  im  Harzgau  tatsfichlich  als  Scholzending 
bezeichnet  wird.« 

Der  Versuch,  diese  Hypothese  wirklich  du  rehzuführen, 
erweist  schlagend  ihre  völlige  Unzulässigkeit    Ein  Freiending, 


1)  Pltmok  &  a.  0.  8. 14. 

2)  Vgl.  oben  8.  200ff. 
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wie  CS  uns  im  Hiirzgau  entgegentritt,  kann  uns  tolgeuden 
Gmudeu  niclit  das  Vorbild  des  Spieglerü  gewesen  sein. 

1.  Die  wesentlichste  Eigenschaft  des  als  Vorbild  ver- 
wendeten Sobulzendings  ist  die  beeondere  Btandisoh  getrennte 
GeriehtBgemeinde  der  Bieigelden.  Das  Fteiending  im  Harzgau 
ist  aber  nichts  anderes  als  das  Gralending^,  in  welchem  der 
Schulze  in  Vt^rtretuag  des  Grafen  den  V'uisitz  iiihrt.  Die 
Geriehtsgemeinde  ist  schlechterding«  keine  andere  als  die  des 
Grafendiogs.  Und  genau  dasselbe  gilt  für  die  späteren  Frei* 
dinge. 

2.  Die  Übernahme  des  Vorsitases  durch  den  Schulsen 
konnte  die  Bezeichnung  Grafending  in  Bchulzending  umwandeln, 
aber  sie  konnte  die  Gerichtszdten,  die  Handlnngs-  und  Besuchs- 
fristen nicht  umstoßen.  In  der  Tat  finden  sich  die  Fristen 
(1(  s  Grafendings  bei  dem  späteren  Freidinge  wieder.  Das 
8ciiulzending  des  Spieglers  entspricht  dagegen  in  diesen  wesent- 
lichen Meriunalen  durchaus  dem  Goding,  wie  die  Besuchsfrist 
von  6  Wochen  bei  den  Pfl^haften  zeigt  Es  ist  ein  Paraüel- 
gericht  zum  Goding  und  kann  keine  Fortentwickelung  des 
Grafendings  gewesen  sein. 

3.  Das  Schulzengericht  des  Spiegels  ist  ein  Strafgericht. 
Seine  Verleihung  entlastet  den  König  in  Ungerichtssachen. 
Der  Schulze  des  Harzgaus  hat  aber  kein  Kriminalgericht,  wie 
aus  dem  gleichzeitigen  Schiedssprüche  hervorgeht  Umgekehrt 
ist  dem  Sachsenspi^el  eine  Vertretung  des  Grafen  im  echten 
Ding  bei  Auflassungen  unbekannt 

4.  Das  Schulzeugericht  des  Spiegels  befindet  sich  vom 
Kö  nige  abwärts  in  dritter  Hand.  Der  Schulze  des  Ilarzgnu» 
hätte  das  Gericht,  wenn  er  überhaupt  Inhaber  gewesen 
ware^  nur  in  vierter  Hand  haben  können.  Denn  die  Grafen 
von  B^enstein  hatten  die  Grafschaft  nicht  vom  Könige,  son- 
dern vom  Bischöfe  empfangen. 

5.  Das  Schulzengericht  des  Spiegels  ist  ein  selbstän- 
diges Gericht.  Es  wird  den  Grafen  nicht  ledig  und  es 
beschränkt  hinsichtlich  seiner  Dinggenossen  das  Heiiniallsreeht 
des  Grafen.   Der  ZüisiU.  will  es,  dali  wir  gerade  hinsichtlich 
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des  SohnLseQ  des  Hangaus  aber  beide  Fragen  kontrolIiereDde 
Nachrichten  heben.    Das  Gericht  wird  dem  Grafen  ledig  ^ 

UD(1  (iiiü  Heiiiiiallsrecht  des  Giaieii  ist  nicht  bescliränkt.^  Der 
(xraf  entlaßt  Güt(»r  nus  dem  Verhaiide,  oline  die  Zustimiuung^ 
des  öchulzen  ciuzuliolen. Die  zweite  Erscheinung  beg^net 
uns  in  ganz  Ostfalen.  Immer  wird  bei  Freigütern  der  Yendcht 
auf  das  jus  comitiae  betont,  nie  und  niigends  ist  von  einem 
Rechte  des  Schulzen  oder  seiner  Mitwirkung  die  Bede. 

198.  Ebensowenig  wäre  es  möglieh »  bei  dem  Sohnlcen- 
gerichte  des  Spicglerü  au  die  DorfgericUte  der  Koloiiisteu  zu 
denken,  die  zwar  unter  die  allgt meine  Kategrorie  der  Vogtei- 
gerichte fallen,  aber  doch  eine  Sonderstellung  einnehmen. 

Es  ist  freilich  richtig,  daß  bei  den  unteren  Dorfrichtcrn 
der  Kolonisten  schon  in  der  Zeit  und  in  den  Gegenden  des 
Rechtsbttohs  die  Bezeichnung  Schulze  vorkommt  Aber  dieser 
Ausdruck  ist  ein  sehr  allgemeiner,  für  die  verschiedensten  Ver- 
hältnisse üblich.  Und  die  sachliche  Vergleicliun*^  eingibt  mit 
Sicherheit^  daß  der  Spiegier  diese  Schulzen  nicht  gemeint 
haben  kann. 

1.  Der  Spicglcr  zeigt  uns  das  Schulzending  als  eins  der 
drei  großen,  für  Sachsen  wichtigen  Gerichte  der  Freien.  Es 
ist  eingewoben  in  die  allgemeine  Schilderung  der  typischen  Ver- 
hältnisse des  Landes  y  und  ebenso  erscheinen  die  Besucher  des 

Schulzendings,  die  Biergelden,  als  einer  der  drei  Hauptstande 
der  Freien.  Auch  die  Kolonisten  und  ihr  Gericht  sind  nicht 
nberganjicü.  Aller  ihre  Verhaltnisse  werden  als  Sonderrecht 
behandelt^,  als  eine  am  Schlüsse  der  Darstellung  zu  erwähnende 
Abweiohung  von  den  allgemeinen  Verhältnissen.  Ihr  Geriefai 
ist  ein  Dorfgerieht  mit  beschrankter  Kompetenz.  Ihr  Sonderrecht 
steht  im  Gegensatz  zu  dem  Rechte  und  dem  Gewette  des 
^enfiichen  Bichiers.  Die  Darstellung  des  Spiegels  ist  überall 
wohl  überißt   Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  daß  Eyke  dieselbdi 

1)  Vgl  oben  8, 203  Anm.  4. 

2)  Ygl.  oben  8. 187. 

3)  Ygl.  oben  8. 211. 

4)  UI  79. 
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Dinge  einmal  als  typiscli,  als  Be?tjindtcil  der  Mll^caitiDcu 
Rechtsordnung,  und  dann  zum  z^'a'itenmal  als  Sonderrecht 
gewisser  Neuansiodluiigcn  behandelt  hatte. 

2.  Das  Schulseogericht  des  Spiegels  nimmt  in  der  Da^- 
steUuDg  einen  hervomgeiiden  Platz  ein.  Es  wird  vor  dem  Grodinge 
gienannt  Seine  Kompetenz  in  Kriminaleachen  erstreckt  ach 
anf  yJedes  mannes  Leben*'^  ist  also  umfassender  als  die  des 
Grografen.  Das  Gewette  des  Schulzen  ist  weit  höher  als  das 
des  Gografen.  *  Unter  dem  Goding  steht  in  sachlicher  und 
örtlicher  Kompetenz  das  Uorfgericht  des  Bauemieisters  mit 
einem  Gewette  von  6  Pfennigen.  Es  ist  nun  unzweifelhafty 
daß  der  Kolonistenschulze  sogleick  der  Bauermeister  des  Dorfes 
ist  Ältere  Erwähnungen  gebrauchen  direkt  den  Ausdruck. 
1154  werden  die  Scfauhsenhufe  zugeordnet  incolaium  magistro» 
quem  scultetum  appellant^  1159  eis  qui  btirmestere  vocantur.^ 
Die  Kompetenz  ist  sehr  vorschieden  bemessen,  regelinüliig  wohl 
verändert.  Hinsichtlich  der  Gewette  sind  nur  einige  Nach- 
richten vorhanden.  Die  älteste  Nachricht  gibt  dem  Kolonisten- 
schuisen  4  Denare,  dem  Oberrichter  3  Schillinge.*  Ich  halte 
es  nicht  für  möglich,  daß  der  Spiegier  das  bescheidene  Dorf- 
gericht dem  Goding  übergeordnet  und  mit  einem  Gewette  aus^ 
gestattet  hat,  das  wir  nur  hi  der  Stadt  finden  und  das  auf 
dem  Litnde  als  schwerer  Dmck  cni}>landen  worden  wäre. 

3.  Nach  dem  Spiegel  .sind  die  Biergelden  von  ihrem  Eigen 
diogpflichtig  und  auch  in  III  80  wird  egen  eines  Bicrgelden 
erwähnt.  Die  Kolonisten  haben  ihre  Grundstücke  niemals  su 
Eigen  erhalten,  sondern  au  einem  abgeleiteten  Besitzreohte  ,  das 
Erbe,  flämisches  Erbe  Ztnsgut,  Beisgut  usw.  genannt  wird,  aber 
niemals  mit  Eigen  verwechselt  wird.  Der  Spiegier  beseichnet 
das  Reclit  der  Ansiedler  ausdrücklich  als  crvetinsrecht.  Lr 
kaüD  deshalb  die  Ansiedler  nicht  zu  s<  inen  Biergelden  gerechnet 
haben ,  sondern  nur  zu  seinen  lAudsasaen.  Auch  die  Yorschxift 

1)  ni  64  §  8ff. 

2)  Cod.  d.  Sax.  IT  1,  No.  50  (1154). 

3)  Cod.  d.  Aiiii.  J ,  No.  454  (1159). 

4)  Cod.  d.  Sax.  1  2,  No.  240  (1152). 
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des  Art.  80^  III  paßt  scblecliterdiogs  uiciit  auf  das  üeclit  der 
Kolonisten.^ 

199.  Ganz  anders  gestaltet  sich  das  Eigebnis,  wenn 
wir  das  Spiegelbild  des  SchulzengeriohtB  mit  dem  Btädtiflchen 
Sohulzengeiichte  veiigleichen.  Alle  Merkmale  stiromeo  überein. 

Die  Gerichtsgemeinde  dieses  Gerichts  ist  eine  ständisch  andere 
als  die  der  ländlichen  Gnifeniff^ richte  und  Godirige.  Der  Gesrcn- 
satz  int  auch  sozial  so  ausgeprägt^  daß  er  selbst  dem  llüch- 
tigen  Beobachter  in  die  Augen  spiingen  mußte.  Das  Schulzen- 
gericht  der  Stadt  ist  ein  Stra^ericht  mit  weitgehender  Kern* 
petenz.  Es  befindet  sieh  vom  Könige  abwärts  in  dritter  Hand. 
Das  Gewette  des  Gerichts  ist  das  im  Rechtsbuche  angi  gcbene. 
Das  Gericht  ist  selbständig  in  bezug  auf  Ledigvverden  und 
Heimfallsrecht.  Auch  die  Nichterwäliuung  bei  der  Verfestuug 
ist  durch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Stadtrechts  motiviert. 
Endlich  stimmen  die  Anhaltspunkte  des  Bechtsbnchs  und  die 
der  übrigen  Quellen  hinsichtlich  des  Konigsbanus  fiberetn. 

Das  KontroUbild  paßt  in  die  Umrisse  des  Spiegelbildes 
völlig  hinein  in  einer  Weise,  daß  selbst  angedeut<'te  Moniente 
durch  die  Vergleieliung  erst  völlig  verständlich  werden,  nach 
keiner  Hichtung  hin  sich  Anstände  eigeben.  Schon  diese  Yer« 
gleichungen  lassen  es  völlig  sicher  erscheinen,  daß  mit  dem 
Schulsengericht  des  Spiels  das  Maiktgericht  gemeint  ist  und 
nichts  anderes. 

200.  Dazu  treten  uoeh  die  früher  gegebenen  Gründe, 
welche  eine  totale  Ignorierung  der  städtisclien  Gerichtsverfas- 
sung durch  £yke  von  Repkow  von  vornherein  unglaublich 
erscheinen  lassen.  Ich  will  nur  eins  her\'orheben.  £s  ist  einfach 
unmöglich,  daß  Eyke  das  Fehlen  des  Oedings  und  das  Vor- 
handensein eines  Schulsengerichts  in  den  ostfalischen  Maikt> 
orten  nicht  gekannt  hat.  Und  es  ist  ebensowenig  denkbar, 
daß  er  bei  der  Aufzählung  derjeniixen  (lerielite,  welche  für 
bestimmte  Klassen  von  ifreien  chanikteristisch  waren,  die 

1)  Nur  die  Urkunde  von  1181  Biem.  TT.  B.  I  No.  86  enthält  Hdm- 
fall  an  den  Köuig.  Idi  sehe  darin  einen  sichern  Beweis  für  den  Erweib 
dorch  die  Stadt 
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Mittel})imkte  cUt  freieu  Bevölkerung,  die  Marktorte  mit  ihren 
Gerichtea  übei:gaiigeD  haben  sollte.  Schon  dieae  allgemeinen 
ErwägungeD  siehern  selbständig  die  Beziehung  auf  das  stadtische 
SchukeDgericht  Nur  die  Frage  lassen  sie  offen^  ob  nicht  der 
%iegler  analoge  Gerichte  des  flachen  Landes  unter  dieselbe 
Beceichnnng  einbezogen ,  als  gleichartig  mit  geschildert  hat. 
Diese  Frage  wird  durch  das  Ererebiiis  der  Vergleichung  beant- 
wortet. Die  Ausjsagcn  des  Spiegels  iiber  das  Schnlzcngericht 
passen  auf  das  Stadtgericht,  aber  auch  nur  auf  das  Stadtgericht. 
Schalzengerichte  des  flachen  Landes  sind  nicht  einbezogen. 
Sie  haben  überhaupt  nicht  als  selbständige  Gerichte  bestanden^ 
wenn  wir  von  den  Dorfgerichten  der  Kolonisten  absehen. 

Weitere  und  swar  selbständige  Anhaltspunkte  ffir  die 
I)eutimg  des  Schulzengeiichts  bieten  1.  das  Seudgericht  des 
Dompropstes,  2.  die  Standesverhältnisse. 

Das  Seodgericht  des  Dompropstes  hat  nach  dem  klaren 
Inhalte  der  £ingangsstelle  dieselbe  Gerichtsgemeinde  wie  das 
Schnlsengericht  Es  hat  deshalb  an  demselben  Orte  bestanden. 
Der  vorhergehende  Abschnitt  hat  ergeben,  daß  das  Sendgericht 
des  Dompropstes  in  die  Stadt  verlegt  werden  muß.  Dieser 
Sellin (i  ist  gezogen  worden  ans  einer  ganz  selbständigen  Unter- 
Biichniig,  die  von  den  Erörterungen  iil)er  das  Selinlzengericht 
völlig  unabhängig  ist  Es  handelt  sich  um  zwei  getrennte  Be- 
weisaufnahmen, die  aber  zu  demselben  £igebnissc  fuhren.  Sie 
stutzen  sich  gegenseitig,  ohne  von  einander  abzuhängen. 

201.  Die  Ftobleme  der  Standesgliederung  stehen  mit  den 
Problemen  der  Gerichtsverfassung  in  engstem  Zusammenhange. 
Die  Ergebnisse  der  Auslegung  hängen  miteinander  znsaninien, 
y>ie  die  Lebensverhältnisse  zusammenhängen,  um  deren  Er- 
mittlung es  sich  handelt.  Aber  es  ist  wichtig,  die  Art  des 
Zusammenhangs  zu  würdigen.  Das  muß  ich  gegenüber  der 
Stellungnahme  Schröders  zu  meinen  Biergelden  betonen. 

Schiöder  hat  auch  in  der  neuesten  AufUge  seines  Lehr- 
buchs seine  Fiktionshypothese  festgehalten.  Er  bemerkt  in 
bezug  auf  meine  Untersuchung  über  die  Biergelden  S.  451 
Aqüi.  öö:  „Dali  die  Bürger  ebenso  wie  die  freien  Bauern  über- 
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wiegend  dem  Stande  der  Biergelden  oder  Pfleghaften  angehörten, 
ist  richtig.  Im  übrigen  kann  ich  den  Ausführungen  von  Heck 
nicht  zustimmen."  Auf  S.  562  Anm.  100  sagt  Schröder:  „Heck 
erklärt  das  Schultheißengericht  des  Sachsenspiegels  für  das 
Stadtgericht,  eine  Auffassung,  die  mit  seiner  Erklärung  der 
Biergelden  steht  und  fällt."  Der  letzte  Satz  Schröders  beruht 
auf  einer  unrichtigen  Beurteilung  der  Problembeziehungcn. 
Meine  Auffassung  des  Schulzengerichts  wird  durch  meine  Deu- 
tung der  Biergelden  gefordert,  aber  sie  fällt  nicht  mit  dieser 
Deutung,  sobald  man  annimmt,  wie  dies  Schröder  tut,  daß  die 
Bürger  überwiegend  dem  St;\nde  der  Biergelden  angehörten. 
Denn  von  dieser  Voraussetzung  aus  besteht  die  Annahme,  daß 
der  Spiegier  mit  den  Biergelden  des  Schulzengerichts  eben  nur 
die  stadtischen  Biergelden  gemeint  habe.  Diese  Deutung  wäre 
allenfalls  auch  bei  den  übrigen  Stellen  durchführbar.  Die 
Ungeschicklichkeit  der  Ausdrucksweisc,  die  mit  dieser  Hypo- 
these dem  Spiegier  zur  Last  gelegt  wäre,  würde  immerhin  noch 
um  vieles  glaubhafter  sein,  als  die  Hypothese  Schrödere.  Selbst 
wenn  man  die  Deutung  der  Biergelden  für  völlig  unzutreffend 
erachtet,  so  wird  man  m.  E.  doch  nur  zu  der  Auffassung 
gelangen,  die  Seeliger  vertritt.^  Er  ist  der  Ansicht,  dali  der 
Spiegier  bei  seinen  Biergelden  nicht  an  Stadtbürger  gedacht 
habe,  glaubt  aber,  daß  dem  Spiegier  bei  der  Schilderung  des 
Schulzengerichts  Züge  des  Stadtgerichts  und  des  ländlichen 
Gerichts  zusammengeflossen  seien.  Darüber,  welches  Gericht 
den  ländlichen  Bestiindteil  geliefert  hat,  spricht  sich  Seeliger 
lerdings  nicht  aus. 

''ine  eingehendere  Erörterung  der  Beziehungen  zwischen 
emgruppen  kann  übrigens  unterbleiben.   Denn  die 
erichte  unabhängigen  Nachrichten,  die  wir 
chsenspiegels  haben,  stimmen  mit  dem 
ebnisse  durchaus  überein  und  ergeben 
zwingende  Gründe  für  ihre  Richtigkeit 

Vrtljschr.  1900  S.  583. 
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Dritter  Abschnitt 

IHe  Termetntliehen  Erflndangen  hinsiehtlleh  der 
Besetzung  der  Schöifenbank. 

A.  Die  Vererbung  des  Schöffenstuhies.   §  18. 

202.  Zallinger  ist  in  seinem  Mißtrauen  gegen  die  Angaben 
(it'S  S{)ieglerB  hinpichtlich  der  Schöffenbaren  dadurch  bestärkt 
worden,  daß  er  auch  in  bezug  auf  zwei  andere  Lehren  Wider- 
sprach mit  den  sonstigen  Nachrichten  wahrzunehmen  glaubte. 
Diese  beiden  Lehren  betreffen  die  Vererbung  des  Schoffenstuhls 
nnd  den  AusBchlufi  der  Ministerialen  von  der  Schoffenbank. 
Sie  sollen  der  Reihe  nach  geprüft  weiden. 

Zallinger  beaiiöiandet  zunächst  die  Angaben  in  Ssp. 
in  26  §  2. 

§  2.  In  enem  utwendigco  richte  ne  amtwerdet  ncn  scepen- 
bare  vri  man  nemanne  to  kampe.  In  deme  gerichte  mut  he 
antwerden^  dar  sin  hantgemal  binnen  leget  Hevet  fae  soepen 
stol  dar,  he  ia  dar  ok  dingpliohticL   Die's  aeepenen  stules  dar 

aver  nicht  ne  hevet,  de  sal  des  hogesten  richteres  ding  süken  ' 
svar  he  wonehaft  is.    §  3.   Dissen  stul  ervet  die  vader  uppe 
siuen  eideisten  sone;  of  he  des  soncs  nicht  ne  hevet,  so  erft 
iie  ine  uppe  einen  nesten  und  eldesten  evenbürdigen  svertmach. 

203.  In  diesen  Worten  findet  Zallinger  «mittelbar  oder 
mnnittelbar^  folgende  Aufstellungen: 

„1.  Der  Schdffenstuhl,  d.  h.  das  Schöffenamt  vererbt  in 
den  dazu  berufenen  Familien  —  sowie  das  Handgcmal,  d.  L 
üao  unteilbare  Stammgut  —  nach  dem  Prinzip  der  Individual- 
sukzession.  2^ur  einer  aus  jedem  schöüeubaren  Geschleohte, 
der  durch  die  angeführte  Sukzessionsordnung  Bestimmte,  ist  zur 
wiikliehen  Ausübung  des  gerichtlichen  Schoffenamte  berechtig!^ 
Dur  Einer  von  allen  Geschleehtsgenossen  ist  Schöffe. 

2.  Jede  schöffenbare  Familie  hat  ihren  Schöffenstahl  bei 
einem  bestimmten  Gerichte,  prinzipiell  dem  Gerichte  des  Bezirks, 
in  welchem  iln*  Handgetnai  liegt.  Der  Alleinerbc  deö^eiben  ist 
alfio  zur  Ausübung  des  SchöffenamU  nur  in  diesem  bestimmten 
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Gerichte  befugt,  er  kauu  in  keiuem  auswärtigeu  Gerichte,  er 
kann  nicht  in  mehreren  Gerichten  Schöffe  sein." 

Diesen  Sätzea  gegenüber  fiteilt  Zallinger^  auf  Grund  der 
Urkunden  als  erwiesen  fest:  * 

1.  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Schöffenamts  durch 
mehrere  Mitglieder  einer  und  derselben  Familie» 

2.  die  Niohtexistenz  einer  prinsipiellen  Ausschließung 
Gerichtsfrernder,  d.  i.  im  Gerichtsgebiet  niciit  heimatberechtigter 
Personen  von  der  Scliöttonbank. 

Aus  diesen  l'cststellungen  folgert  Zallinger,  „daß  offenbar 
alle  Manner  aus  schöfienbarem  Geschleoht'^  und  daß  sie  ,yin  allen 
Grafschaften  sur  Ausübung  des  Schöffenamts  berechtigt  wareo, 
wo  das  Geschlecht  Grundbesitz  hatte^. 

204.  Der  Widerspruch  beruht  zunächst  darauf,  daß 
Zallinger  das  Spiegelbild  teils  positiv  unrichtig,  teils  viel  zu 
bestinuut  zeichnet.  In  Wirklichkeit  sagt  der  Spiegier  nur,  daß 
Schöffenstühle  sich  nach  den  Grundsätzen  der  Individnal- 
Sukzession  unter  Vorzug  des  Ältesten  vererben.  Die  weiteren 
Aufstellungen  rühren  weder  vom  Spiegier  her,  noch  sind  sie 
notwendige  Folgerungen  aus  den  wirklich  vorhandenen  Aus- 
sprüchen. 

205.  üurichtiti  ht  zunächst  die  Annahme,  daß  der  Spieglcr 
die  Vererbung  des  Schöffenstuhls  in  derselben  Weise  regele, 
wie  die  des  ^unteilbaren  Stammguts*.  Der  Spiegel  denkt  sich 
den  Schöffenstuhl  gar  nicht  als  Realrecht   Sonst  würde  dne 

sclbständigo  Sukzüssionsordnunj^  für  den  Schöffenstnhl ,  wie  er 
sie  gibt,  weder  notwendig,  noch  überhaupt  niugli<'h  irfwcsca 
sein.  Der  Erwerb  des  Gutes  hätte  notwendig  den  Erwerb  des 
Schöffenstuhls  mit  sich  gezogen.  Aber  der  Spiegier  redet  nicht 
von  einer  Sukzession  in  das  Gut^  sondern  nur  von  einer  selb- 
ständigen Sukzession  in  den  Stuhl.  Über  eine  Unteilbarkeit 
des  hantgemal,  eine  besondere  Sukzessionsordnung  bei  Stamm- 
gütern, sagt  weder  der  Sachsen  Spiegel  noch  eine  andere  sächsische 
Quelle  ntich  nur  das  geringste.    Hantgemal  ist  im  Sachsen- 

1)  a.  a.  0.  &  227, 28. 
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Spiegel  überhaupt  nur  Stammgut  im  geschichtlichen  Sinne ,  Ort 
der  Herkunft.  Von  einem  besonderen  Keclite  des  Stammguts 
ist  gar  nichts  bekannt.^  Weim  nun  der  Spiegler  deu  Fall  setzt, 
daß  ein  Schöffenbarer  in  seiner  Heimat  einen  Schoffensiuhl 
habe,  so  könnte  diese  Annahme  durch  eine  Vorschrift  ver- 
aokßt  sein,  daß  niemand  außerhalb  seiner  Heimat  Schöffe  sein 
dürfe.  Aber  sie  beweist  noch  lange  nicht  die  Existenz  dieser 
Vorschrift.  Auch  wenn  eine  solche  Vorschrift  nicht  bestand,  so 
war  doch  die  Innehabung  des  Stuhle  in  der  Heimat  eine  sehr 
naheliegende  Möglichkeit,  die  deu  Spiegler  veranlassen  konnte, 
die  dadurch  gesteigerte  Bedeutung  der  Heimat  im  Gegcnsats 
som  Wohnsitas  hervorzuheben.  Angesichts  dieser  beiden  Mö^ 
lichkeiten  beweist  das  Auftreten  gerichtsfremder  Schöffen  nur, 
daß  die  zweite  Ansleguiig  den  Vorzog  verdient. 

206»  Ferner  ist  es  richtig,  dal]  der  Spiegler  für  die  Ver- 
erbung eines  Schöffeustuhls  das  Prinzip  der  bingularsukzession 
aufstellt  Aber  er  sagt  nicht  einmal,  daß  es  in  allen  Gerichten 
mit  Schöffen  auch  Schöffenstuhle  gab.  Und  er  sagt  vor  allem 
nicht,  daß  der  Schöffenstuhl  nur  durch  Erbgang  erworben  werden 
konnte.  Vielmehr  scheint  mir  seine  Angabe  über  die  Ergän- 
zung fehlender  Schöffen  durch  f i  eigeiaäsene  Ministerialen  für 
das  Gegenteil  zu  sprechen.  Vor  dieser  für  den  Grafen  vcr- 
Instvollen  Maßregel  muß  eine  Erschö})fung  der  schöffenbaren 
h&iai  und  durch  Grundbesitz  (3  Hufen)  geeigneten  Personen 
durch  Neubesetzung  stattgehabt  haben.  Durch  Neuberufung 
konnten  naturlich  mehrere  Mitglieder  derselben  Familie  zum 
Schöffenstuhl  gel;uiL;eu.  Damit  wiu"  bei  Eiuschiebung  des 
Erbgangs  auch  die  weitere  Möglichkeit  gegeben,  daß  dieselbe 
Person  in  mehreren  Grafschaften  Schöffenstühle  erwarb  oder 
daft  mehrere  Stöhle  derselben  Grafschaft  an  mehrere  Söhne 
mgleich  gelangten.  Diese  Entwicklung  mußte  um  so  häufiger 
eintreten,  je  mehr  die  Zahl  der  schöffenbaren  und  su^eich 
durch  den  ei-furderlichen  Grundbesitz  befähigten  Familien  sn- 
s^iiiiiKübchiiiolz.  Wie  fern  tatsächlich  dem  Verfasser  die  Vor- 


1)  Vgl.  unten  No.il4ff. 
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«telluDg  gelogen  hat,  daß  nur  ein  Mit^ed  einer  Familie  Schöffe 

sein  kann,  zeigt  deutlich  die  Vorrede  von  der  Herren  Geburt, 
welche  wiederholt  ganze  Familien  als  Schoflen  neimt. 

Unter  des  Reiches  Schöffen  sind  Schwaben:  „De  von 
trebüle,  de  von  elderestorp  —  Heidolfea  kindere  von  winninge 
linde  de  von  Sedorp^. 

207.  Endlich  ist  ku  betonen»  daß  nach  dem  Sachsen- 
spiegel die  IiuK'habiing  des  Schöllenstuhls  für  die  Urteilsfindung 
eine  viel  gerinj^ere  Bedeutung  hat,  als  etwa  heute  die  Anstel- 
lung eines  Hichtcrs.  Das  folgt  schon  aus  der  TerniinoloLrie. 
Das  Wort  scepenen  bezeichnet  nicht  nur  die  Inhaber  des 
Schoffenatuhls^  sondern  wird  auch  ab  Standesbexeidinui:^  ffir 
alle  Schöffenbaren  verwendet  Die  einzige  Wirkung,  die  mit 
BeatimmÜieit  an  den  Schdffenstuhl  gebunden  wird,  ist  die 
Dingpflicht  ohne  RüekBicht  auf  den  Wohnort  (vgl.  die  obige 
♦Stelle).  Die  Art  der  Vererbung  deutet  allerdings  auf  einen 
wenigstens  ursprunglich  vorhandenen  Vorzug  bei  der  Urteils- 
findung. £s  ist  deshalb  auch  wahrscheinlich,  daß  unter  den 
aitEenden  Schaffen  S  welche  allein  Urteil  finden  sollen,  die 
Inhaber  des  Schöffenstuhls  gemeint  sind.  Aber  diese  Berufung 
zum  Urteil  ist  keine  ausschließliche.  Der  Vorzug  des  eigent- 
lichen Sclujll'en  ist  eine  lex  imperfecta.  Jeder  Standesgenosse 
kann  einen  Gegeuanteil  finden.  Auf  seine  Bitte  muß  ihm  ein 
Platz  eingeräumt  werden.  Weim  sein  Urteilsvorschlag  die  Folge 
eihalt  oder  bei  der  Schelte  durchdringt^  so  ist  ein  gültiges 
Urteil  zustande  gekommen.  Die  Fähigkeit  zum  Urteilfinden 
hat  aber  jeder  Sehöffenbare.  Es  kann  nicht  als  Widerlegung 
des  Sachsenspiegels  gelten,  wetm  die  lex  imperfecta  auch  sonst 
übertreten  und  gelegentlich  Mueh  ohne  Schelte  einem  Standes- 
genobsen,  der  keinen  Schöflenstuhl  hatte,  doch  der  »Sitz  auf 
der  Bank  eingeräumt  wurde  aus  Courtoisie  oder  um  die  Zahl 
Schöffen  zu  ergänzen.  Das  letzgenannto  Motiv  mußte  wieder 
durch  das  Zusammenschmelzen  der  alten  SchöffenfEunilieii  an 
piaktischer  Bedeutung  ge\vinnen. 

1)  Vgl.  S^p.  Iii  Art.  09. 
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20S»  Am  den  vorstehenden  Orfinden  kann  ich  der  Aus- 
legung Zallingers  nicht  beistiimnen.  Die  Brpchniiikiinor  der 
Schöffenfimktion  einer  Familie  auf  ein  Mitglied  und  uut  einen 
Gau  iät  im  Sachsenspiegel  weder  unmittelbar  noch  mittelbar 
enthalten. 

Bei  dieser  AnfCassung  des  Spiegelbildes  ist  der  unmittel« 
bare  Inhalt  der  Urkonden  mit  der  Darstellang  des  Reohtsbuohs 

durchaus  vereinbar.  Die  Urkunden  gestatten  nur  den  weiteren 
Satz,  dal)  in  den  meisten  Gauen  die  praktische  Bedeutung 
des  Schöffenstuhls  und  des  besonderen  Erbrechts  im  13.  Jahr- 
hundert eine  geringe  war.  Das  erklärt  sich  durch  die  Ver- 
ringenmg  der  8ehdffen£amilien.  Für  das  12.  Jahrhmidert  ist 
ihre  Zahl  und  damit  die  Bedeutung  des  Schoffenstuhls  wohl 
sb  größer  zn  denken.  Die  Überlieferung  der  erbrechtlichen 
Angabe  wird  dadureli  nicht  unglaubwürdig^,  daii  ihre  praktische 
Bedeutung  sclion  geiüjger  geworden  war. 

Elrnras  andere  liegt  die  Sachlage  hinsichtlich  der  Folgerung 
ZallingerB.  Sie  würde  den  Begriff  des  Schöü'enstuhls  völlig 
aegieren,  wahrend  ihn  der  Spiegler  tatsächlich  kannte.  Aber 
diese  Folgerung  ist  nicht  begründet  Das  tatsächliche  Auf- 
treten als  Schöffe  beweist  noch  nicht,  daß  den  betreffenden 
Personen  ein  Recht  auf  Mitwiikang  nur  durch  den  Gmnd- 
besitz  ohne  Erbgang  und  Aufnahme  gegeben  war.  Andrer- 
seits ist  es  sicher,  daß  in  den  Urkunden  Schöffenkollegien, 
Schöffeubanke  mit  bestunmter  Beschrankung  begegnen.  Nicht 
alle  Standesgenossen  nehmen  teili  auch  nicht  alle  Angehörigen 
ia  dem  Benrk  eingesessener  FamiUen.  Denn  wir  begegnen 
Angehörigen  derselben  Familie  in  derselben  Gerichtssitzung  als 
Mitglieder  der  Schöffenliaiil;  und  als  Mitglieder  de«?  Umstandes.^ 
Schon  das  Auftreten  von  bchöffenkoUegien  macht  die  Existenz 
von  Schdffenstuhlen  in  liohem  Grade  wahrscheinlich.  Bei  den 
Auflassungen,  wie  sie  bei  der  großen  Mehnsahl  der  Urkunden 

1)  Eine  prewisse  Unterstützung  findet  die  Annahme  der  Individual- 
snkzfssinn  durch  die  Xahir  der  Sache,  der  Vorzup:  des  Ältestr-n  ahoT  durch 
die  analogen  Vorschriften,  die  wir  hinsichtlich  der  Yogtci  finden. 

2)  Vgl  U.  B.  Anhalt  I  No.  547. 
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den  Inhalt  bilden ,  mochte  man  immerhin  einer  laxen  Praxis 
hnldigen.    Für  den  Fall  streitiger  Angelegenheit  mußten  be- 

stimmte  reelitliclic  Grundsätze  hinsichtlich  der  Bildung  der 
Öchöäenbank  cxif^tioren. 

Speziell  die  Vererbung  der  bciiöti'enstühie  wird  dadurch 
bestätigt,  daß  in  mehreren  Gerichten  Generationen  hindurch 
Mitglieder  demelben  Familie  gans  vorzugsweise  als  Schöffen 
auftreten.^ 

Die  wirkliche  Angabe  des  Spieglers  über  die  Existenz  nach 
Siiigularsukzession  erblicher  Schöü'eustühle  ist  vou  Zalliiiger 
nicht  widerlegt  und  daher  nicht  geeignet,  die  Glaubwürdigkeit 
des  Spiders  zn  erschöttern. 

B.  Der  Ansscbluß  der  Ministerialen.   §  19. 

209.  Der  zweite  Ausspruch  des  Sachsenspiegeis,  gegen 
den  sich  ZalUnger  richtet,  ist  Bd.  III  80,  2—81,  §  1: 

Let  die  koning  oder  en  ander  herre  sinen  dinsbnan  oder 
sinen  egenen  man  vri,  die  behalt  vrier  lantselen  recht  Togat 
aver  die  scepenen  binnen  ener  grafecap,  die  koning  mut  wo) 
des  rikes  dienstmnn  iiüt  ordelen  fri  laten,  unde  to  scepenen 
dar  makeu,  dur  dat  mau  rechtes  bekome  unde  kuiüuges  ban' 
dar  halden  möge.  He  sal  aver  des  rikes  gudes  also  vele  to  egen 
in  geven,  dat  sie  scepenen  dar  af  wesen  mögen;  ir  iewelkeme 
dri  hoven  oder  mer.  Dat  gut  mut  he  wol  nemen  ut  deme  gude 
der  grafscap,  svar  it  die  greve  ledich  hevet^  dur  dat  der  scepenen 
egen  iu  die  grafscap  iiötAji  vcii  is. 

Zalliüger  beanstiindct  diese  Sätze  täuitial  wegen  der  zu- 
gnuide  liegenden  Voraussetzung  ^daß  persönliche  Frei- 
heit absolut  Bedingung  der  Fähigkeit  cur  Übung  des 
Schöffenamts  im  Orafengie richte  sei",  sodann  wegen  der 
Wirkung,  welche  der  einlachen  Freilassung  des  Dienstmanns 
beigelegt  \vird.  Der  Voraussetzung  gegenüber  macht  Zallinger 
geltend,  daß  seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  Schotienbar- 


1)  Vr^l  Zallioger  S.  246.  Die  Beobachtung  ist  lichtig,  aber  aiclit 
die  Verwertung. 
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kcit  und  Miuisterialitüt  sich  nicht  inclir  nusschlossen  niid  daß 
Eyke  dicbe  Tateaciie  und  desliall)  (l»^r  direkte  W  iderspruch 
wmer  Mitteüuog  mit  dem  Hechtöleben  seiner  Zeit  bekannt 
gewesen  sei. 

210.  Wir  wollen  zunächst  die  Grandanschauung  ins  Auge 
hsaea.   Es  scheint  mir,  daß  auch  dieser  Angriff  durch  eine 

unrichtige  Auftassunir  des  Spiee^elbildes  getragen  wird.  Aber  bei 
der  Nachprüfung  enipHehlt  t6  sich,  einmal  ausnahmsweise  das 
Xontmllhild  dem  Spiegelbilde  vorauszuschi(  k(  n. 

Zailinger  erklärt  es  selbst  für  zweifellos,  daß  die  Unfähig- 
keit der  Ministerialen  zum  Schöflenamt  in  der  alteren  Zeit 
bestanden  hat  und  in  den  ostfolischen  Urkunden  sich  bis  gegen 
iüide  des  12.  Jahrhunderts,  also  bis  in  die  Lebenszeit  Kvkes 
verfolgen  liißt.  Die  Frage  ibt  nun  im  Jahre  1190  Geucnst.ind 
oiiies  Keichsweistums  ^  geworden  und  hat  eine  sehr  eigenartige 
Beantwortung  gefunden: 

Giselbert  berichtet:  ^Tacendum  autem  non  est,  quod 
episcopUB  quidam  apud  Hallam  Judicium  quesivit  coram  domino 
rege,  si  ministeriales  principis  alicujus  cum  nobilibua 
habeuiit  judicare.  Ad  hoc  judicatum  fuit  per  coniiteni  pahi- 
tiaum  de  Twinge:  quod  si  nobilis  homo  Judicium  pro- 
ferret  et  tinum  nobilem  haberet  in  judicio  sequacem, 
alter  sequax  esse  posset  ministerialis,  scilicet  de  prin- 
dpis  advocatia  vel  propria  familia. 

Das  Weistum  unterscheidet  somit  fiberrascbenderweise 
zwischen  der  Fähigkeit  zum  Urteil  finden  (judiciiim  pruferre) 
und  zur  Folge  (esse  sequacem).  Die  Befähigung  zur  sekun- 
dären Folge  mrd  dem  Dienstmann  zugesprochen,  die  Befähigung 
zum  Urteilsvorschlage  verneint  Ob  dieses  Weistum  auf  die 
Entwicklung*  in  Ostfalen  Einfluß  geübt  hatte,  laßt  sich  frei- 
lieh nicht  mit  Bestimmtheit  feststellen.   Für  deren  Bejahung 

1)  Hon.  Germ.  88. 21,  8. 572  [35j.  Vgl.  E.  Mayer  II  S.  194. 

2)  Nach  anclerer  Bichtong  ist  von  Interesse,  daß*  das  "Weistum  niir 
den  Hinistenalen  des  Qeriohtsherren  die  Fähigkeit  zur  TJrteilsfolge  beilegt 
Dieser  Umstand  ist  bei  dem  Problem  der  Dingpflioht  mit  in  Anschlag  zu 
brisgenu   YgL  oben  8. 102. 

17 
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spricht  immerhiii  der  Zeitpunkt,  mit  dem  die  Ministerialen 
in  Ostfeien  in  die  Sch5ffenbank  eintreten.   ESne  nocli  engere 

Beziehung  ist  vielleicht  in  den  beiden  assidcntes  g^eben,  die 
in  einer  Seehausener  Urkunde  von  1238*  her%'orgohobcn  werden 
und  den  beiden  nobiles  des  Weistums  entsprechen  können. 
Jedenfells  genügen  die  Urkunden,  welche  sicher  in  die  Zeit  der 
Ab&ssoDg  des  Bechtsbuches  fallen,  insofern  dem  Weistom,  als 
bei  Einreihung  des  Schulzen  in  die  Zahl  der  Urteilsfinder  ganx 
regelmäßig  mindestens  zwei  nobiles  den  Ministerialen  voraus- 
gehen. ^ 

211.  Wenn  wir  nuu  unter  Anschauung  dieser  Verhältnisse 
an  den  Sachsenspiegel  herantreten,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
daß  eine  Unterscheidung  von  Urteüsfindung  und  Urteilsfolge, 
wie  sie  in  jenem  Weistum  betont  wird,  auch  dem  Eechtsbuohe 
bekannt  ist.  Wichtig  ist  besonders,  daß  in  der  Vorrede  von 
der  Herren  Geburt  die  Fnhijrkeit  des  ^eiHtliehen  Fürsten  nach 
beiden  Richtungen  hervorgehoben  ist.^  Diese  Betonung  laßt 
vermuten,  daß  dem  Spiegier  im  andern  Falle  eine  Differen* 
sierung  der  Fähigkeit  zu  beiden  Handlungen  bekannt  wwv 
jeden&Us  die  Identität  der  beiden  Befähigungen  nicht  als 
selbstverständlich  galt 

Ausdrückliche  Bestimmungen  enthält  das  Ivechtsbuch  nur 
an  swei  Stellen: 

Ldr.  III  19.  Yrie  lüde  unde  des  rike&  dienstman  dio 
moten  vor  ^me  rike  wol  getüch  ein  unde  ordel  vinden,  durch 
dat  sie  deme  rike  hulde  dun,  ir  ieweder  na  sime  rechte.  Doch 

1)  Der  Bischof  von  Halberstaät  richtet  per  sententiaiii  jadicüs  aeon^ 
laiisi  ^  assistentibus  nolns  viris  aobilibns,  Theodorico  videlioet  de  Mei- 
nessem,  sctüteto  nostro,  Hennanao  de  Werebeig  et  Wemhero  de  BnaeMti. 
ü.  B.  Stift  Haiberrtadt  2  No.  681. 

2)  In  den  von  Zalltnger  imtenmcfaten  Onlechaften  finden  sich  xoin- 
destens  2  nobiles  in  Seebauseu  bis  1239  einschließlich,  in  Aschersleben 
bis  1223  einschließlich  (nächste  Urkunde  von  12(B),  in  Serimimt  bis  1209 
(nächste  Urkunde  1253).  Für  Müblingen  ist  die  JKontNlle  durch  die  Un* 
sidierbeit  des  Standes  nicht  möglich. 

3)  Die  (der  Bischof)  mat  wol  ordel  vinden  unde  ordeles  Tolgea 
unde  Torapieke  sin  to  lemechte  unde  to  landieobte. 
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ne  miit  des  rikcs  dienstman  over  den  sccpenbaren  vrien  miia 
ncK'h  oHel  vindou  iiocli  gctüch  wesen,  dar't  ime  an  den  lief  oder 
ao  sin  cro  oder  an  sin  erve  gut. 

II  12  §  2.  Scepenbare  lüde  muten  wol  ordel  vinden  over 
iewelken  man.  It  ne  mnt  aver  uppe  se  neman  ordel  vinden, 
dat  an  ir  lief ,  oder  an  ir  ere,  oder  an  ir  erve  ga^  noch  ordel 
soelden,  he  ne  si  in  evenbardicL 

^12.  Ich  glaube  aus  diesen  Sätzen  entnehmen  zu  müssen, 
daß  dem  Spiegier  eine  allerdings  sachlich  beschränkte  Urteiler- 
^uuktioD  der  Ministerialen  bekannt  war,  und  zwar  anscheinend 
«ne  doppelte. 

Völlig  bestimmt  tritt  diese  Funktion  in  den  Sachen 
hervor,  die  eich  nicht  auf  die  hervorgehobenen  RechtsgQter  der 

Seböffenbaren  beziehen,  also  in  den  „standisch  undifferenzierten 
Sachen''.    Für  das  Reichshofgericht  wird  die  rähigkeil  der 
Kcichsministerialen  mit  dürren  Worten  ausgesprochen.  Aber 
sie  ergibt  sich  nicht  weniger  sicher  für  das  Grafengericht  bei 
Köoigsbann.  Einmal  wegen  der  Kückschlüsse  aus  dem  höchsten 
Gericht,  dann  aber  auch  deshalb,  weil  im  Grafengericht  ganz 
leichte,  auch  standisch  nicht  differensierte  Sachen  erledigt  wurden. 
Vor  allen  Dingen  wurde  über  jedes  Eigen,  nicht  nur  über  das 
Eigi'U  Schöifeubarer  bei  KruiiMshann  gerichtet.    Das  Gleiche  gilt 
^ür  Auflassungen.    Auch  das  Eigen  der  kiichiichen  Anstalten 
und  der  Ministerialen  und  Stadtbuiger  mußte  im  Grafending 
bei  Kön^sbann  veriufiert  werden*  Dazu  kam  der  Bechtesug  bei 
Urteilen  des  Oedings.   Dazn  kommen  noch  zahlreiche  Sadien, 
die  nicht  notwendig  bei  K5nig8bann  erledigt  werden  mufiten, 
aber  uit^ächlich  erledigt  wurden,  wie     B.  Vogteistreitigkeiten. 
•la  der  Kreiä   der   nicht   BtändiBch   <pialiiizierten  Sachen  ist 
lui^licherweise  noch  viel  weiter  zu  fassen.  Es  ist  zweifelhaft^ 
■b  der  Spieker  in  die  Bubrik  «Urteile,  die  den  schöffenbaren 
Leuten  an  ihr  Erbe  gehen^  auch  diejenigen  Urteile  einbe- 
logen  hat,  die  bei  reditsgeschaftitchen  Verfügungen  gefallt 
wurden.   Denn  die  Auflassung  hatte  nicht  die  Form  des  Schmn- 
prozesscs.    Der  Erwerber  trat  nicht  als  Vindikaiit  der  Ver- 
aullerer,  nicht  als  Beklagter  auf,  dem  das  Erbe  aberkannt  wurde. 

17* 
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Die  Urteilsfrage  war  nar  darauf  gerichtet,  ob  die  Schenkung 
richtig  vüllzogcu  sei.  ^  Die  Masse  tler  Köuigsbannsachen  war 
somit  überhaupt  nicht  von  der  btäudinchen  Qualißkatioii  ge- 
troffen. ^^^•^n  QUO  der  Spiegier  die  ausschließliche  Befähigung 
der  Schöflenbaren  auf  einen  kleinen  Kreis  von  Bachen  ein* 
Bchrankty  nicht  aber  für  jede  Verhandlung  bei  Konigsbann  aus- 
spricht, 80  setzt  er  bei  den  nicht  qualifizierten  Sachen  Urteiler 
voraus,  die  nicht  zu  dem  Stande  der  schöflPenbaren  Freien  gehören. 
Wer  sind  nun  diese  hypuiintischen  Urteiler  mit  saclilicii  be- 
schränkter 1^'uiiktiun?  Andere  Freie  können  es  uiciit  sein,  da 
andere  Freie  im  Grafengerichte  nicht  erscheinen.  Folglich 
kommen  nur  Unfreie  in  Betracht  und  zwar  von  den  Unfreien 
mit  Kücksicht  auf  den  Befand  der  Urkunden,  nach  dem  Weistum 
und  nach  Analogie  des  Reichshofgerichts  allein  die  Ministe- 
rialen des  Gerichtsherru.  Die  L  rteilerfimktion  im  Grafeiigerichte 
bedingt  aber  schon  eine  Einreihung  in  die  iSelir>tV('ii]>ank. 

^\'alirscheinlich  ist  aber  ferner,  daß  der  iSpiegler  den 
^finisterialen  auch  in  den  ständisch  dilferenzierten  Sachen  der 
Schö£fenbaren  nicht  jede  Mitwirkung  versagt  In  der  zweiten 
Stelle  ist^Urteü  finden"  im  engeren  technischen  Sinne  zu  nehmen, 
weil  sonst  die  Beifügung  der  Schelte  (Findung  eines  Gc  genurteils) 
imnötig  wiive.  Daraus  folgt,  daß  der  Spiegier  das  geringere 
Keelit  der  bloßen  Folge  auch  audern  als  Standesgeuossen 
einräumt. 

Die  positiven  Angaben  des  Spieglers  werden  somit  nicht 
dadurch  als  unwahr  erwiesen,  daß  Ministerialen  bei  Auflassungen 
bei  Konigsbann  mitwirken  oder  überhaupt  in  den  Verhandlungen 
des  Grafendings  als  Folger  auftreten. 

213.  In  der  Tat  scheinen  mir  noch  andere  Umstände 
dalnr  zu  sprechen,  daß  do?n  Spiegler  die  beschränkte  iSchötieii- 
barkeit  der  Älioisterialen  wohl  bekannt  war. 

Dafür  spricht  einmal  die  Art  und  Weise,  wie  der  obere 
Stand  der  Freien  bezeichnet  wird.  So  lange  die  Ministerialen 
von  jeder  Mitwirkung  bei  dem  Urteile  unter  Konigsbann  aus- 


1)  Vgl.  U.B.  Anhalt  II  Ko.  220. 
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geschlossen  war,  muBte  das  einlache  Wort  ^schöffenbar^  v511ig 

ausreichen,  um  den  Stand  der  höheren  Freien  zu  Ijczeiehnen. 
Allenlings  <rebniii(  ltL  nun  der  Spiegler  das  Wort  noch  in  diesem 
Sinne.^  Aber  weit  häutiger  findet  sieh  die  Doppelbezeichnuag 
^schöffcnbare  Freie^ '  oder  ^ freie  Schöfienbare*^.^  Eine  solche 
VerbindtiDg  zweier  Bezeichnungen  deutet  meist  darauf  bin^ 
daß  der  bezeichnete  Personenkreis  dem  Kreuzungsgebiete  zweier 
Standesgruppen  angehört.  In  unsenn  Falle  spricht  die  regcl- 
m«äßige  Doppclhezeichnuug  dafür,  daß  dem  Spiegler  nicht  nur 
Freie  bekannt  waren,  die  der  Schötlenbarkeit  darbten,  sondern 
aucii  Unfreie,  welche  die  Schöffenbarkeit  hatten,  allenfalls 
auch  als  Schöffenbare  bezeichnet  wurden  oder  doch  werden 
konnten. 

214,  Die  vertretene  Auslegung  des  Spiegels  wird  femer 
bestätigt  durch  die  Vorrede  von  der  Herren  Geburt.  Ich 
stimme  Zallinger  darin  zu,  daii  die  Vorrede  dem  Ifeclitsbuche 
zeitlich  sehr  nahe  steht,  daß  sie  höchstwahi*8cheinlich  von  Eyke 
selbst  herrührt  und  daß  in  ihr  unter  der  Bezeichnung  „des 
Beiches  Schöffen^  (nicht:  ^^schöffenbarfrei**)  Personen  angeführt 
werden,  deren  Ministerialitat  teils  wahrscheinlich,  teils  (Albrecht 
Vogt  von  Spandau)  notorisch  ist,  auch  dem  Verfasser  der  Vor- 
rede höchstwahrsehcinlicii  bekannt  war.  Und  zwar  erfolgt  diese 
Aufzahlung  vollkommen  anstandslo.s  ohne  Erklärung  oder  Recht- 
fertigimg irgend  welcher  Art.  Zallinger  folgert  aus  diesen 
Tatsachen,  daß  Eyke  von  Kepkow  die  Schöfi'enbarkeit  der 
Ministerialen  gegen  besseres  Wissen  verneint  habe.  Allerdings 
würde  es  nun  von  einer  schwer  glaublichen  Verwegenheit  zeugen, 
wenn  Eyke  in  diesem  Punkte  nicht  nur  in  dem  theoretischen 
Teile  gelogen,  sondern  sich  auch  nieht  jrcscheut  hätte,  selbst 
in  der  Vorrede  konkrete  Tatsachen  mitzuteilen,  die  ihn  in  den 
Augen  eines  jeden  Lokalkuudigen  der  Lüge  überführen  mußten. 


1)  Vgl.  1  2  §  1,  3  §  2,  II  12  §  2,  III  29  §  1,  45  §  1  (5  SteUen). 

2)  Vgl.  T  6  §  2,  51  §  1,  II  12  §4,  44  §  3,  Iii  19,  26  §  2,  45  §  1, 
54  §  1,  55  §  2  (!•  Stellen). 

3)  Vgl  I  67  8  1,  11  3  §  2,  73  §  1  (3  Stellen). 
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Indeasen  die  Schlußfolgerung  Zalliugere  scheint  mir  nicht  not* 

wendig  zu  sein.  Bevor  wir  die  Vorrede  als  UberführunjErsmittel 
verwerten,  müssen  wir  sie  als  AuHlegungsnuiterial  benutzen. 
Und  nach  dieser  lüchtung  ergibt  gerade  die  völlig  austandslose 
Einrechnung  des  Albrecht  von  Snetlingen  unter  die  Schöffen  des 
Betches  das  Fehlen  jeder  Erklärung,  einen  durchschlagenden 
Grund  für  die  Annahme,  daß  der  Spiegier  auch  in  seinem  Werke 
von  der  wenn  auch  sachlich  besehrSnkten  Seh5ffenbaikeit  der 
Ministerialen  als  einer  allgemein  bckauuten,  selbstverstiindlichrn 
Tatsache  aubgeg^ngen,  daß  ihm  bei  der  Abfassung  der  Vorrede- 
gar  nicht  der  Gedanke  gekoimueu  ist,  daß  jemand  in  seinem 
Buche  den  Satz  finden  könnte:  der  Ministeriale  ist  überhaupt 
unfähig,  Schöffe  zu  sein. 

Die  unmittelbare  Aussage  des  Spiegle»  entspricht  somit 
vdllig  dem  Kontrollhild.  Die  Elxisteni:  der  von  ihm  behaupteten 
sachlichen  Bcschninknnpr  läßt  sich  niclit  durch  die  Urkuuden 
widerlegen,  die  fast  nur  Auflassungen  betreffen. 

215.  Anders  steht  es  mit  einigen  Wendungen  und  Sätzen, 
welche  sich  nicht  ex  professo  mit  der  Fähigkeit  sum  Urteil 
beschäftigen  9  aber  gewissermaßen  Folgenmgen  aus  einer  dies- 
bezüglichen Rechtsanschauung  enthalten. 

Zallinoer  beruft  sich  auf  die  Angabe,  daß  die  Erganzuner 
HUtibterbender  Sclu'.tVen  durch  qualifizierte  Freilassung  vunKeielis- 
miuistcrialcn  zu  erfolgen  hat.  Ich  gebe  ohne  weiteres  zu,  daß 
die  Entstehung  dieses  Satzes  zu  einer  Zeit  erfolgt  ist,  in  der 
die  Ministerialen  von  der  Schöffenbank  ausgeschlossen  waren. 
Die  bloße  sachliche  Beschrankung  konnte  die  Fortexistenz  des 
Satzes  unterstutzen,  ihn  nach  wie  vor  als  praktisch  erschei- 
nen lassen,  aber  iim  bcliwerlieli  erzeugen. 

Dasselbe  Urteil  tri  11t  nun  aneh  nach  andern  Richtungen 
zu.  Der  Ausdruck  schüffenbar  als  Bezeichnung  für  die  oberen 
Freien  konnte  sich  nur  zu  einer  Zeit  bilden,  als  die  Ministe« 
rialen  von  der  Urteilsßndung  ausgeschlossen  waren.  £r  paßte 
nicht  mehr  für  die  Zeit,  in  welcher  das  Bechtsbuch  geschrieben 
wurde  und  der  Spiegel  hat  diese  Inkongruenz  nur  teilweise 
durch  den  Zusatz  gehoben.     Auch  die  Sätze  über  Zeugcm- 
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fonktbii,  Uber  den  8tend  der  Boten  bei  der  Urtellsscheltc, 
über  den  Btaud  des  Kiclitcrs,  des  I  ruucboten  weisen  alle  in 
eine  Zeit  zurück,  in  der  die  Ministerialen  von  der  Schöffenbank 
«usgescbiossen  waren.  Aber  ist  die  Mitteilung  solcher  Sätze 
dmeh  den  Spi^el  wirklich  irgendwie  auffallend?  Der  Aus- 
«ohliifi  der  Unfreien  von  der  SchöfTenbank  hat  ja  in  Ostfalen 
bis  znm  Ende  des  12.  Jahrhunderts  wirklich  g(  gölten  und  zwar 
von  nlters  her.  Die  oberen  Freien  wurden  tatsächlich  „schoffcn- 
bar*'  genannt  1  AVeshnlb  sollte  der  Spiegier  den  vorhandeueu 
Sprachgebrauch  verschmähen,  auch  wenn  er  dem  Wortsinne 
nach  nicht  mehr  korrekt  war?  Der  Ausschluß  der  Ministerialen 
ist  eine  Grundlage  derjenigen  Bechtsbildung  gewesen,  die  sich 
bis  Eum  Zeitpunkt  ihres  Eintritts  volko^n  hatte.  Es  ist  nun 
selbstredend  aiisj^eschlossen .  daß  das  Kuidringen  der  Ministe- 
rialen iji  die  Schötrenl>aDk  eine  gesetzliche  Revision  des  ge- 
samten Keclitä  zur  Folge  gehabt  hat.  Mae  gewohnheits- 
lechtliche  Abschleifung  hat  sich  allerdings  vollzogen.  Aber 
utuigemafi  wiikte  dieser  Faktor  nur  sehr  allmählich.  Auch 
ohne  Kenntnis  des  Sachsenspiegels  müfite  man  annehmen,  daß 
in  Ostfalen  im  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  noch  zahlreiche 
Gnmdsatze  galten,  die  Hiichlich  dem  xV lus.schlusse  und  nicht 
der  ächöil'eubarkeit  der  Ministerialen  entsprachen.  Das  Fehlen 
alkr  solcher  Sätze  wurde  darauf  schließen  lassen ,  daß  der 
8piegler  das  überlieferte  fiecht  selbständig  und  eigenmächtig 
revidiert  hat.  Aber  es  kann  ihm  nicht  zum  Vorwurfe  gereichen, 
daß  er  die  Re\48ion  tatsächlich  nicht  vorgenommen  hat  Denn 
er  bezeichnet  als  seine  Aufgabe  nur,  das  überlieferte  liecht 
mitzuteileu.  (lerade  die  Mitteilung  von  SäUea^  die  mit  einer 
von  ihm  selbst  aufgegebenen  Grundanschauong  zusammenhängen, 
beweist,  daß  er  diese  Aufgabe  mit  Treue  und  Gewissenhaftig- 
keit und  nicht  mit  subjektiver  Willkur  gelost  hat 

ZalUnger  erklärt  die  Mitteilung  des  Spiegels  über  die 
Ergänzung  der  Schöffen  noch  au^  zwei  andern  Gründen  ^für 
mehr  oder  minder  aus  der  Luft  gegriÜ'en'^. 


1)  Vgl  die  BelegsteUen  anten  No.  266ff. 
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216»  Gegen  die  Zurückfubrung  des  Satzes  auf  die  SSeit» 
ia  welcher  den  Ministerialen  die  Schoffenbarkeit  fehlte,  macht 

er  geltend,  dall  ein  licdürfnis  nnch  Einsatz  gestorbener  Scliöffen- 
bnrer  für  dieüeZeit  mehr  als  unwnlirpcheinlich  erscheine;  die  Zahl 
der  Öchöfieubaren  in  den  ins  Aii;^^  ;jof'aßten  Gcbii  ton  sei  eine 
sehr  große  gewesen.  M.  E.  ist  der  Grnnd  nicht  durchschlagend. 
Der  Spiegier  gibt  in  seinem  Werke  nicht  nur  eigene  Anscbaoung» 
sondern  auch  gesammelte  Informationen.  Deshalb  ist  die  sach- 
liche Mo^ichkeit  eines  Aussterbens  der  Schöffen  nicht  nur  nach 
den  Verhältnissen  der  niiclistlit  ucndcn  ( »nil'scliaften  zu  beurteilen. 
Für  die  Behauptung,  daü  bis  zur  Zeit  des  Sj)ie<5lers  nii^fends 
ein  Mangel  nn  Schöffen  eingetreten  sein  kann,  reicht  das  Mate- 
rial der  Überlieferung  nicht  entfernt  aus.  Auf  das  Gegenteil 
scheint  mir  z.  B.  die  Seltenheit  der  liberi  im  Bardengau  za 
deuten. 

217.  Zweitens  aber  liegt  in  jener  Stelle  auch  der  Satz» 
daß  nur  eine  (jiuiliti/jerte  l'rciliifisung  (mit  ordelen)  den  Mini- 
sterialen zum  öcliüüenbaren  Freien  macht.  Das  Gegenstück 
bietet  der  von  Zailinger  gleichfalls  hervorgehobene  Ausspruch, 
daß  die  i^Veilassui^  dem  Ministerialen  im  allgemeinen  bloß 
Landsassenrecht  verleiht 

Gegen  die  Glaubwürdigkeit  dieser  Angabe  hat  Zailinger 
keine  |)()>itiv(  n  Qiiellenzeugnisse  beigebracht.  In  der  Tat  fehlt 
es  durclinus  an  w id er« prr'ch enden  ^Xachricliten.  Vielmehr  ist 
inzwischen  eine  Urkunde  publizieit  worden,  weiche  die  .eingaben 
des  Spieglers  zu  bestätigen  geeignet  ist.^ 

Zailinger  begnügt  sich  hinsichtlich  dieser  Angabe  dee 
Spieglers  auszuführen ,  daß  sie  „augenfällig  den  Stempel  sub- 
jektiver Theorie  traj^**.  Die  Grundlsge  dieser  Wfirdi'riing  ist 
aber  nur  ZalUngcrö  Gesamtauffaijöung  der  sächsischen  Standes- 
gliederung zur  Zeit  des  Spiegels.  Zallingrr  kennt  nur  freie 
Herren  und  Bauern.  Die  Kigeuschaft  ais  freier  Herr  ist  lediglich 
bedingt  durch  das  Zusammentreffen  von  Freiheit  und  Bitter- 
bürdigkeit    Da  der  freigelassene  Ministeriale  nach  Zailinger 


1)  Vgl.  uuten  No.  2ü9,  70. 
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beide  Eigenschaften  vereinte,  so  mußte  er  freier  Ht  rr  werden. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  crsclieint  es  allcrdin*^  als  wider- 
sinnig, daß  der  Spiegier  ihm  das  Keclit  der  freien  Landsassen, 
ff.  h.  hintersässijrrn  Bauern  zuweist  Aber  dieses  Resultat  ist 
lediglich  die  Folge  eioer  irrigen  Auf&SBung  der  Standes- 
vctiiSltnisse.  Werden  diese  Verhaltnisse  richtig  gewürdigt,  so 
f^  sich  die  Angabe  des  Spieglers  als  augenscheinlich  isutaref- 
fend,  ja  iimerlicli  nutwendig  in  das  ganze  Jjild  der  sächsischen 
Stände  ein.  Wir  wärden  diese  Sätze  selbständig  erschließen 
kÖDDeu;  auch  wenn  sie  im  Spiegel  nicht  positiv  überliefert 
wirsD. 

Wegen  dieses  Zusammenhangs  sind  die  Angaben  des 
Spieglers  über  die  Wirkung  der  Freilassung  gar  nicht  von  dem 

Standeprobleni  unaMiängijrc  Pnifnngj^objokte  für  die  Glaub- 
würdigkeit des  Kechtsbuchs,  sondern  unmittelbare  Erkenntnis- 
qnellen  für  das  Wesen  der  sächsischen  Standesgliederang.  Si(; 
etgeben  nicht  den  Subjektivismus  £ykes,  sondern  nur  die 
übrichti^eit  der  von  Zallinger  vertretenen  StSndetheorie. 
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Erster  Abschnitt 
Übersiekt  über  die  Stände  des  Saehsenspiegels.  §  20. 

218.  Die  (ilioderung  eines  Volkes  in  Stande  im  Rechts- 
ßinnc  beruht  auf  der  verscliiedenen  Rechtsstellung  der  Volks- 
genossen. Das  Verständnis  der  Gliederung  bietet  hei  ent- 
wickelten Verhältnissen  eine  besondere  Schwiefigkeit.  Regel- 
mäßig findet  sich  ein  Nebeneinander  mehrerer  Einteilungen« 
In  Hinblick  auf  verschiedene  Bechtesätee  kann  die  Bevölkeruiig 
mehrfach  gruppiert  werden.  Solche  Einteilungen  können  ein- 
ander untergeordnet  sein,  so  daß  wir  llauptgruppen  und  Uutcr- 
khiBäen  zu  sclieiden  haben.  Andere  Einteilungen  können  ein- 
ander kreuzen.  Trotzdem  kann  das  Bild  der  Ötandesgliederung 
immer  noch  einfach  erscheinen^  wenn  eine  Einteilung  an 
Bedeutung  alle  andern  fiberragt,  in  der  Anschauung  der  Zeit- 
^nossen  als  die  Gliederung  in  Volksstande^  als  die  Haupt- 
gliederung auftritt.  Eine  derart  durchgreifende  Bedeutung 
besaß  z.  B.  nach  allen  Zeugnissen  die  alt^äehsische  Dreiteilung 
in  Edelinge,  Frilinge  und  Liten.  Weniger  übersichtlich  wird 
das  Bild|  wenn  zwei  kreuzende  Schichtungen  gleichbedeutend 
auftreten  oder  ihre  reUtive  Bedeutung  im  Wandel  begriffen  ist 
Ein  solcher  Wandel  hat  sich  im  Laufe  des  Mittelalters  in  ganz 
Deutschland  vollzogen.  Die  alten  Unterscheidungen^  die  aus 
der  Zeit  der  Volksrechte  stanimlcn  und  bei  denen  die  Freiheits- 
unterschiede im  Vordergründe  standen,  sind  zuerst  durchkreuzt 
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und  daiiii  vordrängt  wüiticn  durch  die  jüngere  Gliedcruug^  in 
Benifsstiinde,  in  Hcrrou,  Ritter,  Bürger  und  Bauern.  D:iÜ 
die^e  P^ntwickluug  auch  in  Sachseo  etattgefundeu  hat,  ist  uu- 
bestritteD.  Um  so  streitiger  ist  es,  welche  Stufe  des  Entwick* 
luDgsgaoges  uns  im  Spi^el  gesoluldert  wird. 

219«  Ab  wichtigste  rechttiche  Gliederung  tritt  im  Spiegel 
noch  immer  der  alte  Unterschied  der  Freien  und  der  Unfreien 
hervor.  Den  Gegensatz  zu  der  allgemeioen  (ilcichlieit  der 
Menschen  vor  Gott  bildet  nicht  die  Differenzienmir  in  Ritter 
und  Bauern,  sondern  die  Existenz  der  Unfreiheit  und  zwar 
in  Gestalt  der  Dienstmannschaft Die  allgemeine  Zuständigkeit 
der  Schöffen  wird  damit  ausgedruckt,  daß  sie  Urteil  finden 
^uber  jeden  Mann,  er  sei  Deutscher  oder  Wende,  frei  oder 
unfrei".-  Im  Sinne  dieser  Zweiteilung  wertleii  die  Dienstmannen 
zu  den  Uiiiri  itii  gerechnet.  Gerade  ihre  Stellung  veranlaßt 
den  Spiegier,  die  Entötc?hung  der  Unfreiheit  zu  untersuchen. 
An  zwei  Stellen  ^  scheint  vielleicht  selbst  der  Ausdruck  Late  die 
IHenstmannen  mit  zu  umfassen.  Andrerseits  wird  sllerdings  der 
Dlenstmann  von  dem  Eigenmann  i  e.  S.  unterschieden.^ 

220.  Innerhalb  der  Freien  kennt  der  Spiegier  zunächst 
eine  Hauptgliederung.  Er  spricht  von  Arten  der  Ereiheit  über- 
haupt, somit  von  Volksstäuden  in  dem  oben  erwähnten  Sinne. 
An  zwei  Stellen,  in  der  Eingangsstelle  und  in  der  Wergeldtafel 
werden  hinsichtlich  der  Freien  erschöpfende  Aufzählungen 
gegeben. 

An  der  ersten  Stelle  werden  drei  Arten  der  Freiheit 

genannt,  die  Stände  der  SchotTenbaren ,  der  Pfleghafteu  und 
der  Landsassen.  An  der  zweiten  Stelle  treten  fünf  Bezeich- 
nungen auf,  die  Eürsten,  die  freien  Herren,  die  schöüenbaren 
Leute  und  dann  wiederum  die  PHeghaften  und  die  Landsassen. 
Der  scheinbare  Widerspruch  lost  sich  dadurch,  daß  ,,schdffen- 
bar*  im  weiteren  Sinne  die  Fürsten  und  die  freien  Herren  mit 

1)  Vgl.  Ssp.  III  42. 

2)  Vgl.  III  69  ^  2. 

3)  In  I  6  §  2  und  in  der  Weigeldtafel  111 45. 

4)  I  51  §  2. 
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umfaßt^    Es  wird  in  der  Eiiigangsstelle  in  diesem  weiteren 

Sinne  gebraucht,  wtil  hinsichtlich  der  Dingpflicht  keine  weit<»ren 
Unterschiede  innerhalb  der  Scholien  baren  bestanden.  Dagegen 
werden  in  der  Wergeidtafel  diese  Unterabt^ungen  genanat^ 
weil  sie  wenigstens  für  die  Wahl  der  Münze  von  Bedeutung 
waren.  Wir  haben  somit  im  ganzen  fünf  Klassen,  von  denen 
die  drei  oberen  eine  ^metnsame  Bezeichnung  haben.  Diese 
schöifcnbaren  T  t  utt  im  weiteren  SiiiiK  zerfallen  ^Yieder  in 
Fürsten,  freie  lierrcn  und  „niedere''  Schöil'enbarc.  Der  weitere 
Sinn  von  scböttenbar  ist  zwar  von  Zallinger  bestritten  worden, 
aber  ganz  unzweifelhaft,  wie  unten  näher  erwiesen  werden  solL 

För  plerfhafi  findet  sich  an  der  zweiten  Stelle  und  sonst 

auch  das  Wovi  biergelde.  Die  völlige  Gleiehbedeutung  der 
beiden  Ausdrücke  ist  früher  bezweifelt  wurden,  aber  heute 
unbestritten.  Die  Erklärung  der  Doppelbezeichnung  kann  auf 
eine  spatere  Gelegenheit'  verschoben  werden. 

Wenn  wir  die  landrecbtlichen  Unterschiede,  die  zwischen 
den  fünf  Volksstiind(  ti  des  Spiegels  bestehen,  nach  ilirer 
Tragweite  zu  bewerten  suchen,  dann  ergibt  sich  ein  ebenso 
sicheres  als  bedeutsames  Resultot.  Die  fiinf  Klassen  grup- 
pieren sich  nicht  in  die  drei  Arten  der  Freiheit,  die  der  Spiegier 
hervorhebt,  sondern  in  zwei  Hauptgruppen ,  in  die  Gruppe  der 
schöffenbaren  und  die  der  nichtschoffenbaren  Leute.  Die  erste 
Hauptgruppe  wird  von  den  drei  oberen  Klassen  gebildet  In 
der  zweiten  Hauptgruppc  stehen  zusammen  die  Biei^elden  oder 
Pfleghaften  und  die  Landsassen.  Wir  haben  daher  wie  für 
die  karolingischen  Yolksrechte'  auch  für  den  Sachsenspiegel 
obere  und  untere  Freie  zu  unterscheiden.  Abweichend  ist  aber, 
daß  die  obere  Gruppe  in  drei,  die  untere  Gruppe  in  zwei  Unter- 
klassen zerlegt  \y\rä.  Die  Khift  zwischen  der  oberen  Gruppe 
und  der  unteren  ist  in  laudrechtlicher  Hinsicht  sehr  bedeutend; 
sie  tritt  in  allen  Richtimgen  hervor,  in  denen  schon  in  karo- 


1)  Vgl.  unten  No.  252ff. 

2)  Tgl.  unten  No.  363ff. 
S)  Ygl.  Gemelnfreie  a  3ff. 
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Kngiseher  Zeit  ein  Unterschied  zwischen  Vollfreien  und  Liber- 
tiueii  rkl)ar  war.  Dagegen  sind  die  l  nteiftuhicdo  iimerhalb 
der  Haupigrup[^^>en  für  das  Landrcclit  nirgCüds  erheblich. 

Die  Scheidung  der  beiden  Hauptgnippen  amfaüt  folgende 
Beaehnngen: 

L  22L  Die  obere  Hauptgruppe  hat  gemeioBame  Standes- 
beEeicKnungen.  Weitaus  am  häufigsten  ist  die  Bezeichnung 
-sch'"tl}r  nl>:u'",  allf'in  oder  in  Verbiiiduriü:  mit  frei,  diuiebeM  iiiidet 
öich  auch  das  tiii fache  „frei"  und  ciniual,  wie  später  erwieseu 
werdr  n  soU',  die  Bezeichnung  ^^edele  mau'^  Eine  gemeinsame 
Beeeichnung  der  unteren  Hauptgruppe  ist  im  Sachsenspiegel 
nicht  iiberliefert  Es  wird  sich  zeigen  ^  daß  wir  sie  in  dem 
alten  Worte  fHUng  zu  suchen  haben.' 

II.  2*22.  Die  beiden  llain)tgrupjjen  bind  geschieden  in 
Wergeld  und  in  Bulie.  Fürsten,  freie  Herren  und  niedei'e 
SchotFenbare  sind  gleich  an  M  ergeid  und  an  Buße.  Sie  haben 
alle  das  Wergeid  von  18  Pfund  und  die  Buße  von  30  Schil- 
ÜDgen.  Nur  durch  die  Modalitat  der  Goldzahlung,  nicht  durch 
die  Höhe  der  Leistung  sind  die  beiden  oberen  Unterklassen 
äu5erezeichnet.  Andrerseits  haben  die  Pfleghaften  umi  die 
Landsassen  dasselbe  Weigeld  von  10  Pf  und  und  dieselbe  Buße 
?on  15  Schillingen. 

III.  223.  Die  beiden  Hauptgruppen  sind  geschieden  durch 
den  Mangel  an  Ebenburt  in  bezug  auf  Erbrecht  und  deshalb 
auch  Vormundschaft  Die  Grenzen  der  erbrechtlichen  Eben- 
burt  waren  früher  bestritten.  Seit  den  Ausführungen  Hcuslers* 
und  Schröders^  darf  es  als  allgemeine  Ansicht  gelten,  daü  die 
drei  oberen  Klassen  untereinander  ebenbürtig  sind  und  ebenso 
die  beiden  unteren  Klassen.  Nur  ein  Schoffenbarer  kann  von 
einem  landsassen  oder  Pflegbaften  nicht  beerbt  werden.  Die 
Ei]gebnisse  Heuslers  sind  m.  E.  völlig  sicher  und  glaube  ich 

1)  Vgl.  anten  No.  264. 

2)  Vgl.  unten  No.  427,  434,  563. 

3)  Vgl.  HeiiBler,  Institationea  I  8. 167  ff. 

4)  BohrOder,  Zeitschrift  für  Recbtsgescbichte  III  8.  461  ff.  and 
VU  8. 147  ff. 
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unten  ^  auch  die  sachliche  Erklärung  für  die  vorliegende  Gestalt 
der  erbrechtlichen  Ebenbnrt  erbringen  eu  können. 

IV.  224,  Der  Uütersclüod  der  beiden  Hauptgruppen  tritt 
iii  der  Wirk u na;  der  Freiiaösung  hervor.  Die  einfaclie  Frei- 
lassung der  Lateu  (Eigenen)  wie  eines  jeden,  auch  des  ritter- 
lichen Dieustmanns,  verleiht  nur  die  Keohtesteliung  der  niederen 
Freien  y  sie  gibt  auch  dem  früheren  Dienstmanne  nur  das  Recht 
des  Landsassen.*  Das  Recht  des  Schdffenbaren  wird  nur  durch 
eine  qualifisierte  Freikssung  erworben,  die  vom  Könige  mit 
ordelen  vollzogen  \vird.*  Diese  Wirkung  der  einfachen  Frei- 
lassung des  Ministerialen  \vird  zu  Unrecht  durch  die  Annahme 
erklärt^i  daß  der  freigelassene  Ministeriale  in  Ermangelung 
einer  besonderen  Begabung  kndlos  und  deshalb  Landsasse  war. 
Denn  die  Ministerialen  Ostfalens  sind  schon  seit  ihrer  ersten 
Erwähnung  des  landrechtlichen  Eigentums  fähig.  ^  £^  sehr 
großer  TeU  des  Grund  und  Bodens  stand  im  Eigentum  von 
Ministerialen  und  es  liet^t  gar  kein  Anhaltspunkt  \i\r  die  An- 
nahme vor,  daß  sie  ihr  Eigen  durch  eine  l^Veilassung  einbüßten. 
Die  Verschiedenheit  in  der  Wirkung  der  beiden  Froilassnnga- 
formen  ist  deshalb  ein  wichtiger  Anhsltspunkt  fOr  das  Weaeif 
der  beiden  Hauptgruppen  und  ihre  geschichtlichen  Zusanmien- 
haoge. 

V.  225.  Die  llaupt^liederuug  tritt  femer  prozessual 
hervor: 

Grundlegend  ist  die  besondere  Beziehung  der  Schöllen- 
baren  zu  dem  Gerichte  bei  Königshann.  Sie  ist  unmittelbar 
bezeugt  in  dreifacher  Hinsicht 

Erstens  hinsichtlich  der  Dtngpflicht.   Das  Grafengerichi 

bei  Konigsbann  wird  nur  von  den  Schöffenbaren  besucht  und 
eine  weitere  Dingpiiicht  liegt  ihnen  nicht  ob.* 

1)  Vgl.  unten  No.  429  und  No.  574,  75. 

2)  Vgl.  Ssp.  III  80  §  2. 

3)  Vgl.  8<?p.  III  81  §  1. 

4)  80  Schrüdt^r,  Zschr.  9,  S.  63. 

5)  Vgl  unten  No.  457. 

6)  Vgl  oben  S.  bbit 
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Zweitens  hinsichtlich  der  Befähigung  zur  Urteilsfindnng 

und  Zeugmsableguug,  Ii.  in  Königsbannsachea  der  Scliöfien- 
baren.  ^ 

Drittens  hinsichtlich  der  Zofitandigkeit:  Ungerichtäklagen 
g^eo  Schöfienbare  dürfen  nur  bei  Xönigsbann  verhandelt 
werden.' 

Mit  dieser  Kompetenz  des  Gerichts  bei  Eönigsbann  stehen 
andere  Sätze  im  Zu^^ammenhan^e.  Sicher  gilt  dies  für  die 
besouders  hinge  Gerichtsfrist  der  schöffenbaren.^  Wahrscheiu- 
hch  gilt  dies  von  der  VorschnftS  daß  die  eigentliche  Gewere 
mit  sechs  Schöffenbaren  za  bezeugen  ist 

Der  Standesunteraohied  zwischen  den  oberen  und  den 
unteren  Freien  gilt  hinsichtlii^  der  Urteilsfindoi^  nur  für  das 
Gericht  bei  Konigsbann.* 

Unabhiiugig  von  dem  Gericht  bei  Königsbann  ist  die 
Bedeutung  des  Standesuntei'schieds  für  den  gerichtlichen  Zwei- 
kampf.* Da  die  Greburt  betont  wird,  da  femer  die  spater' 
m  besprechende  Legitimation  des  HeransfordererB  nur  für  den 
Schöffenbaren  l<  fordert  wird,  so  ist  es  sicher,  daß  auch 
für  den  Mangel  dtr  P^benburt  hinsichtlich  des  Zwriiiarapfs  die 
Uaupt^liefierung  entscheidend  war.  Ob  nicht  dauebca  noch 
innerhalb  der  oberen  Klassen  Unterschiede  insbesondere  durch 
die  Bitterbfirliii^eit  geechaflPen  wurde,  läßt  sich  zunächst  nicht 
entscheiden. 

VI.  226.  Die  oberen  Freien  haben  eine  Alleinbefähigung 
für  die  Bekleidung  gewisser  Amter. 

a)  Unmittelbai'  ausgesprochen  ist  die  Alleinbeiäh igung 
hinsichtlieh  des  Gerichtslehns.^ 


1)  Vpl.  oben  S.  257  ff. 

2)  V-i.  oben  S.  135  ff. 

3)  Vgl.  ol>en  S.  121  ff. 

i)  Vgl.  Ssp.  II  41  §  3,  vgl.  U  43  §  1. 

6)  Vgl.  Ssp.  U  12  §  3  undm  65  §  1. 

6)  Vgl.  Ssp.  I  63  §  2. 

7)  Vgl.  unten  Ho.  367ff.  imd  Nc  410«. 

8)  m  64  9  1. 
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b)  Allgemeui  aogenommen  wird  die  AUeiDbefähigung  zum 
SchdfiTenamte.    Oben^  ist  ausgeführt,  daß  dieser  Rechtssatc 

zw:ir  irülur  bestanden  batt<^,  aber  im  Sachsenspiej^el  ont- 
fjprecbend  der  veränderten  iSaclilage  nicht  mehr  festgehalten 
wird.  Die  Bezeichnung  ^schöfleubar^  ist  nur  eio  Nachklang 
früherer  Zustände. 

c)  Die  Befugnis  zur  Bekleidung  des  Amtes  des  Frone- 
boten  teilen  die  SchofiTenbaren  mit  den  Pficghaften.  Unten  ^ 
Wild  ausLceführt  wer<leii,  daß  früher  vielleicht  auch  dieses  Amt 
nur  mit  Schiitl'eubaren  besetzt  werdcu  konnte. 

VI.  227.  Bei  der  Überführung  des  Oben  wegen  einer 
8chuld  des  £rbhisBers  müssen  die  Eidesleister  entweder  ans 
Schoffenbaren  oder  aus  echt  geborenen  Laten  bestehen.*  An- 
gehürige  der  beiden  iintoreu  Klassen  werden  nicht  trwälmt. 
Zallinger*  ist  allerdings  der  MciiHing,  daß  an  dieser  Steile 
schöücnbar  frei  uubedingt  ^»weiter  als  sonsty  alle  Freien^  auch 
die  Pfl^haften  und  Landsassen  umspannend  gefaßt  sei^^  Aber 
diese  Auslegung  ist  ganz  unmöglich.  Das  Wort  ,^böffenbar^ 
ist  überall  die  technische  Bezeichnung  der  oberen  Gruppe.^ 
Es  kmin  nicht  an  einer  Stelle  auch  den  Gegensatz  einschlieiaen. 
Auch  tribt  es  außer  den  drei  Gruppen  «rar  keine  Freien. 
Wenn  Zallinger  recht  hätte,  so  würde  der  Zusatz  „scepenbaro" 
ganz  überflüssig  sein.  Dem  Spiegier  ist  aber  eine  beschränkende 
Bedeutung  sehr  wohl  bewußt  &  betont  als  etwas  Auffallendes, 
daß  alle  Eidesleister  den  erwähnten  Standen  an^horen  müßten. 
In  der  Tat  erklärt  sich  diese  wichtige  Stelle  in  ganz  anderer 
Weise.  ^ 

Die  vorstehende  Übersicht  zeigt,  daü  der  Gegensatz 
zwischen  den  Gruppen  der  oberen  und  der  unteren  Freien  als 


1)  Vgl.  8. 257  ff. 

2)  Vgl.  NcSllff. 

3)  86p.  I  6  §  2  nOf  he  is  geinnert  mri  als  recht  ia,  mit  treu  unde 
seyentich  manneii;  de  alle  yrie  scepenhare  sin«  oder  eoht  borone  laie. 

4)  8.  la 

5)  Vgl.  unten  Ka  252ft 

6)  Vgl.  oben  8. 106,  unten  Ko.  432  nnd  596. 
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eio  «ehr  tiefgehender,  für  verschiedene  Gebiete  des  Rechts- 
lebeiis  bedeutsamer  auftritt. 

Viel  weniger  bedeutsam  ist  die  DiflerenzieruDg  der  Unter- 
klassen. 

Der  den  Fürsten  und  den  freien  Herren  gegenüber  den 
anderen  Schdfienbaren  beigelegte  Vorzug  beschrankt  sich  auf 
die  höhere  Stellung  in  der  Heenchildordnung^  und  auf  die 

Zahlung  der  Buße  in  Gold. 

Die  Fnrston  sind  vor  den  freien  Herren  ansge/eichnet 
1.  durcii  ihre  liöliere  Stellung  iiii  Keichslehnverband  und  ihren 
Anteil  an  der  Königswahl,  2.  durch  den  Gerichtsstand  vor 
dem  Könige,  3.  durch  die  höhere  Buße,  die  sie  bei  Verweigerung 
der  Hoffahrt  und  des  Beichsdienstes  zu  entrichten  haben.* 

Der  Gegensatss  in  der  rechtlichen  Behandlung  der  Pfleg- 
haften und  der  Landsasseu  beschränkt  sich  auf  folgende  Punkte: 

a)  auf  don  geistlichen  Gerichtsstand, 

b)  auf  den  weltlichen.  Gerichtsstand  und  die  damit  ver- 
bundene Heimfallsnormi 

0)  auf  die  Befähigung  der  Pfleghaften  zum  Amte  der 
Froneboten.' 

Im  übrigen  steht  für  die  beiden  unteren  Klassen  die 
landrechtliche  Ebenbürtitrkeit  gleichfalls  fest  Weuu  man  die 
Differenzierung  des  Gerichtsstandes  mit  der  herrächenden  Mei- 
nunc^  für  erfunden  erklärt,  dann  wird  es  schlechterdinga  uner- 
klärlich^ wie  der  Spiegier  dazu  gekommen  ist,  diese  beiden 
Klassen  so  konsequent  au  trennen,  überall,  wo  er  auf  sie  zu 
reden  kommt  und  auch  da,  wo  er  wie  bei  Wergeid  und  BuBe 
genau  dieselbe  Aussage  in  bezug  auf  beide  Klassen  macht. 
Dagegen  ist  diese  stete  Scheidung  sehr  vei-ständlich,  sobald 
man  in  den  Pfleghaften  Stadtbürger  erkennt.  Die  soziale  Dif- 
ferenzierung war  stärker  als  die  rechtliche  und  ist  deshalb  bei 
der  Darstellung  in  den  Vordefgrund  getreten. 

1)  Vgl.  unten  Ko.  50 1  ff. 

2)  Vgl.  Ssp.  I  3  §  2,  III  57,  58  §  1,  2,  UI  55  §  1,  6i  §  1,  Ssp. 
Lehnr.  Kap.  6,  vf^l.  Ssp.  II  12  §  3. 

3)  Vgl.  unten  No.  3ilff. 
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Neben  der  Standesgliederang  in  die  drei  Tolksstinde 

findet  sich  noch  eine  andere.  Der  Spiegier  redet  von  Leuten 
von  Rittersart  und  von  Leuten,  die  nicht  von  Kittersart  buid. 
Das  Verhältnis  dieses  Begriffs  zu  den  Volksständen  kann  erst 
später  bestimmt  werden.^  An  dieser  Stelle  sei  nur  hervor- 
gehoben, daß  die  beiden  einzigen  landrechttiehen  RechtssatEe» 
die  an  den  Betriff  von  Rittersart  angeknüpft  werden,  Heer- 
gewette  und  Grölic  der  Morgeiigabe  hetretirii.  uUo  von  geringer 
und  ausschließlich  vermögensrechtlicher  Bedeutung  sind. 

Die  größere  Bedeutung  der  Zweiteilung  im  Vei^eiche 
ZU  der  Gliederung  in  die  fünf  und  in  die  drei  Xhisaen  i»% 
um  so  beachtenswerter,  als  es  gerade  die  altertfimlichen 
Zuge  sind,  Wergeid,  Buße,  erbrechtHche  Ebenburt  und  Frei* 
lassiing,  in  denen  die  Zweigliederung  hervortritt.  Dazu  tritt 
dann  die  einstweilen  noch  nicht  aufgeklärte  Beziehung  zum 
Gericht«  bei  Königsbann  ^  und  die  Innerungasteile.  Die 
Unterabteilungen  hangen  mit  jüngeren  Differenzierungs- 
momenten  zusammen.  Bei  den  FOrsten  und  freien  Herren 
beschrankt  sich  die  sachliche  Differenzierung  auf  die  Stellung 
im  L(  liiisheere,  die  Differenzierung  zwischen  Laudsasson  und 
Pfl^hatten  beruht  auf  der  Entwicklung  der  Stadtvcrfassuug. 
Die  Zweigliedenmg  ist  eine  altertümliche,  in  den  Augen  dos 
Spielers  selbst  schon  veraltete^  Teilung  der  Freien.  Die 
Standesgliederung  des  Sachsenspiegels  hat  eine  historische  Pei^ 
spektive.  In  der  Zeit  vor  der  Ausbildung  der  Stadtverfassung 
muij  tiie  Zweigliedtrung  allein  geherrscht  habi'n. 

Das  Hauptproblem,  das  sich  uns  aufdrängt,  ist  deshalb 
die  Frage  nach  der  Grundlage  und  der  Wirklichkeit  dieser 
altertumlichen  Zweiteilung,  der  HaupIgUederung  des  Spiegels. 

Der  sicherste  Weg  der  Untersuchung  würde  ein  Vor^ 
gehen  in  drei  Abschnitten  bedingen.  In  einem  ersten  Ab- 
schnitte wäre  das  Spiegelbild  auizustellen  unter  Berücksich- 

1)  Vgl.  antea  No.  &79lf.  mid  606ff. 

2)  Vgl.  untea  No.  577ff. 

3)  Dies  eigibt  sioh  aus  der  Yoianstelliiiig  der  sachlidi  weniger  ein^ 
greifenden  DreiteUiiDg. 
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tiguijg  aller  erheblichen  Angaben  des  Spiesrels  und  nnter  pcnauer 
S<*hei(iung  der  sicheren  Ergebnisse  und  der  verschiedenen  Mög- 
lichkeiten in  anderen  Fragen.  Dann  müßte  man  in  analoger 
Weise  den  Inhalt  der  übrigen  Quellen  zu  einem  KontroUbild 
zusammenstellen.  Der  dritte  Abschnitt  wurde  der  Vei^^eichong 
und  der  gegenseitigen  Ineinanderarbeitung  d^  beiden  Bilder  zu 
einem  Gesamtbilde  zu  widmen  sein.  Ich  habe  tatsächlich  die 
Uiiter8uehun«2:  in  dieser  Form  dnrch«ref  iihrt  und  auch  den  Versuch 
gemacht^  sie  in  dieser  Weise  darzustellen.  Aber  die  Dreiteilung 
bietet  für  die  Darstellung  erbeblidie  Nachteile.  Dem  Leser 
kann  nicht  zugemutet  werden>  auf  alle  einzelnen  Angaben  des 
Spieglers  Gewicht  zu  legen,  bevor  er  nicht  von  der  Richtigkeit 
der  Grund/üge  überzeutjt  ist.  Auch  sind  lästige  \\  iederliolungen 
nicht  zu  vermeiden.  Dieselben  Fragen  niüsseu  einmal  auf  Grund 
des  im  Spiegel  enthaltenen  Angaben,  dann  zum  /weiten  und 
dritten  Male  auf  Grund  eines  reieberea  Materials  erörtert  werden. 

Die  besondere  Gestalt  des  Problems  und  der  Inhalt  der 
Qoellen  erm()glicht  eine  einfachere  Darstellung.  Der  Bpiegler 
^bt  uns  in  der  Gerieliti>iz:enossenschaft  ein  zweifelloses  Merk- 
mal für  die  von  ihm  gemeinten  HauptBtande.  Die  Gerichte 
haben  wir  festgestellt  Die  l^tleghaften  sind  in  den  Städten 
bkalisiert  Für  das  flache  Land  bleiben  nur  die  Schoffenbaren 
und  die  Landsassen.  Dadurch  vereinfacht  sieb  das  Ph>blem. 
Als  Hauptaufgabe  erscheint  die  Entscheidung,  ob  vollft^ie 
bäuerliclie  Grundeigentümer  existiert  und  ob  sie  vor  das  Grafen- 
ding oder  aber,  wie  die  herrsciiende  Meinung  glaubt,  vor  das 
Goding  gebort  haben.  Die  Prüfung  eigibt  nun  mit  voller  J3e- 
stzmmtheit  die  Ezistena  der  Freibauern  und  ihre  Zugehörig- 
keit zu  den  niederen  Schoffenbsren  des  Spiegels.  Auch  die 
Auffsssung  der  Pfleghaften  als  Stadtbürger  wird  weiter  besiStigt 
Damit  haben  wir  eine  feste  Grundlage  für  das  Verständnis  des 
Spiegeis  gewonnen,  die  es  uns  erlaubt,  bei  der  näheren  Beleuch- 
tung und  Erklärung  der  Standesgliedenuig  die  Angaben  des 
Spiegeb  und  das  übrige  Material  gemeinsam  zu  verarbeiten. 

Entscheidend  sind  die  Nachrichten  aus  dem  12.  und 
13.  Jahrhundert   Aber  ihre  Verwertung  behufs  Kontrolle  des 

18* 
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Sacbsenspiegela  wird  durch  einen  Umstand  erschwert^  der 

zugleich  den  Wert  des  Sachsenspiegels  als  geschielitliche  Er- 
konntnisquellc  erhöht.  J)cr  Spiegel  gibt  uns  ein  Tnuili)ild  der 
siiehsischeu  Stände,  eine  gewissermaßen  aus  der  Vugelper8pek- 
tivo  gewonnene  Ubersicht  über  die  Standesklassen  der  FreieOt 
die  überhaupt  in  dem  Lande  Sachsen  vorlianden  sind.  So  reich 
nun  die  Quellen  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  sind,  die  irir 
fOr  Ostfalen  besitzen ,  so  geben  sie  doch  keine  entsprechenden 
Totalbilder.  Nur  eine  einzige  sehr  unsichere  Andeutung  eines 
solchen  Bildes  laßt  sich  auffmcltn.  ^  Im  übrigen  zeigen  uns 
die  Urkunden  nur  diejenigen  Personen,  die  an  dem  konkreten 
beurkundeten  Vorgange  irgendwie  beteiligt  sind,  also  nament- 
lich diejenigen  Personen,  die  an  einem  bestammten  Orte  zu 
einer  bestimmten  Zeit  an  einer  Verhandlung  teilnahmen.  Dteee 
Kflcbrichten  geben  nur  lokale  Teilbilder.  Deshalb  ist  der 
Forscher  dazn  gezwungen ^  das  Kontroll bild  erst  ans  einer 
Analyse  urkundlicher  Teilbilth  r  zu  abstraliK  it  ii  und  zusammen- 
zusetzen.  Durch  dieses  indirekte  Verfahren  wird  die  Sicherheit 
der  Resultat«  gefährdet 

Die  Lücke  der  älteren  Quellen,  das  Fehlen  einer  Gesamt- 
übersicht  läßt  sich  nun  in  etwas  durch  die  Heransiehang  spä- 
terer Nachrichten  ausföllen.  Die  späteren  Nachrichten  gestatten 
uns  eine  Überpiclit  über  die  Verteilung  der  bäuerlichen  Besitz- 
rechte.  Infolge  besonders  günsüger  Umstände  ist  mugiich, 
diese  Ubersicht  wenigstens  in  den  Hauptpunkten  auf  die  bäuer- 
lichen Stände  des  Sachsenspiegels  zvl  fibertragen.  £ine  ein- 
gehendere £rorterung  der  späteren  Verhältnisse  kann  ich  aller* 
diugs  im  Rahmen  dieser  Untersuchung  nicht  geben.  Aber  schon 
eine  Skizze  dürfte  dazu  beitragen,  das  Verständnis  der  alteren 
Kacli  richten  namentlich  hinsichtlich  der  niederen  Schötfenbareu 
zu  erleichtem. 

Diese  orientierende  Übersicht  will  ich  der  Untersuchung 
der  zeitgenössischen  Quellen  vorausschicken. 

1)  Vgl  onten  No.  434. 
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Zweiter  Abschnitt 

Dbersiclit  ftlier  die  bSnerliehen  StSnde  anf  Orand 

sx>iitereT  Naebrlehteit« 

A.  Die  bäuerlichen  Besitz. rechte  der  spateren  Zeit 

§  21. 

229»  Die  bäuerlichen  Besitzrechte  Ostfalens  «eigen  am 
Ende  des  Mittelalters  und  noch  weit  in  die  Neuzeit  hinein  für 

die  rechtliche  Betrachtung  eine  gewisse  ( ih'ichfönnigkeit. 
AnPierlialb  der  Kolon isations^ebiete  finden  wir  drei  Hanpt- 
tormcn:  Zeitpacht,  die  später  erblich  wird,  Jirbzinsgut  und 
Freigut^  7a\  ihnen  tritt  in  den  Einwanderungsgebieten  die 
heflondeie  Erbleihe  der  Kolomsten,  die  für  unsere  Betrachtung 
ausscheidet  Die  drei  genannten  Grundformen  treten  in  allen 
anderen  Gebieten  hervor,  hinsichtlich  deren  genfigend  ein- 
gehende Nachrichten  vorliegen.  Verschieden  sind  statistische 
Veileüuntr,  Terminologie  und  Deutlichkeit  des  Zusammenliaogs 
nut  den  älteren  Zuständen. 

Für  die  Auslegung  des  Sachsenspiegeis  durch  Verwertung 
der  spateren  Verhältnisse  sind  zwei  Gebiete  von  besonderer 
Bedeutung,  die  Diözese  Hüdesheim  und  das  Fürstentom  Anhalt 

Die  Bedeutung  der  Verhältnisse  in  Hildesheim  ^  beruht 
darauf,  dal)  in  diesem  (lebiete  die  alten  Reehtsformen  sich 
mit  besondeier  Zrdiio;keit  erliulten  haben.  Die  Formen  des 
bäuerlichen  Besitzes,  die  in  Hildesheim  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert hinein  bestanden,  zeigen  einen  überraschenden  Anklang 
an  die  Grundauffassung  der  Stände,  die  uns  im  Sachsenspiegel 

1)  Bas  Bauemleben  Jhud  als  weniger  verbreitet  und  nicht  charak- 
teristiäch  übeigangen  weiden.  Vgl.  aach  §  73. 

2)  Vgl.  für  Hildesheira  die  grandlegenden  Arbeiten  von  Lüntzel, 
Die  bäoeiüchen  Lasten  im  Fürstentum  Hildesheim,  HüdeBheim  1830, 
Ältere  Diözese  Hildesheim  1837.  Geschichte  der  Diözese  und  Stadt  Hildes- 
keim  1868*  Femer  Wittich,  Gnmdherrschaft,  insbesondere  S.  222ff.  Vgl. 
ferner  binttditlich  eines  Nachbargebiet  G.  Oebr,  „lündliche  Verhältnisse  im 
Hersogtume  Braunschweig- Wolf enbüttel  im  16.  Jahrhundert",  in  ,,QiieUeii 
und  BarsteUiingen  zur  Geschickte  Niedersachsens*^  Bd.  XII  1903. 
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entgegentritt.  I)ein  Spiegler  ist  die  Gerichtsgenossenschaft 
das  wiclitigste  Merkmal  des  Standes.  Tn  Hildesheim  ist  die 
Gerichtsgenossenschaft  entscheidendes  Merkmal  des 
bäuerlichen  Besitzrechts. 

Die  drei  allgemeinen  Grundformen  erscheinen  in  HUdes- 
lieim  als  Meieigutery  Meierdiogsgüter  und  Freidingsgüter. 

Am  zahlreichsten  sind  die  Meiergüter.  Streitigkeiten 
über  Meierreeht  gehören  ursprünglich  vor  die  Godingc, 
die  später  als  Landgerichte  auftreten*  und  schließlich  durch 
das  Amt  ersetzt  werden.  Die  Besitzer  der  Meiergüter  heißen 
Meier.  Das  Meierrecht  ist^  wie  gegenwartig  nicht  mehr  in 
Zweifel  gezogen  wird,  ursprünglich  reine  Zeitpacht  gewesen. 
Die  Landesgesetzgebung  hat  im  Interesse  der  Erhaltung  der 
bäuerlichen  Steuerkrnft  die  Erhöhun<i-  der  Zinsen  verboten  und 
einen  erblichen  Anspruch  auf  Erneuerung  des  Meierkoutrakts 
eingeführt  Immerhin  ist  gerade  in  Hildesheim  der  Abschluß 
der  Meierdinge  auf  bestimmte  Jahre  (6>  9»  12)  und  die  perio- 
dische Erneuerung  üblich  geblieben.'  Die  Meietguter  sind  mit 
höheren  Abgaben  an  den  Grundherrn  belastet  als  die  übrigen 
Güter.  Diese  Abgaben,  Pachten,  hestilirn  niei.st  in  Korn, 
seltener  in  Geld.  Wiederholt  liudet  sich  Teilpacht,  die  Abgabe 
der  dritten  und  vierten  Garbe.  Beachtenswert  ist,  daß  im  Amte 
Gifhorn  (Lüneburg)  die  Meieigöter  Loßgüter,  die  Meier  Loß- 
mSnner  heißen'^  ohne  daß  dadurch  iigend  &n  rechtiicher  Unter- 
schied angedeutet  wurde. 

Den  Meiergütern  stehen  an  Zahl  am  nächsten  die  söge- 
nannten  „Meierdiugsgüter^  oder  „Erbgüter*^.  Die  Meierdings- 
guter sind  von  den  Meiergütern  scharf  zu  trennen.  Sie  fuhren 
ihren  Namen  davon  ^  daß  die  Auflassung  von  Meierdingsgötem 
und  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  diese  Güter 
vor  die  sog.  Meierdinge  gehört,  vor  Gerichte,  die  von  einem 

1)  Vgl.  Wittich  a.a.O.  S.  341  ff. 

2)  Vgl.  Wittich  a.  a,  0.  S.  29,  44  u.  passim. 

3)  Vgl.  Gnipon,  Disceptationes  forenses  1737  No.62ff.  Auch  Wittich 
sieht  in  dem  „Laßrecbt**  nur  eine  partütoUre  Form  des  Meierrechts.  Vgl 
a.a.O.  8.302. 
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werden.  Diese  Meierdinge  sind  die  Gerichte  der  alten  Villi- 
kationen,  die  Hofgerichte.  Die  Besitzer  der  Mcier(l^l^^^lit(T 
heißen  Halseigenc  oder  auch  Lateti.  Wer  ein  Meierdiügsgut 
atinehmen  wül^  muß  Halseigener  werden ,  beim  Eintritt  in  den 
Verband  den  £rbeid  ablegen  und  als  Zeichen  der  Halseigen- 
achaffe alljährlich  dae  Halshuhn  an  den  Meierdingsherm  Idsten. 
Außerdem  wird  beim  Tode  des  Halseigenen  der  Steibefall  ent- 
richtet. Die  einmal  begründete  HaLseit^enschaft  endete  noch 
im  17.  Jahrlmndert  nur  durch  Freilassiing.  Spater  scheint  die 
Aufgabe  der  Meierdingsgüter  schon  diese  Wirkung  gehabt  zu 
haben.  Das  Hecht  des  Halseigenen  an  dem  Meierdingsgute 
war  ein  sehr  günstiges.^  Er  wurde  von  der  Jurisprudenz  der 
Uotereigentfimer  behandelt  Die  jährliche  Abgabe  an  den 
Gnindherm  war  sehr  viel  «^eiingt  r  als  bei  den  Meiergutern 
und  bestand  meist  in  Geld.  Die  Erblichkeit  der  Mcierdings- 
güter  war  von  altereher  anerkannt.  Das  Meierdingsgut  wurde 
deshalb  auch  als  ^£rbe*^  oder  ^Erbzinsguf^  bezeichnet. 

Die  Halse^nen  standen  somit  trotz  ihrer  Unfreiheit 
rechtlich  und  wirtschaftlich  freier  als  die  persönlich  freien 
sog.  leibfreien  Meier. 

Die  dritte  Hauptklasse  der  Bauerngüter  waren  die  »l^Vei- 
dingsguter"  oder  „Freigüter'*. 

Streitigkeiten  über  Freigüter  und  Auflassungen  von  Frei- 
gutem gehörten  vor  die  Freidinge.  Diese  Freidinge  sind,  wie 
bereits  frfiher  erwähnt  wurde  und  unten*  näher  ausgeführt 
werden  soll^  die  Reste  der  alten  Grafendmge.  Sie  werden  von 
einem  Vertreter  des  Landesherm,  dem  Freigrafen  oder  Ding- 
grafen, ursprünglich  unter  Königsbann  und  in  den  alten  Ge- 
hchtsi'risteu  des  Xönigsbanns  gehalten. 

Die  Besitzer  der  Freidingsgüter  heißen  technisch  die 
«Freien*^.    £s  sind  die  Besucher  des  Freidinge.    Bie  bilden 


1)  Vgl.  Witticü  a.  a.  0.  S.  225:  „Der  Meierdingsmami  hatto  ein  dem 
iä(^ntam  nahekommendes  Besitzxeoht  am  Gate*^* 

2)  Yfj^.  outen  8.297  iL 
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eine  Oerichtsgenosflensehaft,  die  noch  im  19.  Jahrliiuidert  einen 

gescblossciun  Gebiirü^staiul  duistellt  Ihre  Mitglieder  geoicBeu 
zahlreiche,  aber  in  örtlicii  sehr  verschiedenem  UmfaDge  erhaltene 
Vorrechte.  In  Ilten  liegt  ihnen  dafür  die  persönliche  Wehr- 
pflicht ob,  die  sich  dort  bie  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten  hat. 

Die  Freigüter  sind  nur  mit  geringfügigen  Abgaben  nii 
den  Landesherm  belastet  und  zweifellos  altes  Eigen  der  i  reit  ii.*^ 

Die  Freigüter  überwiegen  nur  in  kleineren  Distrikten. 
Sobald  wir  größere  Gebiete  ins  Auge  fassen^  sind  sie  viel 
geringer  an  Zahl  als  Meierguter  und  Meierdingsgütor.  Aber 
sie  finden  sieh  zerstrent  in  weiter  Verbreitung. 

Innerhalb  der  Diuzcse  Uildesliciin  besitzen  wir  die  zahl- 
reichsten und  wichtigsten  NachrichteD  aus  dem  umfangreichcu 
Gebiete,  das  der  alte  Gau  Ostfalen  einnahm.  Im  Westen 
stofien  wir  zunächst  auf  die  Freien  im  hannoverschen  Amte 
Ilten,  wo  der  Freigotsbesits:  fiberwog.'  Diese  Freien  haben 
eine  auch  staatsrechtlich  ausgezeichnete  Stellung  eingcnoiumen, 
über  die  mehrere  Unter<<iichungen  vorliegen.  Südwestlich  folgen 
die  Krcidini^bezirke  von  Hohenhameln*  und  von  Bethmar*, 
Südlich  liegt  das  Freigericht  von  Emmerke,  hinsichtlich  dessen 
ein  hochinteressantes  Weistum  erhalten  ist^  An  das  Amt  Dten 


1)  Vgl.  unten  S.  290. 

2)  Vgl.  0.  Heise,  Die  Ficii  u  irn  bnnnoversohpn  Amte  Ilten.  Z.scbr. 
für  Xie  lersachsen  18.')6  2,  S.  1 — 87.  ^V'ebe^,  Die  Freien  bei  Hannover, 
Bilder  aus  ihrer  Vergangenheit.  1898.  E.  Bödeker,  Die  Grundbesitz- 
verhiiltnisse  im  eheiuaüiTeri  liannoveraciieu  Amt  Jlten,  dem  sogeuaimteii 
Grollen  Freien,  in  ihrer  iiiatonschen  Entwicklung.  Diss.  Halle  löi")!. 
Dazu  Mtiitzeu,  Siedlung  und  Agrans'esen.  III,  S.  31  ff.  AVittieh,  i^öi- 
bauem  S.  322.  2.3.    Vgl.  hinsichtlich  der  Lage  Skizze  No.  1. 

3)  Vgl.  Lüiitzel,  Insten  S.  .30.  Vgl.  Auflassung  „freier'*  Icker,  di© 
gehörten  „in  das  vnedint:k  t  »  lioeuhaiumein^  „vor  den  vrien",  1452,  Öudeii- 
dorf  9,  S.  110  No.  J2.    Skiize  No.  2. 

4)  \{;\.  I.üntzel,  Laston  38,  2solteü,  De  juribui  et  consuetudiiiibus 
circa  villicus  ITJSff.    Skizze  Ko.  3. 

ü)  VgL  Grimm,  Weistümer  IV  S.C6.  Skizze  No.4.  In  einer  Hildes- 
heimer Urkande  von  1289  werden  Otiter  in  Sniberd^e  Teraohenkt  „ad  eandem 
oomitiam  Embereke  pertinentes'',  vgl.  ßndendoif  9.  8. 104  Ko.  3. 
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grenzt  nördlich  das  Amt  Burgdorf  ^  im  Gau  FluLwidu,  das 
gleichfalls  ein  Frcidins^  mit  verbreitetem  Freigute  aufweist^ 
weimschon  über  die  Einzelheiten  weniger  bekannt  ist. 

Auch  in  den  ostlich  anstoßenden  Gebieten  werden  Freie 
und  Freigüter  erwähnt*,  sowie  eine  ^comitia  vel  vrigedinge*^  ^ 

Von  den  südlichen  Gauen  zeigt  der  frühere  Ambei^^u, 
das  epStere  Amt  Woldenber^  noch  im  18.  Jahrhundert  ein 
Freiding,  das  die  Organisation  deü  alten  Gralcngerichtiä  in  einer 
auf  das  äußri*sie  reduzierten  Form  aufweist.*  Im  benachbarten 
Amte  Winzenburg  hat  gleichfalls  ein  Freiding  mit  zahlreichen 
Freigutem  bestanden  \  so  daß  die  Institution,  schon  bei  isolierter 
ßetiaehtong  von  fiiidesheim  durchaus  den  Charakter  einer  früher 
allgemein  verbreiteten,  wenn  auch  in  der  spateren  Zeit  nicht 
überall  erhaltenen  Einrichtung  aufweist. 

Neben  den  drei  besprochenen  Hauptformen  der  bäuer 
liehen  Güter  finden  ^'ir  in  Hildesheim  noch  Häger-,  Vogt- 
und  Propstdingsgüter.  Die  Hägerdinge  sind  alte  Kolonisten- 
gerichte. Die  ursprüngliche  Grundlage  der  Vogt-  und  Fropst- 
dinge  sLad  nicht  unzweifelhaft*  Aber  der  Zweifel  betriflft  nur 
die  Frage,  ob  wir  Gerichte  des  Kirchenvogts  oder  des  betr.  Stifts 
vor  uns  liaben.  Deshalb  und  bei  der  geringen  Verbreitung 
dieser  Gerichte  kami  die  Entscheidung  für  unsern  Zweck  dahin- 


1)  Vgl.  Lüntzel,  Ältere  Diözese  S.  131.  y.  Holle,  Geschiehto  und 
Tecbssong  der  Stadt  und  des  Amtes  Borgdotf.  Neues  vaterlünd.  Azohiv 
m  £.  Spaogenbeig  1823,  III  8. 34111.  Beachtenswert  sind  die  Aogsben 
ülier  die  gemeinssme  M ihlseit,  6.  342.  Die  Kosten  wurden  duzch  Abgaben 
anllgebrBcht   Y^.  oben  S.  99.  HinsichtUch  der  Lage  vgl.  Skisze  No.  5. 

2)  Ygl.  Sudeiidorf  2  No.  235  (1347)  f,vrye  gud  und  de  yiyen  lude^^ 

3)  VgL  Sttdendoif  2  p.  48^  Lehnsregisier.  Verliehen  sind  «7  talenta 
denaiionun  in  oomieU  in  Peeaele  Tel  in  vrigedinge*. 

4)  Vgl.  Zschr.  1  Niedersachsen,  1861  8. 48  ff.  Die  Freidingsrnämier 
waren  1.  der  Freigraf,  2.  zwei  Schöffen,  8.  zwei  n-  isitzer  und  4.  eiü  Pro- 
kurator. Audi  mit  diesem  Freidinge  war  ein  Essen  verbunden,  S.  50. 
Die  Kosten  wurden  durch  Abgaben  aufgebracht.  Vgl.  o1)en  S.  99,  vgl.  femer 
eioxehie  Notizen  bei  Günther,  Aml)C'rggau  S.  42  ff.,  52  ff. 

5)  Vgl.  Lüntzel,  Lasten  S.  39,  49.   Skizze  No.  6. 
e)  Vgl.  Witüoh  8. 236,  237 if. 
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gestellt  bleiben.  Erheblich  und  dcher  ist,  daß  auch  bei  dieser 

Form  die  (TcrichtögeuosseusciiaiL  für  daß  Besitzrecht  entschei- 
dend cff^wcscn  ist. 

230.  Diese  durchgreifende  Bedeutung  der  Geriehts- 
genosBenschaft  wird  nun  dadurch  verstärkti  daß  auch  hinsicht- 
lich der  stadtischen  Bevölkerung  der  Gerichtsyerband  als  das 
unterscheidende  Merkmal  aufgefaßt  wurde.  Die  Zugehörigkeit 
zur  Sttidt  Hildesheim  wird  in  den  Hildesheimer  Urkunden 
durch  das  Wort  dinrjpJlicJdif]^  ans<rodrückt.  Wenn  somit  der 
Spiegier,  wie  die  herrschende  Meinung  annimmt,  die  Bedeutung 
der  Gerichtsgenossenschaft  ffir  seine  Zeit  so  stark  übertrieben 
haben  sollte,  so  hat  er  doch  mit  prophetischer  Gabe  gefabelt 
Er  hat  diejenigen  Zusammenhange  aus  Konstmktionslust  erdacht, 
die  später  iu  Hildesheim  \\  uklichkeit  geworden  sind. 

2^1.  Die  Verhältnisse  im  Fürstentum  Anhalt  haben  aus 
Ewei  andern  Gründen  besondere  Bedeutung.  Einmal  ist  Anhalt 
das  Heimatfigebiet  des  Spiegiers.  Zweitens  besitsen  wir  für 
Anhalt  Material,  auf  Grund  dessen  es  Kraaz*  möglich  geworden 
ist,  bereits  für  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eine  gewisse 
Statistik  der  bäuci  liehen  Besitzverliälinisse  aufzustellen. 

Die  Verteilung  der  Besitzrechte  ist  füi'  die  einzelnen 
Landesteile  Anhalts  eine  sclir  verschiedene.  Kraaz  unter- 
scheidet drei  Zonen:  das  alte  Reichsgebiet,  die  Zone  des  alten 
sorbisehen  Anbaus  und  das  Kolonisationsgebiet  Die  erste  Zone 
reicht  bis  snr  Saale,  liegt  also  in  der  Hauptsache  in  dem 
alten  Schwabrncmu.  Die  zweite  Zone  entspricht  dem  alten  Gau 
Serimuut,  die  dritte  war  zur  Zeit  des  bpieglerss  Mark.  In 
jedem  der  drei  Gebiete  herrscht  mit  Hinblick  auf  das  Besitz- 
recht eine  besondere  Güterart  vor.  Im  alten  Reichsgebiet 
finden  wir  ganz  überwiegend  Erbzinsgut,  im  Gau  Serimunt 
ebenso  überwiegend  „Laßgut'',  im  Kolonisationsgebiete  das 

1)  Vgl.  uutüu  No.388. 

2)  Baaengat  imd  FroadieDSt  in  Anhalt  vom  16.  bis  warn.  19.  Jahr- 
kundert  Yon  Albert  Kraaz.  Sammtnng  natioDaldkononuscber  and  statistischer 
Abhandlungen  des  staatswissensdiafflichen  Seminais  iu  Hatte  a.8.  Jena  1898. 
TgL  dazu  Y.  Bdow,  Territonum  und  Stadt  a  76fL 
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echlichte  Zinsirnt  Außerdem  finden  sich  in  geiingeror  Zahl  in 
den  beiden  ersten  Zonen  bäuerliche  Freigüter,  in  der  dritten 
Lehoaschulzengüter.  In  allen  Zonen  stehen  den  landlichen  Gutem 
^acDige  Sattelhofe*^  von  geringem  Umlnoge  gegenüber.  Das 
acUiehte  SSnsgut  des  Kolonisationsgebietes  entspricht  dem 
Erinbsrechte  von  wilder  Wnnsel  nnd  scheidet  för  unsere 
Untersuchung  ans.  Ebenso  k  uiiii^n  die  adligen  Sedelhöfe^  bei 
der  Betrachtung  der  bäuerlichen  ßesitzverhältnifiae  übergangen 
weiden. 

Bedeutsam  ist  för  nns  nur  der  G^nsats  von  Erbzinsgut 
und  Lafignt  und  das  Vorkommen  der  bänerlichen  Freigüter. 

Die  Erbzinsgüter  werden  manchmal  schlechthin  als  Zins- 
gut, aber  auch  als  Erbzinslehn,  Amtslehn  bezeichnet^  die  LaU- 


1)  Vgl  aber  Sattelhofe  Homeyer,  Heimat  8.  49;  Waits  V  8.  613; 
Schake,  Koloaisatioa  8.342  Amn.;  E. Mayer  I  8.  40;  Eraas,  a.a.O.  8.85: 
Die  Flage  nach  Etymologie  and  Bedeatang  des  Worts  l&Bt  sich,  wie  ioh 
Claobef  sicher  beantworten.  Schulze  ist  darin  beizoatimmen,  daB  Sattelhof 
nur  eine  Eoiraption  der  Form  sedelhof  ist,  die  in  den  filteren  nieder- 
deatschen  Qaellen  allein  vorkommt  (YoUcBotymologie  nach  Ejodringen  der 
oberdeutschoD  Mundart).  Sedel  in  Sedelhof  ist  sprachlich  und  sachlich  der 
ob«nleutsche  „Sitz".  Die  ältere  mehr  wurzoltreu©  Übereelzung  ist  sedile. 
Auch  l)ei  curtis  suhselUi  ist  nur  an  die  Bedeutung  subsellium  =  Sitz  zu 
denken,  nicht  an  Sattel.  Die  ostfälischen  Quellen  bieten  die  lateinischen 
Äquivalente  curtis  domestica,  habitationis,  residoDtiaUs.  Sedelhof  ist  daher 
einfach  der  Sitzhof,  der  W'ohnhof  einer  Person,  namentlich  im  Gegensätze 
zu  anderen  Gütern  derselben  Person,  die  nicht  von  ihr  bewohnt  werden, 
sondern  an  andere  ausgetan  sind.  Da  nun  die  Wohrihöfe,  früher  der 
♦Schöffen baren  (und  der  Ministerialen),  später  der  Kittor  eine  rechtliche 
Sonderstellung  hatten,  so  wird  „öedelliof"'  in  orstcr  Linie  für  solche  Höfe 
gebraucht  Aher  nicht  aussclilioßlich.  Ks  findet  >i<  h  aucli  in  Hinblick  auf 
aiT'.tli'^he.  stä'ltiselie  und  bäuerliche  Höfe.  Ein«'  woitergeliende  ständische 
lieieutun;:  ist  nicht  erweislich,  die  Beziehung  auf  Siedlerhf>fe  (Krnar.)  mis- 
4  hiosst  n.  Vfirl.  z.  B.  U.B. Stift  Hildesheim  1 355  curiam  nu  nm  dumthticam 
iü  Dorstadt,  que  \'ulgari  nomine  dicitur  sothelhof.  Vgl.  ferner  Magdeburger 
Lehnsregiöter  Geschq.  16  S.9  „mediam  curiam  habitatiouis  in  civitate  Maf^de- 
burgensi,  S.  105,  1  sedelhoff  —  in  Lettin,  auch  S.  100,  105,  lOG,  III,  188, 
190,  275,  289,  3Ü0.  Vgl.  femer  ü.B.  Hochstift  Haiherstadt  IV  Xo.  3082  [15], 
r.  B.  Kloster  Hansfeld  S.  364  oben,  Die  bäuerlichen  .bitzhöfe'^  a.  a.  0. 
a  521  ff.  u.  a.  a.  0. 
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güter  auch  als  Pachtgütcr;  Erbpacht-,  Erblaßpadtt*  und  Laß- 

pacLt^iitf'r. 

Die  reclitiichc  iichaudliiug  zeigt  zwei  Abweiciiungen:  Die 
Erbzinsgüter  sind  unbeschräokt  vererblich,  wie  es  scli?  int  filme 
Vorzug  der  Männer,  sie  stehen  in  dieser  Hinsicht  den  Kolo- 
nistengütern gleich.  Die  Lfli)güter  sind  durchweg  unvererblich, 
soweit  nicht  ein  anderes  bedungen  ist.  Bei  Haodandenmg  ist 
von  den  Erbzinsgütern  eine  Abgabe,  „Lehnwaio"  zu  entriehteiu 
Diese  Abgabe  gilt  als  sicheres  Zeichen  des  Erbzinsguts. 
Sie  fehlt  bei  den  Laßgütem,  auch  bei  den  vererblichen  und 
ebenso  bei  den  Kolonistengutem. 

Auch  wirtschaftlich  läßt  sich  ein  doppelter  Unterschied 
beobachten.  Der  Zins  bei  Ei'bzinsffütern  ist  meistens  ein  selir 
geiinger.  Kraaz  hält  ihn  für  einen  bloßen  Kekoffnitionszins. 
Dagegen  ist  die  Abgabe  bei  den  Laßgütern,  auch  Ix  i  Jen  erb- 
lichen großer,  nach  Kraaz  ein  Äquivalent  für  div  Nutzung. 
Femer  wird  bei  Erbzinagutem  der  Zins  regelmäßig  in  Geld 
entrichtet,  bei  Laßgütem  auch  häufig  in  Getreide. 

Von  den  Kolonist^'ngütem  unterscheidet  sich  das  Erl>- 
zinsgut  durch  die  Tit  lmware  und  dadurch,  daß  nur  das  Krlj/iii»- 
gut^  nicht  das  Kolonistengut  wegen  unterlassener  Zinszahlung 
eingezogen  wird  und  daß  eine  Veräußerung  des  Erbziosgata 
der  Zustimmung  des  Grundherrn  bedarf,  eine  Veraußerang  des 
Kolonistenguts  aber  nicht 

232.  Die  Freigüter  finden  pich  nur  in  der  ersten  und 
zweiten  Zone.  In  der  dritten  Zum  iinden  sich  nur  Lehu- 
schulzeugüter.  Für  die  Freigüter  ist  bezeichnend,  daß  sie 
keine  Fronden  und  anscheinend  auch  keinen  Zins  (?)  entrichten. 
Dafür  sind  ihre  Besitzer  verpflichtet  Reiter  dien  st  zu  leisten. 
Außer  dem  Material,  das  Kraaz  angibt,  kommen  noch  Vor- 
schriftc'n  in  Betracht,  die  sich  in  der  Gcrichtöurduung  für  das 
Amt  Hoyni  vom  Jahre  1455^  finden: 

Item  eyn  iglich  frie  in  unsern  gebieten  musz  syne  frien 
guter  mit  reisigem  geczuge  noch  sym  vormoge  vordienen.  Das 


1)  TT.  B.  Qaedlinimrg  I  No.  423.  Tgl.  Skisze  Ch. 
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pherd,  danüt  er  dienen  wel,  schall  ulV  das  weniges te  IG  shok, 
?0  edder  24  adder  HO  werth  svn,  dar  nach  die  ernter  sind,  und 
wann  se  mit  der  stad  zu  (^ucdclingborch  ^  zu  der  jacht  ^  komea 
adder  od  dieneo»  so  steid  o&  der  radt  vor  schaden:  iagen  se 
sber  an  yre  eischonge»  so  stan  sie  sich  selber  vor  schaden^ 
off  gewin  und  vorlust^  es  were  dann,  das  sie  uf  folge  und 
geferde  woren. 

Item  es  niapf  nymandt  bür^rut  an  wish-iu  und  vulborth  der 
hereo  fri  machen.  8agit  sich  aber  ymandt  dorch  sines  Seibis 
mutwillen  burgud  fry  zu  und  nicht  kuntscbaiÜ  noch  bemesunge 
des  heni,  das  man  on  des  obir  komt»  musz  er  engelden  und 
dar  nmbe  liden  dajs  recht 

Iteiii  der  ccodezhusz  guter,  daz  burgud  ist  luid  van  alder 
in  der  gheme^m  g»  »clios  und  dinst  i^ehnrt  had,  mögen  sie  nicht 
iry  machen  noch  haben  ane  der  hern  willen  ut  supni. 

Die  Zahl  der  Fre^uter  ist  um  die  Wende  des  16.  Jabr^ 
hunderte  nicht  bedeutend.  Nach  den  von  Kraaz  mitteilten 
Zahlen  stellt  sie  sich  in  der  ersten  Zone  auf  2,16%,  in  der 
zweiten  auf  2,74%  der  verzeichneten  l^auerngiiter.  Die  Frei- 
güter sind  sehr  ungleiehmaRig  verteilt.  Während  in  der  ersten 
Zone  die  Mehrzahl  der  Ortschaften  überhaupt  keine  Freigüter 
hat,  finden  sich  in  anderen  mehrere.  Von  den  beiden  berück- 
sichtigten Ortschaften  des  Amts  Hoym,  in  dem  1455  die  Freien 
erwShnt  werden,  hat  Hoym  1602  9,  lieinstedt  14  Freie  (9  Bauern 
und  5  Kothsassen). 

2B8.  Die  Ubereinstinnnung  dieser  Verhältnisse  mit  den 
Zustanden  in  Niedersachsen  ist  bereits  Kraaz  aufgefallen. 
Aber  die  volle  Erkenntnis  der  Übereinstimmung  wird  durch 
6ie  hellsehende  £tymologie  des  Wortes  Lafigut  erschwert 
Regelmäßig  und  von  altersher  wird  das  Wort  mit  Latgut  iden- 
tifiziert und  das  Besitzreclit  von  Iiaß<]^*itern  auf  das  angeblich 
schlechtere  Besitzrecht  der  Laten  zurückgeführt.  Tatsächlich 
bedeutet  Laßgut  sprachlich  nichts  anderes  ais  Pachtgut  Es 


1)  Das  Amt  war  an  Quedlinbui-g  verpfändet. 

2)  Jacht  Hteht  anch  sonst  für  Kriegsziig. 
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ist  sachlich,  rechtlich  und  wirtschaftlich  identisch  mit  Meicr- 
giit.  Deshalb  ist  es  ganz  erklärlich,  daß  wir,  wie  oben  her- 
vorgehoben, im  Amte  Gifhorn  mitten  im  Gebiete  den  Meier- 
rechts,  der  Bezeichnung  hasgut  begegnen.  Es  handelt  sich 
nur  um  zwei  Namen  für  dieselbe  Sache.  Wir  haben  somit 
den  uns  aus  Hüdesheim  bekannten  Clegensatas  von  Erfoziosgut 
und  alter  Zeitpncht  auch  in  Anhalt. 

Die  Freigüter  der  ernten  Zone  entsprechen  den  Freidings- 
gütern. iSie  werden  allerdings  von  Kxaaz  auf  Bauermeisterlehn 
zurückgeführt.  Aber  diese  Erklärung  verbietet  sich  durch  die 
Art  der  Verteilung.  Beinstedt  hat  überhaupt  nur  54  Acker* 
besiteer.  Wie  sollten  davon  14  Bauermeieter  sein?  Auch  die 
völlige  Zurückführung  auf  Privileg  ist  unwahrscheinlich.  Dii- 
«TCCfcn  spricht  die  Pflicht  zum  Keiterdienste  und  anch  das  Ver- 
bot,  Ire  Ich  Gut  ohne  Zustimmung  des  Laadesherm  zu  machen. 
Ein  solches  Verbot  wäre  unnötig  gewesen,  wenn  das  Wesen 
des  Freiguts  nur  in  der  Privilegierung  bestanden  hatte.  Es 
setzt  voraus  y  daß  die  Qualität  Freigut  einen  andern  Ursprung 
hatte.  Deshalb  und  wogen  der  allgemeinen  Verbreitung  einer 
entöpreclienden  Baueriilvlasse  halte  ich  es  für  ziemlich  ^sicher, 
daß  auch  diese  Freieo  Anhalts  Keprasentanten  desselben  alten, 
früher  vielleicht  etwas  mehr  vertretenen  Standes  sind,  wie  die 
Freien  in  Hildesheim. 

234.  Das  Gewicht  dieser  Anhaltspunkte  wird  nun  dadurch 
verstärkt,  daß  die  gleichen  Gegensätze  auch  in  den  übrigen 
Gebieten  wiederkehren.  Die  Unterscheidung  von  Erhzinsgut 
und  Pachtgut  findet  sich  überall,  lusbe^ondere  stehen  im  Uarz- 
gau  nebeneinander  die  Überlassung  „mejers  oder  pachtweise* 
und  die  Bezeichnung  freies  Laßgut  ^  für  das  verpachtete  Gut 
Aber  auch  für  alle  anderen  Gebiete  lassen  sich  die  gleichen 
Gegensätze  nachweisen.  AuJicr  auf  Wittich  kami  hier  auf  die 
Lokaluntersuchungen  Oehrs^  venviesen  werden.  Oehr  k»»n- 
statiert  als  die  im  Heizogtume  Brauuschweig-WolfenbCtttel  im 


1)  ü.  B.  St.  Pauli  No.  452  (1537). 

2)  Tgl.  oben  8.277  and  Oehr,  S.  37  ff.,  46fl,  102. 
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16-  Jalirliinidoi't<,'  -svoituus  am  meisten  vorbreitettMi  HositzformeQ 
1.  Meiergut,  das  auch  mit  Vorliebe  als  Pachtgut  oder 
Mi(  tLmt  hezeichnet  wurde,  und  2.  das  £rbsin8gut  (auch  Lat- 
ond  Meierdtngsgut). 

Für  unsere  Aufgabe  ist  besonders  wichtig,  daß  dieselbe 
Klasse  der  Freien,  die  in  Hildesheiui  und  in  Anhalt  auftritt, 
uns  aucli  sonst  begegnet. 

Südwestlich  stöÜt  an  die  Diözese  Hildesheim  der  politisch 
7M^ebiöngc  Sulbirgau,  dessen  sonstige  Beziehung  zu  Ostfalen 
dahingestellt  bleiben  kann«  Im  Sulbirgau  begegnen  wir  einem 
FVeiding  zu  Eflensen,  der  bis  zum  Jahre  1769  bestanden  hat^ 
1310  wird  dort  freies  Gut  erwähnt  als  Bestandteil  der  damals 
vtikauften  (irafschaft  Dassel.'-  Im  Jahre  1442*'*  wurden  infolge 
einer  vor  dem  Frcistuhi  Aschebeig  in  Münster  erhobenen  Klage 
ein  Urteil  gefällt  gegen  einen  „vrijen  greven  to  Elensen,  belegen 
m  der  Hundesrüggeschen  boyrden^'  und  gewisse  namentlich 
genannte  Personen  „und  over  alle  de  vrijen,  de  in  dat  vrije- 
gtricht  hört  tho  Elen.seu  ane  uytgesaelit  de  vrijen  de  to  liiinbecke 
bv-nnen  wonet  und  in  dat  vrije  gencht  hört  to  Elensen". 
Beachtenswert  ist  an  dieser  Nachricht,  daß  auch  «Stadtbewohner 
ma  Freigerichte  gehörten. 

Auch  in  dem  östlich  anstoßenden  Grebiete  treten  ent- 
sprechende VerhSltnisse  hervor.  1302  wird  verkauft  „de  graf- 
scop"  zu  Westerhof,  außerdem  „so  wat  vries  gudes  in  der 
grafscop  leget,  unde  alle  dat  se(!  to  deme  vrien  yude  ten  mach, 
uad  dar  dat  vrie  gud  up  erve  mach"  —  ferner  —  ^swat  oc 
vries  gudes  to  Calvelde  leget  und  de  gvaf8Cop> 

Die  Mittekone  OstfEÜens  östlich  von  der  Diözese  Hildes- 
heim wird  von  dem  Darlingau  und  dem  Han^u  gebildet 
Auch  in  diesen  Teilen  finden  wir  Freidinge,  Freigüter  und 
Freie.  Für  den  Darlingau  sind  außer  den  älteren  Nachrichten 
2^vei  hochwichtige  Aufzeichnungen  vorhanden,  die  sich  auf  die 

1)  Vgl.  Lunt/.el,  Lasten  R.40,  Ältero  Diöxese  S.70,71.  Skizzo  No.7. 

2)  Vgl.  Sudendorf  10,  S.  280  No.  1. 

3)  Zschr.  1  Niedersachsen  1855  S.  263. 

4)  Vgl.  Sudendorf  1,  No.  170,  Skizze  No.8. 
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!FVeien  von  Sickte  bezielien.    Es  sind  dies  ein  Privileg  von 

1399  und  ein  ausführliches  Weistum  von  1571*. 

Die  älteren  xSachriehten  über  das  Freiding  und  die  Frei- 
güter im  Harzgau  sind  schon  oben  erörtert  worden  und  werd^ 
uns  noch  näher  besehnftigcn.-  An  dieser  Stelle  sei  nur  bemerkt, 
daß  nach  freundücher  Mitteilung  des  besten  Kenners  der  spa- 
teren Zustände  dieser  Gebiete,  des  Archivrats  Jakobs  io  Wer- 
nigerode! noch  im  16.  und  17.  Jahrhundert  uk  euer  größeren 
Zahl  von  Dörfern  in  Werniii-erode  sogenannte  „Freie''  aut  „Frei- 
gütern" sich  finden.  Es  sind  dies  ^zweifellos  Bauern,  die  aber 
von  allen  Diensten  und  Fronden  frei  sind^.^  Sie  würden  somit 
in  ihrer  Stellung  den  Freien  Anhalts  durchaus  entsprechen. 

Am  wenigsten  eigiebig  sind  die  Grenzgaue  längs  der  Elbe, 
die  Altmarky  Nordthüringau,  Schwaben-  und  Hassagan.  In 
der  Altmark  wird  ein  Stand  von  Freien,  plene  liberi,  erwähnt, 
welche  violleicht  den  Freidingsgeuoösen  des  Wöstens  ent- 
sprechen. Doch  ist  die  Deutung  unsicher.  Für  den  Nord- 
thüringgim  fehlen  Nachrichten  über  Freiding  und  über  Freigüter. 
Diese  Lücke  wird  allerdings  in  etwas  dadurch  eigänzt,  daß 
nach  der  Mitteilung  der  Glosse  sum  Sachsenspiegel  in  den 
Grafschaften  zu  Mühlingen  und  zum  Billingshohe  sich  unter 
den  schöffenbaren  Leuten  schlichte  Hauern  befanden.^  Johann 
von  Buch  ist  für  seine  Zeit  ein  dmchaus  kompetenter  und 
glaubwürdiger  Zeuge.  Es  hat  somit  damals  im  Nordtburinggau 
sicher  vollfreie  bäuerliche  Grundeigen tf im ei-  n^egebeui  die  dem 
Grafengerichte  angehörten  und  somit  den  Freidingsleuten  andmr 
Gebiete  entsprachen.  Nach  der  Art  der  Erwähnung  scheint 
der  Stand  wenig  zahlreich  gewesen  zu  sem.   Zu  bestimmteren 


1)  Vgl.  Sudendorf  8,  No.272  und  Grimm,  Weistümer  Bd.  3  S.246fi 
Skizze  No.  9. 

•    2)  Vgl.  oben  S.  203  fi.  und  unten  No.  279  ff. 

3)  Vgl.  auch  den  Aufsatz   von  .lakobs   über  die  ^Husflige*  IB 

Uetßclienrodc  bei  "Wernigerode.    Zscbr.  liarz.  10.  S.  359ff. 

4)  (ilo^^sL'  zu  III  Art.  29:  »Als  in  de  gravescap  tu  mulinge  und  tuiue 
billingishojLie  wul  enkeUe  is.  went  dar  schepcnbare  lüde  wol  siebte  bure 
sia.   darumme  ue  eddelt  si  cder  nemene  en  ammacht** 
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Ergebnissen  gelang  DanneiH.  Er  berechnet  auf  Gnind  der 
Aufgebotsor«! Illing  von  13G3^  die  Zahl  der  Freibauern  in  den 
einzeineu  iJuricra.  Leider  ist  die  Gruudlage  der  BerechuuDg 
zu  oosicher^  um  das  Ergebnis  verwerten  zu  können.' 

Die  Freien  des  Schwabengaus  sind  für  Anhalt  besprochen. 
Die  VerfaSHtilsse  des  Hassagaus  bedürfen  näherer  Untersuchung, 

die  mir  zuizeit  noch  nicht  möglich  ist. 

Auch  ohne  Heranziehung  des  Hassagans  läßt  sich  die 
Dreiteilung  der  bäuerlichen  Besitzrechte  in  Hildesbeim  als  eine 
in  spaterer  Zeit  in  Ostfalen  allgemein  verbreitete  Erscheinung 
beedchnen.    Diese  These  ist  um  so  sicherer,  als  iÜr  Inhalt 

nicht  nur  für  Ostfalen,  sundern  auch  für  Engern,  mit  Ausnahme 
des  N  ndwestens,  und  für  WcHtfah  fi  gilt.  Nur  das  statistische 
Verhältnis  von  Meiergut  und  Erbzinsgut  ist  in  den  einzelnen 
Teilen  dieser  Gebiete  ein  verschiedenes.  Die  Freigüter  sind 
viel  verbreitet,  aber  nur  in  ganz  kleinen  Bezirken  vor- 
herrschend. 

2^Wa  Eine  allgemeine  Charakteristik  des  Standes  dieser 
Freien  liilit  sich  nur  dadurch  gewinnen,  divß  man  die  auf  ver- 
schiedene Fragen  sich  beziehenden  Nachrichten  verschiedener 
Gebiete  Ostfalens  kombiniert  Immerhin  scheint  mir  die  An- 
nahme völlig  gesichert,  daß  wir  in  den  fVeidingsleuten  die 
Reste  der  altfreien  Bauern  zu  sehen  haben.  Der  Stand  ist 
ein  Geburtsstand.  Auf  die  Frage,  wie  der  Stand  der  Freien 
erworben  werden  kimne,  lautet  die  Antwort:  Nur  durch  Geburt, 
in  Sickte  sind  es  nur  vier  mit  Namen  genannte  Sippen^  die 


1)  Danneil,  Geschiohte  des  Magdeburgischen  Baaenistaades  8. 66, 67, 
XS,K  Stadt  Ifagdelmig  I  No.  458. 

2)  Zum  Aii1ge1)ote  sind  veipflichtet  „dynsünte,  mannen,  stetto  oder 
dSiffer*.  Dana  werden  als  pfliohtig  genannt  einzelne  Peisonen,  die  den 
lUel  «her*  führai,  andere  ohne  diesen  Titel,  and  Städte  imd  Dörfer  qut 
einer  Kontingentangabe.  Daaneü  ninunt  an,  daß  die  Personen  der  zweiten 
Kategorie  freie  Baoem  sind.  Aber  der  Vergleich  mit  den  Lebnsregistem 
eigibt,  daß  wir  in  ihnen  wenigstens  zum  Teil  ritterliche  Leute  zu  sehen 
haben.   Deshalb  ist  ein  Nachweis  and  eine  Statistik  der  freibaneni  nicht 
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SU  den  Fk^ieii  gehören.^   Die  Freien  geniefien  staatsrechtliche 

Privilegien,  die  sich  allerdings  vorzugsweise  in  Ilten  erhalten 
haben.  2  Besoudei*s  beachtenswert  ist  die  jirrsönliche  Wehr- 
pflicht, die  in  Eten  wie  in  Anhalt  als  Kennzeichen  der  Freien 
hervortritt.  Die  Freien  besitzen  Grundeigentum  und  zwar 
echtes  Eigen.  Die  Qualität  als  echtes  Eigen  eigibt  sich  daraosy 
daß  das  Freigut  bei  erblosem  Tode  an  den  Inhaber  der  Grafen- 
gewalt  fällt*  und  nicht  an  irgend  eine  andere  Gewalt  oder  an 
einen  Grnndhcrrn.  Zu  demselben  Schlüsse  führt  die  beachtens- 
werte Erseheiming,  daß  bei  diesen  Gütern  sich  die  Familien- 
beätininunig  in  einer  Starke  erhalten  hat,  wie  sie  bei  Leih^ütem 
überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  in  dem  Maße  vorkommt.^ 
Nun  finden  sich  freilich  Freienzins  ^  und  Königssins.^  Aber 
letzterer  tdSt  nur  vereinzelt  einen  Teil  der  Freigüter.  Der 
Freizins  ist  aber  auffallend  niedrig  und  wird  überwiegend  im 
Interesse  der  Freien  verwendet,  po  da  LI  er  mir  als  Gerichts- 
abgabe und  nicht  als  Tjeihezins  autgt-faßt  werden  kann.  Die 
AuÖassnng  der  FreidiugBleute  als  liest  der  Gemeiufreien  wird 
nun  auch  dadurch  gefordert,  daß  irgend  ein  andrer  Stand, 
der  diese  Gruppe  repräsentieren  konotey  nicht  vorhanden  ist 

1)  Vgl.  Sickte  acl(;r  geschlechter  seindt  viere,  als  nemlich  Chnriandc 
Cremlinge,  Engelkea  and  Jaspers*.  In  der.  Folge  heißt  es  öfters  ^wird 
von  den  Freien  der  4  GescUochter  erkannt*^ 

2)  Vgl.  die  Nachweisongen  oben  8.280.  Heise  a.a.  0.  führt  als  Bechte 
der  Freien  auf  1.  Freigerioht,  2.  Aljgabenfreiheit  anagenotnmen  Freiensins^ 
3.  Freiheit  von  Zoll,  4.  Freiheit  vom  Heerdienst  außer  Bnrgmark,  5.  Frei- 
heit im  Gewerbebetrieb,  6.  Braofreiheit,  7.  Parzellierongsfreiheit,  8.  Frei- 
heit im  StheiboMsc'hießen,  9.  Jagdfreiheitf  10.  Recht  zur  Tertretuiig.  Als 
Ilnuptpflicht  erscheint  die  allgemeine  persönliche  Wehrpflicht  VgL  «ach 
Bödiker  a.  a.  0. 

3)  Vf?l.  Sickte  No.  auch  Emmerke  No.  14.  Verwirkung  des  Guts 
'/^  an  den  Landesherm,  Vt  an  die  gemeinen  Freien;  ferner  Westeihoi 
oben  S.  287. 

4)  Vf?!.  Sickte  No.i)  müunli«  It"  K-  hen  der  Freien,  No.l3  Beisprooh^ 
recht,  Emmerke  No.  15 f.    Güntlier,  Ambor^gan  S.  42 ff. 

üf)  Vgl.  I,ünt/.t'l,  Laatea  8.46,47;  Enunerke  iS'o.32;  Sickte  6,  Freien- 
Zins  nach  8cliüüiugen. 

G)  Vgl.  unten  No.  307. 
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Die  Meier  sind  landlose  I^eute;  daß  sie  in  ihrer  Masse  erst 
durch  die  großen  BMlaseaogen  des  12. ,  13.  und  14.  Jahr- 
bunderts  entstanden  sind,  ist  sicher.    Die  Halseigenen  sind 

«benso  sicher  Unfreie.  Wenn  es  in  Ostfalen  gemeinfreie  bäuer- 
liche rirundpigpntiimor  gegeben  hat  und  nach  den  Überresten 
dieses  Standes  gefragt  wird,  so  können  wir  diese  Überreste 
nur  in  den  Freidingsleuten  wiederfinden. 

B.  Zulassigkeit  der  Rückschlüsse  auf  die  Stande 

des  Spiegels.    §  22. 

Die  drei  Grundformen  der  späteren  ßesitzrechte:  Pacht- 
gut, Erbsinsgut  und  Freigut  lassen  sich  nun  mit  Sicherheit 
auf  Stande  des  Sachsenspiegels  zurückführen. 

235.  Dies  gilt  zunächst  von  der  Unterscheidung  von 
Erbzinsgut  und  Pachtgut  Sie  findet  sich  bereits  im  Sachsen- 
spi^el^  Der  Spiegier  kennt  eine  Zeitpaoht  to  besceidenen  jaren. 
Solche  Güter  werden  beaseichnet  als  tinsgut  schlechthin*^  genauer 
als  „en  fri  gud,  dar  nieman  tinsrecht  an  ne  hevet  noch  dar  to 
geboren  is  und  dats  man  ecneuie  gabte  bestadet."'  Den  Gegen- 
satz bildet  das  „gut,  dar  die  tinsg^elden  to  geboren  sin^,  oder 
sik  in  dat  tinsgelt  gekoft  hebben**  oder  auch  das  „ervetinsgut"  ^ 
schlechthin.  Dieser  Gegensatz  ist  ein  abschließender.  Das 
einfache  Zinsgut  kann  auch  von  dem  Pächter  gekündigt  werden^ 
kommt  daher  nur  als  Besitzrecht  der  Landsasseo  in  Betrachti 
wofür  auch  die  Ausdrucksweise  rg**8t**  spricht.  Der  abschlie- 
ßende Charakter  der  Gegenüberetellung  ergibt  somit  die  Alter- 
native, daß  der  Spieglcr  das  Besitzrecht  der  Laten  ent- 
weder übergangen  oder  aber  als  Erbzinsgut  aufgefaßt  hat 
Für  die  zweite  Auslegung  sphcht  schon  die  berühmte  Stelle 


1)  Vgl.  E.  C.  Sclmlze,  Kolon isieruug;  Excurs  III;  Witttoh,  ünmd- 
liürrschaft  S.  32(')ff. 

2*         Ldr.  III  77,  II  21  §  1. 

3)  Ssp.  Lehnr.  73  §  2. 

4)  a.  a.  0.  §  1. 

5)  Ssp.  Ldr.  I  Alt  54  § 

19* 
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fiber  die  Kolonisteuleihe.  ^  Bei  einer  Ansiedlong  von  \^dlder 
Wursel  darf  Leuten  firbzinsrecht  gewährt  werden,  „obgleich 
gie  nicht  zu  dem  Gute  geboren  sind^.  Biese  Ausdrucksweise 
ist  nur  verständlich,  wenn  der  Spiegier  von  der  Vorsteilnng 

ausging,  daß  die  sonst  vorkommenden  Erbzin.sverhältnisse  iiic-Iit 
auf  einer  vertragsmallii^on  Verlcilumg  seitens  det»  Grundherrn 
an  freie  Leute,  sondern  auf  dem  uralten  Rechte  der  Lat^a 
beruhten.  Sodann  ergibt  die  Vorschrift,  daß  der  Grundherr 
von  seinem  ^tinsgelden*^  vor  den  Zinsgenossen  zu  verklagen  ist*, 
daß  unter  dem  tinsgelden  der  Late  einbegriffen  ist  Kur  die 
Laten  einer  Villikation  bildeten  einen  Gerichtsverband.  Von 
einem  besonderen  (ierichte  der  freien  ]*ächter  eines  und  des- 
selben Grundherrn  haben  wir  gar  keine  ^i'achricht.  Die  Klage 
des  freien  Pächters  gehörte  vor  das  Goding. 

236«  Die  gleiche  Vorstellung  tritt  noch  deutlicher  in  der 
Glosse  zu  II  59  hervor.    Als  Erläuterung  zu  den  Worten  des 

Textes:  Dem  Zinsmann  kann  gekündigt  werden  ^die  t(»'ni 
gude  nicht  geboren  is'*  wird  bemerkt  „dat  men  tJni  giide  gebumi 
wert,  dat  scheidet  au  äesschcm  und  Merchschen  recht.  \\y 
in  Sassen  tu  tinczgude  geboren  is,  dat  is  ein  late  dy 
mach  des  gutes  an  sines  herren  orloff  sich  nicht  vorty 
gen*^.  Das  sind,  die  unsere  Vorfahren  sitzen  liefien^  als  sie 
das  Land  eroberten;  „Met  uns  aver  hebben  dy  grebur  erve  an 
pecht  gude.  Unt  si  mogent  laten,  wan  sy  ^villen Fol^ft 
die  Schildenuig  der  Kolonistenleüie.  Johann  von  Buch  sagt 
mit  khuen  \\'orten,  was  schon  der  Spiegier  erkennen  läßt,  daß 
nämlich  in  Sachsen  außerhalb  der  Koionisationsgebiete  das 
erbliche  Nutzungsrecht  au  Bauerngütern  Latenrecht  war.  E<ine 
prägnante  Auslegung  würde  sogar  die  Möglichkeit  einer  freien 
Erbleihe  an  Bauern  negieren.  Diesen  Schluß  halte  ich  für  zu 
weitgehend.  Es  scheinen  auch  freie  Erbzinsverhaltnisse  be- 
standen zu  haben.    Aber  zwei  Satze  ergeben  sich  mit  Sicher- 


1)  Ssp.  ni  Art.  79. 

2)  Ssp.  Lehnr.  68  §  5:  «nicht  plichtig  ssa  aotwerdene  —  sime  tins» 
gelden,  he  ne  hebbe  ime  er  rechtes  geweigeret  vor  sinen  tinsgeiioten*. 
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heil  1.  Das  Besitsrecht  der  Laien  gilt  dem  Spiegier  wie  dem 
Glossator  als  Erbzinsgui.    2.  Die  Masse  der  vorhandenen 

Erbzinsgüter  waren  in  den  Händen  der  Laten. 

Diese  beiden  Sätze  werden  durch  die  sonstigen  Nach- 
richten vollauf  bestätigt 

Für  das  Gebiet  von  Hildesheim  ist  der  ZusamnuMihang 
völlig  unbestritten  und  völlig  klar.  Die  Meier,  deren  Vertrag 
alle  6  oder  9  Jahre  erneuert  wird>  sind  alte  ZeitpSchter,  die 
Besitzer  der  Erbsinsgüter  heißen  auch  noch  spiiteriiin  „Laten^ 
und  „llalseit^ene"  und  gehuren  vor  die  Reste  der  alten  Villi- 
kationengerichte,  die  Meierdinge. 

237.  Aber  auch  für  Anhalt  und  die  übrigen  Gebiete  ist 
das  Alter  des  Gegensatzes  durchaus  sicher.  Die  Identität  des 
eben  Gliedes,  des  späteren  Laßguts  mit  dem  alteren  Pachlgute 
wird  kaum  Zweifeln  begegnen.  Denn  beide  Ausdrücke  bezeich- 
nen nur  das  Yerhiltnis  der  freien  Zeitpacht  Auf  größere 
Bed»  fiken  wird  vielleiclit  der  Zusamim'uliang  des  Krl)/,insguts 
mit  dem  alten  Latgute  stoßen.  Wir  sind  unwillkürlich  geneigt 
besseres  Besitzrecht  mit  früherer  Freiheit,  schlechteres  Besitz- 
recht mit  früherer  Unfreiheit  in  Verbindung  zu  setzen.  Aber 
das  Beispiel  von  Hüdesheim»  die  Ajigal>en  des  Sachsenspie^ls 
mid  der  Glosse  beweisen,  daß  das  Gegenteil  Wirklichkeit  war. 
Auch  in  den  andern  Gebieten  hat  sich  nicht  das  Laßgut, 
sondeni  das  Erbziiis^it  des  16.  Jahrhunderts  aus  dem  Tintfi^it 
entwickelt.  Der  Zusammenhang  ist  allerdings  nicht  in  der 
Weise  zu  denken,  daß  alle  Erbzinsleute  von  Laten  abstammen. 
Die  Abhängigkeit  des  Besiterechts  von  dem  Stande,  die  in 
Büdesheim  festgehalten  wurde,  hat  in  anderen  Gebieten 
früh  aufgehört  Es  konnten  Leute  Erbzinsgut  erwerben, 
ohne  leiten  zu  werden.  ^  Aber  der  Keehtstyp  des  Erbzins- 
guts bUtiiiiiit  aus  dem  Latenrecht  und  die  Masse  der  Erh- 
zinsverhältnisse  datiert  aus  der  Latenzeit.  Auch  nach  den 
Urkunden  hat  der  Late  schon  zur  Zeit  des  Spieglers  überall 
ein  erbliches  Recht  an  seinem  Gute  mit  festem,  seitens  des 


1)  Vgl.  U.  B.  St.  Padi  No.  21. 
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Grundhenm  oder  T^ibherrn  nicht  einseitig  eiiiöhbarcm  Zinse. 
Deshalb  muß  der  Herr  das  Gut  dem  Lafteo  und  deeaeo 
Erben  abkaufen,  wenn  er  freie  VerfOgong  erlangen  will.' 
Deshalb  ist  die  mit  einem  Laten  besetzte  Hnfe  weniger  weit 

als  die  lateiifrcie  Hufe.*  Solion  dainals  ^sar  Jas  Kecht  der  Laten 
Erbzinsreclit.  Und  das  Recht  an  dem  spateren  Erl)/iiisgute  i-t 
dasselbe  Keeht.  JJcr  in  Anhalt  für  die  Sciieidung  vom  erb- 
lichen Laßgut  und  Kolonistengut  ausschlaggebende  Unterschied 
der  Lehnware  bei  SterbefaU  ist  entstanden  durch  die  Umwand- 
lung des  Sterbefalls  der  Laten »  der  buleviuge  in  eine  dingliche, 
fixierte  Belastung.^  Noch  im  15.  Jahrhundert  wird  das  Erb- 

1)  Vgl.  z.  B.  die  ausführlichen  Urkunden:  U.  B.  Drübeck  Ko.  32 
und  37  (1294  und  98),  femer  z.  B.  U.  B.  Hochstift  Halberstadt  1 578  (1220), 
n  769  (1242),  U.  B.  St  Bt.  Bonifacii  Ko.  58  (1270),  6t  Paidi  No.  43  (1270), 
U.  B.  Bsenbni^  I  No.  115,  117  (1283).  Frdlassiiiig  als  Preis  der  Zoi^tim- 
miing  TJ.  B.  Höchst  HalberBtadt  I  No.  428  (1205).  Sehr  instroktiT  ist  die 
Lage  der  Laten  in  Schsuen  (Ilmgau)  beschrieben  m  Urk.  r.  1268,  U.  R 
forNiedetsachsen  II  No.399:  „Cäves  vero^  qnod  asscripticii  glebae  sunt 
(ÜberBetzung  von  „zum  Gate  geboren")  ntm  debent  a  bonis  suis  nunc  babitis 
et  possessis  ejici  vel  repelli  viol  enter  dmnmodo  resideant  hU  in  bonis  per* 
sonaliter  et  solvant  censum  debituni  certo  teini)ore  constitutum ,  nec  deme* 
reantar  bona  sua  justa  de  causa.  Ad  liaec  si  bona  Rua  Tohint  alienare  ant 
Tendere,  abbati  et  conventoi  primo  exhibebiint,  emenda  secandnm  valorem 
verum  a  concivibus  aestimandum.  Quodsi  emere  ipsi  nolunt,  eorum  con- 
silio  et  auxilio  secundum  rectani  ne'^fimationnm  vnl'iri^;  concivibu>  suis 
vondont.  Qnnfi  si  pretoxtu  paujiortatis  vel  alteriiis  causao  ^nporvoni-  rHs 
uoii  volunt  vrl  iiohint  fxcnlere  Rßrm  moB  vol  rmn  iiossurit,  in  mIIä 
permancant.  sine  i-tiam  haue  rccedant,  «luod  dumnum  ex  hoc  ivm  debet 
ead'  !'.'  in  abbateni  et  eunveiitum,  isti  debent  secundum  valoiem  tune 
bonorum  eis,  si  haberi  possunt,  ali  ninin  heredibus  eorum  pecuniam 
dare  et  bona  sie  empta  in  usus  convertere  claustri  siii.*  VgL  a.a.O. 
U.  No.  208. 

2)  Vgl.  U.  13.  Uuthsüft  Ilalberstadt  I  No.  5r)5  fl223).  Es  \veri  'a 
getauscht  15  ilufcn  cum  litonibus,  die  zusammen  uoch  nicht  8  Mark  zahlen, 
gegen  8  Hofen,  welche  mehr  als  14  Mark  zahlen.  Diese  zweiten  Hufen 
sind  utiliores  ecdestae  —  qoi  üben  snot  et  a  litonibos  abeoluti.  Ein  inter- 
essantes (legenstiick  bietet  die  Urkunde  von  1226  hfi  Wittich  a. ».  0.  6. 225. 

3)  Vgl.  z,  B.  folgende  XTrkanden.  Höchst  Halberstadt  III  No.  1812 
(1306)  (der  Gnindberr  geht  in  beziig  auf  BudeUnge  dem  Leibhemi  vor) 
ü.  B.  Stadt  Halberstadt  I  No.  164  u.  256  (I27d  n.  93)  (Bomede  und  boleT« 
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zLDSgut  im  Meierdinge  verlieLeu.^  W  o  wir  in  spaterer  Zeit  Laten 
und  ihr  Beaitzrecht  nachweisen  können,  sitzen  sie  zu  Erbziiis- 
recht.'  Der  ganze  Gegensats  ist  alt  Die  Unterscheidung  der 
beiden  Güterarten  laßt  sich  bis  in  die  2^it  des  Spieglers  zurück- 
verfolgen.  Nur  die  Terminologie  hat  gewechselt  Dem  Gegen- 
satz von  Erbzinsgut  und  Laßgut  entspricht  der  alte  Gegensatz 
der  mansi  litonici  und  der  niunsi  liberi,  cxenipti,  cxjk  liti, 
spater  der  Gegensatz  der  Ziiisliufen  und  der  ledigen  Hufen.  ^ 
Die  ledigen  Hufen  befinden  sich  dabei  nicht  etwa  in  Eigen- 
wirtschaft der  Herren,  sondern  sie  sind  auch  auagetan,  aber  in 
Zeitpacht  Der  Nachweis  des  Zusammenhangs  ließe  sich  noch 
mannigfach  verstärken.    Ich  glaube  mich  für  die  Zwecke 

werden  mit  den  Oütem  übertragen,  wfibrend  die  Leibhemchaft  bei  dem 
Leibhezm  bleibt),  ü.  fi.  Ileenbiiig  Nachtrag  No.  12  U  S.  525  (1341).  Der- 
jenige Erbe,  der  das  Erbcinsgat  übernimmt,  zahlt  ein  Fixum  als  bnleving. 

1)  Vgl.  ü.  B.  Stotteriingenbuxg  No.  192  (1423). 

2)  Vgl.  s.  B.  die  ürbinde  von  1410  ü.  B.  Stotterlingenbiug  No.  78. 
Elbzins  wird  bewilligt  denjenigen  Nachkommen «  die  des  Klosters  Laten 
sind.  Vgl.  ferner  die  Nachrichten  des  K1o8ters  Berge  über  die  Belehnongen 
in  Osterweddingen  und  den  Erbzins  daselbst  (U.  B.  Berge  No.  1062) 
mit  der  Urkunde  von  1498  (a.  a.  0.  No.  855),  wclclic  Latenqualität  der 
Krbzinsloute  ergibt  Analoge  Beweise  lassen  sich  führoo  für  Addeistedt, 
Heklingen,  Wehrstedt  u.  andere  Ort*;. 

3)  Vgl.  z.  B.  Codex  Anh.  IV  a.  No.  3  S.  356,  4  mansos  liberos 
et  f*xf'rnj»tos  et  11  mansos  litonum.  II  No.  28  (1218)  m.  liboros  —  ab 
omni  jure  litonum.  II  No.  260  (1262),  9  mansos  litonum  et  15  expeilitos 
in  Morinp*'  nt'Ciiuii  tres  mansos  expuditos  in  Neiidoii)  No.  401  (1272)  tres 
mansi  liberi  —  rt  quartus  mansus  censualis  IT  No.  s71  (1299)  vendidimus 
octo  mansos,  duos  liberos  et  sex  consuales  II  cum  homiuibus.  III  No.  119 
(1306)  de  supra-scriptis  autem  mansis  «luidiun  sunt  juris  litonici  *iuidam 
censuales.  III  No.  128  (1306)  itein  iu  Wiboye  2  mansos  liberos  et  2  con- 
suales. V  Nü.  48  (1383)  vif  hove,  der  siat  twene  lediuU  und  vrie,  und 
drie  tiiisaftich.  V  No.  126  (1389)  enen  vryon  hof  und  twene  tynsgudes, 
ebenso  V  231  nnd  235,  236  U.B.  Hochsiüt  Ualberstadt  H  No.  679  (1238) 
2  mansos  liberos  a  jnre  litonnm.  II  681  (1238)  a  jure  litonnm  liberos  H 
Ko.  1383  (1282)  mansos  qni  tenentor  jnrs  Uionico.  —  Q^ensati  mansi 
oensoailes  oder  liberi,  m  No.  2099  (1323)  16  hove  tynsgades  —  mit  luden 
nnd  mit  aller  nnt  —  11  lioTe  (ins  gndes  mit  lade  unde  aller  mit  — 
4  ledige  hoven  —  7V»  ledige  boven.  Von  den  tynsgadem  wird  badel 
eiboben.  Eraih,  (3od.  Qaedlinboig  8.  207,  271  md  a.  a.  0. 
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dieser  Skizze  auf  das  Gesagte  beschränken  zu  k<»imeu.  Der 
Zusammenhaug  selbst  ist  unbestreitbar.  Das  spatere  Pachtgut 
entspricht  dem  Stande  der  Landaassen,  das  Erbzinsgot  dem 
Stande  der  leiten. 

238.  Dieses  Ergebnis  fuhrt  zu  der  weiteren  Frage,  ob 
es  möglich  ist,  auch  fGr  die  dritte  Klasse  der  BauemgQter, 
die  Freigüter  und  für  ihre  Besitzer,  dio  Freien  eine  Beziehung 
zu  den  Ständen  dos  Saeliseii^<pirt;ols  zu  finden.  Die  Frage  ist 
von  allen  Forschern  bejaht  worden,  die  sieli  mit  den  l*'reidingea 
näher  beschäftigt  haben.  Allerdings  nicht  gleichmäßig.  Alle 
Forscher  stimmen  darin  uberein,  daß  die  ostfäUschen  Freidings- 
leute die  Reste  der  gemeinfreien  Bauern  sind.  Aber  die  Deu- 
tung des  Spiegels  ist  verschieden.  Luntzel*  und  Stüve*  er- 
kennen in  den  Freidingsleuten  die  Schöffenbaren  des  Spiegels. 
AVittich'"^;  der  den  Untersuchungen  ZalliDgers  gefolgt  ist,  sieht 
in  ihnen  die  Pfl^haftrn. 

Für  uns  kann  schon  mit  Rücksicht  auf  frühere  Ergebnisse 
die  Stellungnahme  nicht  zweifelhaft  sein.  Wir  haben  uns  ans 
schlechthin  zwingenden  Gründen  genötigt  gesehen,  die  Pfleg- 
iiatten  der  Stadt  zuzuweisen.  Folglich  können  die  bäuerlichen 
freien  (irrundeigentümer  der  Folgezeit,  falls  sie  in  die  Zeit  des 
Spieglers  zurückreichen,  nur  zu  dem  Stande  der  Schötienbaren 
gehört  haben.  Sie  sind  in  der  Hauptsache  das  vermeintlich 
fehlende  Original  für  die  niederen  Schöfienbaren. 

Aber  auch  wenn  man  die  Lokalisierung  der  Ffleghaften  als 
offene  Frage  behandelt,  von  der  gefundenen  Losung  absieht,  so 
entspreelieu  doch  die  Freid  nu-ieute  in  allen  erkennbaren  Zweigen 
den  Schöffenbaren  des  8[>i('gels  und  nicht  seinen  Pfleghaflen. 

2*{9.  In  erster  Linie  hervorzuheben  und  schon  allein 
betrachtet  vollkommen  durchschlagend  ist  der  Zusammenhang 
der  Freien  mit  dem  fVeiding.  Der  Zusammenhang  ist  ein 
aufierordentlich  enger.  Das  Wesen  der  Standeszugehorigk^t 
ist  zum  Teil  mit  der  Gerichtsgenossenschaft  identisch.  Die 

1)  Lasten  S.  35,  36,  Ältere  Diözese  S.  67,  68,  OeBchiohte  U  S.  21. 

2)  Untersuchungen  über  die  Gogerichte  S.  8. 

3)  Gnindherrschaft  8. 132,  33. 
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Freien  allein  besuchen  das  Freiding.  ^  Das  Freiding  ift  nach 
allen  Nachrichten  bei  Streitigkeiten  um  F^?eiguter^  bei  Ver- 
iaßeniDg  und  Verpföndong  von  Freigütern  kompetent*  Dem 
Inhaber  des  Freidings,  d.  h.  dem  Landesberm  als  obersten 

Freigrafeu  gebührt  das  Heiiiüallsiecht  an  erblnsem  Freigute.* 
Auch  ffir  eine  nrs})rfmglicho  Kompetenz  für  die  Strafsachen 
der  l"reien  finden  sich  Zeugnisse*^ 

*^40.  Die  Freidinge  sind  nun  gan2  sicher  die  Reste  der  alten 
Graf  endinge,  gehalten  bei  dem  Konigsbann  von  60  Schülingen. 
Schon  die  oatfölischen  Nachrichten  würden  allein  betrachtet 
keinen  Zweifel  gestatten.  Comicia  und  vrifire  ding  werden  gleich- 
bedeutend gebraucht.^  Das  Freiding  wird  bei  dem  Konigsbann 
von  60  SchiüiDgea^  dreimal  im  Jahre  als  Vollgericht  gehalten.^ 
.Zwischen  zwei  echten  Dingen  li^en  zwei  Zwischengerichte 
80  daß  die  beiden  alten  Fristen  des  Grafengerichts  von  18  und 
TOD  je  6  Wochen  sich  ergeben.  Endlich  wird  sich  heraus^ 
8tdieo'',  dal*  wir  gerade  in  denjenigen  Orten  und  (jebiotcn, 
in  denen  später  Freidinge  auftreten,  schon  im  13.  Jalirhundert 
, Freie*  und  „Freigüter'*  ünden  in  derselben  Verbindung  mit 
dem  Grafendinge,  in  dem  sie  spater  zu  dem  Freidinge  stehen. 
Aach  für  Oat&len  allein  betrachtet  ist  daher  die  geachicbtliche 
Ideptitat  der  Freidinge  mit  den  alten  Grafendingen  vollkommen 
zweifellos,  JJazu  Uiti  nun  wiederum  allein  entscheidend  die 
Parallele  mit  Westfalen  und  Engem.    £s  kann  ja  gar  nicht 


1)  Ansscblnß  von  Niobtfieien,  vgl.  £nunerke  Ko.  5,  6,  7  (63  Fuß 
^eit  ftb  bleiben).  Sickte  §  11,  bei  der  Wroge  mtiß  der  Unfreie,  auch 
»enn  er  FreiViitor  hat,  63  Scliiitt  w-ichen.    Grimm  4  S.663,3,  8,246. 

2)  Tgl.  Emmerke  No.  9,  10,  21  (Klage)  11  (verlassen,  auftragen, 
v«>rsetzen  oder  verpfänden  auf  dem  echten  Fieydinge). 

3)  Vgl.  Sickte  16. 

4)  Vgl.  Einmf»rke  No.  27  imd  die  wrogc  in  Sickte  3,  4,  5,  11,  sowie 
<iie  Hegnngsformel :  „Steht  auf  und  wroget,  was  ihr  wisset*  a.a.O.  S. 247. 

5)  Vgl.  oben  S.  281  Note  3. 

6)  Sickte  No.  3,  11. 

7)  Sirkto  a.  E.    Grimm,  Weistümer  3  8.247. 

8)  Emmerke  No.  9.    Grimm,  Weistümer  4  8.  665. 

9)  Vgl.  unten  No.  273  ff. 
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zweifelhaft  sein,  daß  die  Freidinge  Ostfalens  üiit  iliren  Frei- 
gütern und  Freien  in  ihrer  Grundlage  den  Freigerichten  dieser 
beiden  Gebiete  entspreohen.  Mögen  einzelne  Verechiedenlieiten 
lokaler  Art  vorhanden  gewesen  sdn\  die  Identität  des  Wesens 
und  der  geschichtlichen  Grundlage  kann  nicht  angezweifelt 
werden.  Andrerseits  ist  für  Westfalen  und  P^ngern  die  Identität 
der  P'reidiuge  mit  den  Gmferiijeriehten  bei  K<Mii^l)Mnn  länost 
anerkannt  und  durch  zahlreiche  Zeugnisse  völlig  sichergestellt 
Deshalb  ist  die  gleiche  Deutung  für  die  ostfälischen  Freidinge 
gesichert 

241«  Die  spateren  Nachrichten  ei^eben  somit»  in  die  Zeit 

des  Spiegels  zurückdatiert,  eine  ständisch  gesonderte,  aber  bäuei- 
liehe  (ierichtsgemeinde  des  (irafendings.  Auch  im  Spiec^el  tritt 
nun  die  Bedeutung  der  Gerichtsgenossenschaft  tiii-  den  iStand 
auf  das  schärfste  hervor.  Aber  die  Gerichtsgemeinde  des 
Grafendings  bei  Königsbann  wird  von  den  Schöffenbaren  ge- 
bildet und  nicht  von  den  Pfleghaften.  Die  Pfleghaften  sind 
nach  jeder  Richtunu;  Gerade  hinsichtlich  der  GerichtegcuobSeii- 
schaft  gesondert.  Dies  «^ilt  für  die  Bezeichnung  ihres  Gerichts, 
für  seine  Stellung  in  der  Gerichtsorganifeation,  für  die  Besuclis- 
wie  für  die  Handlungsfrist,  für  Urteiler  wie  für  Zeugenfunktion, 
für  das  Gewette  und  für  das  Heimfallsrecht  Deshalb  ent- 
spricht  die  spätere  Gerichtsgemeinde  des  alten  Grafendings 
nur  den  schüffenbaren  Leuten  des  Spiegels,  nicht  deujeaigea, 
die  er  Pfleirhafte  nennt. 

Üie  Schlußfolgerung,  die  sich  aus  der  Gerichtsirenosseu- 
schaft  ergibt,  wird  nun  wieder  dadurch  gestötst,  daß  auch  die 
übrigen  Merkmale  der  fVeidingsleute  mit  den  Merkmalen  der 
Schöffenbaren  übereinstimmen.  Oben*  wurde  dargelegt,  daß 
die  Freidiugsleute  wenie^tens  in  iluer  Hauptmasse  den  Rest  der 
alten  Gemeinfreien  darstcUen.  Die  späteren  ^  Untei'suchungen 
werden  für  den  Stand  der  Schöü'enbareu  die  gleiche  Grundlage 
«geben. 

1)  Vgl.  untrri  No.  591. 

2)  Vsrl.  nhcn  S.  289. 

3)  Vgl.  unten  No.  424ff. 
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242.  Nun  liegt  freilich  ein  Bedenken  t^c^en  diese  Schluß- 
folgerung nahe.  Die  oben  verwerteten  .^Achrichten  über  die 
bäoerlioheQ  Freien  stammen  aus  späterer  Zeit,  die  beiden 
zuletzt  erörterten  speziellen  Anhaltspunkte  doch  erst  aus  dem 
14.  Jahrhundert  Man  könnte  daher  die  Frage  aufwerfen,  ob 
iiieljL  eine  spätere  Entwickhiug,  eine  zwischenzeitliche  Ver- 
schiebuDtj:  vorliegt,  etwa  so.  daß  die  Bauern  zwar  zur  Zeit  des 
Sachsenspiegels  vom  Grafundiiige  ausgeschlusseu  waren,  aber  in 
spaterer  Zeit  dem  Graf  engerichte  zugeteilt  wurden,  um  die  nötigen 
Urteiier  zu  beschaffen.  Iigend  ein  quellenmäßiger  Anhalt  für 
eine  solche  Substitutionshypothese  ist  nicht  vorhanden.  Ich  halte 
sie  für  völlig  ausgeschlossen.  Wir  begegnen  deil  Freidingen 
gerade  in  denjenigen  üebieten,  in  denen  in  älterer  Zeit  Graf- 
schalt und  Gognii Schaft  sich  in  verbciiiedenen  Händen  befanden. 
Die  Ding|)iiicht  hatte  nun  keineswegs  allein  die  Bedeutung, 
Urteiier  zu  liefern.  Sie  war  ma%ebend  fiir  Bede  und  Dienst 
Wenn  die  Grafen  zur  Zeit  des  Spiegels  alle  ihre  Bauern  von 
der  Dingpflicht  im  Grafengeriohte  entbunden  und  dem  landes- 
henliclien  Godinge  überlassen  hatten,  so  dürfte  es  ihnen  spater 
schlechterdings  nicht  möglich  gewesen  sein,  die  Bauern  aus  dem 
Grodinge  des  Landesherrn  zurückzuholen.  Nicht  nur  die  Frei- 
dinge, auch  die  Freigüter  und  ihre  Besitzer  sind  nur  zu  erklaren 
als  Beste  der  alten  Grafengerichte  und  ihrer  Gemeinde. 

Auf  eine  nähere  Auseinandersetzung  mit  der  Subatitutions- 
bypothese  glaube  ich  verzichten  zu  dfirfen.  Nicht  nur  weil 
die  Identität  uiil  den  Schotlenbaren  schon  durch  die  Bestim- 
mung der  Pfleghaften  als  Stadtbür^rer  gesichert  ist.  Sondern 
auch  deshalb,  weil  wir  die  Freien  und  ihre  Freigüter  genau  in 
der  spateren  Gestalt  auch  für  das  13.  Jahrhundert  nachweisen 
können  und  weil  die  sachliche  Identität  dieser  alten  Üben  mit 
den  Schöffenbaren  des  Spiegels  gleichfalls  außer  Ftage  steht 
Und  wiederum  werden  in  dieser  Hinsicht  die  Nachrichten  Ost- 
falens  durch  die  Quellen  der  übripren  Gebiete  bestätigt,  wenn- 
schon in  dieser  llinsiciit  gerade  W  estfalen  möglicherweise  eine 
später  zu  untersuchende  Eigentümlichkeit  aufweist  Dieser 
abschließende  Nachweis  wird  in  folgendem  gegeben  werden. 
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243.  All  dieser  btelle  soll  dagegen  die  Bedeutung  der 
späteren  Nachrichten  noch  nach  einer  anderea  Richtung  erörtert 
werden.  £s  fragt  eiob^  ob  es  zulassig  ist,  aus  der  statistiflclien 
Verbreitung  der  Bechtstypen  in  späterer  Zeit  einen  Schluß  zu 
ziehen  auf  das  numerische  Verhältnis  der  Stande  zur  Zeit  des 
Spiegels.    Bei  der  Beantwortung  ist  zu  scheiden. 

Die  große  Masse  der  spateren  Bauern  besteht,  wie 
allgemein  anerkannt  wird,  aus  Hintersassen,  Erbzinsleuten 
und  Pächtern.  Die  Zusammensetzung  dieser  Masse  aus  ihren 
beiden  Bestandteilen  ist  für  die  einzelnen  Gebiete  eine  ver- 
schiedene. Sie  scheint  auch  gewechselt  zu  haben.  Die  Ver- 
mehrung^ der  Landsassen  durch  Freilassung  und  Abkauf  der 
La  ton  war  in  der  Zeit  des  Sacbsenspiej^els  noch  in  vollem 
Ganp^e  und  hat  wf^iter  fortgedauert.  Aul  <  idcni  ist  der  Erl>- 
zins  durch  Ankauf  seitens  des  Grundherrn  erhöht  worden. 
Andrerseits  hat  auch  eine  Umwandlung  der  Pachthufen  in  Erb- 
bufen  zu  höherem  Zinse,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange 
stattgefunden.  Deshalb  dürfen  wir  allerdings  dort,  wo  Erbeins- 
verhältnisse mit  niedrigem  Zinse  vorherrschen,  wie  in  dem 
alten  Ueic'hsu^ebiete  Anhalts  auf  ein  entsprechendes  Vorherrschen 
detj  I^atensuindcs  zur  Zeit  des  Spiegiers  schließen.  Dagegen 
ist  der  ent#tprecheude  Kücksclilnß  für  die  Gebiete  mit  Vor- 
herrschaft der  Meier-  oder  Laßgüter  unzulässig. 

244*  Anders  gestaltet  sich  das  Problem  hinsichtlich  der 
Belation  zwischen  den  Hintersassen  und  den  Freidingsleuten. 
Die  Preidingsleute  bilden  für  alle  größeren  Gebiete  eine  sehr 
ausgesprochene,  zum  größten  Teil  irerin<z:fü^ige  Minorität.  Ich 
glaube  nicht,  daß  das  stntiPtische  Verhältnis  zur  Zeit  ded 
Sachsenspiegels  ein  wesentlich  anderes  gewesen  sein  kann. 
In  dieser  Hinsicht  ist  die  Bückdatierung  geboten  und  zwar 
gerade  für  Anhalt  Gewiß  können  seit  der  Zeit  des  Sachsen- 
spiegels manche  Guter  aus  dem  Eigentum  der  Bauern  in  das 
der  Stifter  oder  der  Herren  gelangt  sein.  Mit  einer  Vermin- 
derung der  Freigüter  werden  wir  zu  rechnen  haben.  Aber 
nicht  mit  einer  wesentlichen.  Schon  nach  dem  üechte  des 
Sachsenspiegels  konnte  das  völlige  Ausscheiden  eines  Grund- 
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dgeotfimers  aus  dem  Verbände  der  Grafschaft  nur  mit  Zustun* 
mung  des  Grafen  erfolgen.^  Die  Verringerung  der  Freibauern 
mußte  duroli  Konsensiukonden  des  Grafen  siohibar  werden. 
Solche  Konsensurknnden  besitzen  wir  auch.*  Aber  ihre  Zahl  ist 

im  Verhältnis  zu  dein  l^eiclituin  urkundlicher  Uberlii  tV  ruM«£  seit 
(lein  13.  Jaiiihuudert  nur  gering,  müßten  eine  ganz  andere 

Fülle  solcher  Nachrichten  haben ,  wenn  in  irgend  einem  der 
erörterten  Gebiete  eine  Massenverringerung  bäuerlichen  Landes 
flieh  seit  dem  13.  Jahrhundert  volhsogen  haben  sollte.  Speziell 
für  das  anhaltinische  Beichagebiet  konmit  noch  das  Vorherrschen 
der  Erbzinsverhältnisse  mit  geringem  Erbzinse  in  Betracht 
Diese  Erbzinsverhältnisse  sind  undtc  BUdungen.  Sie  sind  nicht 
durch  Elrwerb  von  Freigut  entstanden.  Schon  zur  Zeit  des 
Spiegels  wurde  neuer  Eirwerb,  heimgefallenes  Land  oder  par- 
zelliertee  Hofland  mit  Vorliebe  in  Zeitpacht  g^ben.  Wenn 
Stifter  und  Herren  im  Reichsgebiet  seit  der  Zeit  des  Spieglers 
Bauemeigen  in  größerem  Umfange  neu  erworben  hatten,  so 
würden  sie  es  als  LaBgut  behalten  oder  doch  mit  einem  den 
gesteigerten  Erträgen  f  nlsj »rechenden  hohen  Zinse  beln^tet  haben. 
Das  Zurücktreten  der  Laiigiiter  und  die  geringe  Höhe  des  Erb- 
zinses ergeben  die  Kontinuität  der  Entwicklung. 

Das  Gesamtbild,  das  wir  durch  die  Kückschlüsse  hin- 
skshtlich  der  Zusammensetzung  der  bauerlichen  Bevölkerung 
für  die  Zeit  des  Spieglers  gewinnen,  Ist  somit  folgendes:  Die 
Masse  der  Bauern  bcibttiit  iiu»  LüU  u  und  leibfreien  Zeitpächteni. 
Das  Besitzrecht  wird  vor  dem  Hofgericht  und  vor  d(^ni  Godinge 
verhandelt.  Eine  Beziehung  zum  Grafendinge  bei  Konigsbanu 
besteht  für  die  Hauptmasse  der  Bauern  nicht  Dazwischen 
■itien  zerstreut  altfreie  bäuerliche  Grundeigentümer  mit  enger 
Bedehang  za  den  Grafendingeu  bei  Kdnigsbann.  Das  ist  das 
vorläufige  Gesamtbild,  dessen  Vereinbarkeit  mit  den  einzelnen 
Teilbildem  der  älteren  Zeit  uuumehr  zu  untersuchen  ibt 


1)  Vgl.  oben  S.  96. 

2)  YgU  oben  S.  101. 
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Dritter  Abscliuitt. 
Die  niederen  SohOffenbaren« 

Erster  rntenibschnitt. 
Die  Untorsuelrnng  Zailingers. 

A.  Die  Kritik  Zailingers  und  ihre  Bedingtheit.    ^  28. 

245.  Die  Rückschlüsse  aus  den  späteren  Nncliiiclitf !i  er- 
geben für  die  Zeit  des  Spieglers  eioen  Stand  voUfreier  Bauern, 
die  das  Grafending  besuchen  und  deshalb  nach  dem  Einteilongs- 
prinzipe  des  Sachsenspiegels  zu  den  SchSfPenbaren  zählen  mnfiten. 

Da  von  einer  Einordnung  unter  den  Stand  der  Freiherren  hei 
diopon  Bauern  nicht  die  Rede  sein  knnn,  so  würden  wir  in 
ihnen  ,,mcdere  iSchött'enbare'^  in  dem  oben  bestimmteD  Sinne 
zu  sehen  haben.  Zallinger  hat  nun  in  seiner  einflußreichen 
Untersuchung  die  Elxistenz  eines  solchen  Standes  mit  Bestimmt- 
heit verneint  Deshalb  muß  es  unsere  nächste  Aufgabe  sein, 
zu  der  Untersuchung  Zailingers  Stellung  zu  nehmen. 

Zalliniror  ist  den  Weg  gegangen,  der  durch  die  Beschaft'en- 
heit  des  zeitgenössisehen  Materials  vorgezeichnet  ist.  Er  hat 
aus  den  irenchtlichen  Urkunden^  die  für  vier  Grafschaften  vor- 
liegen^ Teilbilder  gewonnen,  durch  Zusammenstellung  dieser 
Teilbilder  ein  Gesamtbild  erzielt  und  mit  diesem  Gesamtbilde 
das  Spiegelbild  verglichen. 

Bei  einer  Würdigung  dieser  Ei^ebnisse  sind  auseinander- 
zuhalten erstens  die  nnmittell)aren  Eri^cbnissc  der  Prüfunir  der 
Urkunden  und  des  »Standes  der  Personen,  also  die  Einzelbilder, 
zweitens  die  Zusammenfassung  und  Verwertung  dieser  Ergeb- 
nisse zur  Kritik  des  Spiegels  und  drittens  die  ortliche  und 
zeitliche  Beschrankung  des  Kontrolimaterials. 

I.  Die  unmittelbaren  Eigebnisse  Zailingers  sind  in  der 
Hauptsache  richtig. 

Zall innrer  hat  die  l'rkunden  des  Grafengorichts  tuid  des 
Sendgerichts  einer  sehr  sorgfältigen  Prüfung  unterworfen  und 
den  Stand  aller  in  diesen  Urkunden  als  Schöffen  und  als  Zeugen 
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geoaunten  PenoneD  so  weit  geprüft^  als  ea  das  ziemlush  reich- 
haltige  UrkimdeDmaterial  gestattet.  In  derselben  Weise  sind 
die  in  der  Vorrede  von  der  Herren  Geburt  genannten  Personen 

untersucht  worden. 

Zallingor'  gelangt  zu  dem  Ergebnisse,  daß  alle  in  den 
vier  Gauen  und  in  der  Vorrede  als  Schöffen  und  Zeugen  auf- 
tretenden Personen,  deren  Stand  kontrolliert  werden  kann,  bis 
som  Ende  des  12.  Jahrhunderts  ausnahmslos  nobile s,  £dle^ 
spater  teils  Edle,  teils  Ministerialen  sind.  Daneben  haben 
nch  aach  Stellen  ergeben,  welche  daför  sprechen,  daß  die 
ganze  Gerichts^meinde  des  Grafendings  ausschlicfilich  aus 
Dobiles  bestand,  wetinpohnn  Zallinger  diesen  SchluU  nicht  <je- 
zogen  hat.  Ferner  hat  Zallinger  festgest^^llt,  daß  unter  den 
Schöffen  in  größerem  Umfange  Mitglieder  der  hervorragendsten 
Geschlechter  des  Landes  auftraten,  so  daß  die  freien  Herren 
des  Spiegels,  wie  man  sie  auch  auffassen  mag,  jedenfalls  als 
Schöffen  mitgewirkt  haben. 

Diesen  Ei'gebnissen  ZaUingers  kann  ich  durchaus  zu- 
stimmen. 

Zallinger  hat  sodann  eine  schon  früher  gelegentlich  ge- 
machte Beobachtung  weiter  ausgeführt  und  näher  begründet, 
nämlich  den  Übeigang  einer  großen  Zahl  ursprunglich  freier 
ritteriicher  Geschlechter  in  die  Dienstmannschaft  Dieser  Dber^ 

gang  hat  sich  vollzogen  teils  durch  ausdrückliche  Ergebung, 
teils  durch  Heirat,  bei  der  nlle  Nachkoniiuen  Dieustlcutc  wurden. 
An  der  Tatsache,  dali  ein  wirklicher  Wechsel  des  Standes  in 
größerem  Umfange  stattgefunden  hat,  ist  nicht  zu  zweifeln  und 


1)  Vgl.  S.  5. 

2)  Schon  Ivichtiiufen  hatte  in  seinen  Untersuchuii^t-ii  zur  friesischen 
ReclitsgeschicbUj  II  S.  1125  Note  den  Beweis  in  Aussicht  gestellt,  daß  in 
den  l"^rkunden  des  13.  .hilulmuderts  die  scabiui  der  ostßUischen  Grafen- 
gerithte  al^  nobile:»,  nicht  als  liberi  erscheinen. 

3)  VgLLüntzel,  Geschichte  II  S.91ff.;  Winter,  Forschung,  z,  dontsch. 
Oeschichte  14  S.  318;  Ficker,  Ueenchild  8. 169  ,ich  denJke  viefauelir,  dafi 
die  ritterliclieai  Freien  m  groBer  Zahl  in  das  viele  Vorteile  bietende  Ver- 
blltnia  der  Minbterialität  übexgetieten  sind*. 
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halte  ich  die  voo  E.  Mayer  erhobenea  Bedeakea^  nicht  für 
b^ründet 

246«  Andrerseits  glaube  ich,  daß  Zallii^r  den  üm&ng 

des  Übertritts  und  die  Beweiskraft  der  Zeugenlisten  etwas 
überschätzt.  Zallinger  uiauiit  an,  dal5  innerhalb  der  ritterlichen 
Kiemente  nur  ein  einziger  Unterschied  bestanden  habe,  der 
zwischen  freien  Rittern  und  zwischen  den  unfreien,  den  Dieastr 
mannen.  £r  hat  natürlich  beachtet',  daß  die  altere  Gnippienii^ 
der  Zeugen  in  „nobiles  (liberi)  —  ministeriales*'  immer  mehr 
verdrangt  wird  durch  die  neuere  ^nobiles  (liberi)  —  miliies 
famuli**.  Aber  er  hält  die  beiden  Gruppierungen  für  sachlich 
gleichbedeutend.  In  allen  Fällen  ist  nur  der  Unterschied  der 
Freiheit  und  Unfreiheit  entscheidend.  Deshalb  liegt  dieselbe 
Unterscheidung  auch  allen  nichtklassifisierten  Zeugenlisten  zu- 
grunde, soweit  nicht  ein  Versehen  der  Kanzlei  vorhanden  ist 
Aus  dem  Umstände,  daß  Geschlechter,  deren  Mitglieder  in  den 
älteren  Urkunden  unter  den  nobiles  auftreten,  später  unter  dtii 
milites  oder  hinter  Ministerialen  stehen,  folgert  Zallinger  schon, 
daß  diese  Geschlechter  ihren  Stand  gewechselt  haben  und 
in  die  Ministerialitat  getreten  sind.  Ich  zweifle  daran,  daß 
die  Verhältnisse  so  einfoche  gewesen  sind.  Der  militärisch- 
hierarchische  Unterschied  zwischen  den  freien  Herren  und 
freien  ritterlichen  Schöffenbaren,  den  der  Spiegier  erkennen  läi  t 
und  dessen  Existenz  Zallinger  leugnet,  hat  m.  E.  tatsächlich 
bestanden.^  Aber  beide  Klassen  waren  edel  und  stehen  daher 
in  der  älteren  Urkundenreihe  als  nobiles  oder  Üben  vor  dea 
Ministerialen.   Nun  ist  aber  dieses  ältere  Klassifikationspiinzip 

1)  Kriük  S.  174  Veif.-Oescb.  II  S.200  Aiun.86.  Vgl.  femer  Scheele 
in  Zscbr.  d.  bist.  V.  f.  Niedersachson  1855  8.  Iff.  Mayer  erklärt  dea  be- 
haupteten Standeswechsel  als  Amtsübernahme.  Aber  wir  besitzen  Eigebongs- 
Turkunden,  die  ganz  deutlich  den  Standes  Wechsel  erkennen  lassen,  ohne 
daß  von  einem  Amte  die  Rede  ist.  Vgl.  z.  B.  Ü.B.  Hildesheim  I  242.  274 
(1151),  U.  B.  Bremen  I  Nr.  278  (1257).  Ebenso  mußte  die  EhescMießong 
mit  Ministerialen  die  Kinder  zu  Ministeiialen  machen,  ahne  Bücksicht  anf 
iigend  ein  Ami 

2)  a.  n.  0.  S.  20  ff. 

S)  Vgl.  unten  No.497ff. 
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nicht  konstiuit  in  Amveuduug  geblieben.  Vielmehr  ist  os  im 
Laufe  des  13.  Jahrhunderts  durch  eine  rein  niiHtärisehe  Ord- 
Buog  verdrängt  worden,  die  Ordnung  in  freie  Herren,  bloße 
Ritter  (freie  und  unfreie),  welche  die  Ritterwörde  erlangt  hatten 
und  Knappen  (freie  und  unfreie).  Untereinander  ordneten  sieh 
die  Mitglieder  einer  Gruppe  nach  ihrem  sozialen  Ansehen.  ^ 
Dadurch  konnten  niedere  freie  Ritter,  welche  nach  dem  alteren 
Prinzip  vor  den  Ministenalen  standen,  :iurli  ohne  Wechsel  des 
Stjindes  in  die  Reihe  der  späteren  Zeugen  übertreten.  Dies 
gilt  nicht  nur  für  unklassifizierte  Listen.  Auch  die  Gruppierung 
«nobiies  (liberi)  —  milites^  ^  hat  ihren  Sinn  geändert.  Sie  be- 
deutete früher:  Edle  oder  Freie  —  sonstige  Ritter  (d.  h.  solche 
Ritter,  die  nicht  schon  ab  Freie  su  den  Edeln  gehörten,  somit 
Ministerialen).  Sie  kann  später  bedeuten:  Freie  Herren  —  Bh)l)e 
Ritter  (freie  und  unfreie).  Der  Zeitpurilu  des  Weelisels  kann  nur 
für  die  einzelne  Kunzlei  bestimmt  werden.  Au  SehwankuDgen 
scheint  es  nicht  gefehlt  zu  haben.^  Ein  unanfechtbares  Zeugnis 


1)  Der  Wechsel  int  nicht  -fra'lc  auffiilk'iiil.  Die  Unfreiheit  dvr 
3diiii»tenah'ti  verlor  ständig  an  Bech-utun^'.  Ihre  soziale  Stellung  hub  sicli. 
Boide  Umstände  mußten  auf  eino  Modifikation  der  Zeugeuordnung  hin- 
drängen. 

2)  Das  AVort  railes  hat  m.  E.  nach  usuellem  Spnichgobrauche  nio- 
mak  die  Nebenbedeutung  „unfreier  Ritter*^  gehabt ,  sondern  immer  jeden 
Bitter  bezeichnen  können.  Die  Beachrftnlnuig  auf  die  unfreien  Bitter  ist 
nur  eine  konkrete,  durch  den  Oegensa tz  gegebene.  VgL  s.  B.  die  Titola^ 
inten  Volnds  von  Depenan  unten  S.  360  Note  1. 

3)  Barthf  Harz.  33  8. 357  kennzeichnet  das  VerhlUtnis  in  den  Halber- 
stiidter  Uikonden  wie  folgt:  »Die  Übeiigaagszeit,  etwa  von  1200—1270, 
diarakterisiert  sich  in  Beziehung  auf  die  Zeugenlisten  und  die  darin  herr- 
schende Ständeeintailung  durch  die  folgenden  Eigentamliohkeiten:  1.  in 
«tner  großen  Unsicfaeifaeit  bei  der  Verteilung  der  einzelnen  Zeugen  in  die 
Tenohiedenen  Stände;  es  herrscht  Unklarheit  über  die  Abtrennung  der 
B^riffe  nobiles  und  railites,  über  diejenigen  von  ininisteriaies  und  nülites; 
man  hilft  sich  mit  der  Bezeichnung  lai<  i,  um  dieser  Frage  zu  entgehen; 

2.  es  läfit  sich  eine  ganze  Reihe  neuer  Nain>>u  in  der  Urkunde  nachweisen; 

3.  man  kann  gegen  den  Abschluß  dieser  Periode  hin  erkennen,  wie  sich 
aach  und  nach  alle  diese  Formen  wieder  konsolidieren.  —  Namentlich  die 
Ordnung  nach  Bittem  und  Knappen  setzt  sich  durch.  —  Auch  die  adligen 

20 
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der  miliiärisclicii  Klassifikation  liegt  1241  in  einer  Hildesheimer 
Urkunde '  vor.  Die  Stellung  des  Volrad  von  Depenau  nach 
einem  UDzweifellia£teii  Mioistenalen  kann  sich  durch  kein  Vor- 
sehen  erklären  >  eondem  nur  auf  dem  Prinzip  der  militärischen 
Ordnung  beruhen.  Aber  auch  ffir  die  Heimat  des  Spiegels 
liegen  schon  aus  früherer  Zeit  zwei  auffiillende  Unregelmäßig- 
keiten in   den  Schöffeulisten   vor,   die  auf  das  Eindringen 


Knappen  erhalten  nach  und  nach  ihre  Stellang  hinter  den 
Ministerialenrittern  (8.  358  Anm.  2).  Die  Einzeleii^ebnisse  Barths 
sind  freilich  Dicht  überall  sicher.  —  Iigendwelche  Stellungnahnie  zn 
2^minger  ÜDdet  sich  bei  Barth  iii<  ht. 

1)  IT.  B.  Uochstift  Hildesheim  I  No.  (538  ( Regest Zschr.  1  Nied.- Ibachs. 
1868  S*  128).  Bischof  Conrad  bezeugt  die  Übertraguog  eines  Zehnten, 
welcher  resigniert  wurde.  Tbiderico  Ubero  homini  de  Depenow  und  welchen 
idem  Theodoricus  Uber  homo  de  Deponow  seinerseits  an  den  Bischof  auf- 
ließ. Als  I^ienzeugen  sind  aufgeführt:  Johannes  de  Sutherem  miles, 
Volradus  filius  domini  Theodorici  de  Deponov,  Bodo  de  Saldero 
. . .  .  s*^rvi.  Der  erste  Zeuge  ist  einer  der  bekanntr^t'M)  Hildesheimer 
Ministerialen,  der  von  1212—  1258  in  .')4  rrkundfn  autrritt.  Seine  Mini- 
steriaUtät  ist  1258  ausdrücklich  bekundet  und  überall  uti/.weifolhaft  (IJ.  B. 
Stift  Hildesheim  11  No.  a.  a.  O.  No.  1042).  Die  Fumiliennanu  n  (vgl. 
a.  a.  0.  No.  903)  machen  es  sicher,  <UiB  er  ein  Sohn  des  Conrad  ist.  »It 
.'^chon  118'.»  und  1214  (a.a.O.  I  No.  474  und  592)  auftiitt  und  selbst  l^er-iu 
durch  Stellung  und  Anlaß  des  Auftretens  als  Ministeriale  gekeuuüeichnet 
ist  Der  erstgenannte  Zeuge  ist  also  sicher  ein  ^eingeburener  Ministerial^**. 
Ebenso  sicher  ist  aber  der  zweite  Zeuge  der  Sohn  eines  freion  Hen  u. 
Der  freiheitliche  Stand  Dietrichs  von  Düpenau  ist  ganz  unzweifelhaft,  die 
Qualität  des  Zeugen  als  Sohn  in  der  I  rkundo  bervort^ehoben  und  durch 
aiKleiö  Urkunden  evident.  (V.i;l.  a.  a.  O.  U  No.  404,  417,  53(5,  37,  504, 
685,  818).  Volrad  stuht  auch  au  der  ISpitzc,  aber  der  Xuapjien.  Der 
Vorzug  des  Ministerialen  kann  nur  auf  der  Ritterwürde  beruhen.  Jede 
andere  Erklärung  ifit  ausgeschlossen.  Von  einem  Eintritte  in  die  Ministe- 
rialität  kann  nicht  die  Bede  sein.  Volrad  fährt  in  spiCeren  Jahren  folgende 
Beseichnungen:  1265  miles  de  Deponow,  Zeitschrift  1868  (a.a.O.  Ko.  22), 
dominna  (a.  a.  0.  No.  28),  1267  nohilia  vir  dominna  (a.  a.  0.  No.  29),  domniiis 
nohilia  vir  (a.a.O.  No.  30),  1271  mUes  (a.a.O.  No.31),  1273  nohOia  Tvr 
(a.  a.  0.  No.  32),  1283  dominus  (a.  a.  0,  No.  33).  Ehenaoweajg  ist  ein 
Irrtum  möglich.  Johannes  von  Sorasnm  war  beinahe  sttndiger  Zeu^  und 
die  Herkonft  des  Yolrad  ist  durch  den  Zusammenhang  swiscihen  Text  und 
Zengenbeseiöhung  ausdrücklich  berrorgehoben. 


Digitized  by  Google 


Die  niederen  8oli<ltfen1iBxe&.  Die  Kritik  Zaliingers. 


307 


der  militäi'ischcn  Gesichtspunkte  iüuzutU'utpn  scheinpu.^  Eine 
Bestimmung  des  Standes  der  Einzelpei-soneu  auf  Grund  nicht- 
klassifizierter  Zeageolisten  kann  ohne  Beachtung  dieses  Prinzip- 
wechselB  keine  saverlässigen  Ergeboisse  lielero.  Aus  diesem 
Gnmde  halte  ich  verschiedene  Einzelresultate  Zaliingers,  auch 
das  Ei^bnis  in  Bezug  auf  Eyke  nicht  für  gesichert  Immer- 
hin waren  die  freien  niederen  Ritter  schon  zur  Zeit  iles  Spiegels 
anscheinend  gering  an  Zahl.  Sie  sind  in  der  Folgezeit  mit 
den  Ministerialen  völlig  verschmolzen.  Deshalb  glaube  ich 
nicht,  daß  das  Gesamtbild  der  ständischen  Bewegung  innerhalb 
der  ritterlichen  Klassen  sich  durch  die  Beachtung  des  Prinzip- 
Wechsels  in  der  Klassifikation  der  Zeugen  wesentlich  andern 
würde.  Die  großen  Umrisse  sind  in  dieser  Hinsicht  bei  Zallinger 
zutretend  gezeichnet 

IL  Die  Zusammenfassung  der  Einzelbilder  und  die  Kritik 
des  Spiegels  durch  Zallinger  ist  bedingt  durch  zwei  Annahmeui 
die  Zallinger  als  unstreitige  Ausgangspunkte  verwertet  und  die 
m.  £2.  nnriehtig  sind. 

247n.  A.  Die  erste  Annahme  bezieht  sich  aut  die  Bedeu- 
tung des  Wortes  schöffmbar  im  Sachsenspiegel  Zallinger  ist 
der  Ansicht,  daß  der  Ausdruck  die  freien  Herren  ansschließt* 
Er  findet  daher  in  dem  Spiegel  die  Behauptung,  daß  die  freien 
Herren  weder  Schöfien  sein  durften,  noch  sonst  im  Graf  en- 
gerichte mitwirkten.  Ist  die  Annahme  Zaliingers  erweislich, 
80  wird  <ler  Spiegier  allerdings  der  Unwahrheit  glatt  uber- 
führt. Denn  die  Urkunden  lassen  keinen  Zweifel  darüber, 
daß  auch  freie  Herren  als  Schöfien  auftraten  und  im  Grafen* 
gerichte  mitwirkten.  Ist  die  Annahme  Zaliingers  nicht  erweis- 
üdi,  kann  das  „schöffenbar*^  des  Spicglcrs  ein  umfassenderer 
Begriff  sein,  der  die  freien  Herren  als  Teil  einschließt,  so 
vvürde  die  Beweis fühiiin^  Zaliingers  in  ihren  Grundlagen  er- 
schüttert sein.   Denn  es  ist  von  vornherein  anzunehmen,  daß 


1)  Vgl  die  ürkanden  bei  Zallinger  8.  36  Vll  (1238),  Seebansen 
a96  Y  (1223),  Aschcrsleben,  daza  ZaUinger  S.  63,  131,  152. 
8)  Vgl.  &     lö,  17. 
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en  den  Schöffen  und  zu  den  Urkundazcugoii  die  aogeseheosten 

Elemente  unter  den  befalligten  Leuten  gewählt  wurden.  Wenn 
es  richtig  wäre,  daf»  in  dem  Kontrollbilde  nur  freie  Herren  in 
diesen  Rollen  auftreten,  so  würde  damit  nur  bewiesen  sein, 
daß  sie  ein  zahlreicher  und  der  angesehenste  Teil  der  Schöffen- 
baien waren.  Die  Nichtexistenz  niederer  Standesgenossen  wurde 
aus  den  Schöffen >  und  Zeugenlisten  nicht  folgen.  Immerhin 
wurden  o;egen  die  P^xisteiiz  der  niederen  SehöHeii baren  die- 
jeuigen  Anhaltspunkte  Bpreehen,  welche  für  die  Beschrankunir 
der  Gerichtsgemeinde  auf  die  nobiles  ins  Gewicht  &Ueo,  soteru 
die  zweite  Annahme  Zallingers  richtig  ist 

2^7h,  B.  Die  zweite  Annahme  geht  dahin,  daß  die  Ur- 
kunden mit  nobilis  denji  lu^en  Stand  meinen,  den  der  Spiegier 
als  den  Statt  l  der  freien  Herren  bezeichnet  *  Ist  diese  zweite 
Annahme  erweislich,  «o  fallen  auch  nach  Beseitigung  der  ersten 
Annahme  die  eben  erwähnten  Nachrichten  gegen  die  Rsistenz 
der  niederen  Schöffenbaren  ins  Gewicht  Ist  diese  zweite 
Annahme  nicht  erweislich,  kann  nobilis  in  derselben  Weise  ein 
weiterer,  die  freien  Herren  einschließender  Standesbegriff  sein, 
wie  das  oben  für  dab  „schöffonbar''  des  Spiegels  als  möglich 
ins  Auge  gefaßt  wurde,  darm  fällt  die  ganze  Beweisfülu^ung 
Zallingers  zusammen.  Dann  können  ja  Dinggenossen  vorhanden 
sein,  welche  nicht  freie  Herren  sind  und  somit  den  niederen 
Schöffenbaren  des  Spiegels  entsprechen,  aber  als  nobUes  zu  der 
Gemeinde  des  Grafendings  gehören.  Dann  legt  gerade  das 
Ei^iebnis  der  Teilbilder  eine  Bestätigung  des  Spiegelbildes  nahe 
durch  Deutung  der  Schöffeubareu  auf  den  bland  der  urkund- 
lichen nobiles. 

Die  Kritik  Zallingers  hangt  somit  von  diesen  beiden 
Annahmen  ab.  Ihre  Hauptbewebe  setzen  voraus,  daß  beide 
Annahmen  richtig  sind.    Die  Nebenbeweise  veriangen  wenig- 

1)  Vgl.  S.  14.  ÜberoinstinuDtmg  darüber,  daB  den  Peisoaen  des 
Herrenstandes  allein  das  Prädikat  ^edel*^  (nobilis)  zukam.  Die  Aosdrfiöke 
^edel*^  nod  „freier  Herr**  weiden  taatologisch  gehraucht  Die  BehanfitoBg, 
daß  keine  Schöffenbaien  existiert  haben,  wird  dahin  formuliert,  daß  keine 
niohtedien  Tollf reten  acfaöffenbar  gewesen  sind.  Vgl.  8.2^91,201,22J. 
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«ton«!  die  Richtigkeit  der  zweiton  Annahme.  Tatsächlich  sind 
beide  Annahmen  positiv  unrichtig. 

248.  Zailinger  hat  die  Bedingtheit  seiner  Kritik  selbst 

erkannt,  aber  m.  E.  nicht  voll  gewürdigt  Er  bemerkt  g(  n 
Ende  de^»  kritischen  Abschnitts*,  ^die  Ausdrucksweise  des 
Spiegels  könne  auf  die  Idee  verfallen  lassen,  daß  ^scböti'enbar'' 
iu  derselben  Weise  ein  umfassender  Ausdruck  sei,  wie  nobiÜs 
der  Urkunden,  nämlich  eine  Bezeichnung  für  alle  ritter- 
lichen F^ien,  während  mit  den  „freien  Herren*^  des  Spieglers 
eine  durch  Gerichtsbarkeit  ausgezeichnete  Unterklasse  dieser 
nobiles  gemeint  sei."  Zalliuger  verwirft  diese  Annahme  als 
^uamögUch",  weil  von  dieser  Grundlage  aus  die  Trennung  der 
freien  Heiren  und  der  Schöffcnburen  in  d(  r  ITecrschüdordnung 
nicht  verständlich  sei  und  weil  die  in  der  Vorrede  genannten 
Freiherren  keine  politische  yorrechtssteUung  hatten. 

Durch  diese  Ausführungen  hat  Zailinger  zwischen  zwei 
üim  vorschwebenden  Alternativon  eine  Auswahl  getrotVen. 
Die  eine  Alternative  war:  Annahme  der  wcitcTen  Bedeutung 
von  sehölfenbar  im  Spiegel  und  Verzicht  auf  das  Verständnis 
des  Unterschieds  zwischen  freien  Herren  und  niederen  Schöffen- 
baren.  Die  zweite  Alternative  war:  Beharren  bei  der  engeren 
Bedeutung  von  schößenbar  im  Spiegel  und  Annahme,  daß  der 
ganze  Staud  vom  Sj)iefrler  erfunden  sei  Zailinger  hat  sich  für 
die  zweite  Alternative  eutsciiieden.  Wie  ich  glaube  mit  Unrecht. 
Auch  wenn  die  von  Zailinger  ins  Auge  gefaßten  Alternativen 
nur  in  der  bezeichneten  Form  beständen,  so  würde  ich  doch 
eine  andere  Wahl  für  richtig  halten.  Denn  der  weitere  Wort- 
sinn von  schöffenbar,  die  Einbeziehung  der  freien  Herren,  tritt 
nach  meiner  Ansicht  sehen  im  S])iegel  vollkommen  sicher  hervor.' 
Wenn  nun  das  Küntroübild  uns  in  der  Stellungi  wo  wir 
Schöü'enbare  erwarten  müsaen,  freie  Herren  zeigt,  dann  erhält 
diese  Auslegung  eine  so  intensive  Bestätigung,  daß  jeder 
Widerspruch  unzulässig  wüd.  Wenn  es  uns  unei^lärlioh  wäre, 


1)  8.  24?,  43. 

2)  Vgl.  unten  No.  253f{. 
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wie  iimeiiialb  dieses  Kreises  eine  Unteracheidung  zwischen 

freien  Herren  imd  niederen  Schöffenbaren  bestanden  hätte,  so 
würde  doch  nur  in  Frage  kommen,  ob  nicht  die  Darstellung 
des  Spieglers  in  diesem  ^ebenpunkte  zu  beanstanden  sei.  Ich 
würde  dies  verneinen.  Unsere  Kenntnisse  der  mittelalterlichen 
Standesverhältnisse  und  der  Heerschildordnung  sind  nur  be- 
schränkt. Wir  müssen  die  ars  nesciendi  üben  und  dürfen 
m.  E.  eine  Quellenangabe  nicht  schon  deshalb  für  erfunden 
erklären,  weil  sie  uns  nicht  anderweit  l)elegt  und  nicht  ver- 
ständlich erscheint.  Die  abweichende  Entscheidung  Zallingera 
dürfte  darauf  beruhen ,  da£  er  von  vornherein  dem  Spiegel 
eine  engere  Bedeutung  von  schöffenbar  zugrunde  legte>  die 
entgegengesetzte  Auslegung  nur  als  äußersten  Notbehelf  in 
Betracht  zog. 

Sodann  aber  sind  die  l)eiden  Alternativen  Zallingers  zu 
eng  gefaßt.  Wir  sind  weder  genötigt  noch  berechtigt,  die 
beiden  übereinstimmenden  Bezeichnungen  schöffenbar*'  und 
^,nobilis''  auf  die  ritterlichen  Freien  2U  beschranken.  Ebenso- 
wenig kann  für  die  Sonderstellung  der  freien  Herren  nur  die 
Gerichtshuheit  allein  in  Betracht  kommen.  In  der  Verwerfung 
dieses  Merkmals  btinnne  ich  Zallinger  durchaus  bei.  Aber  es 
gibt  ein  anderes  Merkmal,  welches  vollkommen  befriedigt^ 

m.  249*  Zailii^er  hat  femer  die  genaue  Prüfung  der 
Urkunden  nur  für  vier  Giafechaften  durchgeführt»  nfirolich  für  die 

Grafschaften  Sechauscn,  Aschers  leben,  Mühlingen  \md  Wi)rbzig 
(Serimunt).  Ich  halte  diese  Begrenzung  für  unzulässig  und  glaube, 
daU  sie  ebenso,  wie  die  gan^e  üntersuchungsmethode  Zailingers, 
nur  durch  den  Grundirrtum  veranlaßt  ist|  daß  der  Spiegier  die 
freien  Herren,  nach  Zallinger  die  Edeln  schlechthin,  von  dem 
Stande  der  Schoffenbaren  und  damit  von  der  Schoffenbnnk  aus- 
ßchließen  wolle.  Unter  dieser  Voraussetzung  und  nur  unter 
dieser  Voraussetzung  war  die  Ik'Hchränkung  des  Koutruli- 
materials  berechtigt.  Wenn  der  iSpiegler  alle  freien  Heuen, 
alle  £kleln  von  der  Schöffenbank  ausgeschlossen  hatte,  so  wäre 

1)  Vgl.  anten  No.  529ff. 
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der  Bo  sehrolT  entgc^^engeaetete  Befund  aus  vier  örtlich  in  erster 
Linie  in  Betr:H  hr  kommeDden  Grafschaften  völlitc  und  nielir 
iis  ausreichend  gewesen,  den  Spiegier  der  Unwahrheit  zu  über* 
föhren.  Aber  das  begrenzte  Gebiet  reicht  nicht  aus,  wenn 
es  sich  darum  handelt^  daa  richtig  auffaßte  Spiegelbild  nach 
seiner  imtercD  Grenze  hin  zu  kontrollieren ,  ein  Totalbild  der 
Schoffenbaren  mit  Einschlufi  der  untersten  Elemente  zu  liefern. 
Zsllinger  hat  den  Stand  der  Schöffen  und  Zeugen  untersucht. 
Nun  ist  es  von  vornherein  wahrscheinlich,  daß  gerade  die  ange- 
sehensten Elemente  als  Schöten  und  Zeugen  erscheinen.  Die 
Nichterwähnung  von  Bauern  in  dieser  Funktion  würde  noch 
nicht  erweisen,  daß  es  in  den  betreffenden  Gauen  keine  schoffen- 
baren Bauern  gegeben  hat  Zallinger  hat  femer  nur  för  einen 
Ttü  der  Personen  urkiindlirlio  Zeugnisse  gefunden,  die  auf  ihre 
soziale  Stellung  schließen  lassen.  Wiederum  ist  von  vornhereiu 
zu  erwarten,  daß  die  angesehensten  Elemente  auch  am  hau%- 
«ten  in  den  Urknnden  auftreten  und  daher  am  bekanntesten 
sein  müssen.  Deshalb  ist  es  nnsulassig,  aus  der  sozialen  Std- 
lang  der  urkundlich  oft  auftretenden  Personen  auf  die  gleiche 
Stellung  der  im  Dunkeln  verbleibenden  Standesgen ossen  zu 
schließen.  Aus  diesen  beiden  Gründen  war  die  Unt^rnuchung 
Zallingera  nur  geeignet,  ein  Spitzenbild  der  Schoffenbaren 
m  liefern^  nicht  aber  ein  TotalbÜd.  Ffir  die  Ermittlung  der 
nnteren  Grenze  war  vor  allem  die  Bezeichnung  des  Umstandes 
ins  Auge  fassen  zu  und  diese  lS6t  uns  auch  in  den  Gebieten 
Zallingers  die  Existenz  niederer  Schöffenbarer  erkeniRU.^  Aus 
demselben  Grunde  ist  aber  auch  die  Beschränkung  auf  die 
vier  Grafschaften  abzulehnen.  Das  deutliche  Auftreten  der 
ontersten  Elemente  kann  nur  auf  einem  besonders  glücklichen 
ZnfsU  beruhen.  Wir  haben  keinen  Grund  zu  erwarten,  daß 
dieser  Zufall  gerade  die  vier  Grafschaften  betreffen  mußte.  Im 
Gegenteil.  Die  vier  von  Zallinger  untersuchten  Grafschaften 
Waren  für  die  Ermittlung  schöffenbarer  Bauern  besonders 
unglücklich  gewählt 


1)  YgL  imton  No.  dOltt. 
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ZalliDger  hat  untersucht  zwei  Grafschafteu  im  Nord- 
ihuringgau,  eine  Grafschaft  im  Schwabengau  und  die  Grafschaft 
Serimunt    Serimunt  ist  KoloDisationsgebiet   Aber  auch  die 

beiden  andern  Gaue  sind  nicht  altsächsisches  Volksland,  wie 
schon  ihre  Namen  bewoisoii.  Es  war  von  vornlicrciu  damit 
zu  recbüeü>  daü  gerade  in  diesem  Gebiete  die  voUfreien 
Bancm  gering  an  Zalü  sein  könnten.  Endlich  ist  aber  hervor- 
zuheben, daß  die  Unterscheidung  von  freien  Herren  und  nie- 
deren Schöfienbaren^  wie  sie  im  Sachsenspiegel  hervortritt^ 
zu  ihrer  Bewahrheitimg  gar  nicht  voraussetzen  würde ,  daß  in 
jeder  Grafschaft  neben  den  freien  Herren  niedere  ScliüüV-nbare 
standen.  Der  8j)iegler  rechnet  selbst  mit  dem  vollständigon 
Aussterben  der  Schött'enbaren  einei  Gi'afschaft.  Für  die  Unt4är- 
scheidung  der  freien  Herren  von  den  niederen  Schöfienbaren 
mußte  es  vollständig  ausreichen,  wenn  Oberhaupt  in  Ostfialen 
in  größerer  Verbreitung  schöffenbare  Leute  existierten,  die  nicht 
freie  Herren  waren,  selbst  wenn  diese  untere  Klasse  nicht  in 
jeder  Grafschaft  vertreten  wnr. 

Dementsprechend  werden  wir  nachstehend  die  beiden 
Annahmen  Zallingers  auf  ihre  BereohtiguDg  und  dann  ganz 
Ostfalen  auf  bäuerliche  Elemente  hin  untersuchen,  die  im 
13.  Jahrhundert  einerseits  den  Schöffenbaien  des  Spi^ela, 
andrerseits  den  späteren  fVeidingsleuten  entsprechen. 

B.  Erste  Bedingung.   Der  Auöbchluü  der  freien  Herren 
aus  dem  Grafeogerichte.    §  24. 

251.  Zallinger  findet  in  dem  Spiegel  den  von  ihm  selbst 

für  ganz  unrichtig  gehaltenen  Satz,  daß  die  freien  Heneu  am 
Grafengerichte  nicht  teihiahmen.*  Zallinger  verkennt  zwar  nicht, 
daJ^  eine  unmittelbare  Behauptung  dieses  verkehrteu  Inhalts  in 
dem  Rechtshuche  überhaupt  nicht  vorkommt  Aber  er  gelaugt 
doch  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  Darstellung  des  Spieglers  ^in 
der  Tat  zu  der  Folgerung  nötige,  daß  auch  die  freien  Herren 
von  dem  ordentülohen  Graf^igericht  «nmiert  waren,  da  er  (def 

1)  a.  a.  0.  a  lölf. 
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Spiegier)  die  Verpffichtung  zum  Eracfaemen  bei  demselbeD 
speziell  für  die  SchdffeDbarfreien  ausspricht  Jedenfalls  maßte 

angenommen  werden,  daß  jene  hier  nicht  als  Urteilfinder  fun- 
trierti  n,  da  eben  dieses  Amt  als  das  ausschließlich  der  letzteren 
Klasse  obliegende,  für  sie  charakteristische,  ja  nameogebeodc  ^ 
hingestellt  wird.* 

Diese  Aigumentatioii  beruht  au£  der  Voraussetzung!  dafi 
das  Wort  „schöffenbat"  sich  seiner  Bedeutung  nach  auf  die  unter 
den  freien  Herren  stehende  Klasse  beschrSnkt,  die  freien  Herren  ' 
nicht  einbegreift. 

Bei  der  Ermittlung  des  Wortsiuns  sind  nun  gewisse 
Unterscheid ungcü  zu  beachten: 

252.  Faid  hat  in  seinen  ^Prinzipien  der  Sprachgeschichte^^ 
nachdrücklich  betont,  „daß  die  Bedeutung,  welche  ein  Wort 
bei  der  jedesmaligen  Anwendung  hat,  sich  mit  derjenigen  nicht 
EU  decken  braucht,  die  ihm  an  und  für  sich  dem  usus  nach 
zukniiunt."  Er  fährt  weiter  fort:  „Da  es  wünschenswert  ist> 
für  diese  Diskrepanz  bestimmte  Bezeiciinungen  zu  haben,  so 
wollen  wir  uns  der  Ausdrücke  usuelle  und  okkasionelle 
Bedeutung  bedienen.^  Man  könnte  dafür  vielleicht  auch  sagen 
generelle  und  individuelle.  Wir  verstehen  also  unter 
usueller  Bedeutung  den  gesamten  Vorstellungsinhalt,  der  sich 
für  den  An^eliörigeii  einer  Sprachgenossenschaft  mit  einem 
Worte  verl)riidert,  unter  okkasioneller  Bedeutung  denjenigen 
Vorstellungsinhalt,  welchen  der  Hedende,  indem  er  das  Wort 
ausspricht,  damit  verbindet,  und  von  welchem  er  erwartet^  daß 
ihn  auch  der  Hörende  damit  verbinde/'  Ais  einen  wichtigen 
Unterschied  hebt  Faul  hervor,  daß  die  okkasionelle  Bedeutung 
nur  eine  einfache  Lst^  während  die  usuelle  Bedeutung  eine 


1)  ob  gerade  die  Befäliiguug  zum  Amte  uameugebeiiU  war,  ist 
zweifelhaft:  vgl.  unten  No.  2Ü2. 

2)  3.  Aufl.  Halle  1898  Kap.  IV  „Der  Wandel  der  Wurthodeutung". 

3)  Ich  habe  diese  Unterscheidung  sachlich  bereits  frulier  beobachtet 
Vgl.  namentlich  «iemeinfreie  S.  59  —  71.  Die  mir  guwordeiiü  Kiitik  läßt  es 
nur  wü lisch ensw ort  erscheinen,  ein  philologisches  Zeugnis  fiir  die  Berech- 
tigung des  Unterschieds  beizubringen. 
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mehrfache  j  namentUch  eine  weitere  und  eine  engere  Bein  kann. 
Eine  Unterart  der  okkasionellen  Bedeutung  ist  die  konkrete 
Beziehung.  Ich  werde  nachstehend  die  von  Paul  vollgeschla- 
genen Ausdrücke  nnwenden,  obgleicli  sich  vielleicht  die  Fremd- 
worte vennciden  ließen. 

Zallingers  Annahme  würde  nur  bcgriindet  sein,  wenn  der 
usuelle  Sinn  von  ,^hdiFenbar''  die  freien  Herren  schlechthin 
ausschließl 

Der  usuelle  Sinn  von  »yschöffenbar''  im  Sachsenspiegel  kann 

wieder  nur  aus  der  Analyse  der  einzelnen  Fundstellen  erschlossen 
werden. 

253.  Das  Wort  kommt  im  bachseuspiogei  an  17  Stellen 
vor.^  An  2  Stellen  bezielit  es  sieh  tatsächlich  auf  die  untere 
Klasse  allein.    Die  beiden  Stellen  sind: 

1.  Ssp.  13  §  2:  Tu  dirre  selven  wis  sint  de  herschüde  ut 

gelegt  t ,  der  de  koning  den  irsten  hevet,  de  bisoope  und  ebbede 

unde  ebdisclifii  den  anderen;  die  leien  vorsten  den  dridden. 
hini  se  de  biscope  man  wonh  ii  -in;  die  vrien  herren  den 
Vierden;  de  sce penbare  lüde  unde  der  vrienherren  man 
den  veften. 

2.  Ssp.  III  45  §  1:  ^Torsten,  vrie  herren,  scepenbare 
lüde,  die  sin  gelik  in  bute  unde  in  wercgelde. 

Die  beiden  Stellen  beweisen  m.  E.  nicht,  daß  überhaupt 
der  engere  Sinn  als  usueller  Sinn  bestanden  hat,  geschweig-e 
denn,  daß  nur  die  engere  Bedeutung  usuell  gewesen  ist.  Denn 
an  beiden  Stellen  ist  die  engere  Beziehung  schon  durch  die 
Vorwegnahme  der  Fürsten  und  freien  Herren  gegeben.  Aach 
wenn  der  usuelle  Sinn  nur  die  Gesamtbezeichnung  war,  so  mußte 
doch  an  beiden  Stellen  jedes  MißverstSndnis  ausgeschlossen 
sein.  8i<'  k(*»nnen  daher  keinen  Zweifel  an  der  Existenz  des 
weiteren  Wortsiuns  begründen.  Es  liegt  nur  ein  okkasioneller 
Wortsinn  vor.  Die  einzige  Vermutung,  zu  der  die  l>**iden 
Stellen  Anlaß  geben«  ist  die,  daß  eine  ausschließliche  Beseich- 


1)  I  2  §  1,  §  2,  3  §  2,  0  §  2,  51  §  1.  r,9  §  1,  ()7  ij  1.  II  3  §  2, 
12  §  2,  §  4,  44  §  3,  III  19,  20  §  2,  29  §  1,  4ö  §  1,  04  §  i,  55  §  2. 
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nung  der  dritten  Klasse  nicht  existiert  und  deshalb  der  Spiegier 

die  Cn  caiutbezeichnuiig  i>eiiiitzt  hat.  Diese  Vermutung  wird 
in  der  Tat  bestätigt.  Wir  werden  die  niederen  Schöffenbaren 
auch  außerhalb  des  Sachsenspiegels  nachweisen.  Aber  außer 
der  Bezeichnui^  schöffenbar  finden  wir  nur  die  allgemeineii 
Ausdrucke  ^^edel'^  und  »hei**,  welche  ebenso  auch  den  Ffirsten 
und  freien  Herren  zukamen. 

Auch  außerhalb  dieser  beiden  Stelleu  fuidi  1  sich  keine 
eiuzige  an  deu  Tatbestand  „schöÜ'eubar"  aiigekuüpite  Aussage, 
welche  der  Annahme  der  umfassenderen  Bedeutung  widerstrebte« 
Die  Behauptung  Zallingeis  ist  völlig  beweislos. 

254»  Andierseits  finden  sich  eine  Beihe  von  SteUen, 
welche  die  Annahme  eines  weiteren  usuellen  Wortsinns  fordern  S 
bt  i  denen  der  Spiegier  auch  an  Fürsten  und  freie  Herren  er- 
dacht haben  muü  und  doch  immer  das  eine  Wort  schöücubur 
geraucht  hat. 

1.  Ssp.  Iii  54  §  1.  „Lehn  an  Gericht  darf  niemand  haben^ 
er  sei  denn  schöffenbarer  Freier.''  Es  ist  nun  nach  allen  Nach«* 
riditen  völlig  sicher,  dafi  Fürsten  ebenso  wie  freie  Herren 

mit  Gericht  beheben  waren,  und  daß  gerade  in  Ostfalen  dem 
fcpiegier  diese  Personen  als  Inhaber  der  Gerichtslehen  vor  Augen 
standen.  AVie  ist  es  möglich  anzunehmen,  daß  er  gleichwohl 
eine  Standesbeseichnung  gewählt  haben  sollte»  welche  die  wirk- 
lich vorhandenen  Inhaber  der  Gerichtslehen  ausschloß,  die 
höchsten  Stellungen  im  Staate  für  eine  niedere  Klasse  reser- 
vierte? 

2.  Ssp.  Iii  19.  ,^m  Keichshofgericht  dürl'en  des  Reiches 
Dienstleute  Zeugen  sein  und  Urteil  finden.  Doch  soll  des 
Reiches  Dienstmann  kein  Urteil  finden  noch  Zeugnis  ablegen 
gegen  einen  schöffenbaren  freien  Mann,  das  ihm  an  das  Leben, 
Ehre  oder  Erbe  gehe."  Es  ist  ganz  zweifellos,  daß  der  letzte 
Satz  auch  zuguusteu  der  Fürsten  und  freien  Herren  galt,  und 

1)  So  schon  Brunner,  Gnmdriß  S.  74  Anm.  1.  Sp.  sohliefit  der 
AnadiQck  schöfCenbarbei  an  Toischiedeoen  Steilen  auch  die  freien  Herren, 
^  ja  gleiöhfaOs  Sol^ffen  sein  können,  mitunter  die  drei  eisten  hmdieoht- 
Uchen  gtinde  m  dcli.^ 
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es  ist  sehr  unwahrecheinlich,  daß  bei  der  Angabe  fiber  dits 

Hofgericht  an  diese  liochstehendeu  Elemente  nicht  als  Beteiligte 
gedacht  worden  war. 

3.  Ssp.  I  2  §  1.  „Jeder  Chnstenmensch  ist  verpflichtet, 
das  Sendgericht  dreimal  im  Jahre  2U  besuchen.  IHe  Freiheit 
ist  aber  dreierlei  Art  Schöffenbare  besuchen  des  BtschofiB 
Seody  Pfleghafte  des  Dompropsts,  Landsassen  des  Erzpriesters.* 
Fürsten  und  freie  Herren  waren  Christen  und  waren  frei. 
Da  sie  nicht  zu  den  Ffleghaften  und  Landsassen  i;ehorcu,  so 
müssen  sie  unter  den  Schöffenbaren  mit  einbegrifieu  sein. 

4.  Ssp.  I  2  §  2.  In  gleicher  Weise  sollen  sie  weltliches 
Gericht  snchen^  »>die  Schöffen  des  Grafen  Ding  bei  Konigsbann 
Ober  18  Wochen''.  Da  die  Pörsten  und  freien  Herren  im  Send- 
gericht des  Bischofs  dingpflichtig  sind,  so  sind  sie  es  auch  im 
Grafengericht. 

5.  Ssp.  1 59  §  1 .  „Über  Leib  und  Leben  des  schöffenbaien 
freien  Mannes  urteilt  man  nur  bei  Konigsbann  und  an  echter 
Dingstatf  Im  übrigen  ist,  wie  w  sahen,  für  Eriminalaacben 
das  Goding  zuständig.  Das  Gegenstuck  bildet  Ssp.  III  55  §  1. 

„Uber  des  Fürsten  Leib  ist  niemand  Richter  als  der  Konig/ 
Bei  der  genauen  Auödrucksweise  des  Spieglers  ist  es  gaiiz 
unmöglich,  den  gleielien  Satz  auf  die  freien  Herren  auszudehaea. 
Deshalb  würde  sich  für  die  Kriminalsachen  der  freien  Herren 
die  Kompetenz  des  Godings  ergeben,  wenn  wir  den  Ausdruck 
sehöffenbaifirei  in  I  59  nicht  auch  auf  die  freien  Henen 
beziehen. 

255.  Aus  diesen  Stellen  geht  mit  voller  Sicherheit  her\'or, 
daß  schöffenbar  usuell  im  weiten  Sinne  gebraucht  wurde,  daß 
der  Stand  der  Schöffenbaren  die  Fürsten  und  die  freien  Heirea 
als  hervorragende  Unterklassen  einschloß. 

Die  erste  Voraussetzung  Zallingei-s  ist  ntdit  nur  beweifr- 
los,  sondern  ])ositiv  unrichtig. 

A\  euu  wir  in  den  Urkunden  freie  Herren  dort  findtu, 
wo  naeli  dem  Spiegel  Schöffenbare  stehen  sollen,  so  liegt  dann 
keine  Wlderi^ng,  sondern  nur  eine  Bestätigung  des  richtig 
ausgelegten  Recbtsbuches. 
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C.  Zweite  Bediii^ini«r.    Die  Tdeiititiit  von 
,iedel^  und  „freier  Herr".    §  25. 

256»  Zallinger  hat  die  Identität  von  nobilis  und  freier  Herr 

vorausgesetzt,  abei-  iiielit  begrÜDclet.  Er  begnügt  .sich  mit  der 
Bemerkung,  ,.111  dar  Literatur"  bestehe  „jedenfalls  eine  Über- 
einstimmung in  der  Anschauung'',  daß  „den  Personen  des  Herren- 
Standes  allein  das  Prädikat  edel  (nobilis)  zukam."  ^  Von  dieser 
Grondlage  aus  hat  er  dann  ohne  eigene  Beweisführung  während 
der  ganzen  Darstellung  nobilis  und  freier.  Herr  als  gleich- 
bedeutend gebraucht  Wer  in  den  Urkunden  als  nobilis  auftritt, 
erscheint  im  Texte  sofort  als  Freiherr. 

Nun  ist  es  ja  richtig,  daß  die  .Identität  von  nobilis  und 
freier  Herr  schon  vor  Zallinger  als  sicher  betrachtet  worden  ist 
Namentlich  liegt  diese  Auffassung  den  Untersuchungen  Fickers 
zugininde  ^  die  überhaupt  nach  manchen  Richtungen  auf  Zallinger 

gew^kt  haben.  Sie  wird  auch  sonst  gelegentlich  vorausgesetzt. 
Aber  Zaliingers  VoitnuK'n  auf  dit  se  Vorgänger  ist  doch  nicht 
gerechtfertigt.  Denn  eiu  wirklicher  Identitätsbeweis  ist  weder 
bei  Ficker  noch  bei  anderen  erbracht  oder  im  Grunde  auch 
nur  versucht  worden.  Es  handelt  sich  nur  um  eine  traditionelle 
und  scheinbar  plausible  Annahme. 

257.  Andrerseits  hat  schon  Waitz*  eine  Bedeutung  von 
nobilis  \'ei*tr(  ten,  welche  die  Identität  mit  „treier  Il^^rr"  offen- 
sichtlich ausschließt  Die  Deutung  von  Waitz  gilt  für  die  Quellen 
bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts.  Sie  berührt  sich  also 
seitlich  mit  der  Deutung  Zallingers.  Die  Aussage  von  Waits 
ist  für  alle  Stammesrechte  abgegeben.  Und  die  Belegstellen 
sind  auch  ostfälischen  Nachrichten  entnommen.  Die  beiden 
Deutungen  treiben  örtlich  zusammen.  Die  Deutung  von  Waitz 
geht  nun  bekanntlich  dalün,  daß  nobilis  „vorzugsw^eise  gerade 
auf  die"  gehe,  „welche  auf  eigenem  Grunde  und  Boden  saßen 
tmd  alier  der  Rechte  teilhaftig  waren,  die  von  altersher  den 


1)  a.  a.  O.  S.  14. 

2)  Vgl.  Ficker,  Heersckild  8. 125  und  imösiiu. 
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Freien  suBtanden/'^  y^Und  da«  ist  in  dieser  Zeit  allgemetn  ge- 
worden. In  den  Schenkungsurkunden  alter  Stamme  wird  ^adelich* 
unzählige  Male  in  diesem  Sinne  geliraucht,  au-  h  »Standesgenossen 
oder  denselben  Personen,  sei  es  abwechselnd,  sei  es  zugleich 
Adel  und  Freiheit  beigelegt;  man  spricht  von  freiem  Adel  und 
vom  Adel  der  Freiheit*^  «Allen  voran  steht  (unter  dem  aus- 
seichnenden  Momente)  die  freie  Geburt  von  freien  Eltern/  Nun 
ist  ja  das  Wesen  der  „freien  Herren"  außerordentlich  hestritten.- 
Aber  ihre  Identität  mit  den  Altfroien  hat  noch  niemand  behauptf^t. 
Zallinger  selbst  sieht  in  ihnen  „Ritter".  Er  hätte  dalier  eigent- 
lich Veranlassung  gehabt,  sich  mit  der  Ansicht  von  Wait;;  aus- 
einanderzusetsen  und  die  Identität  von  „edel'  und  „freier  Herr*', 
wenn  er  sie  verwerten  wollte,  erst  zu  beweisen. 

258.  Dieser  Beweis  laßt  sieh  nieht  führen.  Auf  den 
ersten  BHek  kiuinte  er  im  Gegenteil  sehr  leicht  erscheinen. 
Denn  wir  linden  in  sehr  zahlreichen  Fällen,  daß  Personen  de« 
Herrenstandes  in  den  Urkunden  das  Beiwort  nobilis^  nobiUs  vir 
haben,  als  edle  Leute,  edle  Herren  bezeichnet  werden.  Und  wir 
können  wiederum  für  sehr  viele  Zeugenlisten,  in  denen  edle 
Zeugen  als  Gruppe  hervorgehoben  werden,  nachweisen,  duß 
diejenigen  nobiles,  die  wir  kontrollieren  körmeji,  sich  alle  als 
Herreu  oder  doch  als  freie  Ritter  ausweisen,  die  eben  von 
Ficker  und  Zallinger  mit  den  Herren  identifiziert  werden. 
Dieselbe  ürscheinung  begegnet  uns  in  den  Chroniken.  Fdr 
dieselben  Personen,  die  in  der  einen  Quelle  als  Edelinge 
bezeichnet  werden,  begegnet  in  der  andern  die  Bezeichnung 
Herren.  Somit  ist  die  okkasionelle  Beziehung  auf  Personen 
des  Herren-  oder  doch  des  Hitterstandes  geradezu  massenhaft 
bezeugt  Es  ist  sehr  verlockend  und  sehr  naheliegend^  aus 
dem  massenhaften  Vorkommen  der  okkasionellen  Beziehung  zu 
sohliefien,  daS  sie  durch  den  RechtsbegrifP  des  Wortes  vor* 
geschrieben  war,  daß  nur  Herreu  oder  doch  nur  lütter  ini 
Eechtssinne  edel  waren. 


1)  Waits,  YeilaBSongiBgesohichte  8. 436ff.,  a.  a  0.  &  441. 

2)  Tgl.  die  Übeistcht  unter  No.  478£C. 
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259.  Indessen  diese  Folt^erung  wäre  nii  iit  schlüssig.  Das 
massenliafte  Vorkonuiien  der  okkasiooellen  Beziehung  beweist  nur, 
daü  das  Wort  geeignet  war,  die  Herren  und  freien  Ritter  von 
den  Penonen  eu  untenchetdeni  hinsichtlich  deren  die  Unter- 
«heidm«  wichtig  war.  Diese  PenK>nen  w»ieD  lO)»  nicht  die 
vollfreien  Bauern ,  sondern  die  anfreien  Kitter.  Ihnen  gegen- 
über konnur  edel  als  ünterscheidungsmerkm.i!  wirken,  auch 
wenn  es  im  Kechtssinne  noch  vollfrei  bedeutete,  auch  wenn  es 
in  anderen  sozialen  Sehichten  Leute  gab,  die  gleichfalls  edele 
Leute  waren.  Außerdem  ist  es  ja  möglich,  daß  nobilis  nicht 
onr  die  Übersetzung  des  einfachen  edel  ist,  sondern  außerdem 
aneh  und  gerade  in  den  benotsten  för  die  Verbindung  edelerHerr 
stehen  kann.  Während  der  Spiegel  nur  die  Bezeichnung-  „freier 
Herr"  verwendet,  ist  dominus  in  den  Urkunden  der  Zeit  des 
Spie^ders  sehr  selten.  Das  massenhafte  Vorkommen  einer 
kcfikreten  Beziebuzig  beweist  noch  nicht  die  juristische  Begren« 
nng.  Diese  Erwägungen  sind  richtig.  Aber  ich  erwarte  nicht 
mit  ihnen  irgendwelchen  £mdruck  zn  machen.  Die  bekämpfte 
SehlulJfoltrerung  ist  viel  zu  einfarh,  die  Auflegung  „aus  dem 
G  liilii  heraus"  ist  iu  der  rechtüge^jchichtiieh«'!!  Literatur  viel 
zu  üblichy  als  daß  ihre  Vertreter  sich  durch  theoretische  Ein- 
wendungen beeinflussen  ließen.  Deshalb  will  ich  ihnen  mit 
einer  Analogie  m  Hilfe  kommen,  die  ebenso  naheU^,  wie 
ae  dnrohschlagend  sein  dürfte.  Nicht  nur  nobilis  (edel) 
dient  zur  Bezeiehnung  der  Herren  und  Ritter.  Sündern  für 
dieselben  Personen  und  in  denselben  Queih  ii  wird  auch  ver- 
wendet „liberi"  für  „frei,  Freier**-  Das  Vorkommen  dieser 
Beseiohnung  ist  nicht  weniger  massenhaft  als  das  von  nobilis. 
Eher  scheint  mir  die  Annahme  geboten,  daß  liber  noch  häufiger 
vofkommt  Insbesondere  redet  der  Sachsenspi^l  nur  von 
freien  Herren  und  nicht  von  edlen  Herren.  Aber  es  genügt, 
daß  die  Hüuügkeit  der  okkasionellen  Beziehung  mindestens  die 
gleiche  ut  wie  bei  edel.  Wenn  sie  bei  ,,edel"  zu  der  Schluß- 
folgeiung  berechtigte,  daß  es  andere  jodele"  imKeohtssinne  nicht 
g^g^ben  hat,  00  wurde  der  gleiche  Schluß  auch  bei  ^yfrei^  be- 
rechtigt  sein.    £e  würde  sich  aus  der  Beaeicbnuug  cigeben. 
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daß  nur  die  Herren  und  IMter  frei  im  Rechtssinne  waren, 
andere  persönlich  freie  Leute  uiclit  existierten.  Natürlich  kam 
niemand  auf  den  Gedanken,  diesen  Schluß  für  den  Sachsen- 
spiegel und  seine  Zeit  zu  ziehen.  Aber  wenn  diese  Art  Schluß- 
folgerang  bei  „frei"  zu  einem  notorisch  iirigen  Besnltate  führt» 
dann  ist  sie  auch  bei  ,,edel"  unzulässig.  Im  Gegenteil,  gerade 
der  nnterschiedslose  Gebrauch  von  nobilis  und  über  für  die- 
selben Personen  spricht  eher  für  die  Annahme,  dali  di»'  juristische 
Bedeutung  der  beiden  Woite  sich  berührte,  daß  die  alte  Glei- 
chung „edel**  gleich  ^^Itfrei'*  noch  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
nicht  vergessen  war. 

Das  Vorkommen  der  okkasionellen  Beziehung  erbringt 
daher  keinen  Beweis  für  die  Ansieht  Zallingei'ä.  Ein  anderer 
Beweis  ist  aber  nicht  vorhanden. 

In  der  Tat  ist  die  Identität  der  beiden  Begriffe  nicht 
nur  nicht  erweislich  ^  sondern  positiv  ausgeschlossen.  Jkat  volle 
G^nbeweis  wird  später  erbracht  werden.  An  dieser  Stelle 
will  ich  mich  damit  begnügen  zwei  Belegstellen  hervorzubeben, 
an  denen  die  Verschiedenheit  der  beiden  B^ritFe  deutlich 
hervortritt. 

260.  In  der  Vorrede  von  der  Herren  Geburt  werden  die 
Geschlechter  schwäbischer  Abkunft,  die  der  näheren  Umgebung 
des  Spieglers  angeboren,  in  drei  Unterklassen  angeführt: 

1.  . .  disse  vorsten  sint  alle  svavee  —  Under  den  frien 

herren  sint  svavee  —  Unter  des  nke^,  scepenen  sint  8va\  i-e.  — 
Die  Trennung  der  freien  Herren  von  den  Schöffen  beruht  nun 
nicht  darauf,  dali  die  freien  Herren  des  Schöltenamts  ent- 
behrten. Denn  wir  finden  die  als  freie  Herren  genannten 
Geschlechter  unzweifelhaft  auch  als  Schöffen.^  Vielmehr  mnfi 
^^ier  Herr*'  eine  höhere  Bangstufe  sein,  die  den  an  dritter 
Stelle  jmgeführten  Schöffen  nicht  zukam.  Zu  demselben  Schlüsse 
nötigt  auch  die  Uciiieuiülge  der  Aufzählung,  die  sich  am  Schlüsse 
wiederholt.   ^,Der  Herzog  von  Lünebui^  und  sein  Geschlecht 


1)  Vgl.  Z.B.  l'.  B.  Aühdt  1  Xu.  77Ü  (i2ul)j  Zwei  lierrea  „de  Guehz 
als  Zeugen  in  einer  Stellung,  die  auf  das  Schöffenamt  schließen  läßt. 
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sind  crebortue  Sachsen  und  dazu  alle  die  freien  Herren 
und  Schöffen,  die  zu  Sachsen  wohnhaft  sind  und  die  mir 
bekannt  siod  zu  meiner  Zeit,  außer  den  vorbenannten.^ 

Auch  ZaUinger  erkennt  an,  daß  der  Verfasaer  der  Yor^ 
rede  denselben  Unterschied  swischen  den  freien  Hmen  und 
den  nicht  zu  den  freien  Herren  gehörenden,  aber  schöfieubaren 
Leuten  macht,  der  im  Rechtsbliche  hervortritt.^ 

Unter  den  Geschlechtern,  die  £yke  nicht  zu  den  freien 
üeiren  rechnet,  befinden  aioh  nun  aber  solche,  deren  Mitglieder 
Ia  den  Urkunden  zweifeUos  zu  den  nobiles  gerechnet  werden. 
Diese  Eigenschaft  ist  bei  einzelnen,  z.  B.  bei  den  von  Tribnl, 
Eyke  ganz  sicher  bekannt  gewesen.'-'  Trotzdiui  hat  er  sie  nicht 
zu  den  freien  Herren  gezählt,  vielmehr  deutlich  als  niederen 
Stand  unterschieden.  Der  klare  Tatbestand  ist  also  folgender. 
Wir  haben  in  der  Vorrede  bestimmte  namentlich  genannte 
Penooen,  welche  in  den  Urkunden  zu  den  nobiles,  von  Ejke 
zwar  zu  den  SchOffenberen,  aber  nicht  zn  den  freien  Herren 
!rerechnct  werden.  Was  ist  daraus  zu  folgern?  Meines  Er- 
arlitens  ergibt  sich  mit  Bestimmtheit  der  Schluß,  dal5  auch  die 
freien  Herren  des  Kechtsbuchs  mit  den  Edeln  der  Urkunden 
noch  nicht  identisch  sind,  daß  Eyke  mit  dem  Worte  ,^eier 
Hen^  fiberall  einen  engeren  Begriff  verbindet  als  die  Urlnmden 
mit  den  Worte  „edel^^  Grewiß  ist  das  Zeugnis  der  Vorrede 
ein  Zeugnib  in  eigener  Sache.  Aber  wenn  die  Elrmittluug  des 
Sprachgebrauchs  des  Spiegels  in  Frage  steht,  dann  ist  ein 
solches  Zeugnis  nicht  ausgeschlossen,  sondern  von  besonderem 
Werte.  ZaUinger  verfahrt  anders.  Er  läßt  sich  an  der  beweis* 
losen  Identität  von  „freier  Hen'^  und  „edel**  nicht  irre  machen, 
madem  sieht  in  der  Vorrede  ein  neues  Zeugnis  für  die  Will- 
kür, mit  der  Eyke  von  den  fr<  ica  Herren  einen  nicht  existie- 
renden Stand  von  anderen  Schütlenbaren  unterschieden  habe.  — 
Diese  Folgerung  wäre  nur  zulässig,  wenn  die  Identität  der 

1)  a.  a.  0.  S.  180,  81. 

2)  Vgl.  die  Beweise  für  den  edeln  Stand  bei  Zallinger  a.a.O.  8.182; 
1209  erbcheiiit  Effo  de  Tribui  in  derselben  Zeugenliste  mit  und  unmittelbar 
^or  Eyke  selbst 
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beiden  Begriffe  sonst  erwiesen  wSie.  Aber  aUemstehend  kann 

sie  den  aus  der  Vorrede  sich  ergebenden  durchschlagenden 
Grund  liegen  die  Identität  nicht  entkräften. 

261.  2.  Der  sächsischen  Weltchronik  ist  ein  Aufsatz 
^Von  der  Sachsen  Herkunft''  beigel^,  welcher  eine  Wieder- 
gabe^ der  bekannten  Stelle  Rudolfs  von  Fulda*  öber  die  sich* 
sisohe  Standesgliedening  enthält: 

Vorlage:  Text: 
Rudolf  von  Fulda^  Transiatio         Darumbe    was    ere  (der 
St.  Alexandxi  Sachsen)   shipnisse    und  ere 


Unde  habituB  quoque  ac 
magnitado  corporum  comamm- 

que  color  tinquam  in  tanto 
hominuni  nuuiero  idem  penc 
Omnibus.  Quatuor  igitur  difife- 
rentiis  gens  illa  consistit»  no- 
bilium  scilicet  et  liberoram, 
Ubertorum  atqne  servonim. 
Et  id  legibus  ßrmatur  ut  uuUa 
pars  in  copulandis  conjngiis 
propriae  sortis  termiuos  tnios- 
ferat  sed  nobilis  nobilem 
daoat  uzorem  et  Uber  libe- 
ram,  libertus  con  jugator  libertae 
et  servus  ancDlae. 

Die  Art,  wie  die  Vorlage  übersetzt  worden  ist,  bietet 
nach  verschiedener  Richtung  hin  Interesse.'  An  dieser  Stelle 
sei  nur  hervorgehoben,  daß  der  Übersetzer,  ohne  durch  seine 
Vorlage  dazu  veranlaßt  zu  sein,  die  Bezeichnung  „freier 

Herr"  für  eine  Klasse  venveudet,  die  nach  der  Stelle  von  deu 
Edeln  scharf  geschieden,  sogar  durch  den  Mangel  des  Kon- 
nubiums getrennt  erscheint.  Diese  Wahl  des  Ausdrucks  wäre 


grote,  de  varve  an  deme  hare 
under  also  vüe  volkes  vil  na 

al  6n.  De  sassen  liadden  an 
irme  volke  vier  hando  uuder- 
sheid:  edele  lüde,  vriherren, 
vrie  lüde  unde  knechte.  Ere 
recht  unde  ere  6  was  also 
gestadeget  dat  de  edele  man 
neme  en  edele  vif,  de  vrie 
herrc  enc  vrie  vrowen, 
de  vriiing  sine  notine  und  de 
knecht  neme  de  demen« 


1)  Mon.  Oeim.  hist  Beutsohe  ChionikeB  H,  8. 263  [45J,  264. 

2)  Mon.  Gerai.  hist  Script  II,  S.  675. 

3)  Vgl.  UDten  No.  434^  564. 
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nicht  mog^oh  gewesen^  wenn  der  Übenetser  ^fidid^  und  ffixier 
HeiT^  f&r  ganz  gleicbbedentende  AtifidrQcke,  fOr  Bezeichnungen 
desselben  Standes  gehalten  hfttte.   Non  ist  es  ja  möglich,  daß 

der  Aufsatz  von  einem  Verwandten  Eykcs  herrührte.  Aber  es 
ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  die  Familie  Kepgow  sich  ver- 
schworen haben  solle,  an  so  vei-scliiedenen  Steilen  eine  Bedeu- 
tongsdifierenz  von  „freier  Herr**  und  „edel*'  ihren  Losem  vor- 
mtäuBohen,  die  dem  Leben  fremd  gewesen  ist  nnd  deren  Nicht- 
existens  den  Lesern  bekannt  sein  mußte. 

Der  volle  Gegenbeweis  gegen  die  IdentitSt  der  beiden 
ßtandesbezeichnungen  wird  imu  erbracht  durch  den  Nachweis, 
d'iß  „edel"  mit  „schöffenbar"  im  Spiegel  identisch  gebraucht 
wird^,  durch  die  allgemeine  Bedeutungsgeschichte  von  „edel"^ 
und  durch  die  Ermittlung  desjenigen  Merkmals^  das  tatsächlich 
für  den  £^;n£P  ^freier  Herr^  bestimmend  gewesen  ist' 

Das  biaher  Gesagte  dürfte  indessen  hinreichen,  lun  audi 
die  zweite  Bedingimg  ZaUingers  als  unbewiesen  und  als  positiv 
unwahrscheinlic]i  liiuzustellen.  Damit  iälit  die  Kritik  Zallingers 
und  wir  sind  berechtigt,  uns  unbehindert  der  selbständigen 
Lösung  des  Problems  zuzuwenden. 


Zweiter  üiiterabsdimtt. 
Die  Bazelclinimgeu  des  Standes  im  SachsenspiegeL  §  26. 

Die  Formenlehre  der  Standesbezeichnungen  erweist  es  als 

eine  häufig  vorkommende  Erscheinung,  dal]  gleiclizeitig  ver- 
schiedene Bezeichnungen  für  denselben  Stand  im  Gebrauche 
sind;  sei  es  als  Nebenformen  desselben  Wortes,  sei  es  infolge 
von  Konkurrenz  alterer  und  jüngerer  Bezeichnungen ,  oder  end- 
lich infolge  prägnanten  Gebrauches  einer  umfassenden  Bezeich- 
nung für  eine  Unterabteilung.    Will  man  dem  Vorkommen 

1)  Ygl.  unten  No.  264f£.,  27311,  342. 

2)  YgL  nntea  No.  344f(. 

3)  Vgl  unten  No.  629ff. 
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eines  im  Recbtsbuche  genamiteii  Standes  in  den  übiigen  Qaetten 
nachspüren,  so  ist  es  wichtig,  die  Gesamtheit  der  Bezeich- 
nungen zu  übei*schanen,  weil  ihre  relative  Verbreitunfr  im 
Spiegelbildc  und  im  Xontroilbilde  eioe  verschiedene  sein  kann. 

Im  Sachsenspiegel  dominiert  nmi  durchanB  das  Eigen- 
schaftswort lyschöffenbar"  allein  oder  in  Verbindung  mit  Jbr^". 
Daneben  finden  sich  noch  andere  Bezeichnungen. 

Bevor  wir  auf  diese  weiteren  Ausdrücke  eingehen,  empfiehlt 
es  sich,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  herkümmlichc  Etymologie 
von  ^^höÜenbar^'  durchaus  nicht  gesichert  ist 

Es  wird  allgemein  gewissermaßen  als  selbstverständlich 
betrachtet,  daß  das  Wort  den  Mann  bezeichnet^  der  fähig  ist 
Schöffe  zu  sein.  Diese  Deutung  würde  zu  der  Annahme  notigen, 
daß  das  Wort  mittels  des  Sufßxes  „bar"  von  dem  Xonien  ageutis 
scepene  abgeleitet  ist.  Sie  b^^uet  aber  sprachlich  wie  sach- 
lich erheblichen  Bedenken.^ 

Ich  halte  die  Gegengründe  für  durchgreifend  und  bin  der 
Meinung^  daß  wir  als  Grundbedeutung  des  Wortes  die  Eigen* 
Schaft  des  rechtlichen  Bestimmens  zu  denken  haben,  so  daß 
„schürt'enbai"  niciiU  anderes  sein  würde  als  ein  Eigenschaftswort 
zu  Sch(')tie. 

Dieses  Ergebnis  ist  nun  auch  für  das  Verständnis  der 
konkurrierenden  Bezeichnungen  von  Wichtigkeit  Gleich* 
bedeutend  mit  ^^sohdffenbai^  werden  im  Sachsenspiegel  gebraucht 

^^öffe'S  „frei"  und  „edeK 

262.  Das  Wort  „Schöffe"  bezieht  sich  in  der  Mehrzahl  der 
Fundstellen  im  Sachsenspiegel  wie  außerhalb,  auch  ohne  daii 
eine  Sinuverengerung  durch  den  Zusammenhang  vorliegt,  nur  auf 
diejenigen  Schöffenbaren,  die  das  Amt  des  Urteilfinders  bekleiden, 
auf  der  Schdffenbank  sitzen.  Daneben  tritt  aber  mit  großer 
Bestimmtheit  eine  weitere  Bedeutung  hervor.  Schöffe  wird  auch 
schlecht ikia  als  vStandesbezeichuung  gleichbedeutend  mit  „schöffen- 
bar** gebraucht.  Dieser  Sprachgcln-auch  läßt  sich  zunächst  mit 
voller  Sicherheit  für  die  ii^gaiigssteiie  I  2  nachweisen.  Die 


1)  Vgl.  Aiüage  3. 


Digitized  by  Google 


Die  niederen  Schöfienbareu.    Bczeicknungeu  des  Standes.  325 


Dingpllicht  im  Seudgericht  wird  alleu  scepenbaren  auferlegt 
Dieser  kirchlichen  Dingpflicht  soll  die  weltliche  entsprechen. 
Wenn  nan  im  Gericht  des  Grafen  nor  die  scepenm  erwähnt 
werden,  so  muß  doch  der  Krete  der  Personen,  welche  mit  dieser 
Beseicfannng  gemeint  sind,  den  scepmharen  des  Sendgerichts 
entsprechen.  Dieser  Schluß  wird  dadurch  bestätigt,  daß  an 
einer  andern  Stelle  ansdnUklich  gesagt  ist,  daß  derjenige 
scepenbarc,  der  in  seiner  Heimat  keinen  Schöffenstiihl  hat,  das 
höchste  Gericht  seines  Wohnorts  besuchen  nmW,  so  daß  der 
Spicgler  auch  diejenigen  SchöfPenbaren  für  im  Grafengericht 
dingpflicht^  erklart,  die  nicht  das  Amt  des  standigen  Urteil- 
finders  bekleiden.  Diese  weitere  Bedeutung  von  Schöffe 
muß  nach  der  Fassung  der  Stelle  gleichlallB  eine  usuelle 
gewesen  sein,  so  daß  wir  ffir  dieses  V\oTi  einen  doppelten 
UMidlen  Sinn  gewinnen,  einen  en«reron  und  einen  weiteiea. 
\\  ir  werden  sehen,  daß  diese  Doppeibedeutung  uns  auch  außer- 
halb des  Spiegels  entgegentritt^ 

Eine  zweite  Stelle,  au  welcher  im  Riegel  mög^herweiae 
die  weitere  Bedeutung  vorliegt,  ist  II  43  §  1:  Sve  en  gut  eme 
seget  to  iene,  unde  en  ander  seget  it  si  sin  egcn;  spreket  se't  mit 
geliker  were  an,  jene  uiut  it  bat  to  egcne  behalden  mit  tvier 
ßcepenen  getüge,  denne  die  andere  to  leiie. 

Für  die  weitere  Bedeutung  spriclit  die  Analogie  mit 
m  44  §  3  und  die  Erwägung,  daß  über  die  Vorgänge  im  echten 
Dinge  alle  anwesenden  Dingpfliehtigen  Zeugnis  ablegen  konnten, 
nicht  nur  die  Schöffen. 

Ebenso  kann  die  weitere  Bedeutung  auch  an  denjenigen 
Stellen  vorliegen,  an  denen  von  dem  Geriehtszeugnis  die  Rede 
ist.  Denn  bei  der  Vei-feslnni?  werden  nach  III  18  außerhalb  des 
Königsbanns  zwei  Mann,  im  Königsbann  zwei  Schöffen  verlangt 
Naeh  Iir  88  §  2  wird  dieses  Zeugnis  ohne  Unterschied  mit  den 
Dingpflichtigen  erbracht 

Endlich  durfte  in  m  81  §  1  mit  dem  Aussterben  der 
Schöffen  das  Aussterben  der  schöffenbaren  Leute  gemeint  sein. 


1)  Vgl  unten  8.  337. 
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Deim  andernfalls  würde  wohl  die  Zuteilung  von  Land,  nicht 
aber  die  Freilassung  von  Dienstleuten  erforderlich  gewesen  sein, 
um  Material  für  die  Besetzung  der  Schöficnbank  zu  gewiimeu 
und  die  Abhaltung  des  Königsbanns  zu  ermöglichen. 

Die  Gleiclibedeutang  von  Schöffe  und  schöffenbar  im 
Sachflenspiegel  ist  nun  nicht  nur  insofern  von  Bedeutung,  als 
sie  uns  ermöglicht  die  Existenz  des  Standes  durch  eine  wich- 
tige Urkunde  luiclizuweisen.^  Sondern  sie  fallt  auch  bei  der 
Et}'mologie  des  Worts'  zugunsten  der  neuen  Deutung  von 
„schöffenbar''  ins  Gewicht. 

263.  Ein  ähnliches  Verhältnis  besteht  swischen  „Schöffen- 
bar"  und  i^frei''  Frei  bezeichnet  regelmäßig  nur  den  (jegensatz 
SU  Deigen*^.  Aber  daneben  tritt  eine  engere  fiesiehung  zu  dem 
Stande  der  Schöffenbaren  hervor.  Tor  dem  Reiche  dürfen 
„freie  Leute"  und  Ministerialen  des  Reiches  Urteil  finden.' 
Unter  diesen  ,^rei('n"  können  nur  Schölfenbare  p^emeint  sein,  weil 
das  Reichshofgericht  bei  Königsbann  gehalten  wird.  Andere 
freie  durften  bei  Königsbann  kein  Urteil  finden.  Gerichtslehn 
darf  nur  der  Schdffenbare  haben.  ^  Für  den  König  wird  nur 
Freiheit  gefordert*  Die  schöffenlMien  Urteilfinder  vor  dem 
Reiche  tun  Hulde  nach  ihrem  Rechte.*  Der  sohöffenbare 
Inhaber  von  Gerichtslehn  tut  lluldc  nach  freien  Mannes 
Rechte  AlUrdifisjs  sind  diese  Anluiltspiinkte  unsicher.  Aber 
sie  sind  zu  ervvälmen,  weil  uns  ein  entsprechender  engerer 
Gebrauch  von  ,4rei"  auch  in  anderen  Quellen  begegnet.  Wie 
die  spateren  Freidingsleute,  so  sind  auch  die  schöffenbaren 
Leote  des  Spiegels  die  j^Freien^  sdblechthin. 

264«  Das  Wort  edel,  das  in  den  gleichzeitigen  Uiknnden 
als  Urbild  für  nobilis  eine  so  weit  verbreitete  Anwendung  als 


1)  Yg!.  unten  No.272fL 

2)  Vgl.  Anlage  3. 

3)  III  19. 

4)  III  54  §  1. 

5)  III  54  §  3. 

6)  ITT  19. 

7)  lU  j4  §  1. 
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Standesbezeichnuriii;  findet,  kumint  im  Sachsenspiegel  eigentüm- 
licherweise nur  ein  einziges  MiiI  in  III  64  §  3  vor.  Außerdem 
ist  das  adelkind  in  I  51  §  2  (Zusatz)  heranzuziehen. 

In  III  64  §  3  wird  bestimmt:  „Derne  hertogen  weddet 
ok  tein  pnnt  iewelk  edele  man.'' 

Die  Irarae  Notic  scheint  anf  den  ersten  Blick  jeder  Ver- 
wertung zu  widerstreben.  Aber  icli  glaube,  cla(^  sie  bei  näherer 
Betrachtung  und  im  Zusammenhange  mit  ari(l<  reu  Nachrichten 
eine  ganz  bestimmte  Bedeutung  von  „edel"  ergibt. 

Von  den  Bußen«  die  Titel  64  anfährt,  tragen  die  könig- 
lichen Bnßen,  abgesehen  von  den  Ffirstenbnßen,  einen  allgemeinen 
GhankCer.  Die  Bußen»  welche  nach  der  Heraogsbuße  folgen, 
sind  alle  GMohtsbußen.  Die  Eönigsboße  von  10  Pfund  wird 
von  jedem  Mann  entrichtet.  Dem  Könige  gep^enüber  bestehen 
allgemeine  Untertanpflichten.  Die  Herzogsbulie  wird  imr  gezahlt 
von  jedem  edicu  Manne.  Eine  Buße  anderer  Stände  wird  nicht 
erwähnt.  Deshalb  stehen  nicht  wie  beim  Könige  allgemeine 
Untertanpfliehten  in  Frage.  Sondern  es  handelt  sich  um  die 
Yeiletnuig  einer  ständisch  begrensten  Pflicht  Solche  Pflichten 
sind  Lehniqpllicht  und  Dingpflicht.  Die  Lehnspflicht  ist  aus- 
zuscheiden. Denn  die  Buße  von  10  Pfund  tritt  in  der  Stelle 
des  Landrechts  als  eine  Buße  auf,  die  nur  dem  Herzoge 
zusteht,  für  ihn  bezeichnend  ist  Im  Lehnrecht  gebührt  aber 
die  Buße  von  10  Pfund  jedem  Lehnsherrn  ohne  Rücksicht 
anf  den  Stand.^  Folglich  kann  nur  an  die  Dingpflicht  gedacht 
sein.  Die  j^edden  Leute''  des  Sacbsenspi^els  sind  die  Ding- 
genossen des  fiTensogsgerichts.  Born  Herzoge  wie  bei  den 
später  genannten  Personen  ist  beim  Gewette  an  die  Gerichts- 
buÜe  gedacht. 

Dingpflicht  und  Fähigkeit  zum  Urteil  stehen  im  engsten 
Zusammenhange.  Wenn  nun  die  Schöffenbaren  einerseits  im 
Königsgerichtey  andrerseits  im  gräflichen  C^cbte  bei  Königg- 
bann  Urteil  finden,  so  ist  nicht  anannehmen,  daß  im  Hensogs- 


1)  Vgl.  Ssp.  Lnr.  68  §  8.  Tein  pimt  geweddet  die  man  aime  herren. 
dat  pimt  bi  tvintich  schiUiogea. 
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gericlite,  das  die  Glitte  einnahm,  strengere  Anforderungen  ge- 
gtcllt  wurden.  Ein  -weiteres  bedeutsames  Argument  bringt  die 
Wahrscheiolichkeit^  daß  das  gräfliche  Gericht  bei  Kouigsbana 
nichts  aadeies  ist^  als  ein  delegiertes  Herzogsgericht  ^  Die 
Eigentfimlichkeiten  des  Köntgsbanns  sind  auch  Eigentfimlicb- 
keit  des  Herzogsgeriohts  gewesen.  Seine  enge  Beriehnng:  zu 
den  Schüffenbaren  läßt  uns  diesen  Stand  in  den  edelu  Leuten 
des  Herzogsgerichts  erkennen. 

.  Auch  die  Standesbezeichnuug  edel  ist  daher  im  öachsea- 
spi^l  ein  Synonym  fOr  schöffenbar. 

^65.  Dieselbe  Anf^sung  rechtfertigt  sich  för  I  51  §  2. 
Zu  den  Ausführungen  des  kurzen  Textes  über  den  Gegensatz 
des  rechtlosen  und  des  echtloseu  fügt  der  erweiterte  Text  fol- 
gende Ausführung  bei: 

Echt  man  noch  echt  wif  ne  mmt  ok  unechtes  mannes 
erve  nicht  Man  seget  dat  nen  kint  siner  müder  keves  kint 
ne  81,  des  n^  doch  nicht*  Ein  wif  mach  Winnen  echt  kint, 
adel  kint,  egen  kint  undc  keves  kint.  Is  se  egen,  man  mach 
se  vri  laten;  is  se  keves,  se  mach  echten  man  nemeo,  unde 
mach  kindere  immer  dar  binnen  gewinnen. 

Einige  Handschriften  haben  statt  „adei^  „edel*',  andere 
erläutern  durch  fficei**: 

Die  Begrifi'e  „echt  Idnif  und  ,Jseves  kint^  sind  ausschließende 
Gegensätze,  „adcl  kint''  und  „egen  kint"  sind  nach  ihrer  Stel- 
lung Unterarten  des  echten  Kindes  und  w^ieJtr  zueinander  in 
Gegensatz  gestellt.  Aus  dieser  Gegenüberstellung  ist  schon 
früh  gefolgert  worden,  daß  i,adelkint''  an  dieser  Stelle  schlechthin 
das  „frei  geborene''  Kind  bezeidmet  Diese  Erklärung  bedarf 
der  Nachprüfung.  Das  Wort  adel  oder  edel  als  Hauptwort 
bezeichnet  einmal  nocli  in  jüngeren  Quellen  ganz  abstrakt 
Heikmift,  Geburt  ohne  Hinweis  auf  eine  Qualifikation.  Es 
bezeichnet  femer  ebenso  wie  heute  die  qualifizierte  Abkunft^ 


1)  Vgl.  imten  Ko.  606ff. 

2)  ^  gl  für  die  Uiheberaoliaft  die  gleidie  Weadmig  in  den  oben 
S.  21  Anm.  4  angefühlten  Stellen. 
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dit  (las  k'ind  zum  „edel  geborenen"  macht,  die  „gute"  Herkunft 
In  dieser  Hinsicht  liegt  ^^^eder  bei  edel  ein  Doppelsinn  vor, 
den  wir  auf  Adel  zu  übertragen  liabeo.  Die  gute  Herkunft  ist 
dnmal  die  eheliche  echte  Geburt  im  Gbegensatse  zur  uneheUcben. 
Diese  DentoDg  ist  ausgeschlossen,  da  es  sieh  um  Gegensfitze 
innerhalb  der  echten  Kinder  handelt  Zweitens  ist  die  gute 
Herkunft  die  ständisch  ausgezeichnete,  die  das  Kind  dem  Stande 
der  ExUen  einverleibt  Diese  Auffassung  muß  in  unserer  Stelle 
vorliegen.  Das  edle  Kind  und  das  eigene  Kind  ersciieinen 
als  Hepräseutauteu  der  ständit^chen  Gegensätze.  Es  fragt  sieh, 
ob  für  eine  solche  Auswahl  eine  Analogie  vorliegt  und  ob  sie 
sieh  sachlich  erklaren  laßt  Die  Analogie  ist  gegeben  in  der 
Lmerungsstelle  I  6^  in  der  das  Volk  gleich&lts  nur  durch  zwei 
StSnde  vertreten  ist,  durch  die  schöffenbaFen  Freien  und  durch 
dit  i^aten.  Die  sachliche  Möglichkeit  würde  voraussetzen,  daß 
edel  gleichbedeutend  ist  mit  vollfrei,  somit  tatsächlich  den 
vollen  Gegensatz  gegen  die  Eigenschaft  ausdruckt  Die  Stelle 
würde  sich  am  besten  erklären  lassen,  wenn  zwei  Gleichungen 
zutreffen:  Die  Gleichung  der  sohöffenbaren  Ftaßa  und  der  £deln 
und  die  Gleichung  beider  mit  den  Yollfiraien.  Insofern  erbringt 
die  SteQe  einen  selbständigen,  wenn  auch,  allein  betrachtet, 
unsicheren  Anhalt- [»unkt  iiu  diese  beiden  Hypothesen,  die  sich 
im  übrigen  bewähren  werden. 


Mtter  Unterabschnitt 
Die  niederen  Sehoffenbaren  des  Kontrolllnldes. 

Erstes  Kapitel 

Die  Fundstellen  fUr  Sch»ffenbar.   §  27. 

266.  Den  Ausgangspunkt  für  die  iCritik  Zallingers  bildet 
die  Konatatiemng,  daß  in  denjenigen  Urkunden,  die  zeitlich 
nnd  örtlich  in  Betracht  kommen,  ,^er  Gebrauch  des  Ausdrucks 
„sch5ffenbar^  resp.  eines  dem  Sinn  nach  sich  ungefähr  damit 
deckenden  lateinischen  Worts,  wie  z.  B.  synodalis  ,,al8  Standes- 
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bezoichüung**  vergeblich  gesucht  werden/*^  ZAllioger  schUeBt 
daraus:  ,^ener  Ausdruck  kann  demnach  auch  in  dem  engeren 
Heimatflgebiete  des  Sachsenspi^ls  nicht  als  techoisoh  der 
Sprache  des  taglichen  Letbens  ai^[^5rt  haben.*' 

Zallinger  hat  demnach  auch  tatsldilich  die  Möglichkeit  in 
Erwägung  gezogen,  daii  der  Spiegler  diese  Bezeichnung  für 
seinen  Zweck  „erwählte"^,  und  Schröder'^  nimmt  positiv  an, 
daß  £jke  den  Ausdruck  erfunden  hat  Darauf  ist  zunächst 
zu  bemerken,  daß  die  Zusammensetzung  j^sehöffenbarfrei^  sick 
in  dem  Bechtabaehe  fiberiianpt  nicht  vorfindet  Der  Spieker 
gebraucht  nur  das  Eigenschaftswort  „scbdffenbar^  allein 
oder  in  Verbindung  mit  „frei">  Eine  freie  Erfindung  dieser 
Wortform  ist  schon  deshalb  undenkbar,  weil  der  Spiegel  nir- 
gends erläutert,  was  er  unter  dieser  Bezeichnung  versteht^ 
£r  hat  also  entweder  sein  Buch  von  vornherein  unter  Ans* 
Schluß  der  Öffentlichkeit,  in  einer  Geheimsprache  geeohriebea 
oder  aber  die  Bekanntschaft  des  Lesers  mit  der  Btandesbeceicli- 
nung,  also  die  Üblichkeit  des  Ausdrucks  vorausgesetzt.  Diese 
zweite  Annahme  ist  um  so  mehr  sreboten,  weil  auch  in  der 
Umarbeitung  jede  Erläutemng  fehlt. 

In  der  Tat  ist  die  Beseicfanung  sicher  nicht  vom 
Spiegler  oder  doch  nicht  allein  von  ihm  erfanden  worden,  denn 
sie  findet  sich  in  zwei  Urkunden  ganz  unabhängig  vom  Spiegel 
und  in  einer  dritten  in  einer  Weise,  welche  eine  nicht  aus 
dem  Spiegel  geschöpfte  Bekanntschaft  mit  dem  Inhalte  des 
Begriffs  ergibt 

L  Die  erste  Fundstelle  ist  zwar  nicht  ostfiiÜsch,  aber 
inhaltlich  außerordentlich  bezeichnend. 

Die  Ghnfen  von  Everstein  genehmigen  1233  Schenkungen 
ihres  Vaters  und  Oheims.  Das  Objekt  dieser  Schenkungen 
sind  libera  bona  in  . . .  quoruudam  hominum  iibere  con- 

1)  a.  a.  0.  S.  19. 

2)  a.  a.  0.  S.  248. 

3)  ]>hrbuch  S.  444  Anm.  36. 

4)  Vgl.  den  Xa(  Inveis  unten  No.  459,  60. 

5)  Vgl.  oben  S.  22. 
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ditionis,  Geroldi  vidt  licet,  Conradi  et  Brunonis  fratrum» 
Hartmodi,  Helmici  et  Monti  fratmm  et  ITaynrici  Die  Ver- 
äaßeroiig  wird  bestätigt  »«regadi  banno  —  a  Heniuiimo  Beronlea 
jodioiflli  Bedi  vice  oomitis  preaidente.  Darauf  wird  berichtet» 
daß  die  Ejrebe  gekauft  gehabt  habe  j^nsum  nnnm  in  Overthe, 
fjucm  Hermamms  hoino  liberc  couditionis,  quod  in  vul- 
gär i  scepenbere  vocatnr  et  frater  suus  Hetenricus  et  sui 
heredes  jure  libcrtatis  de  manu  noatra  teiiiieruiit'^  Diesen 
mansua  übergeben  die  Grafen  au  ewigem  Besitz,  um  dem  Kloster 
plenariam  warandiam  an  verschaffen.  Sie  erhalten  ihreiseits 
7  Mark  ijCam  libeitatem  diotoram  hominom  ei  dimmisimiia.** 

Die  Urkunde  ist  bereits  von  Lindner  fds  Beleg  ffir  die 
weitgehende  Herrschaft  der  Grafen  über  die  Gerichi^angehörigen 
der  Grafschaft  bcspix)chen  ^  von  Wittich'-  und  von  E.  Mayer  ^ 
als  ßel^  für  das  Vorkommen  von  „schöffenbar**  erörtert  worden. 
Sie  ist  in  der  Tat  von  großer  Bedeutting.  "Rinmft^l  finden  wir 
hier  die  angeblich  von  dem  Spieler  behufs  Bezeichnung  der  Yor- 
behaltsministerialen  erfundene  StandesbeseichnQng  in  genauester 
Wiedergabe.  Es  hat  somit  einen  Stand  von  Freien  gegeben,  die 
zu  deutsch  ,^höff(enbare"  genannt  \vurden.  Gewiß  stammt  die 
Fundstelle  nicht  aus  Ostfalen.  Aber  die  Einlieitliclikeit  des 
Kechts  und  der  Rechtsterminologie  war  innerhalb  Sachsens 
flberhaupt  sehr  groß.  Das  gleiche  gilt  von  der  Sprache.  Auch 
der  Spiegier  spricht  von  Sachsen  und  nicht  von  Ostfalen. 
Wenn  nun  das  Wort  „sefaoffenbar^  in  der  Gia&chaft  Ebeistein 
und  im  Sachsenspiegel  auftritt,  so  ist  doch  an  Erfindung  nicht 
mehr  zu  denken.  Um  so  weniger  als  derjenige  Stand,  dem  die 
Schöffenbareil  der  Urkunde  angehören,  mit  demjenigen  identisch 
ist,  den  der  Spiegier  nach  allen  andern  Anhaltspunkten  gemeint 
haben  muß.  Wir  haben  vorhin^  ausgeführt,  daß  zwingende 
Orönde  uns  so  der  Annahme  nötigen,  daß  die  spateren  Frei* 

1)  Westp.  U.B.  IV  No.  221  S.  147.    Daza  IJndner,  Verne  8.277. 

2)  Onindhen-schaft  8.  133  Anm.  5.  Die  Annahm«  Wittichs,  daß  an 
dieeer  Btelle  das  Wort  den  Stand  nach  oben  abgrenze,  ist  grandios. 

3)  Verf.  Geeoh.  I  B.  m 

4)  S.  299. 
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dingslente  Ostfalens  die  bäuerlichen  Besitzer  von  „Frcigüt  <^rn" 
BchoQ  zur  Zeit  des  Spieglers  dem  Grafengerichte  aiigehört  haben 
und  von  fiyke  unter  der  Beseiclmung  ^^schoffenbar^  mit  ein- 
begrifoi  sind.  Es  unterli^  nun  keinem  Zweifel,  dafi  die 
Lentei  über  welche  in  der  Urkunde  verfSgt  wird,  demselben 
Stande  angehört  haben.  Die  Beschränkung  auf  den  Voniamen 
kennzeichnet  sie  als  Bauern.  Sie  sind  aber  Freidinir-leute. 
.Das  gibt  die  Bezeiclmung  „liberae  conditioui^',  die  Bezeichnung 
der  Güter  als  ,,libera  bona^',  als  y,bona  qua  iibertatis  jure 
tenuernnfi  die  Veigabung  bei  Königsbann,  sowie  der  Umstandf 
daß  die  Grafen  auf  die  aus  dieser  Freiheit  sich  eigd>endea 
Rechte  verzichten  (jura  Iibertatis  dimisimus). 

Dieselben  Leute,  die  wir  schon  aus  andrrn  Gründi-ii  iitii; 
deu  Schöü'eubaren  des  Spiegels  identiüjüereu  müssen,  führen 
urkundlich  auf  die  Standesbezeichnung  aoepenbere.  Schon  damit 
ist  im  Grunde  die  Kette  der  Bewnse  geschlossen« 

268,  n.  Die  zweite  Urkunde  ist  erst  1901  pubUsieit 
und  vielleicht  von  Lüntzel  \  sonst  aber  nicht  verweilet  worden. 
Es  ist  eine  Urkunde  des  Grafen  H(einrich?)  von  Woldeobeig 
(1230  —  46?)  (ohne  Datum):« 

Kotom  esse  volumus  untversis  Christ  fidelibus  quod  nos 
rc^tu  virorum  honestorum  concambium  feoimns  de  duabos 
feminis,  quorum  una  est  libera,  altera  est  midsteriaUs.  Nos 
autem  illam,  que  est  libera,  recepimus  loco  ministerialis  cum 
suis  pnoris  jam  natis  et  adhuc  nascituris,  cujus  noincn  ( st  Jutta 
de  yiotedc;  aliam  vero,  que  est  ministenaliSi  permittimu8 
frui  ea  Uber  täte  que  dioitur  aeepenbar,  ita  tarnen  ut 
dominus  episcopus  suum  prebeat  assensunu  Ne  autem  nos  vd 

1)  Lüntzel  hat  sich  (Ält.  Diüz.  S.  4'2)  auf  fino  nicht  näher  mitgeteilte 
Urknnilo  von  1226  lifiufen,  uach  welciifi  der  Graf  von  "Woldenberg 
seliittk'nbare  Leute  vertauscht  habe.  Ob  Lüntzel  eine  inzwischen  veriorene 
Urkunde  gemeint  üUer  die  vorliegende  mißvei"stan'.len  hat,  läßt  sicli  nicht  i 
entscheiden.  Jedenfalls  hätte  schon  die  Mitteilung  Lünt^^ls  eine  Warnung  | 
sein  sollen,  die  Bezeichnung  schöffenbar  für  eine  Erfindung  des  Spider» 
z\x  erklären.  ' 

2)  U.  B.  Hüdesheim  Ii  JSo.  313  (Abschrift  des  15.  Janrhundert» 
ohnö  Datum). 
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nostri  sooeesBoreB  in  posteram  hoc  infriDgere  posflimns  oartam 

preseotem  sigilli  nostri  impressioDe  roboniri  fccimus. 

Die  voriiegeiide  Urkunde  beweist  nun  einmal  sicher 
daB  auch  in  Ostfalen,  zunüchst  in  Hildeshcim,  das  Wort 
„Bchöffenbar*^  als  technischer  Ausdruok  für  die  Bezeichnung 
eines  bestiininten  Standes  gebraucht  wurde.  Sie  beweist  2.  daß 
dieser  Stand  ein  Stand  der  Flreien  war  und  nicht  ans  Dienst- 
ienten sieh  susanunensetzte.  Denn  die  Ministerialen  bednrften 
der  Freilassung  und  einer  besonderen  Verleihung,  um  schöft'eu- 
bar  zu  werden. 

Ich  glaube  aber,  daß  die  Urkunde  noch  weitere  Auf- 
schlüsse gewäiurtj  welche  bestimmte  Angaben  des  Spiders 
bestätigen. 

Der  Spiegier  sagt^  daß  der  Dienstmann  durch  einfiBohe 
Freilassung  nur  die  Rechtsstellung  der  unteren  Gruppe,  das 
Recht  der  Landsassen  erlangt,  und  daß  es  einer  qualifizierten 
Freilassung  bedarf,  um  ihm  die  Öchöffenbarkeit  zu  geben. 

Zallinger^  ist  beiden  Angaben  mit  gewohnter  Skepsis 
entgegengetreten.  Er  glaubt  Iiiusichtlich  der  sweiten,  daß  dem 
Spiegier  nicht  Unrecht  geschähe,  „wenn  man  annimmt,  daß 
jene  ganse  Stelle  in  den  Bereich  doktrinärer  Erfindungen  gehört 
Diesen  Stempel  subjektiv  Theorie  tragt  ja  augenfällig  auch 
schon  der  erste  Satz,  daß  die  Dienstmannen  —  des  Königs  und 
anderer  Herren  —  iiu  nllgemeinen  durch  Freilassung  nur  das 
Recht  der  freien  Landsassen,  d.  h.  hiutersässiger  Bauern, 
erwerben  sollen". 

Als  eigene  Ansicht  ZaUingers  über  die  Bechtsstellnng  des 
frdgelasBenen  Dienstmannes  ergibt  sich  aus  dem  Zusammen- 
hange, daß  er  ihn  für  «neu  Freiherm  erklärt 

Der  Graf  von  Woldenberg  scheint  nun  derselben  subjek- 
tiven Theorie  gehuldigt  zu  haben,  wie  der  Spicgler.  Er  ist 
sich  dessen  anscheinend  nicht  bewuiit,  daß  er  die  Miiiisterialin 
durch  einfache  Freilassung  sogar  2ur  l'reifrau  gemacht  hat, 
sondern  glaubt  es  noch  notwendig  zu  haben,  sie  mit  der  Frei- 


1)  &  241. 
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heit  der  Sokoffenbarea  eigens  sa  beschenken.  BeachteDSwert  ist 
vielleicht  noch>  daß  die  Zustimiiiimg  des  Bisehofs  votbehalten 
wd.  Nach  der  Wortstellung  bedeht  sich  die  Zustimmung  nur 

auf  die  Freiheit,  nicht  auf  das  ganze  Geschäft  Tatsächlich 
ergibt  nun  die  Urkiuide,  auch  wenn  man  den  zuletzt  erwähnten 
Punkt  als  zweifelhaft  außtr  Ansatz  lälit,  die  von  dem  Cjpie^ler 
vertretene  Ansicht,  daß  nicht  jede,  sondern  nur  eine  qualifi* 
sierbare  Freilassung,  eine  besondere  Verleihung,  dem  Dienst- 
maun  die  Schöfienbarkeit  verschaffe. 

269.  in.  Die  dritte  Fundstelle  gdiort  dem  näheren 
Gesichtskreise  des  Spieglers,  aber  einer  etwas  späteren  Zeit  an. 

1294  bewilligt  Erzbischof  Erich  der  Stadt  Magdeburg^  u.  a. 
„Wy  bckeimen  ok  des,  dat  nnse  Uathraann  undt  de  vif  mestijr 
von  der  Stadt  uns  unse  bank  be^etten  undt  scheppen  kiesen 
von  scheppenbahren  fryen  ludeiL*^ 

Diese  Urkunde  gehört  allerdings  einer  Zeit  an,  in  weicher 
der  Sachsenspiegel  in  Magdeburg  bekannt  und  in  Benutsung 
genommen  war.  Dennoch  ist  es  unwahrscheinlich,  daß  nur 
eine  Ijczugnahme  auf  den  Spiegel  vorliegt.  Die  Anwendung 
der  Vorschrift  setzt  Bekanntschaft  mit  den  Merluiialen  der 
Schödenbiu-keit  voraus.  Aus  dem  Sachsenspiegel  sind  diese 
Merkmale  nicht  zu  ersehen.  Deshalb  muß  der  Begriff  schöfi'en- 
barer  Freier  au  jener  Zeit  in  Magdeburg  selbständig  bekannt 
und  usuell  gewesen  sein. 

270.  Zu  den  sächsischen  Zeugnissen  tritt  nun  ein  ihfirin- 
gischcä,  das  aber  daiür  älter  ist.  1122  macht  Heinrich  von 
Bunrode  eine  Zuwendung  (de  parentibus  iiutus  liberis  judiciariae 
dignitatis).^  Daß  in  dem  Ausdruck  eine  Übersetzung  von 
^BchöÜ'enhar  frci'^  zu  finden  ist,  wurde  scliou  langst  mit  Recht 
angenommen.'  Sachlich  gleichbedeutend  mit  iiSchöffenbar*^ 
scheint  auch  der  thüringische  Ausdruck  „wiazenthaft"  gewesen 
au  sein.* 

1)  r.  B.  Magdeburg  I  No.  187. 

2)  Vgl.  Regesta  Thuringiae  I  No.  1165. 

3)  Homeyer,  Haatgemal  S.21,  imd  Waitz  a.B.O.y  8.447. 

4)  Vgl  Anlage  3. 
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27t  Aaf  die  zeitlich  Bpätereo  Zeugnisse  der  landreditr 
Ußhen  and  der  stadtreclitlieben  Quellen  fiber  den  Gebmueh 

VOQ  schööenbar  will  ich  nicht  iiiihcr  eingehen,  weil  bei  ihnen 
allgemein  die  Möglichkeit  einer  Anlehnung  an  das  Rechts>buch 
gegeben  ist.*^  Schon  die  beiden  ersten  angeführten  Urkunden 
genügen,  um  die  Wirklichkeit  des  Sprachgebrauchs  darzutun. 
Sie  besetchnen  beide  denjenigen  Stand  als  schoffenbar^  den 
der  Spiegier  so  benennt,  sie  gehören  beide  der  Zeit  des 
Kechtsbuchs  an  und  sie  bekunden  beide  sächsisches  Ucclil. 
ÄlkTdiugs  gehören  sie  nicht  gerade  dem  engeren  Teile  Ost- 
ialeas an,  den  wir  als  Heimat  Eykes  betrachten  dürfen.  Aber 
wenn  der  Spiegier  eine  Aussage  macht,  die  in  den  Nachbar- 
gebieten sich  als  richtig  erweist,  in  der  engeren  Heimat 
aber  nicht  kontrolliert  werden  kann,  so  ist  es  von  vornherein 
wahrscheinlich,  daß  sie  auch  für  die  Heimat  zutrifft.  Eine 
Kontrolle  dos  deutschen  Sprachgebniuchs  in  der  lit  unat  des 
Spieglers  ist  uns  nicht  möglich.  Wenn  wir  vom  Spiegel 
einerseitB,  von  den  späteren  Quellen  andrerseits  absehen^  so 
leUt  es  für  die  Feststellung  der  deutschen  Kechtsterminologte 
in  dem  erforderlichen  Materiale.  Die  lateinischen  Quellen  haben 
sieht  entfernt  die  Bedeutung,  die  ihnen  Zallinger  zuschreibt. 
Einmal  ist  ihre  Zahl  nicht  groß.  Sodann  kann  aus  dum  Fohlen 
eines  wörtlich  genauen  lateinischen  Äquivalents  noch  nicht 
geschlossen  werden,  daß  ein  bestimmter  deutscher  Ausdruck 
tueht  bdiannt  war.  Das  Fehlen  kann  ja  audi  darauf  beruhen, 
daß  dieser  Ausdruck  kein  wortlich  genaues  und  zugleich  ge- 
«gnetes  Äquivalent  besaß,  dagegen  für  ^1  ichbedeutende  AVorte 
mteinische  Äquivalente  existierten.  Ks  ist  nun  klar,  dal)  gerade 
diese  Erwägung  bei  „schöffenbar*'  zutrifil.  Ein  wörtlich  genaues 
lateinisches  Äquivalent  für  das  Eigenschaftswort  hat  nicht 
existiert.  Auch  in  den  Gebieten^  wo  der  Gebrauch  von  scepenbar 

1)  Die  Zeugnisse  for 'Westfalen  smd  bei  Lindiier  8.  i)92ff.  snaanunen* 
feütellt  Auf  den  stadtreehtlicfaen  Begriff  von  schiiffeiibar  ist  unten  §  43 
auf  die  Unterscheidiuig  von  acboffenbaien  Freien  nnd  EÖnigsfreien  unten 
§  73  aoraokxakonimeo. 
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urkundlich  nacligewi^Beii  ist,  fehlt  ein  hiteinisches  Äquivalent» 
Für  die  Bildung  von  «BcabinaliB*  oder  gar  ^scabinabilis* 
war  das  lateinisehe  Spraehgeföhl  zu  entwickeil  Dagegen 

existierten  altgebräiichliche  lateinische  Äquivalente  für  „Schöffe" 
für  „edel^  und  ^frei".  Es  darf  nicht  wandemehmen,  wena 
bei  der  Abfassung  lateiuifcher  Urkunden  diese  Bezeichnungen 
desselben  Standes  bevorznirt  wurden,  der  in  der  einzigen 
deutschen  Quelle  mit  Vorliebe  schöfienbar  genannt  wird. 
Dazu  kommt  nun,  daß  wir  auch  In  dem  engeren  Heimats- 
gebiete des  Spieglers  sowohl  das  deutsche  nSchoffen**  ^  als  auch 
bei  d(  ui  lateinischen  Uber  eine  nähere  Qualifikation  finden,  welche 
wahrscheinlich  eine  Umschreibung  von  schöfTenbar  darstellt.^ 


Zweites  Kapitel. 

Standesbezeiehuaug  „Schöffe'-.   §  28. 

Der  Sachsenspiegel  gebraucht  das  Wort  j^Schoffe''  nicht 
nur  als  Beseichnung  für  die  beamteten  Urteiler,  sondern  auch 

als  Standesbezeichnung,  gleichbedeutend  mit  schöttenbar.  Der- 
selbe Sprachgebrauch  tritt  uns  in  einer  sehr  bekannten  Urkunde 
entgegen. 

272«  Die  betreffende  Urkunde^  ist  mehrfach  besprochen 
und  auch  von  Zailinger  einer  eingehenden  Erörterung  unter- 
zogen worden.  Im  Landgerichte  sai  Aschersleben  bestätigt 
Markgraf  Albrecht  (der  Bär)  1155  eine  Schenkung  an  das  Stift 

St.  Simonis  und  Judä  zu  Goslar  als  „comes  comicie,  in  qua 
predicta  possessio  sita  est". 

Die  Urkunde  ist  nun  ausgezeichnet  durch  die  groÜe  Zahl 
der  genannten  Zeugen,  welche  in  der  Uberlieferung  durch  eine 
Lücke  in  awei  Gruppen  geteilt  sind,  die  ich  als  A  und  B 
beseichnen  will 

1)  Yj^.  unten  Ko.  272. 

2)  Vgl.  unten  No.  279ff. 

3)  U.  B.  Anhalt  1 302,  17.  B.  Qoslar  I  234. 
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Numiiia  auiem  testium^  qui  huic  confirmationi  afiueruDt, 
hec  sunt: 

A)  Ruodolfus  de  Snetlingea,  Burchardus  comes  de  Valken- 
Bteini  Fritbericus  de  Hacabumen,  liaderus  de  Giobeoe,  Volo- 
manis  de  minori  Anegremeflleve  et  eins  filü  CoDradus,  Gero, 
OttO|  Bootbardus  de  Snetlingen,  Erpbo  de  Snetlingea  et  eins 
frater  Wicbehnns,  Lindericus  de  SnetÜngen,  Widckmus  de  Snet- 
liii-en  (1)  et  alii  de  Snetliugeu  corum  consimiles,  Bnmo 
de  bethnrp  et  (2)  alii  ipsius  consimiles  Fridericus  de  \\'ide^^o^[» 
et  (3)  alii  liberi  de  Widestorp  et  de  DalÜiorp^  Everhardua 
de  Reioateden  et  (4)  alii  liberi  in  eadcm  villa  manentes, 
Thidricns  de  AsclierBleye,  Amoldua  de  Bedexe,  BurcharduB 
de  Grersthorp  et  eins  filios  Buotholfos,  IVithericoa  de  Gatera- 
leve  et  Eico  (5)  eins  concivis,  Elvericua  et  Gevehardns  et 
(6)  alii  seeplicnen  de  Winengen,  Fridoricus  de  Harde8tor|), 
Hiiswardus  do  Hacaburnen,  Heinrieus  de  Aunenthorp,  Fritbe- 
ricus et  eins  f rater  Liuderus  de  Eilwardestorp,  Bernhardus 
de  Wilmarstorp,  Otto  et  eins  frater,  Conradi  lUius^  Wioocb  et 
eius  fr&ter,  Conradi  filius^  Sigelogua  et  Adelgoaus  (7)  et  alii 
nobileSf  Bruno  de  Gutenstein,  et  Bernbardi  filü  de  Segelingen, 
Iso  et  Adelbertus  frater  eius  de  Querenbeke. 

B)  ilurchardus  comes  de  Valkcnstein,  Esicus  de  Burueu- 
Btede,  Cono  de  Wipera,  comes  Bctcricus  de  Gebelenza  et  eius 
frater  Elvericus  de  Merengen,  Conradus  de  Droiiithor|),  Gar- 
dolfus  de  Hathamersleven,  Eckehardus  de  Bumim  et  filius 
fratris  eius  Heinrious,  Botbericus  de  Gundersleven  et  frater 
eins  BoÜuurdus,  Guntherus  de  Wigeleven  et  nepos  eius  Badulfus, 
Adelbertus  de  Orsleven,  Hildewardus  de  Emmenthorp,  Wal- 
therus  de  Arnstede  et  Cuniadus  et  Albero  filü  patrui  siii,  AVillo- 
helmus  et  Otbelricus  de  Amersleve,  Gerliardus  de  Thietvorde. 

273.  Für  imsere  Au%abe  ist  uim  vor  allen  wichtig  der 
Ausdruck  scephenen,  der  in  der  Urkunde  (6)  gebraucht  wird. 
Dieses  Wort  kann  nioht  auf  die  beamteten  Schöffen  geben. 
Es  ist  ausgeschlossen,  daß  alle  genannten  Personen  auf  den 
6chöffenbanken  saßen  oder  daß  nur  die  aus  Winningen  stam- 
menden dieses  Amt  versaiicu  und  dabei  doch  unterschiedslos 
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in  die  Masse  der  bloßen  Dinggenossen  eingereiht  wurden. 
scepheae  ist  vielmehr  ganz  sicher  in  dieser  Urkunde  ebenso 
Stalldesbezeichnung  wie  im  Sachsenspiegel.  Deshalb  beweist 
diese  Urkunde,  daß  schon  1155  die  Diuggenoesen  des  Grafen- 
gerichts  bei  Königsbann  den  Stand  der  Schöffen  gebildet  habeo, 
die  uns  im  Sachsenspiegel  teils  unter  derselben  Bezeichnung, 
teils  als  ^schöffenbare"  entgegentreten.  Dieser  Stand  ist,  wie 
aus  der  Urkunde  unzweifelhaft  hervorgeht,  ein  Stand  von  Freien. 
Da  die  Urkunde  demjenigen  Bechtsgebiete  aogehörtj  welches 
der  Spieler  in  erster  Linie  im  Auge  gehabt  haben  muß,  so 
ist  damit  das  frühere  Ergebnis  bestfitigt^  die  WirUichkdt  der 
freien  Scliötlenbaren  außer  jedtn  Zweifel  gest<jllt. 

liiiibichtlich  der  weiteren  Ausle*^ung  der  Urkunde  kann 
ich  eine  Strecke  niit  Zalliuger  gehen.    Dann  scheiden  sich 
unsere  Wege.    In  der  Urkunde  werden  swei  Gruppen  von 
Dingzei^en  räumlich  nnterschiedeui  die  ich  mit  A  und  B 
bezeichnet  habe.    Zallinger  wirft  nnn  die  Frage  auf,  ob  diese 
beiden  Gruppen,  wie  Winter  angenommen  hatte,  verschiedene 
Stande  bezeichnen.    Er  verneint  sie  und  faßt  die  erste  zahl- 
reichere Gruppe  A  als  Verzeichuis  der  Dinggenossen,  die 
Gruppe  B  als  Verzeichnis  auswärtiger  GBiste  auf.   Diese  Auf- 
fassung wird  durch  die  Ortsbezeichnungen  getragen  und  ist 
m.  £.  zweifellos  richtig.   Femer  macht  Zallinger  daranf  auf- 
merksam, dal)  die  Generalklauseln,  durch  welche  neue  meist 
nicht  namentlich   genannte  Dinggenossen   angereilit  werden, 
einen  verschiedenen  Wortlaut  haben.    Wir  finden  der  lieihe 
nach  (1)  et  alii  de  SnetUngen  eorum  consimiles  (2)^  et  alü 
ipsius  consimiles,  (3)  et  alii  liberi  de  Widestorp  et  de  Dal* 
torp  (4),  et  alii  liberi  in  eadem  villa  manentes  (5),  et  Eico  ejus 
concivis,  (6)  et  alii  scephenen  de  Winnengen  (7),  et  alii 
uobiles.    Da  in  den  Generalklauseln  zu  1.  und  2.  die  Standes- 
gleichheit betont  wird,  so  ist  es  nicht  möglich  anzunehmen, 
daß  die  andern  Klauseln  auf  verschiedene  Stande  gehen. 
Offensichtlich  liegen  nur  verschiedene  Bezeichnnngen  des  einen 
Standes  vor,  der  ffir  den  Dingbesuch  entscheidend  war.  Der 
Schreiber  hat,  um  die  Einförmigkeit  der  Auf/^ählung  zu  mil- 
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denit  mit  den  Standesbezeidmungen  gewecliselt  Somit  ergibt 
die  Urkunde,  daß  der  Stand  der  im  Grafengericht  dingpflich- 
tigeü  Leute  sowohl  die  Bezeichmmg  „Schoöen"  als  die  Bezeich- 
nung „frei"  (liberi)  und  „edel"  führte.  Zallinger  legt  mit  Recht 
auf  die  zuletzt,  erwälmte  Übereinstimmung  grofies  Gewicht 
Er  bekräftigt  sie  durch  den  NachweiB,  daß  ein  größerer  Teil 
der  namenilioh  genannten  Personen  anch  in  andern  Urkunden 
als  nobües  oder  liberi  auftreten.  Für  zwei  von  ihnen  ist  auch 
die  Zugehörigkeit  zu  dem  Stande  der  freien  Herren  sicher, 
nämlich  für  den  Grafen  Bernhard  von  Falkenstein  und  für 
Friedrich  von  Hakeborn.  Die  Urkunde  zeigt  uns  somit  das 
vollständige  Bild  einer  graflichen  Gerichtsversammlung.  Die 
Din^enoBsra  sind  alle  schöffenbar  and  auch  alle  edle  Leute. 
Ein  Teil  von  ihnen  gehört  zu  den  freien  Herren. 

274«  Dieses  Bild  hat  für  ans  nichts  Überraschendes. 
Wir  haben  schon  aus  dem  Spii^l  erschlossen,  daß  für  den 
Stnnd  der  Sclioffenbaren  gleichbedeutend  auch  die  Ausdrücke 
Schöffe,  frei  und  edel  gebraucht  wurden.  Das  sind  gerade 
diejenigen  Bezeichnungen,  welche  die  Urkunde  in  wünschens- 
werter VoUstandi^eit  bringt.  Ebensowenig  ist  es  auffallend^ 
daß  an  der  Spitze  dieser  schöffenbaren  Geriohtsgenossen  freie 
Herren  stehen.  Denn  die  freien  Herren  des  Spiegels  sind  ja 
ein  Teil  der  schöffenbaren  und  unter  denselben  Bedingungen 
clingpflichtig  wie  die  andern  Standesgenosscn.  Das  Bild  der 
Gerichtsversnmmlung,  das  die  Urkunde  bietet^  stimmt  mit  dem 
Spi^elbilde  durchaus  überein. 

27b*  Zallinger  gelangt  naturlich  za  einem  ganz  andern 
Endergebnisse.  Denn  für  Zallinger  greifen  seine  beiden  Vor- 
anssetzungen  ein.  Hier  scheiden  sich  unsere  Wege.  Nach 
Zallingers  Auslegung  des  Spiegels  darf  die  Oerichtsgemeinde 
des  Gnifengerichts  keine  freien  Herreu  enthalten .  Naeh  seiner 
Annahme  „edel  gleich  Freiherr**  zeigt  andreriseits  die  Urkunde 
eine  Gerichtsgemeinde,  die  ausfichlLeßUch  aus  freien  Herren 
besteht.  Von  den  beiden  Annahmen  aus  gelangt  daher  Zallinger 
ganz  fr>lgericht^  zu  dem  Schlüsse^  daß  gerade  dies  Zeugnis 
,mit  besonderer  Gewalt  die  firkenntms''  aufdrangt,  „daß  es  einen 
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Stand  Schoffeobai&eier  im  Sinne  der  hellsehenden  Lehre  nicht 
gegeben  haben  kann."  Da  aber  in  Wirklichkeit  keine  der  beiden 

Annaliincii  erwiesen  oder  nur  irgendwie  wahi-schcinlich  i^it,  «so 
fällt  gerade  dicöc  Urkunde  gegen  die  Erfindungshypothese  üiä 
Gewicht. 

276«  Eine  weitere  Frage  ist  es  nun,  ob  die  Urkunde  uns 
über  die  aomle  Stellung  der  Schöffenbaren  Aofsohluß  gibt 
Zallinger  ist  der  Ansicht,  daß  der  ritterliche  Stand  bei  allen 
genannten  geradem  evident  sei,  während  Heusler  ^  und  von  Borch' 

umgekehrt  den  bäuerlichen  Stand  bezeugt  finden.' 

ZalUiiiiier  bciWt  sich  vor  allem  auf  das  Prädikat  pe<lel'*, 
das  auch  nach  unserer  Aufiassung  aÜeu  zukommt,  ferner  auf 
den  Eintritt  jüngerer  Geschlechtsgenossen  in  die  Ministerüilität 
und  auf  die  örtliche  Verteilung  der  Dinggenossen.  ^Der  Um- 
standi  daB  weit  uberwiegend  jeweilig  nur  einer  oder  iw^ 
nach  einem  Orte  genannt  sind,  spricht  von  vornherein  stark 
dagegen,  daß  es  schlichte  Bauern,  vielmehr  dafür,  daß  es 
Ritter  waren."  Heusler^  und  von  Borch*  beti)nen  die  ^rolie 
Zahl  der  Anwesenden  uud  den  Umstand,  daß  aus  fünf  Dörfern 
nicht  namentlich  genannte  Standesgenosaen  als  anwesend  be< 
zeichnet  werden.^ 

M.  R  spricht  eine  überwiegende  Wahrscheinlichkdt  dafür, 
daß  die  Anwesenden  tdls  Bitter,  teüs  Bauern  waren.  Die 
Argumente  Zallingers  sind  nicht  durchgreifend.  Auch  Bauern 
konnten  im  Rechtssinne  nobiles  sein,  wie  unten ^  noch  näher  zu 
zeigen  ist.  Die  Aufnahme  in  die  Ministt'rialität  ist  ebeusoweuig 
entscheidend,  übrigens  nur  für  einen  Teil  nachweisbar.  Dabei 
ist  zu  berücksichtigen,  daß  speziell  für  die  selten  bezeugten 
Elemente  die  bäuerliche  Qualität  am  wahrscheinlichsten  ist 


1)  Institutionen  1  lü5  Anm.  7,  vgl.  auch  Winter  iu  Forschungen 
s.  deutsch.  Gesch.  14,  S.  318. 

2)  Die  SoböffenbaiMeii  des  Ssobsenspiegels  1887  S.  4. 

3)  Bode  hat  sich  über  den  Stand  der  Diagzeugea  nicht  aasgesprochen, 
aber  in  dem  OrtsregiBter  zun  II.  B.  Goslar  die  Dingzeugen  als  nEinwohner*^ 
der  betreffenden  Orte  bezeichnet 

4)  Tgl.  imten  §  36. 
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Kein  Gewicht  kommt  dem  Umstände  eu,  daß  swölf  Dörfer  nur 

durch  einen  oder  zwei  Vertreter  repräsentiert  sind.  Abgesehen 
davon,  daß  crerade  in  solchen  Fällen  Ritter  in  Fra^e  kc  mmen, 
sind  die  Jjmbauem  der  späteren  Zeit,  um  deren  Identität  mit 
diesen  Dinggenossen  es  sich  handelt,  in  ganz  gleichartiger  Weise 
verteili.  Auch  sie  sitzen  nur  in  einxehien  Dörfern  in  größerer 
Zahl,  sonst  ganz  und  gar  zerstreut  Ans  der  Annahme,  daß 
es  schöffenbare  Bauern  gegeben  habe,  folgt  noch  gar  nicht, 
daß  ihre  Zahl  absolut  genommen  groß  war.  Das  Gegenteil  ist, 
"wie  früher*  erwähnt,  wahrbeheiülich. 

277*  Für  die  Einbeziehung  der  bäuerlichen  Elemente 
sdieinen  mir  folsrcnde  Grunde  zu  Sprechen: 

1.  Obgleich  der  Schreiber  nach  Abwechslung  in  der 
StandesbezeichnuDg  strebt,  ist  doch  in  den  OeneraUdausehi 
kein  Hinweis  auf  den  ritterlichen  Stand  vorhanden.  Weder 
„et  alii  militcs"  noch  „et  alii  barones"  oder  ^et  alii  vasalli" 
findet  sich  vor.  Es  läl)t  das  nur  die  Deutung  zu,  daß  nicht 
alle  anwesenden  Süiudesgenossen  lütter  oder  was  in  der  Hauptr 
Sache  zusammenfiel,  Vasallen  waren.  Jedenfalls  erschien  die 
ritterliche  Art  dem  Schreiber  nicht  als  bezeichnendes  Standes« 
merkmal 

2.  Unter  den  Anwesenden  sind  genannt:  Firiethericns  de 

Gaterslevc  et  Eico  ejus  concivis.  Concivis  ist  zu  deutseh 
medetfur.  Schon  der  Sachsenspiegel  gebraucht  hur  als  Bezeich- 
nung für  die  wirtschaftliche  Stellung  des  Bauern.^  Ich  glaube 
nicht,  daß  das  Wort  auf  einen  Ritter  Anwendung  gefunden  hätte. 
Ebenso  scheint  mir  die  Wendung  „et  aUi  liberi  in  eadem  villa 
manentes^  „und  andere  Freie,  die  in  demselben  Dorfe  wohnen*^ 
ganz  zweifellos  auf  Bauern  zu  gehen.  Der  Bitter  war  der 
Gegensatz  zu  dem  Dörfler,  er  wohnte  neben  dem  Dorfe,  aber 
nicht  in  demsilben, 

3.  Die  Zalil  der  Anwesenden  scheint  mir  zu  groß  zu 
sein,  um  sie  auf  Bitter  zn  beschranken.  Allein  aus  Snetlingen 


1)  Vgl.  oben      300,  1. 

2)  Vgl.  Ssp.  m  44  §  3,  79  §  1. 
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werden  sieben  Personen  namentlich  genannt  und  daneben  noch 
angenannte  Standesgcuossen  angeführt  Wir  besitsen  ficeilich 
keine  Statistik  der  freien  Ritter  im  12.  Jahrhundert  Aber  die 

Rückschlüsse  aus  don  spätem  ach  richten  nötigen  in  Vci'oiiidunfir 
mit  der  m.  E.  sicheren  Tatsache,  daß  schon  damals  die  Zidil 
der  ritterliclien  Ministerialen  sehr  groß  war,  zu  der  Annahme, 
daß  die  Zahl  der  freien  Bitter  erheblich  geringer  war,  als  das 
Auftreten  dieser  Dingzeugen  fordern  würde. 

27&  Kein  Einwand  gegen  unsere  Auf&ssung  läßt  eich 
daraus  entnehmen,  daß  Ritter  und  Bauern  nicht  in  Ewei  ge- 
trennten Klassen  angeführt  sind.  Diese  Trennung  war  aus- 
geschlossen durch  die  beliebte  Gruppierung  nach  Ortschaften 
und  nicht  erforderlich ,  da  die  Kitter bürtigkeit,  wie  unten  ^  uoch 
näher  zu  zeigen  ist,  für  die  Stellung  im  Grafengericht  ohne 
Bedeutung  war.  • 

Biese  Bedeutung  der  Urkunde  für  den  bäuerlichen  Stand 
der  Schoffenbaren  wird  nun  durch  eine  spätere  Urkunde  des* 
selben  (lerichts  noch  erheblich  verstärkt  werden. 

Auikr  in  der  Urkunde  von  1155  läßt  sich  der  Gebrauch 
von  ächüÜ'c  als  StandesbezeichnuDg  wohl  vermuten  ^,  aber  nicht 
sicher  nachweisen. 


Drittes  Kapitel 
Die  bäaeriiclieu  liberi  des  Urafeudiugs. 

A.  Die  liberi  des  Harzgaus.    §  29. 

279.  Weit  häufiger  als  schüllenbar  und  Schölle  tiudet 
sich  in  den  urkundlichen  Zeugnissen  das  prägnant  gebrauchte 
„frei'^.  Allerdings  ist  der  Wortsinn  zunächst  ein  allgemeine. 
Aber  für  die  große  Mehrzahl  der  Fundstellen  ergibt  sich  die 
engere  Bedeutung  durch  die  besondere  Beziehung  zum  Grafen- 

1)  Vgl.  unten  No.  i44ff. 

2)  YgL  ü.  6.  Anhalt  n  Ko.47  onten  No.  309.  Femer  für  Westfalen 
die  ürkmide  von  1225.  Dam  Lindner  8. 376£L 
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geriehte  (Freidiiige)  und  dtuoh  die  BeseichDong  der  dingpflich- 
tlgen  Guter  als  JBVeigotei^^  ^Jibeca  bona^ 

Wir  wollen  die  FtindstelleQ  gruppenweise  ins  Ange  fassen 

und  uns  zunächst  dem  Herrechaftsp^ebiete  der  Grafen  von  Regen- 
stein und  Hoyers  von  Falkenstein,  dem  Harzgau,  zuwenden. 

Von  cutscheidender  Bedeutung  ist  in  erster  Linie  eine 
Urkunde  der  Grafen  von  B^enstein  vom  5.  August  1256^: 

Olrious  et  Heinricas  comites  de  Hegensten  omnibns  tarn 
presentibns  quam  fdturis  capimns  esse  notum,  quod  dominus 
Heinricas  miles  de  Hersleve  quasdam  proprietates,  videlicet 
quinque  mansos  et  unam  curiam  in  magno  Hersleve,  cenobio 
in  Hezstedc  vendidit  et»  secundum  ({uod  ins  et  consuetudo 
terre  exigit,  tradidit  coram  nobis,  cuius  rei  processum 
et  ordinem  propter  labilem  hominum  memoriam  presenübus 
dnximns  ezpiimendum.  Instaurato  iudicio  et  seoandam 
ins  et  terre  oonsuetndtnem  sedente  pro  tribnnali  pre- 
fecto  nostro  Heinrioo  de  Blankenburgh  dominus  Heiniicus 
de  Hersleve  et  sorores  sue  et  alii  heredes,  quotquot  erant, 
dicte  proprietati  renunciantcs  in  totum  cenobio  Hekstcde, 
alias  Hetstede  Cüutulenmt,  scrinio  reliquarium  illius  loci,  quod 
Qobiles  matrono  sorores  Mechthiidis  de  Amestejn  et  Lutbardis 
de  Wemigbenrod  secum  d^rtaveiant,  suis  manibus  imponentea. 
Cumque  secundum  iura  terre  nostre  fuisset  ab  homi- 
nibus  Ulis,  qui  llbarl  vocantur  et  qui  seoandum  suam 
eouditiouem  debent  huiusmodi  donationibus  interesse, 
diligentius  perquisitum,  si  doimcio  esset  facta  iuste  et  ydonee, 
ita  quod  debcret  inviolabiliter  observari,  fuit  ab  eis  per  sen- 
tenciaSy  ut  consucvit  üeri,  sie  responsum»  quod  omnia  lite 
processerint  et  nicbii  fuerit  de  contingentibus  pretermissum. 


1)  T7.  B.  Anhalt  II  No.  220,  U.  der  Klostor  der  Oiafisehalt  Maas- 
Md  B*  553,  I^nch  und  SehiQder,  Uxfcnnden  snr  Qesohiohte  des  deutschen 
Bechts  12,  8.  99.  Schon  E.  Mayer  I  8. 399  Anm.  64  hat  auf  die  ürJnmde 
hiBgawiesen.  «'VleUeicht  gehdrt  es  hierher  (nicht  ritteiliche  Schi&ffen),  daß 
Anh.  II  220  der  Oiaf  unter  den  Zeugen  hinter  einigen  milites  noch  eine 
Anzahl  tiberi  hominea  nur  mit  dem  Bufnamen  erwihiit*^.  Die  Ürtoiler- 
imiktion  diaaer  liheri  scheint  B.  Mayer  üheiaehen  za  haben. 
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Igitur  prefcctur  rcquirens,  si  couti*a  donaciouem  liuiusmodi 
aliquis  haberet  aliquid  questionis  et  trina  ioqnisitione  facta 
Qon  apparetet  aliquia  oonteadictor,  sab  banno  regio  cam 
sententiisi  ot  moris  est,  diote  proprietati  firmam  pacem 
induximnB,  iam  dictas  matronas  nomme  oenobli  pre&ti  in 
possessioncm  bonorum  cum  personis  ad  hoc  doputiitis  et  luincio 
publico  Hcnrici  de  Herslcvc  nomine  inmittcntf^,  «nie 
eajudcm  propnct^tcm  per  triduum  contmuum  corporaiiter 
possederunt  et,  sicut  consuevit  fieri^  pennansenmt  in  ipsa. 
HuiuB  rei  testea  Bunt:  Obicns  filiua  nosteri  miHtea:  Heiniiotia 
de  Minsleve,  Olricns  Dives,  Theodoricas  de  Orden,  alii 
homineB  Hberi  Lodewicus^  Frederious,  Heinricas, 
ThetmaruK,  Weruherus,  Johannes,  Beriiuidus,  et  alii 
plurcs. 

280.  Die  Urkunde  bezieht  sich  auf  eine  Auflassung, 
die  vor  den  Grafen  des  Harzgaus  erfolgt  und  von  ihnen  mit 
dem  Xönigsbanne  bestätigt  ist  £b  handelt  sich  also  um 
das  Qrafending  bei  Konigsbann.  Die  Gegenwart  des  SchuizeD 
wund  erwähnt  Daß  er  als  VorsitEender  bezeichnet  wird,  ist^ 
wie  auch  Schr()der  anerkennt,  nicht  auffallend.  Der  gleiche 
Wortlaut  findet  sicii  dazu  in  einer  andern  zeitlich  nahe- 
stehenden Urkunde  derselben  Graten.^  Ebenso  ist  der  preco 
erwähnt 

Als  Urteilfinder  treten  nun  bei  dieser  Verhandlung  auf 
„tili  homines  qui  liberi  vocantor  et  qui  secundam  suam  con- 
ditionem  debent  hujusmodi  donationibus  interesse.''  Dieselbe 

Bezeichnung  kehlt  in  der  Zeugenliste  wieder  „alii  homines  liberi 
Lodovicus  usw."  Deshalb  kann  an  der  Identität  der  Urteiler 
mit  diesen  Zeugen  nicht  gezweifelt  werden.  Diese  Zeugen  und 
Urteiler  sind  nun  ganz  sieber  Bauern.  Dies  ergibt  sich  einmal 
daraus,  dafi  ungeachtet  der  namentlichen  Anffihrung  von  sieben 
Personen  bei  keinem  einzigen  ein  Zuname  sich  findet  In  der 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  sind  bei  ritterlichen  Leuten  die 
Zunamen  ao  üblich,  daß  schon  dieser  Umstand  für  den  ßauern- 


1)  YgL  oben  8. 203  Anm.  4. 
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stand  spriolit.  Zweitens  aber  stehen  bekannte  Ministerialen 
als  milites  vor  den  Üben.  Diese  Ausdrucksweise  und  Stdlung 

wäre  unmöglich,  wenn  die  liberi  freie  Ritter  gewesen  wären. 

Die  Urkunde  zeigt  uns  somit  mit  voller  Klaihf  it,  daß 
im  Grafengerichte  bei  Xooigsbann  Bauern  als  Urteiier  mit* 
wirken. 

281«  Das  Zeugnis  ist  junger  als  der  Sachsenspiegel^ 
aber  wir  sind  berechtigt  und  gendtigt,  den  bekundeten  Rechts- 
zustand  in  die  Zeit  des  Sachsenspiegels  auruckendatieren.  Dazu 

nötigt  einmal  die  peinlich  genaue  Beobachtung  der  Rechts- 
formen, die  in  der  Urkimde  hervortritt.  Mit  Recht  ist  die 
Urkunde  als  Muster  einer  Auflassung  von  Lcjrsch  und  Schröder 
in  ihre  Urkundensammlung  aufgenommen  worden.  Gerade 
hinsichtlich  der  Urteüer  wird  hervoigehoben,  daß  ihre  Zu- 
ziehung wegen  ihres  Standes  (conditiD)  erforderlich  gewesen  seL 
Zweitens  ist  das  Bezeichnende  des  Vorgangs,  -dafi  ungeachtet 
der  Anwesenheit  ritterlicher  Ministerialen  Bauern  ihres  Standes 
wegen  als  Ui*teiler  vorgezogen  werden.  Darin  liegt  ein  voll- 
kommener Gegensatz  gegen  die  jüngere  Entwicklung,  die  nur 
durch  das  Festhalten  an  einer  älteren  Beohtsanschauung  erklärt 
werden  kann. 

Nach  dem  Sachsenspiegel  dürfen  abgesehen  von  Ministe- 
rialen nur  Bchöffenbare  Leute  im  Grafengerichte  bei  Eonigsbann 
Urteil  finden.  Deshalb  haben  wir  in  der  Urkunde  ein  voll- 
gültiges Zeugnis  für  die  Existenz  schöffenbarer  Bauern.  Mög- 
lich ist  es  sogar,  daß  die  Bezeielmung  bciiüii'c*iil)are  Freie  die 
Fassung  der  Urkunde  beeinflußt  hat.  Denn  die  Wendung: 
qui  secundam  suam  conditionem  talibus  donationibus  Interesse 
debent,  klingt  beinah  nach  einer  Umschreibung  des  nicht  fiber- 
setzbaren  j^chSffenbai'^ 

282.  Die  Urkunde  ist  femer  insofern  Idirreich,  als  die 
ritterlichen,  nicht  urteilenden  Ministerialen  trotzdem  in  der 
Zeugen li^^tc  vor  den  Urteilem  stehen.  Ware  die  Urkunde 
etwas  kürzer  gefaßt,  so  würden  wir  als  Zeugen  nur  Ministerialen 
finden.  Dieser  Tatbestand  muß  davor  warnen,  aus  der  Be- 
schrankung der  Zeugen  auf  Ministerialen  den  Schluß  zu  ziehen^ 
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daß  die  MimBtenalen  als  Urteiler  oder  gar  als  alleinige  Urteiler 
fungiert  haben. 

1.  Zu  dieser  Urkunde  treten  uoch  folgende  auf  den 
Harzgau  sich  beziehende  Zeuenisse*: 

2.  1259  bekundet  Grat  Heinrich  von  Kegensteiu  in  zwei 
mit  denselben  Zeugen  versehene  UrlLunden  die  YcrgabuDg  von 
Eigen  „m  oomitia  nostra'^  an  den  deatBohen  Orden.  Unter 
den  Zeugen  werden  nach  ritterlichen  Ministerialen  angeführt: 

Heinricus  et  Thidericus  advocati,  Heinricus  scultetas, 
Thidcricus  gogravius,  Olricuö  preco  de  Werstede,  Hermanuus 
et  Heinricus  fratres  de  Lnngele  et  alii  quam  plures. 

3.  1274'  bekunden  die  Grafen  von  Regenstein  quod  ci\is 
Halberstadtensis  yendidit  (in  Klein -Hersleben  und  Werstedt) 
eondem  mansum  —  de  nostro  oonsensn  et  heredom  nostrorom 
corani  nostro  schulteto  in  judicio,  quod  scbultendingh 
VuJgaritcr  npellntur,  —  cuniulerunt  . . 

DOS  quoque  quidquid  juris  ratio ue  cometic  —  potent 
pertinere  —  contuUmos  —  Hnjus  rei  testes  sunt: 

Henrictts  dictus  de  Odorp  noster  scultetus  —  cives  Halber- 
stadtenses —  Helyas  nuntins  comitis  Helnrici  de  Rogeusteiiif 
Hcydenricus  gogreve,  Olricus  preco,  Fridericus  decimator, 
Jordanis,  Tlieodericus,  Theodericus^  Mathias^  Elvenis  et  alü 
quam  plures. 

4.  1276^  schenken  die  Grafen  von  Begengtein  I^d  in 
Groß-Harslebeny  welches  angelassen  wird: 

in  villa  parvo  Hersleve  in  jndicio  sohulteti  nostri  BertoUÜ 

presentibus  —  clericis,  laicis  autem  ßemardo  de  magno  Hei-s- 
leve,  Juhanno  et  Ilenrico  et  Bcrtoldo,  fiiio  Bertoldi  sculteti, 
et  de  parvo  Heraieve  Ludero  et  Bemardo  preconCf  qni  liberi 


1)  In  den  Urkunden  ü.  B.  Hochstift  Halbentadt  I  No.  612  (1219) 
and  II  No.  763  (1246)  treten  im  Gnfengeriohte  Sohoffoi  bei.  ZflOgen 
aof,  die  nor  mit  dem  Vornamen  genannt  sind.  Doch  reicht  dieser 
Umstand  für  diese  Zeit  nicht  TSUig  ans,  um  den  blneiUchen  Stand  fest- 
SQStellen. 

2)  U.  B.  Stadt  Halberstadt  I  No.  UO. 

3)  U.  B.  Hocbstift  Halbentadt  H  No.  1315. 
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liomincs  dicuntur  et  consncvcrunt  Iniiu.sniodi  dona- 
tionibuB  interesfie,  renuntiantes  omni  juii  ac  utiUtati,  quc 
Hone  —  Domioe  comitie  nobis  vel  nostris  beredibos  —  potent 
perttnere. 

5.  1282  ^    Graf  Ulrich  von  Regenstdn  verkauft  dem 

Siechonhofo  in  Derciibur«^  eine  Hufe  in  Siverthuseii  cum  omni 
jure,  quod  nobis  in  eodeni  cümi>etere  poterat. 

„haius  rei  teetcs  sunt:  Sophia  comitissa  dicta  de  Derne- 
boich;  Johaones  de  Emersleve,  Co[iiradJu8  de  AmmeDsleve, 
Hennaniitis  de  Bomekerey  Johannes  de  Santenleve,  miHtee; 
Botoldae  de  Swanebeke,  Friderious  de  Mordorp,  Fridericus 
de  Bentzingcrodc,  Thideric  ii>  de  Minslcve,  Lfippoldus]  de  Eraers- 
leve,  cives  de  JJerneborcii;  Alvericus  de  Kedebere,  Johannes 
de  Linceko^  Heinricus  de  Bentzingerodc;  et  quidam  cires 
de  TÜlis  qui  vocantar  liberi  hominesi  videUcet  de 
Severthuaen  Heinriciia  Bartoldi  scnltetoa  et  Bartoldus  frater 
iQiiB,  Johanne»,  Heineko  retro  sepem,  de  Langele  Johanne» 
de  viridario  et  ITeriiiaüuus  frater  suus,  Heinrieus  de 
Scowen,  Heioricus  de  Odorp,  Heinricuß  Dives  de  Hadebere, 
et  alii  quamplures.^ 

6.  1295  >  bezeugt  Graf  Heinrich  von  Regenatem  einen 
Yerrichty  welcher  erklart  war  coram  nostris  liberia  in  pre- 
fato  Harsleve  et  in  judicio  seonlari. 

283.  In  den  verschiedenen  Urkunden  begegnen  uns  die 
«liberi-  noch  dreimal,  zweimal  an  derselben  Dingstätte  von 
KL-Harsleben,  auf  ^yelcher  die  oben  erwähnte  Gerichteverhand- 
hiog  sich  abspielte  (4)  und  einmal  (5)  in  Siverfchuaen.  In  den 
beiden  ersten  Fallen  ist  das  Vorhandensein  eines  Gerichts 
amdrficklich  bezeugt,  das  eine  Mal  als  Schulzending,  das  zweite 
Mal  als  Judicium  seculare  bezeichnet  w'ivd.  Für  Siverthuscn 
ist  das  Vorliegen  einer  GerichtsverhandiuDg  aus  den  Umständen, 
aber  mit  Bestimmtheit  su  entnehmen.  In  allen  diesen  Fällen 
haodelt  es  aich  um  Ubereignung  von  Grundstücken.   Da  auch 


1)  ü.  B.  Hochstift  II  No.  1401. 

2)  U.  B.  Stadt  Halberstadt  I  No.  26d. 
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das  Sohulsending  von  Klein-Hanleben  €m  GrafendiDg  ist^  ao 
handelt  es  sich  in  jülen  diesen  Fallen  um  solche  Vcrhajid hingen, 
bei  denen  nach  dem  Sachsenspiegel  schöffeDbare  Leute  mit- 
wirken mußten. 

An  der  Standeseinheit  dieser  libeti  unter  sich  und  mit 
den  1258  genannten  Personen  kann  nach  dem  Angegebenen 
nicht  gezweifelt  werden.  Zudem  findet  aich  in  der  Urkunde  2 
derselbe  Zusata  j^qm  conaueverunt  hnjuamodi  donationibiis 
interesse". 

Ebenso  evident  ist  der  bauerliche  Stand  dieser  üben. 
In  der  Urkunde  4  finden  wir  nur  Vornamen.  In  der  Urkunde  5 
sind  zum  Teil  Zunamen  da,  aber  nur  solche,  ^vr  lche  mit  Sicher- 
heit den  bäuerlichen  Stand  ergeben.  Auch  die  Zurüokateliuiig 
hinter  die  ritterlichen  Ministerialen  kdurt  wieder  (Urkunde  4). 
Endlich  aber  finden  wir  in  Urkunde  5  den  Ausdruck  „civea 
de  vilHs  (jui  liberi  liomines  diciintur*'.  Cives  de  vilUs  ist  ein- 
facli  das  tlentpche  „Dörfler,  dorpere",  der  glatte  Gegensatz  zu 
den  Leuten  von  ßittersart 

Demselben  Stande  gehören  die  in  U.  2  und  3  am  Schlüsse 
genannten  Dingeeugen  an.  Unter  den  fratres  de  Lwigele  der 
U.  2  sind  nicht  Ordensbrüder  zu  verstehen.  Denn  dieselben 
Personen  treten  in  5  als  leibliche  Brüder  und  cives  de  Lengde 
auf.  Für  die  Urkunde  No.  5  ist  der  bäuerliche  Stand  der  Zeugen 
aus  ilu-er  Stellung  und  dem  Fehlen  der  Vornamen  mit  Sicherheit 
zu  ersehen. 

Die  Heranziehung  der  bäuerlichen  Freien  zur  Ürteils- 
findnng  im  Grafengericht,  wie  sie  uns  in  der  Uriiunde  No.  1 
entgegentritt,  ist  daher  kein  vereinzeltes  Vorkommnis,  sondern 

im  Han!jQ:aa  allgemein  üblich  gewesen. 

Damit  iät  für  tUii  llar/irau  die  Existenz  seh(">f f enbarer 
Bauern  erwiesen.  Auch  Zallinger  sind  diese  liberi  honiiues 
aufgefallen.  Aber  er  kennt  sie  nur  als  „Dingpflichtige  im 
Schultheißen-  resp.  vom  Schultheißen  präsidierten  Gogerichte 
der  Grafen  von  Regenstein  zu  Kiein-Harsleben'*  und  sagt  von 


1)  Vgl.  den  sicheren  Nachweis  oben  S.  204£f. 
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ilioeo:  Es  ist  selbstverstiindlich,  daß  in  iiiuen  nicht  eb«'fi 
Scliölfenbjirfreie  im  Sinne  des  Sachseüöpiegcls  gesehen  werden 
kÖDuten,  welche  ja  nach  dessen  ausdrücklicher  Bcstimmiing 
vom  Besuch  jedes  weiteieo  Gerichts  voUstandig  befreit  sein 
floUteiL*'^  Diese  Bemerknng  beruht  auf  einem  Übenehen  oder 
einer  ungenügenden  Würdigung  der  Urkunden  1  und  5  und  auf 
jener  Verkennung  des  Schulzengerichts  zu  Klein -HarsI eben, 
1  lie  einen  Urquell  aller  Mißverstaodoisse  des  Sachsenspiegels 
bildet. 

284*  Die  üben  des  Harzgaus  gehören  somit  zu  den 
Sdioffenbaren  des  Spi^elB.  Aber  damit  ist  ihre  reohtageechioht* 
lidie  Bedeutung  nicht  erschöpft   Die  Uberi  zeigen  außerdem 

Züge,  welche  für  die  Identität  mit  den  späteren  ostfälix  lK  n 
Freidiiigsieuten  his  Gewicht  fallen.  Das  Grafending,  das  diese 
Freien  besuchen,  heißt  ja  „Freiding'^  Die  Güter^  die  diese 
besitoen,  heifien  ,,Freiguter'^  Ihre  Beziehung  zum  Gerichts- 
Tvrtmnde  ist  ebenso  innige  wie  de  bei  dem  spateren  Freidinge 
entgegentritt  Allerdingg  sind  die  späteren  Nachrichten  sehr 
duiftig.  im  Jahre  iu_l.*  wird  vereinbart,  daß  die  freien  Leute 
zu  Werstede  das  Freieuding  besuchen  sollen,  wie  dies  von 
alte»  her  gehalten  worden  sei.'  1351  werden  freie  Nachbarn 
ifxje  neybare)  erwähnt  eine  Bezeicimung,  die  nur  auf  freie 
faineiliche  (SrundeigentOmer  gehen  kann.  Spatere  Nachrichten 
fiber  das  Freiding  besitzen  wir  nicht  Dagegen  scheinen'  sich 
Reste  der  alten  Freien  in  den  Hausfreien  und  in  denjenigen 
als  „frei"  bezeichneten  privilegierten  Bauern  erhalten  zu  haben, 
die  später  nur  in  solchen  DöHern  auftauchen^  weiche  uns  im 
IS.  Jahrhundert  die  Uberi  zeigen.^ 

Die  Urkunden  des  Hanegaues  bestätigen  somit  den  geschicht- 
lichen Zusammenhang  zwischen  den  schoffenbaren  Bauern  und 
den  Freidingslcuten ,  dessen  Anmdinic  schon  durch  allgemeine 
Gründe  geboten  ist 

1)  Zuliiiiger  a.  a.  0.  S.  23  Anm.  1. 

2)  U.B.  Hochstift  Ualberstadt  III  No,  2087. 
3j  U.B.  Hochstift  Halberstadt  III  No.2421. 
4)  Vgl.  oben  8.  288. 
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B.  Die  Freien  im  Lcragau  und  im  Darlingau.    §  30. 

Aus  dem  langgestreckten  Leragan^,  der  sich  nördlich 
vom  Harzgau  hinzieht^  liegen  verschiedene  Nachrichten  über 
Grafechaftsfreie  vor. 

Am  Suclende  Ingen  bei  der  alten  Reichspfalz  Werlo,  die 
auch  im  Sachse  nspiegel  erwähnt  ist,  der  Ort  Buxgdor£^  und 
etwas  nördlich  die  Orte  Flöthe  und  Dorstadt  ^ 

285«  1.  Über  eine  Gerichtsverhandlong  in  Burgdorf  be- 
sitzen wir  folgende  Nachricht^: 

Um  1235  wird  liber  Güter  in  Flöthe  ein  Vergleich  ge- 
schlossen  und  später  wiederholt  „in  comecia,  cui  bona  adjacent 
in  villa  que  Burchdorp  dicitur^*  —  presentibiis  viris  honestis  — 
presidente  L.  de  Lengede,  qui  judicio  presedit  in  eadem  cometia. 
Es  handelt  sich  also  um  ein  Grafending.  Am  Schlüsse  ist 
noch  hinzugefügt:  Adhuo  sunt  et  et  alii  testes  Ladigerus,  Her- 
jiiannu^,  Kriciis,  Olricus,  Jurdaiiis,  Toodoricus,  Johannes,  Gev. 
Ciiintcrus  preco,  Ücrioklus  de  Lochten«',  Tidoricus  de  Meinem, 
Luthai'dusi  Ludigorus,  Teodencud  capeliauus  in  Dorstadt,  Ger- 
lagus  frater. 

Die  EinfOgong  des  preco  eigibt,  daß  die  angefügten  Zeugen 
im  Grafending  anwesend  waren  und  zwar  soweit  sie  vor  dem 

preco  stehen,  wahrscheinlich  als  Schöffen.    Die  Beschränkung 

auf  den  Vtjruameu  erweist  den  bäuerlichen  Stand. 

*^8G.  2.  Für  das  in  demselben  Gau  gelegene  Dorstadt  wird 
das  Vorhandensein  eines  Standes  von  liberi  und  die  Enstens 
von  libera  bona  in  zwei  Begrabmsordnungen  beknndet 

In  dem  Orte  bestanden  zwei  Kirchen,  von  denen  die  eine 
den  Grafen  Sladen  untergeben  war,  die  andere  der  hl.  Cäcilie 
geweihte  den  Freiherren  von  Dorstadt.  Der  Bischof  Adelog 
von  Hildesheim  gewährt  1174  den  Freiherren  von  Dorstadt 


1)  Vgl.  Skizze  BCfgh. 

2)  Vgl.  Skizze  Cli. 

3)  Tgl.  Skizze  Cg. 

4)  U.B.  Hüdesheim  II  No  433. 
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das  Recht,  sfdi  in  dieser  iwdten  Klfohe  beerdigen  zu  lassen 

und  fügt  liinzu: 

nec  uou  et  liberi  h<Mnines,  sioiit  t  ti.un  ante  nos  statu- 
tum  est,  quooiam  donatione  maus!  dimidii  se  ab  ecciesia  nlatnoe 
absolvenint^ 

lin  Jabre  1175'  wird  eine  neue  Oidnong  getroffen  und 
dabei  bestimmt  „Saepeliantur  nibilomums  in  eadem  eodesia 
liberi  bomines  et  omnes  proprii  bomines  sm  (i.  e.  domiui 

Arnoldi  do  Dorstadt)  et  beneficiiiti  sui  vi  (|iiiciuii«|iie  mortui 
fiRrint  in  libt'ris  boni«:  vel  (jui  in  propriis  bonis  dicti  domini 
aut  in  ejus  beuitieio  mortui  fuerint  aut  qui  in  illis  bonis  vitam 
finierunt,  quc  vulgo  dicontur  Sebchtisgot  Si  vero  aliqoa  de 
liberis  bonis  aliqao  modo  propria  facta  fuerint,  eadem  tarnen 
eecleflia  eam,  que  predicta  est,  in  eis  optiuebit  justidam. 

Die  Existenz  der  Freiguter  zeigt,  daß  wir  es  mit  dem 
Stande  der  Grafschaftsfreien  zu  tun  haben. 

287.  3.  Auch  als  DinprT^eiiircn  begegnen  un^^  die  lil)cri  in 
Dorstadt  In  mehreren  Urkunden  treten  Zeugen  aui,  welche 
die  Bezeicfanung  „liberi'^  filhren ,  aber  wegen  des  Fehlens  eines 
Zonamens  und  wegen  ihrer  Stellang  als  Bauern  anzusehen  sind. 
Die  wiederholte  Nennung  derselben  Person  deutet  auf  eine 
trotz  des  bSueriicben  Standes  angesehene  SteUnng.  Bei  dem 
Vergleich  über  die  BegräbnLöorduuug  von  1175  werden  am 


1)  Ü.B.  Hochstift  Hildesheün  I  No.367. 

2)  a.  a.  O.  No.  3G9.  Asseburger  V.  B.  I  S.  16.  Horr  Geheiraiat 
Loning  in  Halle  hatte  die  Freundlichkeit,  mich  gleich  bei  Beginn  nK-inor 
Untersuchongen  auf  diese  Urkonde  saf merksam  za  machen.  Unter  dem 
Sebehtiagot  sind  die  Besitzungen  zu  verstehen,  welche  früher  ein<»m  ge- 
wissen „Sie bort'*,  einem  Verwandten  der  freien  Herren  vnn  Dorstadt 
gehört  hatten.  SieHr^cht  ist  nur  eine  auch  sonst  bezeugte  Nebenform  von 
Siebert,  vgl.  Dürro,  Zs-.hr.  f.  Niedorsach^en  1S78  S.  317ff..  18SH  8.43. 
Die  Zuweisung  der  von  ihm  herrühreudeu  Güter  au  die  Xin  lie  der  Uerren 
von  Dör>ta<lt  erklärt  sich  aus  der  Zugehörigkeit  zu  dem  Ge^'  hlechte. 
Er  war  dt  r  Oheim  de.s  Arnold,  dem  das  Begräbnisprivileg  urteilt  wird. 
Die  Urkunde  l'.  B.  Stift  Hildesheim  I  No.  230  behandelt  seinen  Eintritt  in 
da:>  Kloster  Scliüuiii^en  und  wird  uns  nocli  mehrfach  beschäftigen.  Vgl. 
unten  No.  318  und  §  36. 
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Brittor  HiniptteU.  StaadeagliedeniDg. 


Schlosse  ak  Bauernzeugeii  nsxh  Mimsterialen  geDannt:  Tide- 

ricus  Uber  et  Ricolfus  liber  de  DorsUidt. 

Im  Jahre  1194  erscheinen  wiederum  als  Zeugen  und 
wicdchun  nach  MinisterialeQ  Theodericus  liber  et  üicolfusy 
Johannes  de  Bochele,  Meinbemus.^ 

In  einer  Ui^onde  ohne  Datum  ^  die  aber  m.  £.  in  das 
Jahr  1194  zn  setsen  ist,  wird  berichtet,  daß  die  Tochter 
„Theoderici  cujusdam  de  villa  Duibladt '  bei  ihrem  Eintritt  in 
das  Stift  eine  Mitgift  an  Grundeigentum  (2^^  Hufen),  die  sie 
(wohl  als  Alieiuerbin)  geerbt  hatte,  erhalten  liabe,  cum  meliori 
medietate  areae,  unde  idem  manai  colebantnr.  Als  Gegen» 
leistung  werden  die  Schulden  des  Täters  mit  Mark  beaaliltw 
Unter  den  Zeugen  erscheint  ,yRicoifns  liber  ut  universi  con- 
cives  ejus".  Kach  dieser  Klausel  folgen  „Eucho  miies  cete- 
rique  quam  plures". 

Die  letzterwähnte  Urkunde  läßt  uns  mit  ziemlicher  Wahr- 
scheinlichkeit die  Vermögensverhältnisse  des  Theodericos  er- 
kennen. Er  war  Eigentfimer  von  2Vt  Hofen,  die  er  selbst 
bebaute  I  und  hatte  Schulden ,  welche  sein  sonstiges  Gut  um 
3  Y2  Mai'k  überstiegen.  Im  übrigen  erscheinen  Thidericus  wie 
Ricolfus  als  Bauern,  die  aber  dem  technisch  als  „Freie"  be- 
aeichneten  Stande  angehören. 

^88*  4.  Im  mittleren  Teile  des  Leragaus  lagen  der  Ort 
Broitsem  und  etwas  mehr  nach  Kordosten  der  Ort  Denstorp. 
In  diesem  Teile  des  Gaus  sowie  im  benachbarten  Darlinggau 
besaßen  die  Grafen  von  Wernigerode  Grafschaftsrechte  ^  welche 
sie  1272  dem  Herzoge  Albrecht  von  Braunschweig  übertnigen. 
Aus  der  Zeit  ilirr  i  Grafenrechte  stammt  nun  die  nachfolgende 
bedeutsame  Urkunde  vom  Jahr  1248^: 

0.  G.  et  F.  Gomites  de  Wemigerodei  oomibus  hoc  scriptum 
inspecturis  salutem  in  perpetuum.  Ad  cautelam  futuri  temporis 
notum  esse   volumus  omnibus  preseus   scriptum  legen tibua, 


1)  a.a.O.  No.504. 

2)  a.  a.  0.  No.  479. 

3)  Vgl  Bode  in  Han.  4,  8.  352ff. 

4)  Scheidt,  Adel  8. 109  Anm. 
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quud  no-.  (oiiiociain  in  Brotsrni  omiiibus  liberis  in  eadom 
comecia  manciitibus  pigneraticia  obliiraueramus  caucionc,  ita 
quod  Düllos  fructuB  caperemus  in  illa,  donec  ipsam  pro 
talentiB  redimere  valeremaa:  hiis  tarnen  exceptisi  que  ex  minrtis 
ibidem  commiasis  nostro  cederent  iuii:  et  quod  in  ea  iadicio 
presidere  vellemns  generali  Nos  vero  eandem  eometiam 
obligui:ini  redimere  ciipimtes  vocatis  eisdcni  liberis  hoc 
focimns  esse  notoriiini.  (jui,  nostrum  dominium  pre  oimctis 
aliis  diiigenteä,  oe  eandem  fortassis  in  mauus  alienas  obiigii- 
remus,  talc  Dobiscum  pactum  fecerunt,  vi  a  fcsto  beati  Martini 
post  triennium  de  summa  predicta  eoiiicet  XXX  talentonim  X 
talenta  noblB  relazenimr,  ita  tamen  vt  predictum  est^  quod 
infra  tres  annos  nullum  {ruetum  inde  capiarnns,  iniurüs  & 
judicio  generali  speeialitcr  exceptio,  annis  vero  tribns  exactis, 
si  enndem  comeciam  nobis  total iter  absoluere  plaenerit,  in 
festo  beati  MarÜDi  dabimus  XX  talenta,  que  de  predicta  summa 
adhac  manent  persoluenda.  8i  vero  predictam  pecuniam  dare 
nobis  Don  contigerity  comecia  sepius  iam  dicta  sine  nostro 
fructu  &  omni  ez actione  pro  XX  tatentis,  quousque  eam 
nosmet  tpsi  redimamus,  stabit  obligata.  Vt  antem  hec  ordinatio 
firma  &  inrevocabilis  pc8ervverot,  nostris  eam  sigillis  robo- 
ramus.  Anno  r)()minic(!  incarnationis  miiiesimo  CC,  XLVJLLI 
scripta  sunt  hec  ordinaia 

289.  Hinsichtlich  d(  r  ]il)ert;  die  in  der  Urkunde  erwähnt 
werden^  ist  eine  doppelte  Feststeiinng  möglich; 

Sie  bilden  einmal  sicher  die  Gerichtsgemeinde  des 
Gralendings. 

1.  Die  Gerichtsgcwalt,  welche  ihnon  verpfändet  und 
welche  über  sie  «rehandliabt  wird,  ist  als  cometia  bezeichnet. 

2.  Die  Grafen  erkläreui  daß  sie  im  Vollffericht  der  Freien 
(generali  judido),  dem  echten  Ding,  persönlich  den  Vorsitz 
führen« 

3.  Die  BuBen  für  Missetaten  und  die  Dinggelder  des 
echten  Dinges  fallen  an  den  Grafen. 

Diese  liberi  smd  zweitens  ganz  gewiß  keine  freien 
Herren. 

23 
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Dritter  Haupttoil.  StaDdesgUedemng. 


1.  Die  liberi  sind  gar  niclit  namentlich  an^efOhrt  Ee 

heißt  einfach  „liberi  in  comecia  maiientcs".  Aber  gerade  die 
summarische  Bezeichniitig  macht  die  Beziehung  und  Beschrän- 
kung auf  Freiherren  unmöglich. 

2.  Die  liberi  hegen  den  Wunsch  unter  dem  ^dominium*' 
des  Grafen  zu  bleiben.  Diese  Beseichnung  konnte  auf  die 
Abhängigkeit  freier  Herren  keine  Anwendung  finden. 

3.  Der  Graf  gibt  auf  „fnictus  et  exactiones*'  für  drei 
Jaiirc.  Gewette  als  Strafe  und  als  Gcriclitsbuße  im  echten  Dinge 
behält  er.  Das  aufgegebene  Kecht  (exactio)  muß  den  Anspruch 
auf  Bede  umfaßt  haben.  Die  liberi  sind  bedeschuldige 
Leute. 

Die  Kombination  der  beiden  Featatellungen  eigibt,  daß 
wir  auch  in  dieser  Urkunde  den  Stand  der  niederen  Schöffen- 
baren  vor  uns  haben. 

im  übrigen  ist  hinsichtlich  dieser  liberi  von  Broitzem 
nichts  festzustellen.  Erwähnt  seien  ferner  noch  folgende 
Urkunden,  welche  sich  auf  dieses  Gebiet  beziehen. 

5.  1247  ^  bestätigt  Graf  Gerhard  von  Wernigerode  sub 
banno  regio  eine  Auflassung,  die  in  dem  benachbarten  Denstorp 
in  consiUo  nostro  voigenommen  wurde  in  Gegenwart  der  frden 
Herren  von  Hessen,  eines  Fronboten  und  genannter  SchofTen. 
Der  Fronbote  ist  Johannes  von  Broitzem.  Ebenso  wie  im  Harz- 
gau und  in  Burgdorf  scheint  der  Frouebote  einer  dieser  Liberi 
gewesen  zu  sein. 

^90.  6.  1260  bezeu^on  die  Grafen  von  Wernigerode^ 
f^daß  die  von  Dobbeln  dem  deutschen  Orden  b^/^  Hufen  xa 
Debenem  (Dobbeln  im  östlichen  Teile  des  Darlingaus)  j^ptae* 
sentibus  libertbis  et  precone  comitiae"  geschenkt  haben.  Die 
Urkunde  ist  in  ihrem  Wortlaute  nicht  verötl entlieht'-  Sie  erj^ibt 
wieder,  daß  am  Grafcngerieht  Leute  niederen  Standes  urteilen. 
Auffallend  erscheint  die  Bezeichnung  der  Dinggenossen  ala 
libertinL   Der  Ausdruck  findet  sich  bekanntUch  in  Westfalen» 


1)  Scheidt,  Mantissa  docuraenturum  S.  41,  52. 

2)  Vgl.  Bode  in  Harz.  4,  S.  354. 
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btülit  aber  für  Ostfalcn  iii.  VV.  ohne  Analogie  da.  Ob  er  da- 
durch zu  erklären  ist,  daß  die  fehlenden  Schöffen  durch  Frei- 
lassung ergäozti  ob  königliche  Libertinen  auch  in  Ostfalen 
vorbaoden  waren  oder  ob  der  Ausdruck  einfach  mit  Bucksiobft 
auf  die  bescheidene  soziale  Stellung  der  Binggenossen  gewählt 
ist,  entsieht  sich  der  fieurteilang. 

291»  Sodann  kommen  7  und  8  ffir  das  Gebiet  des  Darlin- 
gjius  du  beiden  früher  erwähnten  *  Befreiuntren  vom  Gi  alending 
in  Betniclit  Die  Urkunde  von  1283  bezieht  sieh,  wie  die 
Übereinstimmung  in  der  Zahl  beweist,  gerade  auf  diejenigen 
57,  Hufen  zu  Debenem,  welche  laut  Urkunde  von  1260 
eonun  Itbertinis  et  precone  veräußert  wurden.  Die  Bruder  vom 
deutschen  Orden  nahmen  eine  halbe  Hufe  aus,  von  der  geleistet 
werden  soll  illud  jus  quod  ad  comestaonem  liberis  hominibus 
est  constitutum. 

Kiiie  weitere  Dingstelle  der  Grafen  von  AW'rnitrerode  im 
Darliugau  war  Siekte.  Dieser  Umstand  ist  für  die  Beurteilung 
der  spateren  Verbältnisse  von  Wichtigkeit  - 

292.  Spätere  Nachrichten  besitzen  wir  weder  über  die 
Freien  zu  Bargdorf,  noch  zu  Broitzem  oder  Dobbeln.  Wohl 
aber  haben  wir  hinsichtlich  der  Freien  zu  Sickte  das  oben 
viwuliiilc  hochinteressante  Weistum  von  15ÜÜ  von  den  vier 
Geschlechtern  der  Freien.-  Ferner  ein  zwischenzeitliches  Pri- 
vileg des  Herzogs  von  Braunschweig  für  die  dreien  von  Sickte 
von  1399y  auf  das  wir  noch  zurückkommen  werden/^ 

Die  Kombination  dieser  Nachrichten  ergibt,  daß  auch  die 
Grafechaftefreien  des  Lera-  und  Dariingaus  des  13.  Jahrhunderts 
einmal  im  Sinne  des  Spieglers  zu  den  Schöffenbaren  gehören, 
aiidrerseitri  den  spateren  l'reidingsleuten  entsprechen,  (icrade 
das  Privileg  von  1399  liefert  finen  durehaciilagenden  Ij(!\veis 
für  diesen  Zusammeuhaog,  wie  uuteu'  näher  auszufüluen  isL 


1)  Vgl.  oben  S.98ff. 

2)  Vgl.  oben  8.  288. 

3)  Vgl.  unteu  No.  319. 

23* 
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Dritter  Uauptteil.  Standefigliedenuig. 


Nordwestlich  grenzt  nii  den  Darlingan  der  G:iu  Flntwide, 
für  dea  eine  sachlich  den  Bmunschwciger  Dingprivil^ien  ent- 
sprechende Nachricht  vorli^: 

9.  Der  Bischof  von  Hildesheim  befreit  1270  Güter  in 
Mermerssem  (Kreis  Gifhorn)^ 

„ci  juif  piacitorum,  quc  liberi  h ominös  nostri  eidcii) 
curiae,  nitione  quorundam  bonorum  liberorum  adhibere 
procurant'^ 

Wie  die  Erwähnung  der  Freiguter  beweist,  handelt  es 
sich  um  die  Dingpflicht  im  Freidmg  oder  Grafending.  Auch 

diese  Urkunde  nötigt  dazu,  die  Existenz  der  Freidijigsbauerii 
in  das  13.  Jahrhundert  zurückzudatieren. 

C.  Die  liberi  der  Grafen  von  Lauenrode.   §  31. 

293.  Graf  Konrad  von  Lauenrode  hatte  im  Beginne  dea 
13.  Jahrhunderts  zwei  Grafschaften  in  dem  alten  Gaue  Östren 
von  dem  Bistum  Hildesheim  zu  Lehn,  die  als  die  comitia 
minor  und  major  unterschieden  werden.  Auf  diese  Grafechaften 

beziehen  sich  drei  Urkunden,  tlic  für  unser  Problem  in  Betracht 
kommen.  1.  Im  Jahre  1235  hat  der  Graf  die  kleine  Graf- 
schaft dem  Bischöfe  verpfändet-  2.  1236  hat  er  sie  detinitiv 
aufgelassen.'^  3.  Ein  undatiertes  Formular  bezieht  sich  auf 
die  Resignation  der  großen  Grafschaft*  In  den  beiden  erst- 
genannten Urkunden  war  eine  Trennung  der  beiden  Graf- 
schaften vorgesehen  und  deshalb  werden  Bestimm  untren  über 
die  Verhältnisse  der  Gmfschaftsangehörigen  aufgcuommeu. 

1.  In  der  Pfandurkunde  wird  bestimmt: 

Sx  vero  eomes  Interim  de  medio  snblatns  fuerit,  fideius- 
sores  soluti  sunt,  quin  vacat  ccelcsie  coniica.  Insuper  fuit 
adiectum,  quod^  si  de  comicia  maiori  ad  minorem  vel  econverso 


1)  Sadendorf  9  S.  103  No.  2. 

2)  IT.  B.  Hildesheim  11  No.  414. 

3)  a.  a.  0.  No.  445. 

4)  a.  a.  0.  No.  312. 
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aJiqiios  homines  trausire  contingat,  illi  domiiio,  ad  quem  per- 
tinet  ea  couikia,  de  tjua  recesseruüt,  debite  servitutis  obsequio 
sicut  ante  maneant  obligati. 

2.  Bei  Auflassung  der  kleinen  Grafschaft  wurden  Frau^ 
Mutter  und  Bruder  des  Grafen  mit  der  großen  belehnt  Das 
Verhältnis  der  Grafochaftsangehörigen  wurde  dabei  wie  folgt 
bestimmt: 

Do  articulis  auteiii,  qui  servari  debent  tarn  ex  parte 
ui)>tra  quam  comitis,  sie  est  dictum,  videlicct  (juod  si  aliqua 
mulier  de  iiiinon  cumicia  nupsent  alicui  viro  maioris  comicie, 
illa  pertinebit  ad  maiorem  comiciam,  et  econverso  8i  aliqua 
de  maiori  comicia  nupseiit  alicui  viro  de  minori  oomiciai  illa 
pertinebit  ad  minorem  aine  dubio  comidam;  Item  bona  habentes 
in  fitraque  comicia  utrique  domino  servient,  nisi  voluerint  omnino 
diiiiittcrc  bona,  quu  babit  in  altera  cumicia;  quod  si  fecerint, 
ad  ius  et  dominium  peilinebunt  illius,  in  cuius  comicia  reti- 
nuerint  bona  sua.  Item  nou  habentes  bona  in  aliqua  istarum 
comiciarum^  qni  dicuntur  in  Teutonico  nngehovede,  in  qua- 
cnnaque  comicia  fuerunt  tempore  initi  oontratus  in  ea  rema- 
nebunt  Si  autem  aliquis  existentium  et  manencium  tempore 
eontractus  initi  in  aliqua  comicia  fugerit  in  aliam  comiciam, 
illuni  sequi  debet  douiiiius  suüäj  et  eum  de  loco  illo  ad  comi- 
ciam  suam  propriam  revocabit;  sed  si  profiigus  fuit  tempore 
eontractus  initi  manens  vei  ultra  Albiam  vel  alibi  extra  terram^ 
liberum  erit  illi  in  rcditu  suo  remanere  in  comicia  sive  in 
minori  volaerit  vel  maiori. 

2d4.  Li  dem  Formular  wird  als  Grand  des  Rückkaufs 
der  großen  Grafschaft  angegeben,  daß  der  Graf  —  in  comicia 
majore  —  affligeret  nostros  liberos  homines  ad  ecclesiam  nostram 
majorem  pertiueotes  et  auguriis  et  peraogarüs  uimis  inhumane 
tractaret. 

295.  Die  homines  der  Urkunden  werden  in  dem  For- 
malare als  liberi  hominea  beseichnet  Ihre  Lage  ist  gedrückt 
Das  exffbt  sich  nicht  nur  aus  dem  Formulare;  sondern  noch 
bestinunter  aas  der  Eventualität  der  Auswanderung  besidrangs- 

weise  iluclit,  mit  der  die  übrigeu  Urkunden  rechnen.  Diese 
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Stellung  der  Freien  widerspricht  auf  das  entschiedenste  d»r 
herrschenden  Meinung,  welcliL  ,  soweit  sie  überhaupt  scholfenbare 
Leute  als  existeot  annimmt,  die  Bede-  und  Dienstfreiheit  ihres 
Besitzes  als  Standesmeikmal  ansieht 

Dennoch  ist  es  ^nz  sicher,  daß  auch  diese  bedrückten 
Elemente  zu  den  Schüllenbaren  des  Spieglers  zählten  und  den 
späteren  Jb  reidingsleuten  entsprechen. 

Einmal  ist  das  i^jus  et  dominium^  das  erwähnt  wird,  niehts 
anderes  als  die  «^aüfliche  Gewalt    Nur  die  Grafschaft  wird 

übertragen  und  doeh  wird  dadureh  das  dominium  geändert. 
A  on  der  Zustimmung  eines  Schulzen  ist  nicht  die  Rede.  Die 
Gogralschaft  wird  ebensowenig  erwähnt  £b  handelt  sich  nur 
um  gräfliche  Hechte.  Auch  an  Hintersassen  graflicher  Amts- 
guter  ist  nicht  zu  denken.  Denn  es  wird  zwischen  verschie- 
denen Klassen  nicht  unterschieden.  Die  Schilderung  gilt  för 
alle  der  Graf  enge  walt  unterworfenen  Leute.  Die  Zugehörigkeit 
zum  Grafending  trill't  aber  nach  dem  Öaciiseiispiegel  ganz  allein 
die  ächöttenbaren. 

296*  Zweitens  finden  wir  auch  ui  dem  Gebiete  der  beiden 
fraglicbed  Grafischaften  Freigfiter,  welche  in  besonders  engem 

Verbände  zu  der  Grafschaft  stehen. 

Der  Bischof  von  Hiidesheim  überträgt  1244  nUnum  man- 
eum  —  Vermersum  situm,  qui  pertinebat  ad  bona  que  dicuntur 
libera  in  majori  cometia  nostra  —  cum  omni  jure»  qnod 
solent  haberes  tales  mansi  —  der  Kirdie  St  Maria  Magdulf*** 

iu  Hiidesheim."  1 

297*  12ÖS  überträgt  er  ^ansum,  qui  vulggriter  frikoce 
dicttur^  ad  cometiam  minorem  pertinentem.''* 

Mit  Rücksicht  auf  diese  beiden  bestimmten  Nachrichten 
werden  wir  auch  die  libera  bona^  die  in  Solschen^  und  iu 


1)  ü.  B.  Stift  Hüdeshdin  U  No.  714. 

2)  Anehnigdr  .ü.  E  I  No.  294» 

3)  U.  R  Stift  Hfldmheim  II  No.  188  —  Strslt  tun  den  Zehnte»  — 
honoram  liberornm. 
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Escherte^  erwähnt  werden ,  als  Grafendingsguter  aufessen 

müsseu. 

298.  Drittens  wird  jeder  Zweifel  diiran,  daß  wir  in  den 
inniglichen  liberi  die  GenosseD  des  Grafendings  zu  sehen  haben 
werden,  schon  dadurch  beseitigt,  daß  die  späteren  Nachrichten 
uns  gerade  in  dem  Crebiete  der  großen  und  der  kleinen  Graf- 
schaft eine  besondere  Verbreitung  der  Freidingslente  seigen. 
Den  beiden  Grafschaften  entsprechen  das  große  —  und  das 
kleine  Freie.'  Wir  finden  ein  PVeiding  zu  Ilten  ^  (großes  Freie) 
und  ein  Freiding  zu  Hohenhameln^  (kleines  Freie). 

Gerade  das  Gebiet  des  großen  Freien  ist  es,  wo  sich 
die  Bevölkerung  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  alte  Frdheits- 
rechte,  eine  gewisse  politische  Sonderstellung  and  den  persön- 
lichen Kriegsdienst  bewahrt  hatte.  ^ 

Der  rechtliche  Zusammenhang  dieser  späteren  Freien  mit 
den  liberi  der  erwähnten  Urkunde  ist  unbestritten  und  fällt 
gleichfalls  für  ihre  Einordnung  unter  die  Schotleubai-eu  ms 
Gewicht 

Die  beiden  Urkunden  seigai  uns  somit  in  den  Flreien 
keinen  andern  Stand  als  den  bisher  besprochenen.  Aber  sie 
lassen  uns  erkennen ,  daß  die  herrschende  Yoratellung  von  der 

Lastenfreiheit  des  Grundeigentums  der  Schofienbaren  unhaltbar 
ist.  Sie  stehen  auch  in  dieser  Richtung  nicht  allein.  Uberall, 
wo  wir  näheren  Einblick  in  die  Verhältnisse  des  Freiguts  er- 
halten, finden  wir  neben  der  Dingpflicht  auch  weitere  Belastung 
zugunsten  des  Grafen,  das  gilt  för  den  Harq^U|  den  Lera- 
gan  und  den  Dariingau  ebenso  wie  für  die  beiden  eben  behan- 
delten GraÜBohaften. 

Beachtung  verdient  endlich,  daß  auch  hinsichtlich  der 
„unbehoften"  Freien  die  Zugehörigkeit  zur  Grafschaft  geregelt 

1)  a.  a.  0.  No.  bw  „areas  infra  curiam  Escherttj  sitas  —  et  quosdam 
agros  attinentes  ad  areas.  que  libera  bona  dicuntur." 

2)  Lüntzel,  Ältere  Diözese  S.  115. 

3)  Lüntzel  a.  a.  0.  S.  112. 

4)  Sudendorf  9  8. 110. 

5)  Vgl  oben  S.  290. 
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wd.^  Barm  liegt  auch  eine  BestätigiiDg  anserer  froheren*  Aos- 

ffihrung,  dafi  die  Beziehungen  zur  Grafschaft  ihrem  Ursprünge 

nach  als  pcrsönlicli  und  nicht  als  dinglich  zu  denken  sind. 
Auf  die  Bedeutung  dieses  IJnisiaiides  für  den  Begrilf  der 
Schöö'enbaren  ist  später  zurückzukommen.^ 

Im  Anschluß  an  die  liberi  von  Lauenrcde  seien  noch 
zwei  zweifelhafte  Urkunden  über  ein  Grafending  zu  Gießen 
(in  der  Nahe  von  Hildesheim)  besprochen. 

Im  Jahre  1235  veräulkTtc  der  freie  Herr  Dietrich  vou 
Depenow  Güter  in  (iießeu  au  das  Kloster  St.  Godehard.  Er 
übertrug  sie  zuerst  vor  den  Reliquien^  sodiinu  „eadem  bona  in 
comicio,  quod  vulgariter  dicitur  grevdin<^^*  Der  Sohn  Vokadi 
der  bei  der  ersten  Auflassung  nicht  zugegen  war,  erklarte  in 
demselben  Jahre  in  einer  besonderen  Urkunde  ^  daß  er  resieniert 
habe  in  conütio,  (juod  vulgariter  dicitur  grevending. 

Die  erste  Urkunde  erwähnt  eine  Zusicherung,  die  erteÜL 
wurde  domni  Lippoldo  de  Escherthe  et  Bertolde  advocato  Montis, 
qui  eidem  presedit  placito  und  schließt  mit  den  Worten: 

Huic  placito  preerant  Uberl(l)WidoldnsdeEmbereke, 
[2)  Theodoricus  et  (3)  Bertholdus  de  Bothinge,  (4)  Theodoriein 
de  Ci vitale,  presentibus  clericis:  5  Namen  —  militibus:  'J  Xiimeu 
au  erster  Steile  Lippc>ldus  de  Escherthe  —  servis:  8  ^vaiiien. 

Die  zweite  Urkmide  schließt  mit  folgender  Zeugenliste: 
suscriptis  testium  nominibus,  qui  fuit  Bertoldus  advocatos,  qui 
eidem  presedit  placito,  Lippoidus  junior  de  Escherthe^ 
Otto  de  Svanenbeke^  Hojerus  de  Piscina  —  im  ganzen  14  Namen 
ohne  Zusatz.  Dann  foli^en  die  Wolle:  Über!  et  ejusdcm 
placiti  procuratorcü,  (5)  Hermannus  et  (6)  Godsoilcus  de 
Covinge  et  (7)  Johannes  et  (8)Eilardu8  de  Rotdüige,  (9)  Jordanus, 
(10)  Jodolfua  et  (11)  Thetmarus  de  Barthenem. 

1)  Tgl.  oben  S.  367. 

2)  Vgl.  oben  S.  90ff. 

3)  Vgl.  nnieo  §  40. 

4)  U.  B.  Stift  Hildsaheim  II  No.  416. 

5)  Bögest  a.  a.  0.  No.  417»  aligednickt  Zeiischrilt  für  NiedenadiseB 
1868  B.  117. 
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Der  Ort  des  Ghrafendings  ist  nicht  uunannt.  Deshalb 
uud  wegeu  des  spütcreu  ireidings  ist  aQ  Gießen  selbst  zu 
denken. 

Wir  haben  hier  aus  Hüdesheim  2  Grafendingsurkunden» 
welehe  eine  Schoffenbank  erkennen  lassen.  Denn  eine  andere 
Auslegung  gestattet  die  Hervorhebung  der  liberi  in  der  einen 

Urkunde,  die  Nachstellung  der  liberi  procuratores  in  der  zweiten 
nicht  Die  beiden  Urkunden  würden  interessante  EruiljuisHe 
Kefem,  wenn  sich  der  Ötiiud  der  Zeugen  mit  Sicherheit  festr 
stellen  ließe.  Würden  sie  sich  als  Ministerialen  erweisen,  so 
liatten  wir  ein  Zeugnis  dafür,  daß  die  Bezeichnung  liberi  im 
Sinne  von  Schöffen  gebraucht  wird.  Sollten  es  Bauern  sein,  so 
würden  wir  wieder  die  niederen  Schöffenbaren  vor  uns  haben. 
Leider  ist  eine  bestimmte  Antwort  nicht  niooHch. 

Von  den  genannten  Orten  Embureke,  Kothinge,  Covinge 
und  Barthenem  haben  die  beiden  ersten  bekannten  Hildesheimer 
Mimsterialgeschlechtem  den  Namen  gegeben.  Was  die  beiden 
andern  Orte  anbetrifft,  so  tritt  nur  einmal  ein  Godscalcus  de 
Covingen,  wahrscheinlich  derselbe,  in  einer  nicht  bestimmt 
ki'üDzeichn enden  Stelhmg  auf.  *  Im  übriü:en  sind  keine  Mini- 
Htcrialen  des  Namens  befugt,  namentlich  nicht  von  Barthenem 
(Barden),  das  in  der  zweiten  Urkunde  3  Schöffen  stellt  Nun 
sdib'eßt  natürlich  der  Umstand^  daß  ein  Ministerialgesdüecht 
«ich  nach  einem  Orte  nennt,  nicht  aus,  daß  auch  bäuerliche 
Schötfenbare  an  diesem  Orte  wohnen.  Nur  die  Vergleichung 
der  Namen  kann  entscheiden.  Witoldus  kommt  bei  der  Familie 
von  Emmerke  nicht  vor.  Bei  der  Familie  von  Rössing  finden 
sich  nur  die  beiden  häufigen  Namen  Dietrich  und  Johannes. 
Dt^g^en  fehlen  die  2  übrigen  Namen,  mid  sie  finden  sich 
auch  in  den  jüngeren  Generationen  nicht  Dietrich  von  Rössing 
tritt  nun  gerade  in  den  Urkunden  du  Zeit  sehr  liäufig  auf. 
Aber  er  ist  milcs.*  Es  isL  sehr  unwalirscheLnlich,  daß  er  in 
der  zweiten  Urkunde  ministerialischen  Knappen  nachgesetzt  wäre. 


1)  U.  B.  Stift  Büdesheim  I  No.  730  (1219). 

2)  Vgl  Ü.B.  Stift  Hildesbeim  1147  (1222),  265  (1228),  414  (1235). 
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obne  mindestens  seinen  Titel  za  erhalten.    Auch  würde  die 

Verwendung  der  Bezeichnung  liberi  für  dicnstmäniiische  Sclioffen 
in  beiden  ürkLHuIcn  sehr  nnwahnscheinlich  sein.  Endlich 
scheint  mir  Ditericus  de  civitote  kaum  etwas  anderes  zu  bedeuten 
als  ein  Dietrich  aus  Hildesheim.  Ich  glaube  daher»  daß  es 
immerhin  am  wahrscheinlichsten  ist^  daß  wir  es  mit  Bauern 
aus  den  genannten  Dörfern  m  tun  haben.  Sollten  es  Mini- 
sterialen gewesen  sein,  so  haben  sie  doch  die  Bauern  nicht 
für  immer  verdrängt.  In  späterer  Zeit  hnden  wir  in  Gießen 
und  in  Emmerke  ein  nur  \'on  Bauern  besuchtes  Freiding»  von 
dem  uns  die  Emmerker  Freidingsartikel  ^  erhalten  sind. 

Keinesftdls  ergeben  die  beiden  Urkunden  einen  Anhalt  für 
die  Meinung,  daß  die  altfreien  Ministerialen  einen  Stand  von 
schöllt  iibai  en  Freien  bildeten.  Die  beiden  Familien  von  Emmerke 
und  von  Rössing,  die  in  Frage  kommen,  standen  zu  der  frag- 
lichen Zeit  mindestens  im  zweiten  GUede  in  Dienstmannschaft 
Altfreier  Ursprung  ist  für  keinen  von  ihnen  nachweisbar  oder 
wahrscheinlich. 

D.  Die  niederen  Schöffenbaren  in  dem  Unter- 
suchungsgebiete Zallingcrs.    §  32. 

300*  Zallinger  hat  durch  die  genaue  Untersuchung  der 
Schöffen  und  Zeugen  in  4  Grafschaften  nicht  den  Beweis 
erbracht,  daß  keine  von  den  freien  Herren  getrennten  Schöffen- 
baren  in  diesen  Gebieten  existiert  haben,  denn  er  weist  nur 
nach,  daß  diese  ScliöflPen  und  Zeugen,  soweit  kontrollierbar, 
edle  und  wahrscheinlich  ritterliche  Leute  waren.  Aber  nicht 
jeder  edle  Bitter^  geschweige  denn  jeder  edle  Mbsui,  ist  freier 
Herr  gewesen. 

Bei  der  Frage,  ob  sich  ein  positiver  Gegenbeweis  fShren« 

somit  umgekehrt  die  Existenz  nicht  zu  den  freien  Herr»  u 
gehörender  SchöÜenbarer  beweisen  hiBt,  können  wir  Personal- 
untersuchungen nur  ausnahmsweise  benutzen.  Die  Aufnahme 
liegt  vor  bei  denjenigen  edlen  und  ritterlichen  Geschlechtern, 


1)  Vgl.  Ndten  S.  17411  und  Grimm,  Weistämer  4,  8,mft 
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welche  Evkc  iii  der  Vorrede  von  der  Herren  Geburt  von  den 
freien  Herren  unterscheidet*  Im  übiitcon  fehlt  es  an  Kriterien, 
welche  uds  gestatten,  freie  Herren  von  den  niederen  edlen 
Rittern  zu  scheiden.  Nur  für  Bauern  ist  die  niedere  SchöScn- 
barkeit  evident  Aber  unter  den  namentlich  genannten  Schöffen 
and  Zeugen  würden  wir  Bauern  kaum  erwarten  dürfen.  Drei 
▼on  denjenigen  Grafechaften,  die  Zallinger  untersucht,  wurden 
von  Fürsten  peraönlich  verwaltet.  Dieser  Umstand  mußte  der 
8(  !iüirenl)ank  und  den  ZeMu;enlisten  so  vornehme  Kiemente  zu- 
führen, daß  die  Bauern  neben  ihnen  nicht  genannt  wurden. 
Die  geringere  Bedeutung  der  Schöffenqualität  konnte  es  bewirken, 
daß  die  Bauern  aus  Courtoisie  dem  anwesenden  Vasallen  den 
8tCB  räumten.  Auch  wenn  Bauern  genannt  wSren,  so  würde 
uns  doch  das  Kontrollmaterial  durch  andere  Urkunden  fehlen; 
sie  würden  als  unkontrollierbare  Pei-sonen  erscheinen.  In  der 
vierten  Grafschaft  Mühlingen  ist  auch  die  Zuhi  dieser  honiines 
ignoti  besonders  bedeutend.  Die  Art  der  Nennung  läßt  nur 
dann  auf  bäuerlichen  Stand  schließen^  wenn  jüngere  Urkunden 
sich  auf  den  Vornamen  besohrSnken. 

TatsSchlich  soll  nun  nach  dem  Sachsenspiegel  nicht  nur 
die  Schöffenbank,  sondern  auch  der  Umstand,  die  ganze 
Gerichtsgemeinde,  aus  scliötlenbaren  Lenten  bestanden  haben. 
Deshalb  wird  unser  Augenmerk  hauptsäehlieh  der  Bezeichnung 
des  Umstandes  zuzuwenden  sein.  Nach  dieser  Richtung  hin 
ist  auch  das  Material  ZalUngera  nicht  unergiebig. 

301*  I.  In  der  Grafschaft  Seehausen  begegnen  uns  fol- 
gende Schlnßklausein: 

1.  1144  „et  preter  suprataxatos  ionumera  multitudo  nobi- 
lium  et  prudentium  virorum.*** 

2.  1215  „et  alii  milites  quamplures  et  de  plebe  plurima 
mnhatudo/  ^ 

1)  Vgl.  oben  8.  320. 

2)  U.  B.  Hocli'^tift  Hall>erstadt  I  No.  206. 

3)  a.  a,  0. 1  }\o.  489.  Der  Text  der  Urkunde  si  hlioßt  mit  den  ^'onea: 
scabinis  quoque  presentibas  et  dictantibus  sententiain  (Quorum  hie  nomina 
continentur.  Folgen  11  Namen  mit  der  SchluiMausel. 
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3.  1238  ^aliaque  populi  plarinu  multitudo.'' ^ 

4.  1239  „aliaque  populi  plurima  moltitiido.^  * 

Die  Klauseln  et  alii  (iuampliires  scheiden  als  irrelevant  aus. 

Die  erste  Schluliklaiiscl  führt  zu  demselben  Ergebni:jse, 
wie  die  oben^  besproclieuc  Urkunde  von  1X55.  Die  Gerichts* 
gemeiiide  besteht  nur  aus  nobiles,  aber  sie  ist  £u  zahlreich, 
um  nur  aus  ßittem  bestehea  zu  konneD.  Dieses  negative 
EIrgebnis  wird  nun  durch  die  nachfolgenden  Klauseln  bestätigt, 
Sie  lassen  es  sicher  erseheinen,  daß  eine  größere  Masse  nidit 
ritterlicher  Elemente  bei  den  Gerichtsverhandlungen  als  Um- 
stand fungierte.  Benchtonswert  ist  die  Schlußklauspl  zu  2: 
^lilites  und  plebn  bezeichuen  den  Gegensatz  der  Ritter  und 
Bauern.  Beide  scheinen  nach  der  Fassung  der  Urkunde  unter 
die  Kategorie  der  scabini  zu  fallen. 

302.  Auch  ZalUnger*  hält  diese  Schlußwendung  für  ,in 
hohem  Grade  beachtenswert  und  charakteristisch^.  Er  findet 
in  ihr  einen  Widerspruch  zu  der  herrschenden  Meinung  von 
der  untergeordneten  Bedeutung  dieses  G^eosatKCS  von  Ritter 
und  Bauern  für  das  Grofcngericht 

„Zu  diesen  herrschenden  Anschauungen  würde  auch 
ebensowenig  die  Auslegung  passen,  daß  unter  der  plebis  pluiima 
multitudo  lauter  schöffenbarfreie  Bauern  gemeint,  wie  die 
Annahme,  daß  in  dieser  Weise  sch5ffenbarfrde  und  abhfingige 
Bauern  uati  rschiedslus  zusunmieugefaßt  seien.  Ein»  von  beiden 
müiite  aber  notwendig  zutreffen." 

Die  erste  Auslegung  würde  nur  bedenklich  sein,  wenn 
man  mit  Zallinger  annimmt,  daß  außer  den  schöffenbaren  Leuten 
auch  Jjandsassen  und  Bieigelden  im  Grafendinge  ersehienen. 
Sobald  man  erkennt,  daß  dies  nicht  der  Fall  war^  wird  die 
Auslegung  unbedenklich  und  die  Stelle  ein  Beleg  für  die 
Existenz  bäuerlicher  Schöffenbarer. 


1)  a.a.O.  2  No.  (irO. 

2)  a.  a.  0.  No.  287. 

3)  Vgl.  oben  S.  337. 

4)  B.  51. 

5)  Vgl.  oben  6.  88. 
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Die  gleiciic  Deutung  ist  für  deu  populus  der  späteren 
Urkunden  geboten. 

303«  Mit  dem  bloßen  Yomamen  werden  angeführt: 
1174  die  beiden  letzten  Zeugen,  Hillebrant,  Walter,  1195 

die  Heregcrus  budillus,  qui  vulgo  dicitur  Vronohode,  1215  der- 
selbe Heregcrus  prcco,  1238  — 1239  zweimal  der  preco  Fride- 
ricus,  1247  am  Sciilusse  der  Zeugenliste  Heimicus  gogravius 
de  Hormehusen,  Giselerus  gogravius  de  Sehnsen. 

Von  diesen  Erwähnungen  sind  die  der  Fronboten  erheb- 
lieh,  sie  zeigen  den  bäuerlichen  Stand,  während  unten  ^  gezeigt 
werden  soll,  daß  der  Fronbote  schoffenbar  sein  mußte. 

304.  Früher  wurde  auf  die  autfäiiige  Tatsache  hin- 
gewiesen, daß  bei  der  Venin  Rening  der  Gi'afschaft  Seehausen 
die  Kriminalgerichtsbarkeit  über  Schöfienbare  gamslich  über- 
gangen wurde.  Von  den  beiden  Erklärungen:  Aussterben  der 
8ch5fienbaren  oder  Unterwerfung  unter  das  Gogericht  scheint 
die  zweite  den  Vorzug  zu  verdienen.  Die  alten  Urkuiiden  See- 
hansens lassen  uns  einen  bäuerlichen  Umstand  der  Grafschaft 
erkennen,  der  nur  aus  Scliötl'enbaren  bestehen  kann.  Die 
schöfifenbaren  Bauern  haben  nicht  gefehlt,  aber  ihre  soziale 
Stellung  scheint  bescheiden  gewesen  zu  sein. 

305.  Ans  der  Grafschaft  Aschersleben  ist  die  ¥richtige 

Urkunde  von  1155  bercitii  oben  erwähnt  worden.  Sie  hat  eme 
ans  hinter  Schöffenbaren,  aber  innerhalb  dieser  Grenze  aus 
freien  Herren,  Eittem  und  Bauern  zusammeogesetzte  Gerichts- 
gemeinde eigeben. 

Diese  Auffassung  wird  durch  eine  andere  sehr  wichtige 
Urkunde'  bestätigt.  1169  wird  an  derselben  Dingstatte  ein 
Tausch  beurkundet,  der  vollzogen  worden  ist  „laudante  precone  G., 
farentibus  baronibus  et  multis  ipsius  placiti  debito- 
ribus^;  folgen  tarnen  mit  der  Schlußklausel  „et  aliis  quam 
pluribuB*^. 


1)  Vgl.  unten  Xo.  313. 

2)  U.  B.  Anhalt  5  No.  51 0\ 
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Diese  Urkunde  gibt  einen  doppelten  Aufschloß: 

306.  Sie  beweist  s^miäcliöt  einmal  glatt  die  Existenz  der 
niederen  Schöffeubarea  in  Aschersleben.  AuÜer  den  barones 
sind  vorhanden  und  an  der  Urteilsfindung  mindestens  durch 
YoUwort  (favere)  beteiligt  „multi  ipsius  placiti  debitores*^. 
Das  Beiwort  multi  beweist,  daß  eine  andere  zahlreiche  Ghnppe 
von  Personen  gemeint  ist,  nicht  nur  eine  zweite  Eigenschaft 
der  b;iroiic's  hervorgehoben  wird.  Barones  wird  von  Zallinger 
aU  eine  mit  freier  Herr  gleielil)edeutende  Bezeichiuing  auf- 
gefaßt. Ich  halte  das  nicht  für  ganz  richtig.  Wie  unten  zu 
zeigen  ist^,  hat  l)aro  einen  weiteren  Sinn.  Es  ist  schlechthin 
„Mann^  gleich  Vasall,  aber  es  umfaßt  immer  den  freien  Herrn. 
Nicht  jeder  baro  ist  freier  Herr.  Aber  jeder  freie  Herr  ist 
baro.  Deshalb  kommt  der  Unterschied  zunächst  nicht  in  Be- 
tracht Nach  beiden  Auffassungen  sind  außer  den  freien  Herreu 
noch  andere  bei  dem  Urteil  b(  teiliL!-to  Dinprgenosseu  vorhanden. 
Diese  Dinggenossen  können  gar  niclits  anderes  sein  als  „niedere" 
Schö£Penbare  des  Kechtsbuches.  Zallinger-  sucht  dieser  schla- 
genden Bestätigung  des  Spiegelbildes  dadurch  auszuweichen, 
daß  er  für  die  Sonderung  der  beiden  Gruppen  zwei  andere 
ErklSrungen  vorschlägt,  ohne  zwischen  ihnen  eine  Wahl  zu 
ti'eilcn.  Er  hfilt  es  einmal  tür  nK»glich,  dal»  dereelbe  Gegensatz 
von  Gästen  und  Diji^genossen  vorliegt,  wie  in  der  Urkunde  von 
1155,  also  nach  ZalUngcr  der  Gegensatz  auswärtiger  barones 
und  einheimischer  barones.  Diese  Auslegtmg  ist  mit  Bestimmt- 
heit abzulehnen.  Die  gemeinsame  Standesbezeichnung  kann 
ohne  Zusatz  nicht  den  auswürtigen  Standesgenossen  von  dem 
einheimischen  abheben.  Man  konnte  doch  keiner  der  beiden 
nur  orlUcli  getrennten  Cirnppen  die  Qualität  als  „freier  Ht-rr" 
absprechen.  AVenn  die  barones  Gaste  waren,  so  würden  sie 
wie  1155  nach  den  Diuggenosseu  auftreten.  Wenn  sie  W(^co 
ihrer  sozialen  Stellung  vorher  genannt  waren,  so  mußten 
wir  auswärtigen  Kamen  begegnen.    Das  ist  nicht  der  Fall 


1)  Vgl.  Anhige  6. 
2;  a.a.O.  S.  124. 
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Zweitens  hält  es  Zallinjö:er  für  dciikbai-,  daf)  unter  baroucs  alle 
anwesenden  ritterlichen  Freien  (Edlen)  die  GeMciiiscini^escsbcneu 
und  die  Gerichtsfremden  genannt  sind,  unter  den  „piaciti  debitores" 
dagegen  der  bauerliche  Umstand.  Dieses  Ergebnis  bringt 
Zallinger  mit  seiner  Negation  der  Sohöfienbaren  durch  die  An* 
nähme  in  Einklang,  daß  Jn  dieser  Zeit  die  Dingpflicht  aller 
persönlich  freien  Gerichtseinwohner  auch  för  das  echte  Ding 
prinzipiell  wenigstens  jedenialls  noch  anerkaiuiL  w  ar  ',  ik  i  dieser 
Forderung  mu\l  mit  echtem  Ding  das  Grafending  bei  Ktuug^- 
bann  gemeint  sein.  Diese  Annahme  Zallingers  ist  nicht  nur 
nicht  beweisbar,  sondern  positiv  unrichtig.  Nach  dem  Sachsen- 
spiegel wie  nach  allen  übrigen  Anhaltspunkten  sind  in  diesem 
Gericht  nur  die  Schöffenbaren  dingpflichtig.  Auch  steht  ja 
nidit  die  Diugpflicht  allein  In  Frage,  sondern  die  BiBtwirkung 
bei  dt  i  Urtcilsündung.  Die  piaciti  debitores  sind  zugleich 
faventep.  An  der  Beschränkung!;  der  Urteilsfunktionen  auf 
den  schötl'enbaren  Teil  der  Freien  kann  doch  füglich  kein 
Zweifel  sein.  Die  Deutung  der  piaciti  debitores  auf  Bauern 
ist  richtig.  Aber  es  sind  eben  schöffenbare  Bauern.  Elndlich 
greift  aber  für  Aschersleben  die  14  Jahre  ältere  Urkunde  von 
1155  ein.  Wir  haben  aus  ihr  mit  Bestimmtheit  erschlossen, 
daß  die  gau/e  derichtsgemeinde  aus  i  uKlrechtlichcn  Standes- 
genossen bestand,  demselben  Stande  an<je]iörtc,  der  die 
Bezeiduiung  jSchöffen,  Uberi  und  nobiles  führt  iStandesfi-cmde 
Dinggenossen  waren  ausgeschlossen.  Wenn  nun  nur  14  Jahre 
später  an  derselben  Gerichtsstelle  die  Gerichtsgemeinde  zerfällt 
in  barones  und  andere  Dii^^nossen,  so  kann  das  nur  eine 
Scheidung  innerhalb  dieses  -  nieinsamen  Standes  sein.  Unsere 
Auslegung,  daß  von  den  nobiles  der  Urkunde  von  1155  nur 
ein  Teil  zu  dem  Stande  der  freien  Herren  gehört,  wird  durch 
die  Urkunde  von  1169  voll  bestätigt^  Der  Stand  der  niederen 
Schöffenbaren,  dessen  £xistens  Zallinger  leugnet,  ist  auch  auf 
dem  eigenen  Untersuchnngsgebiete  Zallingers  mit  voller  Be- 
stimmtheit erkennbar. 

1)  Die  Urkunde  von  1169  bezieht  sich  aoi  eine  Verhatidlaiig  in 
pablico  cometiaU  piacito  —  banno  imperiaii. 
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307.  Zweiions  ergibt  diese  Urkunde  auch  ^ncder,  dai'j 
allerdings  bliese  niederen  Schotrenbareii  mich  in  Aschersleben 
in  der  Haupteaciic  Bauern  waren.  Wena  es  richtig  wäre,  daß 
jeder  Mann  von  Ritteraart  baro  heißt,  so  würde  ditser  Satz 
kemer  Begründung  bedürfen.  Aber  baro  iat  Vasall  Ficker^ 
nimmt  allerdings  als  zweifellos  an^  daß  jeder  Mann  von 
Rittersart  im  LehnsverhSItniese  stand.  Das  seheint  mir  nicht 
erweislich.  Die  Heerschil  l<>idniing  rechnet  mit  lehnsfreien 
Rittern.  Imnierliin  kann  ihre  Zahl  im  Vergleich  /n  den  L«'hn*!- 
inhabern  nur  ganz  klein  gewesen  sein.  Nach  der  Stelle  ist  aber 
die  Zahl  der  nicht  vasallitischen  Dinggenossen  gr<)ßer  als  die 
Zahl  der  Vasallen.  Daraus  folgt,  daß  diese  lehnsfreien  Ding- 
genossen  überwiegend  oder  ausschließlich  aus  Bauern  bestanden 
haben. 

308.  Die  übrigen  Urkunden  aus  Asehersleben  bieten 
wenijT  Erhebliches.  Y(m  GeiuM-alklauscln  ist  envahnenswert  die 
Notiz  von  1268,  wonach  verhandelt  worden  ist  conun  nobis  et 
scabinis,  militibus,  aliisque  nostris  hominibus.  Auch  bei  dieser 
Gelegenheit  tritt  ein  nicht  zu  den  Rittern  gehörender  Umstand 
hervor. 

Mit  Yomamen  erwihnt  wird  nur  der  Ftonbote:  1174 

Everhardus,  1223  Fridericus. 

309.  Bezüglich  der  Grafschaften  Serimunt  und  Mühlingeii 
genügen  einige  Bemei'kungeu.  Für  beide  Gebiete  ergibt  sich, 
daß  außer  den  namentlich  genannten  Personen  noch  andere 
im  Gericht  anwesend  und  dingpflichtig  waren.'  Die  soziale 
Stellung  dieses  Umstandes  Ifißt  sich  freilich  nicht  erkennen. 
Die  Bezeichnung  mit  dem  bloßen  Vornamen  begegnet  uns  zum 
Teil  bei  dem  Fronboteu,  in  der  Clrafseliaft  Serimnnt  auch 
beim  Schnlzen  und  1221  in  Mühlingen  an  dem  Sehlnsse  der 
Nameusreihe.  In  der  letzterwähnten  Urkunde  wird  zunächst 
bekundet,  daß  die  Auflassung  erfolgt  sei  conun  scabinis  et 


1)  llt-erschild  S.  165,  06. 

2)  Vgl.  U.B.  A.  2  No.  291  (12ö3)  „presentibus  scabinis  et  aliis  qui 
judiciis  uostris  iutoresse  consueverant  et  debent*^. 
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Boolteto  nee  wm  precoae  ao  testibus  ydoneis.  Dann  folgt  die 
Klausel  ^celebrata  est  ista  donacio  honestia  viria  preseatibuB, 
quorum  iata  sunt  nomina/'  Es  folgen  14  Namen  mit  Zunamen 

und  dann  Pridericus  et  Rodolfus  ac  pueri  sui  Rodolfus,  Fri- 
dericutj  et  Hcinricus  scabini  omnes.  Die  Zeit  der  Urkunde 
in  Verbindung  mit  der  Stellung  der  Zeugen  könnte  dem  Maugel 
der  Zunamen  Bedeutung  verleihen. 

310*  Wichtiger  ist,  daß  von  der  Grafschaft  Mühlingen 
in  der  Glosse  berichtet  mrd,  dafi  acepenbare  lüde  wol  sleghte 
boren  sin.  Die  Annahme  Zallingcrs,  daß  er  diese  Aussage 
für  das  13.  Jahrhundert  widerlegt  habe,  beruht  außer  auf  seiner 
mehrbcsprochcnen  Auffassung  von  ^edol",  auch  darauf,  daß 
er  bei  diestr  Bemerkung  ScliüHcu  als  Auitöiuhuber  und  tscliöffen- 
bare  Leute  in  unberechtigter  \\%  ise  identifiziert.  Tatsächlich 
ging  der  ganze  Zug  der  Entwicklung  dahin,  die  Zahl  der 
schöffenbaren  Bauern  an  verringern.  Die  Neuentstehung  war 
ausgeschlossen.  Wenn  es  noch  im  14.  Jahrhundert  in  Müh- 
lingen schoffenbare  Bauern  gegeben  hat,  so  ist  damit  m.  E. 
ihre  Existenz  auch  für  das  13.  und  12.  Jahrhundert  erwiesen. 


Viertes  Kapitel. 
Die  FroBboten.  §  33. 

311.  In  bezug  aiit'  die  Bufäliiu:ung  zum  Amte  der  Fron- 
boten wiederholt  der  Spitzel  an  zwti  Stellen^  bei  Erwälimmg 
der  Pfleghaften  den  Satz,  aus  ihnen  „mut  mau  wol**  den 
Fronboten  wählen^  einmal  mit  dem  Zusätze  „die  min  den  dri 
bove  egenes  hebbe*'.    An  einer  dritten  8telle'  wird  gesagt^ 

1)  8sp.  1 2  §  3.  Under  den  (den  FflQghsftea)  nrat  man  wol  kiesen 
enen  Tzonen  boden,  cf  de  mne  bode  stiift  III  45  $  5.  Under  den  (die 
biez(^ldea  nnde  plechbaften  heten)  mut  man  wol  kiesen  enen  vnmen  boden, 
of  man's  bedarf,  die  min  den  dii  huve  egenes  hebbe. 

2)  in  61  §  3.  Die  bodel  sal  to  minnesten  bebben  eae  halbe  kuye 

egenes. 

24 
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daß  der  Büttel  zum  mindesteo  eine  halbe  Hufe  bnbeti  müsse. 
Die  Hauptstelle,  die  Sick  ex  professo  mit  der  Bestellimg  zum 
FroDboten  beschäftigti  erwähnt  die  Voraussetzung  nicht.  ^ 
Die  frühere  Auslegung^  dieser  Angaben  ging  dahin,  daß  der 
Fruubote  aup  dem  Stande  der  Pfleghaften  genommen  weixlen 
und  mindcsü  US  eine  halbe  Hufe  haben  muB,  während  Ei^rn- 
tum  an  drei  Hufen  oder  mehr  vom  Amte  ausschließt  i^iue 
befriedigende  Erklärung  ffir  dieses  eigentümliche  Besitzmaxiraum 
wurde  allerdings  vergeblich  gesucht  Die  herkömmliche  Erklä- 
rung, daß  bei  größerem  Besitz  die  Entfremdung  des  Fronboten 
von  seinen  Aintöptlichteu  befürchtet  wurde,  scheitert  schon 
dai*nn,  daß  nur  vom  Eigen,  aber  nicht  von  der  Eigenwirtschaft 
die  Rede  ist.  Es  ist  doch  iilar,  daß  ein  kleines  Stuck  Land 
in  Eigenwirtschaft  den  Eigentämer  mehr  in  Anspruch  nimmt, 
als  ein  noch  so  großes  Grundstück,  das  in  Erbzins  oder  Zeit- 
pacht ausgetan  ist  Es  ist  schlechterdings  nicht  abzusehen,  in- 
wiefem  verliehenes  (irundeigcntum  als  Hindernis  der  Amt^s- 
bekleidung  erscheinen  konnte. 

Bei  meiner  Untersuchung  über  die  Biergeldcn  war  ich 
selbst  in  der  hergebrachten  Ansicht  befangen.  Der  Satz  konnte 
mich  an  der  durch  schwerwiegende  Gründe  gebotenen  Einord- 
nung der  Ffieghaften  unter  die  Stadtbürger  nicht  irre  machen. 
Aber  er  war  auch  nicht  vull  verstandlich,  so  daß  ich  mit  der 
Möglichkeit  eines  Irrtums  des  Spieglers  rechnete.^  Auch  Stutz  ^ 
sieht  in  den  Zeugnissen  über  die  Wahl  des  Fronboten  ein 
HauptbindemiB  für  meine  Deutung. 

312«  Tatsachlich  ist  die  hergebrachte  Ausl^mg  swdfel* 
los  unrichtig.*  Der  Spiegier  sagt  nicht,  daß  der  Fronbote 
aus  den  Pfleirliafion  genommen  werden  muß,  sondern  daß  er 
aus  ihnen  genommeu  werden  darf. 

1)  Ssp.  III  50. 

2)  Tgl.  Stobbe  a.  a.  0.  S.  3ö4,  Eikert  S.  19f£. 
.    3)  Vgl.  Bii  ivolden  8.59. 

4)  a.  a.  0.  S.  131. 

5)  Den  eisten  Hinweis  auf  diesen  Irrtum  danke  ich  Herta  Kol« 
legen  Zeumer. 
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Dieser  Schluß  ergibt  sich  einnifil  aus  dem  soustigen 
Sprachgebrauche  des  Spiegels.  „Mut  man  wol^  heißt  im 
Sachsenspiegel  ganz  allgemein^  „man  darf^y  nicht  „man  muß^. 

Zu  demselben  Schloß  nötigt  der  Satz,  daß  der  Eronbote 
das  doppelte  Wergeid  und  die  doppelte  Buße  seiner  Geburt 
hat.  -  Denn  die  Pfleghiifteii  haben  nur  ein  einziges  Wergeid 
und  (  ine  einzige  Buße.  Folcrlich  muß  das  Amt  dos  Fron- 
boten mindestens  zwei  au  Wergeid  und  Buße  verschiedeiien 
Ständen  zugänglich  gewesen  sein. 

Der  Schluß  wird  ferner  dadurch  unterstützt,  daß  er  das 
so  anfföUige  Besitzmaadmum  beseitigt.  Auch  die  Besitzangabe 
wird  von  dem  Dürfen  abiiaugig.  Sie  ändert  ihren  Sinn.  Nicht 
ein  Maximum  wird  gesetzt,  öondern  die  Notwendigkeit  eines 
Minimums  von  drei  Hufen  wird  verneint  Der  Fronbote 
darf  auch  dann  aus  den  Pfleghaften  genommen  werden,  wenn 
er  weniger  als  drei  Hufen  Eigen  bat.  Ob  damit  ein  Erfordernis 
beseitigt  wird,  das  bei  der  Wahl  aus  einem  andern  Stande 
notwendig  war,  oder  aber  ob  nur  der  Annahme  entgegengetreten 
wird,  dal^  gerade  bei  den  Piieghaften  der  größere  für  .sie 
auch  sonst  eine  Beziehung  zur  Grafschaft  vermittelnde  Besitz  ^ 
notwendig  sei,  laßt  sich  nicht  vollkommen  sicher  entscheiden. 
Der  Umstand,  daß  an  der  vierten  Stelle  eine  halbe  Hufe 
..  fordert  wird,  ohne  daß  des  Standes  der  Pfleghaften  Erwäh- 
üuug  geschieht,  fällt  stark  zugunsten  der  zweiten  Auuaiime  ins 
Gewicht. 

Die  Erkenntnis,  daß  der  Fronbote  nur  Pfleghatter  sein 
durfte,  aber  nicht  immer  Pfleghafter  sein  mußte,  führt  zu  der 
weiteren  Frage,  aus  welchem  sonstigen  Stande  er  genommen 

werden  konnte.  Die  Antwort  muß  lauten:  aus  dem  Stande 
der  Scbüüenbaren ,  aber  nicht  aus  dem  Staude  der  Landsassen. 

313*  Dieser  Satz  läßt  sich  mit  voller  Bestimmtheit  auf- 
stellen. 


1)  V^I.  die  Belege  im  Wortregister  bei  HUdebraud. 

2)  Bsp.  I  8  §  2. 

3)  Ssp.  lU  80. 

24* 
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1.  Die  wiederholte  Betonung  der  Mögliohkeiti  den  Fton- 
boten  aus  den  Pfl^baften  zu  wählen,  iSfit  erkennen,  daß  dieee 
Möglichkeit  eine  Neuerung  war,  eine  bemerkenswerte  Ausnahin« 

von  einer  Regel.  An  den  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  kann 
der  Spiegler  nicht  denken,  sonst  würde  er  von  dem  ländlichen 
Fronboten  reden.  Das  Hindernis,  das  vorhanden  war,  kann  nur 
die  Geburt  gewesen  sein.  Nun  stehen  dem  Spiegler  die  Ffleg- 
haften  hoher  als  die  Landsassen.  Die  Zulassung  der  Pfleg- 
haften enthält  somit  den  Ausschluß  der  Landsassen. 

2.  Der  Froubotc  schwört  nach  seiner  Wald  dem  Könige 
Hulde  „nach  freien  Mannes  Recht".*  Dieselbe  Formel  wird 
bei  dem  Richter  gebraucht,  der  schöffenbar  sein  muß.*  Die 
Übereinstimmung  der  Worte  läßt  auf  ursprüngliche  Gleichheit 
des  Standes  schließen.  Der  ,^ie'^  Mann  im  pnlgnanten  Sinn 
ist  nur  der  Schoffenbare. 

3.  Uber  Leib  und  Leben  der  8ehöirenl)areii  davi  nur  der 
Fronbote  richten'*;  der  Gedanke,  dali  nur  Standesgeuossen 
über  Sehoffenbare  verfügen,  ist  bis  zur  äußersten  Konsequens 
durchgeführt 

4.  Der  Fronbote  soll  mindestens  eine  halbe  Hufe  Eigen 
haben.*  Dieses  selbe  Besitzmal)  ist  noch  an  einer  aiideren 
Stelle  des  Sach>enspiegels ^  und  ebenso  urkuüdlieli*'*  als  dn-^- 
jenige  Besitzminimum  bezeugt,  weiches  dem  bchöti'enbaren  die 
Erfüllung  der  im  Grafendinge  erwachsenden  Gerichtspflichtea 
ermöglicht  Das  Besttsminimum  des  Ftonboten  ist  dnfach 
eine  Spezialanwendung  des  allgemeineren  Prinzips.  Schon  dieses 
Eigen  stempelt  denjenigen  Fronbuten  zum  Sc  hoffen  ba  ren ,  d-^i* 
nicht  Biei'gclde  ist.    Denn  die  Landsassen  hatten  kein  Eigen. 

Die  niederen  Freien,  (b'c  PÜeghaften  und  Landsassen, 
stehen  sich  in  allen  altertumlichen  Zügen  gleich.  Hinsichtlich 

1)  m  66. 
S)  in  54. 

3)  m  65. 

4)  in  61  §  3. 

5)  I  84  §  1.  Vgl.  oben  8.  94ff. 

6)  Vgl.  oten  8. 99ff. 
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der  Bekleidung  des  Fronbotenarats  haben  alle  Pfleghaften  die 
Gleichstellung  mit  den  SehölTunharen  orlanirt.  Dieser  Zug  ist 
jüngere  Entwicklung.  Dadurch  wird  wiederum  die  nachdrück- 
liche Hervorhebung  im  Bechtsbuche  erklärlich. 

Dadurch  wird  aber  auch  erklärlich,  weshalb  der  Spiegier 
die  Zulaasung  der  Pfleghaften  zu  diesem  Amte  beidemal  bei 
Besprechimg  dieses  Standes  erwähnt,  dagegen  an  den  beiden 
Stellen  übergeht,  an  denen  die  Bestellung  des  Fronboten 
Bclbstiindig  erörtert  wird  (HI  56  und  61  §  3).  Derjenige  Per- 
sooenkreis,  aus  dem  sich  normalerweise  die  i^ronbüten  rekru- 
tieren sollten,  wai*  der  Stand  der  Schöffenbaren. 

314«  Die  vorstehende  Erkenntnis  hat  nun  für  das  Stände- 
problem eine  doppelte  Bedeutung: 

Einmal  beseitigt  sie  jedes  Bedenken,  das  aus  den  Be- 
stimmungen über  den  Fronboten  iregen  meine  Auffassung  der 
Pflqjhafteu  entnommen  werden  könnte. 

Zweitens  aber  erötl'net  sie  ein  neues  bisher  nieht  benutz- 
bares Hilfsmittel  für  die  Feststellung  schöffenbarer  Leute  in 
den  Kreisen  der  urkundlich  auftretenden  Personen.  Die  Fron- 
boten Bind  sehr  oft  kenntlich  gemacht  Jeder  Fronbote  muß 
nach  Vorstehendem  entweder  Stadtbüi^r  oder  schdflenbar  sein. 

316.  Der  tatsächliche  Befund  ist  nun,  daß  in  den  Ur- 
knndcu  der  ländlichen  Gerichte  des  12.  und  13.  Juhrhundertö 
der  Fronbote  ganz  überwiegend  mit  dem  bloßen  Vornamen 
bezeichnet  wird,  ohne  Beinamen  und  ohne  Ortsbezeichnung. 
Eckert  hat  in  seiner  sorgfältigen  Monographie  konstatiert^  daß 
1156 — 1275  auf  14  Fälle,  m  denen  bloß  der  Vorname  ge- 
braucht wird,  nur  3  kommen,  in  denen  sich  eine  weitere  Bezeich- 
nung  findet  Es  sind  dies  die  precones  Heithenricus  de  Swane- 
berg,  Heinricus  de  \\'armesdorp  und  de  Herrckesdorp.  Das 
übrige  Material  führt  zu  analogen  Verhaltniszabien.  Überall 
überwiegt  in  dem  alten  Materiale  der  Vorname.  Als  Zunamen 
sind  nachsutragen  Johannes  de  Broits^m  ^  Heinricns  de  Hersleve', 


1)  Vgl.  oben  S.  354. 

2)  Vgl.  oben  S.  344. 
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Olricus  preco  de  Werstode^  (?).  Stadtbüiger  lassen  sich  als 
Fronboten  nur  in  den  Städten  nachweisen.  Auf  dem  ilachen 
Lande  finden  sie  sich  meines  Wissens  nicht  Die  Zugehörigkeit 
zur  Stadt  müßte  doch  in  der  Benennung  hervortreten.  Wir 

haben  daher  in  den  urkundlich  bezeugten  Fronboten  der 
ländlichen  Gebiete  nicht  Stadtbunrer,  soiRleni  Schoffenbarc  zu 
sehen.  Eckert*  hat  aus  der  Yorheri-ychaft  des  Vornamens 
gefolgert,  daß  der  bäuerliche  Stand  des  Fronboten  durchaas 
die  Hegel  gewesen  sei  Dem  ist  beizupflichten.  Auch  wenn 
mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen  ist,  daß  bis  zum  An&nge  des 
13.  Jahrhunderts  auch  Bitter  nur  mit  dem  Vornamen  auftratem 
so  kann  das  doch  nur  ausnahmsweise  der  Fall  gewesen  sein. 
Die  bauerliche  Stelluns:  des  Fronlx^ten  ergibt  sich  nicht  nur 
aus  dem  Alleinjjebraueh  dt  s  Vurnameus,  sondern  auch  daraus, 
daß  sie  vi(lta(  h  trotz  ihrer  amtlichen  Würde  in  der  Zeugen- 
reihe nach  Ministerialen  stehen. 

316.  Eine  Bestätigung  dieser  Auffassung  der  Fronboten 
wird  dadurch  erbracht,  daß  bei  einzelnen  von  ihnen  die  Zu' 
gl  iiorigkeit  zu  dem  Stande  der  schöffenbaren  Bauern  durch 
besondere  Anhaltspunkte  gestützt  wird.  Unmittelbar  sicher  ist 
die  Zugehörigkeit  bei  dem  pi*eco  Bernard  von  Klein -Ifarslcbeu^ 
wahrscheinlich  bei  dem  preco  Gunterus  in  Burgdorf  ^  und  dem 
Olricus  preco  ^  von  Werstede.  Ebenso  ist  wohl  anzunehmen, 
daß  wir  in  dem  Zeugen  Henricus  der  Urkunde  von  1256 
den  preco  Henricus  de  Hersleve  vor  uns  haben,  der  sonst 
fehlen  würde,  und  daß  Johannes  de  Broitzem  zu  den  obea 
genannten  liberi  de  Broitzem  irchort  liat.* 

Somit  haben  wir  in  den  bäuerlichen  Fronboten  unserer 
Gebiete,  namentlich  auch  der  von  Zallinger  imtersuchten  Graf- 
schaften einen  klaren  Beweis  für  die  allgemeine  Verbreitung 

1)  Vgl  obon  8.  346  Xo.  2. 

2)  s.a.0.  S.21fl 

3)  Vgl.  oben  8.  346  Ko.  4. 

4)  Y£^.  oben  S.  350. 

5)  Tgl.  oben  S.  3 16  No.  2. 

6)  Vgl.  oben  8.  344. 
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bauerlicher  Schöffenbarer.  Der  Stand  hat  tusprunglich  überall 
existiert  Aber  Bchon  der  Spicgier  läßt  durch  zwei  Nachrichteu, 
die  Ergiinzung  der  aussterbenden  Schöffen  III  81   und  die 

Heranziehung  dvv  Pfleghaften  zu  dem  Ainle  des  I'ronboten 
erkonnen,  daß  dieser  Stand  weuigstiiis  nicht  überall  zahl- 
reich genug  war,  den  gestellten  Aufgaben  zu  genfigen.  Damit 
stimmen  die  Kontrollnachrichten  über  die  Grafschaftsfreien 
überein. 


Fünftes  Kapitel. 

Der  Ebenbnrfamangel  In  Erbrecht  und  Bnfie.  §  34. 

317.  Nach  dem  SachsenspiV^fr^l  sind  die  Hauptätände  der 
Schöfienbaren  und  der  Kichtschöfiibnbaren  dadurch  geschieden, 
daß  die  untere  Klasse  von  der  Beerbung  der  oberen  aus- 
geschlossen ist  Diese  Begrenzung  des  Erbrechts  ist,  von 
Ministerialen  und  Unfreien  abgesehen,  auch  die  einzige;  sie 
tritt  innerhalb  der  Freien  des  Saebsojispifircls  allein  hervor. 
Die  ichöffenbaren  beerben  einander  alle  gegenseitig  und  ebenso 
besteht  kein  Krbrechtshindemis  zwischen  Landsassen  und 
Biergelden.  Wenn  wir  nun  der  Au^be  nachgehen,  in  den 
übrigen  Quellen  die  Grenze  zwischen  den  SchöiTenbaren  und 
den  NichtschoiTenbaren  aufzufinden,  dann  kann  jede  Nachricht 
iib(  r  den  Mangel  des  Erbrechts  innerhalb  der  Freien  einen 
\>  i  htieen  Anhaltspunkt  für  die  Abgrenzung  der  Schötfenbaren 
Uüd  der  Nichtschöffenbaren  bieten.  Leider  ist  das  Ergebnis 
der  Quellen  sehr  dürftig.  Das  Prinzip  selbst,  daß  nur  der 
ebenbürtige  Mann  Erbe  sein  darf,  findet  sich  wohl  auch  sonst^ 
Aber  die  Einzelbelege  der  Urkunden  beziehen  sich  ^st  aus- 
nahmslos auf  das  Verhältnis  zu  Ministerialen,  deren  Uneben- 
bürtigkeit  ebenso  zweifellos,  als  für  unsere  Frage  zunächst 
irrelevant  ist 


1)  V^.  Gdhmm,  Ebenbürtigkeit  8.  348  Anm.  3. 
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Nur  swei  Fälle  sind  mir  bekanDt,  in  deoeii  weitergehende 
Schlüsse  gestattet  erscbetnen. 

318.  In  einer  Urkunde  des  Klosters  Heiningen  ^  wird  eine 
Schenkimg  bikuiuiet.  Die  Schenker  werden  bezeichnet  als  duo 
Iratres  Sibertiis  et  Thiedericus  viri  condiüune  utputa  libertate 
et  vitQ  honestate  illustres.  Sie  schenken  ihr  ganzes  Vermögen. 
Als  Grund  wird  mitgeteilt:  JSonindem  namqne  fralmm 
Sibertas  senior  matrimoDium  contraxerat,  sed  sur 
conditioni  dissimile,  quia  ipse  libertate  pollebat, 
uxor  vero  de  familia  sanctQ  Mari^  in  Hildosheini 
exstitit,  ex  qua  geuuerat  filium  uuum  nomine  ^ötgerum 
et  filiolas  duaSj  sed  secundum  leges  liberorum  Sazonum 
idem  filins  propter  dissimilitudinem  oonditionis  ei 
succedere  in  heredem  non  potnit 

lieide  Brüder  treten  in  das  geistliclie  Leben.  I>er  ältere 
erwirkt  den  gleichen  Eintritt  fiir  Frau  und  Tochter.  Daini  wird 
weiter  erzählt:  Prcfatus  itaquc  kSibertus^  ne  quemquam  suorum 
in  secnlo  quasi  desolatnm  derelinquereti  pro  fiUo  suo  prius 
nominato  R6tgero  supplioi  devotione  rogavit  patrem  monasteiii 
Ountherum,  quatenus  de  eisdem  prediis,  quQ  per  eum  ^lesi^ 
collata  fuerant,  cum  filio  facere  dignaretur  niisericordiain, 
ita  vid[eiicet  ut]  in  predicto  pago  Dorstide  cutim  unam  et 
sedecim  lugera  agrorum  in  ius  beneficii  ipso  prius  sibi  homi- 
nium  faciente  sine  gravamine  servitü  douaret^  ea  interposita 
pactione  ut,  si  absque  berede  obiret,  in  communes  usus  con- 
gregationis  idem  benefioium  reciperetiir,  si  vero  copnlaretur 
matriinunio  et  uxorum  duceret  de  fannlia  eiusdem  iara  prefat(j 
QCclesiQ  et  inde  filium  generarct,  patemum  beueficium  idem 
filius  ita  recipiat,  ut  per  quantitatem  eiusdem  predioli  prepoeito 
qui  tuno  temporie  ^oolesiQ  pre£nerit,  servitinm  et  oeosum 
persolvat. 

Der  Tatbestand  ergibt,  daß  nach  dem  Recht  der  freien 
Sachsen  der  Sohn  aus  einer  Ehe  mit  einer  Unfreien  seinen 

1)  Vgl.  U.B.  Stift  HUdeaheim  I  No.  230  (1142  —  59).  Analoge  Vor- 
kommnisse werdea  auch  sonst  beriohtei  Vgl  x.  6.  die  TJrbmde  Kind- 
linger,  Höri^eit  8. 226,  Eiliinl,  I  No.  162  (1082). 
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vollfrcien  Vater  nicht  beerben  konnte.  Diese  Unfähigkeit 
kann  nicht  dadurch  erklärt  werden,  daß  dieser  Sohn  eben 
unfrei  war.  Denn  das  Hindernis  der  Unfreiheit  hätte  durch 
Freikanf  oder  sonstige  fVeUassong  gehoben  werden  können. 
In  unserer  Stelle  wird  aber  die  Unfaliigkeit  als  schlechthin 
absolut  und  unabänderlich  hingestellt  Außerdem  aber  übergibt 
Sibert  Frau,  Tochter  und  Solm  dem  Kloster  Heiningen,  ohne 
daß  von  der  Zustimmung  des  Hildeslieimer  Domkapitels 
(St.  Maria  in  Hildesheim  ist  die  Domkirohe)  die  Rede  ist 
FolgUeh  muß  Sibert  selbst  das  Eigentum  seiner  Familie  inne 
gehabt  haben,  so  daß  der  FireQassung  nichts  im  Wege  stand. 
Der  Freigelassene  war  somit  unfühig,  seinen  altfreien  Ver- 
wandton zu  sukzodiorcu.  Dieser  wichtige  Satz  dürfte  auch  die 
Ebenburt^schranken  des  Sachsenspiegels  erklären. 

319,  An  zweiter  Stelle  ist  auf  eine  Vorschrift  hinzuweisen, 
welche  Herzog  Friedrich  von  Braunschweig  1399  zn  Gunsten 
der  mehrerwahnten  Freien  zu  Sickte  (Darlingau)  erließ.^ 

Iii  dieser  Anordnung  wird  bestimmt: 

(1)  ^Wenn  sie  (die  Freien)  ihren  Tiichtem,  Schwestern 
oder  Müttern,  die  frei  sind,  Gut  mitgeben,  das  iu  unsere 
freien  Gfiter  gehört  und  danach  eine  dieser  genannten  Frauen 
verstirbt,  so  soll  das  Gut,  das  ihr  mitgegeben  war,  wieder 
fsUen  an  die  Fk^en,  an  die  Schwertseite,  von  der  das  Gut 
auggegangen  war.  (2)  Wenn  aber  ein  Freier  seine  Tochter 
einem  anderen  freien  Manne  gibt,  dann  soll  gelten,  was  sie 
untereinander  ausmachen.^ 

Die  Bestimmung  wird  erst  verständlich,  wenn  man  die 
beiden  Sätze,  die  sie  enthält,  in  umgekehrter  Reihenfolge  ins 
Auge  faßt  Wenn  die  „freie**  Frau  einen  „Freien"  heiratet,  so 
entscheidet  der  l'arteiwille  über  das  weitere  Schicksal  ihres 
Gutes.  Wenn  sie  aber  einen  „anderen"  heiratet,  dann  fällt  stets 
das  Gut  an  die  Freien  zurück;  das  heißt:  die  Kinder  aus  dieser 
Ehe  beerben  ihre  Mutter  nicht  Damit  haben  wir  den  Satz 
Ssp.  III  73  §  1 :  „Nimt  aver  en  vri  scepenbare  wif  enen  bier^ 


1)  Sudendorff  8  No.  272.   YgL  über  diese  Frsien  oben  S.  288,  07. 
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gelüen  oder  enen  lantseten  unde  wint  sie  kioder  bi  ime,  die 

iie  sint  ire  nicht  cvcnburdich  an  hüte  unde  an  wcrcgelde,  wende 
sie  liebl)e!i  irs  vader  recht  unde  nicht  der  müder  dar  uuiuie 
nc  iicmeii  sie  der  miidcr  erve  nicht  noch  nemauncs,  die 
ire  mach  von  müder  halven  is.'^  Id  dem  Privileg  ist  die  Wii^ 
kung  der  fibenburt  schon  auf  Freigat  eingeschrankti  aber  in- 
sofern gilt  sie  jedem  gegenüber,  der  nicht  ^^i'*  ist,  in  dem 
Sinn,  wie  die  Freien  von  Riktc  sdbst,  also  auch  getrennlK-r 
dem  freien  Meier,  dem  Laniba.SöCn  des  Spieglern.  Zwei  Jalii- 
hnndcrt  später  bcschräiilct  Firh  die  Unebenburt  noch  weiter 
auf  die  Ehe  mit  dem  Unfreien^. 

320.  Ein  weiteres  Merkmal  der  Hauptgliederung  bietet  im 
Sachsenspiegel  der  Uotersohied  an  Wergeid  und  Buße.  Leider 
versagen  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Kontrollnaolirichteu  aus 
ländlichen  Bezirken  fast  völlig.  An  zeitlich  und  örüich  ia 
Betracht  kommenden  und  doch  dem  Spi^l  gegenüber  unab- 
hängigen Nachrichten  wüßte  ich  nur  zwei'  anzufuhreui  die 
allerdings  sich  beide  auf  Kolonisationsgebiete  beziehen. 

1296'  wird  seitens  des  Herzogs  von  Braunschweig  den 
Aiisicdkm  zu  T>:uu  iibruch  bei  Ilarbm'g  eine  Ordnung  g^ebeu, 
in  der  hinsichtlich  des  Wergeides  bestimmt  ist: 

^Item  si  libere  condicionis  homo  occiditur  tnginta  marcis 
emendabitur^  amici  tollent  duas  partes,  tertiam  vero  judex.  Si 
vero  proprius  occiditur,  eodem  modo  trigintn  marcis  emeo- 
dabitur,  de  quibus  amici  tertuiiü  partem,  judex  tertiam  et  cujus 
prupriuö  fuit,  tertiam  toiknt  partem.** 


1)  Vgl.  Das  Kecht  der  1  r  ioii  von  Si^'kte  in  Grimm,  AV^istuuier  3. 

2)  Nicht  hieihfr  ereli'Tt  '•  ■rlitztT  LH.  41  §  4.  Unter  <St/taiz  ist 
ganz  fairli'^r  nicht  das  Worgeld ,  wiu  LI  'Hu  ver  glaubt,  p'nidern  das  I/>*JeF*"''i 
zu  verstehen  1.  weil  da.s  "NVerj^eld  schon  c.  3G  §  f>  ^^.  rr^^olt  ist  und  iw^r 
anders,  2.  weil  den  Abstufungen  des  Wergcld^'s  auch  eiue  Abstafung  der 
Buße  entsprechen  müßte,  3.  weil  die  Gliederung  Bauer,  Ritter,  frricr  Hon 
und  Fürst,  König  nirgend  beim  Wergeid,  aber  sehr  oft  in  deu  ßiindni^- 
vertrügcn  iu  Ansehung  der  Gefangenen  begegnet,  wenn  wir  von  dem 
Könige  absehen. 

3)  Sudendorff  1  No.  142  S.  87  (7). 
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Es  ist  mir  nicht  gelangen,  das  Verhältnis  der  genannten 
Mark  zu  der  Münsenreobnung  des  Sachsenspiegels  zii  bestimmen« 
Deshalb  ist  eine  direkte  Yei^leichung  nicht  möglich.  Immerhin 

ist  die  Vorschrift  beachtenswert  wegen  der  Tendenz  der  Aus- 
gleichung. Alle  Lent<*,  freie  wie  unfreie,  haben  dasselbe  ^^'c'r- 
geld.  Der  Unterschied  der  Freiheit  tritt  nur  insofern  hervor, 
als  bei  den  Unfreien  die  Hälfte  der  Privntbuße  an  den  Herrn 
fallt  Auch  dieser  Unterschied  verschwindet,  wie  es  scheint» 
bei  den  Gliederbußen.  Sie  fallen  bei  beiden  Kategorien  voll 
an  den  Verletzten. 

Die  zweite  erhebliche  Nachricht  fuulct  sich  in  dem  von 
Mülverstedt  heniusgegcbenen  Landrecht  des  Gebiets  (nicht  der 
Stadt)  Burg  bei  Magdeburg.^  Nach  Mülverstedt  deutet  die 
Beschaffenheit  der  Schrift  eher  auf  das  Ende  des  13.  als  auf 
die  erste  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts.  Der  Inhalt  gestattet 
keine  nähere  Bestimmung.  Die  Angaben  fiber  die  Gerichts- 
Verfassung  ergeben,  daß  der  Bezirk  eines  bischoflichen  Vogtes 
gemeint  ist.  Im  ül)rigen  ist  eine  freie  aber  zu  Ziusgut  sitzende 
Bevölkern  Mg  vurausgcsetzt,  wie  die  Bestimmungen  über  elie- 
liches  Güterrecht,  Erbrecht  und  Vcräulierung  erweisen.  Tu 
diesem  Rechte  werden  immer  Wcrgeld  und  Buße  ohne  Unte> 
schied  des  Standes  auf  18  Pfund  und  30  Schillinge  angegeben. 
Und  zwar  nicht  nur  bei  Bürgschaft,  sondern  auch  in  einem 
Falle,  in  dem  diese  Werte  die  alte  Funktion  ausüben.* 

Der  Kh'iger,  der  den  ihm  ausgeantwortet^n  Beklagten 
migebührlich  hält,  muß  büßen.  .„\\'ere  dat  hy  (der  Bel^lagte) 
storve  synes  mannes  wer^It  achteyn  pund;  were  dat  hy 
gelemet  worden,  neg^n  pnnd;  were  dat  hy  gekranket  were  an 
syme  live,  drittich  Schillings;  nntlipe  hy  ome,  he  mnste  dar 
nmme  wedden  den  richter  dry  shiUinge,  synen  frunden  achteyn 
piuid."  Die  Ubereinstimmung  der  Zahlen  mit  den  Angaben 
des  Spiegels  ist  eine  so  vollständige,  daß  an  dem  Krgebiii.sse 
gar  kein  Zweifel  sein  kann.   Wei^eld  und  Buße  der  Schöffen- 


1)  Bist  Antiqn.  Forsch.  11,  a  161  ff. 

2)  a.  a.  0.  &  163. 
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baren  aind  in  dem  Landrecht  von  Bnig  allgemeineB  Weigeld 
und  allgemeine  Buße  aller  Stünde  geworden. 

Zu  dicBcn  beiden  Nacliriclitcn  stimmt  mm  die  gleiclie 
Entwicklung  in  den  Stadtrechten  i  und  ein  allerdings  sehr  viel 
späteres  Urteil  der  Magdeburger  Schöticn,  welches  jedem  Land- 
mann  „ab  her  echt  geborn  sy  und  nicht  eygen  ader  late  sj*, 
ohne  Rucksicht  auf  den  fieerschild  die  Buße  von  30  Schillingen 
zuspricht*  Auch  dieses  Urteü  aus  der  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts bezeugt  die  Ausgleichung  der  alten  Unterschiede 
ionerliulb  der  freien  Bevölkerung. 

BcsoikIi  rs  beachtenswert  ist  nicht  nur  die  Tatsache  der 
Ausgleichung,  äoudern  vor  allem  der  Umstand^  daÜ  in  Sachsen 
das  hohe  Wei^cld  der  Schöffenbaren  und  nicht  der  geringere 
Betrag  der  Biei^lden  und  Landsassen  in  spaterer  Zeit  allge- 
meineB Wergeid  geworden  Ist,  genau  so  wie  in  Friesland'  das 
Wergeid  des  karolingischen  nobUis  und  nicht  das  Wergeid 
des  Uber  AUgemcingcltung  erlangt  hat.  Diese  Erscheinung 
wirft  m.  E.  ein  bedeutsames  Licht  auf  das  Wesen  der  Haupt- 
glicderuüg.^ 


Sechstes  Kapitel. 

Die  Oeiichtsgemelnde  des  blsehUfllchen  Sendgerlehts. 

§  35. 

321.  Nach  dem  SachscnspiegeM  sind  die  Schoffenbaren 

nicht  üüi  durch  den  Besuch  des  Grafengerichts,  sondern  auch 
durch  den  Besuch  des  bischöflichen  Sendgerichts  ausgezeichnet 

1)  Vgl.  unt<>n  §  43. 

2)  Magdeburger  Scböffensprüche,  herausg.  v,  Friese  und  liesegm^ 
I  S.  369  (III  A.  12). 

3)  Vgl.  unten  No.  428. 

4)  Die  positive  Mitteilung  in  Ssp.  I  §  1  erhält  eine  indirekte 
Bestätigung  dadoich,  daB  das  Recihtabiu:^  dem  geisÜioheii  Gerichte  den 
Königsbann  von  QO  Schillingen  xuscfareibt  (vgl.  Ssp.  III  63).  Amoh  in  der 
geistlichen  Oerichtsborkeit  tritt  der  Znsammenlumg  zwischen  dem  Oericht 
bei  KÖnigsbaan  und  dem  Stande  der  8ch5£fenbaren  hervor. 


Digitized  by  Googl 


Die  niederen  Schöffenlxuren.  Die  Sendbaren. 


381 


Wir  könnten  deshalb  <  rA\ arten,  auch  aus  den  Xachrichten  über 
den  Besuch  lies  obereu  beudgeriehts  und  auü  den  Synodal- 
urkunden Aufschluß  über  den  Umfang  des  Standesbegriffs  zu 
erhalten.  Leider  sind  diese  Nachrichten  sehr  dürftig»  und  ilire 
Yerwertnog  wird  dadurch  erschwert,  daß  wir  auch  nach  den 
neueren  Forschungen  noch  über  wesendiche  Punkte  in  der 
Entstehung  und  Oiganisation  der  Sendgerichte  nur  mangelhaft 
unterrichtet  sind. 

322.  Besonders  erheblich  ist  die  Frage,  ob  iü  Ansehung 
des  oberen  (bischöflichen)  Sendgerichts  die  ganze  Diözese  einen 
einzigen  Besuchssprengel  gebildet  hat  oder  ob  die  Bezirke  der 
Unteigerichtei  wie  in  der  weltlichen  Gerichtsverfassung  auch 
in  der  geistlichen  zugleich  Besuchssprengel  für  den  OberbezLrk 
gewesen  sind.  Gewiß  ist  nur,  daß  zur  Zeit  der  bischoflichen 
Seudreiscn  die  Sendpflicht  für  alle  Stände  eine  auf  den  Umfang 
des  Sendes,  also  eine  örtlich  bebchräukte  gewesen  ist.  Hilling, 
der  sich  mit  diesem  Probleme  am  eingehendsten  beschäftigt  hat^, 
fuhrt  die  Entstehung  der  niederen  geistlichen  Gerichtsgewalt^ 
der  Archidiakone^  lediglich  auf  das  Aufhören  der  Sendreisen 
zurück  und  nimmt  an,  dafi  diejenigen  Klassen,  welche  von 
der  niederen  Gerichtsbarkeit  eximiert  blieben,  jetzt  ihrerseits 
reisen,  also  aus  der  ganzen  Diözese  sich  zu  einem  nunmehr 
eiuhcitlichen  Scndgeriohte  versanumhi  niuRten.  Ich  halte 
diese  Entwicklung  weder  für  erwiesen  noch  für  wahrscheinlich. 
Weshalb  soll  die  Sonderung  der  niederen  von  der  oberen 
bisohdfliehen  Gerichtsbarkeit  nicht  schon  zur  Zeit  der  Helsen 
begonnen  haben.  Das  Aufhören  der  Sendreisen  konnte  zu 
einer  Vertretung  des  Bischofs  oder  zu  einer  selteneren  Abhaltung 
dieser  Gerichte  und  zu  ihicui  Vcrkfimni(  rn  führen.  Aber  eine 
Erstreckung  der  Sendpflicht  der  Eximicrten  nuf  die  ganze 
Diözese  war  noch  nicht  die  notwendige  Jb'oige.  Es  wäre  dies 
eine  nicht  nur  für  die  Bauern,  sondern  auch  für  die  Bitter 
schwer  ertrSgliche  Last  gewesen.  Die  Stellungnahme  zu  diesem 


1)        ioAbesondere  Westfälische  DiüzesaDsjQoden  S.  37  iL 
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zweifelhaften  Problem  beeinflußt  nun  die  Deutung  der  schon 
an  sich  dürftigen  Nachrichten. 

Als  Quellen  kommen  in  Betracht  einige  allgemeine  Aus- 
sprüche, die  Zt'ugenlisteii  der  Srnd^t  i  icbtsurkimden  und  Kcaließ- 
lieh  die  Standesbezeichnung  „sendbar'*. 

323.  In  erster  Hinsicht  sind  wir  auf  folgende  Nachrichten 
beschränkt: 

1.  Bischof  Bernd  von  Hüdesheim  ordnet  1020  die  Ab- 

haltuMLi:  von  bischöflichen  Synoden  an:^  „publice  priv.itiiii(|iie 
constituiüius  iit  fpiatuor  anni  temporibus  legalia  synodi  !?eita 
decemenda  coudictis  ab  omnibus  nostrae  scilicet  dioecesis  septis 
congyratis  in  oonsensum  participatumque  tanti  operis  undique 
conveniatur,  quibns  id  negotii  jure  debetur.  Salubrius 
enim  fortiusque  hujusmodi  decretum  dinoscitur,  cum  astipu- 
latioiK*  plurimoriun  dcpruiintiii'.  ,,X(m  t<uiirn  omncsj  in  unum 
siugillatiiii  conrogare  decerniniu^,  dum  multiiuodis  praepedien- 
tibus  causis  nullatenus  hoc  üeri  posse  non  ignoremus ;  praesertim 
cum  humana  fragüitas  necessario  exigat,  ut  suae  utilitatis  artibus 
quisque  diatim  exerceat^  velut  scilicet  rusticiani,  quibus 
per  varia  laborum  exereitia  cotidiana  servitus  domi  foristpie 
indicitur,  unde  nobis  cjuoipic  debita  victualium  compendia 
procuri'iitnr. 

2.  Dem  Kloster  Kaltenborn  wird  in  einer  sehr  bedeut» 
Samen  Urkunde  von  1120*  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  für 
einen  sehr  großen  Bezirk  und  in  sehr  weitem  Umfange  über- 
tragen. Dabei  wird  folgende  Androhung  erlassen:  Et  milites 
qui  niinuatim  bis  ad  sinodum  inaiorem  Halberstadenscra 
vel  Caldenborncusem  venire  contempseriut,  tauquam  putrid  um 
mcmbrum  ab  ecelesia  prescindantur  usque  ad  condignatn  satis- 
factionein  et  si  in  extremis  corpore  et  sanguine  Domini  non 
fuerint  pasti  nec  oleo  peruncti,  sacerdotes  ipsomm  pro  tali  negle- 
gentui  non  punientur,  scd  ipsi  defuncti  asiucam  sopuliuraiu 
habeaut  et  commuuiune  sauctae  matris  ecclesie  carexmt. 


1)  ü.  B.  Stift  Hildesheim  I  Ko.  64. 

2)  U.B.  Stift  Halbeiatadt  I  No.  147  8. 114  Z.  56. 
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3.  In  der  Urkunde  Lothar  HI  vom  25.4.  1134^  fiodet 
sieh  die  nachstehende  Vorschrift:  „Quia  usque  ad  tempore 
nostra  synodal!  censurae  et  examini  non  nisi  in  iato  loco  idest 

in  QuitltnbnrL;  prefati  nu  rcatoros  se  i*epresentare  consueverunt, 
voltinins  ut  in  ecclesiasticis  neLCotiis  cpLscopum  et  archi- 
diaconum  ibidem  tnntum  audiatit.'' 

4  und  5.  lo  Halberstadt  wie  in  Magdebui^  sind  später 
die  Ministerialen  des  Bischo&  von  dem  Archidiakonate  eximiert* 

3^.  Die  erste  Urkunde  ist  so  scfawiilstig  und  ungeschickt 
abeefaßt,  daß  sie  überliaiipt  kaiini  einen  klaren  Inhalt  hat. 
Vor  allem  ist  es  zweüclhalt,  ob  überliaupt  von  einem  beud- 
gerichte  die  Rede  ist.  Sodann  bleibt  uabestimmt;  ob  gewollt  ist 
die  einheitliche  Abhaltung  von  4  der  ganzen  Diözese  gemein- 
ttunen  Senden  mit  beschrankter  Beteiligung  oder  die  bezirks- 
wdse  Abhaltung  (non  omnes  in  nnum  stngtDatnm  conrogere) 
von  je  4  Sendgerichten  mit  allgciuciner  oder  aber  wieder 
mit  beschränkter  Beteiligung.  Selbst  wenn  man  wegen  der 
religiosi  die  Beschränkung  für  gesichert  halten  woUtCj  so  wurde 
wieder  unsicher  sein,  ob  die  Abhängigkeit  der  rustici  als 
Motiv  oder  als  Merkmal  der  Befreiung  gemeint  ist  Im  ersten 
Falle  würden  alle  Bauern,  im  zweiten  nur  die  abhängigen 
befreit  sein.  Die  groik'  Unbestimmtheit  der  Urkunde  macht 
es  wahrscheinlich,  daü  der  Ton  auf  die  Vierzahl  der  Sende  zu 
legen  ist,  im  übrigen  aber  gar  keine  Regelung  getrofien,  son- 
dern nach  allen  anderen  Bichtungen  eine  bekannte  Organisation 
^  fortbestehend  gedacht  wurde  (quibus  id  negotii  jure  debetur). 
Die  Nachriclit  wird  daher  mit  einem  bezirksweihon  Besuche 
BeiteuR  der  Schöffenbaren  einschließlich  der  schüffenbaren  Bauern 
vereinbar  sein. 

Die  zweite  Urkunde  wird  von  HUling^  dahin  aus- 
gd^,  daß  die  milites  die  Wahl  haben ,  ob  sie  den  Send  des 
Aichidiakona  oder  den  Send  des  Bischofs  besuchen  wollen. 

1)  U.  R  Qaedlinbiiig  I  No.  10. 

2)  Vgl  TJ.B.  Stift  Halbeistadt  IQ  2134  (1324)  und  BegesU  Mt^de- 
bQiS.IIINo.975  (1297). 

3)  cfr.  Halbetstiidter  Archidiakonatd  8. 98  Anm.  1. 
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!Mir  scheint  diese  Auslegung  völlitr  unzu lässig.  Das  Pnidikai 
major  trifit  uobediiigt  auch  den  Send  zu  Kaiteuborn.  Deshalb 
ist  zu  schließen,  daß  auch  der  Propst  zu  Kaltenborn  zwei 
verschiedene  Sendgeriobte  inne  hatte,  ein  höheres,  dessen 
Besuch  den  milites  oblag,  und  ein  .niederes,  von  dem  sie 
befreit  waren.  Ein  Doppelrecht  tritt  auch  sonst  in  der  Urkunde 
hervor,  sie  enthalt  nicht  nur  die  einfache  Übertragung  der 
Archidiakonatercchte,  sondern  außerdem  die  Kinräiunung  fa&t 
des  ganzen  bannus  episcopalis,  also  auch  der  l>ischö£licheu  Send- 
gerichtsbarkeit^  Die  Miterwähnung  der  Halberstadter  Sjnode 
spricht  nicht  gegen  unsere  Deutung,  sondern  erklärt  sich  daraus, 
dulJ  ein  niiles,  der  im  Kaltenboruer  Bezirk  beerdigt  werden 
sollte,  behr  wolil  Hiinin  Wohnsitz  eventuell  in  früliertn  Jahren 
außerhalb  des  Banns  gehabt  haben  konnte.  Der  Umstand, 
daß  wir  in  Kaltenborn  ein  dezentralisiertes  oberes  Sendgeiicht 
finden,  ohne  daß  die  Dezentralisierung  speziell  angeordnet 
wird,  ergibt  einen  Anhaltspunkt  daf&r,  daß  die  Diözese  schon 
vorher  auch  in  Ansehung  des  oberen  Gerichts  in  Besuchs- 
sprengel geteilt  war.  Di(?  alleinige  Erwähnung  der  milites 
beweist  nun  freihch  noch  nicht,  daß  sie  allein  dingpÜichtig 
waren.'  Da  es  sich  um  eine  Strafandrohung  handelt,  so  können 
sehr  wohl  die  milites  deswegen  genannt  sein,  weil  von  diesem 
selbstbewußten  Elemente  ein  ^contenmere^  des  Besuchs  am 
ersten  zu  erwarten  wai*. 


1)  In  der  Urinmde  wird  zunfichst  das  Archidiakooat  übertrafen  — 

inndulgomus  eidcm  ecf  Icsie  jurisdictionem  per  totum  archidiaconatimi. 
a.a.O.  S.  113  Z.  30.  Dann  folgt  weit  r:  lusiiper  .statuimus  ut  prei>ositus 
CaHen^orncnsis  docetero  vico  nostra  et  succossonim  nn«:trnnim  sinodo 
pi*es>it  et  quecumque  terminanda  «n  <  urrerint,  aiu  toiitate  decidaiitur  et 
in  ecclosiis  —  fundandis,  ordinäre  at<|uo  dispoucre  bubeat  liberam  ex  nostre 
auctoritatis  permissiuno  liceatiam  et »  exeqoi  visitatioms  officiom ,  at  qaö 
conrectione  et  reformatioDe  tarn  latconun  quam  clorioonim  «nt  digua,  nolla 
-raleat  oonsnetodo  impedtre,  plenamque  potes taten  ligendi  atqae 
solvendi,  preter  generde  interdictonif  quod  nobis  nostrisque  successoribos 
reservamus,  ipsi  suisque  successoribus  conct-dimus.  Die  Gerichtsbarkeit 
des  Propstes  zu  Kaltenborn  geht  über  die  gewöhnliche  Archidiakonats- 
gehcbtsbarkeit  hinaus. 

2)  Dies  nimmt  £.  ^yei  an,  cf.  Verf.  Oesch.  1  S.  449. 
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326.  In  der  dritten  Urkunde  weiden  als  Sendrichter, 

die  in  Quedlinburg  Gericht  halten,  Bischof  und  Archidiakon 
nebeneinander  ironannt.  H Illing  findet  das  eiiiigcrniaficii  auf- 
fnlliV  und  erklärt  dieses  Anilreten  durch  die  Annahme,  daß 
auch  für  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  der  Satz  galt,  daß  die 
Anwesenheit  des  hohen  Richters  das  Gericht  des  niederen 
Richters  niederl^te.  Der  Satz  ist  aber  nicht  bezeugt  Für 
die  städtische  Gerichtsverfassung  liat  er  nicht  gegolten.  Es  wäre 
auffallend,  wenn  eine  solche  Konsequenz  aus  alliicmeinen  Grund- 
sätzen zur  Envähnung  des  Bischofs  geführt  hätte.  Immerhin 
ist  diese  Erkinriniii:  nieht  ausgeschlossen.  Erheblich  näher 
scheint  mir  eine  andere  zu  liegen,  die  Anaahme,  daß  uns  in 
Quedlinburg  dieselbe  standische  DifferenzieruDg  des  lokalen 
Sendgerichts  begegneti  die  wir  in  Kaltenborn  getroffen  haben. 

327.  Die  Besnchslisten,  die  sich  aus  den  Urkunden  über 
bischöfliche  ßendgericht8verhandhirirr(  n  ci-geben,  tragen  im 
allgenuinen  das  (iepräge  der  fürötlichen  T^rkunden  über  die 
Verhnndlnnc:  im  Grafengerichte.  Namentlich  angegeben  werden 
von  den  Laien  nur  hervorragende  Personen,  teils  nobiles  oder 
liberi,  teils  Ministerialen.  Die  GeneralklauseUi  lassen  auf  eine 
omfassendere  BeteiHguug  schließen,  aber  fest  immer  ohne  nähere 
Auskunft  zu  gewähren. 

328.  Wirklich  wichtig^  sind  nur  drei  westfälische  Ur- 
kunden : 

1.  1160.  Bischof  Philipp  von  Osnabrück  bekundet  die 
Entecheidung  eines  Zehntstreits  sub  testimonio  magnae 
sinndus.^  Die  namentlich  angeführten  Zeugen  iserfallen  in 
folgende  Kategorien:  (1)  Geistliche,  (2)  Principes  —  et  (3)  eorum 
ministeriales,  (4)  nobiles,  4  Nameu,  (5)  ministeriales  eoclesiae 
4  Vornamen.    An  diese  Aufzählung  schließt  Ml  der  Ter- 


1)  Hilling  hält  noch  oino  Hildesheimer  rrkiinde  (U.B.  No.  230;  1140) 
für  wichtig,  welche  iua  Schlüsse  die  GeneraUclauüüI  hat:  et  multi  alii  liberi, 
ministeriales  diversomm  ecclesiaruiu  qui  ad  synodiuu  convenerant.  Hilling 
^t  hier  libeii  als  Apposition  zu  ministeriales.  Tftfsiohlicb  handelt  es  sieb 
«m  swei  Xai^rien. 

2)  U.a  Osnabrück  I  No.  309. 

25 
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merk  (6)  praeter  hos  liberi  de  parrochiis  ad  sinodum 

congregati. 

2.  1189.  Der  Bischof  von  Paderborn  bezeugt,  dal)  Ver- 
haudluDgeu  iu  capitulu  majori  recitata  sunt  in  Gegenwart  vou 
3  namentlicli  aDgeführten  nobileS)  von  4  eben&Us  namentlich 
aDgefOhrtoQ  Abten  et  presentibus  saeerdotibus  et  scabiDiSi 
qui  eo  die  ad  synodum  gcneralem  convenerant^ 

3.  123S.  Der  Bischof  von  Münster  bekundet  einen  ZeLut- 
vergleich:  testibus  subnotatis:  Nach  Geistlichen  kommen  ein 
Graf,  eine  Reihe  von  Ministerialen,  die  mit  den  Worten 
militea  de  Werne  schließen,  dann  Adolpho^  Si&ido  et  alüs  quam 
plurimis  viris  sinodalibus.* 

339.  Die  Urkunde  No.  1  ist  sehr  wichtig.  Drei  Salze 
sind  zweifellos. 

1.  Es  handelt  sich  um  die  (ierichtsgiint  inde  des  bischöf- 
lichen Sendgerichts.  Nicht  nur  ist  es  der  Bischof,  der  ent- 
scheidet und  urkundety  sondern  die  Synode  wird  ausdrücklich 
als  magna  synodus  bezeichnet  im  Unterschiede  von  der  Synode 
des  Archidiakons. 

2.  Die  liberi  de  parocluis  sind  congregati  ad  övnr.diiin. 
Sie  sind  nicht  zufällig,  sondern  uuf  Grund  einer  für  sie  beste- 
henden DingpEicht  anwesend.  £z  parochiis  bedeutet  aus  den 
sagehörigen  Gemeinden.  Es  ist  miwahrscheinlich,  daß  mit  einer 
solchen  Bezeichnung  die  ganze  Diözese  um&ßt  worden  wire. 

3.  Die  liberi  sind  Bauern.  Das  ergibt  sich  aus  der 
scharfen  Scheidunir  von  den  nobiles,  aus  dem  Fehlen  jeder 
Namensnennung  und  nanuiitlich  daraus,  daß  sie  nach  den 
Ministerialen  der  Kirche  anp  führt  werden. 

Deshalb  beweist  die  Urkunde  m.  daß  1160  in  Osna- 
brück es  Freibauern  mit  dem  technischen  Standesnamen  Freie 
gab,  die  ebenso  das  Sendgericht  des  Bischofs  besuchten,  vae 
nach  sonstigem  Zeugnisse  bäuerliche  Freie  in  dem  Gerichte  de^ 
Grafen  bei  Königsbann  auftreten. 


1)  Erhaidt,  Regosta  II  No.  490. 

2)  Westf.  ü.  B.  m  No.  346. 
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HüliDg^  ist  allerdings  anderer  Ansicht   Er  sieht  in  den 

liberi  de  parochiis  Adli<^e,  d.  h.  Ritter,  und  zwar  nur  deshalb, 
weil  das  Sendgericht  des  Bischofs  aus  der  ganzen  Diözese 
besucht  werden  mußte.  Bauern  liätton  eine  sulclie  Dinglast 
nicht  ertragen  können.  Der  Schluß  ist  zwingend.  Da  aber 
an  dem  Bauerntum  der  hinter  den  Ministerialen  angeführten 
libeii  kein  Zweifel  zulässig  ist,  so  eigibt  die  zwingende  Kraft 
des  Schlusses  nur,  dafi  der  ObersatSi  die  Einheit  der  Didzese 
als  Besnchssprengel,  wenigstens  ffir  Osnabrück  unrichtig  ist. 
Dieses  Ergebnis  wird  durch  die  Wendung  de  parochiis  unter- 
stützt. 

330*  2.  In  der  Urkunde  No.  2  scheint  die  Fassung  darauf 
hinzudeuten^  daß  mit  den  Worten  sacerdotes  ( t  scabini  qui  ad 
synodam  generalem  convenerant  die  ganze  Gerichtsvenammlung 
gemeint  ist  Dann  würde  scabinus  nicht  auf  den  Sendscboffen 
gehen,  sondern  mit  schöffenbar  identisch  sein  und  die  Stelle 
die  Angabe  des  Spiegels  einfach  bestätigen.  Indessen  sicher 
ist  der  8ehhili  nicht.  Es  ist  auch  mögh'ch,  da(i  zu  dem  Akt 
der  Eecitatio  nur  der  wichtigere  Teil  der  Gemeinde  herangezogen 
wende. 

33L  Die  Urkunde  3  enthält  für  Sachsen  die  älteste  Fund- 
stelle des  Wortes  synodalis.*  Älter  sind,  so  weit  ich  sehen 
kann,  überhaupt  nur  die  Fundstellen  der  Reichsgesetze  und 

eine  Hofnerichtsurkuiide  von  1236. Bei  isolierter  Betrachtung 
scheint  mir  das  Übergewicht  der  Wahi'seheinh'ehkeit  dafür  zu 
Sprechen,  dal)  diese  viri  synodales  Bauern  gewesen  sind.  Denn 
vor  der  Geueralklausel  stehen  zwei  Personen,  die  nur  mit  dem 


1}  Diözrsansynoden  S.  40  Anin.  .'J. 

2)  1201  worden  erwähnt  „sex  viri  ydnnei  et  fide  digni  qui  in 
vuigari  scntbere  appellantur.  Seibertz,  T.  IJ.  I  N  ».  138.  Die  Urkunde 
ist  zwar  spät,  aber  der  Zusatz,  in  vuigari  spricht  mclir  für  einheimischen 
:Sprachgebrauch  als  für  Anlehnung  an  die  Reichsgesetze.  Die  StandMierlc- 
male  sind  nicht  erBichtliob.  In  der  dasugehörigen  TJrhmde  W.  U.  IV 
No.  2135  weiden  anacheinend  dieselben  Elemenle  als  ,  legales  homines'^ 
hezeiobnet. 

3)  Vgl  ZsUinger,  Ministenales  and  miUtes  8. 96—102. 

26* 
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Vornamen  bezeichnet  sind.  Und  diese  Art  der  Anführung 
spricht  um  1238  bereits  für  bSnerlichen  Stand.   Die  Urkunde 

wiiixle  sount  ein  Gegenstück  zu  den  liberi  de  parochiis  liefern. 

332.  Dieser  Deutung  stellt  nun  allerdings  die  heute  herr- 
schende Meinung  über  den  Begriti'  syuodalis  entgegen,  die 
durch  ZnlHnger^  begründet  ist. 

Zalliuger  hat  zunächst  im  Anschlüsse  an  Hasendhrl  den 
Nachweis  geführt,  daß  f^sendbar*^  in  den  sfiddeutschen  Quellen 
der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderte  als  technische  Bezeich- 
nung für  ^littennüliig'^  gebnuieht  wird.  1  )ie  abweieliende  Ver- 
wendung des  Ausdrueks  in  den  süddeutschen  l\eelitsbüelieni  wird 
durch  miUverständliche  Anlehnung  an  den  Sachsenspiegel  erklärt. 
In  seinem  zweiten  Aufsatze  hat  dann  Znllinger  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  synodalis  ursprünglich  ein  in  Würzburg  üblicher 
Ausdnick  gewesen  und  von  Würzburg  aus  in  die  Reichsgesetze 
und  aus  den  Reicbsgesetzen  in  andere  Gebiete  gedrungen  seL 
Die  Ansicht  Zallingei*8  hat  bei  Schröder  und  bei  Ernst  Mayer 
Zustimmung  gefunden.  Wenn  mnn  ihr  folgt,  dann  liegt  es  nnhe, 
dem  Worte  auch  in  der  westfälischen  Urkunde  die  Bedeutung 
des  Heimatlandes  beizulegen  und  es  als  ^rittermäßig^  aufzufassen. 
Femer  würde  aus  dem  Vorkommen  von  ,|8endbar"  in  West^eo 
sich  die  Wahrscheinlichkeit  ergeben,  daß  auch  in  Sachsen 
der  Besuch  des  Sendgerichts  auf  die  ritterlichen  Elemente 
beschränkt  war. 

333.  Bei  der  Stellungnahme  ist  die  ursprüngliche  und 
die  abgeleitete  Bedeutung  des  Wortes  zu  unterscheiden.  Dem 
Wortsinn  nach  ist  „synodalis,  sendbar"  der  Ausdnick  für  die 
Zugehörigkeit  zu  einem  Sende.  Darin  ist  Zallinger  zuzustimmen, 
daß  nur  der  bischofliche  Send  gemeint  sein  kann.  Denn  nur 
der  bischöfliche  Send  hatte  eine  standisch  ausgezeichnete  hervor- 
ragende Gerichtsgemeinde.  Im  Sende  des  Archidiakons  waren 
auch  die  untersten  Suuide  vertreten.   Demgegenüber  ist  syno- 


1)  Miaisteriales  imd  milites  8,  77ff.  Mitteilongen  des  Institats  10, 
8.  217fi.  Zustimmend  B.  Sohroder,  Lehrlmcb  8.  675  Note  204,  S.  Mayer, 
Verl -Gesch.  I  S.  126,  68. 
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dalis  gleich  „rittermäßig^  unzweifelhaft  die  spfitere,  abgeleitete 
Bedeutung;  dadurch  entatanden,  daß  der  Kreis  der  Sendbesiicher 
sich  auf  die  ritterlichen  Kreiso  beschrankte.  Die  Aimahine 
Zallingers  geht  min  dahin,  daß  das  Wort  in  seiner  ui*sprünglichen 
Bedeutung  spezüischer  Sprachgebrauch  des  Bistums  Wurzbuig 
gewesen  sei  Ich  gUube  nicht,  daß  diese  Annahme  erweislich 
oder  auch  nur  irgend  wahrscheinlich  ist 

334*  Zallinger^  beruft  sich  einmal  darauf,  daß  nach  einer 
am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts,  aber  wohl  nach  einer  Vor- 
lage aus  dem  Kiide  des  13.  niedergeschriebenen  Nachricht  in 
Würzburg  ab  antiquo  eine  besondere  Sonderuug  der  bischöf- 
lichen Gerichtsgemeinde  bestanden  hat,  welche  den  Anlaß  zu  der 
Entstehung  der  ursprünglichen  Bedeutung  geben  konnte.  Das  ist 
vollkommen  richtig,  aber  gar  nicht  beweisend  Denn  die  Son- 
demng  beschrankt  sich  nicht  auf  Wfirzbuig.  Wir  finden  sie 
im  Sachsenspiegel,  wir  finden  sie  in  Köln  schon  in  früherer  Zeit.' 
Und  es  kiiun  im  (Iiuude  kaum  ein  Zweifel  daran  bestehen, 
dali,  wohl  vom  >s<)rdw(sten  abgesehen,  die  Sonderung  überall 
existiert  iiat,  nirgends  das  bischöfliche  Sendgericht  von  allen 
Standen  besucht  wurde.  In  bezug  auf  die  sachliche  Grundlage 
des  Ausdrucks  hat  somit  Wftrzbuig  keinen  Vorzug  vor  andere 
Diözesen. 

336.  Zailinger  beruft  sich  femer  darauf ,  daß  das  Wort 

1263  in  Würzburg  in  seiner  ursprünglichen  Bedeutung?  vor- 
konmie.  Da  er  für  alle  anderen  Fundstellen  die  abgeleitete 
Bedeutung  „rittermüÜig^  annimmt,  so  muß  ihm  dieser  Umstand 
sehr  erheblich  erscheinen.  Die  westfälische  Urkunde  hat 
Zailinger  nicht  berücksichtigt  Der  Umstand ,  daß  in  einer 
Sendgerichtsurkunde  die  Anwesenden  als  synodales  bezeichnet 
werden,  ergibt  aber  gleichfalls  die  lu^prungliche  Bedeutung. 
Dabei  ist  die  Urkunde  25  Jahre  älte'r  als  die  Würzburger 
Fundstelle;  sie  stellt  dem  ersten  Auftreten  des  Wortes  in  deu 
Beichsgesetzen  zeitlich  so  nahe,  daß  an  eine  sekundäre  Ein- 
bnigcmng  des  Wortes  nicht  gedacht  werden  kann.  Wenn  das 


1)  Mitteilg.  d.  Inst  a.  0.  S.  221. 
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Wort  im  Westfälischen  unbekannt  gewesen  wfire,  so  würde 
es  nicht  sogloicli  nach  dem  kanntwerden  ohne  Ei  laut*  rung 
gebniucht  worden  sein.  Nun  liegt  es  mir  völlig  fern,  iimgekelirt 
einen  speziell  westfälischen  Ursprung  des  Wortes  zu  behaupten. 
Das  Wort  enthalt  einen  so  naheliegenden  Ausdruck  ffir  die 
bestehenden  Verhältnisse,  daß  es  überall,  wo  die  Sonderung 
des  Sendgerichts  existierte,  auch  ohne  jede  Anlehnung  üblich 
werden  konnte.  Daraus  folgt  natürlich  noch  nicht,  daß  es  überall 
dieselbe  Tragweite  hatte.  Sein  Vorkotninen  beweist  somit  aufs 
neue  die  Existenz  der  Sondemng,  aber  es  gibt  keinen  Auf- 
Schiaß  über  die  entscheidenden  Merkmale. 

336*  Die  al^leitete  Bedeutung  ,,rittermSßig''  ergibt  allere 
dings  den  Beweis,  daß  in  den  fraglichen  Gebieten  die  send- 
geriehtliche  Scheidung  mit  dem  üntorsehiede  der  Ritterbürtigen 
zusammenfiel.  Aber  diese  Bedeutung  ist  nur  für  Süddeutsch- 
land nachgewiesen,  nicht  für  Sachsen.  Gerade  ihr  Fehlen  in 
Sachsen  könnte  dafür  sprechen ,  daß  in  diesem  Gebiete  die 
beiden  Grenzen  auseinandergingen.  Dazu  kommt  noch,  daß 
auch  für  Süddeutschland  das  Zusaiiuijenfallen  sich  als  eine 
jüngere  Bildung  darstellt.  Die  Bedeutung  „volifrei",  die  uns 
in  den  süddeuts'']i»'n  Rechtsbuchern  entgegentritt  und  die  Zal- 
linger  durch  ein  Mißverständnis  der  Vorlage  erklärt,  ist  m.  £. 
tatsachlich  die  ältere.  Sendbar  hat  aach  in  Süddeutschland 
ursprünglich  nichts  anderes  bedeutet  als  „schoflenbar'^  im  Norden 
und  das  ältere  „edel'*  übemll.  Es  war  eine  der  Bezeichnun<ren 
für  den  Stand  der  Altfreien.  Auch  wenn  wir  von  dieser  These 
absehen,  deren  Begründung  ich  an  dieser  Stelle  nicht  geben 
kann,  so  ist  doch  aus  den  angeführten  Gründen  kein  Anlaß 
vorhanden  y  die  süddeutsche  abgeleitete  Bedeutung  in  eine 
sächsische  Stelle  hineinzutragen,  die  das  Wort  offenbar  in 
seiner  ursprünglichen  B( deutung  gebraucht,  oder  aus  dem  süd- 
deutschen Sprachgebrauch  die  Art  der  Sonderuog  in  Sachsen 
zo  erschlieüen. 

337«  Das  Besultat,  das  die  Untersuchung  der  Dingpflicht 
im  bischöflichen  Sendgerichte  ergibt,  laßt  sich  dahin  zusammen- 
fassen, daß  sie  dasjenige  BUd  der  niederen  Schöffenbaren,  das 


Digitized  by  Goo<?le 


Die  niederen  Scböffenbaren.   Die  Sendbaren. 


391 


wir  aus  dem  übrigen  Erkenntnisoiittel  gewonnen  habcu,  uicht 
beeinträchtigt.  Vielmehr  liegt  io  dem  Auftreten  der  üben  de 
parocküs  in  Osnabröck  nod  wohl  auch  in  dem  Auftreten  der 
hombes  synodales  eine  Bestätigung  des  Gesamtbildes.  Die 
Bestatismng  ist  allerdings  nicht  sehr  ausgu  big  und  wegen  der 
Möglichkeit  lokaler  Verschiedenheiten  nicht  sehr  sieher. 

338.  Im  Anschlüsse  an  die  ständische  Differenzierung 
der  Dingpfflicht  im  kirchlichen  Gerichte  sei  noch  ein  anderer 
Punkt  berührt)  in  dem  das  kirchliche  Recht  die  weltliche 
Standcsgliederung  berücksichtigt  hat^  nämlich  dasBegrSbnisrechl 
Der  Gegenstand*  bedürfte  einer  eingel  in  deren  T  Untersuchung. 
Unter  Beschränkung  auf  (J)stfalen  und  ohne  die  Vollständigkeit 
des  Materials  auch  für  Ostfalen  zu  beanspruchen,  möchte  ich 
doch  auf  einige  altere  Urkunden  hinvwisen^  in  denen  diese 
Berücksichtigung  hervortritt 

339.  1118  weiht  Bischof  Reinhanlt  von  Halbersüidt  die 
neuerbuuic  Kirche  zu  Linden  (bei  Stederbui^,  Braunschweig). 
Dabei  wird  bestimmt,  ut  ejusdem  ville  populos  in  ipsa  ecclesia  — 
gratiam  bapüzandi  et  infirmos  visitandi  necnon  et  mortuos 
sepcliendi  libere  consequatur,  ezceptis  solis  Uberis  homi- 
nibusy  qoo8  ad  matricem  ecclesiam  sepeliendos  deferri 
ceosuimus.' 

1149  bestätigt  Bischof  Bernliard  von  Ilildeöheim^  der 
Pfarrkirche  zu  Halchter  (Amt  Wolfenbüttel)  die  von  seinen  Vor- 
iftkren  bestätigten  Rechte,  nämlich  officii  curam  in  baptizandis 
pueris,  visitandis  infirmis,  mortuis  sepeliendis.  —  salva  tamen 
baptismalis  ecclesie  reverentia,  cui  debitur  honor  in 
liberorum  homiuum  sepultura  est  deferendus. 

340.  Endlich  wird  in  zwei  päpstlichen  Urkunden  von 
1148  und  1160  dem  Kloster  Ilsenbuig  das  fragliche  Becht  er- 
teOi   „Conoedimns  quoque  et  confirmamus  in  vestro  monasterio 


1)  Interessant  ist  die  Bcharfe  Dorohfühnuig  der  StandeßgUederong 
ia  der  Befmbnisordnong  in  Norwegen.   Vgl.  unten  No.  554. 

2)  Ü.B.  Stift  Halberstadt  I  Xo.  143  8. 110  oben. 

3)  U.  B.  Stift  HUdeaheim  I  Ko.  256,  vgl.  aaok  No.  367  (1174). 
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liberam  fieri  nobilium  sepulturam^  ect  Concedimus  etiam 
tibi  et  succesBoribiis  tuis  libero  sepulturas  nobilium  vcl 
alionmi  qui  petiürint,  siue  omni  Alberstadensium  cootra- 
dictione".* 

Diese  UrkundeD  erweisen ,  daß  das  Becht,  die  oberen 
Freien  zu  beerdigen,  ein  besonderes  Vorrecht  der  Tanfkireben 

war,  das  nicht  ohne  weiteres  mit  der  Exemtion  Gbertrai^en  wurde. 
Die  Äciuivalenz  der  Standt-sbczt  ichniing  libtri  und  iiouile.s  t'i'gibt 
ferner,  daß  Über  pnignaut  zu.  nehmen  ist  und  wir  in  dem  hervor- 
gehobenen Sonderrechte  ein  Sonderrecht  der  Schöfieobaren  vor 
uns  haben. 

341.  In  anderen  Urkunden  wird  die  Sonderung  nach  den 

alten  Ständen  durcli  die  Souderunu;  nach  dem  Vermögen  modi- 
fiziert", und  schon  sehr  früli  tritt  l)ei  der  verwandten  Frage  d<s 
KirchenbcBUchs  die  jüngere  Diü'erenzierung  nach  der  Rittei-sart 
maßgebend  in  den  Vordeigmnd.*  £s  entepricht  das  der  all- 
gemein  wahrnehmbaren  Zuruckdrangung  der  alten  Standesunter- 
schiede  durch  den  Mnfluß  jüngerer  Fermente. 


Siebentes  Kapitel 

Die  edeln  Leute.    §  36. 

342.  Die  Auslegung  des  Sachsenspiegels  hat  uns  eigebeHi 
daß  unter  dem  Ausdruck  ^jewelk  edel  num^  jeder  Schöffen- 
bare zu  verstehen  ist.  Die  Ascherslebener  Urkunde  von  1155 
bat  ein  zweites   vollkommen  unabhängiges  Zeugnis  für  die 

1)  U.  B.  Ilsenburg  I  No.  19  S.  24  oben. 

2)  a.  a.  0.  23,  S.  27  unten. 

3)  TT.  B.  Stift  IIalkr^r;i.U  I  No.  179  (1140).  Exemtion  d.  r  Kirche 
zu  TS'egerslelieii  (Itei  Hamer->l''l't  ii'^  sepnltura  veru  cun^^titutum  •-■st,  nt 
stTvi  et  anrillf  et  pauperes  et  perigiini  '[uil»us  deesset  sub^iidiuni  tnms- 
fereudi  eoü  in  Hamerslove,  illic  pro  (■oinjiassiniif  sepolirciitur.  Quibus 
vero  suppetoret  facultas,  sine  refragationo  transferantur."  Noch  allgemeinör 
a.  a.  0.  I  No.  59  (1218). 

4)  U.B.  btift  Hiidesheiin  1  V45  (1120). 
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P  chtlicbe  Gleichbedeutimg  vou  „edel"  and  „scliölfenbur''  erbiatht.^ 
Diese  beiden  einzelnen  Zeugnisse  werden  nun  dadurch  ergänzt 
und  bestätigt,  d;iß  innerhaib  der  freien  Gerichtsgenosscn  des 
ostCäÜflchen  Grafeugerichte  Diemals  zwischen  edeln  und  bloß 
freien  Mitgliedern  untersofaieden  wird.  Die  Scheidung  zwischen 
nobOes  und  Hberi,  die  uns  in  Westfalen  und  zwar  besonders 
ausgeprägt  iu  Osnabrück  begegnet,  fehlt  in  Ostfalen  durchaus. 
i>ie  freien  Dinggenosstn  werden  iu  ihrer  Gesamtheit  in  Refe- 
raten, Bchlußklauseln  und  in  den  Zeugenlisten  bald  als  nobiles  '^, 
bald  als  liberi  bezeichneti  dagegen  findet  sich  niemals  die 
Tönung  von  zwei  Gruppen  unter  diesen  Bezeichnungen.* 
Wenn  daher  Zallinger  zu  dem  Schlüsse  kommt,  daß  ein  Stand 
iiichtedier  Öchütienbarer  in  Ostfalen  nieht  existiert  haben  kann, 
so  halte  ich  diesen  öatz  f üi*  durchaus  richtig.  Nur  folgt  m.  E. 
ans  ihm  nicht  der  weitere  Schluß  Zallingers,  dafi  der  Spiegier 
die  niederen  Schöffenbaren  erfunden  hat,  sondern  der  anderej 
daß  auch  die  niederen  Schöffenbaren  des  Spiegels  im  Rechts- 
sinne edel  gewesen  sind,  in  die  generelle  Bezeichnung  nobiles 
ciubegriü'ea  und  rechtlich  nicht  vou  diesem  Staude  aus- 
g^hlossen  waren. 

Angesichts  dieser  Feststellung  bedingt  die  Aufsuchung 
der  SchÖffenbaren  auch  ein  Eingehen  auf  die  sonstige  Bedeu- 
tung und  Anwendung  des  Wortes  ,|edel''. 

B43.  Eine  vollständige  Lösung  der  Aufgabe  läßt  sich 
üun  an  dieser  Stelle  nicht  geben. 

a)  Die  verschiedenen  Ansichten  über  die  sächsischen 
£deln  sind  alle  durch  die  Gesamtauffessung  des  Sachsenspiegels 
beeinflußt y  indem  sie  teils  an  die  Schöffenbaren,  teils  an  die 
freien  Herren  anknüpfen.  Sie  können  deshalb  erst  bei  der 
Gesamtbetrach tuug  dieser  Stände  erörtert  werden.  Einstweilen  ' 
muß  ich  mich  damit  beguügeo,  meine  eigene  Ansicht  vorzutragen 
und  ihr  Verhäläiis  zu  den  nachststehenden  Auffassungen  dar- 

1)  Vgl.  oben  S.  327  ff. 

2)  Vgl  U.B.  Halbrrstadt  i  150,  159,  170,  200,  325,  U.B.  Anhalt  I 
Xo.669,  r.B  TJ.L.F.  Magd^biurg  No.tiö,  ü. B.  Walkenried  I  No.77  u.a  a.0. 

3j  ZuUujger  23ff. 
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zulegen,  wie  sie  einerseits  von  WaitB  und  andrerseits  von 
Wittich  vertreten  wtrden. 

b)  Auch  hinsichtlich  mciuer  eigenen  Ansieiil  las^cu  sich  die 
Grunde  nicht  erschöpfend  mitteilen»  Die  Standesbezt  ichnung  edel 
ist  allen  deutschen  Stimmen  gemeinsam.  8ie  hat  überall  die 
gleiche  Grundbedeutung  gehabt  und  schließlich  die  gleiche  Eni- 
Wicklung  erfahren.  Nur  das  Tempo  ist  verschieden  gewesen. 
Meine  Ansicht  stutzt  sicli  auf  die  (jlesamtwurditrnnir.  Aber 
die  Anlage  dieser  Arbeit  nötigt  mich  in  der  Hauptsache  nur 
sachsische  Belegstellen  2U  bringen  und  hinsichtlich  der  übrigen 
Gebiete  nni  Waitas  zu  verweisen. 

c)  Nach  dem  allgemeinen  Programme  dieser  üntersuchung 
soll  die  Beziehung  zu  der  alLsäehsischcn  Standesgliederung  einem 
besonderen  Abschnitte  vorbehalten  bleiben.  Dementsprechend 
werde  ich  zurzeit  nur  die  Bedeutung  in  den  Quelh^n  des  11- 
und  12.  Jahrhunderts  ins  Auge  fassen.  Allerdings  bin  ich  der 
Meinung»  daß  die  Bedeutung  ^gemeinfrei''  schon  in  karolin- 
gischer  Zeit  und  früher  gegeben  war.  Aber  diese  Deutung 
laßt  sich  iür  die  spatere  Zeit  ganz  selbständig  begründen.  Der 
Beweis  dieser  Selbstiindigkeit  wird  schon  dadurch  erbracht, 
daß  Waitz,  der  die  Edelinge  der  Karolingerzeit  für  einen  Vor- 
rechtsadel hält»  diese  Auffassung  für  die  späteren  Edelinge  in 
Sachsen  völlig  fallen  laßt  Richard  Schröder^  hat  in  seiner 
letzten  Untersuchung  zwar  ffir  die  Mitte  des  9.  Jahrhundert« 
(Stellingaanfstand)  die  Identität  der  PMelinge  mit  den  Fürsten- 
geBchlechtcru  mit  höchster  Entsciüedenheit  verfochten,  andrer- 
seits aber  angenommen,  daß  edel  ^nach  dem  Untergange  des 
germanischen  Volksadels'',  nämlich  „bei  den  Franken  seit 
dem  6.»  bei  den  Sachsen,  Friesen  und  Thüringern  seit  dem 
10.  Jahrhundert"  die  Standesbezeichnung  der  Gemeinfreien 
gewesen  sei. 

Der  Formulierung  und  ßee;ründun[r  meiner  Ansicht  sind 
einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die  Terminologie  und  ihre 
Ermittlung  vorauszuschicken: 


1)  Zschr.  24  S.  610. 
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344.  I.  a)  Die  Bedürfnisse  des  Rechtslebens  führen  zur 
Bildung:  von  Rechtsausdrücken,  Rechisworton.  Ein  juristischer 
Tatbestand  wird  um  so  j^ichercr  eine  technische  Bezeichnung 
erhalten,  je  wichtiger  er  für  das  Rechtsleben  ist  Die  altfreie 
Gebort  war  bei  allen  GermaDen  von  jeher  von  hoher  Beden- 
tong  för  die  Bechtsstelluog  des  Einzelnen  gewesen.  Sie  allein 
garantierte  die  YoUfreibeit,  wahrend  der  I^bertine  seit  den 
Zeiten  des  Tacttns  znrÜekgesetzt  war.  Deshalb  muß  eine  den 
Altfreien  von  ilem  Libertinen  scheidende  deutsche  Bezeichnung 
existiert  haben. 

b)  Die  Rechtsworte  werden  aus  dem  allgemeinen  Sprach- 
materiale  geprägt.  Deshalb  kann  dasselbe  Wort  neben  seiner 
jnristiflehen  Bedeutung  noch  andere  haben.  Speziell  edel  ist 
von  jeher  nicht  auf  die  juristische  Bedeutung  beschränkt  ge- 
wesen. Auch  in  der  Bedeutung  „gut  geboren**  kann  es  neben 
der  juristischen  eine  soziale  golia})t  haben.  Es  ist  nicht  not- 
wendig, daß  jede  Geburt,  die  den  Anforderungen  des  Rechts 
entsprach,  im  sozialen  Sinne  gut  war. 

c)  Die  juristische  Bedeutung  selbst  kann  bei  Rechtsworten 
wiederum  mehrdeutig  sein.  Diese  Differenzierung  wird  nament- 
lich dann  eintreten,  wenn  an  denselben  äußeren  Vorgang  mit 
I&sichi  auf  verschiedene  Rechtsfoliren  verschiedene  Anfor- 
clerungen  gestellt  werden.  I^dcl  hat  nicht  mir  im  Sinne  des 
Standfsreehts,  soiidorn  auch  in  Hinblick  anl  tla»  Elureclit  die 
gute  Geburt  bezeichnet  Das  echt  geborene  Kind  heißt  edel 
im  Gegensätze  zu  dem  unehelichen.  Nun  ist  es  immerhin 
möglich,  daß  die  Differenzierung  zeitweise  noch  weiter  ging. 
Wenn  das  Landrecht  an  die  gute  Geburt  andere  Anforderungen 
stellte  als  das  Lehnrecht,  so  konnte  neben  der  guten  Geburt 
im  Sinne  des  Landreehts  eine  anders  geartete  gute  Geburt 
im  Sinne  des  I^chnrechta  treten  und  mit  dem  alten  Ausdrucke 
bezeichnet  werden. 

Infolge  dieser  Umstände  unterliegt  die  ßechtsterminologie 
in  demselben  Umfange  der  Veränderung  wie  andere  Sprach- 
gebiete. £in  altheigebrachter  Ausdruck  kann  zeitweise  oder 
danemd  aus  dem  juxistiBchen  j^nndrachatze  verschwinden  wegen 
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der  Konkurrenz  einer  abweichenden  sozialen  Bedeutung  dieses  | 
Ausdrucks  oder  wegen  einer  juristischen  Mehrdeutigkeit,  welche 

ihm  die  erforderliche  Deutlichkeit  nimmt.  Behalt  der  a\ie 
Tatbestand  üoch  dauenides  Interesse,  so  kann  xu  seiner  ßezeici  - 
nung  ein  neuer  Ausdruck  gepriigt  werden  mit  den  gewöhn- 
lichen Mitteln  der  Sprache,  namentlich  durch  Verwendung  eines 
allgemeinen  B^riffs  mit  spezialisierender  Beschränkimg. 

345*  n.  Die  Rechts  werte »  die  im  Leben,  vor  Gericht  ! 
und  bei  Verhandlungen  gebraucht  wurden,  waren  deutsch. 
Die  Überlieferung  ist  hinsichtlich  der  fraglichen  Zeit  lateinisch.  ! 
Dieser  Saeliverhalt  bedingt  eine  lieihe  von  i^rwaguugen,  welche  ' 
nicht  immer  genügende  Beachtung  linden.  ' 

a)  Bei  der  Erforschung  eines  deutschen  Problemwortz 
kommen  die  lateinischen  Worte  nur  als  Indizien,  also  nur 
nsoweit  in  Betracht,  als  eine  Übersetzung  aus  dem  Deutschen  | 
anzunehmen  ist  (Aquivalentprinzip).  Diese  Voraussetzung  ist  nun 
meist  gegeben.  Sie  ist  ohne  weiteres  berechtigt  bei  dem  Tenor 
von  Reelitstjuellcn  uud  liechtsuikiin'len.  Diese  Aussagen  bind 
erst  deutsch  formuliert  und  dann  iateini.«5eii  niedergeschrieben  | 
worden.  Sie  waren  dazu  bestimmt  durch  Kück Übertragung  io 
das  Deutsche  wirksam  zu  werden.  Deshalb  konnten  nur  solche 
lateinische  Worte  als  Bechtsbegriffe  verwendet  werden,  deren 
umnittelbare  Übertragung  in  das  Deutsche  möglich  war. 
Weniger  sicher  ist  die  Auffassung  als  Übersetzung  bei  Referaten 
und  historischen  13(  riehten.  Jiei  ihnen  konnte  ein  lateinisches 
Wort  auch  dann  gebmuciit  werden,  um  die  Gedanken  des  Autors 
wiederzugel)en,  wenn  ein  genaues  deutsches  Äquivalent  nicht 
vorhanden  war.  Immerhin  sind  derartige  Bedenken  im  11.  und 
12.  Jahrhundert  nur  ausnahmsweise  berechtigt  Auch  die 
Chronisten  haben  überwiegend  deutsch  gedacht  und  siemlidi 
getreu  übersetzt. 

b)  Die  Ubei-setzuniiis.stellen  können  mm  wiederum  in 
doppelter  liiehtung  hin^ichtlieh  der  Bedeutung  des  deutschen 
Wortes  Aufschluß  geben.  Sie  zeigen  uns  das  deutsche  Wort 
im  Satzgefüge,  in  seiner  okkasionellen  Bedeutung.  Der  Zn- 
sammenhang kann  dann  wiederum  die  Rekonstruktion  der 
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usuellen  Bedeutung  gostiitten.  Aber  es  ist  meist  auch  möglieh 
aus  der  Wahl  des  lateinischen  Äquivalents  auf  den  Vorstellungs- 
inhalt des  deutschen  Wortes  zu  schließen.  Doch  fordert  dieser 
Schluß  eine  besondere  Vorsicht  Äquivalente,  die  sich  in  ihrem 
Vorstellungainhalte  völlig  deckten,  gab  es  naturlich  überhaupt 
nicht  Nicht  jeder  Lateinschreiber  besaß  aber  die  Gewandtheit, 
auch  nur  die  mögliche  Deckinig  durch  die  Wahl  des  Wortes 
oder  durch  Uniselutibungen  zu  erzklcn.  Nicht  nur  zur  Zeit 
der  Vülksrechte,  sondern  auch  später  finden  wir  Fälle,  in  denen 
ein  nach  lateinischem  Sprachgebrauch  unpassendes  Wort  wegen 
der  Übereinstimmung  des  Wurzelsinns  gewählt  worden  ist^ 
Immerhin  tritt  in  der  fraglichen  Zeit  die  WurzelSquivalenz 
sehr  zur&ck 

c)  Eine  besonders  zu  beachtende  Erscheinung  ist  das 
VniküiiinuMi  verschiedenartiger  Äquivalt'iizeu.  Ein  und  dasselbe 
deutöche  Wort  konnte  durch  mehrere  lateinische  Worte  wieder- 
gaben werden.  Ein  und  dasselbe  lateinische  Wort  kann 
mehreren  deutschen  entsprechen.* 

346«  III.  Für  die  Durchführung  der  Rückübersetzung 
bieten  ein  wichtiges  Hilfsmittel  die  Glossen.  Auch  wenn  ihre 
Aufzeichnung  nicht  in  eine  frühere  Zeit  zurückgeht,  so  spricht 
docli  die  Vermutuntr  dafür,  daß  wir  in  ihnen  tralatizisches 
Gut  vor  uns  haben,  süuiit  Zeujj;iiis.s('  über  denjenigen  Vorgang, 
den  wir  ermitteln  wollen.  Dieses  Zeuguls*  ist  um  so  wertvoller, 
je  mehr  Glossen  übereinstimmen.  Bei  der  einzelnen  Glosse 
kann  Irrtum  oder  bloß  lokaler  Sprachgebrauch  vorliegen. 
Wenn  aber  alle  erhaltenen  Glossen  dieselbe  Äquivalenz  zeigen, 
dann  ist  es  sicher,  daß  sie  wirklich  in  Übung  gewesen  ist 

Die  bei  Dieü'enbach*  gesammelten  Glossen  ergeben  nun, 
daß  für  das  deutsche  Wort  ^cdcl''  zwei  vei-schiedene  Äqui- 
valente im  allgemeinen  Gebrauche  gewesen  sind.  Die  frag- 
lichen Zitate  lauten: 


1)  Vgl.  uüten  No.  641. 

2)  Vgl.  Gemeinfreie  S.  00. 

3)  Vgl.  über  die  Glossen  bei  Öteinineyer,  auch  ^Gomoinfreie'^  S.  110. 
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Nobilis,  bd.  od.  edel,  eddel,  yddd,  eio  adelicher,  ver- 
rampt,  erkannt,  nobiles  edel  lüde. 

Nobilituö,  adel,  edel,  edelchait,  edelkuit,  auübund, 
Würdigkeit. 

IngoDuus,  lid.  nd.  edel^  yddel,  bd.  edel  —  fri  — 
wolgeboren,  bobste  vry,  vry  odil. 

IngenuitaB,  edel-  bd.  keit,  od.  ebeit,  edelbeit  voo 
gescblecht,  edilbeit  von  gescblecbte,  adelbeit,  guts  gescblecht» 
adel-fry  geboren,  edliu. 

Attßerdeiii  Hiulct  sich  edel  noch  ganz  vereinzelt  als  Äqui- 
valent für  baro  uud  für  p  nt'iusiis. 

Diese  Übersicht  der  Glossen  ergibt  m.  E.  mit  voller 
Bicberbeit,  daß  nicht  nur  nobilis»  sondern  genau  ebenso  ingenuus 
dort,  wo  eine  Überseteong  vorliegt,  für  das  deutsche  edel 
stehen  kann  und  als  Regel  stehen  muß. 

Diese  Doppelübersetzung  von  edel  wird  nun  durch  die 
Verwendung  der  beiden  lateinischen  M  orte  ia  den  lateinischen 
Quellen  voll  bestntij^.  Waitz  hat  die  sachliche  Üben  iostim- 
mung  konstatiert,  ohne  ihren  Grund  zu  erkennen.  Er  sagt 
einmal,  daß  „von  den  mehreren  Ausdrücken,  die  für  die  Freien 
üblich  waren**,  einer  (ingenuns)  mit  einer  gewissen  Vorliebe 
für  das  Geburtsrecht  voller  Freiheit  gebraucht  worden  ist^ 
Und  bei  dem  Begi  iife  des  Adels  sagt  er  von  dem  entsehei- 
dendju  Momente:  „Allem  voran  st<'ht  die  freie  Geburt  von 
freien  Eltern."*  Die  sachliclie  (ileichbedeutunj^  der  beiden 
lateinischen  Worte  erklärt  sich  sehr  einfach  dadurch,  daß  sir 
dasselbe  deutsche  Wort  wiedergeben.  Von  Einselbelegen  für 
die  Gleichbedeutung  von  nobilis  und  ingenuus  seien  awd 
hervoigehoben.  Wenn  Thietmar  berichtet:  ,»ex  nobilissimis 
natalibus  genealogiam  duoens  acccptam  ingenuitatem  nnllatenus 
inhuiiL'stavit'*,  so  bezeichnet  ingenuitas  diejenige  Abkunlt. 
welche  ^»nlle"  Eltern  überliefern.  Es  kann  nur,  wie  in  den 
Glossen,  für  „Adel^  stehen.  .Nur  der  Adel,  nicht  die  ifreihett 


1)  a.  a.  0.  8. 435,  2. 

2)  a.  a.  0.  a  441  Anm.  1. 
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der  Geburt,  kaun  durch  Missetaten  geschäudet  weiden.  Den 
zweiten  Beleg  erbringen  zwei  Urkunden  von  1075^  auf  die 
bereits  Scheidt  ^  hiogewiesen  hat  Von  einer  Frau  wird  gesagt, 
sie  sei  nobilis  prosi^iae.*  Der  Vater  ihres  Maunes,  Sigebodo 
wird  als  ingenuus  homo  bezeichnet  Das  Ergebnis  ist  Standes- 
gleichheit (compar).  Von  demselben  in^^enuus  Sigebodo  w  n  d 
erzählt^,  er  habe  vor  Gericht  geschworen  ^cnm  XII  suac 
eooditioois  hominibus  quod  ipse  Uber  et  ingenuus,  liberam 
haberet  potestatem  tradendi*^.  Der  Stand  des  S^bodo  wird 
dann  am  Schlosse  dahin  gekennzeichnet»  er  sei  gewesen 
^Dobilitate  preclaros^.  Diese  Scheokung  wird  1095  ange- 
foclittu  und  durch  Eid  bestätigt.  In  der  darüber  aufgenoni- 
menen  Urkunde*  erscheinen  als  Zeugen  „XVI  ingenuae 
cooditionis  homiues'*.  Unter  ihnen  betindet  sich  ein  Graf. 
In  diesen  Urkunden  handelt  es  sich  gerade  um  Betonung  des 
Standes  und  der  Stande^leichhdt  Es  können  nur  technische 
Ausdrucke  gebraucht  worden  sein.  Die  Standesgleichheit  des 
Ehegatten,  der  Zeugen  und  der  Tradenten  wird  betont.  Sie 
wird  dadurch  erwiesen,  daß  ein  Teil  der  Vergleichspersonen 
als  nobiles,  der  andere  als  ingenui  bezeichnet  werden.  Die 
ganze  Darstellung  mcheint  unschlüssig,  wenn  man  an  den 
ktanischen  AusdrGcken  festhält  Aber  die  Leute  haben  deutsch 
veihandelt  Sie  haben  nicht  nur  die  Frau,  sondern  auch  den 
Vater  des  Mannes  als  „edel"  bezeichnet  und  damit  die  Standes- 
gleichheit konstatiert  Der  Sigebodc  hat  mit  „ edlen  ^  Eides- 
heifern  beschworen»  daß  er  frei  und  ^edel^  sei.  Deshalb  war 
er  ^dorch  „Adel^  ausgezeichnet^.  Nur  die  lateinischen  Äqui- 
valente gehen  auseinander.   Solche  Beispiele  lassen  sich  noch 


1)  Mon.  Germ.  SS.  III  S.  828  [71.  Vgl.  al.s  Gegenstück  lÄmbcit 
.si  ^oid  ingenuitatis  a  parentibus  accepissot;  id  per  furtu,  por  latrocinia  — 
jam  dudum  obliterasset.    Mon.  Germ.  SS.  Yll  S,  177  [27]. 

2)  Vgl.  Adel  S.  173.  Wenck,  Hess.  Landesgesch.  II  U.  B.  Ko.  39, 
Po^gests  Thor.  No.  916.  Im  Fallo  der  FSlschnng  durch  Lambert  würde  der 
KrkfQntTUäwert  für  die  ÜbenetzuDgBfrage  noch  größer  sein.  Vgl.  Neues 
iichiv  19,  184  No.  3. 

3)  Wenck  a.  a,  0.  No.  37.   Regesta  Thür.  No.  917. 

4)  Wenck  a.a.O.  41.  fiegesta  Thor.  No.  Ö7a 
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in  großer  Zahl  beibringen.^  Auch  wenn  wir  die  Glossen  nicht 

hatten,  so  mäUrrn  wir,  sobiihl  einmal  die  Ä<juivalciizfmge  aui- 
p^eworfen  ist,  sie  dahin  hcantworten,  daß  ingenuus  regelmäßig 
üür  „edel"  steht  und  für  kein  anderes  Wort. 

Weder  diese  Feststellung  noch  der  Inhalt  der  Gloseen 
wurde  ausschließen,  daß  die  gebräuchliche  Äquivalenz  gel^nt- 
lieh  verlassen,  ingenuus  auch  für  frei  gesetzt  wurde.  Aber 
nachweisen  laßt  sich  m.  E.  eine  solche  Ä4ui\ulenz  fnr  diese 
Zeit  kaum,  soweit  deutsch  redende  Gebiete  in  Frage  btehen. 
Wenn  die  Äquivalenz  ingenuus  =  frei  in  den  Glossen  völlig  fehlte 
so  stimmt  das  Induktionsresultat  damit  überein. 

Die  beiden  Äquivalente  zeigen  hinsichtlich  ihres  lateinischen 
Wortsinns  mne  erhebliche  BedeutungsdifPerenz.  In  nobilis  liegt 
eine  soziale  Wertung,  während  ingenuus  nur  die  freie  Abkunft 
betont. 

Wenn  die  Induktion  ei^ben  würde,  daß  nobilis  für  sozial 
höherstehende  Klassen  gebraucht  worden  ist,  als  ingenuus,  so 
wurde  daraus  folgen,  daß  der  Stand  der  Edeln  sozial  diffe- 
renzierte Gruppen  umfaßt  hat  und  dieser  Unterschied  in  der 

Wahl  der  lateinischen  Äquivalente  mm  Ansdnick  eckiniiiiK  n  ist. 
Nun  scheint  es  allerdings,  daß  vielfach  die  Äquivalente  nach 
diesem  Gesichtspunkte  gewählt  worden  sind.  Aber  es  ist  dies 
nicht  allgemein  geschehen.  Auch  bei  den  sozial  höchstotehenden 
Personen  wird  „edel"  mit  ingenuus  übersetzt' 

Die  vorstehend  besprochene  Doppeläquivalenz  ist  m.  W. 
früher  nicht  beachtet  worden.  Ihr  Erkenutniswert  ist  ein  sein: 
bedeutender. 

347«  Die  Durchprüfung  des  Quellenmaterials  auf  Grond 
der  vorstehenden  Gesichtspunkte  hat  mich  zu  folgendem 
Ergebnisse  geführt:   £del  Im  Bechtssinn  waren  im  11.  mid 


1)  Vfrl.  Waitz  a.  a,  0.  R.  434  Äam.  1,  S.  43:.  Anni.  L\  S.  437  Aiun.  'J,  3. 
8.  43S  Aniii.  1,  2,  S.  439  Anin.  1  und  3.  S.  448  Anin.  l.  vt:I.  aiK-b  Zallniu^er 
S.  231  obun  und  die  ürkundeii  Stift  llildt-bheim  1,  3Ü7,  GS,  in  deiiea  'Üf- 
selbe  Person  (Arnold  von  Dorstadt)  in  demselben  Jahre  als  vir  mgenuus 
und  als  nobilis  erscheint. 

2)  Vgl.  die  Belege  bei  Waitz  8.  434  Anm.  1. 
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12.  Jahrhundert  alle  Altfreien.  Der  Rechtastand  der  £dela 
war  ein  laodrechtiicher  Stand  und  zwar  der  Stand  der  Gemein-> 
freien  im  Sinne  der  reoktegeachidLtliohen  Temiinologie.  Im 
socialen  Sprachgebranohe  liat  das  Wort  allmahlidi  dne  Beden- 
tiHii:  underong  erfahren ,  eine  Einschränkung  anf  diejenigen 
Leute,  welche  altfreie  Abstammung  mit  der  Ritterbürtigkeit 
verbanden. 

Die  Bestimmung  des  Bechtsbegrifis  eigibt  sich  aus  foU 
genden  Anhaltspunkten: 

348«  1.  Die  Grundbedeutung  des  Wortes  edel  in  der 
frsglicfaen  Zeit  ist  „gut  geboren".    Ein  solches  Wort  kann 

sowohl  den  altfreien  Mann  als  einen  bevorzugten  Teil  der  Alt- 
trcien  bezcichoen.  Denn  die  altireie  Geburt  war  eine  makellose, 
ood  gar  im  Vergleich  zu  der  großen  Mehrheit  der  Bevölkerung' 
gut  Die  Entscheidung  hangt  von  dem  Grade  der  Betonung 
der  Qualität,  von  der  Prägnanz  ab,  die  dem  B^riffe  innewohnte. 
Wir  haben  nun  zwei  Anhaltspunkte  dafür,  daß  die  Pragnanz 
des  Wortes  keine  sehr  große  war.  Eirnnal  drückt  edel  nicht 
nur  die  Zagebörigkeit  zum  Stande  der  Edeln  aus,  sondern  es 
vird  auch  als  Bezeichnung  der  ehelichen  Geburt  im  Gegen- 
SBite  zu  der  undielichen  verwendet.  In  dieser  Verwendung  ist 
nor  die  Vorstellung  „makelloses  nicht  die  gesteigerte  Vorstellung 
jjiochbevorzugt"  enthalten.  Zweitens  aber  wird  edel  nicht  nur 
mit  dem  anspnichsvollereu  nobilis,  sondern  auch  mit  ingenuuB 
Hiedergegeben.  Diese  Wiedeigabe  kann  sich  in  altfränkischen 
Qnellen  durch  die  Übereinstimmung  des  Wurzelsinns  genügend 
okliren.^  Aber  bei  den  SchnftsteUem  des  Mittelalters  haben 
wir  eine  intensivere  Bekanntschaft  mit  dem  lateinischen  Sprach- 
^'tbr;i liehe  voraübziisetzen.  Die  liberi  originum  des  Isidor  waren 
im  Mittelalter  weit  verbreitet.  Von  den  ingenui  heißt  es 
gii^nui  dicti  qui  in  genere  habent  libertatem,  nou  in  facto^ 
sieot  Uberti*'.  Schriftsteller,  wie  Thietmar  und  Lambert 
haben  diese  Bedeutung  von  ingenuus  gekannt  Sie  wurden 
ganz  sicher  i^edd^^  nicht  mit  ingenaus  wiedergegebai  haben, 


1)  Vgl.  Gemeinfreie  S.  109. 
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wenn  die  Eds  In  etwas  anderes  gewesen  wären  als  die  Alt- 
freien. Schon  diese  Äquivalenz  mit  ingeniuis  ist  m.  E. 
80  ziemlich  ausschlaggebend.  Wer  sie  zugibt,  und  es  ist 
kein  Zweifel  mögUoh,  der  mufi  die  £debi  mit  den  Akfroien 
identifizieren. 

349*  2.  Ferner  ist  zu  betonen,  daß  der  Stand  der  Edelo 

noch  eine  zweite  deutsche  Standesbezeichnung  geführt  hat 
Und  diese  zweite  Standesbezeichnung  war  „frei".  Unzahligi- 
mal  wechseln  in  den  Urkunden  aller  sächsischen  Grebiete  did 
Bezeichnungen  llbeii  und  nobiles.  Am  auffallendsten  tritt  diese 
firsoheinung  in  den  Zeugenlieten  hervor.  Die  Klaese  der 
Zeugen,  die  vor  den  Ministerialen  steht»  wird  völlig  unterschieds- 
los als  die  der  liberi  oder  die  der  uubiles  bezeichnet.  Wenn  sich 
nun  diese  Bezeichnung  nur  bei  der  Zusammenstellung  mit 
Ministerialen  oder  Unfreien  fände,  so  würde  sie  noch  weniger 
erheblich  sein.  Sie  würde  sich  dnroh  die  Annahme  ecklärsn, 
dafi  frei  im  weiteren  Sinne  auch  den  Edlen  umfafite  und  bei 
der  GegenübersteUmig  zu  den  Minfsterialen  es  nur  an£  dieses 
gemeinsame  Moment  ankam.  In  diesem  Sinne  habe  ich  in  den 
Gemeinfreien  ^  su  dem  erwähnten  Sprachgebrauche  Stellung 
genommen.  Aber  ich  kann  diese  Stellung  nicht  aufrecht  er- 
halten. Es  liegt  nicht  nur  vor  die  Einschlieftong  der  Edeb 
in  den  Begriff  „frei^  sondern  eine  viel  weitergehende  Obersin- 
stimmung. Auch  wo  von  einer  Gegenüberstellung  mit  Unfreien 
nicht  die  Rede  ist,  wird  über  ganz  gleichbedeut*  nd  mit  nobilis 
gebraucht  Deshalb  ist  der  übrigens  auch  aligemein  ange- 
nommene Sata  ganz  sicher,  daß  derselbe  Stand  eine  doppelte 
Beseichnung  gefOhrfc  hat  Die  „Edeln^  sind  auch  die  iJWeD** 
genannt  worden.  Dem  steht  nicht  entgegen,  daß  frd  auch 
einen  umfassenderen  Sinn  gehabt  hat.  Auch  der  Libertiiie, 
ursprünglich  selbst  der  Dienstmann,  konnte  als  frei  bezeichnet 
werden.  Deshalb  konnte  z.  ß.  in  den  Osnabrücker  Urkundea 
aaeh  Vorw^shme  der  Edeln  ,|liber^  sich  auf  die  Unedsta 
boechf&nken.   Dasn  kommt,  dafi  liber  swei  deotaobe  Worts 


1)  S.343. 
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vertreten  kann,  nicht  nur  „frei",  das  }  rii^niant  genommen  den 
Stand  der  P.dlcn  bezeichnet,  sondern  auch  friiing,  das  von  jeher 
Bich  auBScbließlich  auf  die  Unedlen  besog.  Die  gleichzeitige 
Föiunuig  verschiedener  BeseioliDaDgen  kann  nicht  anffaUeD. 
Wir  haben  gesehen ,  daß  anch  die  Schoffenbaren  2.  B.  in  der 
Asoherslebener  Urkunde  von  1155  dieselben  beiden  Beseksh» 
Hungen  „edel"  und  „frei''  zugleich  führen.  Daß  nun  aber  die 
zweite  Standesbezciclinung  das  prägnante  „frei"  ist,  beweist 
nach  zwei  Richtungen  hin  die  Identität  mit  den  Altfrcicn. 
Die  Altfreien  haben  von  jeher  die  Bezeichnung  Mirei"  mit 
Stols  geföhrt  Wenn  die  £dehi  ein  über  ihnen  empCMrrag^der, 
scharf  geschiedener  Oeburtsstand  gewesen  wären,  so  würden 
sie  iddit  die  Standesbeseichnung  der  niederen  Klasse  adoptiert 
haben.  Ferner  haben  wir  das  prägnante  „frei"  noch  als  lang 
erhaltene  Standesbezt  i(  imung  der  Freidingsbauern  gefunden. 
Die  Gemeinschaft  der  ätandesbezeichnung  spricht  für  die 
Standesgemei  n  schaft 

350«  3.  Drittens  sind  verschiedene  Wendungen  za  be- 
achten, in  denen  dieBegrifle  £rei  und  edel  miteinander  veibunden, 
dorchdnander  erklart  oder  nSher  bestimmt  werden.  Watte 
hat  reichhaltige  Belege  gesammelt.  Sie  stammen  zum  großen 
Teil  aus  nichtsachsischen  Quellen.  Aber  einmal  ist  der  Begriff 
der  Edeln  ursprünglich  überall  der  gleiche.  Sodann  haben  wir 
auch  für  Sachsen  genau  die  gleichen  Wendungen  zu  verzeichnen. 
In  einer  Urkunde,  die  «wischen  1011  und  1029  fallt,  begegnet 
UM  ein  Baldrioua  quidam,  nomine,  pollens  libertatis  inge* 
nuitate.  (Edeldom.)^  1019  wird  von  emem  Hörigen,  der  eine 
Freie  heiratet,  gesagt  „ut  nobilitate  generis  succensus 
quandam  in  matrimoninm  usurpaverit  liberam.  Die  bloße 
Ireiheit  der  Frau  begründet  schon  den  Adel  der  Abkunft,* 
1114  ergeben  sich  verschiedene  Personen  parentela  ingenua, 
a  Hberis  parentibus  geniü.'   Der  Adel  des  Geschlechta  wird 


1)  Vgl.  Diekamp,  Supplement  z.  Vie&ii,  U.K  No,  61Ö  3.101. 

2)  U.  B.  Stift  Uildegheim  1  No.  61. 
a)  Seibertz  ü.  B.  X  No.  38. 
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durch  die  Abkunft  von  freien  Eltern  motiviert,  wie  dies  sonst 
namentlich  in  bayrischen  Urkunden  gci^eliieht.  In  der  oben* 
besprochenen  Hildesheimer  Urkunde  von  1142 — 59  werden 
die  beiden  Schenker  bezeichnet  als  conditione  utpote 
libertate  et  vitae  bonestate  illustres.  Von  Sibert  heißt  es 
weiter  j«qma  ipse  pollebat  libertate**.  Der  Stand  der  beiden 
Schenker  wird  somit  nur  durch  die  volle  fSreiheit  gekenn- 
zeichnet. Ks  sind  Vollfreie.  Wenn  aber  über  dem  Stande  der 
Vulitreien  noch  ein  anderer  Gebnrtsstand  der  Edlen  exiFtiei-t 
hatte,  so  hätte  man  die  Sclienker  nicht  als  conditione  illustris 
bezeichnen  können.  Tatsüohlich  gehörten  die  Schenker  7.\\ 
dem  Geschleohte  der  Henren  von  Doratadt,  dessen  Mit^eder 
in  anderen  Urkunden  als  ingenui  nobiles  oder  domim  ei^ 
scheinen.' 

351.  4.  Für  die  Beziehung  von  edel  auf  die  alt  freie 
Abkunft  spricht  femer  der  Umstand,  daß  die  Bczeiehnung 
sich  auch  bei  Personen  findet^  die  nacii  ihrer  sozialen  und 
Vermögenslage  schwerlich  einen  anderen  Vorzug  hatten,  als  den 
der  altlreien  Abkunft  Diese  bescheidene  Stellung  der  £delo 
tritt  dort  am  deutlichsten  hervor,  wo  ihre  Zahl  am  größten  ist, 
in  Holstein.  Waitz  formuliert  sein  Urteil  fiber  die  holsteinischen 
Edeln  des  12.  Jahrhunderts  dahin:  Der  holsteinische  Adel  — 
besteht  ans  freien  Bauern,  die  zu  der  Grenzverteidig:ung  ver- 
pflichtet waren  und  deren  Kecht  hierauf  wie  auf  der  Teilnahme 
am  Landgericht  beruhte.^  Die  visio  Godescalci*  schildert  ein 
Waisenkind,  das  durch  sein  Elend  zu  der  Tötung  eines  Spiel* 
kameraden  veranlaßt  wurde.  Aber  dieses  Kind  ist  von  edler 
Abkunft.  Und  der  Verfesser  erklärt  diesen  Umstand  nicht 
etwa  durch  ein  besonderes   Unglück  der  Familie,  bondern 


1)  Vgl.  obon  S.  376. 

2)  V^l.  dio  drei  Bizeichnungen  für  denselben  Arnold  vuu  Dorstadt 
in  Ü  B.  Ötift  Hüdeöheim  1  367  (1174)  vir  ingenuus  A.  de  D.,  368  (1174) 
nobiles  viri  —  A.  de  D.  —  369  (1175)  Dominus  A.  de  D. 

3)  Vgl.  Waitz  a.  a.  0.  V  S.  458. 

4)  QaelleusammluDg  d.  Oesellach.  L  Schlesw.-Holst-Lauenb.  Gesch. 
IV  8.  108. 
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in  semer  Heimat  alle  Leute  edel  zu  sein 
eich  rfihmen.    Diese  Verbreitinig  des  Standes  der  Edeln 

in  dem  alten  Heimatlande  der  Sachsen  ist  sehr  bezeichnend. 
Aus  verschiedenen  Gründen  ist  es  sicher,  daß  in  diesen  Ge- 
bieten die  Altfreien  besonders  zahlreich  waren.  Nur  bei 
Identifizicning  der  Edeln  mit  den  Gemeinfreien  ist  die  Nach- 
richt verständiieh. 

Auch  anderwärts  ist  die  edle  Abkunft  mit  DQrftigkeit 
vereinbar.  Der  oben^  erwähnte  Baldricus  übergibt  ein  Grund- 
stück, in  dem  sein  ganzes  Erbe  besteht  (totius  hereditatis 
predium),  an  Klein-Essen.  Seine  Söhne  ergeben  sich  servili  jure 
und  erhalten  das  Erbgut  sowie  eine  Zugabe  gegen  Zios  von 
2  Denaren.  Ihre  Erben  entrichten  das  gewöhnliche  servicium. 
Der  Schenker  wird  als  ein  Mann  beseichneti  der  voll  ist  von 
dem  Adel  der  IVeiheit  Aber  seine  sociale  Stellung  muß  eine 
sehr  unteigeordnete  gewesen  sein. 

Die  oben*  erwähnten  Personen,  welche  von  parentela 
ingenua  sind,  ergeben  sich  der  Schloßkapelle  iu  Arnbberg  ut 
auxilium  et  defeusionem  a  Friderico  comite  egregio  ejusdem 
castri  provisore  impetrarent  Sie  verpflichten  sich  zu  Gehorsam^ 
Kopfsins,  Heiratadns  und  Besthaupt.  Die  Anffihrung  lautet 
Bunico  cum  familia  ejus»  (2)  Herph  cum  sua,  (3)  Huoees 
et  sua,  (4)  Hebeko  cum  sua,  (5)  Hojo,  (6)  Eppo,  (7)  Yoodo, 
(8)  Lambracht,  (9)  Beneka  de  Dreven,  (10)  Theodericus  de 
Gloderen,  (11)  Neiden,  (12)  Elimarch,  (13)  Hojo,  parentela 
ingenua  a  liberis  parentibus  geniti.  Die  Zusammen- 
fassung so  vieler  Autotraditionen  in  einer  Urkunde,  der  Inhalt 
der  Verpflichtungen  und  das  Fehlen  eines  besonderen  Entgelts 
lassen  erkennen,  daß  nur  Personen  in  bescheidener  Lebens* 
Stellung  in  Frage  stehen.  Dennoch  wird  die  parentela  als 
ingenua  bezeichnet. 

Derartige  Belege  lassen  sich  aus  anderen  Teilen  Deutsch- 
lands in  noch  größerer  Zahl  beibringen.    Ich  will  mich  damit 


1)  a  403  Mnm.  1. 

2)  Vgl.  8. 403  Anm.  3. 
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begnügen  auf  eine  Nachricht  hinzuweiBeo,  die  wegen  ihres 
späteren  Daftums  und  wegen  eines  bestimmten  Umstendes 
besooden  interessant  ist: 

Mehiere  Handschriften  des  Sohwabenspiegcls  ^  geben  die 
Stelle  fiber  die  drei  Arten  der  Freiheit  wie  folgt:  £z  sint 
dreier  hande  freyen.  Die  ersten  hai/ent  semberfroien  und  sint 
fürstt'n,  die  ander  vreien  ze  manne  iiabent  Die  andern  haizent 
mittervreien  und  sint  der  obem  freien  man.  Die  dritten 
haisent  edeliaga  (edelling,  edeling),  und  sint 
gepouwern. 

Die  Beaeiohnnng  der  Freibauern  als  Edelinge  beruht  auf 

keinem  Versehen.    Der  Verfasser  gebraucht  das  Wort  auch 
an  einer  andern  Stelle  als  Bezeichnung  der  freien  Laudsassen. 
Nur  freie  l^mdsassen  sollen  über  den  T^eib  richten.    In  un- 
■nttelbarem  Zusammenhange  damit  erscheint  der  Fronbote  als 
„edelinch^  (edling).'  Dementspreehend  wird  an  einer  dritten 
Stelle  die  Unfreiheit  der  Matter  als  «unedele*^  beaeichnet' 
Die  Stelle  ergibt  somit  einen  usuellen  Sprachgebrauch ,  nach 
dem  „edeling*^  technisch  den  Freibauern  bezeidmet  Der 
gleiche  Sprachgebrauch  ist  auch  anderwärts  belegt*   Er  bietet 
eine  Parallele  zu  der  sächsischen  Bezeichnung  der  Freidings- 
bauem  als  ^Freie^.    Es  ist  vielleicht  dieselbe  dialektische 
Verschiedenheity  welche  den  sSohsischen  j^Freihufen"  und  i^Frei- 
gütem'*  in  Bayern  den  |,nuuisus  nobilis"  gq;«iüber8tellte^  Diese 
Bedeutungsentwicklung  wire  schwerlich  mO^ieh  gewesen,  wenn 
der  Begrifiskem  von  edel  nidit  „freigeboren"  gewesen  wäre. 

Ein  besonderes  Interesse  dieser  Nachricht  ist  nun  da- 
durch gegeben,  daß  die  Dauern  nicht  nur  als  „edd*,  sondern 
als  „Edelinge"  bezeichnet  werden.  Wir  sind  heute  gewöhnt., 
mit  dieaem  Worte  noeh  in  höherem  Giade  ak  mit  „edel"  die 

1)  YgL  Bookinger.  'Wiener  Sitsuagslier.  1875,  Bd.  80  &  313. 

2)  s.  s.  0.  8. 356  No.  138. 

3)  a.a.O.  8.337  No.73  AI». 2.  Vgl.  & 333  Ko. 3  AI».  2  (von  edeler 
m^ter  leibe). 

4)  Losohin-Ebeagnuth,  österreiohisclis  BeichflgesohMhta  S.  253 
Amn.  0. 
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yontellmig  einer  besonden  hohen  Aosseidniang  za  ver- 
binden. Wittieh^  hilt  meine  Beteiehnung  von  YoUfreien  al« 
Bsaem  unter  andern  mek  dedialb  f&r  „eine  ▼eilige  Ver- 

v  in  ung  der  Nvirtsi  liaitüchen  und  soziiilen  Begriö'e'^,  weil 
^dieser  Mannnubüis,  zu  deutsch  Edeling  heißf*.  Der  Vor- 
8tellung8iDhalt)  von  dem  Wittioh  ausgeht,  hat  das  Mittelalter 
nicht  beherraoht 

352«  Den  positiven  Anhaltspunkten  für  die  Gemeinfreiheit 

der  fallen  entspricht  ferner,  daß  ein  Stand  altfreier,  aber 
ujirdier  Ix'iitr  sich  nirgends  nachweisen  laßt.  Weder  sachlich 
noch  spnicliiich.  Sachlich  müßten  wir  sie,  wenn  irgendwo  in 
Holstein  finden.  Statt  dessen  finden  wir  lauter  Edle.  Sprachlich 
mnß  ior  den  Stand  ein  beeondtrarj  von  alten  her  gebrauchteri 
ihn  von  den  liberttnen  ecfaeidender  Ansdrack  existiert  haben. 
Frei  kann  dieser  Ausdrack  nicht  gewesen  sein,  weil  dieses  Wort 
bei  allen  germanischen  Stämmen  auch  den  Freigelassenen  um- 
fassen konnte.  Die  Ausdrücke  schoffVnbur  und  sendbar  sind 
jüngere  Bildungen.  Deshalb  bleibt  gar  kein  anderer  Ausdruck 
als  j^el*^ 

Die  Gesamtheit  der  vorstehenden  Ansföhrangen  fOihrt 
m.  K  zn  dem  Schlüsse,  daß  der  Bechtsbegriff  ^edel^  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  den  Stand  der  Altfreien  bezeichnet 

bat  Auch  für  Sachsen  traf  die  langobardische  Glosse  zu: 
^Nobiie^  sunt  quorum  majorum  parentum  suorum  nemo  servituti 
Bobjectus  sit*^. 

363*  Dieser  Formnlierang  steht  die  Ansicht  von  Waits* 
insofern  nahe,  als  Waits  für  die  Abgrenzung  der  Adligen  die 

altfreie  Abkunft  in  erster  Linie  betont.  Der  Unterschied 
"besteht  darin,  daß  Waitz  den  Rechtsbegriff  überhaupt  verneint. 
Die  Jäkieln  sind  ihm  eine  bozialgruppe,  kein  Eechtsstand.  £s 


1)  Freibaaem  S.32. 

2)  a.a.O.  8.436.  Biii^n  wahien  Adel  als  Sttnd  liat  es  damals  nur 
nodi  ^niaselt  bei  eiaigea  Stimmen  gegeben  and  das  Wort,  wdobes  flu 
aosdrackte,  Anweadong  anf  Teisduedene  YerhültaiBse  eihalteB,  ia  denen 
Yolksgenossen  als  herromgend  ülier  die  Menge  enohieDen. 


Digitized  by  Google 


408 


Dritter  HaaptteiL  Standeogiiedemog. 


dnd  fjangeseheiie''  Leute.  Das  verschiedeiie  Eigebois  der  Induk- 
tion beruht  zum         darauf^  daS  Waitz  immer  genei^  ist^ 

die  Bestimmtheit  der  Rechtsordnung  zu  unterschätzen.  Zum 
anderen  Teile  darauf,  daß  Waitz  nur  die  Äquivalenz  mit 
jQObüis  berücksichtigt,  die  Ä(}uivalenz  mit  ingenuus  aber  nicht 
eikaimt  hat  Infolgedesaeii  bat  er  die  Grundbedeutung  „ange» 
eehen^'  von  nobiÜs  2u  Unrecht  auf  das  deutsche  Wort  über- 
tragen. 

354.  ^ebeii  die  juristische  Bedeutung  von  edel  scheint 
mir  nun  allmälilich  eiue  zweite,  soziale  getreten  zu  sein,  und 
2war  eine  speziellere,  eine  Beschränkung  des  Worte  im  gewöhn* 
liehen  Sprachgebiauche  auf  die  vollfreien  Leute  von  Kitteraartw 
Diese  Bedeutungsverschiebung  ist  sehr  verstandlicL  Seitdem 
die  Sohne  von  Bauern  und  Kaufleuten  von  der  Erbfolge  in 
Lehen,  von  der  Ebenburt  im  Lehnrechte  und  von  der  Auf- 
nahme in  den  Ritterstand  ausgeschlusscn  waren,  gab  es  ver- 
schiedene Arten  von  „guter  Geburt'^  Nicht  jede  Abstammung, 
die  für  das  Landrecht  als  gut  galt^  war  gut  im  Sinne  des 
Lehnrechts.  Andrerseits  konnte  im  Sinne  des  Lehnredits  auch 
der  minderfreie  ritterliche  Dienstmann  ein  gut  geborener  Mann 
sein.  Und  er  war  es  durchaus  im  Verhältnisse  zu  seinen 
nichtritterbürtigeu  Staudesgenossen. 

Diese  neuen  Unterscheidungen  der  Geburt  wurden  für 
die  soziale  SteUung  des  Einseinen  allmählich  wichtiger  als  die 
alten.  Natürlich  war  damit  noch  nicht  eine  Umdentung  der 
alleu  Rechtssätze  gegeben.  Man  wußte  ja  sehr  genau,  welche 
Geburt  im  Sinne  der  alten  Rechtssätze  z.  B.  der  Büß-  und 
Wergeldordnuugeu  als  gute  galt.  Aber  es  trat  Mehrdeutigkeit 
des  Wortes  ein.  £s  lag  nahe,  daß  man  im  gewöhnlichen  Leben, 
bei  der  Titulatur  und  bei  Neuformulierungen  es  vorzog,  die  alte 
Bezeichnung  nur  dann  anzuwenden,  wenn  sie  den  alten  und  den 
neuen  Aniurdcruugen  zugleich  genügte,  dagegen  m  anderen 
Fällen  neutralere  Ausdi'ücke  zu  wählen.  Daß  nun  eine  >ülclie 
bloß  soziale  Bedeutungsverengerung  im  12.  und  im  B^ion 
des  13.  Jahrhunderts  wirklich  eingetreten  war,  entnehme  ich 
«OS  folgenden  Erscheinungen: 
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355.  1.  Die  GeriditsgeDosflea  des  Qiafengeriohfs  weiden 

in  Ostfalen  immer  noch  in  Referaten  und  Schlußklauseln  als 
nobile»  zusammori^cfaßt.^  Aber  die  einzelnen  Personen,  welche 
das  Prädikat  nobüis  oder  ingeuuus  erhalten,  scheinen  aus- 
nabmaloB  dem  ritterlichen  Stande  angehört  zu  haben.  Und 
dorty  wo  die  Gerichtagemeinde  nur  ana  Bauern  beatand,  iat  die 
Creaamtbeaeichnong  immer  UberL 

2.  In  Westfalen  und  Minden  werden  bei  den  Gesamt- 
beaeichnungen  der  Gerichtsgemeinden  und  in  den  Zeugenlisten 
nobilea  und  üben  unterachieden  und  apäter  durch  Zwischen^ 
achiebung  der  Miniaterialen  getrennt  Wenngleich  nun  bei  den 
iheren  Zeugniasen  und  bei  manchen  der  jüngeren  die  Deutung 
der  liberi  auf  minderfreie  Elemente  möglich  oder  hinsicht- 
lich der  Osnabnlcker  Urkunden  des  11.  Jahrhunderts  sogar 
wahrscheinlich  ist,  so  liegt  doch  für  das  12.  Jahrhundert  in 
der  oben'  erwähnten  Urkunde  von  1160  ein  Zeugnia  vori  das 
kaum  einen  Zweifel  daran  zulaßt,  daß  unter  den  von  den  edlen 
Zeugen  getrennten  liberi  de  parochüs  altfreie  Bauern  zu  ver- 
atehen  sind. 

3.  Neben  die  alte  Bezeichnung  edel  treten  als  Bezeich- 
nung für  den  Stand  der  Gemeinfreien  neue^  nicht  mehr  von 
der  Art  der  Geburt,  sondern  von  gerichtlichen  Vorzögen 

aboreleitete  liecktsworte  auf,  insbesondere  schörtenbar  und 
sendbar.  Diese  Erscheinuniz;  erklärt  sich  am  einfaehsteii  durch 
die  Annahme,  daß  die  Eindeutigkeit  der  alten  Bezeichnung 
erschüttert  war. 

4.  Der  spatere  Sprachgebrauch  fordert  die  Annahme  einer 

ailuiuiiliciieu  Üedeutungswandlung : 

356.  In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  und  in  der  ersten 
Hüfte  des  14.  Jahrhunderts  wird  das  Pi'Sdikat  edler  Mann, 

«dler  Herr,  nobilis  vii'  nur  wenigen  Familien  und  zwar  solchen 
beigelegt,  bei  denen  sowohl  altfreie  Herkunft  als  liittersart 


1)  S.  393  Anm.  2. 

2)  S.  385  No.  1. 
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ODcweifelliaft  vorhanden  ist  Den  BitterbQr(%en  dienatmaii* 
niBoher  Abkunft  wird  es  anders  als  im  Süden  verss^  Der 
Ritlei4>üri;tge  als  solcher  heifit  ehrbar,  gestreDge,  honoralnlis, 

strenunp,  aber  nicht  edel.  Nur  vereinzelt  findet  sich  im 
13.  Jahrhundert  imljilis  als  Übersetzwnp  von  Edelknecht.^ 
Überhaupt  hat  sich  das  Bewußtsein  von  der  Bedeutung  der 
altfreien  Abkunft  noch  immer  erhalten.  Noch  in  einem  Reichs* 
hofgenohtsurteU  von  1354*  tritt  sie  dentUch  hervor.  Carl  IV. 
bekundet^  daB  dn  „vir  nobükt,  ex  ntroqne  parenfte  in  libertete 
genitns"  dur(^  Annahme  ▼on  Dienstlehen  nieht  Embnfie  an 
seinem  Stande  (erleiden  solle  ^quod  ob  hoc  talis  über  et  inge- 
nuus  in  nobilitaie  nativitatis  ipsius  honuiibus  et  di^i^nitatibas 
inde  sequentibus  dampoificari  vel  deteriorah  non  debet  aeu 
potest  aliquo  modo^. 

AndverseitB  findet  sieh  die  Identifinemng  von  ritterbnrtig 
and  edel  schon  im  Anfange  des  14.  Jahihnnderts  aooh  in 
Sachsen.  Sehen  die  Glosse'  sagt:  ^Die  vierte  Ebenbnrt  ist 
die  ritterliche  W  üixiigkeit;  nemlidi  in  dem  Heerschilde,  welche 


1)  In  diesem  Sinne  ist  eine  bisher  unrichtig  verstandene  Urkunde 
von  1254  zu  dontün.  "Vgl.  Eeg.  Magdeburg  2,  60.5  No.  371.  Bei  einem 
Verkaufe  von  (lütrrn  zu  Althaldenslehen  werden  als  Zeugen  genannt 
(1)  Hristliche;  (2)  niilites  ibidem:  Bmno  de  Eilsleve,  Otto  de  Dreinl»'g»?; 
(3)  uo blies:  Reinh.  de  Storbeke,  Heinr.  et  Heidenr.  fratrcs  dicti  de  Stein- 
vordo,  Heinriouä  de  Dodele^e.  Zallingor  bezieht  nobiles  auf  die  zweite 
ZeugongTuppe  und  bezweifelt  die  Richtigkeit  der  Klassifizierung,  da  die 
genanoteu  Personen  Ministerialen  sind.  Mülverstedt  bezieht  das  "Wort  auf 
die  dritte  Gruppe  und  "wundert  hich  über  die  Stellung  dieser  Edeln.  Die 
Deutung  ZalUngers  ist  m.  £.  unzulässig,  weil  schon  das  Prädikat  miUtes 
die  iweito  Orappe  kennxeichiiet  Die  Deutung  Mölventedts  ist  deshalU 
abiolehuenf  weil  auch  die  dritte  Oruppe  ans  IDubteiialeii  beatoht  Dt« 
LQsimg  des  BItsels  durfte  darin  bestehen,  daß  nobilis  nicht  den  «edeln 
Hann*  wiedeigibt,  sondern  das  Wort  Edelknecht  Deshalb  stehen  die  nobiles 
hinter  den  Bitten.  Dem  entipisobt  die  ganse  EntwieUangsteadens  der 
Zeegenoidnonfif  im  13.  Jahifanndert.  Die  llteie  Oliedecang  nsoh  den  had- 
leohtlioben  Sttnden  wiid  dnxohaetst  und  veidiingt  doroh  die  Oidnong 
nach  militirifloher  Wnrde  in  freie  Herren,  Bitter,  Knappen. 

2)  geibertz  2  No.  74a 

3)  SU  in  73  §  1. 
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wir  den  Adel  nenneii'^.  Ebenso  findet  eksh  die  völlige  Iden- 
tifineruDg  in  dem  Bichtsieige  Lehnreohts.^  Wahnchdnlioh  gilt 

das  gl^die  für  das  Görlitzer  Landrecht.^  Ein  solches  Auftreten 
der  jüngeren  juristischen  Bedeutungr  im  14.  Jahrhundert  laßt 
auf  eine  läogst  verbreitete  Umgestaltung  zurückschließen. 

Diese  Schlüsse  werden  dadurch  unterstützt ,  daß  in  anderen 
Teikn  Deateohlands  die  Beseicfaiiiiiig  edel  fftr  die  litterbortigeii 
Minieterialeii  und  EigenleQle  sabon  für  eine  sehr  viel  frühere 
Zmt  belegt  weiden  kann.' 

357.  Die  Ansicht  Witticlis  8t<;ht  der  eben  vorgetragenen 
sehr  nahe.  Auch  Wittich  ^  geht  von  der  Erkenntnis  aus,  daß 
die  älteste  uns  erkennbco«  Bedeutung  des  sächsischen  ,edel*^ 
die  Bedeutong  „altfrei*'  Ist  Ebenso  nimmt  anch  Wittich  an^ 
daß  die  Beseiebnuug  erst  im  Laufe  der  Zeit  sich  auf  die  voll- 
freien  Leute  von  Rittersart  beschrankt  hat. 

Der  Unterschied  besteht  nur  dann,  (hiß  Wittich  das  Ein- 
dringen der  neuen  Bedeutung  sich  als  frühe  Substitution 
denkt  Er  nimmt  bereits  für  das  11.  Jahrhundert  an,  daß  der 
KechtsbegrifiP^edel'^  sich  aof  die  ritterlichen  Aitfreien  beschränkt 
habe,  schon  damals  auch  fSr  das  Landrecht  der  Stand  der 
AHfreien  gesprengt  worden  sei.  Die  Stellungnahme  zu  dieser 
Frage  hängt  vor  allem  von  der  Deutung  derjenige«  Haupt- 
gliedeninir  ab,  die  uns  im  Saclisonppiegel  entgegentritt.  Wittich 
hat  sich  der  Auffassung  Zidlingcrs  angeschlossen  und  die 
Schö^enbaren  als  Ritter,  die  Pflegfaaften  als  altfreie  Bauern 
au%efaBt  Von  diesem  Standpunkte  aus  ergibt  sich  allerdingB 
die  Notwendigkeit,  bereits  für  eine  sehr  frühe  Zeit  ein  völliges 
Ausenianderfallen  des  alten  Standes  der  Edeln  anzunehmen. 
Tubiüchlich  hat  nun  nach  dem  Sachsenspiegel  die  iüLlcrbürtig- 


1)  Vgl.  csap.  1  §  1,  4  §  3,  15  §  11  Homeyer  Ssp.  U  1. 

2)  45  §  dbo.  Ffir  die  Dentung  odelhdt  —  Bltterbnrti^t  spiioht 
die  Enviluuuig  des  EdeUcnechts.  Deshalb  sind  wohl  tnoh  die  Schöffen- 
baien aUgemein  sls  ritterbürtig  gsdacbt  Ygl.  40  §  1,  46  §  1,  45  $4,o. 

3)  Ygl  Waits  a.  a.  0.  y  8. 500. 

4)  Onmdhenscbaft  190%  31*. 
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keit  för  das  Landreoht  erst  eine  ganz  geringe  Bedeutung.^  Die 
alte  Hauptgliedening  in  Vollfreie  und  Mindecfrale  steht  auf- 
recht. Der  alte  Stand  der  Edeln  ist  gar  mcht  gesprengt,  son- 
dern nur  durclikrruzi.  l)aiiiit  er^bt  sich  die  oben  skimerte 
EntwickluDg.  Außerdem  falleu  iron^en  Wittich  ins  Gewicht  die 
positiven  Anhaltspunkte  für  den  Begriff  „gemeinfrei und  das 
Fehlen  jeder  Terminologie,  welche  auf  eine  ToUkommeiiere 
ständische  Abschließung  der  Eitterbfirtigen  gedeutet  weiden 
könnte. 

Die  genauere  Bestimmung  der  allmählichen  Bedeutungs- 
änderung  bereitet  natürlich  groi^e  Schwierigkeiten  und  fordert 
eingehende  Lokaluntersuchungen.  Vielfach  reicht  das  Material 
nicht  aus,  um  für  den  Einzelfall  zu  entscheiden,  ob  das  Wort 
im  alten  Rechtssinn  oder  in  der  neueren  sozialen  Bedentong 
gebraucht  ist. 

358.  Ein  bestimmteres  Ergebnis  läßt  sich  allerdiosrs 
schon  auf  Grund  der  bisherigen  Feststellungen  für  Ostfalea 
und  für  die  Zeit  des  Spiegels  gewinnen: 

Edel  wird  mit  schdffenbar  gleichbedeutend  gebraucht 
und  zwar  im  Spiegel  bei  Gelegenheit  einer  Bnfivoiscfarift,  also 
im  Rechtssinn.  Zu  den  Schr>H(  ubaren  haben  auch  Baueni 
gehört  Der  alte  liechtsbegriÜ'  war  somit  noch  leijendig. 
Andrerseits  vermeidet  der  Spiegier  an  allen  andern  Stellen, 
an  denen  er  von  demselben  Stande  redet,  die  Bezeichnung  edel 
Daraus  folgt,  daß  der  gewöhnliche  soziale  Sprachgebranch 
bereits  ein  engerer  geworden  war.  Die  Schöffenbaren  waren 
noch  die  Edlen  im  Reclitssinn,  aber  nicht  alle  erhielten  im 
gewöhuiicii(  n  Leben  dies.  Prädikat.  Mit  diesem  Eigebnisse 
stimmen  die  übrigen  Anhaltspunkte  überein. 


1)  Vgl.  imten  §  50. 
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Vierter  Abschnitt 
Die  Pfleghafteu  oder  Biergeiden. 

A.  Bas  Problem  und  sein  Zasammenhang  mit  der 

Heersteuerhypothese.    §  37. 

360«  Der  SachßeoBpiegel  nennt  als  einen  besonderen  Stand 
der  Freien  die  Ffl^haften  oder  Bieigelden.  An  einer  Stelle  ^ 
wird  hervorgehoben,  daß  diese  Leute  mit  beiden  Bezeiehnungen 

genannt  werden.  Im  übrigen  wird  entweder  der  eine  oder  der 
andere  Au^dnu  k  braucht,  aber  ohne  jeden  Unterschied.  Als 
bezeichnend  tür  den  Stand  er&cheint  nur  die  Zugehörigkeit  zum 
Gerichte  des  Dompropstes  und  des  Schulzen.  Diese  Zuge- 
hörigkeit ist  mindestens  hinsichtlieh  des  Dingbesuohs  eine 
aasschltefiUche  und  stets  eine  notwendige.  Nur  die  Bieigelden 
zahlen  den  Schulzen  Gewette.  Jeder  Bteigelde  gehört  dem 
Schaltheiß  tum  an,  wie  die  Vorschrift  über  das  Heimlaliärecht 
ergibt.^ 

361.  Die  herköniniliclie  und  noch  herrschende  Deutung  des 
Standes  sieht  in  den  Pfleghaften  gemeinfreie  bäuerliche  Grund- 
eigentGmer,  welche  ihr  Grundeigentum  mit  einer  Heersteuer 
bdastet  hatten,  um  der  Wehrpflicht  zu  entgehen.  Diese  Deutung 
steht  in  engstem  dogmcngeschichtlichen  Zusammenhange  mit  der 
Hypothese,  daß  das  karolingische  adjutorium  in  der  Folgezeit 
zu  einer  ständigen  lleersteuer  der  vollfreien  Bauern  geworden 
sei.  Diese  Steuer  habe  alle  gemeinfreien  Gmndeigentümer 
belastet,  welche  sich  nicht  mehr  an  den  Eeicbsheerfahrten  be- 
teiligten. Der  Bauptbegrönder  dieser  Theorie  ist  £ichhoni^ 
der  durch  zwei  erUärungsbedurftige  Erscheinungeu  bestimmt 
wurde.  Einmal  durch  das  Auftreten  der  Bede,  in  der  er  die 
Fortbildung  des  karolingischen  Adjutoriuois  erblickte,  und  daim 
durch  den  Stand  der  Pfleghafteu,  dessen  scharfe  Absonderung 
von  den  Schöflenbaren  er  durch  die  Ablösung  der  Wehrpflicht 

1)  UI  45  §  6. 

2)  Vgl.  oben  S.  87. 

3)  a.a.O.  §§  223,  299,  30ti,  337  IV,  343a.  368  Anm.  a. 
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und  die  damit  gegebene  Belastung  des  Grundeigentums  zu  er- 
klären suchte.  Die  Erkliirung  der  Bede  ist  durch  Eigen- 
brodS  die  •Erklärung  der  Pflegfaaften  daroh  Stobbe  weiter  be- 
gruDdet  worden. 

Von  den  beiden  Auegangspunkten  Eichhorns  ist  zunichst 
einer,  die  Auffassung  der  Bede,  durch  Zoumer  1878^  einer 
Nachprülung  unterworfen  worden,  welche  zu  einer  entschiedeneo 
Ablehnung  gefühlt  hat.  Zeumer  führt  die  Bede  auf  ursprüo^ 
lieh  freiwillige  Abgaben  zurück,  welche  auf  Grund  verschiedeoer 
Gewaltverhaltnissei  insbesondere  der  Gerichtsgewalt,  erhoben 
wurden,  v.  Below  hat  dann  den  Zusammenhang  der  Bede  mit 
der  Gerichtsgewalt  durch  genaue  Untersuchungen  näher  be- 
gründet.* Eiuc  größere  Zahl  von  Lokalforschern  hat  die  Aus- 
fuhrungen Zeumers  und  Belows  weiter  bestätigt.^    Sie  werden 


1)  Über  die  Natur  der  Bedeabisaben.  Oiefien  1826. 

2)  Die  deutsohen  StSdtBstettem  im  12.  und  13.  Jahrhimdert  in 
0.  SchmoUer,  Staats-  und  sozialwissenschsftliohe  ForBohnngen  I  2. 

3)  „Gesohidite  der  diieklea  Staatsateuem  bis  aom  geldrisohen  Etb- 
folgekriege'*.  Zschr.  des  beigimhen  OeeohiehtBrereins  26  (1880)  SL 1—94 
(anch  erschienen  als  landatändische  Yerfassung  in  Jülich  und  fieig  IH  IX 
femer  Conrads  Handwdrterb.  für  Staatswiasenschaften,  Artikel  Bede  lud 
Grandstener,  8.  daseibat  weitere  Nachweiaangen,  femer  Hiator.  Zschr.  90 
8. 322.  Zeohr.  f.  SosialwiasenachafI:  6  a  311  Antn.  a  MittoU.  des  Institnls 
t  asleiT.  OeaohiQhtsL  25  8.  Iff. 

4)  Vgl  Baasch,  Die  Steuer  im  Henogtun  Bayern  bis  som  enlea 
landständischea  Freiheitsbriefe,  Karbarg  1888  (D)  S.  17.  Brennecke,  Die 
ordentUchen  direkten  Staatsstouorn  Mecklenburgs  im  Mittelalter,  19<X). 
EgtTPrs,  Das  Steuerweseu  der  Gra&ohaft  Hoya,  Zschr.  f.  NiedersachaöBi 
1900.  Merklinghaus,  Die  BedereifsaaQog  der  Mark  Brandenburg  bis  zum 
14.  Jahrhundert,  in  Forschungen  zur  brandenburgisch- preußischen  Ge- 
achicbte  8«  1895.  Metzen,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  des 
Mittelalters  im'^Fürstbistum  Münster,  1895  (D).  G.  Müilerf  Die  Entwicklung 
der  Landeshoheit  in  Oeidem  bis  zur  Milte  des  11.  Jahrhunderts,  1889 
8.  39ff.  (D).  Niepniann,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  in  Cleve 
und  Mark  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters.  Düsseldorf  1891  (D.)  S.  26ff- 
F.  0.  Schulze,  Kolonisiemng  S.  242 — 51  und  passim  S.  408.  "Wel?;,  Die 
ordentlichen  direkten  Staatssteuem  von  Kurtrier  im  Mittelalter.  Münster 
18Ü3  (D.)  8.45 ff.  Wittich,  GruDdüerröchaft  S  812ff.  Dioi^n-ge  lüohtung, 
welche  der  Bede  einen  grondkenrliohen  Uzsprun^  zoschitdibt,  intsiesaieit 
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zum  Teil  von  F<:)rscheni,  die  spezielle  Sachkunde  beanspruchen 
können,  als  ganz  feststehend  angesehen.  In  den  allgemeinen 
rechtegeachiohtliclien  Darstellimgen  bat  uck  die  Hypothese  der 
aUgemdnea  Heeraleaer  erhalten  |  cum  Teil  auck  ilize  Identi- 
fiaemng  mit  der  Bede.^  Namentlich  hat  Bie  in  R.  Schröder' 
einen  eifrigen,  wmnsclion  Zeumer  gegenüber  enteegeukommenden 
Anhänger  gefunden,  iseuerdings  hat  sich  Kogler'  mit  voller 
£atBchiedeaheit  für  die  Hec  rsteuertheorie  und  g^n  Zeumer 
toageepioehen.  Aoch  H.  B.  Mejer*  hat  die  Entstehung  der 
Bede  ans  der  Heefsteuer  hinsiohtlich  der  Mehnsahl  der  Aa- 
wendongsfälle  für  wahrscheinlich  erklärt. 

Der  zweite  Aiistrangspunkt  Eichhorns,  die  Deutung  der 
Pfleghaft^ii,  ist  bis  vor  kurzem  unbeanstandet  geblieben^  ob- 
gläch  er  im  Grunde  die  Heersteuerhypothese  sehr  wesentlich 
itotst  Gerade  auf  die  Ablösung  der  Wehrpflicht  wird  ja  die 
Sprengung  des  angeblich  früher  einhdtliehen  Standes  der  Ge- 
meinfreien zurückgeführt.  So  sagt  Schröder  in  seinem  Lehr- 
buche von  der  Klasse  der  Pfl^haften:  ,,Sie  unteröchied  sich 


bi0r  nioht  Neuester  Tertreter  Biitoer,  Oesofakhte  der  cUzekton  Ötaat- 
teem  im  Emtifto  Sakbaig  1,  Arolihr  t  deteir.  Oescihidite  Bd.  92.  YgL 
dftia  T.  Bolew,  HtstoiMie  VxÜjhrasohr.  1004  8. 92  und  HittoUiu«en  des 
Institais  f.  östen.  Geschiehtsfonehmig  25  &  1  ff. 

1)  Vgl  Sdielte,  Lehrimch  1 83  S.  268, 69.  Bnumer,  Onmdiiß  B.  87 
und  130.  Hoofller,  Institationen  I  8. 164ff.  2  8. 92.  v.  Amin,  Beeht  &  85. 

S)  Lehrtmoh  8.  OlOfl  Sohrüder  vertritt  eine  KomUnalioa:  Die  Bsde 
ät  SQBamniaiigaflMBeD  ans  einer  Heonteoer,  ins  Kdaigatimaee  und  «u 
Tenduodaneo  anf  Onmd  der  Oeriohtmewalt  eibobenen  nrspitiii^cth  frei- 
wiüigea  Abgaben. 

3)  Kogler,  Das  landesfuistliche  Steuerwesen  in  Tirol  bis  zum  Aus- 
gange des  Mittelidters.  Archiv  für  östorreichische  Gescliichb"  00  S.  421  ff. 
aach  selbständig.  Wien  1901,  8.  19if.  Kogler  sagt  8.  445:  „Die  enge- 
fibtten  Gründe  machen  nicht  nur  wabncheuiiUoli,  aondem  ^^überzeugdn^^ 
ans,  daß  die  Beden  den  EnhvicklimgBgang  genommen  haben ^  den  wir 
geschUdert  haben  (Ablösung  der  Heersteuer)."  Vgl.  zu  Kogler  v.  Below, 
Hiitor.  Zschr.  90  S.  322,  v.  Wretschko,  Zschr.  23,  S.  294.  Rietschel,  HiÄtor. 
Yitljhrsschr.  1904.  8.87.   Ehrentraut,  Freie  und  Reichstädte,  8.37. 

4)  U.B.  Heyer,  Hof-  und  Centralverwaltung  der  WetÜaar  in  Laip- 
»gar  Stadien  ans  dem  Gebiete  der  Qesohichte  9,  1902. 
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von  den  Edeln  weder  doich  das  Maß  ihres  Grundbesitces,  deoa 
es  gab  Banem,  deren  Besits  es  mit  dem  der  geringeren  Edeln 

reichlieh  aufnahm,  noch  durch  ihre  landwirtschaftliche  Beschäf- 
tigung, sondern  einzig  durch  ilire  unritterliche  L#ebenswci«e, 
wegen  der  sie  seit  der  veränderten  Heeres  Verfassung  füi-  die 
Heerfahrten  nicht  mehr  tauglich  erschien  und  durch  die  ihren 
GmndbesitB  im  Gegensätze  zu  den  Fte^fitem  des  Adeb  be- 
lastende SchoB-  oder  Grafensohatspflicht.  Eine  solche  Be- 
lastung, obwohl  rein  dfiPentlichreohtlicher  Natur,  erschien  einer 
Zeit,  die  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Rechte  nicht  scharf 
zu  unteröchcidcn  vermochte,  als  eine  Minderung;  der  Freiheit**.* 
Entsprechend  hat  Zallinger^  lange  nach  Zeumers  Arbeit  ange- 
nommen,  daß  sich  innerhalb  der  vollfreien  Bevölkerung  eine 
Scheidung  in  der  Weise  vollsogen  habe,  daß  ein  Teil  eine 
ritterliche  LebensweiBe  führte  und  sich  gebortsstandisch  ab- 
schloß von  den  anderen,  welche  sich  von  der  voUstSndigen 
ErfüHung  der  Reichsheerpflicht  zurückgezogen,  losgekauft 
hatten.  Übereinstimmend  sprechen  sich  Heusleri  Brunner  und 
V.  Amira^  aus. 

Der  sweite  Ausgangspunkt  Eichhorns  ist  somit  stehen  ge- 
blieben. Diese  Auffassung  der  Ffl^haften  bildet  noch  inomer 
ihrerseits  eine  wichtige  Stfitse  der  Heersteuerh3rpolhese,  eine 
der  wenigen,  die  ihr  verblieben  sind.  Die  Bedeutung  dieser 
Stütze  darf  nicht  unterschätzt  werden.  Unterschiede,  wie  die 
Herabsetzung  in  Wergeid  und  Buße  und  das  Fehlen  des  Erbrechts 
können  allenialis  durch  die  Aufgabe  des  Wnffenrechts  erklärt 
werden,  aber  nicht  durch  Ekfäliung  von  Bitten  der  Gerichts- 
herren.* Ware  es  sicher,  daß  die  Scheidung  der  PA^aften 
von  den  Bchdffenbaren  durch  die  Bedepflicht  der  eisten 
Klasse  verursacht  ist,  so  würde  ein  gewichtiß-er  Grund  für 
die  Auüassung  der  Bede  als  Heei-steuer  gegeben  sein.  Die 
Bedeutung  dieses  Momentes  tritt  auch  in  den  Darstellungen 

1)  S.  450. 

2)  a.a,0.  14,  8.  254  ff. 

3)  Vgl.  oben  S.  410  Anm.  1. 

4)  Vgl.  unten  No.  374. 
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von  BruQüer  und  v.  Amira  unmittelbar  hervor.  Das  Schicksal 
der  Heenteuerhypothese  hingt  mit  der  Deutung  der  Pfleg- 
baflen  eng  zneammeii. 

Erst  in  neuerer  Zeit  sind,  von  meiner  Theorie  abgesehen, 
zwei  Zweifel  laut  geworden.  Emmal  hat  E.  Mayer*  den  Ver- 
such e^^inacht,  iii  dem  vermeintlichen  Zinse  der  Pfleghaften 
keine  ilcersteuer,  sondern  einen  uralten,  den  Gemeinfreien  von 
dem  Adel  scheidenden  Zins  nachsuweisen. 

Zweitens  scheinen  bei  einemHauptvertreter  der  herrschenden 
Ldure,  bei  Richard  Schröder,  Zweifel  an  der  Sicherheit  der 
hi.^lierigen  Deutung  entstanden  zu  sein.  Schröder  ^  bemerkt  hin- 
gichtlich  der  Forterhaltung  der  angebliehen  Adelsrechte  an  der 
gemeinfreien  Bevölkerung:  Vielleicht  daß  in  der  Stellung  der 
sächsischen  Malmannen,  möglicherweise  auch  der  Biergelden, 
noch  Beste  alter  UntertSnigkeit  gegenüber  den  ^HeiTen''  za 
finden  sind.**  Um  diese  Gedanken  hinsichtlich  der  Biergelden 
m  würdigen,  genügt  ein  doppelter  Hinweis:  1.  Der  altsach- 
ßische  Tutor  hat  ein  Vorkaufsrecht  an  der  hereditas  des  Mund- 
lings,  also  sicher  ein  Anrecht  auf  diese  hereditas.  Das  erb- 
lose Eigen  der  Bieigelden  fällt  in  das  Schnltheißtum  oder 
in  die  Grafschaft'  Jedes  Anrecht  eines  Privatherm  ist  völlig 
aasgeschlossen.  2.  Nach  Schröder  hat  es  außer  den  Biergelden 
gar  keine  bnofrlichen  Urnndeii^entümer  gegeben.  Seine  jetzige 
Idee  würde  somit  als  Resultat  liefern,  daß  alle  Bauern  in 
Sachsen  Privatherren  hatten:  die  grundherrliche  Theorie  würde 
*in  der  N^^ation  der  Freibauern  weit  fibertrumpft,  die  Dar- 
slellnng  der  Stände,  welche  Schröder  in  seinem  Lehrbnche 
gibt,  gerade  in  ihren  Grondsügen  aufgegeben  sein.  Ich  glaube 
Schröder  nicht  Unrecht  zu  tun,  wenn  ich  seine  neueste  Deu- 
tung der  Püeghaften  als  eine  vorübei^ehende  Trübung  seiner 
Ansicht  behandle  und  mich  an  die  doch  mehr  durchdachte 
Diistellung  in  seinem  Lehrbuche  halte. 


1)  Verfasmin^geschichte  I  S.  löff. 

2)  Zschr.  24,  8.  358  oben. 

3)  YgL  0.  Ö4  lex  Sazon.  imd  Bsp.  lU  80  §  1. 
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362.  ünsefe  blBherigen  üntmaobuDgen  haben  in  positiver 
wie  in  negativer  Richtung;  ein  ganz  bestimmtes  Ei^elniis  ircliefort. 
Wir  haben  erkannt,  daß  der  Spionier  mit  den  Gerichten  des 
Dompropstes  und  des  Schulzen  die  Stadtgerichte  gemeint  hat 
Damit  sind  seine  Pfleghaften  als  Stadter  gekeonseichDetb  Wir 
haben  femer  gesehen,  daß  die  freien  bäuerlichen  Onindeigen- 
tOmer,  die  sieh  in  Ostlalen  überhanpt  finden,  im  Sinne  des 
Spiegels  schöffenbare  Leute  erewesen  sind.  Neben  ihnen  stelu  ii 
nur  Landsassen,  die  späteren  Meier.  Deshalb  können  die 
Pfleghaften  keine  Bauern  gewesen  sein.  Aiit  dem  tiachen  Lande 
fehlt  jeder  Baum.  Durch  diese  Feststellung  wird  auch  der 
sweite  Ausgangspunkt  der  Heenteuerhypothese  hinffiUig.  Die 
Feststellung  ist  ganz  unabhängig  von  der  Untersuchung  Zeumen 
erzielt  worden.  Es  ist  nicht  uninteressant,  daß  zwei  vonein- 
ander völlig  getrennte  Arbeiten  in  liirem  scliließlichen  Eüd- 
resultate  sich  in  dieser  Weise  berühren. 

Diese  Ergebnisse  sind  völlig  sicher.  Immerhin  empfiehlt 
sich  die  Gegenprobe.  Wir  werden  nunmehr  prfifen,  ob  die 
Bon8t%en  Anhaltspunkte,  die  für  die  Bestimmui^  des  Standes 
vorhanden  sind,  zu  diesem  Resultate  stimmen. 

Zunächst  will  ich  den  Wortsinn  der  beiden  Standes- 
bezeich Illingen,  ihre  Deutung  durch  Königszins,  Bede  und  dmrh 
Stadtpilieht,  dann  die  anderweit en  Fundstellen  und  schlieiiiieh 
die  Stündischen  VerhäUnifise  der  Stadtbüiger  in  den  ostfäliaehen 
Städten  erörtern. 


B.  Der  Wortsinn  der  Standesbezeichnungen.    §  38. 

Die  Etymologie  von  biergelde  ist  sehr  bestritten,  die 
Ableitung  von  plechhaft  von  ple^e  völlig  sicher. 

363*  In  bezng  auf  die  Etymologie  von  biergelde  verweise 
ich  auf  Anlage  4,  in  bezug  auf  die  außersäcihsisohen  Fkmd* 
stellen  auf  Anlage  5.    Aus  beiden  Anlagen  ergibt  sich,  dafi 

ich  meine  fi-ühereu  Ausführungen  uuticcLt  erhalte.  Nur  in 
einem  Punkte  scheint  mir  eine  Modihkation  geboten«  Ich  hatte 
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frdlier  angesiehtB  der  beideii  M^liolikdleii  des  Worteioos  Last- 
träger und  Lafltgenosse  mich  der  zweiten  zugeneigt.  Ich  möchte 
jetzt  aus  einem  gleich  zu  erörternden  Grunde  eher  glauben, 
daß  der  usuelle  Sprachgebrauch  Ostfalens  an  die  ei*äte  Mög- 
lichkeit angeknüpft,  somit  bieigelde  als  PHichtleistender,  gleich- 
bedeutend mit  pfliebtig^  genommen  worden  ist^  nnd  dann  durch 
BedehoDg  auf  jeweilig  yemohiedene  Pflichten  verschiedene 
spedeUe  BedeatuDgen  gewonnen  hat 

364.  Hinsichtlich  des  Wortsinns  von  plechhaft  habe  ich 
meine  frühere  Deutung  aulV»  i^f  ben.  Es  ist  althenjcbrachte 
Meinung^,  daß  im  Sachsenspiegel  plege  Zins  bedeutet  Dann 
Wälde  plechhaft  zinspflichtig  sdn  müssen.  Bei  meiner  Unter- 
snohiiiig  Uber  die  Bieigelden  war  ich  dieser  Deutung  gefolgt 
und  hatte  den  ZänSj  welcher  fflr  den  Stand  beseiehnend  ge- 
wesen sein  mnfi,  auf  den  Wortsins  bezogen,  der  in  den  ost- 
fälischen  Städten  eine  große,  T^ennschon  nicht  ullgemeitie  Ver- 
breitung besitzt.  Freihch  konnte  ich  die  Bezeichnung  des 
Stadtzinses  als  piege  oder  FÜicht  nicht  nachweisen.  Auch  war 
nicht  SU  verkennen )  daß  der  Wortzins  nicht  in  allen  Städten 
yoikam,  eine  finanaell  sehr  geringffigige  Belastung  derselben 
und  endlieh  eine  Beallast^  aber  keine  standisch  begrenzte  Pflicht 
darstellte.  Diese  Umstände  konnten  mich  angesichts  der 
zwingenden  Anhaltspunkte  für  die  Stadtangehorigkeit  der  Pfleg- 
haften an  dieser  Deutung  nicht  irre  machen,  aber  sie  boten 
Schwierigkeiten.  Ks  ist  verständlich,  daß  v.  Below  auf  dem 
Historikertage  zu  Halle  gerade  diesen  Teil  meiner  Auslegung 
als  bedenklieh  bezeichnete.  In  der  Tat  beruhen  auch  diese 
Schwierigkeiten  wie  die  beun  Froneboten  ursprön^ioh  ange* 
nommenen  auf  einem  Auskgungäfehler.  Die  traditioneDe  An- 
nahme, daß  plege  im  Sachsenspiegel  Zins  bedeute,  ist  nicht 
begründet.  Piege  bedeutet  gerade  das  Gegenteil  von  Zins, 
nämlich  diejenige  geschuldete  Leistung,  welche  nicht  in  Geld- 
zins beeteht 


1)  Vgl.  Homeyer,  Register  unter  plege;  ebenso  Hildebrand,  Glossar; 
Stobbe  a.  a.  0.  8. 346  Anm.  ^0. 
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Die  Belegstellen  des  Wortes  sind  folgende: 

II  58  §  2.  „In  sente  bartholomeus  dage  is  alierbande 
tias  unde  plege  verdenet " 

III  76  §  3.  Der  Witwer  soll  bei  frOhem  Tode  der 
Frau  auf  dem  Gute  der  Frau  arfodten  „onde  ttne  oder  plege^ 
davon  den  Erben  geben.  §  4.  Bei  spätem  Tode  ist  er  nicht 
pflichtig,  jemandem  zu  geben  „plege  noch  tins".  §  5.  Gehört 
zu  dem  I  rauengut  „svat  tinaes  oder  plege*',  so  soll  es  dem 
Mauoe  bezahlt  werden. 

m  77  §  I.  Tut  &n  Mann  aein  Land  beaiet  ans  „to 
tinee  oder  to  plege^  §  2.  Der  Erbe  boU  auch  von  der  Saat 
^sogetauen  tins  oder  plege"  geben. 

Lehnt.  60  §  2.  „Molen  aver  unde  münte  unde  all*  rhende 
toln  und  huve  unde  gud  to  tinse  oder  to  plege  utgedan",  soll 
Niemand  afterverpacbten.  ,,Dut  he't  aoderwenre  lüden  to  tinae 
oder  to  plege'',  ao  iet  er  ein  unrechter  Zinamann. 

Die  Btfindigc  Zusammenstellung  von  tina  und  pl^  bei 
Erwäliüimg  der  Pacht  bat  wohl  Homeycr  zu  der  Annahme 
veranlaßt,  daß  synonyme  Begriffe  vorliegen.  Aber  notwendig 
ist  dieae  Aonabme  keineafails,  es  können  zwei  verschiedene 
Leistungen  gemeint  sein,  welche  in  Ansdiung  der  aa%e> 
wotfenen  Probleme  gleich  behandelt  werden  aoUen.  Die  An* 
nähme  einer  Gleichbedeutung  ist  nun  schon  durch  den  Wort- 
laut ausgeschlossen  bei  III.  77.  Das  AubUm  zu  tins  ihkI  das 
Austun  zu  plege  werden  als  zwei  verschiedene  Formen  der 
Pacht  nebeneinander  gestellt.  Für  die  übrigen  Stellen  ist  die 
Annahme  der  Gleiohbedeutung  deahalb  abaulehnen,  weil  der 
Spiegier  sich  immer  kurz  faßt  Eine  derartige  stSndige  Wieder 
holuüg  synonymer  Ausdrücke  wSrde  beiapietloa  sein.  EndUch 
ergibt  sich  die  Notwendigkeit  der  Scheidung  daraus,  daß  znr 
Zeit  des  Kechtsbuchs  tatsächlich  zwei  verschiedene  Formen 
der  Pacht  ganz  allgemein  üblich  waren;  das  Austun  geirfn 
Qeldzine  und  daa  Auetun  gegen  eine  Getreideabgabe  ab  Teü* 
pacht  oder  gegen  eine'feate  Getreidepaoht^  Die  beiden  Aua- 


1)  Vgl.  Wittich,  OruodherrachÄft  S.  333fiL 
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drücke  des  Sachsenspiegels  müssen  daher  auf  diese  beiden 
Pachtformen  bezo^n  werden;  tins  bezieht  sieli  aiif  die  Geid- 
pacht,  plege  auf  Pachtvertnip^e  anderer  Art.  Diese  Beziehung 
ist  lim  SC)  notwendiger,  als  die  Getreideabgabe  häufiger  war 
als  der  Geldzins. 

Wenn  aber  plege  nicht  Zins  bedeutet,  dann  ist  auch  der 
Ffleg^fie  nicht  der  Zinsaahler,  sondern  der  Mann,  dem  andere 
Pflichten  obliegen.    Es  ist  einfach  der  „Pflichtige". 

365.  Diese  neue  Deutung  wird  sofort  durch  zwei  Aniialts-* 
punkte  unterstützt: 

Der  Spiegier  kennt  die  Beseiehnung  Zinszahler:  „tinsman^ 
and  yytinigelde''.^  Aber  er  gebraucht  die  Worte  nicht  etwa 
gleiehbedentend  ndt  pleohhaft  und  Bieigelde,  sondern  er  be- 
zeichnet mit  ihnen  den  Mann,  der  auf  fremdem  Gute  sitzt 
Daraus,  daß  gar  nicht  der  Versuch  gemacht  ist,  einer  Ver- 
wechslung mit  den  Pfleghaften  vorzubeugen,  ist  zu  folgern, 
daß  weder  bei  Pileghaften  noch  bei  Bieigelden  an  Zins  ge* 
dacht  ist 

Der  Sachsenspiegel  gebraucht  die  Beseichnungen  biei^ 
gelde  und  plechhaft  unterschiedslos  durcheinander.  Biergelde 

kann  einfach  „pflichtig''  bedeuten.  Wenn  nun  pfleghaft  diesen 
allgemeinen  Wortsinn  hat,  dann  wird  der  völlige  Gleiehgebrauch 
erst  recht  verständlich.  Bei  beiden  Ausdrücken  wird  nicht  nur 
an  denselben  Stand  gedacht,  sondern  auch  an  dasselbe  Merk- 
mal dieses  Standes,  an  die  ihm  obliegende  Pflichtenlast 

Aus  diesen  Giflnden  ist  die  allgemeine  Bedeutung 
„Pflichtige  für  beide  Ausdrücke  gesichert  und  die  spesielle 
Beziehung  auf  eine  bloße  Zinspflicht  positiv  unwahrscheinlich. 

.366,  Schon  die  vorKt^'henden  iilrörteruni^en  machen  es 
m.  K.  unzulässig,  in  der  Piiicht  der  Pfleghaften  eine  einfache  Ver^ 
pflichtung  zur  Zahlung  eines  bestimmten  Geldzinses  au  sehen. 
Es  mofi  eine  Pflicht  gewesen  sdn,  die  einen  anderen,  weniger 
bestimmten  oder  um&ssenderen  Inhalt  hatte. 


1)  V^l.  für  tinsman  I  54  §  1,  5,  II  21  §  1,  59  1 1,  2,  für  tiößgelde 
III  76  §  4,  Lnr.  65  §  7,  68  §  5,  73  §  1. 
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Damit  föUt  die  Mlier  yon  mir  ▼ertretene  Deutong  auf 

den  Hauezius  der  Stadtbüreer.  Derselbe  Gesichtspunkt  spricht 
aber  auch  gegen  die  Annahme  E.  Mayers  der  in  den  I^fleg- 
haftcn  oder  Biergelden  einen  von  alters  her  mit  Kopfzius  be- 
lasteten  Stand  von  Gemeinfreien  erblickt  Ich  habe  bereits 
frOber^  daigetan,  daB  die  gesamte  VoisteUang,  die  sieh  Mayer 
von  den  GkriohtB-  und  Standesverlialtniasen  des  Sachsenspiegels 
macht,  auf  unhaltbaren  Yoransseteiingen  au%ebaut  ist  Ich 
kann  mich  daher  jetzt  mit  einer  kurzen  P>gänziing  begnügen. 
Mayer  hat  den  Freienziiis  nicht  auf  Ostfalen  beschränkt,  son- 
dern für  ganz  Deutschland  und  Frankreich  als  eine  aligemein 
verbreitete  Abgabe  der  Qemeinfreien  behandelt  Mit  Becht  be- 
tont Stuts^  daß  die  Qesohiohte  der  Gemeinfreien  „ein  g^oa- 
Uoh  verändertes  Gesicht''  bekommen  wfirde,  ,,wenn  Mayers 
Auffassung  aller  jener  zahlreichen  und  vielgestaltigen  Freien- 
abgaben der  späteren  Zeit  als  einer  einheitlichen,  in  die  ger- 
manische Zeit  zurückreichenden  Steuer  sich  als  richtig  erweisen 
würde".  Aber  diese  Eventualität  ist  ausgeschlossen.  Der  Schein 
der  Einheitlichkeit  wd  nur  dadurch  bevirkt,  daß  Mayer  Nach- 
richten^  welche  örtlich »  zeitlich  und  hinsichtlich  des  Standes 
der  Pflichtigen  sehr  wesentlich  voneinander  abweichen,  als 
gleichartige  Masse  behandelt.  Eine  Probe  wird  genügen.  Als 
Ausgangspunkt  für  den  Nachweis  eines  von  der  Bede  ver- 
schiedenen Königszinses  benutzt  Mayer  niederrheinische  Nach- 
richten aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  welche  zwischen 
Schate  und  Bede  unterscheiden.  Angef&gt  werden  Nachrichten 
aus  dem  Laonnais,  welche  dem  11.  Jahrhundert  angehören  und 
nur  das  eine  mit  der  ersten  Gruppe  gemein  haben,  daß  sie 
gleichfalls  verschiedene  Abgaben  voneinander  treuneu.  Damit 
verläßt  Mayer  die  Bede.  „Das  bislier  Ermittelte  genügt,  um 
das  Wesen  des  (der  Bede)  entgegenstehenden  Künigsziuses  klar 
an  legen.  —  Die  mit  Schatz,  Schatsung  belegten  Leute  wer- 


1)  :i.  a.  0,  I  S.  15ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  232Ö. 

3)  a.  a.  0,  S.  127. 
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den  am  ic  (lenhein  als  Vogtleute  bezeichnet."  Von  nun  an 
dient  der  nicdcrrheinische  Schatzmann  als  l^rototjp  des  Königp- 
BDß  zahlenden  Gemeinfreien. 

Wenn  wir  den  ErkennliuBweit  der  Naobziohten  prfifen, 
dann  ist  es  m.  £.  soniohsi  Idut,  dafi  ans  der  GegenfibersteUung 
von  Schatz  und  Bede  in  Nachrichten  des  14.  Jahrhunderts  über- 
haupt kein  Argument  gegen  die  Identität  des  Schatzes  mit  der 
„alten"  Bede  zu  entnehmen  ist  Denn  die  alte  landesherrliche 
Bede  ist  früh  fixiert  worden,  sie  ist  keineswegs  eine  ,,nach  Zeit  and 
Ort  natorgemafi  wechselnde"  Abgabe  geblieben.  Deshalb  konnte 
sie  als  Schate  sehr  wohl  neuen  Anfbrdemngen  gegenübergesetst 
werden.  Tatsächlich  kann  es  ja  nach  den  Untersuchungen 
V.  Belows  ^  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  wir  in  dem  Schatz 
dieser  von  Majer  erwähnten  Nachrichten  nichts  anderes  als 
die  alte  Bede  vor  ans  haben.  Ebenso  bat  von  Below  nachge* 
iriesen,  daß  die  BeseiGlutang  SobatBlente  sich  nicht  aof  freie 
Lente  beschrfinkt,  sondern  anoh  H^ige  nmfefit,  Eigenleote  des 
Landesherm  und  privater  Herren.  Mayer  beruft  sich  auf 
Below,  ohne  dessen  Ansicht  zu  beanstanden.  Es  ist  mir  un- 
faiilich,  wie  er  in  einer  Personengruppe,  zu  welcher  Freie 
Qod  Eigenleute  gleichmafi^  geboren^  das  Prototyp  der  genna- 
lusdien  Gemeinfreien  erblicken  kann.  Angesichts  ^Ueser  völligen 
tJnhaltbatkeit  des  Ausgangspunktes  glaube  ich  auf  eine  ein- 
gehendere  Erörterung  der  übrigen  isachriohten  verzichten  zu 
komien. 

367.  Nun  ist  ja  allgemein  anerkannt,  daß  auch  in 
Sachsen  ein  von  der  Bede  verschiedener  Konigssins  vorkommt» 
häufiger  in  West&len  und  E^gem,  selten  in  Ost&len.  Aber 

er  erscheint  nirgends  als  allgemeine  Abgabe  vollfreier  bäuer- 
licher Gmndei(?entümer.  Der  wirkliche  Rechtsgmnd  kiinn 
inuner  nur  für  den  Einzelfall  ermittelt  werden.  RübeP  nimmt 
als  Eegel  an,  daß  Zins  für  den  Genuß  von  Königsgot  vor- 
liegt Er  hat  dies  fOr  Westfalen  bähw  begrfindet  Die  gleiche 


1)  V{il.  die  Nach  Weisungen  ol)en  S.  414. 

2)  Beiträge  10,  S.  127,  Die  Franken  8.  2ti8. 
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Deutung  liegt  for  die  oetfilieehen  Fuodsftdlen  nahe  In  Be- 
tracht kommen  Adderstedt,  Ilten  nnd  Dahlnm  im  Ambeigan. 

Adderstedt  war  ursprünglich  eine  königliche  Villa,*  Von  den 
zu  dieser  Villa  gehörenden  Hufeu  zahlt  ein  Teil  den  censiis 
regalis.'  Aber  diese  Hufen  sind  Lathufen.  Die  Zinszahler 
Bind  Liten  nnd  keine  Gemeinfreien.  In  Ilten*  zahlt  ein  Teil 
der  IVeigQter  Königsring.  Die  übrigen  Gfiter  und  die  übrigen 
Freien  zahlen  ihn  nicht.  Auch  in  diesem  Falle  scheint  die 
Beschrankung  für  Köni^land  zu  sprechen.  In  Dahlum  hcijeirnct 
una  der  Ausdnick  Kunigszins  nicht  ^  Aber  wir  tindeii  iOUi 
einen  fiscasi  der  dem  Könige  gesahlt  wird,  und  1009  eine 
Abgabe  von  Bdcken,  die  an  die  ourtis  abgeliefert  werden.* 
Dahlum  war  ein  königliches  castellnm  mit  beiliegender  eortis. 
Die  liberi,  welche  die  Abgabe  der  Böcke  entrichten,  dürfen 
sich  nur  an  Gandersheim  ergeben. Daraus  folijt,  daß  sie  in 
königlichem  Mundium  standen.  Denn  der  voilfreie  Mann 
konnte  sich  seinen  Schuteherrn  frei  wählen.  Es  scheint  miri 
daß  BübeP  recht  hat^  wenn  er  auch  für  Dahlnm  Leiheabgaben 


1)  YgL  Ü.B.  Haenlnug  I  No.3  (1063). 

2)  a.  a.  0.  ü  Ko.  410. 

3)  Vgl.  Boedeker  a.  a.  0.  8.  22,  23. 

4)  Vgl.  hinsiohtlich  der  späteren  YeihiUmise  Ol&ntiier,  Ambeigu 
B.  373fL,  4Ö3.  Ob  der  König8zin&  im  BpSteren  Fretenans  gesackt  werden 
dazf ,  a.  a.  0.  8. 26,  ist  sehr  fiaglich. 

5)  ürkonde  Ottos  III  von  1001  Mon.  Gem.  B.  n  und  Heinrichs  II 
Ton  1009  D.  a.  E.  0.  III  206.  In  der  sweiten  Uikonde  „quingentos  arietn, 
qaos  ex  debito  liberi  homines  nunc  vel  antecessomm  iiostroiam  temporibns 
ipri  et  parentes  ipeonmi  ad  supra  dictum  loomn  aemper  aolveront**  In 
Hinblick  anf  die  Feststellimg  R&beb,  Die  Franken  &  25ft^  daß  bei  vieto 
karolingiflohen  Anlagen  casteUtun  und  cortia  nebeneinander  eristieitefli 
amd  die  beiden  Urkunden  auf  etwas  Terschiedene  Schenkungsobjekte  la 
bssiehen, 

6)  ü.  Heinr.  II  tou  1000  „hoc  quoque  regia  anotoritate  statnentes 
nt  nnnna  piedictonun  liberorom  aÜcnl  preter  OandeiBheimensi  ae  sabdoat 
ecdeaiae.  T^.  die  Urkunde  Heinr.  II  von  1005  a.  a.  0.  No.  100  JMb 
quoque,  qui  regiae  potestatis  jam'eiaat*. 

7)  Rübel,  Die  Franken,  8. 267. 
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vermutet  In  kemem  der  Fälle  li^  ein  Aohaltspunkt  für 
eine  Btändische  Abgabe  der  freien  Grundeigentümer  vor.  Auch 

wenn  man  die  Unsicherheit  dieser  Deutungen  betont,  so  ist  es 
doch  ausgeschlossen,  einen  Voiksstandj  wie  den  der  Pfleorhaften 
des  Sachsenspiegels,  durch  solche  Einzclvoikomrnnisse  zu  er- 
klären. Tatsachlich  kommen  für  die  Pflicht,  auf  die  in  pfleg- 
haft hingewiesen  wird,  nur  zwei  Pflichten  emsthaft  in  Betracht^ 
die  Bedepflioht,  wenn  man  sie  als  Heersteuer  aufkßt  und 
von  der  Feststellung  der  Gerichte  absieht,  und  dann  die 
Stadtpflicht. 

* 

C.  Bie  Deutung  von  „pfleghaft*^  auf  die  Bedepflicht 

§  39. 

368«  Eine  ausffihrliohe  ErSrterung  der  Bede  mid  ihres 
Ursprungs  läßt  sich  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  geben. 
Sie  ist  :iuch  entbehrlich.  Durch  die  grundlegenden  Arbeiten 
Zenniere,  v.  Belows  und  die  oben  angeiuhrten  Lokaluntcr- 
Buchungen  sind  m.  E.  überzeugende  Beweise  dafür  erbracht» 
daß  wir  in  der  Bede  keine  Ablösung  der  Wehrpflicht  zu  sehen 
haben^  sondern  eine  Leistungi  die  ursprünglich  freiwillig  an 
die  Sohuta*  und  Geriohtsherren  entrichtet  worde  und  die 
dann  allmählich  zu  einer  rechtlich  erzwingbaren,  standig 
nieder  kehrenden  und  in  ihrem  Betrage  fixierten  Abgabe  ge- 
worden ist. 

Gr&nde  zugunsten  der  Heersteuertheorie  ^ind  nach  den 
AusführuDgen  Zeumers  nur  von  Schröder  und  Kogler  voiv 
gebracht  worden.  Kogler  hat  bereits  bei  Below  eine  in  der 
Hauptsache  abschliefiende  Widerlegung  erfahren. 

Unter  diesen  Umstanden  kann  ich  mich  beschranken  1.  auf 
einige  Angaben  über  das  Vorkuuimen  der  öffentlichen  Bede  in 
unserem  Untersuchungsgebiete,  speziell  hauptsächlich  der  Bede 
der  Laten  und  der  Schö£fenbaren;  2.  auf  die  Erörterung  der 
gegen  Zeumer  vorgebrachten  noch  nicht  völlig  erledigten  G^n* 
gründe  und  3.  auf  die  Prüfung  der  Frage ,  ob  bei  richtiger 
Auffaesung  der  Bede  es  überhaupt  möglich  ist,  die  Pfleghaften 
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ab  Bedesahler  lu  deateQ,  auch  wenn  man  sonlohBt  von  der 
Uotersuohan^  der  Gerichte  aMeht. 

369.  Die  Bede  begegnet  uns  schon  im  Sachsenspi^ei ' 
uuter  cliesem  Namen  ohne  jede  Erläntcnmg  als  etwas  Be- 
kauotes.  Die  lateinischen  ^Nachrichten  geben  die  üblichen  Über- 
aetsungen  pctitiOi  precaria,  exactio.  Die  später  vorkommendeii 
Atiadrücke  Schate,  Geechofi  sind  der  Zeit  des  Spiesen  an- 
Boheinend  noch  fremd.  Weder  früher  noch  später  findet  sieh 
aber  irgend  ein  Änsdmck,  welcher  auf  den  Zusammenhang  der 
Bede  mit  dvm  Kriej^sdienst  hiinlcuten  köimtc.  Damit  ist  niclit 
gosajit,  dali  überhaupt  keine  Heeresabirabe  vorkommt,  Vielmelir 
ist  die  Heersteuer  ganz  sicher  vorhaadeu.  Sie  begegnet  uns 
in  doppelter  Form-,  1.  als  Heerschilling,  Heermalter,  Heer- 
schuld  und  2,  als  Heersteuer  des  Lehnrechts. 

Die  erste  Abgabe  >  ist  verbreitet,  aber  wird  überall 
wo  sie  vorkommt,  nur  von  den  Loten  bezahlt,  und  erscheint 
noch  im  1 ').  Jahrhundert  als  allgemeines  Standesmerkmal  der 
bischöflichen  Laten  in  Halberstadt.^    Aus  dieser  Abgabe  ist 


1)  Ssp.  III  94  §  3  und  Lnr.  Art  73. 

2)  ündetttlioh  ist  die  Bemerkoog  m  dem  Hildesheimer  Eolonistea- 
teckie:  Ezercitui  sapplementnm  addero  non  est  juris  Dostri,  nisi  com 
episcopus  ODm  rage  Alpes  est  transitaras  vel  pro  patria  contm  pagsaos 

est  pugnaturus.    Vgl.  Böhmer^  Acta  Selecta  429  S.  707. 

:ri  Vgl.  über  den  HeerschilliDgKötzüchke,  Hist.  Vrtljhrsschr.  1899,  2.  Heft 
S.  231  ff.  Kötzschke  sche  int  die  Abgabe  in  der  Hauptsa«  ho  auf  Westtden 
stt  beschränken.  Aber  sie  begegnet  uns  in  Ostfaien,  auch  abgesehen  v-  q 
den  Besitzungen  von  Helmstedt,  unter  der  Bezeichnung  „Heerschuld*. 
Vgl.  (1)  V.  B.  Goslar  1  No.  301  S.  334  fl7,  44]  (Domstift  1174  —  1195) 
h'  rsctdl  (2)  II  No.  410  (da.selbst  1285  —  90)  „preter  herscult,  ita  quod  dabit 
quilibet  lito  u<>n  haben«  bona  de  capite  suo  VI  denarios.  (3^  No.  495 
(Halberstädtf  r  Kechtsweisung  1255  —  95).  "W<^r  fiütfr  im  l-«  ht*»n 
Meierdiii^'«'  boaiispruclit,  d^T  muß  „annuatiin  porsolvere  ot  conferit?,  quod 
dicitur  her. si  alt  :  Ikxj  est  YIIT  denarioü  -.  (4)  U.  B.  St  Bonifacü  No.  3 
(1174).  Ais  omne  jus  der  Lateii  werden  angeführt  „bumede  et  buieve  et 
/urscoltW'K  (5)  I)a-.ell>t  XXIX,  Litcn  zahlen  Rchillinee  .»qui  vorantur 
herschulV".  Der  Betrag  ist  iu  iialbersiadt  (3j  derselbe  wie  lu  dcu  klteren 
Iferdener  Registern. 

4)  Vgl.  Aam.  I  No.  3. 
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vielleicht  der  spätere  Kopfzins  der  Liiteii  entstaudcn.^  Von 
einer  Belastung  der  freien  Bauern  mit  dieser  Latennby^abe  kann 
nicht  die  Rede  sein.  Ebensowenig  von  einer  V  ersclimelzung 
mit  der  Bede.  Diese  Verschmelzung  ist  schon  dadurch  ans- 
geaoliloflseii»  daß  der  Heereohilling  nook  im  13.  Jahrhondert 
von  der  Bede  deutlich  geschieden  ist;  er  wird  im  echten 
Meierding  und  an  den  Leibhenm  gezahlt,  wahrend  die 
Bede  überall  auch  von  den  Laten  von  dem  Gerichtsherrn  er- 
hoben wird. 

Zweitens  begegnet  uns  im  Lehnrecht  die  technische 
^Heersteuer^  als  Entgelt  für  nicht  geleistete  Lehnspflichf 
Auch  diese  Leistung  steht  der  Bede  völlig  fern;  sie  wird  von 
dem  Lehnsbesitzer  an  den  jeweiligen  Lehnsherrn  entrichtet  und 
nicht  an  den  Bedeherm.  Die  Annahme  Schröders ,  daß  die 
Bede  aus  der  VerschmelzuDg  der  llecrstcuer  mit  freiwilligen 
Abgaben  entstanden  sei,  findet  nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt. 

Die  ländliche  Bede  an  eine  öffentliche  Gewalt^  begegnet 
uns  nun  in  Ostfalen  in  drei  Anwendungaf allen ,  welche  den  drei 
ffir  das  flache  Land  in  Betracht  kommenden  Gerichtsgewalten 
entsprechen.  Sie  b^egnet  uns  als  Vogteibede,  als  Leistung  der 
Freigüter,  sowie  als  Leistung  des  vor  das  Goding  gehörenden 
Landes. 

370.  Die  Vogteibede  ist  uns  weitaus  am  häufigsten  be- 
zeugt. Ich  will  diese  bekannten  Verhältnisse  nicht  in  ihrer 
Gesamtheit  darstellen  und  nur  über  Rechtsgrund  und  Umfang 
folgendes  bemerken: 

a)  Als  Rechtsgrund  aller  Leistungen  an  den  Vogt  er^ 
scheint  in  erster  Linie  die  Gerichtsverwaltung.  Nur  sekundär 
wird  der  Schutz  im  allgemeinen  betont.  Heerdienst  wird  nie 
erwähnt.   Die  Leistungen  selbst  sind  mannigfach.    Meist  und 

1)  Vgl.  Witüoh,  Orundhenaohaft  8.  282  Anm.  3.  Dasa  Anm.  1 

No.  2.  3.  4. 

2)  Vgl.  Ssp.  Lnr.  c.  34  und  46  §  2. 

3)  Ob  Grund-  oder  Leibherren  Bede  erhoben  hal<en,  kann  dahitt- 
gostellt  bleiben,  da  diese  Bede  keinenialls  lür  die  Erklärung  der  Ffl^g- 
halten  ins  Gewicht  fallen  würde. 
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ursprünglich  nach  genereUerNorm*  erhält  der  Vopt  ^  /^  derGa^dite- 
gefälle.  Außerdem  treten  Leistungen  an  den  Tagt  u  der  drei  echten 
Dioge  hervor.  Ursprünglich  ,^rvicium",  Naturalverpiiegimg - 
verwandela  sich  diese  Leistunp^en  sehr  früh  in  feste  Beträge 
in  Mfinze^  die  als  Entgelt  für  die  Gerichtsverwaltong  anlgefiafii 
w^en.*  Schon  1087  sind  sie  in  Ilsenburg  als  fester  Gmnd- 
zins  auf  die  gerichtspflichtigen  Hufen  unigc  Ugt.  Dazu  tret^ 
dann  freiwillige  Mehrleistungen.  Nur  die  Erzwingung  vcm  Mehr- 
leistungen wird  allgemein  verpönt,  dagegen  werden  die  trei- 
ivilligen  Leistungen  in  einzelnen  Urkunden  direkt  erlaubt^  ^  Sie 
waren  überall  durch  die  Sitte  gestattet  und  geboten.  IMeae 
Mehrleistungen  geboren  in  die  allgemeine  juristische  Kategorie 
der  freiwilligen  Vergütungen,  wie  sie  als  Ehrengaben,  Houo- 


1)  Vgl.  8i  Hiobael  in  Lünebuig  TT.  B.  Lüneboig  VH 16  (1136)  ,cm 
teitiam  partem  advocatus,  doas  deberet  abbat  redpere,  predictns  aVbas 
totom  advocato  dari  concessit**. 

2)  Vgl.  Nataralservitiiim  10C9,  fixiert  für  den  Herzog,  honorifice 
für  den  nuntius.   Soltan- Quedlinburg  Erath  S.  64. 

3)  1087  Ilsenburg  3  placita  «pro  harum  omniom  placitationoin 
sunisterio  duo  tan  tum  taleota  iu  anno  recipiat,  neo  amplius  qnioqiunn. 
Benarios  vero  ipse  abbas  procurabit,  ab  nnoqnoque  videlicet  manso  sex 
denarios  exigens.  U.B.  llsenbiu^'  1  No.  7  (1191  brinpt  die  Vogtei  über 
jcdo  Tlufo  bcnnts  1  Schilling  jährlich,  a.a.O.  No.  35).  1122  eiliilt  der 
Advokat  für  2  placita  statt  der  BuBen  je  ein  talentum.  aaBeidem  nach 
Wahl  Vor}tf!«'g:ung  oder  10  Schillinge.  Am  dritten  Tage  wird  ihm  Cf\ 
\y]r  'S  scheint,  oin  Kopfzins  von  je  1  Pfennig  gezahlt.  1135  erhält  er  in 
St  Michael  Lüneburg  für  3  placita  je  20  Schillinge  und  volle  fiofien. 
U.B.  Lünolnir-  VII  No.  16. 

4)  Vf<l.  iU67  r.  B.  Ilsonbur^'  1,  3.  Nachdem  die  Besteut'niiiL'  der 
Rechtiigeschäftü  streng  verl>oten  ii»t,  wini  hiiizuL'ffiigt  ,nisi  lorto  aiiquis 
taotum  solidum  de  marca  sibi  gratis  inipartiri  velit." 

5)  Besonders  anschaulich  ist  die  Angabe  im  üanderslieimer  "VV'eistiim 
von  1188,  Rarouberg  S.  li^n  Mereatores  .  .  .  quibusdam  suis  munenbus 
tribuB  vicibus  in  anno  (3  GeriLlibtermine)  advocatnm  honorare  consne- 
venint,  quae  tarnen  juris  nomine  non  oxhibeiit.  sed  pro  tjo  ut  ipsius 
benevoleiitiam  sibi  seutiant  effiracius  i»rofutunim.  Ferner  1225  Quedlin- 
burg: si  homines  advocatiae  in  aliquo  servierunt  advooato  de  hbera 
voluntato.  de  hoc  non  impetatur  ab  Abbatissa.  Erath  S.  144  No.  39  (6). 
Ferner  U.B.  Hochstift  Halberstadt  No.  282  and  360. 
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rare,  Gratifikationen  usw.  vorkommen.  Ihr  bekanntester  Re- 
präsentant ist  in  einer  niederen  Sphäre  das  Trinkgeld.  Diese 
freiwilligen  GegeuleiBtuugen  stellen  sich  da  oin,  wo  die  (Qualität 
der  Hauptleistung  sich  der  strengen  juristischen  Fixierung  imd 
KoDtroUe  entsieht  Bei  der  mittelalterlichen  Gertchtsverwaltung 
war  diese  Voraassetzmig  gegeben.^  Solohe  freiwillige  Gegen- 
leistungen neigen  nun  dazu,  an  Verbindlichkeit  and  an  Umfang 
zu  wachsen,  sobald  die  Machtbefugnis  des  Empfängers  gix)ß  ist. 
Die  EntsteluHi<»;  nnd  (jcscliiclite  der  Vogteibede,  wie  sie  Zeumer 
daj&teilt^  ist  daher  niclit  nur  queiieumäßig  sicher  belegt,  sondern 
aie  hat  auch  sachlich  durchaus  nichts  Auffallendes.  Die  G^n- 
bemerkongen  Koglers  treffen  nur  einen  Ausdruck  Zeumers^ 
aber  nicht  den  wirklichen  Inhalt  seiner  Hypothese.  Besonders 
beachtenswert  scheint  mir  die  Vermutung  Zeumers*,  daß  „gerade 
an  das  servitiuni  sich  zumeist  die  Beden  als  unberechtigte 
Fordening  angesetzt  haben."  Nur  niociitc  ich  noch  weiter 
gehen  und  die  Frage  aufwerten,  ob  nicht  freiwillige  Gaben  ur-r 
sprünglich  euien  Teil  der  Qastimg  gebildet  haben.  Nach  der 
Anschauung  des  Mittelalters  gehörte  zu  der  ehrenvollen  Auf- 
nahme des  Gastes  auch  seine  Beschenkong.  Die  iUteste  Form 
der  standigen  Bede  läßt  sich  an  das  Gastgeschenk  anlehnen. 


1)  Vgl.  das  Oandenhmmer  Weistnm  in  der  Torhei|seheaden  Note. 
Fener  tritt  der  ZoBammenhang  darin  hervor,  daß  ehie  Abgabe  für  die 
AbiösttDg  des  Foimswaogs,  der  9ara,  gezahlt  wird.  1146  U.  B.  Stift 
Halberatadt  I  No.  2ia. 

2)  Kogler  erklSrt  es  a.  a.  0.  S.  i4, 1  für  onwahnohemlieh,  dafi  die 
Bede  ans  einer  privatiechtlicheti  Leistung  eine  öffentliohiechtKche  geworden 
sei.  Zeamet  hat  alleidinga  den  Voigang  in  dieeer  Weise  oharakteriaiert 
(a.  a.  0.  S.  45,  46).  Aber  die  Kennzdchnnng  ist,  wie  v.  Below  in  seiner 
Rezension  hervorhebt,  nioht  notwendig.  Audi  wenn  die  Bede  anfangs  eine 
fretwiüige  Leistung  war,  so  war  doch  die  causa  der  Leistung  und  damit 
das  ganae  Veriiältnis  als  öffentüohrechtUch  za  bezeiohnen.  Es  liegt  sachlich 
genau  und  ausschließlich  diejenige  Umwandlung  vor,  die  £ogler  bei  den 
dona  annua  der  Roichsklrclieu  selbst  armimmt  (S.  442  Abs.  2),  ohne  zu 
erkennen,  daß  diesor  Vorgang  als  ein  Spezialfall  der  Bedeentstehuog  auf- 
gefaßt werd'  n  muß. 

3)  a.  a.  0.  S.  47. 
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Breimal  im  Jahre  hält  der  Vogt  m  Grandmhdm  Gericht^ 
Dreimal  im  Jahre  wird  er  durch  Geschenke  geehrt. 

b)  Der  Umfang  der  Bedepiiicht  deckt  sich  mit  dem 
AnweodoDgsgebiete  der  Yogtcigewnlt.  Hauptsubjekt  aiod  die 
Laien.  Dag^n  haben  die  GeiatUchen  ffir  ilire  Peraon  und 
ihr  Gesinde  die  Be&eiuDg  von  der  Geriehtagewalt  des  Vogtee 
und  damit  für  ihre  Eigenwirtschaft  die  Befreiung  von  der 
Vogteibede  erlarijsjt.'  Die  gleiche  Befreiung  tritt  aucli  bei  den 
Ministerialen  hervor^,  und  zwar  wiederum  unter  Beschränkimg 
auf  die  Eigenwirtschaft,  auf  den  Sedelhof.  Da  diese  Art 
der  Abgiensnng  spfiter  for  die  Bedefreiheit  des  Klenis  und 
des  Adds  typisdi  ist,  so  wiU  iofa  diese  Abgrensong  der 
Vogteigewalt  durch  diei  Urkunden  belegen,  die  besonders 
deutlich  sind: 

1.  In  dem  oben  erwähnten  Vogteiweistume  von  Gander»- 
beim  (1188)^  wird  das  Beoht  des  Vogtes  wie  folgt  besofarinkt; 


1)  Vgl.  U.B.  Süft  Halberstadt  I  No.  282  (1178)  keine  exactio,  nisi 
hospitalitatis  gmlia  exigente  qaanto  ipsi  spoataaeo  obsequio  offennt 

Ebenso  a.a.  0.  No.  3>X)  (1195). 

2)  Vgl.  z  B.  l .  B.  Stadt  Halbentadt  I  No.  6  (1133)  Stift  Halber- 
Stadt  I  No.  212  (1146)  omnes  mand,  quos  fratrea  in  dominicabilibus  suis 
excolimt  et  bona  ministerialium  exdphmtor.  ü.  B.  Ooslar  I  No. 536 
1234  CJeterom  cart^  molendina  et  domos  que  eoolesie  sapradicte  vel 
canonicis  specialiter  et  integraliter  pertioero  noscuntur,  ab  omnibos 
precariis  et  taliis  ac  ezaotiombiia  qoas  iaioi  dare  solent,  libeioa  oaae  dieoer* 
nimos  et  immunes. 

3)  Vgl.  Seeliger  S.  1(55  Aiim.  3  und  die  Nachweisuugeu  daselbst. 
Für  die  Zeit  und  das  Gebiet  unserer  Untersuchung  ist  die  Befreiung  der 
"Wohngüter  der  Ministerialen  von  der  Vogteigewalt  als  allgemein  verbreitet 
anzusehen.  8ie  ergibt  sich  fui*  die  bischöflichen  G viter  von  Haiberstadt 
schon  1133  ü.  Stadt  Balbersiidt  I  6  (der  Xncrt  hält  nur  über  Laton  Gericht) 
und  femer  für  die  ganzen  Bistümer  liaUjer.-^tadi  und  Ilildesheun  i»di^*n 
daraus,  daß  bei  den  zahlreich«'n  Vogteialilösungen  niemals  der  Nachweis 
gefiihrt  werden  kann,  daß  sie  auf  Wohugüter  der  Ministerialen  gehen, 
wuhreud  gü  für  viele  Fälle  sicher  if=;t,  daß  auch  bei  umfassenden  (•i>6ra- 
tionen  nur  litones  und  villici  gemeint  sind.  Etwas  weniger  bestimmt  !üu^i 
die  Anhaltspunkte  für  Magdeburg. 

4)  Huruuberg  S.  130. 
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„Infra  septa  claastn  .  .  in  domiciliis  ecclesiasticarum 
personariini  ( t  in  possessioiiibus  ministerialiumj  iis  vide- 
licet,  quas  ipsi  personaliter  poseident  vel  propriis 
sumptibuB  colunt,  nihil  juris  sibi  vindicabit  advoeatus.'^ 
HiiiBiohÜioli  der  bäuerliolieii  Liten  winde  bestimiiit: 

litones  eodefliae  extra  civitatem  constitiitos  nulliB  om- 
nino  ezactiombas  vei  angariis  petitoribaB  onerabit  Causa 
vero  non  agendarum  exactionum  ab  antiquo  usc^ue  iii  presens 
talis  fuisse  cligiiositur:  Quaedam  ecclesiae  bona  iii  Boseles- 
htisen  Sita  ad  decem  taienta  aestimata,  äifrido  comiti  de 
Bomnenebordi^,  Oanderheimensi  advocato  priino  fuerunt 
concessay  pra  eo  ut  litones  eoolesaae  a  violentia  exaotiombas 
advooati  omnino  nnt  liberi. 

2.  In  einem  Abkommen  über  die  Quedlinbnrger  Yogtei 
von  1221 '  verzichtet  Graf  Hoycr  von  Fjdkenstein  auf  „juri,  quod 
Be  habere  clicebat  in  familiis  et  cnriis  doiiiiriaruni,  clerico- 
mm  et  miniBteriaUum,  ita  quod  nulius  ministerialis  coram  ipso 
teneator  in  judicio  respondere^  —  agri  etiam  tam  ecclesiarum 
quam  ministeiialimn^  quoe  sab  amino  oeosa  mstieis  ezcolendis 
locaverant,  si  ad  se  recepeiint,  ipsos  suis  aratris  et  sumpti- 
bas  excolendos,  ab  omni  jore  advooatie  emnt  penitus  libe- 
rati."  —  Um  welche  Last  es  ßich  bei  den  j,agn''  hatulelt,  er- 
gibt sich  aus  dem  weiteren  Satze:  Item  promisit  sine  dolo  et 
fraude  quod  homines  ad  advocatiam  pertinentes  non  gravabit 
indebltte  ex  actionibus^  nee  ab  ipsis  aliquid  exiget  preter 
antiqaum  debitum  ter  in  annum.* 

3.  Der  Nachfolger  des  Grafen  Hojer,  der  Graf  von 
Blankenburg,  erklärt  1237*,  daß  er  kein  Recht  beanspruche: 
^1)  in  bonis  in  presentiarum  ei  (der  Äbtissin)  vacaiitibus,  vel 
que  in  futurum  concedeute  Domino  potent  adipisci.  —  2)  in 
bonia  quoqne  eoelesianim,  majoris  videlicet  et  S.  Manae  in 

1)  Nach  Harenberg  (S.  168)  Sigfried  I  von  Nordheim  f  10()4  (?). 

2)  Schanmann,  Geschichte  der  Grafen  von  Yalkenateiu  1847  S.  159. 

3)  Ob  reine  Gastungsabgabe  oder  darch  Zuschlag  erhöht,  ist  nicht 
n  entscheiden. 

4)  Vgl  Erath  b.  164  Ne.  74.  dazu  S.  166  No.  79. 
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monte  et  8.  Yiperti  que  In  f  atiiram  modis  quibus  libet  asse- 

qauntur  et  in  bonis  ministerialium  ipsius  ecclesiae,  que  suis 
aratris  excolunt  vel  excolent  in  futurum  et  Dominoniin  alxi^ 
ante  urbem.  —  3)  Servorum  quoque  bona^  que  Dagetoarchien 
vulgaiiter  apeilantiir  ad  jansdictionein  nostiam  nihiloimmis 
Don  spectabiint 

Bona  vero  mimBterulium  censualia  vel  pro  alüs  qnibi»- 
dam  proventibuB  obligata,  vel  qui  obligavenmt  in  fatamm  et 
omnia  bona  ecclesiae  prcter  ea  que  supra  expressa  suut  exepta 
ad  jurisdictionem  —  pertiiiebunt." 

Die  drei  Urkuudea  zeigen  mit  Bestiunnlheit  die  gleiche 
A!>grcnzung  der  Vogteigewalt  Dem  Vogte  untersteht  das 
Kirchenland,  das  von  Laten  oder  Meiern  bewirtschaftet  wird. 
Entzogen  ist  die  Eigenwirteohaft  der  geistlichen  Personen  und 
der  Ministerialen. 

Auch  die  BefreiuDL:  der  Dagewarchten  in  Nr.  3  fällt  unter 
denselben  Gesiclits|Huikt.  iSie  sind  alles  Hofgesinde^  das  auf 
altem  Hofiandp  angesiedelt  ist 

Dieser  Vej*teilung  entspricht  nun  die  Bedepflicht.  Von 
einer  Bedepflicht  der  befreiten  Elemente  ist  nii^gends  die  Bede. 
Nach  der  Urkunde  1  sind  zwar  auch  die  Laten  befreit,  aber 
nur  wegen  einer  Ablösung.  Diese  Notiz  ergibt  gerade,  daß 
die  kirchlichen  Hintersassen  als  selbstverständlich  bedepflich- 
tig uralten.  Auch  für  Quedlinburg  ergibt  sich  das  gleiche 
Kesultat.  Das  autiquum  debitum  ter  in  annum  ist  eine  stän- 
dige (wenn  auch  wahrschemlich  auf  einer  Qastungsabgabe  auf- 
gebaute) Bede. 

Die  Befreiung  der  Mimsteiialen  von  der  Vogtei-  und 
Bedelast  kann  nun  gerade  bei  der  Quedlinburger  Urkunde 
nicht  durch  die  ritterliche  Art  erklärt  werden,  weil  speziell 
auch  in  Qucdlmburg  die  Ministeiialität  bauerliche  Elemente 
mitumfrißte.^ 

För  unsere  Aufgabe  besonders  erheblieh  ist  die  scharf 
hervortretende  Bedepflioht  der  Laten.   Als  allgemein  bedeut- 


1)  Vgl.  EraÜi  ö.  272  und  untön  §  73. 
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sam  eraoheint  aber  auch  cÜe  Erkenntnis ,  dafi  die  Bedepffieht 

dasjenige  Land  umfaßte,  das  an  Zeitpächter ^  auegetan  war 
(Gegensatz  zu  propriis  sumptibus  colere  No.  1;  —  sub  aimuo 
censu  locare  No.  2;  —  bona  censualia  No.  3). 

371.  Zweitens  l&ßt  sich  die  Bede  noit  Bestimmtheit  als 
Leistung  der  Freigüter  oachweisen.  Aasdrfioklich  erwähnt  wird 
sie  in  der  oten*  mitgeteilten  Veriiaodlang  der  Grafen  von  Wer> 
nigerode  mit  den  lib^  von  Brotsem.  Die  Grafen  vendchten 
fiir  die  Dauer  der  Verpfandung  der  comicia  auf  fructns  et 
omnib  exactio.  Aber  nüttelbar  ergibt  sich  das  Bederecht 
auch  aus  den  ao^^uriae  und  perangariae,  welche  die  Grafschafts- 
freien  von  Lauenrode  nach  den  früher  *  besprochenen  Urknnden 
von  1235 y  1236  zu  erdulden  haben ^  ans  dem  servieinm  nnd 
der  servitos,  die  im  Dariingaa  und  im  Harzgau  auf  den  am 
Grrafengericht  dingpflichtigen  Gütern  lastet*  Bede  und  Dienst 
gehören  zusammen.  Wer  das  Kecht  liat,  Dienst  zu  forderu, 
kuun  mit  Erfolg  Bitten  stellen.  Steuersubjekt  dieser  Graf- 
schaftsbede waren  aber  nur  die  Schoff enbaren.  Diese  Bede- 
pllicht  war  auf  die  vor  das  Grafengericht  gehörenden  WohngGter 
der  Schöffenbaren  y  ihre  Sedelg&ter^  die  Fteig&ter  beechrinkt 
Die  Bede  der  Freigüter  scheint  mit  dem  Verkümmern  der 
Graf  engerichte  verkümmert  zu  sein.^    Ob  der  Freienzins  und 


1)  Wittiok  8.  343  kst  aDgonommen,  dafi  das  an  Zeitp&okfer  ans- 
getsne  Land  msprünglich  bedetrei  war,  einmal  weil  es  als  unmittelbare 
Natznng  dos  Gutes  galt  und  dann  weil  die  vogteUicben  listen  sohon  vor 

der  Yeipachtung  durch  Kcchtsgeschäft  abgelöst  waren.  Die  H2tai0gkeit 
dor  zweiten  Ki^elietnong  ist  richtig,  aber  spricht  gerade  gegen  die  generelle 
Befreiung.  Nacli  moinor  Ansicht  hat  das  Pachtland  niemals  als  Eigen- 
wirtschaft gegolten.  Das  folgt  aus  den  vorstehenden  Urkunden  and  ebenso 
ans  der  von  Wittich  anders  ausgelegten  Stelle  Ssp.  Lnr.  73. 

2)  S.  352. 

3)  S.  356  ff. 

4)  98,  1(X)  (indebite  molestare)  S.  205. 

5)  Die  Fieigütor  im  Harzfi^au  sind  von  der  ^^homcyn  geschos  und 
dinst''  b»-freit  (vgl.  oben  ö.  285).  Die  Freien  in  llton  zahlen  später  Steuer, 
aber  auf  Grund  besonderer  Bewilligung.  Vgl.  die  S.  280  angeführte  Lite- 
ratur und  Bödiker  8.55. 

28 
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der  FnieoBoholi,  der  in  Hildealieim  voo  den  Ereigotem  ent- 
richtet inxd\  ein  NiederBchlag  der  Bede  oder  eine  blofie 
GastuDgsabgabe  ist,  bleibt  sweifelhaft 

372.  Ein  dritter  Fall  der  Bede,  die  Bedcpflicht  des  „vor 
das  Godiog  gehörenden Landes  begegnet  uns  im  Sachsenspi^el 
selbst. 

Art.  73  Lnr.  hat  folgenden  Wortlaut: 

§  1.  Yerliet  die  beire  en  gnt  dar  die  tinsgeiden  to  ge- 
boren ein,  oder  eik  in  dat  tinagelt  gekoft  liebben»  nnde  itevat 
dienates  dar  af  sint  pliehtioli  to  dande,  dat  dienst  mach  die 

herre  ledich  behaldeu,  of  he't  ut  besccidet  svenue  he't  gut 
verliet. 

§  2.  Is  aver  en  vri  gut  dar  nieman  tiosrecht  au  ne 
bevet  noch  dar  to  geboren  is,  unde  bestadet  he  dat  gut  eneme 
gaatOi  voideret  deme  jeman  dienst  tu  oder  bede  oder  her- 
beige,  man  dat  ime  unreohte«  wende  he  n'ia  nicht  plichtick 
to  dimde  dar  von,  wen  ala  he  weder  einen  henen  bedinget 
hevet.    Gerichte  sal  aver  he  dar  von  süken  uiuie  senet 

Die  Stelle  behandelt  in  beiden  Paragraphen  die  Fra^e 
nach  der  Dienst-  und  Bedeptiicht  ^  der  Hintersassen  eines  Lebns« 
gutes,  also  eines  Bitters.  Es  gab  nun  damals  zwei  Arten  von 
HinterBaasen,  Laten  and  LandaasBen  (Meier).  Dieae  beiden 
Tatbestände  werden  in  den  beiden  Paiagniphen  getrennt  eiv 
ortert.  §  1  beschäftigt  sieh  mit  dem  Laten  (tiosgelden),  §  2  mit 
dem  L^ndsassen  (gast).  Die  Pflicht  des  Laten  \yir(\  I  fjaht, 
die  Pflicht  des  Landsabben  wird  verneint,  weil  er  nur  äeme 
vertragsmäßigen  Leistungen  zu  entrichten  habe. 

Die  Erkennbarkeit  der  bezeugten  Bechtsverhältnisse  wird 
nun  dadurch  erschwert,  daß  Ejke  unmittelbar  nur  die  Frage 
bespricht,  ob  der  Lehnsherr,  der  zugleich  als  Steuerherr  gedacht 
ist,  Steuer  und  Dienst  von  den  Hintersassen  seiner  Vasallen 
einfordern  kann.    Deshalb  wird  für  beide  Tatbestände  das 

1)  Vgl.  Lüntzel,  Lasten  B.  44ff.  und  oben  8. 99. 

2)  Dienst  und  Bede  gehen  stets  susammen.  Deshalb  ist  bei  dem 
ersten  Tatbestände  nur  von  Dienst  im  allgemeinen  die  Bede,  irihrend  der 
§  2  bei  genauer  Aufsählnag  anseinanderlilUt  Dienst,  Bede  und  Hetbeige. 
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RechtBverhflltnis  our  nach  dieser  Richtung  hin  geprüft,  das 
sonstige  Schicksal  der  Steuer^  das  uns  gerade  interessiert,  aber 
unerörtert  gelassen. 

Bei  dem  ersten  Tatbestande  kann  der  Herr  die  Steuer 
fordern  y  wenn  er  sie  sich  bei  Absohloß  des  Lehnsvertrages 
vorbebalten  hat  Sonst  nicht.  Damit  ist  das  Interesse  des 
Spieglera  erschöpft.  Uns  interessiert  die  Frage,  ob  in  diesem 
negativen  Falle  der  Latc  überhaupt  nichts  schuldig  ist  oder 
aber,  ob  alsdann  der  Vasall  des  Grundherrn  die  sonst  dem 
Steuerhcrm  geschuldeten  Leistungen  einzieht  Da  die  Pflicht 
des  Laten  ganz  absolut  hingestellt  and  nur  das  Recht  des 
Herrn  bedingt  wird,  so  muß  gans  bestimmt  die  zweite  Alter- 
native gelten.  Der  später  so  oft  bezeugte  Zustand,  daß  die 
von  dem  Steuerhcrm  beliehenen  Ritter  die  öffentlichen  Leistun- 
gen von  den  Hintersassen  des  I^hnsgutes  für  ihre  eigene  Rech- 
nung einziehen*,  ist  schon  dem  Spiegel  als  Normalfali  bekannt 

Bei  dem  zweiten  Tatbestand  darf  die  Leistung  von  dem 
lAudsassen  überhaupt  nicht  gefordert  werden^  von  nieoumdemi 
weil  er  sich  durch  den  Pachtvertrag  nicht  zu  ihr  verpfliditet 
hat  Mit  dieser  Feststellung  ist  die  Frage,  die  sich  Eyke  ge- 
stellt hatte )  gelöst.  Uns  interessiert  die  andere  Frage,  ob  das 
dem  Laiidsasseu  verpachtete  Gut  nun  steuerfrei  bleibt  oder 
aber,  Vorbehalt  bei  der  Verleihung  vorausgesetzt,  der  Ver- 
pächter, also  der  Ritter,  die  Steuer  zu  zahlen  hat  Wittich 
entscheidet  sich  ffir  die  Steuerfreiheit  und  folgert  aus  ihr^  daß 
damals  noch  das  Gut,  welches  in  Zeitpacht  gegeben  war^  als 
unmittelbaTer  Besitz  des  €hrundherm  galt  und  an  der  ausge- 
setzten Steuerfreiheit  der  ritterlichen  Eigenwirtschaft  partizi- 
pierte. Ich  halte  diese  Deutung  für  unzutreffend,  weil  die 
Freiheit  des  Pächters  nicht  durch  die  Freiheit  des  Gutes  oder 
den  ritterlichen  Stand  des  Verpächters,  sondern  durch  den 
Pachtvertrag  motiviert  wird.  Diese  Motivierung  Ußt  mit 
Sicherheit  efkenneui  daß  der  Lehnsherr,  wenn  er  sich  die  Steuer 
vorbehfllteii  hatte^  sie  von  dem  VerpSchter  fordern  konnte. 


1)  Vgl.  SchuUe,  Kolonisation  S.  264£f, 

2&* 
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Der  §  73  ergibt  somil,  d;iß  auch  das  von  Latcn  und 
Landsiissen  bewirtschaftete  Land  der  Ritter  dem  kSteuerherra 
bedepfliclitig  war,  soweit  nicht  der  Steuerherr  durch  Ver- 
leihung sein  Becht  aufgegeben  hatte.  Diese  Art  Aufgabe  war 
natorlich  anegeschlosaen  bei  dem  Eigen  der  Bitter  und  bei 
denjenigen  Lehnsgütem,  die  nicht  von  dem  Stenetherm  her- 
rührten, also  bei  einem  sehr  großen  Teile  des  den  ritterlichen 
Klassen  zustehenden  Landes.  Das  von  Laten  und  Landsassen 
bewirtschaftete  Land  gehörte,  soweit  es  nicht  unter  Immunität 
Stand,  vor  das  Goding.  Die  Bede  unserer  Stelle  ist  die  Go- 
dingabede.  Der  Inhaber  dea  Bederechta  ist  natOrUoh  nicht  der 
Gogreve  des  Sachsenspiegels.  Dieser  Gograf  ist  ja  nnr  ein 
Beamter.  6underu  bcdelHTcchtigt  ist  der  Graf  oder  Mark- 
graf, der  den  Gogreven  bestätigt.  Die  Bede  unserer  Stelle  ist 
die  landesherrliche  Bede.  Sie  trifit,  Verleihung  vorbehaltcD, 
allci  auch  die  ritterlichen  Hinteraaaaen;  sie  trifft  namentlich, 
wie  die  Vogteibedci  auch  die  Laten. 

Die  Bestätigung  des  Spiegels  durch  die  Kontrollnachrich- 
ten ist  nnn  freilich  dürftig.^  Ein  sicheres  Zeugnis  für  die  G<>- 
diugsbede  bringt  uns  erst  die  Ilsenburger  Urkunde  über  das 
Goding.^  Da  an  dieser  Stelle  das  Groding  nicht  in  der  Hand 
eines  Beamten  >  sondern  verliehen  ist,  so  wird  die  Bede  von 
dem  Lehnsinhaber  bezogen.   Immerhin  verleiht  die  sonst  er* 


1)  Gerado  der  Umstand,  daß  der  Gograf  im  Unterschiede  von  dem 
Stiftsvogt  und  dem  Grafen  von  der  Gerichtsgemeinde  gewählt  wurde, 
mochte  der  Steigerung  der  Abgaben  und  Leistongen  ein  gewisses  Hinder* 

nis  in  den  Weg  stellen. 

2)  T  No.  m  (129Ö— 1303),  v-1.  oben  S.  107  und  S.  159.  Pi?  Mf 
die  Bt'deiiflicht  i>ifh  beziehenden  Worte  lauten  „nee  nnn  j»renotato  müiti 
Bernanlo  exactiones  seu  contributi nn us  alias,  ex  quadam  consuetudine 
inportuna  «luociens  eidem  placuit  persolverunt*.  Es  wird  eine  Ablösung 
gezahlt,  ^nc  profati  houiiiies  exactionibus  voluntariis  seu  eantii- 
buciombuü  quibuscumque  faciondis  ao  oneribus  alii'^  —  prcgravt  ntur*'.  — 
Bio  Folge  ist  „de  ot't'.Tü  al»  oninibus  L'.\iu  tioiüi)u>.  contributionibus.  aiiLrar::^ 
beu  perangariis  in  perpetuum  crunt  üben  et  immunes*.  Dio  Yogt*»i  über 
Adderstedt  war  schüu  voiii.  i  al-^' 'löst.  Vgl.  zuletzt  Urk.  iöl.  Die  Bede 
hat  keine  andere  Grundluge  als  die  Gogerichtöbarkeit 
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probte  Zuverlässigkeit  des  Spiegels  auch  seiner  Angabe  über 
die  Bede  volle  (Jlaubwürdigkcit. 

Die  Frage,  ob  auch  die  landesiierrliche  Bedo  sich  au 
GastUDgsabgaben  anlehnt,  kann  nur  auf  Gruod  von  Lokal- 
nDtersuchiiogen  beaotwortet  werden.  Beachtung  verdienen  viel* 
leicht  die  Anhaltspunkte,  welche  für  eben  ZusammenhaDg  der 
Zahltermine  mit  den  Terminen  der  editen  Qodinge  za  sprechen 
scheinen. 

Aus  deu  vorstehenden  Notizen  ergibt  sich  zunächst  der 
Satz,  daß  die  Bede  von  allen  Inhabern  der  Gericlits^uwait 
innerhalb  ihrer  Gcrichtsjefncindcn  erhoben  wurde.  Die  Stan- 
digkeit  ist  bei  der  Vogteibede  als  Regel  anzunehmen  (vgl  1221 
antlquum  debitum  ter  in  anno).  Bei  der  Grafschaftsbede  in 
Broitsen  ist  mindestens  eine  häufige  Wiederkehr  wahrscheinlich, 
du  eine  l>ofi(  iimir  für  B  Jahr  mit  10  M  irk  (  ikauft  wird. 
Bei  der  Godiügabt'de  ist  dit  Sfjlndigkoit  angesielits  der  Dürfti«;- 
keit  der  Nachrichten  eher  unwahrscheinlich.  Exemt  sind  die 
Geistlichen,  aber  nur  hinsichtlich  ihrer  Eigenwirtschaft.  Die 
Befreiung  wird  für  die  Vogteibede  ausdrücklich  bezeugt,  ergibt 
sich  aber  für  die  beiden  anderen  Beden  daraus,  daß  die  Geist- 
liehen weder  den  Grafen  noch  den  Gografen  unterstanden. 
Kxetiit  sind  die  Ritterbürtigen  hinsichtlich  der  Vogteibede, 
soweit  sie  Ministerialen  sind,  aber  wieder  nur  hinsichtlich 
ihre«  Piluglandes.  Exemtion  der  dem  ( J  raf engerichte  unter- 
stehenden Ritterbürtigen  ist  nicht  bezeugt  ITinsichtlieh  der 
Godingßbede  mußten  die  SedelgQter  der  schöffenbaren  Bitter 
exemt  sein,  weil  sie  nicht  vor  das  Goding  gehörten.  Ob  die 
Kompetenz  des  Hofgerichls  für  Ministeriale  weltlicher  Herren 
schon  znr  Zeit  des  Spiegels  eine  analoge  Befreinng  zur  Folge 
hatte,  ist  ungewiß.  Soweit  die  iSIinisterialen  Anteil  am  Gnifen- 
gerichte  erlangt  oder  behalten  hatten,  mußte  ilmen  die  gleiche 
Exemtion  von  der  Bede  im  Gedinge  auteil  werden  wie  den 
Schöffenbaren. 

373»  Das  Eif^ebnis  der  vorstehenden  Betrachtung  stimmt 
nun  sunachst  durchaus  zu  der  Grundanschauung  Zeumers.  Der 
ZusammenhaDg  der  Bede  mit  der  Gerlchtsgewalt  tritt  an- 
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adiaoHch  hervor.  Dies  S^ebnia  ist  aber  auch  für  die  Beiir- 
tdloDg  der  Hauptgründe  von  Wert,  die  von  Schröder  ood 

Kegler  für  die  Heerstcuertheorie  ins  Feld  geführt  werden. 

Diese  Hauptgründe  sind  die  allp:;emeine  ümgest'iltuüg 
der  frankisch-deutschen  Knegsvertassuog  und  die  Bede* 
ezemtionen. 

Die  erste  Beweisfohrnng  knüpft  an  das  karolingische  ad- 
jutorinm  an.    Darüber  herrscht  hente  Übereinstimmnng,  dafi 

snr  Zeit  der  KaroHnger  jeder  Freie  heerpflichtig  war,  aber  das 
Maß  der  Teilnahme  für  den  Einzelfall  je  nach  Bedarf  be- 
stimmt wurde.  Bei  geringem  Aufgebot  erhielt  innerhalb  der 
firmeren  Bevölkening  der  ausziehende  Wehrmann  eine  Beisteuer 
von  den  soiückbleibenden  Genosseni  aber  eben  nor  eventodl 
im  Falle  des  Aufgebots.  Man  nimmt  nnn  für  die  Folgeseit 
eine  dreifache  Vera udorung  an.  1.  An  die  Stelle  der  ßcdarls- 
regulierung  sei  eine  definitive  Abgrenzung  getreten;  die  Masse 
der  Bauern  sei  völlig  ausgesdiieden.  2.  Das  adjutoriam  sei 
nicht  mehr  an  Wehrgenosseni  sondern  an  den  Grafen  geablt 
worden.^  3.  Das  adjutorium  sei  nicht  nur  als  EventaalleistiiDg 
in  dem  Falle  eines  Angebots,  sondern  jedes  Jahr  als  stSn* 
diger  Grundzins  entrichtet  worden.  Die  abstrakte  Möglich- 
keit dieser  drei  Veränderungen  ist  zuzugeben.  Wenn  auch  die 
Wirklichkeit  dieser  dreifachen  Entwicklang  sieber  wäre,  dann 
müßte  allerdings  mindestens  in  Sachsen  die  Bede  diese  Heer* 
Steuer  sein.  Denn  eine  andere  Abgabe^  welche  die  Heerstener 
der  Freibauern  sein  könnte,  hat  nicht  existiert  Unsere  Quellen 
sind  reichhaltig  genug,  um  diese  Behauptung  zu  rechtfertigen. 
Aber  die  Möglichkeit  der  drei  fintwioklungsh^^thesen  beweist 
noch  nichts  daß  sie  irgendwo  auch  wirklich  eingetreten  sind, 
geschweige  denn,  daß  dies  allgemein  Fall  war.  £s  be- 
stehen noch  sehr  sahireiche  andere  Mdglichketten.  Als  ebenso 
möglich  ist  in  Beachtung  zu  ziehen  die  allgemeine  oder  lokale 
Fortdauer  des  alten  Zustandes,  Eecht  des  Aufgebots  eines 


1)  Bs  Ist  em  Iirtom  Kegleis,  wenn  er  glanbt,  daß  Nsohriohtea  aas 
ImoIiagiBoher  Zeit  für  die  Zahlosg  aa  den  Qiafen  voiHogen. 
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jeden  Freien*  nnd  AaenboDg  je  nach  Bedarf,  yielleiebt  eiginzt 

durch  eine  all^omeine  oder  lokal  verschieden  gestaltete  „even- 
tuelle'^ Heersteuer  eine»  Teils  der  lievölkerung.  Die  Ent- 
sckeiduDg  zwischen  diesen  und  anderen  Möglichkeiten  kann 
Dicht  a  priori,  aondem  nur  auf  Grund  der  tatafichUch  vor- 
Imndenen^  aneh  lokal  za  sondernden  Nachrichten  erfolgen.  Tat- 
saeUieh  Hegt  gar  kein  Beweis  daför  vor,  daß  die  hypothe- 
tischen Veränderungen  irgendwo  eingetreten  sind,  sei  es  durch 
gcritielie  Vorschrift,  sei  es  durch  massenhafteu  Abschluß  ein- 
zelner Befreiungsvertrage.  Gegen  die  zweite  Alternative,  welche 
jetst  von  Kogler  vertreten  wird,  spricht  schon  der  Umstand, 
dafi  his  jetst  kein  einoges  Exemplar  eines  solchen  Ablosungs* 
gesehSfts  zum  Vorschein  gekommen  ist^ 

Die  allgemeine  Ablöbung  der  Wehrpflicht  durch  alle 
Ixiuem  wird  nicht  dadurch  bewiesen,  daß  an  den  Hömer- 
iahrten  nur  Ynsallen  und  Ministerialen  teilnahmen«  Einmal 
ist  es  sicher,  daß  auch  für  den  ritterlichen  Mann,  der  nicht 
Bdchsgut  als  Lehn  hatte,  gar  nidit  die  Pflicht  bestand,  an 
der  Bdmer&hrt  teilzunehmen.'   Zweitens  würde,  wenn  das 


1)  Vgl.  dir»  Atisführungen  bei  E.  Mayer.  Yerfa«^sunf^S{:^oschichte  T 
llOff.,  düi"  m.  E.  in  der  Annalnno  »  iner  Fortdauor  der  allgemeinen  VVelir- 

püiciit  recht  hat,  wenn  auch  die  KinzcUieiteu  zu  bestimmt  gezeichnet  sind. 

2)  Von  diesen  hypothetischen  AblÖsungsgeschäften  sind  natürlich 
Kbaif  ZQ  scheidea  die  standmiiideniden  Einhebungen  in  Schnts  nnd  Unn- 
diilgewalt  Sie  sind  anch  in  Sadisen  massenhaft  yoigekommen,  nament- 
'ich  als  Aiitotraditionen  an  geistliche  Anstalten.  Aber  sie  können  weder 
die  öffentliche  Bedo  noch  den  Stand  der  Pfleghaften  erklären  (vgl.  oben 
S.  417).  Soweit  sie  überhaupt  auf  die  Last  des  TIeerdionstes  zurück^'ohen, 
i^pricht  ihr  Vorkommen  gerade  dajregen,  daß  das  eiiitaohere  Mittel  der 
Wüßea  Ablösung  zugänglich  und  gebräuchlich  war. 

3}  Nach  Ssp.  Lnr.  Art  4  wird  der  Lehnsdienst  verächiüdeu  geregelt 
Den  Beicbsdienst  maß  sohledithin  jeder  Mann  leisten  binnen  ^deutscher 
Zange,  die  dem  lömuchen  Beiohe  Untertan  ist*,  diejenigen  aber,  die 
östlich  der  Saale  belehnt  sind,  dienen  im  "W'endenlande,  in  Polen  und  Böhmen 
<also  auch  außerhalb).  Bei  der  Römerfahrt  muß  jeder  Mann,  der  des 
Keichea  Gut  zu  Lehn  hat,  mitfahren  oder  Hccrstcuer  zahlen.  Die  Genauig- 
keit, mit  welcher  die  Jf  assung  des  Spiegels  überlegt  ist,  gestattet  keinen 
Zweifel  daran,  daß  der  Köraerzu^  eine  Pflicht  der  Reicbsvasallen  und 
wkt  wie  anderer  lieichsdienst  Eiluiiang  einer  durch  den  allgemeinen 

l^hnsrerband  anferiegten  Pflicht  ist 
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köiiigliohe  Au%ebof8reoht  sich  anf  solche  Fahrten  erstreckt 
hätte,  doch  nicht  das  Bedfirfius  bestanden  haben,  Baoem  auf- 
zubieten. Denn  aus  der  Annehme,  daß  die  persönliche  Wehr- 
pflicht der  freien  Bauern  fortbestand,  folö:t  noch  nicht,  daß  sie 
fiir  jeden  zu  der  PHicht  p^esteigert  wurde,  als  Panzerreiter  zu 
erscheiuen.  Dafür  liegt  nicht  der  leiseste  Anhalt  vor.  Das  Auf- 
gebot der  Bauern  hätte  ohne  oder  mit  Adjutorinm  nur  schlecht 
bewaffnete  und  schlecht  geübte  Krieger  geliefert,  die  man 
«Uenfalls  bei  inneren  und  bei  Grenzkriegen,  aber  nicht  bei 
Rdmerfahrten  brauchen  konnte.  Ffir  die  Fortdauer  der  Wehr- 
pflicht in  Sachsen  spricht  dagegen  die  bekannte  Tatsache ,  daß 
uns  sowohl  bei  den  Xriegcü  Heinrichs  IV.  als  in  den  zahl- 
reichen auch  späteren  Grenzkriegen  und  in  den  inneren  Feh- 
den Heerdienst  leistende  Bauern  begegnen,  die  unzweifelhaft 
kämpfen,  teils  als  Fußvolk,  teils  als  leichte  Heiter.^  Ob  diese 
Bauern  Freibauern  waren  und  ob  sie  die  Gesamtheit,  einen 
größeren  oder  einen  geringeren  Teil  der  Freibauern  ausniacli- 
ten,  läßt  sich  nicht  mit  einiger  Sicherheit  feststellen.  Dazu 
sind  einerseits  die  historischen  Nachrichten  über  die  Zusammen- 
setzung der  Heere,  andrerseits  unsere  Kenntnisse  über  die  stati- 
stische Verbreitung  der  Freibauern  zu  unbestimmt  Soweit  die 
Siteren  Nachrichten  reichen,  schemt  die  Zahl  der  bauerlichen 
Gnmdeigentumer  so  gering  gewesen  zu  sein',  daß  die  größere 


1)  Tgl.  ferner  über  die  spätere  Wehrpflicht  in  Xiodersachsen 
TV'ittich,  Grundherrs(  haft  S.  314,  45,  dazu  oben  S.  280,  71,  S.  290  (Ilten K 
ferner  U.  B.  Stift  Halberätadt  IV  No.26ti2,  2786,  2^  U.B.  Stadt  Magde- 
burg I  No.  458. 

2)  Auch  die  Voi-stclluiii:  tle.s  Heerwesens  ist  dorcb  d\e  horü^hmclit-- 
unrichtif^p Deutung  der  altsachöiachen  Rtandesgliederung  beeiiiflulit.  Gemein- 
freie  (/>nindoi£rentiimer  gab  es  nur  unter  den  Edelingen.  Sie  wriren  in 
ihrer  Mv'hrheit  koinf  Grundherren,  sondern  bäuerliche  Eiii'-'utiimer.  Abor 
ihiu  Zahl  war  in  dr-m  größeren  Teile  Sachsen«;  nicht  so  bedeutend .  daB 
ihre  Teilualmie  nüt  den  überlieferten  UiiJ.'ni  der  sächsüichen  Ilcere 
unvereinbar  gewesen  wäre.  Die  Lage  der  Mehrzahl  war  auch  uichi  so 
Uebbiaezlioh,  mn  die  Ablösimg  dor  HeeipfUcht,  ihre  Zulassung  vorau.>- 
geaetst,  notwendig  ra  machen.  Anfiezdem  sdiiedea  gerade  die  schwichaten 
Elemente  foitdanerad  doioh  zahlreiche  Eigebnngen  ans. 
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Wabncheiiilichkeit,  soweit  Sacliseii  in  Frage  steht,  für  die 
einfache  Fortdauer  der  persönlichen  Wehrpflicht  zu  sprechen 
scheint.  Nur  die  Liten  waren  befreit  und  deshalb  ;mch  zur 
Zaiiliiiig  des  Hecrschillings  verpflichtet.  Angesiciits  dieser  Um- 
stände liegt  gar  kein  Grund  für  den  Schluß  vor^  daß  eine 
landesherrliohei  standige  Heersteaer  existiert  haben  mn£.  Nur 
die  Eigenart  der  Bede  selbst»  ihr  Verhältnis  zur  Heeipfltcht 
nnd  etwa  wirklich  nachweisbaren  Heersteuero  kann  entscheiden. 
Diese  Anhaltspunkte  aber  schließen  die  Deutung  als  Heer- 
steucr  völlig  aus:  die  Bede  ist  keine  Heerstener,  eiimial,  weil 
sie  etwas  anderes  ist,  und  zweitens,  weil  sie  sowohl  neben 
der  Heerpflicht,  als  auch  neben  der  wirklichen  Heersteuer 
vorkommt 

Die  Vereinbarkeit  mit  dem  Heerdienst  ist  schon  mehr- 
finch  geltend  gemacht  worden.^  Wenn  die  Bede  durch  Ablösung 

der  Kriegspflicht  entstanden  wäre,  so  nuilite  sie  iu  denjenigen 
Gebieten  fehlen,  in  denen  die  allgemeine  Wehrpflicht  nicht 
bloß  nir)frlicher-  oder  wahrecheinlicherweise,  sondern  sicher 
fortbestanden  liätte.  Ein  solches  Gebiet  sind  die  Marken. 
Tatsächlich  findet  sich  in  ihnen  die  Bede  und  zwar  in  besonders 
intensiver  Ausbildung.  Merklin^iaus  hat  durchschlagende  Be- 
weise ffir  die  Unabhängigkeit  von  Kriegsdienst  und  Bede  bei- 
gebracht. Nach  der  gleichen  Uichtimg  ist  schon  von  Zeumer 
auch  für  Altdentsehhind  die  mit  Kriegsdienst  vereinbare  Bedc- 
pflicht  der  Städte  betont  worden. 

Auf  die  Kumulation  der  Bede  mit  der  Heersteuer  hat 
neuerdings  v.  Below'  hingewieseu.  Das  Argument  ist  in  der  Tat 
beweisend.  Wenn  die  Bede  eine  Heersteuer  wäre,  so  müßte 
sie  mit  einer  wirklich  nachweisbaren  Heersteu^  identisch  sein 
oder  im  Substitutionsverhähnis  stehen.  Bei  den  sächsischen 
Liten  ist  nun  in  dem  Hcerschillinp^  oder  der  Heerschuld  eine 
solche  Heersteuer  vorhanden.  Es  ist  ganz  sicher,  daß  die 
Laien  durch  ihn  zu  einer  Zeit  von  dem  öffentlichen  Heei-dienst 


1)  Vgl.  Zeumer  a.  a.  0.  S.  44. 

2)  Rezeusiou  von  Kogler  S.  32-1. 
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befreit  waren,  als  dieser  Dienst  den  Freien  noch  oblag.  Zo 
den  Nachweisungen  Kotscbkes  ist  das  Privileg  Otto  L  von  937 

hinzuzufügen.^  Von  deu  Hintersassen  der  Hamburger  Klöster 
nehmen  die  Jamnndlinge  und  die  ,,liberti",  also  auch  die 
Minderfreien  an  der  Heerfahrt  teil,  während  die  in  großer  Zahl 
vorhandenen  Laien  nicht  erwähnt  sind.  Der  Heerschilliog  der 
Laten  ist  aber  nicht  aar  Bede  geworden*«  sondern  von  ihr 
gans  unabhängig  geblieben.  Er  wird  nicht  an  den  Vogt  oder 
den  Gerichtsherm  des  Gudiogs  entrichtet,  sondern  an  den 
Leibherrn.  Dies  ist  gerade  für  die  oben  festgestellten  Falle 
der  ostfalischen  Heerschold  vollkommen  sicher.  Die  Heer- 
schnld  gehört  in  Groslar  und  im  Bonifaciusstift  in  Halberstadt 
m  den  Ptobenden  des  Stifts  zu  einer  Zeit,  als  die  Vogtei  noch 
nicht  abgelöst  war.  Sie  wird  in  Halberstadt  im  echten  Meier- 
ding entrichtet,  nicht  in  dem  Vogtding.  Trotzdem  sind  abor 
die  Laten  in  ihrer  Gesamtheit  dem  Vogt  und  dem  Landes- 
herm  bedepflichtig  L^<>worden ,  sie  sind  die  Masse  der  Bedesahier. 
Sie  heißen  in  Halberstadt  1144  geradezu  plitones  ez  jure 
advocatiae  a  se  (advocatum)  pertinentes".*  Dieser  Haaptteil 
der  Bedepflicht  kann  daher  schlechterdings  nicht  eine  Äblosnog 
der  Hoerespfliclit  sein,  weil  diese  Heerespflicht  längst  abgelöst 
war,  bevor  diese  Bede  entstanden  ist. 

Ein  anderes  Hauptargument,  das  Schröder  und  Kogler 
geltend  macheui  ist  die  Privilegierung  des  Klerus,  der  Bitter 
und  der  fVeigutsbesitser.^ 

1)  Vgl.  Mon.  i»eiin.  D.  No.  II  ^habeat  quoque  potestatem  predicttts 
Adaldag  —  super  libertos  et  iamiLudliugos  müuaöterioiimi  öupradictonun 
in  expeditionem  siv«  aii  palatium  regia". 

2)  Einen  entsprechenden  Erkenntniswert  hat  die  Heersteuer  des 
österreichischen  Landrechts,  auf  die  sich  Kogler  8. 446  Anm.  1  zu  ITnieclit 
bemft  Sie  steht  nahen  der  Steuer,  ist  übrigens  nicht  stindig  nnd  gßt 
nicht  Ton  dem  freien  Banem  an  den  Landesherm,  sondern  nur  von  dem 
„bebansten*^  Hann  an  seinen  Herrn  (Leib-  oder  Lehnsheixn)  sn  entricbleii. 

3)  U.  B.  Stadt  Halbeistadt  I  Ko.  6, 1133. 

4)  In  Betrsfcht  kommt  der  generelle  Zustand.  Die  Ginselprivtt^en 
sind  nur  insoweit  wicihtigt  als  sie  anf  den  Grand  der  generellen  Betninsg 
schliefien  lassen. 
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Dieser  Zustand  wird  vom  Standpunkte  der  HeerBteuer- 
theorie  ana  dadorch  erklart,  daß  der  Klema  niemala  Kriegs- 
dienst geleistet  hattet  Bitter  and  Freie  aber  fortfiiliren,  ihn 

zu  leisten.  Notwendig  ist  diese  Erklärung  nicht.  Die  Pri\d- 
legierunor  ließe  sich,  wie  schon  mehrfach  hetoot  wurde,  auch 
vom  Staud[)uokte  der  Gerichtstheone  aus  dadurch  erklären,  daß 
die  Macht  der  Herren  vor  den  widerstandsfähigsten  Klassen 
Halt  machte  (Hemmangsthe<me).  Mit  Recht  macht  v.Wretschko 
darauf  aufmerksam  *>  daß  die  Ritter  auch  im  Zoll  privilegiert 
waren,  obgleich  der  Zoll  sicher  keine  Ablösung  der  Wehr- 
pHicht  ist.  Soweit  würde  die  Hemmungstheorie  genügen.  Ich 
möchte  auch  die  Bedeutung  der  Widerstands fähigkc^it  nicht 
untorschatzen.  Aber  ich  glaube,  daß  die  wirklich  zutrellende 
Erklärung  vielleicht  noch  eine  andere  ist  und  die  Exemtion 
ganx  unmittelbar  auf  dem  Zusammenhange  der  Bede  mit  der 
Gerichtsgewalt  beruht  Wenn  nämlich  Bede  und  Ftondienst 
nichts  anderes  sind  als  ein  Niederschlag  der  Gerichtsgewalt,  dann 
müssen  wir  erwarten,  daß  wir  die  alte  Dilierenzitrung  der 
Stände  und  des  Landes  hinsichtlich  der  Gerichtspflicht  als 
entsprechende  Differenzierung  in  Ansehung  der  Bedepflicht 
wiedeifinden.  Es  fragt  sich  daher,  ob  nicht  die  späteren  Bede- 
privUegien  mit  den  alten  Gerichtsezemtionen  zusammenhängen 
(Gerichtsstandstheorie). 

Hinsichtlich  des  Klerus  ist  zunächst  die  tatsächliche  Über- 
einstimmung offensichtlich.  In  der  Tat  wird  die  Steuerbefreiung 
des  Klerus  nur  damit  motiviert|  daß  er  der  weltlichen  Gewalt 
entzogen  seL'  Dagegen  wird  niemals  die  Befreiung  von  der 
Krieg^flicht  angeführt  Dieser  Grund  wäre  auch  wenig  ein- 
leuchtend gewesen  y  da  ja  die  Laten  auch  befreit  waren  und 
doch  Bede  zahlten. 


1)  Vgl.  Kogler  S.  .'»Gl.  ^Per  tioforliegODdc  ünmU  <i.ifur  dürfte  aber 
in  der  Ftoilieit  der  Ivltriker  von  der  Heerfahrt  zu  suchen  sein.  Für  den 
Klerus  iug  eben  keine  Veranlassung  vor,  die  Heerfahrtspflicht  dorch  Über- 
naimie  einer  Steuer  abnlösen.* 

2)  Vgl.  V.  IVretBcbko  a.  a.  0.  8.  303,  t.  Below  zu  Eogler  8.325, 4. 

3)  Vgl.  Ohm  8. 430. 
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Hinsichtlich  der  Ritter  und  Freien  ist  das  Vorliegen 
einer  tatsachlichen  Übereinstiiumung  für  im-or  Untersuchungs- 
gcbict  gleichfalls  zu  bejahen.  Die  späteren  Verhältuiäse  zeigen 
in  Niedersachsen  ein  weitgehendes  Zusammenfallen  der  Steuer- 
and  der  Geriehtsezemtion^  Die  Rittencbaft  ist  in  der  Haupt- 
sache ans  der  Ministerialitat  henrorgegangen.  Die  ritteriiehen 
Ministerialen  haben  für  ihre  Person  allmählich  übemll 
emtion  von  den  Niedergericliten  erlangt.  Die  Freien  sind  di- 
alten  ächöü'eubareu.  Die  Bedefreiheit  der  spateren  i^reigüter  ; 
im  Harzgau  entspricht  ihrer  gerichtlichen  Sondersteilnng  im 
13.  Jahrhundert 

Ein  besonderer  und  stemlich  durchschlagender  Graml 

für  den  historischen  Ziisaiiimeiiliaiig  der  IJedcbefrciuug  mit  der 
Oerichtsexemtioii  öcheint  mir  nun  dadurch  g^egcl)en  7Ai  sein,  dali  i 
die  Bedebefreiung  nicht  dem  ganzen  iVsitze  der  privilegierten 
Klassen  rakommt|  sondern  nor  ihrem  Wohngute^  dem  Sedd-  ; 
gute,  und  den  auf  diesen  Wohngfitem  angesiedelten  Leotea 
Im  übrigen  sind  auch  die  Hintersassen  des  Klerus  und  der  , 
Ritter  bedepflichtig.  Nur  die  berechtigten  adli^n  ^Sedel- 
güter**  sind  durch  genannte  Norm  befreit.  Diese  Gestalt  der 
Bedebefreiung  ist  für  die  spätere  Bede  als  typisch  anerkanoL 
D;ig^;en  ist  ihr  Alter  nicht  allgemein  zugegeben.  Für  naaet 
Untersuchungsgebiet  ist  nun  die  Bedepflicht  der  Hintersasseo 
völlig:  sicher.  Einmal  infolge  allgemeiner  Erwägungen.  Die 
Vogteiuede  ijut  ja  ganz  gewiß  existiert  und  eine  große  Rolle 
gespielt.  Wenn  die  Hintersassen  der  Geistlichen  und  der 
Ministerialen  befreit  gewesen  waren,  so  hiittc  es  schlechter- 
dings an  jedem  Steuersubjekte  gefehlt  80  ziemlich  das  gleiciie 
gilt  für  die  Godingsbede.  Die  bäuerlichen  Grondeigentfimfr 
waren  gering  an  Zahl  und  unterlagen  nur  der  Grafschaftsbedp- 
Die  Godiiigsgewalt  beschränkte  sich  auf  Hintersassen.  Wuin 
die  Hintersassen  der  privilegierten  Staude  frei  gewesen  wareoi 
80  hätte  diese  Steuer  nur  die  Hintersassen  des  Landeshemi  ge- 
troffen.   Zweitens  haben  wir  aber  fGr  beide  Arten  der  Bed< 


1)  Vgl.  Wittich  18öf£. 


üiyitizeü  by  GoOgle 


Die  PCleghaftoD.  0.  Bedepflicht 


445 


die  Pflicht  der  Hintersassen  quellenmäßig  nachgewiesen:  für 
die  Vogtcibedo  duicL  Lrkuiidcn,  für  die  Godingöbedo  durch 
das  generelle  Zeugnis  des  Kechtsbuches.  Das  Alter  der  MtXr 
emtioosbeschraakuDg  i'^t  deshalb^  soweit  ansere  Zwecke  in 
Betracht  kommen^  vollkommen  sicher. 

Aber  diese  ExemtioQsbeschrSiikoDg  ist  vom  Standpunkte 
der  Heersteuerhypothese  schwer  zu  erklären.  Denn  die  eflPek- 
tive  Kriegsleistung  des  Ritters  war  von  seinem  Gesamt- 
besitze abhängig  und  niclit  von  dem  Wohnt^it.  Dap^egen  findet 
sich  die  gleiche  Gestalt  bei  der  Gcrichtsbctreiung  wieder. 
Wir  haben  froher  die  Sonderstclhing  der  Wohngüter  bei  den 
Schöffenbaien  nacl^wieaen^  und  die  gleiche  Sonderstellung  bei 
dem  yPAuglande**  der  Ministerialen  gefunden.* 

Bei  dem  Gerichtestand  ist  diese  Abgrenzung  ganz  ver- 
ständlich, sie  beruht  auf  der  urdprünglich  ständischen  DitVeren- 
zicruüg  der  GerichthpHicht.  Deshalb  läßt  sich  diese  wichtige 
Eigentümlichkeit  der  Bede  im  Grunde  nur  durch  ihren  geschicht- 
lichen Zusammenhang  mit  der  Geriohtsgewalt  erklären. 

Somit  erweisen  sich  die  Hauptargumente  Schröders  und 
Kegle»  bei  näherer  Betrachtung  als  Stfitzen  der  Gerichtstheorie. 

Hinsichtlich  der  NebengrQnde  können  wir  uns  kflrser 
lassen : 

Schröder  beruft  sich  aui  den  Kitterspiegel,  auf  die  schoß- 
baren Leute  in  Westfriesiand,  die  Malleute  in  Westfalen,  die 
Köoigssteaer  der  Ministerialen  in  Bgstadt  und  die  firiesische 
Hanastener. 

1.  Die  Heranziehung  des  Ritfterspiegels*  kann  nichte 
beweisen  and  beruht  aufierdem  auf  unrichtiger  Auslegung: 

Der  Spieglcr  unterscheidet  allerdings  Duuerugüter,  die 
^verzinst'*  werden  müssen,  und  freie  Lehngüter. ^  Aber  er 
denkt  bei  den  ersten  nur  an  den  Grundzins.  Denn  das  ge- 
Bsmte  Lehn  wird  als  ,»£rei''  bezeichnet  Die  Bedefreiheit  hat^ 


1)  Vgl.  ol)en  S.  'J^ü, 

2)  Vgl.  oben  S.  434ff. 

3j  Bibliothek  des  Uteranschen  Vereins  in  Stuttgart  53,  S.  109  ff. 
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wie  dargetan,  niemals  jegliches  Land  der  Kitter  umfaßt,  sondern 
immer  nur  die  lügeuwirtschaft  oder  besonders  priviUH;ierte  Güter. 
Deshalb  kann  in  dem  Ritterspiegcl  nur  das  Fehlen  des  Gruud- 
Einses  gemeint  Bein.  Das  ergibt  auch  der  technische  Ausdruck 
,»verziDBen%  der  von  den  BaueigÜtem  gebraucht  wird. 

2.  Die  scotbaren  Leute  des  von  den  Grafen  von  Holland 
gewaltsam  eroberten  Teiles  von  Frieslaiid  sind  üb<»rhaii|»t 
keine  Gemcinfreien.  Jedenfalls  aber  war  ihr  Schoß  k(  iae 
Ablösung  der  ^^'ehrpflicht.  Denn  die  Wehrptiicht  hat  genau 
wie  in  den  Maiken  In  voller  Ausdehnung  neben  dem  Schosse 
bestanden.^ 

3.  Die  Maknannen  sollen  nach  Schröder  gleichfalls  heer- 
steuerpflichtlge  Gemeinfreie  sein.  Den  Namen  glaubt  Schröder 

darauf  deuten  zu  sollen,  daß  nur  diese  Bauern  nach  Aus- 
scheiden der  ,,?]deln"  das  Dinir  des  Grafen  (Maistatt)  besuchten. - 
Diese  Hypothesen  sind  nach  der  chronologischen  Seite  hin 
nicht  ganz  durchdacht.  Denn  Stand  und  i'x^^'  ichnung  begegnet' 
uns  bereits  im  9.  Jahrhundert,  also  zu  einer  Zeit,  in  der  weder 
von  einer  Heersteuer  der  Gemeinfreien  noch  gar  von  einem 
Ausscheiden  der  nobiles  aus  dem  Grafengerichte  die  Bede  sein 
kann.  Tatsächlich  sind  die  malmau  überhaupt  keine  Gemein- 
freien,  sondern  Mundlinge.* 

4.  Die  Küuigssteuer  der  Ministerialen  von  Ilgstadt  hat 
weder  mit  der  Bede  noch  mit  den  Gememfreien  etwas  aa  tun. 


1)  Vgl.  i,  B.  van  den  Beigh,  Oerkondanboek  tsü  HoUmd  en  Zeeland 
I  335,  450,  454,  U  649,  660. 

2)  So  Lehrbach  8.  451.  ISne  andere,  nur  in  West&lea  benagte 
Benennaog  (malman)  scheint  sich  auf  die  aUgemeine  Dmgpflioht  besagen 
SU  haben,  im  Oegenssis  za  den  Edeln,  die  allmflhlicb  überall  in  eineoi 
ezimierton  Gerichtsstand  gelangten.  Vgl.  die  neueste  Wendong  8cfai5den 
oben  8.  414. 

3)  Vgl.  Filiimde  Lu*lwig  des  Jüngeren  881,  Wilmanns  S.  189,  Karl  887. 
Dazu  B(>l('po  bei  Waitz  V  S.  318  Anm.  2.  Dio  chronologische  UnmögUdi* 
keit  der  Deutung  tritt  auch  darin  hervor,  daß  die  ,mahelmann*  für  Osiuh 
brück  1023  orwälint  werden,  während  die  Edeln  bei  jedem  Orafendinge 
des  11.  Jahrhunderts  zugegen  sind. 

4)  Vgl.  unten  §  73. 
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Es  ist  eine  Ablösung  der  Lehnspflicht,  wie  sie  uns  auoh  sonst 
unter  der  Bezeichnung  Heersteuer  begegnet 

5.  Die  MesiBohe  Haassteuer  ist  eine  geringffigige  Abgabe. 
Sie  wird  von  allen  Grondstacken  entrichtet,  auch  von  den 
Groodstucken  der  Edelinge.  Die  Behauptung,  daß  die  Me- 
sischen  Edelinge  keine  Haussteuer  gezahlt  haben,  ist  unrichtig.* 
I>cr  \^irkliche  Ursprung  ist  unsicher.  ^  Aber  sie  wird  nirgends 
mit  der  Befreiong  von  dem  Heeresdienste  außerhalb  f^eslands 
in  Besiebong  gebracht  Die  Heer&üirtbeschrSnkang  wird  viel- 
mehr in  swei  voneinander  nnabhängigen  Traditionen  mit  der 
Notwendigkeit  der  Strandwehr  begründet  Wohl  mit  Recht.  ^ 
Mit  der  Bede  hat  die  Hauslage  nicht  das  mindeste  gemein.* 

HiusickÜich  der  besonderen  Gründe  Koglers  kann  ich  auf 
die  vollkommen  durchschlagenden  Ausführungen  Belows  ver- 
wetten. Kur  ein  Ebwand  sei  noch  berührt  Kogler  meinte 
die  Zniückffihmng  der  Bede  anf  die  Gerichtsgewalt  werde 
dadurch  ausgeschlossen,  daß  nach  Belegstellen  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert das  Recht  auf  den  Bezug  der  fixierten  Steuer  von 
dem  Gerichts  Vorsitze  losgelöst  werden  konnte.  Dieser  Einwand 
i>t  schon  deshalb  unberechtigti  weil  um  diese  Zeit  auch  die 
Gerichtsgewalt  im  engeren  8inn  geteilt  wird.  AuBerdem  aber 
verkennt  Kogler  das  Wesen  der  Zeomersohen  Hypoiliese.  Die 


1)  Ygl.  altfxies.  Ger.-Yerfusang  8. 291  ff. 

2)  In  Eure  7  wird  sie  beseiohnet  als  Ean^reis  för  nobültas  nnd 
liliertas,  in  KQre  9  als  Kaufpreis  für  den  SfciaBeiifrieden. 

3)  Die  Heeif^ihTkbesobzftiikimg  Ist  überhaupt  nicht  anfsofassen  als 
^  wiikliehe  Edeichterang.  Sondern  sie  ist  zu  Ihrer  Zeit  nioht.s  anderes 
F^eaen  als  ein  partieller  Ausgleich  für  die  lokale  Anspannung  durch  die 
Nonnannengefahr.  Tatsächlich  hat  sich  ja  in  Friesland  die  allgemeine 
Wehrpflicht  erhalten.  Nur  die  Bewaffnung  wird  nach  dem  Maße  des 
Landbesitzes  abgestuft,  aber  nicht  nach  dem  Maße  des  freien  Besitzes, 
^gl-  Kq.  8.  390,  [32]  ff.,  S.  4S3  §  11  a.  £.  (1277).  Jedes  Ffandmafi  Landes 
soll  gleich  schuldig  sein  «zu  schooßen  und  zn  sohnlden,  ond  nir  Heer* 
iihtt  und  zum  Einkaufen  des  Friedens** 

4)  Die  erste  urkundliche  Erwähnunj^  findet  sich  schon  in  einer 
Irkuüdo  Ottos  L  für  UtrecJit  vom  Jahre  94d.  Mon.  Genn.  D.  I  No.  98 
S.  181  [20J. 

I 
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Gerichtsgewalt  gab  nur  den  Anlaß  dazu,  daß  eine  ständige 

Pflicht  anerkannt  wurde.  Damit  war  aber  ein  selbständiges 
Recht  (fitstanden,  dessen  Lostrennung  nichts  im  Wege  ptanA 

Die  Früfung  der  gegea  Zcumer  geltend  gemachten  Ein- 
wendungen ergibt  somit  ihre  Haltlosigkeit  Es  ist  eben  weder 
notwendig  noch  irgend  möglich,  die  Bede  auf  die  Abiösiuig 
der  Heerpflicfat  zurfickzofuhren. 

Der  dogmengeschichtliohe  Zusammenhang  zinschen  der 
Heersteuerhypothese  und  der  Deutung  der  Pfleghaften  be- 
währt sich  nun  auch  darin,  daß  mit  der  richtigen  Erktnnt^iis 
der  Bede  auch  das  Festhalten  ihres  Zusammenhaoges  mit  dem 
8tandc  der  Pfleghaften  unmöglich  wird. 

Weder  die  sachliche  Sonderstellung  der  Pfleghaften,  noch 
ihre  Standeanamen  lassen  sich  au£  die  Bedepflicht  zurück- 
fuhren. 

374.    Sachlich  ersclieincn  die  Pfleghaften  des  Spieglers 
durchaus  als  scharf  abgegrenzter  Keehtsstand,  vor  allen  an- 
deren btüuden   ausgezeichnet  durch  den  Gerichtsstand,  von 
dem  nachsthohen  Stande  der  Schoftenbaren  außerdem  scharf 
geschieden  durch  Wergeid,  Buße  und  Mangel  des  Erbrechts. 
Ist  es  nun  denkbar,  daß  diese  SchlechterstelluDg  gegenüber  den 
Schöffenbaren  geschichtlich  entstanden  ist  durch  die  Leistung 
von  Beden  .'    Die  Frage  läßt  sieh  nur  bejahen,  wenn  matj  aa- 
nimnit,  daß  volifreie  Grundeigentümer  gegen   Erlegung  eines 
Zinses  von  einer  ihnen  von  Rechts  wegen  obliegenden  LieiBtung 
des  Kriegsdienstes   befreit  und  dadurch  der  kri^rischeo 
Tätigkeit  entfremdet  wurden.   Dann  läßt  es  sich  wenJigstens 
denken,  daß  auf  diese  Weise  ein  gegeaflber  den  im  Kriegs- 
dienste bleibenden  Genossen  surückgesetster  Stand  geschaffen 
wurde.     Wer  sich  für  unfähig  erklärt,  öÜ'cutliche  Pflichten 
zu  erlüUen,  kann  sich  niclit  beklagen,   wenn  seine  Rechts- 
gtellung  gemindert  wird.    Auch  der  Spartaner,  der  den  Bei- 
trag su  den  Mahlzeiten  nicht  leisten  konnte,  schied  ans 
dem  Kreise  der  Vollbflfger  ans.   Dieser  G^ichtspunkt  wfirde 
notdürftig  ausreichen,  auch  wenn  man  sich  von  dem  alten 
Irrtume  frei  hält,  als  ob  nur  der  Eigentümer  eines  unbelasteten 


Digitized  by  Google 


Die  Pfleghaften.  C.  BedepfUcht 


449 


Gnmdstückes  vollfrei  gewesen  sei,  jede  Belastung  des  Gniod- 
stück«?  als  StiindesminderiiiiLi:  gewirkt  hatte.  Freilich  würde 
die  Schärfe  des  Gegensatzes  zwischen  den  Schöä'enbaren 
und  den  Pfieghaften,  namentlich  die  Entziehung  des  Erb- 
rechts, immer  noch  wunderbar  bleiben.  Aber  die  MögUchkeii 
einer  Reehtamindening  als  Folge  der  Ablösung  war6  immerhin 
gcgf'ben.  Auch  die  entfernte  Möglichkeit  fällt  fort,  sobald 
wir  die  Bede  richtig  auffassen.  Gegen  die  Annahme  einer 
tlurch  die  Bede  bewiiktcn  Kechtsminderung  öpricht  einmal  die 
Erwägung,  daß  die  Bede  erst  im  Laufe  der  Zeit  aus  einer 
freiwilligen  Abgabe  zn  einer  wirklichen,  dauernden  Rechts- 
pflicht geworden  ist  Der  Vorgang  hat  sich  viel  zu  spät  voll- 
zogen, um  die  gerade  in  den  altertümlichen  Bechtssatzen,  in 
Wergeid,  Buße  und  Ebenbiirt  hervortretende  Scheidung  zu 
crkl.ären.  Ferner  ist  es  nicht  denkbar,  daß  an  die  Erfülhiug 
einer  von  dem  Gerichtsherrn  ausgehenden  Bitte  eine  »Slaudes- 
mindenmg,  unter  anderen  Verlust  des  Erbrechts,  angeknüpft 
wurde.  Eine  derartige  Belohnung  hätte  geradezu  prohibitiv 
gewirkt  Ebensowenig  ist  denkbar,  daß  die  Kluft  zwischen 
Schöffenbaren  und  Pfie^aften,  welche  nach  dem  Sachsenspiegel 
nur  von  der  Geburt,  nicht  von. der  Art  des  Grundbesitzes 
al)hangt,  erst  dadurch  entstanden  ist,  daß  di(*  Pllcghaftcn 
sich  genötigt  sahen,  dem  Gcrichtsherrn  Bitten  zu  erfüllen,  welche 
die  Schöffenbaren  vermeintlich  abzuschlagen  in  der  Lage 
waren.  Endlich  ist  ja  die  Bedeleistung  nicht  auf  die  Pflege 
haften  besdirankt  geblieben.  Auch  die  Schöffenbaren  haben 
Bede  gezahlt  Ihre  Bede  wird  allerdings  von  dem  Inhaber  des 
Kölligsbannes  erhoben,  während  die  Bede  der  PlleghaitCD,  wie 
das  Heirufallsrecht  beweist,  nur  dem  Schulzen  anheimfallen 
konnte.  Aber  gerade  diese  (iemeinsehait  der  BedepÜicht  er- 
gibt, daB  die  Bedepflicht  nicht  als  selbständiges,  diifcrei) zieren- 
des Moment  angesehen  werden  kann.  Sie  war  selbst  durch 
den  Gerichtsstand  bedingt  Deshalb  führt  auch  die  Bedepflicfat 
immer  wieder  zu  der  Gerichtsverfassung  zurfick.  Und  dieser  Ge- 
sichtspunkt ergibt,  daß  die  Pfleghaften  auf  dv.m  ikicfien  Lande 
keinen  Kaum  liaben.  Von  einer  besonderen  ländlichen  Schuizen- 
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bede  wissen  die  ostfälischen  Quellen  so  wenig  wie  von  einem 

Schulzcngciiehte  mit  besonderer  Gerichtsgemeinde. 

375.  Aucli  die  Existenz  der  Standesbezeichnungeii  jilceh- 
haft  und  hiergelde  läßt  sich  schlechterdings  nicht  duich  die 
Bedepflicht  erklären.  Gewiß  ist  es  denkbar,  daß  die  Gesamt- 
heit der  bedeaohuldigen  Leute  nach  diesem  ihnen  gemeioflamen 
Merkmale  genannt  und  durch  dieses  Merkmal  von  den  privi- 
legierten Stenden  unterschieden  wird.  Mit  Recht  betont  v.  Bdow, 
daß  das  iiaiizüsische  roiuricr  und  das  spanisclie  pecheros  in 
dieser  Weise  entstanden  ist.^  v.  Below  hat  feruer  für  Jülich  und 
Berg  nachgewiesen,  daß  die  bedepflichtigen  Güter  Schatügüter 
und  ihre  Besitzer  Schatzleute  oder  Vogtlciitc  hießen.  Aber  in 
allen  diesen  Fallen  ist  es  die  Gesamtheit  der  Bedezahler, 
welche  nach  der  gemeinsamen  Pflicht  genannt  wird.  Es  ist 
eine  in  diesem  Punkte  rechtsgleiche  Gruppe,  welche  im  übrigen 
sehr  verschiedene  Elemente,  freie  und  unfreie,  umschließt. 
Das  ^  Pfleifhaft des  Spiesfels  ist  dnsjegen  eine  Bozoicliinuig, 
welche  keinesfalls  mehr  als  einen  sehr  kleinen  Teil  der  bede- 
pflichtigen Leut<3  umfaßt  haben  konnte.  Denn  das  Wort  be* 
zeichnet  schon  alieinstehend,  schon  nach  dem  usuellen  Wort- 
sinn,  lediglich  freie  Leute.  Es  schließt  namentlich,  schon  allein* 
stehend,  den  Laten  aus.  Besonders  deutlich  tritt  dies  in  der 
Eingangsstelle  hervor  und  dann  in  der  Wergreldtafel.  Der 
>S]u<'ii;l«  r  snpl  ziiiist  in  III  45  §4:  ^Denjeuigeu,  die  biergelden 
und  pÜechhafte  heißen  und  des  Schulzen  Ding  suchen,  denen 
gibt  man  15  Schilling  Buße  und  10  Pfund  Wergeid^.  —  Dann 
folgt  in  §  7:  „Zwanzig  Schilling,  sechs  Pfennig  und  ein  Halb- 
ling ist  der  Lateleute  Buße  und  9  Pfund  ist  ihr  Wergeld*^. 
Ebenso  schließt  das  Heimfallsrecht  des  Schulzen  beziehungs- 
weise Grafen  an  den  Hufen  der  Biergelden  in  Ssp.  III  80  die 
Möghchkeit  aus,  daß  unter  den  Biergelden  die  Laten  einbe- 
begrifi'en  sind.  Denn  das  erblose  Gut  der  Laten  fiel  an  deu 
Herrn.   Die  Laten  sind  deshalb  dem  Spiegier  nicht  ein  Teil 


1)  Art.   Grundsteuer  io  Conrads   „liandwörterbucU  der  Staats^ 
wissenschaftüu". 
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der  Pfleghaften ;  soudern  sie  sind  etwas  anderes  ^  sie  sind  über- 
haupt nicht  pfleghaft im  Sinne  dieser  Standesbezeichniing. 
Nun  sind  aber  die  ländlichen  Laten  tatsächlich  insgesamt  bede- 
pflichtig gewesen.   Sie  haben  die  große  Masse  der  Bedezahler 

gebildet.  Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  daß  eine  Bezeichnung, 
die  von  der  Bedepflicht  abgeleitet  wnrde,  die  I^ten  nicht  mifc- 
unifaBt  Iiätte.  Dazu  kommt  nun,  daß  auch  die  Schöffenbaren 
bedepflichtig  waren.  Wenn  die  Ffl^haftcn  wirklich  ein  länd- 
licher Stand  gewesen  wSien,  so  hätten  sie  doch  niemals  als 
Sonderstand  nach  einem  Merkmal  genannt  werden  können,  das 
sie  mit  der  großen  Mehrzahl  der  ländlichen  Bevölkerung  ver- 
einte und  nicht  von  ihr  trennte. 

Aus  diesen  Grüiulen  ist  es  in.  E.  unmöglich,  daß  der 
iSpiegler  bei  der  Bezeichnung  „plechhaft"  an  die  Pflicht  der 
Bedezahlung  gedacht  hat 

D.  Die  Stadtpfiicht  und  die  Deutung  von  pfleghaft 

§  39. 

376.  In  den  Biergelden  hatte  ich  in  Anlehnung  an  die  her- 
gebrachte Deutung  „plege  '  =  „Zins"  die  Pflicht,  welche  bei  der 
Siaiicit  nbezeidmung  „plechhaft'*  dem  Spiegier  vorschwcbtii,  auf 
den  Wortzins  des  Stadtbürgers  bezogen.^  Die  Erkenntnis,  daß 
„plege*^  im  Sachsenspiegel  gerade  andere  Pflichten  als  den  Zins 
bezeichnet,  hat  mich  genötigt,  diese  Beziehung  fallen  zu  lassen.' 
Durch  diesen  Verzicht  wird  aber  die  Deutung  der  Ffleghaften 
als  Stadtbfiiger  nicht  erschwert.  Vielmehr  ist  erst  durch  die 
Erkenntnis  dieses  Irrtums  der  richtige  Weg  zum  Verbtäudnis 
erööiiet. 

Der  Wortzins  war  finanziell  unbedeutend^  und  eine  ding^ 
hohe,  nicht  eine  persönliche  Last,  diilier  nicht  besonders  geeignet^ 
^er  Standesbezeichnung  zur  Grundlage  zu  dienen.  Er  war 
endlich  nicht  in  allen  Städten  Ostfalens  vorhanden.* 

1)  Bieigolden  8.  9. 

2)  YgL  oben  6. 419. 

3)  Vgl.  Bietsohel  8. 135. 

4)  Tgl.  Bietschel  8. 131. 
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Pao^eiicn  liiidcii  sieh  in  allen  Städten  andore,  nicht  in 
Ziiiazahiuug  bestehende  Ptlicliton^  deren  praktische  Bedeutimg 
weit  grdfier  war,  welche  nicht  die  Grundstücke,  sondern  die 
Person  trafen,  welche  daher  geeignet  waren,  die  Stadtonge- 
h5rigkeit  zu  charakterisieren  und  die  tatsächlich  zu  diesem 
Zwecke  verwendet  worden  sind. 

377.  Zu  den  städtischen  Lasten  gehörte  in  erst*^r  Linie 
die  Steuerlast.  Das  städtische  Steuerwesen  hat,  wie  heute  un- 
bestritten ist,  eine  ausgiebigere  Entwicklung  er&hren  als  die 
Bede  des  flachen  Landes.  Auch  in  Ostfalen  begegnet  uns  in 
lülen  Städten  die  stadtische  Vermögenssteuer^  als  coUecta,  contri- 
butio,  consagittatio,  Schoß.  Aber  diese  Steuerflicht  stand  nicht 
allein.  Neben  bic  treten  nueh  andere  Leistungen.  Besonders 
häufig  cnvähnt  werden  Wachtdienste  verschiedener  Art.  Femer 
finden  sich  Pflichten  zur  Aushebung  von  Gräben  und  zu  sonstiger 

•  Mitwirkung  bei  der  stadtischen  Befestigung.^ 

Diese  Lasten  trafen  nun  ausschließlich  die  der  Stadt  so- 
gehörigen Personen,  die  Leute,  welche  dem  Schulzengericht  des 
Spieglers  unterworfen  waren.  Dagegen  waren  die  Stände  Jt> 
flachen  Landes,  weiche  der  Spiegier  anderen  Gerichten  zuweist, 
die  Bchoffenbaren,  die  Meier  und  die  Lnten,  von  diesen  Lasten 
freL  Wenn  daher  mit  ^pflichtig'^  der  Gedanke  an  die  städti- 
schen Ijasten  verbunden  war,  so  war  der  Ausdruck  termino- 
logisch wolil  LT^eie^nct,  die  Stadtangehörigeji  von  den  übrigea 
Ständen  abzuheben. 

378.  Immerhin  dürfte  die  Wahrscheinlichkeit  einer  solchen 
Kennzeichnung  zunächst  auf  Widerspruch  stoßen.  W^ir  sind 
heute  gewohnt,  bei  der  Stadt  des  Mittelalters  an  die  Vorteile 
zu  denken,  die  sie  den  P2in Wanderern  bot,  und  könnten  deshalb 
erwarten,  dal^  jede  Hezeiehnmii;  des  J>iirgerstandes  einen  Zu-  I 
wachs  von  Ivechten  zum  Ausdruck  bringe.  Aber  es  scheint, 
daß  die  Vorsäge  der  Stadt  mehr  auf  tatsächlichem  Gebiete, 


1)  Vd.  Ooslan-r  Priviletr  von  1219.  V.  B.  I  Xo.  40i,  4?.  Onneä  is 
civitato  reditus  ad  ncgotia  biirgonsium  deH'  iit  adjuvare. 

2)  Vgl.  die  Beispiele  unten  ä.  453  Anm.  1. 
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der  großorcii  Sicherheit,  der  besseren  Eru  orbsgelcgenheit  ge- 
legen waren.  In  rechtlicher  Hinsieht  scheint  in  der  Auffassung 
der  Zeit  der  Zuwachs  an  Pflichten  im  Vordei^und  irestanden 
zu  babeD.  Jedenfalls  mnd  in  unseren  Quellen  diese  Seiten  be- 
sonders betont:  Jus  forense  oder  civile,  Bürgerrechti  Burrecht 
und  Wikbilde  sind  nicbt  nur  Bezeichnungen  eines  Rechts- 
krfipe«,  sondern  eines  Püichtenkoniplexes.  Sic  6ind  nicht  nur 
Gegenstand  der  Verleihung,  sondern  auch  Gegenstand  der  Be- 
freiung.^ Und  mederholt  wird  als  Wesen  der  Bürgerqualitäfc 
gerade  die  Tragung  der  Bnigerlasten  hervorgehoben.  Die  Güb- 
brer  Statuten  sagen  ausdrücklich:  ^We  mit  uns  nicht  ne  scotet» 
de  is  en  gast  nnde  ken  borghere."  ^   Das  Hildesheimer  Stadt- 

1)  YgL  z.  B.  Braanschweig,  Befreiong  .,a  vigilüs  et  coUeotis  et 
omni  jare,  qaod  aostre  civitati  debebahir'^  mit  Ansnahme  von  Befestigoag 
In  NotOUen  (1268).  U.  B.  II  104'^  Tgl  daselbst  m\  196»,  19?**,  198* 
213«,  310**,  Halberstadt  „ab  omni  lege  forensi  et  civiU  juro''  1180. 
ü.  B.  8i  Pauli  80  „a  jure  f  ori^*  1226,  ab  omni  jare  civili  et  jarisdictione 
temponli**:  Oegeastand  der  Befieiaag  sind:  „fossata  de  novo  facienda  vti 
«tiara  lefidenda,  mnaitio  aliqaa  civitatis,  vigiliae  et  casiodiae  noctis  sive 
diei,  ooera  civiJia  publica  vel  privata,  talUa  et  exactiones  sive  oensuB  qai 
wffUma  valgo  dicttni*^  1241.  Ferner  Befreiung  „ab  omni  jure  civili  qaod 
volgariter  didtar  burrecht,  videlicet  exacttonibus  qnos  vicini  super  ae 
beere  consueverant  et  contributionibus  que  vooantur  wekenpfennige  in 
vulgari,  vigilüs  ac  denanis  vigilum,  imino  a  custodiis  vah  o".  Stadt  Halber- 
8tadt  I  No.  146  (1241).  Xo.  242  (1290),  vgl.  femer  nihlesheim  I  No.  773, 

II  No.  15  (^1347).    Befreiung  ab  omni  onere  rivinm  juris,  qnod  vul- 

piiter  vikbeldesrecht  vel  dinghpUghi  dicitur.  Magdeburg  12r>0  No.  116. 
Merseburg  „liberam  et  exemptam  ab  omni  civili  ouere,  a  vigiUia  civitatis 
ejuädem  et  oustodiis,  ab  exacttonibus  seu  coUecüs  et  ab  omni  jugo,  quod 
ciribus  seu  curüs  civium  imponi  poterit,  nec  aliquibus  plebiscitis  debeat 
subjacere".  U.B.  No. 531  (1289).    Quedlinburg  „ledich  und  los  schotes 

wa<  htes"  —  Gegensatz  „ligen  to  wikbeldesreclit*'  1335.  V.  B.  I 
122,  femer  N0.8I  (1313),  82  No.  182  „ledicb  tin<l  irr'  shotes  und  alls 
buigyerrechtes*-'  (1368)  183  ..ane  schot,  ane  wachte  und  an  alle  borgerrecht" 
Gegensatz  .,dun  al  borgerrecht''.  Y^l.  ferner  124,  30ff.  (1455)  No.  492. 
Wernigerode  U.  B.  II  No.  80,  ferner  U.B.  Drüb.'..-k  No.  85  (13ö2)  „vryet- 
Tor  allorley  wik  bei  desrecht,  ane  de  wacht  allüne".  U.  B.  Ilsenburg  I 
No.  t>u2  „vor  shoss  und  alle  burgerrecht^'  —  Oegeufiats  „bürgerliche  haude» 
lunge,  dienst  und  plicht**. 

2)  Oösclien  S.  101,  26. 
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feobt  geht  von  der  gleichen  Auffassimg  aus.^  Das  älteste 
deutsche  Stadtrecht  Brausschweigä  gestattete  Zollfireiheit  dem 

auswärts  wohnenden  Bürger,  wofern  er  „pleget  hir  inne  shot« 
unde  i(  <  lites"*.  Auch  in  Halle ^  ist  die  Bürgerqualität  durcli  die 
Steucrleistuug  bedingt:  „Wer  seyneu  sciioß  alle  Jahr  jahrlich 
nicht  giebt,  den  soll  man  für  kernen  Bürger  mehr  halten.'' 
Das  gleiche  gilt  ffir  andere  Städte  ^ 

Besonders  bezeichnend  scheint  mir  ein  Privileg  des  Her> 
zogs  von  Braunschweig  für  Lüneburg^  von  1247:  Der  Hmog^ 
verzichtet  auf  seiiic  Eigoiileute  und  fügt  hinzu:  „Minisurialt? 
autem  nostri  in  civitate  manentos,  <|ui  dant  ad  consagi- 
tationem  et  peticionem  quod  dicitur  $choi  et  schulde. 
nec  rode  nec  henvede  dabnnt  nec  in  propriis  bonis  eomm  ali- 
quid juris  nobis  vendicabimus.'^  Die  Zugehörigkeit  der  Mini- 
sterialen zur  Stadt  w  ird  durch  ihre  Steucrleistuug  ausgedrückt, 
Bürger  ist,  wer  die  8tadt])flieht  erfüllt.  Umgekehrt  lehnt  der 
Rat  von  Hildesheüu^  die  Vertretung  für  eine  Person  ab»  weil 
der  Betreffende  j^uns  ney  boighcrrecht  deyt  —  unde  he  ne  ott 
entghilt  unser.'' 

379.  Die  sachliche  Möglichkeit^  bei  pßeghaft  an  die  Stsdt- 
angehörigen  zu  denken,  war  somit  vorhanden.  Die  historische 
Wahrscheiultchkeit  wird  nun  durch  Tatsachen  des  Sprach- 
gebrauchs gegeben: 

Pfleghaft  ist,  wie  oben  betont  wurde,  nur  eine  dialektische, 
etwas  seltenere  und  altere  Nebenform  von  ^pflichtig'^.  Irgend 
ein  Anhaltspunkt  ffir  eine  sachliche  Differenzierung  der  beiden 
Formen  liegt  nicht  vor.    Wir  sind  berechtigt  den  Spiegel  so 


1}  U.  B.  Stadt  HUdeaheim  I  S.  288,  93,  vgl  auch  II  Ko.  145  (13aS). 

2)  U.  B.  Stadt  Brannschweig  X  8.  7, 50. 

3)  Alte  Statuten.  Antiqu.  Fbisohnngen  12  S.67. 

4)  Vgl.  Schulze,  Kolonisation  S.  254  „Schossen  und  Wachen  bildeten 
die  Voraussetzung  des  Genusses  des  Stadtiecbts  und  werden  geraden  als 
Stadtreeht  bezeichnet  —  Nur  wer  schoßt  und  ivacht  —  ist  voUbetechtigter 
Büiger«* 

5)  Limebuiger  U.  B.  TU  S.  48. 

6)  T7.B.U  No.  1107  (1399). 
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aoBzal^en,  als  ob  er  nicht  von  „plechhaften*'  redet,  sondere 
von  „pftichtigen''.  Unter  diesen  Umstanden  ist  es  zunächst  von 
Bedeutung,  daß  die  Gesamtheit  der  städtischen  Lasten  ganz 

allgemein^  in  fast  allen  Städten  Ostlaiens,  übci*  die  wir  nähere 
Nachrichten  haben,  tccluiisch  iils  „PHicht"  bezeichnet  wird. 
An  Stolle  von  Püicht  tindet  sich  ferner  zwar  selten,  aber  auch 
in  2  Städten,  welche  für  die  Auslegung  des  Spiegels  besonders 
bedeutungsvoll  sind,  die  Nebenform  „plege^*. 

Der  Graf  von  Wernigerode  stiftet  1328  in  Wernigerode 
eine  Kapelle  und  stattet  sie  mit  einem  Hofe  in  der  St«dt  aus. 
Mit  Zustimmung  von  Rat  und  Bürger  befreit  er  den  Hof  „von 
scote,  von  wachte,  von  der  hude,  von  gravenpeunigen  und  von 
aller  pleghe  unde  denste,  des  men  uns  undc  den  borgeren  na 
wie  beides  rechte  eder  wonheyt  darafi  plichtich  were''. 
Auch  Bat  und  Bürger  geben  den  Hof  itei  ^aller  pleghe  und 


1)  Vgl.  z.B.  Braunschweig,  Stadtrecbt  ./Inr  dir  stad  oro  plicht 
(nic  ie)  afghaf*  U.  B.  I  S.  72,  74.  70  „scoten  uml  wakeu  undc  aller  band 
plicht  don,  —  dar  sal  man  id  don  —  dhes  jares  dhero  stat  plicht 
U.  B.  U  363* "  (1311),  dazu  398",  399»-  »•  (1313),  416»  (1314).  GosUr, 
Statuten  „plicht**.  Göschen  S.  106**,  al  boiigieTes  recht  plicht  unde 
wonheyt  to  donde,  8.a.0.  S.  109"  (1351).  Halle,  schössen  und  wai.hon 
und  alle  plicht  tun.  Ant.  Forsch.  1 2  S. 67.  H i  1  d es h e i m ,  Stadtrecht  c.  1300. 
c.  03  ,,unde  der  stad  plicht  ne  dede'*,  c.  140,,«ilj^do  plicht  de  ho  mitsi  tt^n 
hedüe**,  c.  141  ,,als.>  vcrne  alsn  der  stnt  plicht  went**  ,.so  scolde  he  der 
stat  plicht  duü"  U.Ii.  I  S.  28S  und  289.  „Di.sse  ver  hus  scölet  eweliken 
scotes  unde  wachte  unde  stadpllcht  vry  wesen.  Wonet  hir  aTer  jeman, 
der  der  stat  plichtich  si,  de  scal  statplicht  den**  —  aller  statplicht 
vry  —  ,,scoten,  wakeu  und  alle  statplicht  don'\  ,,cc  umme  scot  und 
nnime  der  stat  plicht",  „von  statplicht  ledich'S  ,iScotes  unde  statplicht 
plichtich",  „ane  scot  and  ane  plit  lit^'  U.  B.  I  No.  727  (1321),  ferner 
Aufzeichnung  von  1300—1350,  IV.  Nachtrag  No.  2  (1  63a)  „Hus  unde  liof 
unde  wordhe,  dhe  to  wigbelde  ligged,  dhe  scon  der  stad  alle  plicht  don'\ 
Magdeburg  „de  schollen  denue  aller  stadplicht  Sxj  seines  „mit  ahote, 
pande,  wake  edir  mit  anderer  stadplicht  edder  upsate'S  ,,fau8eren,  de  to 
der  stad  rechte  eddir  plichte  horden^  de  enschollen  sy  —  uth  der  stad- 
plicht nicht  entfroniden",  „in  der  stad  plicht  blyven.  U.B.  II  No.  369. 
Qncdlinour^  ..löblich  los  und  vry  s^hotes,  wfi'ht^s  und  aller  plicht  sodes 

und  rechtes'-,    l'.  B.  T  No.  174  (135Ü).    Wernigerode  ,,fry  shotes, 

denstes,  wachte  und  alle  der  plicht".  U.B.  I  No.  411  (1436),  ebenso 
421,  42  ,  502  ,  598,  femer  ü.  B.  Ilsenburg  602  „bürgerlicher  handeUnge, 
dinst  und  plicht 
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deoste^.^  Derselben  Kapelle  werden  1330  Hufen  sogewendet 
frei  von  ^denste  unde  von  aller  pUgt,**^ 

Die  Bpateren  Urkunden.  Wernigerodes  setzen  für  plege 
das  gewöhnliche  ^Pflicht*. • 

Nach  den  Magdeburger  Fragen  soll  der  Erbvoi^t  IJiiri^cr- 
nahrung  treiben  dürfen,  gleich  anderen  Bürgern:  „ab  her  recht 
linde  pfJ((]c  do  von  thut,  also  do  recht  ist  unde  gewohnlich 
Die  Hailischen  Statuten  sagen  an  der  entsprechenden  Stelle: 
i^alle  pUeM  thun*^' 

In  dem  Rechtsbuche  nach  Distinktionen  wird  bei  der 
Befreiung  von  geistlichem  Eigen  die  Einriinmung  von  Ersatz- 
gut  gefordert,  da  man  sich  der  „Pflege"  an  erholen  mag.* 

Das  Rechtsbuch  Puigolds  gebraucht  den  Ausdruck  öftere: 

1.  Das  Laudemium  ist  fixiert  bei  solchen  Gütern  ^dar- 
von  man  jährlich  der  Stadt  zu  ge wonlicher  phiege  steht  oder 
stehen  muß^.' 

2.  Bei  Befreiung  von  geistlichem  Gute  soll  man  dafür 

sorgen,  daß  der  Stadt  „er  reolit  imdt  er  p liege**  niclit  abgehe  '* 

3.  Die  {Toistliclicn  Besitzer  boUen  „formundon"'  liahcn,  die 
Böllen  die  (jiüter  vorälehen  ,,mit  aller  pflege  kegiu  den  herrin 
in  witpildcp  reclite".^ 

4.  Es  soll  weder  Gericht  noch  Rat  auswartagen  Leuten 
Kaufbriefe  geben^  darum,  daß  man  des  Rechts  und  der  j^Pf  lege*' 
nicht  wohl  gewarten  kann.^^ 

5.  Jeder  cinkommende  Mann  Kann  Eij^cn  und  Erbe  er- 
langen „also  her  rechtlr  pflege  dorvon  thudt  und  thun  wel^^^^ 

1)  U.B.  Werni^.  rode  No.  80. 

2)  a.  a.  0.  No.  7(j. 

3)  Vgl.  oben 

l )  Vgl.  Behren«!  I  2,  7. 
[})  AiiL  FüiSiCli.  I  2,  S.  67. 
C)  ürtloff  I  ß,  n  c.  6  <i  2. 

7)  OiÜoif  II  B.  n  0. 20. 

8)  a.  a.  0.  c.  61. 
d)  a.  a.  0.  c.  63. 

10)  a.  a.  0.  c.  112. 
11}  a.  a.  0.  c.  113. 
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„¥\eg!d*'  ist  somit  auch  in  Ansehung  der  stadtischen 
Lasten  eine  sachlich  bedentungslose,  anscheinend  filtere  Neben- 
form von  Pflicht  Eine  zwcitf»  Nebenform  isi  ]>iugp flicht 
I>as  Wort  tritt  neben  dem  älteren  Pilicht  namentlich,  aber 
nicht  ausschließlich,  in  Hildesheün  hervor.  Es  bat  die  bcson- 
dere  Beziehung  zum  Gerichtsbesuch  völlig  abgestreift  und  be- 
zeichnet nur  die  Unterwerfung  unter  die  stadtischen  Lasten, 
nicht  anders  als  die  einfache  Pflicht^  Auch  Frauen  werden 
als  dingpflichtig  bezeichnet,  obgleich  sie  natürlich  nicht  zum 
Besuche  der  Gerielits  verpflichtet  waren. 

Wenn  somit  die  städtisclien  Lasten  teclniisch  Pflicht  und 
plege  genannt  \vurden,  dann  konnte  auch  bei  dem  Stande  der 
Pflichtigen  (plechbaftea  oder  biergelden)  an  die  Stadtpflichtigen 
gedacht  wetden.  Tatsächlich  finden  wir  nun  diesen  Sprach- 
gebrauch auch  außerhalb  des  Sachsenspiegels  belegt,  und  zwar 
sowohl  für  Biergelden  me  für  plechhaft  und  die  gleichbedeu- 
tende Form.  Diesem  Nachweis  sollen  die  beiden  nachfolgenden 
Paragraplteii  jrowidmet  sein. 

380.  Vorher  ist  ein  sehr  naheliegender  Einwand  zu  er- 
örtern. Wir  sind  gewohnt,  den  Stadtangehörigen  in  den 
Quellen  des  Mittelalters  unter  ganz  bestimmten,  nicht  von  der 
Stadtpfficht  abgeleiteten  Bezeichnungen  zu  begegnen.  Unter 
diesen  Umständen  mau;  es  müßig  erscheinen,  nachzuforsehen, 
ob  flieht  gelegcntlieh  auch  die  Stadtpflicht  zur  Keunzeiehnung 
dieser  Personengruppe  verwendet  worden  ist  Der  Spiegier 
wollte  zu  einem  größeren  Kreise  reden.  Wenn  er  die 
Stadtbuiger  gemeint  bitte,  so  w&rde  er  einen  der  allgemein 
gebräuchlichen  Ausdrficke  allein  oder  doch  kumulativ  ver^ 
wendet  haben.   Nach  unserer  Deutung  hat  er  dies  nicht  getan; 


1)  Dingpflioht  wird  mit  WeichbiMroHit  ^deiili^'*'Sftzt .  v^^l.  obou 
S.  453  Anm.  1,  öbenso  Weiulibiid  mit  l'fii-  ht.  vgl.  oben  S.  iri")  Anm.  1. 
Tgl.  II  71  (1351)  binnen  des  rades  d  i  ngiipiiolit  wuneu  —  vuide  stad- 
plicht  don  —  like  anderen  oren  d i iigliplicbtigon  borghuieu  alle  jaro, 
ebenso  II  205  ii  50'J  (1382)  keinem  Bürger,  keiner  Bürgerin  oder 

jemandem  vermieten,  von  dem  der  Hat  Diukpfliclit  lieiscUt  und  passim 
noch  oft,  nUiia  in  derlei beu  Bedeutung. 
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er  hat  sieb  auf  die  beideiii  dem  Worteinne  nach  aUgemeinen 
und  immerhin  sonst  seltenen  Ausdrfioke  beschrankt  Wenn  der 

Spiegier  sagt:  ,,Dte  biergelden  unde  plechhalten  heten  ande 
des  fcnltheten  diii^:  süken"*,  so  ist  daiiiit  doch  eiii  ubuelltr 
Sprachgebmnch  brlvuiulot,  welcher  nur  oder  vorwiocrend  die 
beiden  gcnuuDten  Aiiädrücke  lur  die  gemeinte  PersoDengnip})e 
verwendete.  Das  vöHige  Fehlen  der  sonst  bekaDotcn  Beseich- 
nongen  scheint  daher  sehr  erheblich  gegen  unsere  Deutung  ins 
Gewicht  su  lallen. 

Diesem  Bedenken  ist  von  vornherein  cnti;e<:en  zu  halten, 
daß  wir  über  die  deutsche  Terminologie  derjenigen  Zeit,  wekhe 
für  den  bpicgler  maßgebend  war,  nur  mangelhaft  unterrichtet 
sind.  In  der  Hauptsache  sind  wir  auf  naturgemäß  unsichere 
Bückschiusse  aus  späteren  Kachrichten,  sowie  auf  gleichfaUs 
unsichere  Folgerungen  aus  den  lateinischen  Äquivalenten  an- 
gewiesen. Das  Bedenken  verliert  aber  jede  Bedeutung,  wenn 
wir  uns  auf  dieser  Grundlage  das  für  den  Spiegier  wirklich 
verfügbare  Material  an  Kcchtsbezeichnungen  vergegenwailigen. 

Die  deutscheu  Quellen,  die  erst  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jalirhunderts  reiclüicber  Vorhand  en  smdy  eigebcQ  als 
die  technische,  in  allen  Städten  fibliche  Bezeichnung  ^ybotgere" 
oder  „buxgere".  Sie  findet  sich  in  den  Rechtsaufzeichnuiigen, 
Stadtrechten,  Rechtsmitteilungen,  wie  in  den  städtischen  Ur- 
kunden. Auch  in  dem  \\  eiclibilde  wie  in  seinen  Bc^tanü- 
teilen  dient  sie  als  technische  BezeichniUTCf  im  Gef^ensatz  zu 
Gast.  Ob  der  Ausdruck  auch  für  die  Bewolmer  nicht  be- 
festigter Marktorte  üblich  war,  vermag  ich  allerdings  niclit  zu 
sagen  I  da  das  Material  versagt  Das  Weichbüd  macht  keinen 
Unterschied.  Allgemein  wird  femer  die  Gemeindezugehörig- 
keit  auch  durch  bur  ausgedrückt.  Burscop  und  burding  stehen 
für  Bürgerrecht,  und  Bürger versammhmg.    Sehr  viel  seltener 


1)  111  45  §  4.  Beachtenswert  ist  übrigoii.s,  dcOß  an  dieser  Stelle  dem 
Spiegier  selbst  die  beiden  Ausdrin  ko  nnrh  ni'  hf  bekannt  crenn;?  ersehi»*neE 
sind.  Er  hat  die  weiten»  V'MHontlirhujig  durch  den  JJfc.sutL  (ii  s  S'  hiilzen- 
gerichts  fiu'  notwendig  gehalten.  Dicsü  Verdeutlichung  mutitu  freilich 
ansreiciiea.  £s  gab  nar  ein  Schulzeogerioht 
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fmden  sich,  namentlich  im  Weichbild  und  im  Görlitzer  Land- 
recht,  die  Ausdrücke  K  iufleiitc  und  Maiktleute.  Immerhin  ist 
der  Ausdruck  Burger  der  alleiu  technische. 

Die  lateimscheo  Quellen  ei^ben  in  den  älteren  Nach* 
richten  überwiegend  mercatores  oder  negotiatores,  anch  civea 
forenaes.  Daneben  aber^  nnd  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhun- 
derts fast  ausschließlich  y  die  beiden  durcheinander  und  zuweilen 
kuDiulativ  gebrauchten  Ausdrücke  cives  und  biirgensep,  concives 
lind  conburgenses,  ausnahmsweise  urbaiii,  civcs  urbis,  civiüitcnscs. 
In  der  Lebenszeit  des  Spieglers  sind  die  beiden  Worte  civis 
aod  bmgensis  die  allgemein  üblichen,  durchaus  herrschenden 
Ausdrücke.^  Der  Ruckschluß  auf  das  deutsche  Äquivalent  er- 
gibt für  burgensis  borgere  oder  bürgere.  Für  civis  ist  der 
Schhiß  weniger  sicher.  In  erster  Linie  kommt  „bur"  in  Be- 
tracht Doch  kann  der  sehr  allgemeine  Ausdruck  civis  wohl 
auch  andere  Bezeichnungen  verdeckt  haben. 

Für  die  Zeit  des  Spiegels  sind  deshalb  nur  die  beiden 
deutschen  Worte  bur  und  borgere  als  derart  verbreitet  anzu- 
sehen, daß  ihr  Nicht<:;ebrauch  im  Rechtsbuche,  ungeachtet  der 
Mitb  cnieksichtiguug  der  städtischen  Verhältnisse,  als  auffallend 
einer  Erklärung  bedürfte. 

38L  Die  £rklaruDg  liegt  sehr  nahe.  Der  Spieler 
brauchte  eine  exklusive  und  zusammenfassende,  alle 
Angehörigen  des  Stadtgerichts  von  der  übrigen  Bevölkerung 


1)  Der  Gebrauch  von  civis  ist  so  verbreitet,  daB  Belege  überflüssig 

erscheinen.  Aber  auch  burgensis  ist  allgemein  übHcli.  In  Braunsoh  weipf 
ist  die  Bezeichnun?  Imr^'e^sis  vorheri-s'^hetK!.  Xg\.  F.  B,  T  S.  n.  R.  0,  13, 
15.  !7  n«w.  Die  Verleiliun^'  des  Stadtrechts  wird  alü  (iewäbr  der  jura  burgi- 
laimdii  bezeichnet,  a.  a.  O.  8.  14,  In  Goslar  begegnet  die  Bezeichnung 
civea.  U.  ß.  I  1Ü4  (1120),  175  (1129),  177  (1131)  ff.  Dann  urbani  und 
boigCMes,  a.a.O.  No.229  (11B4),  232,  43  (1155),  320  (1188),  401  (1219) 
a.a.O.  In  Halb  er  Stadt  erschemen  buigeases  seit  1223,  Ü.B.  Stadt  I2L 
In  Halle  finden  wir  den  Ausdruck  z.  B.  1200,  1212,  u.  a.  0.,  vgl.  Regesta 
-Magdob.  II  No.  137  und  411,  ferner  in  dem  Weistum  für  Neumarkt  §  1, 
§32  und  a.  E.,  vpl.  Laband  S.  8,  11,  13.  In  TTil  lcsheim  seit  121(3, 
l'.  B.  Stadt  Hiidesheim  1  No.73.  In  Maijdeburg  mhun  ll(i4,  ü.B.  U.l.Fr. 
Xo.32,35.  In  Neuhalduiislol...,!  1224,  U.  B.  Stadt  Ma^a.  lmrg  I  No.  83. 
In  Quedlinburg  1184— 12Ud,  1229,  vgl.  U.B.  1  No.  18,  23  u.  a.a.O. 
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abhebende  Bezeichnung.  Weder  bur  noch  borgere  genügten 
dieser  Anforderung. 

Hinsichtlich  des  Wortes  bur  bedarf  die  Behauptung  keines 
Beweises.  Das  Wort  bezeichnet  zunächst  den  Bewohner^  den 
GremeiiidegeDOBsea.  Es  findet  sich  bei  Landgemeioden  genao 
ebenso  wie  bei  Stadtgemeinden.  Soweit  eine  standische  Vor- 
Stellung  sich  mit  dem  AVorte  verbindet,  so  bczcichuet  es  schou 
damals  den  lierutsstand  der  Bauern.  In  beiden  Verwenduugen 
findet  CS  sich  im  Sachsenspiegel.^  Deshalb  konnte  bur  als 
technische  Bezeichnung  der  Stadtangehdrigen  überhaupt  nicht 
in  Frage  kommen. 

Hervorzuheben  ist  aber,  daß  auch  borger  nicht  exklusiv 
war.  Es  bezeichnete  nicht  nur  den  Bewohner  der  Stadt  ,  sondern 
auch  den  Burgmann,  den  Inhaber  einer  Burg,  insbesondere 
eines  Bui^lehns.  Zallinger  hat  bereits  hervorgehoben ,  daß  bur- 
gensis  in  der  Halberstädter  Urkunde  mit  castrensis  gleichbe- 
deutend steht*  Dieser  Spfachgebrauch  findet  sich  audb  ander- 
wirts.*  Er  findet  sich  vor  allem  in  dem  Sachsenspiegel  selbst^ 
Der  Spicgler  versteht  sranz  allgemein  unter  ,,horgere''  den  In- 
haber eines  Burglehns.  Nicht  weniger  als  18mal  wird  der 
Ausdruck  in  diesem  Sinne  gebraucht  Zweimal  steht  in  dem- 
selben Süme  die  Nebenform  ,fiurgere**.  Dabei  ist  von  jedtf 
Erläuterung  abgesehen.  Das  Wort  wird  als  eindeutig  behandelt 
Dieser  Sprachgebrauch  tritt  im  Lehnrechte  vollkommen  deut- 
lich hervor.  Vgl.  Art.  71  §  9.  borchlcn  ne  mach  neu  borgere 
vorlien.  Liet  aver  die  borgere  —  iStirft  die  borgere.  — 
§12.  Verliet  en  herre  sine  burch  —  die  borgere  ne  sin  nicbt 
plichtig  to  volgene.   §  13.  liet  en  borgere  sin  borchlen.  — 


1)  Vgl.  Ssp.  I  13  §  2,  Ü8  §  2,  1X55,  11176  §  1,  2,  11144  §3,  79  §1. 

2)  a.  a.  0.  S.  74,  75. 

3)  V-I.  z.  B.  U.  B.  Stift  HUdesheim  1  No.  4ö8  (1188),  femer  Riott- 
8teig  Lf-'hn  rechts  cap.  26. 

4)  Es  ist  bedauerlich,  daß  Homeyer  in  seinem  Wortregister  im 
Lehnr.  inid  Kiehtsteige  Ivehureclits  sich  mit  der  Bemerkung  begniict  ,Horgerc 
(burf:(!re)  statt  des  häufigeren  borchmann  R(ichtsteig)  26."*  Die  Allein- 
herrschaft von  borgere  im  Sachsenspiegel  ist  an  dieser  Stelle  übersehen. 
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^  16.  Sve  aber  bor;^(!  imdc  bf'iL'^erc  hovct,  stirft  he  —  dio 
borge re  slnt  plichiicli  —  als  en  bürgere  sime  horrcn  wesen 
sat  —  to  haldenc  na  blurgeres  rechte  —  sin  borgere.  Art.  72 
$  3  degedingeD  aime  borgere  —  of  en  borgere  klaget  §  3. 
Of  die  herre  sime  borgere  degedinget  —  tvene  aioe  borgere« 
1.  Verdült  avcr  die  herrc  sime  b(jrLz:ore  sin  borchlen  — 
^5.  Ts  en  borgere  —  gevaren.  —  Kumt  aver  die  borgere. 
^  7.  dar  die  borgere  unschüldich  an  is.  §  8  —  die  borgere 
volgen  irme  borchlene.  §  9.  of  dio  herre  Bime  borgere  imt- 
Beg^t  —  Die  Art  der  Verwendung  macht  es  wahrscheinlich, 
daß  dem  Spiogler  die  Gleidiung  „borgere  «  Marktangehöriger'* 
überbau|>t  uiciit  bekannt  war  (»der  als  untecbnisch  erschienen 
iät  Jedenfalls  wai*  bei  einer  ßo  eng  Äusammonhängenden  und 
wohl  durchdachten  Darsteliung,  wie  sie  der  Spiegel  bietet,  die 
Verwendung  desselben  Wortes  für  zwei  so  verschiedene  Rechts- 
b^riffe  ausgeschlossen.  Auch  wenn  wir  von  unserer  Deutung 
von  ^pfleghaft''  ganz  absehen,  so  ist  es  doch  sicher,  daß  wir 
irar  nicht  er^'arten  dürfen,  üu  SMcii^enspieL'ol  den  Antrt-hörigen 
iier  Markt-  und  Sladigemeiade  unter  der  Bezeichnung  borgere 
za  begegnen. 

Die  abweichende  Verwendung  von  butgensis  in  den  Kon- 
troUqnellen  erklart  sich  durch  die  Verschiedenheit  der  Lebens- 
kreise uod  der  DarsteUungszwecke.  Die  Kontrolhuiehriehten 
gehören  vorwiegend  stüdtiacheu  Kreisen  an.  Sie  verwenden 
qBüiger^,  um  die  Angehörigen  eines  bestimmten  (^rtes  zupainmen- 
zafaasen  oder  den  Gegensatz  zum  Gast  auszudrücken.  Für  diese 
^"^ffiktion  war  das  Wort  nicht  miBverstandücL  Vielfach  lag 
keine  Veranlassnng  vor,  die  Inhaber  der  stfidtischen  Bnrglehen 
auszusondern.  Der  Verfasser  des  .Saehsouspiegels  steht  vor  allem 
lü  dem  Gesichtskreise  des  Lehnswesens.  Seine  Daiistellung 
^les  Lehnrechts  ist  weit  ausführlicher  als  die  des  Landrechts. 
^  will  andrerseits  den  Stand  der  Marktangehorigen  technisch 
bezeichnen.  Er  konnte  gar  nicht  zu  bieigelden  und  pleghaften 
„böigere*  hinzufügen,  ohne  alle  Inhaber  eines  Burglehns  als 
Stadtangehörige  hinzustellen^  also  etwas  positiv  Falsches  aus- 
^usageo. 
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Die  Nichterwahnunc^  der  beiden  fibrigbleibemlen  Aus- 
drücke Kaufmann  und  Murktmano  würde  sciion  wegen  ihrer 
eoDBtigen  Seltenheit  nicht  auffallend  sein,  erklärt  eich  aber 
Schoo  durch  das  umgekehrte  Verhältnis  zu  der  vom  Spiegier 
benötigten  Bezeichnung.  Beide  AusdrQcke  konnten  als  zu  eng 
erscheinen. 

Als  I\:mfk'ute  werden  ja  un/\veifelh:ift^  noch  zur  Zeit 
des  SpiegeU  uud  nachher  die  Ötadtbürger  in  ihrer  Gesamtheit 
zusammengefaßt.  Aber  daneben  findet  sich  vor  allem  auch 
eine  engere  Bedeutung,  welche  dem  Wortsmn  entsprechend  den 
Beruf  betont  Diese  engere  Bedeutung,  die  wiederum  einen 
verschiedenen  Vorstellungskreis  umfassen  kann  >var  die  eigent* 
lieh  technische.  Der  Kreis  der  Kaufleute  in  diesem  Sinne  war 
schon  damals  enger  als  der  IC  reis  der  Ötadtbürger.  Wenn  das 
Privileg  für  Goslar^  von  1219  c.  23  sagt:  „Sub  quocun^ue  mer- 
catorum  ipsius  loci  vel  aiio  quolibet  burgensi  preter  monetarium 
falsi  nummi  fuerunt  reperti*^,  so  exgibt  diese  Bestimmung,  daß 
es  Stadtburger  gab,  die  nicht  unter  die  Bezeichnung  Kaufmann 
fielen.  Der  persönliche  Sprachgebrauch  des  Spicglers  laßt  sich 
nun  nicht  dnreli  Induktion  aus  Fandet  eilen  ermitteln.  Denn 
das  A\V)rt  kommt  nur  in  Lnr.  2  §  1  vor,  und  diese  Stelle  hat 
keinen  eigenen  Krkeantaiswert.  Immerhin  ist  es  mit  Kücksicht 
auf  den  allgemeinen  Sprachgebrauch  ziemlich  sicher,  daß  dem 
Spiegier  die  berufstechnische  Bedeutung  und  wahrscheinlich 
auch  die  Divergenz  mit  dem  Umfange  des  Begriffs  Stadtbfii^ 
bekannt  war.  Unter  dieser  Voraussetzung  et4clart  sich  die  ab- 
weichende Ijczeichnung  der  Stadtbürger  sehr  eiufacli  dadurch, 
dnß  das  Wort  Kaufmann  melirdeutig  und  enirer  war  als  die 
wiederzugebende  VorÄtellung,  der  S})iegl(u-  aber  bei  seiner 
juristischen  Durstellung  nach  Genauigkeit  strebte.    Das  Fehlen 

1)  Vgl  Hegel,  Neues  Archiv  18  S.  218.  Fre&sdorff,  Nachr.  d.  E.  Ges. 
d-ir.  m  Oottingeii  1894  8.5ff. 

2)  Auf  die  genaue  Abgrenzung  der  Berufe,  wolche  durch  Kau&nami 
gedeckt  werden,  kommt  es  für  unsere  Aufgabe  nicht  an.  Der  Umfaog 
kann  je  nach  dem  Zusammenhange  ein  verschiedener  sein. 

3)  U.B.  No.401. 
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(lie.ses  Wortes  ist  daher  kein  (togent^niiHl  gegen  unsere  Deutung, 
sondern  es  bestätigt  in  Verbindung  mit  dieser  Deutung  die 
oben  als  wahrscbeiulich  beseiohnete  Vermutung.^ 

Bei  Marketmann  ist  zu  beachten  >  dafi  die  einigermaßen 
wichtigeren  Marktorte  und  gerade  diejenigen,  welche  der  Spiegier 
als  typisch  ins  Auge  fassen  mußte,  zu  seiner  Zeit  längst  um- 
mauert  waren  und  auch  iu  den  übrigen  Quellen  durelmu^  als 
civit^ites  bezeichnet  wurden.  Der  Spitgler  gebrau(!ht  Markt 
einerseits  für  den  Gerichtsbezirk-  imd  auch  für  den  Rechts- 
begriif  des  JViarktortes  aber  außerdem  auch  in  der  heutigen 
Bedeutung  von  Verkehrsmittelpnnkt^  Die  befestigten  Harkt- 
orte heißen  bei  ihm  stets  Städte.^  Die  Bezeichnung  Marktleute 
ffir  Stadtbürger  konnte  ihm  wegen  der  Doppelbedeutung  von 
Markt  als  zwi  idi  iitig  und  wegen  der  Hauptbezielinng  des  ge- 
wollten Au?5drueks  auf  die  Stüdter  nicht  weit  genug  erbclieincn. 

Die  eiugehendere  Analy^^e  der  üblichen  Ausdrücke  führt 
somit  zu  dem  fiberrascheuden  Ergebnisse,  daß  kein  einziger 
von  ihnen  wirklich  geeignet  war,  die  Stadtbütger  im  Gegensatz 
zu  anderen  Personengruppen  zugleich  abschließend  und  zu- 
sammenfassend zu  bezeichnen.  Dennoch  umß  für  die  Rechts- 
spraclie  überluuipt  und  nicht  nur  für  den  Spicgler  das  Be- 
dürfnis nach  einer  derartigen  Bezeichnung  bestanden  haben. 
Die  voi-stehende  Analyse  ergibt  daher  die  positive  Wahrschein- 
lichkeit, daß  noch  andere  Ausdrücke  als  die  besprochenen 
existiert  haben,  Sie  verleiht  unserer  Auslegung  des  Sachsen- 
spi^els  eine  weitgehende  Unterstützung  und  jeder  sonstigen 


1)  Damit  vüide  dann  als  Gegensatz  für  Lnr.  2  §  1  sich  die  berafs- 
technische  Bedeatang  ergeben. 

2)  in  25  f  2. 

3)  II  26  §  4,  m  66  §  1. 

4)  II  27  §  1,  36  §  4. 

5)  fl  71  §  2,  5,  III  00  §  2,  66  §  2.  TS  ^  5.  Besonders  wichtig  ist 
der  Gebrauch  von  stat  in  III  öO  §  2.  In  svelke  stat  des  rikes  tle  koning 
knmt,  dar  Ls  ime  ledich  monte  und  toln.  Auch  in  den  unbefestigten 
Marktorten  muß  das  gleiche  gegolten  haben.  Aber  sie  stehen  nicht  im 
Oesichtukteise  des  Spieglera. 
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Fundatelle  erhöhte  Bedeutung,  welche  auf  die  Existeuz  dieser 
technischen  Ausdrücke  hinweist  Solche  Fundstellen  sind  selten, 
aber  sie  sind  vorhanden. 

E.  Die  sächsibclieu  Fundstellen  lür  Jiiergelde.    §  41. 

382.  I  >as  A\*()rt  ^biori^eldc"  hat  einen  sehr  allgemeinen 
Wortsinn.  Ks  be/.(  iehnct  don  Pfliclitgenosson  oder  einfach  den 
„Pflichtigen".^  Die  Beziehung  auf  die  8tadtpflicht,  die  sich 
aus  dem  Sachsenspiegel  ei^bt,  ist  in  dem  Worte  selbst  niciit 
enthalten,  sondern  kann  nur  auf  euiem  prägnanten  Gebrauch 
beruhen,  eine  usuelle  Nebenbedeutung  darstellen.  Solche  uaneQ«! 
Nebenbedeutungen  wechseln  örtlich  und  zeitlich.  IMe  für  den 
Sachsenspiegel  vertretene  Deutuniz;  dadurch  nicht  :iu-- 
geschiossen,  daß  dasselbe  allgeuieiue  WOrt  /wciinal  an  anderm 
Orten  und  anderen  Zeiten  auch  für  andere  Püichtverhältnisse 
verwendet  worden  ist.* 

Deshalb  haben  die  frankischen  und  friesischen  Fundstelien 
des  Wortes  für  unser  Problem  nur  insofern  Bedeutung^  ak  sie 
die  von  mir  zugnmde  gelegte  Wortbedeutung  erweisen.  Ich 
Vy  i  idt'  die  Vert<'idiirnng  metiK  r  diesbezüglichen  Ausfulmincrc'n 
in  Anlage  5  geben  und  mich  im  Texte  auf  die  sat  li>i-^chen 
Fundstellen  beschrÄnkcn.  Es  sind  zwei  Gruppen:  1.  di<  Osna- 
brücker Fundstellen  und  2.  das  Hechtsbuch  nach  Distinktioneo. 
Die  erste  Gruppe  hat  deshalb  Bedeutung,  weil  aus  ihr  sonder^ 
barerweise  g'^'i^lgert  wird,  daß  „biergelde^  in  Sachsen  die 
technische  StatKlesbczeichnung  der  freien,  aber  unedeln  Bauern 
gewesen  sei,  die  zu  zweit  genannte  Stelle  aber  deshalb,  weil 
sie  tatsäelilieli  die  Beziehung  auf  den  ötadtbürger  aufweist. 

383,  Xr.  1.  Auftragung  von  Gütern  durch  den  Vogt  der 
Osnabrücker  Kirche  £verhard   und  seinen  Bnider  Ltudoll 


1)  Vgl.  Aiüago  4. 

2)  Diese  allgemeine  Bed<Mitunßr  ♦  iklait  di»»  Mißver^tiindiiisse,  J^d'-ü 
«las  ^Vort  in  U^  r  Closso  und  im  Oorlitzer  L-indreciit  auageaetzt  war.  Vgl 
Biergeldcn  S.  7  7  ff. 
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Abkommen  über  die  Vogtei  17.  7.  1090  in  placito  Wezelonis 
comitis  Vucasthorp  habito.* 

Zeugenangaben:  Ex  ciericis  nutem  interfuerunt  et  haec 
audierunt:  Wido  praepoaitus,  Luiziko  decanus,  Eilhardus 
CDStoSy  £ireroldafl»  Walcgenn,  HaserduB,  BenihardaB,  BadingoB; 
nobile 8  autem  inteifuemnt  AmuloDgoS;  Everhardus,  FolemanUi 
Gerhardus,  FVethoboldus,  Thiedricus,  Echraht  Beinhardi]^ 
Godescalcus,  AKrricos,  Richardus,  Abbiko. 

Insuper  fiit  ruDt  omnes  illi  biergeldon  de  illo  pla- 
cito ubi  haec  facta  sunt;  et  8iwei*c  fiiit  ibi  cum  Omnibus 
biergeldon  de  Scludhison  et  Alfger  et  Hemnuc  cum  om- 
nibaa  biergeldon,  qui  in  comitatibos  eorum  manent  £x 
aervientibas  autem  eoclesiae  affuenint:  Hinio....  Beinold; 
mnlti  a]ii  praeter  istos. 

Ni  Schenkung  13.  11.  1076  in  placito  Folcmaris  co- 
mitis iloithus  habito. 

Presentibus  testibus:  ex  nobilibusl  Everhardo,  Calvo  

ex  Hberis  autem  Fonnund^  Waldmar  et  omnes  bergildi  ad 
prediotum  plaoitam  pertinentes. 

Nr.  3.  Schenkung  13.  6.  1097  in  placito  Folcmaris  comitis 
Sineclo. 

Presentibus  testibus:  ex  nobilibus,  Folkero  überwiogtjüd 

dieselben  Namen  wie  zu  Nr.  2  --  ex  Hberis  autem  Formund, 
Waldmar  et  bergildi  ad  praedictum  piacitum  perti- 
nentes. 

384.  Wenn  wir  die  Urkunden  hinsichtlich  des  Problem- 
worts zunächst  isoliert  betrachten,  von  der  Etymologie  und 
von  dem  sonstigen  Vorkommen  abstrahieren,  dann  ist  das 

Resultat  der  Auslegung  für  den  usuellen  Wortsinn  kein  sicheres, 
aber  immerhin  auch  kein  bedeutungsloses.  Es  ergibt  sich 
eine  erhebliche  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  in  dem  Worte 
eine  Beziehong  zu  einem  bestimmten  lokalen  Gericht  ange- 
deutet ist 


1)  Phüippi,  U.  B.  Osnabrück  I  No.  205  nacli  Abschrift  de»  18.  Jahr- 
hondeits,  a.  a.  0.  lY        aaoh  dem  Original  berichtigt, 

30 
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Das  Prohlomwnrt  bier<j;elde  be/,i<  ht  sich  in  den  ein  i 
Stellen  jeweils  auf  eine  konkrete  Personengruppe.  Wenn  die 
Au%abe  gestellt  ist^  aus  einer  solchen  konkreten  Beziehong 
den  usuellen  Wortsinn  su  ermitteln,  so  ist  folgende  Erwägung 
zu  beachten:  Die  Mitglieder  einer  Personengnippe  können 
sehr  verschiedene  Eiiienschaften  gemeinsam  haben.  In  unserem 
Falle  waren  alle  biergelden  ü:anz  sicher  Christen,  Männer, 
Sachsen,  Westfalen,  persönlich  frei  usw.  Natürlich  kann 
bieigelde  nicht  alle  diese  Eigenschaften  ausdrucken.  Das 
bloße  Vorhandensein  einer  gemeinsamen  Eigenschaft  ist 
daher  noch  gnr  kein  Beweis  daffir,  daß  gerade  diese  nnd 
nicht  eine  andere  der  vielen  gemeinsamen  Eigenschaften  mit 
dem  Problemworte  gemeint  ist.  Tatsächlich  sind  in  golrhen 
Fällen  zwei  Möglichkeiten  vorhanden.  Ks  ist  mögücb, 
daß  eine  für  den  Zusammenhang  irrelevante  Eigenschaft 
erwähnt  ist,  ein  Epitheton  omans  gebraucht  wird,  das 
ebensogut  fehlen  könnte.  Wenn  die  Zeugenliste  in  einer 
Halberslädter  Urkunde  mit  den  Worten  sehließt  et  sauctae 
catholicae  fidci  cultoribus^,  so  hat  diese  Bezeichnung  gar 
keinen  Zusammenhang  mit  den  für  den  geschilderten  Vorgang 
erheblichen  Eigenschaften  der  Gerichtsgenossen.  Zweitens  ist 
es  aber  möglich  und  schon  im  allgemeinen  sehr  viel  wahr- 
scheinlicher, daß  eine  relevante  Eigenschaft  der  Personen- 
gru[)pe  bezeichnet  wird,  eine  Eigenschaft,  die  dazu  dient,  dio 
konkrete  Personengruppe  von  anderen  zu  unterscheiden.  Diese 
relevante  Funktion  ist  um  so  wahi*sclieinliclier,  je  seltener 
das  Problemwort  vorkommt  und  je  gleichartiger  die  Fund- 
stellen sind.  Beide  Voraussetzimgen  liegen  bei  ^bieigelde^ 
vor.  Entscheidend  ist  daher  nicht  nur  die  Ermittlung  der 
»::enieinsamen  Kigenscliaften,  sondern  auch  der  als  GegeosaU 
gedachten  Personengiuppen. 

Bei  der  Deutung  von  „bieigelde**  kommen  weiter  drei 
Eigenschaften  der  konkreten  Personengruppen  in  Betracht,  die 
auf  ihre  Verteilung  und  auf  ihre  Relevans  zu  prüfen  sind. 


1)  U.B.  Süft  Uaiberstadt  1  23Sa. 
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1.  Walirschcinlicli  gciiieiiisnm  ist  dif»  EiVpnpchaft  alsLnnd- 
bewoboer,  denn  es  bandelt  sich  um  ländliche  Gerichtsversamm- 
luDgen.  Aber  nichts  deutet  darauf  hin,  daß  diese  Eigenschaft 
ii]gendwie  von'Bedeatung^  daß  der  G^nsatz  eine  städtische  Ver- 
samtnlong  war.  Deshalb  ist  eine  besondere  Beziehung  aal  das 
ISodliche  Leben  für  das  Wort  biergelde  um  nichts  wahrscheinlicher 
als  irgend  eine  der  anderen  oben  angeführten  Be/iehimgcn. 

2.  Ro!  den  Urkunden  Ü  und  -j  spricht  eine  gewisse,  aller- 
dings nur  leise  Wahrschein  Ii«  Ii  keit  dafür,  daß  bergildi  unter 
die  Klassifikation  „ex  liberis  autem'*  eiozubeziehcn  ist.  Unter 
dieser  YomnssetxuDg  würde  diesen  bergildi  die  Zugehörigkeit 
zu  den  nichtedlen  Freien  gemeinsam  gewesen  sein.  Aber  dies 
(dlt  nicht  fSr  die  Biergelden  der  ersten  Urkunde.  In  der  be> 
»vundeten,  besonders  wichtigen  Gerichtsversammlung  waren  die 
Angehörigen  von  drei  Bezirken  vei-samnielt.  Die  Zahl  der 
namentlich  genannten  edlen  Zeugen  ist  nicht  größer^,  als  sie 
bei  den  Versammlungen  der  einzelnen  Bezirke  zu  sein  pfl^t 
Es  fehlt  jede  Generalklauseii  abgesehen  von  der  Erwähnung 
der  Biergelden.  Deshalb  spricht  eine  positive  Wahrscheinlich- 
keit dafür,  daß  das  Wort  biergeldon  eine  Generalbezeichnung 
ist,  welche  auch  die  anwesenden,  nieiit  namentlich  genannten 
Edeln  umfaßt.  Selbst  wenn  man  über  diesen  Gegengrund  weg- 
sehen und  die  Urkunde  No.  1  als  unsicher  ignorieren  wollte, 
so  würde  zwar  in  No.  2  und  3  eine  gemeinsame  Eigenschaft» 
aber  kein  Anlaß  vorhanden  sein,  das  Froblemwort  auf  diese 
E^nschaft  zu  beziehen.  Es  ist  geradezu  unwahrscheinlich, 
daß  „bergildi"  gewählt  worden  ist,  um  den  ständischen  Gegen- 
satz zu  den  pAlchi  aus/iidrückcn.  Denn  dieser  Gegensatz  war 
sciton  durch  das  vorhergcheude  „ex  liberis'^  genügend  zum 
Ausdrucke  gebracht. 

1)  In  mdneii  Bieigelden  konnte  ich  nur  die  spätere  Abschrift 
iK'nutzen.  In  der  Abschrilt  fehlen  die  Kdeln  überhaupt.  Inzwischen  ist 
das  Orlizinal  :uifji;efunden  worden.  Es  enthält  Namen  von  Edeln.  Deshalb 
ist  die  Urkunde  nicht  von  d<^r  diunchgreifenden  Bedeutung,  die  ich  ihr 
früher  beileiite.  Aber  immerhin  ist  eine  positive  Wahrscheinlichkeit  dafür 
vorhanden,  daß  nnr  die  Edeln  des  Gehchtsortes  namentlich  genannt  sind. 

30» 
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3.  Eine  gane  sicher  in  allen  drei  Uikunden  gemein- 
sam i^-  Eigenschaft  der  als  Bicrgelden  zusammengefalkeii  Per- 
sonen ist  endlich  ihre  Zujxelir)rigkeit  zu  einem  und  demselben 
Gerichtsbezirke.  Diese  Eigenschaft  ist  für  jeden  Erwahnungö- 
fali  sicher.  Wir  haben  „illi  biergeldon  de  ilLo  plaoito,  ubi  haec 
facta  sunt''.  Den  Gregensatz  dazu  bilden  die  omnes  biergeldon 
de  Slidusun  und  die  omnes  bieigeldoui  qui  in  comitatu  (dea 
Alfger  und  des  Hening)  manenl  Wir  haben  in  No.  2  und  3 
omnes  bcrgiidi  und  hergildi  „ad  predictum  pkicitum  pertinentes". 
Anders  aber  al-?  die  bisher  besprochenen  Eigenschaften  trnfjt 
diese  Eigenschaft  den  Hochtou.  In  Urkunde  1  wird  die  dritte 
Personengnippe  ja  gerade  durch  ihre  Zugehörigkeit  zu  den  drä 
Gerichtsgemeüiden  unterschieden.  Den  gedachten  (j^cgensata 
bildet  in  allen  drei  Urkunden  nicht  die  Stadtbevölkerung  und 
nicht  der  Stand  der  Edeln,  sondern  die  Geiichtegemeinde  anderer 
koordinierter  Gerichte.  Deshalb  ergibt  schon  die  isolierte  Be- 
trachtung eine  große  A\  aluscheinliehkeit  dafür,  daß  in  biergeide 
nach  dem  usuellen  Wm  tsinn  die  ^Zugehörigkeit"  zu  einem  Ge- 
richt angedeutet  ist  Zu  diesem  Schlüsse  ist  auch  lindner 
ohne  Zusiehung  weiteren  Materials  gelangt^ 

Tatsachlich  sind  wir  nun  aber  nicht  auf  die  isolierte  Be* 
trachtung  besohrinkt.  Die  anderen  alten  Fundstellen  etgeben 
ja  mit  aller  Bestimmtheit  die  Bedeutung  pflichtig  oder  nuttel- 
bar (Tcrichtsgenossen.  Und  doshalb  kann,  selbst  wenn  wir  die 
allgemeine  Bedeutung  einsetzen,  an  der  Bedeutung  in  den  Osna* 
brücker  Stellen  kein  Zweifel  sein,  keine  Ungewißheit  darüber 
auftauchen,  an  welche  Pflicht  gedacht  ist  Wenn  wir  die  Sitae 
vor  uns  haben:  ^AuBerdem  waren  alle  Pflichtigen  desjenigen  Ge- 
richts anwesend,  vor  dem  diese  Verhandlung  stattfand.  Auch 
Biwcrc  war  da  mit  :illen  Pflichtigen  von  Schiedhausen,  und 
Altgcr  und  Hening  mit  allen  Pflichtigen,  die  ihrer  Grafschaft 
angehören";  ferner  „die  Pflichtigen,  die  zu  dem  genannten  Ge- 
richt gehören^'  (2  u.  3)|  dann  scheint  es  mir  doch  nnzwetfelhaft 
SU  sein,  daß  bei  den  Pflichtigen  des  Gerichts  an  die  Greriehts* 


1)  a.  a.  0.  S.  170  Aum.  I. 
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pflicht  gedacht  ist  Die  Biergelden  de  placitis  sind  nichts  an- 
deres als  die  debitores  placiti  anderer  Urkunden,  die  ^^diok- 
piichten^  deutscher  Quelieu. 

Der  usuelle  Wortsinn^  der  sich  aas  den  Osnabrücker  Ur- 
ktmdeo  für  das  Problem  eigibt,  ist  also  „dingpflichtig''  oder 
Gerichtsgenosse.  Dieses  Resultat  liefert  keinen  Gegengrund 
gegen  unsere  Deutung  des  Sachsenspiegels,  wohl  aber,  wie 
unten  noch  zu  zeigen  ist,  eine  mittelbare  Untei*stützung. 

385«  Das  liechtsbuch  nach  DistinktioaeQ  spricht  mehr- 
mals von  Biergelden  in  einfacher  Anlehnung  an  den  Sachsen- 
spiegel Pieae  Erwähnungen  haben  keine  selbständige  Beden- 
tong.  Aber  es  findet  sich  eine  Stelle  in  der  von  Ortloff^ 
publiziert«  ii  Handschrift,  die  das  Wort  gebraucht,  ohne  daß 
der  Sachsenspiegel  als  Quelle  gedient  hat. 

Die  Überschnit  zu  üb.  I,  Kap.  25  lautet: 

1.  »Von  eibe,  heigewette  adder  gerade  bisterben  von  eyme 
birgelden.^' 

Dieser  Überschrift  entspricht  Distinctio  I; 

„Were  daz  eynic  erbe,  hergewete,  adder  gerade  erstürbe 
in  des  riehes  steten  von  eynen  burger  ader  burgeriu,  du 
eyn  gast  der  nestc  wer  unde  nicht  fry  en  wer,  der  sal  is  nicht 
nemen.  Es  sal  der  nemen^  der  do  fry  is  unde  neste  domach 
von  gebort   Bis  ruret  onch  landreeht^ 

Da  die  Überschriften  durchweg  dem  Textbeginn  entlehnt 
sind,  so  wird  der  im  Text  genannte  burger  in  der  Uberschrift 
als  birgeidc  bezi  ichnet. 

Die  Erwähnung  ist  nicht  durch  den  Sachsenspiegel  ver- 
anlaß, namentlich  nicht  durch  Sep.  L.  R.  111,  SO.  Nicht  nur 
die  Nonn,  sondern  auch  der  Tatbestand  ist  versddeden.  In 
Ssp.  Ia  R.  III,  80  ist  von  Heergewätte  und  Gerade  nicht  die 
Rede.  Außerdem  lindet  sich  Ssp.  L.  R.  III,  80  in  Distinctio  1 
cap.  36  unverändert  wieder,  aber  mit  der  Verweisung  in  das 
Laridrecht.  Wie  groi^  die  juristische  Autorität  ist,  welche  dem 
Verfasser  beizulegen  sdn  wurde,  muß  unbestimmt  bleiben,  da 


1)  Ortlon  I,  S.  58. 
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das  Wort  in  den  andern  bei  Ortloff  beröhrten  UandschrifteD 
teils  fehlt,  teils  doreh  „luetgelde*'  ersetzt  ist 

Die  geringe  Zahl  der  benutsten  Handschiiften  lafit  auch 

nicht  erkennen,  ob  die  r\issiuig  der  Überschrift  von  den  Ur- 
hebern des  Jiuches  herrührt,  oder  doch  wenigstens  den  origi- 
nalen Text  der  Überschrift  enthält. 

Durch  diese  Unsicherheiten  wird  aber  der  £rkeDntiiisw€rt 
der  Stelle  wenig  beeinträchtigt  Ihre  Bedeutung  besteht  darin, 
daß  sie  ans  einen  Sprachgebrauoli  bezeugt,  welcher  die  Qua- 
lität des  Stadtbürgers  durch  das  Wort  biergelde  ausdrückte 
Das  Zeugnis  selbst  ist  vollkommen  unzweideutig.  Der  Urheber 
ißt  gleichgültig.  Selbst  ein  bloßer  Schreiber  war  nicht  in  der 
Lage,  eine  solche  Bedeutung  des  Wortes  zu  erfinden.  Auch 
Stobbe^,  der  einzige  Autor,  der  diese  Stelle  gewürdigt  hat, 
erkennt  an,  daß  sie  dieses  Zeugnis  enthalt.  Aber  er  m^t, 
daß  ein  so  spätes  Eechtsbuch  den  Sachsenspiegel  nicht  wider- 
legen könne.  Diese  Bemerkung  ist  an  sich  richtig,  aber  ffir 
das  Problem  wie  es  jetzt  liegt,  nicht  releviiut  J.uiiikd  handelt 
CS  sich  ja  gar  nicht  um  Widerlegung  des  Sachspnspiegels, 
sondern  um  eine  neue  Bestfitiping  desjenigen  Sprachgebrauchfl, 
den  wir  aus  zwingenden  Gründen  als  den  Sprachgebrauch  des 
Spiegels  ansehen  müssen.  Zweitens  ist  aber  gerade  für  das 
vorliegende  Terminologieproblem  die  spatere  Entstehung  dei 
Rechtsbuchs  ziemlich  gleichgültig.*  In  den  späteren  Quellen 
deö  Stadtrechts  ist  Bürger  so  aböulufc  technisch,  daß  für  die 
Neubildung  einer  vollkommen  gleichbedeutenden  Bezeieimung 
kaum  irj^end  eine  Möglichkeit  vorhanden  war.  Wenn  wir 
nun  trotzdem  eine  solche  Kookurrenzbeseichnung  6ndeo,  so 
laßt  sich  dieses  vereinzelte  Vorkommen  nur  als  Best  einer 
älteren  Sprachschicht  auffassen,  als  Überlieferung  aus  einer 
Zeit,  als  „borger"  noch  nicht  die  exklusive  Bedeutung  erlangt 
hatte,  die  ihm  später  zukam.    Deshalb  ist  der  Erkenntnis  wert 

1)  a.  a.  0.  8. 350  Aam.  103. 

2)  Diese  Erwägung  war  mir  noch  fremd ,  als  ich  die  SteDe  in 
meinen  Biergeidea  S.  44  heurteäte.  Deshalb  habe  ich  damals  den  Cr- 
kenntniswert  dieser  Stelle  zn  gering  veranschlagt. 
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unserer  Stelle  nicht  viel  geringer,  als  er  bei  einer  dem  Sachsen- 
spiegel gleichzeitigen  Stelle  sein  wQrde. 

Weitere  saclisische  Fundstellen  sind  mir  nicht  bekannt^ 

P.  Die  Fundstellen  für  „pflichtig«    §  42. 

386.  Plechhaft  ist  ini  Sachsenspiegel  mir  eine  gleichbedeu- 
tende Nebenform  für  „pflichtig^^  Das  Wort  pllichtig  hat  immer 
und  überall  auch  die  allgemeine  Bedeutung  gdiabt,  die  wir  ihm 
heute  beilegen.  Wenn  es  trotzdem  im  Sachsenspiegel  als 
Standesbezeichttung  auftritt,  so  liegt  ebenso  wie  bei  Bierß^elde 
eine  usuelle  XebeiibeclcuLurig  vor,  die  einer  speziellen  Krklänmj:; 
bedarf.  Deshalb  kann  aber  auch  die  Rrkoiintnis  dieser  spc- 
adeileni^ebeubedeutuag  nicht  durch  Fundstellen  ermittelt  werden, 
in  denen  das  Wort  in  der  allgemeinen  Bedeutung  etwa  unter 
Bezdchnung  des  Pflichtherm  begegnet  ^  Bclevant  sind  nur 
solche  Stellen^  in  denen  das  alleinstehende  Wort  schon  eine 
sündische  Bedeutimg  hat 

Für  die  Form  pflechhaft  ist  nun  bisher  eine  einzige  Stelle 
bekannt  geworden,  in  der  das  Wort  in  einer  solchen  standischen 
Bedeutung  gebraucht  wird.  Außerdem  kommt  aber  die  Wieder- 
gsbe  im  Deutschspiegel  in  Betracht 

1)  Keinen  Zusammenhang  mit  den  Biergelden  und  überhaupt  mit 
den  Standesproblemen  hat  die  Bezeichnung  „parlude'*.  Schreier,  Lehr- 
buph  S.  222  Anm.  3  Im  sprirbt  die  Kayorischon  Bar-chalko  und  fiiirt  hinzii: 
„Übrigens  komme  pariudc  auch  in  einer  nieder^aLh>isühen  Urkunde  von 
1447  vor*.  Schröder  vtr\voi.>ji  auf  V.  B.  Qn^dünburg  1  No.  389.  Nach 
bekannten  T^autgesetzen  eütspricht  nun  ein  nie  ki  leutsohes  })fir  niemBls 
einem  o^erdL•ut^(■!len  bar,  sondern  eiuLni  nberdeutsehen  pftir.  Diu  paiiude 
Scliiüiler^  bind  nichts  anderes  als  oberdeut.sche  ^Pfarrleute*',  nämlich 
die  Mitglieder  einer  kin  hüchon  rfairgomeinde,  aber  kein  Stand.  Diese 
Deutung  ergibt  sich  unwiderleglich  aus  der  von  Schröder  zitierten ,  aber 
nicht  ordentlich  geleseneu  Urkunde  selbst  und  aus  dem  ganz  aUgemeiiien 
Spracbgebrauche  der  Zeit,  deren  sonstige  Urkunden  Schräder  offenbar 
nicht  kennt  Die  Anwendong  der  gewöhnlichsten  Sorgfalt  hätte  SohiÖder 
Tor  diesem  IGBTerständnisae  bewahrt 

2)  Vgl.  z.  B.  Cod.  Dipl.  Saxonic.  13  No.  206  8.  W  (1219). 
Ana  dem  glelohen  Gnmde  Buid  die  Ansführangen  der  Glosse  nioht 
beachtenswert 
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Die  einnge  Stelle  ist  eine  Walk^rieder  Uiktuide  von 
X214:i 

Der  Graf  von  Clettonbiirg  verzichtet  aiil  Ansprüche  „supex 
quibusdam  posscshioDibiis,  quns  ecclesia  detiiiebat,  in  quibus 
quiddam  juris  mihi  veudicabam,  quod  nequaquam  ecclesia  mihi 
i^ogiiovity  immo  onmibns  modisi  quibus  potuit  leckmavit» 
videlicet  super  duobus  mansis  in  Bodagberode,  quos  mihi 
uBurpabam  forensi  Jure  quorUDdam  bominum,  qui  in 
vulgari  dicuntiir  plaeccathte.**  —  Der  Abt  macht  dagegen 
geltend:  ^ecclesiam  cmisse  supradictos  duoB  mansos  in  Roda- 
gherodc  ab  Heocardo  de  Livenrode,  qui  insigni  gaudebat  liber- 
tatis  titulo  et  qui  in  foro  JnrlB  unns  erat  scabinornm, 
qui  eos  liberos  ab  omni  obsequio  alieui  praestando  ecdesiae 
veodidit;  in  qua  libertate  hactenus  eos  possedit^ 

Nach  meiner  Ansicht  ergibt  die  Stelle  auch  ohne  jede 
Rekonstruktion  des  Streitfalls  einen  vollkommen  sicheren  Auf- 
seid In  über  die  Bedeutung  von  piechhaft^  und  zwar  durch  die 
Verbindung  des  Standes  mit  dem  forense  jus.  Der  Gnf 
beruft  sich  auf  das  forense  jus  quomndam  hominum  qui  di- 
cuntur  pleccathte.  Folglich  ist  das  forense  jus  das  Recht  der 
Pfleghaften.  Was  heißt  nun  forense  juö?  Weiler  Sclirtkler 
noch  Zallinger,  noch  auch  Stuts  haben  es  für  augemessen  er- 
achtet, darzulegen,  was  sie  unter  forense  jus  verstehen  und 
wie  sie  sich  das  deutsche  Äquivalent  dieser  Wortverbinduag 
vorstellen.  Dennoch  ist  diese  Übersetsungsfrage  recht  wesent- 
lich. Denn  es  scheint  mir  sicher,  daß  forense  jus  gar  nichts 
anderes  bedeuten  kann  als  ^farkt recht.  Wenn  aber  das 
Recht  der  PHeghaften  das  Marktrecht  ist,  dann  sind  sie  durch 
diese  Urkunde  ebenso  als  Marktangehörige  gekennzeichnet 
wie  durch  den  Mai^et  des  Spiegiers,  wie  der  Bieigelde  in 
dem  Rechtsbuche  nach  Distanfctionen. 

Die  Ubersetzung  von  forense  jus  als  Marktrecht  ergibt 
sich  schon  aus  dem  ailgemeiueu  Sprachgebrauche.  Forum 

1)  Urkb.  d.  bist  Ver.  f.  Niedersachsen  2  No.  83,  üsuu.  Schröder, 
Ger.-Verf.  8.52  Aiiiii.2.  ZalÜDgDr  a.a.O.  &222,  vgl.  Bieigelden  a77(55) 
State  a.  a.  0.  8. 132  Anm.  2. 
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heißt  Mmict  und  forense  jas  Marktrecht    Diese  ÄqnivaleDe 

ist  so  notorisch,  daß  sie  keiner  besonderen  Belege  bedarf. 
Diese  Äquivalenz  ist  aber  auch  in  den  Qi^Giien  der  Zeit  und 
der  Gegend  die  einzige,  die  überhaupt  vorkommt.  Wenn  der 
Schreiber  der  Urkunde  nicht  in  einer  Geheimspniche  schreiben 
wollte,  so  konnte  er  forenee  jus  nur  als  Äquivalent  für  Markt* 
recht  gebrauchen.  Die  heutige  Bedeutung  von  forensisch  gleich 
«gerichtlich"  ist  jener  Zeit  unbekanut  In  der  Zusammensetzung 
mit  jus  kommt  sie  überhaupt  nicht  vor.  Jedes  Recht  war  ein 
gerichtlicbes  Recht.  Wohl  findet  sich  ganz  vereinzelt  in  ablie* 
geaden  Quellen  die  Yerwendong  von  forense  jus  im  Sinne  von 
weltlichem  Rechte.  Aber  für  den  Beginn  des  13.  Jahrhunderts 
ist  eine  solche  Übersetzung  ausgeschlossen.  Schon  nach  allge- 
meinen Gesichtspuakteu  müssen  wir  forense  jus  mit  Markt- 
recht  übersetzen. 

Zu  demselben  fiigebnisse  nötigt  aber  auch  der  Inhalt 
der  Urkunde. 

1.  Die  Bedeutung  dnes  Wortes  wird  am  sichersten  aus 

dem  Gegensatze  erkannt,  welcher  der  tremeinlcu  Vorstelhmg 
gegenübersteht.  In  nnserni  Falle  sind  die  Gegeiiyiitze  scharf. 
Der  Graf  macht  Rechte  geltend  secundum  iorense  jus  der 
Pfleghaften.  Das  Kloster  beruft  sich  auf  die  besondere  Freiheit 
and  Schöffenbarkeit  seines  Gewährsmanns.  Bei  Auffassung 
von  forense  jus  als  Marktrecht  ist  der  Cugensats  verständlich: 
der  freie  schoffenbarr  Mann  untersteht  dem  Marktrechte  nicht. 
Da^rrgen  würde  die  Deutung  von  forense  jus  als  weltliches 
eine  Banalität  und  eine  Aufhebung  des  Gegensatzes  er- 
geben. £s  ist  selbstverständlich^  daß  der  Qraf  sein  Recht 
nicht  auf  geiatiiche  Grundlagen  stQtzen  kann,  und  auch  das 
Kloster  beruft  sich  ja  auf  weltliches  Recht 

2.  Der  Graf  erhebt  einen  Anspruch  secundum  jus  (juo- 
rmidam  hominum  qui  dicuntur  pleccathte.  Die  Bezeichming 
quidam  ergibt,  daß  diese  Leute  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  als 
^ewihrsieote,  sondern  nur  als  Träger  eines  objektiven  Rechts 
des  forense  jus  in  Betracht  kommen.  Das  forense  jus  ist  das 
Standesrecht  der  Pfleghaften.   Zu  demselben  Ergebniase  fOhrt 
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die  Betonung  der  SchöfTenbarkeit  des  Gew&hretnanns.  Für  den 
achöffenbaren  Mann  war  das  objektive  Becht  der  Pfleg^uften 
nicht  bindend.  Ein  solehea  Recht  war  das  Marktreoht  Da- 
gegen galt  weltlicheB  Recht  für  alle  Stande.  Auch  der  schöffen- 
bare Mann  lebte  nicht  ausschiießlich  nach  kanonischem  Hechte. 

3.  Die  SchöfiTenbarkeit  des  Gewährsmanns  \>ird  mit  den 
oben  gesperrten  Worten  wiedexgegeben  „in  foro  juris  unos 
erat  scabinorum'^  In  foro  juris  heißt  zu  deutsch  ^auf  dem 
Markte  des  Rechts^.  Die  gesuchte  Antithese  beweist 
schlafrend,  (lall  der  Verfasser  der  Urkunde  mit  ^forense  jus* 
Marktrecht  übersetzt  liat.  Bei  keiner  anderen  Deutui^ 
würde  die  beabsichtigte  Antithese  auch  in  der  deutschen  Vor- 
lage vorhanden  sein. 

387*  Aus  diesen  Gründen^  ist  die  Deutung  von  forense  jus 
absolut  sicher.  Deshalb  ist  es  auch  ziemlich  bedeutungslos, 
diiß  die  Urkmulc  uns  nicht  ^enücende  Anhaltspunkte  bietet, 
um  die  Sticitlage  im  übhgeu  ermittchi  zu  können.  Am  wahr- 
scheinlichsten ist  es  immerhin,  daß  der  Graf  annahm,  die  HufeQ 
seien  von  Pfleghaften  dem  Kloster  veräußert  worden  und  sieh 
als  Stadtherr  auf  einen  Satz  des  Stadtrechts  berief,  welcher, 
wie  dies  in  sehr  vielen  Städten  der  Fall  war-,  die  Steuerpflicht 
bei  Veräußerung  pilichtiger  Grundstücke  an  geistliche  Stifter 
aufrecht  hielt.  Zu  dieser  Sachlage  würde  die  Betonung  der 
Schöffenbarkeit  des  VerauÖerers  passen  i  ebenso  die  vorgebliche 
Veräußerung  ,,libero8  ab  omni  obsequio'S  frei  von  jeder  Pflicht 

Wie  dem  auch  sein  mag.  Die  Erw&hnung  des  forense  jus 
kennzeichnet  die  PIK  ^haften  der  Stelle  mit  voller  Bestimmtlieit 
als  Marktleute.  Wenn  alle  anderen  Erkeuntniügründe  die  Pfleg- 
haften des  Spieglers  als  exklusiv  ländliche  Klasse  erscheinen 
ließen,  so  würde  es  doch  vollkommen  sieher  sein»  daß  sie  an 

1)  Die  absolate  Gewißheit,  daß  forense  jus  an  dieser  Stelle  nur 
Marktrecht  bedeuten  lunn,  habe  ich  erst  nach  der  Abfassiuig  mdner 
Biergelden  gewonnen.  Deshalb  habe  ich  damals  den  Erkenntniswert  dieser 
Stelle  zu  gering  Teianschlagt. 

2)  Vgl.  Zeumer  a.a.O.  8.720.,  Scbulse,  Kolonisation  8.256ff.,  f^ei 
8.  B.  tinten  S.476  für  HUdesheim. 
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dkser  Stelle  als  Marktangehorigc  endidneiL  Da  nun  die 
Problem Ligc  eine  andere  ist,  so  enthält  diese  einziu:e  Urkunde, 
in  welcher  der  ^ Stand"  Vi\o2\\iihm  ganz  .selbständig  auf- 
tritt, eine  vollwichtige  Bestätigung  unserer  sonstigen  Ergebnisse. 
Die  BestatigaDg  ist  um  so  wertvoller,  als  in  dieser  Urkunde 
deiselbe  ständische  Gegensatz  der  Pfleghaften  und  der  Schöffen- 
baren  hervortritt,  der  im  Sachsenspiegel  voi^ianden  isl 

In  Übereinstimmung  mit  unseren  Ergebnissen  steht  ferner 
die  Erläutonni^r  der  Pfles^haften  im  l)eutachspieu:el.^  Der  Aus- 
druck wird  nur  ein  ciuzigcsiiial  gebraucht,  aber  mit  dem  Zusätze 
gChauflaeute'^.  „Die  biergeidcn  und  plegehaften  Chauflaeute 
haizent*'.  Das  Wort  bieigelden  wird  im  Deutschspiegel  niemals 
▼erstanden.'  Die  Hinzuffiguog  von  Kaufleute  zu  ^pfleghaft*^ 
kann  daher  kaum  anders  erklärt  werden  als  dadurch,  daß  dem 
Verfasser  des  DeiUbehspiegek  die  usu«'Ue  Beziehung  von  pfleg- 
haft  auf  die  Marktangehörigen  bekannt  war. 

388.  Weitere  Belegstellen  für  die  standische  Verwen- 
dnng  der  spesiellen  Form  pfleghaft''  sind  mir  nicht  bekannt. 
Dagegen  findet  sich  eine  Nebenform  desselben  Wortes  als 
Bezeichnunii-  der  Stndtanf^ehörigkelL,  iiciiiiLiitlich  in  den  deutschen 
Quellen  von  Hiidetiiieim.  Oben  wurde  hervorgehoben,  daß 
die  Gesamtheit  der  städtischen  Lasten  in  Hlldesheim  zwar  in 
den  alteren  Urkunden  wie  sonst  als  Pflicht  schlechthin^  in  den 
jüngeren  aber  mit  Vorliebe  als  uDingpflichf^'  bezeichnet  wird.* 
Das  abgeleitete  Eigenschaftswort  „dingpflichtig''  wird  nun, 
namentlich  in  der  ausführlichen  Bauern  spräche,  die  1428  zu- 
sammengestellt wurde,  aber  auch  sonst ^  durchaus  technisch 

1)  Vgl.  Spiegel  deutscher  Leute  von  Ficker  No.  283. 

L'j  a.  a.  0.  Xo.  31(1  und  317. 

3)  Vgl.  z.  B.  a)  oben  S.  i:>7  Amii.  1. 

4j  Vgl.  Yurige  Amucikuu^,  ferner  ßauurusprake  c.  3,  Zinsgut,  das 
der  Stadt  dingpflichtig  ist  (13.57)  c.  5.  Schoß  von  dingpflichtigen 
Häusern  (1392)  c.  8.  Briefe  über  d  i  n  g  p  f  1  i  c  h  ti g e  Häuser  und  Wohnangea 
(1407)  c.  10.  Veri)fündung  von  dingpflichtigon  HSusem  oder  TVoh- 
nnngeQ  (U07)  c.  29.  Diug Pflichtige  Häuser  oder  Wohnungen,  die  an 
die  Stifter  nsw.  gekommen  sind,  sollen  wieder  za  nneeren  Bürgern  and  zu 
der  Stadt  dingpflicht  gebradit  werden,  und  din^piliclitige  Häuser 
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als  BeseichDuiig  für  die  Stadtangehötigkeit  verwendet  £b  wird 

sowohl  von  Grundstücken^  als  von  Personen  gebraucht.  In 
letzterer  Hinsicht  sind  zwei  Vorweiiduiigcn  zu  unterscheiden: 

DingpÜichtig  bezeiohnet  einmal  jeden  Stadtpfiichtigen 
einschließlich  den  Börger.  Es  dient  deshalb  auch  rar  Ver> 
Stärkung  der  BQxgerqualit&f>  i,en  rechte  dingplichtige  böigere^.* 
Zweitens  bezeichnet  es  auch  diejenigen  Leute,  welche  die 
Bürurerlasten  trugen,  ohne  Bürger  zu  sein.  Die  (iesamtlieit  der 
IIiKIesheinier  wird  bezeichnet  als  borger,  borgheres.-e  oder 
dingplichtige.  Diese  Wendung  ist  geradezu  technisch.'  Seltener 

sollen  nicht  mehr  an  Stifter  usw.  kommen  (1355)  c.  50.  Dingpflich- 
tiges Oat  wird  vergcbrn  (1428)  c.  79.  Niemand  soll  dingpflichtiges  Out 
«ate  der  stad  dingplicht*  verkaufen.  Aber  unseren  dingpflichtigea 
Bürgern  soll  verkauft  weiden  (1427).   Vgl.  ferner  II  221  und  passim. 

1)  In  einem  Vergleiche  von  1348  wegen  S<  h*  >sses  und  allei  stad 
plicht  wird  o.  a.  bestimmt  Bas  auf  50  Jahie  befreite  Haus  soll  aar 
überlassen  werden  „dingpflichtigea  Bürgern  zu  Hildesbeim  \md  nie- 
mand ander»*.  Wenn  jemand  nun  darin  wohnt,  welcher  dem  Rat  der 
Stadt  und  dingpflichtig  wäre,  der  soll  Dingpflicht  tun  von  seinem  Oute 
und  nicht  von  dem  Hofe.  Nach  Ablauf  der  50  Jahre  soll  dor  Rof  dinsr- 
pflichtig  sein  zu  allen  Stücken,  als  ihn  der  Rat  vorher  „in  der  Stait 
Dingpflicht"  hatte.  U.B.  II  No.  19.  c)  Ein  befreites  Hans  11  138!> 
nur  veräußert  worden  einem  „der  unser  dingpflichtiirer  Bürger  wäre, 
der  soll  davon  tun  „Schoß  und  allo  unser  Stadt  Pflicht  und  fiecbt^ 
II  No.  687  und  pas.sim. 

2)  Vj:!.  z.B.  oben  Anm.  1,  ferner  Bur.-.prake  <  .  2.  A\'el' her  ding- 
pflirlitigt'  lUir^'-er  in  seinem  Gewerbe  au^reitct  (1307)  c.  lU.  V'eriuuf 
an  jemanden,  der  niiser  di n^'pflichtiger  rechter  Bürger  oder  eiü 
solcher  Bürger  \at  {427  und  i>.as>im). 

3)  Vgl.  z.  B.  I  No.  918  S.  528.  1342.  Eine  Steuer  sollen  zahlen 
alle  unsere  Bürger  und  Bür;^fnnncn,  di»-  mit  un.'^  wohnen  und  alle,  die 
uns  dingpfli^  htig  sind.  III  549  unaere  Bürger  und  Dini^iiflichtigen, 
ferner  Bursj»rake  e.  4<).  VTer  Gesinde  ist  bei  unserem  Bür^M-r.  unserer 
Bürgerin  oder  unseren  Diugpf lichtigen  (13b4)  c.  30.  Entstellt  Streit 
bei  ujiseren  Bürgern,  Bürgerinnen  oder  Dingpflichtigen  (1355)  c.  32. 
Auflauf  unter  unsem  Bürgern  und  Dingpflichtigen  (1355)  c.  36,  eineia 
Bürger  und  Bürgerin  oder  jemandem,  der  unserer  Stadt  dingpflichtig  wln 
(Dingpflicht  tftte)  (1379)  c.  43.  Anfall  von  unmien  Hitbüigeni,  BürgenuieB 
oder  Dingpflicbtigen  (1400)  o.  55.  Kein  Fretschölfe  soll  besobwei« 
den  Bat,  die  Bürger  und  die  Dingpf  lichtigen  (1400)  c  57.  Anfislat- 
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b^gegüet  statt  diugpilichtig  das  ciufacbe  „der  Stadt  pÜichtig''. 
Ilildesheim  steht  nicht  allein.  Der  Ausdruck  i^dingpflichtig'' 
begegnet  aos  auch  in  dem  engeren  Gedchtakreise  des  Spieg^erSy 
nämlich  in  Qnedlinbnrg.^  Es  scheint  dort  bereits  alt  zn  sein. 
Schon  zur  Zeit  des  Spi^els  begegnet  uns  die  Bezeichnung 
„flincvri",  die  nur  auf  die  Befreiung  v^on  den  »lädtischcn  Lasten 
gehen  kann.-  Beachtenswert  ist  ferner,  daß  in  Braunschweig^ 
nicht  nur  das  ein&che  Pflicht  ton  in  ahnlicher  Weise  verwendet 
ifird,  sondern  auch  der  Nichtbnrgeri  welcher  der  Stad^flicht 
unterworfen  ist,  als  pUehinoie^j  Pflichtgenosse  bezeichnet  wird.^ 
Die  technische  Verweudung  von  dinirpflichtig  ist  nun 
deshalb  von  Bedeutung,  weil  das  Wort  nur  eine  Nebenform 
von  pflichtig  und  pflechbaft  ist.  Es  ist  einfach  der  Sprach- 
g^rauch  des  Sachsenspiegels  1  der  sich  in  einaehnen  Gebieten 
auch  för  die  spätere  Zeit  erhalten  hat  Dieses  Auftreten  von 
dbgpflich1%  hat  ffir  biergelde  Bedentnng.  Wir  hab^  für 
dieses  Wort  in  den  Ocjuabnickcr  Urkunden  die  Bedeutung 
»dingpflichtig**  konstatiert  In  dem  Rechtsbuche  nach  Distink- 
tiouen  und  im  Sachsenspiegel  bedeutet  es  „stadtangehörig'^ 
Das  verbindende  Mittelglied  bietet  die  soeben  konstatierte 
Gleiehbedeutung  von  i^dingpflichtig''  für  „stadtangehörig^*. 

tuig  «iner  Tochter  duoh  nnseie  Bfii^r,  unsere  Büigeriimen  oder  miaeze 
Dingpflichtigen  (1403)  0.  63.  Siiie  Servitut  hat  einer  nnaeier  Bfiiger 
oder  Bingpf  liohtiger  (1400)  0. 68.  Sin  Gericht  geht  an  onsere  Büiger 
oder  Bingp nichtige  (1614)  imd  passim. 

1)  Vgl  ü.  B.  I  S.  504  [35]  nicht  acotplichtich  noch  dingpUchtig  in 
Berstadt 

2)  a.  a.  0.  No.  31  (1241)  8. 25  [15]  »dbovri  in  dyitate^  gebiancht 
vom  Hofe  und  Ton  den  Binwohnern.  Der  Anednick  kann  deshalb  nicht 
ni  den  Oeriditsbeeoeh  gehen. 

3)  BnuiUBchweig  I  8.65  ,,vnsen  boigfaeren  xinde  boigfaerinnen  edder 

d«n  de  der  stad  pH  cht  dar  äff  don*S 

4)  Zunächst  werden  Vorschriften  für  die  Bürger  getroffen  (borghere). 
folgt  der  Zusatz  „De  pliehtenoten  h^^^  n  dat  sulve  reoht^S    U.B.  1 

8-  247  unten.  Nach  den  alten  Ststaten  &  4S,  71, 62  sind  Juden  und  Dienst- 
boten nicht  Bürger. 

5)  Auf  das  Vorkommen  des  Worts  außeriiaib  Ostfalens  z.  B.  in  Han- 
MYer  will  ich  nicht  eingehen. 
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389.  Die  vorstehenden  Untrrsiichnncren  haben  irezeiet, 
daii  der  voo  uns  im  Sachsenspiegei  gclunucue  Sprachgebrauch 
keiaeswegs  so  isoliert  ist,  nh  es  zunächfit  den  Anschein  bat 
Das  Rechtsbach  nach  Distisktioiieii  und  die  Walkenrieder 
Urkunden  bieten  £är  jede  der  betdeii  Standesbezeichnungen  je 
eine  absolut  sichere  Belegstelle.  Und  ihre  Verwendbarkeit 
wird  durch  die  anderen  Nachrichten  unterstützt 

Der  liefere  Grund  für  den  Scheiu  der  Isolierung  dürfte 
in  der  Entstehungszeit  des  Rechtsbuchs  zu  suchen  sein. 

Die  Abfassung  des  Sachsenspiegels  fällt  in  eine  Periode^ 
in  welcher  in  Ostfalen  der  Obergang  von  der  TermiDologie 
des  Markts  zu  der  Terminologie  der  Stadt  sich  gerade  vollzog. 
Es  ist  nicht  nnffallcnd,  wenn  in  dieser  Übergangszeit  uns 
technische  Bezeichnungen  beprefrneu,  welche  von  dem  allge- 
meinen Sprachgebrauche  sowohl  der  älteren  wie  der  jüngereo 
Quellenschicht  abweichen  und  sich  deshalb  verhältni8mä% 
selten  nachweisen  lassen. 

Die  Abfassung  des  Sachsenspiegels  fallt  femer  in  enio 
Zeil,  hinsichtlich  deren  die  iii)ngen  NnchrieluLii  lattiüiKh 
abgefaßt  sind.  Biergelde  und  ptleghaft  eigneten  sich  ebenso- 
wenig wie  „schöifenbar^'  zur  unmittelbaren  Wiedergabe.^  Der 
deutsche  Sprachgebrauch  konnte  den  deutschen  Worten  unge- 

1)  Das  Verhältnis  der  deutschen  Worte  zti  lateinischen  Äqui- 
valenten ergibt  in  Verbindung  mit  einem  aoffalieoden  Zuge  in  der  Dar- 
stellung des  Spioglers  eine  Stütze  für  die  an  sich  schon  glaubhafte  An^W 
der  Vorrede  über  das  lateinische  Original.  Der  auffallende  Zug  ist,  daß 
der  Öpiegler  denselben  Stand  ganz  roiroüos  bald  als  den  der  ^Pfl»  ihaften*'. 
bald  als  den  der  Biergelden  bezeichnet.  Ungeachtet  der  Gleichbedeut'in: 
beider  Ausdrücke  ist  mir  doch  sohr  unwahrscheinlich,  daß  der  Spiegier 
b'  i  der  K'  nz'  ption  und  der  ersten  Xiederechrift  seines  Werkes  keine  ein- 
heitliche Teniiiiiolnde  bfnha^^htf't  !ia)»pn  sollte.  Ebenso  würio  er  ein  latei- 
nisches ÄqnivaU  rit  u^eiclimäBig  wiedergegeb<^n  haben,  wenn  dieses  Ä'iiiiTjiWt 
ein"  eng«'io  .\nknüpfun[r  für  d^n  doiit-cht-n  Ansdmck  jreb.tcn  hätte. 
Dni,'egen  erkliiit  sich  die  Ausdlu<  k^^^v eise  des  Siii«'L.'lers  sehr  einfa' Ii .  sobald 
wir  anneiiuicn.  dnß  in  seinem  lateinischen  Entwurf-'  das  an  sich  bedeu- 
tungslose civiv  stand.  Dann  mußte  er  bur  und  b  ug-  r  vermeiden,  aber 
konnte  sich  iu  der  Auswahl  der  beiden  andern  Ausdrücke  durch  den 
Zufall  leiten  lassen. 
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achtet  ihrer  sehr  allgemeinea  Wortbedeutung  eine  spezielle 
Beziehung  auf  die  Stadtpfiicht  geben.  Aber  die  lateinisehe 
Wortubersetsong  hatte  dieses  speziellen  Nebensinnes  entbehrt 

Olmoxiiis,  subditus,  dcbitor,  reus  oder  ahnliche  Wendungen 
brut»'!i  keine  irücnd  entsprechende  idet  nassoziation  an«i*]relöf?t. 
Deshalb  half  man  sich  in  den  Ausoahmefiillen,  wo  die  genaue 
Wiedergabe  ODumgängÜch  war>  mit  £inffigung  des  deutschen 
Worts  „qai  dicontur  plecoatthe''  oder  mit  einer  Umschreibung 
wie  m  Lüneburg.  In  der  groBen  Mehrzahl  der  FSlle  wählte 
man  einfach  eine  andere  deutsche  Bezeichnung  derscllx'n  Per- 
sonengruppe, die  bep«5er  rib(rs(>tzbar  erschien.  In  Verbindung 
mit  der  Ortsbezeichnuog  waren  civis  und  burgensis  völlig  aus^ 
reichend.  Genau  in  der  Weise,  wie  uns  die  Schöffenbaren 
des  Spiegels  in  dem  Kontrollbilde  als  liberi  und  nobües  be* 
K^gnen,  stehen  die  Pfleghaften  oder  Biergelden  hinter  den  eives 
nnd  burgenses  der  UrKiniden.  In  beiden  Fällen  ist  es  die 
lateinische  Decke  des  Kontroiibiides,  welche  die  Vergleichung 
mit  dem  deutschen  Spiegelbilde  erschwert. 

G.  Die  ständische  Stellung  der  Stadtbürger.    §  43. 

390.  Die  vorstehenden  Erörterungen  haben  uns  zu  dem 
Erfrebrnsse  geführt,  dafi  der  Spiegier  bei  seinen  Pfleghaften  an 

die  Stadtpflicht  gedacht  liat,  und  daß  wir  daher  die  Angehörigen 
dieses  dritten  Freienst^uides  in  den  Markt-  und  Stadtorten  zu 
suchen  haben.  Wir  gelangen  nun  zu  der  weiteren  Frage,  ob 
dieser  Stand  die  Gesamtheit  der  Stadtbevöllcerung  umschließt 
(Einheitsdeutnng)  oder  nur  einen  Teil  (Gruppendeutung). 
Diese  fVage  läßt  sich  auch  dahin  formulieren:  Gehört  nach 
der  Darstellung  des  Spiegels  die  gesainte  stadtpilichlige  Bcvül- 
^^'riHig  einem  einheitliehen  laudrechtlichen  Stande  an  oder 
gehört  aie  mehreren  an ,  zum  Teil  dem  Stande  der  Ptiegbaften, 
nun  aodeni  Teil  aber  dem  Stande  der  Schöffenbaren.^ 

1)  Die  lAien  Bcheiden  ans,  da  sie  in  der  alten  Zeit  in  Ostfalen 
lüoht  als  Bürger  angenommen  oder  aber,  fiiUs  dies  geschehen  war,  doxvh 
Zeitoblanf  frei  wurden. 
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Die  Tragweite  der  Fraire  erhellt,  wenn  wir  eiiiicrc  später 
EU  begründende,  aber  sichere  Eij^ebiüsse  vorwegoehmen.  Die 
Schöft'eubaren  des  Spiegels  sind  die  Alt  freien,  die  alten  Edelinjre. 
Die  KiohtBobööeDbareD  siad  Minderfreie;  Libertineti  und  Mnod- 
leate»  die  alten  Erilinge.  Der  Spiegier  stellt  dod  anscheinend 
Beine  Pfleghaften  nach  Wergeid,  Buße  und  Ebenburt  in  die 
rnitcre  (Iruppe.  Die  aufgeworfene  Frage  führt  deshalb  m  das 
Gebiet  der  viciiimstritteueu  Probleme  der  Stadtverfassung. 
Sie  geht  dahin,  ob  nach  dem  Urteil  Eykes  die  Stadtbürger 
ala  Bolohe  ufsprüngliche  Minderfreie  sind  oder  nioht 

So  wichtig  demnadi  dieses  Anslegungsproblem  auch  ist, 
so  scheint  mir  doch  eine  sichere  Antwort  znr  Zeit  nicht  mög- 
lich zu  sein. 

391.  Die  Einheitsdeutuug  selbst  kann  in  doppelter 
Weise  voUzogen  werden.  Einmal  als  prägnante  Denti;?ig. 
Nach  dieser  Auffossung  würde  dem  Spieler  die  Mioderfreibat 
als  notwendige  Rechtsfolge  der  Stadtangehorigkeit  encheinen. 
Zweitens  als  typische  Auslegung.  Der  Spiegler  behandelt 
die  Plleghaften  als  Miuderfreie,  weil  nach  seiner  Aulla&sui.^ 
die  große  Mehrheit  der  Stadtbüiger  nicht  wegen  der  Bürger- 
qnalitat,  aber  wegen  ihrer  unfreien  Herkunft«  also  nicht  not- 
wendig>  aber  tatsachlich  als  libertinen  an  den  unteren 
SVeien  gehörten. 

Auch  die  Gruppendeutnng  ließe  sich  verschieden  denken. 
Als  irenerelle  Gnippetuleutuiiü:.  Der  Spiegler  denkt  bei 
dem  Worte  „püeghaft^  überall  nur  an  die  niedere  Schicht 
an  die  nicht  schöffenbaren  Btadtbfiiger.  Oder  als  partielle 
Gmppendeutung.  Der  Spiegler  besieht  in  der  Mehmhl 
der  Stellen  die  Beseichnung  auf  die  Greaamtbeit  der  Sfeadt- 
angehörigen.  Nur  an  den  beiden  die  Miiiderfreiheit  aus- 
drückenden Stellen  verbindet  er  mit  dem  Worte  eine  engere 
Vorstellung. 

In  meinen  Bieigelden^  hatte  ich  mich  für  die  generelk 
Ghruppendeutung  entschieden  und  angenommen,  daß  Eyke  die 


1)  a.  a.  0.  S.  70. 
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iandrechtUcke  Öcliciduog  auch  für  die  Städter  durchführt,  eine 
obere  Klasse  zu  den  ScböfiPeTibaren  rechnet  und  nur  eine  untere 
Sducht  als  Pfl^hafte  behandelt  Maßgebend  war  ffir  mich  in 
erster  Linie  die  herkömmliche  Deutung  von  sohoffenbar  ab 
schoffenfahig.  In  den  Marktorten  gab  es  Schöffen  und  l^üi-ger, 
die  liiliig  waren  dicscH  Amt  zu  bekleiden.  Eyke  kannte  diese 
Tatsachen.  Er  mußte  bei  „schöü'enfähig'^  auch  diese  i^üi^ger 
einbeziehen.  Femer  hielt  ich  damab  an  derjenigen  AoftaaauDg 
des  Stadtbuigenreohts  fest,  die  ich  unten  als  j^Neutralitata- 
theorie^'  charakterisieren  will 

Zurzeit  ist  mir  die  Richtigkeit  einer  derartig;en  Auffassung 
zweifelhaft  geworden.  8chöfVenbar  bedeutet  gar  nicht  „schotlcii- 
fähig'',  sondern  ist  e'me  selbständige  iStandesbezeiebnung.^ 
Die  Nentralitataiheorie  kann  ich  nach  unserer  Nachprüfung 
obht  mehr  ffir  völlig  gesichert  halten*  Leider  ist  ein  völlig 
bestimmtes  Urteil  weder  durch  das  Spiegelbild  noch  durch 
andere  Erkenntnismitte!  zu  gewinnen. 

392.  Das  Spiegelbild  gestattet  alle  vier  oben  dargelegten 
Auslegungen.  Immerhin  ist  unter  ilinen  die  generelle  Gruppen- 
deotong  als  die  wenigst  wahrscheinUche  xu  bezeichnen. 

Ffir  verschiedene  Stellen  drangt  sich  die  Annahme  auf, 
daß  der  Spiegler  an  die  Gesamtheit  der  Stadtangehörigon  ge- 
dacht hat.  Das  gilt  zunächst  von  dem  Satze,  da(i  dem  8t  hul/cn 
das  Gewette  von  8  Schillingen  seitens  seiner  Bieigelden  ge- 
zahlt wird.  Das  Gewette  zahlen  nicht  nur  zum  Besuche  Ver> 
pflichtete  y  sondern  jeder,  der  vor  dem  Gerichte  steht  Das 
Seholsengericht  war  aber  das  Hauptgericht  aller  Stadtbfizger. 
Kibbt  weniger  ergibt  sich  die  gleiche  Besiehnng  daraus,  daß 
das  Schulze ngericht,  das  nur  von  Pfleghaften  besucht  wird, 
dem  Spiegler  als  Stadtgericht  schlcchtlim  erscheint,  SchultheiB- 
tum  an  zwei  Stellen  die  gesamte  Gerichtsbarkeit  des  Markt- 
oits  emschliefilich  der  höheren  Yogteigenchtsbarkeit  bezeichnet 
^s  drei  fibrigen  Deutungen  sind  alle  drei  ziemlich  gleich 
^Ich.  Allenfalls  gebührt  unter  ihnen  der  prägnanten  Einheits* 


1  Tgl  AoU^e  3. 
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diäutu/ig  ein  gewisser  Vorzug  größerer  Wahrechemlichkeit.  Die 
parüelie  Gruppeudeutuog  ist  deshalb  Zülämig,  weil  «u  beiden 
fitfllkDy  <wel«be  die  MiaiMroifattt  min  deutüdben  Aoadwwke 
lirii]|{6&y  ^Be  "SdiiiSiBnbiMD  wshon  tvofWFiiggenoniincn  cindL  E2s 
kttOD  eine  okkanoneHe  Beidbrinkiuif  des  WorteimiB  wtioyn. 
Die  typische  Einheitsdeutung  ist  ebenfalls  durchaus  nit*)gUeii, 
weil  die  städhHchen  Verhaltnisse  überhaupt  etwas  nebeas^lilich» 
typiaoh  behandelt  niod  und  andr^eits  ein  sehr  gioAer  Teil 
iät  'Stadlbörger  von  imfreiea  Vorfahren  ahatannte.  Aneh 
das  Dompropsteigericht  iet  nur  tjFpiaeli  fkMg,  mekt  dbMint 
iBbeneo  ist  asf  der  andern  Seile  die  fieeebrelbung  der  Land- 
Riissen  sicher  nur  eine  Schilderung,  nicht  eüie  juristische  Defi- 
nition. Weder  das  Umhersieheu  noch  das  Fehlen  des  Eigens 
aind,  ivie  wir  sehen  werden,  wnklich  juristische  Merianale 
gewesen*  T<indiiasiio  heiftt  Pfioliler.  Kisiit  jeder  Biohler  war 
mindeifrei.  N«r  die  Masse  der  Fiohter  bestand  aus  lÜNfftinca. 
Deshalb  läßt  sich  eine  entsprediende  Beliandlung  der  Stadt- 
bürger nicht  ausschließen.  Der  Spiegier  küimte  die  Stadt- 
bünger  als  mcht  aitirei  behand«iu,  «weil  dies  für  die  Mehiheit 
antraf. 

Die  Uttbeetimmlheii  des  8fic«ell)ildes  liSt  sich 
doreh  das  KontroUbild  nieht  beseitigen.    Aneh  die  6brigto 

'Nachrichten  ergeben  nicht  mit  Bestimmtheit,  ob  die  Stadi- 
angehörigen in  M  i^cicbiui.^  und  den  öcnst  in  Betracht  kom- 
moaden  Btädteu  in  atäudisoher  Hinsicht  eiae  K.inh^r  bildeten 
-oder  verschiedenen  Gnippen  angehörten. 

Die  beiden  aiehenn  FnndateUen  der  Worte  «utaUb 
des  ßachsenspiegels  spreehen  «dlerdings  iVlr  die  prignante 
Einheitsdcutuiig.  Li  lUm  Keclitisbuche  nach  Distinlitionen  i?i 
biergelde  einfach  ein  iSynonym  ffir  Bürger  und  die  Walktii- 
rieder  Urkunde  behandelt  die  Staude  der  Pfleghaflen  und  der 
Sohöfienbaren  als  niofat  ;(fersinbare  Gegeaalitse. 

Ebenso  läßt  das  aUgemeine  Auftreten  der  Stedtbiiger  ia 
Zeugenlisten  auf  Btandeseinbeit  sehliefien.  Kii]gends  treten  in 
den  älteren  Nachrichten  deutliche  Schichtungen  hen'or.  Kur 
in  Magdeburg  sind  einigej  aber  sehr  uuaiohai^  Audeatungto 
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vofliandeiL^  BeachteaBwert  ist  auch,  daß  die  Bezeichnuog  „edel'*, 
8ow«ii  iah  aekea  kaim>  weder  den  Stadtangehörigen  überhaupt 
noch  eimselnen  von  ihnen  gegeben  wird.  Überall  stehen  aU« 
Stadtbfiiger  hioter  den  Mimiterial«!.  Diotem  Aoiialiepiiiikte 
stellt  ntm  aUeidings  die  l^taaehe  gegeafiberi  daß  in  Ifagde- 
hmg  12^  die  Wahl  der  SobÖffen  anf  soböffenbarfreie  Leute 
beschrankt  wird.^  Es  muß  daher  zu  dieser  Zeit  in  Magdeburg 
Stadtbiinjer  gegeben  haben,  die  dem  Stande  der  bchötlenbaren 
zugezählt  wurden.  Abei*  die  Nachricht  ist  spat  und  läßt  sich 
mit  den  früheren  durch  die  Annabme  einw  iwischenjEeitÜobea 
Entwicklung  ine  einee  besonderen  BtadtrecbÜieben  Begfiflb  von 
^scbManbar^'  vmimgen. 

^4.  Hinsicbiliob  der  Dingpflicht  ist  zunächst  der  Besuch 
der  drei  Burggrafendinge  durch  die  Gesamtheit  der  „Biirt:;er" 
iüs  gesichert*  anzusehen.  Diese  Tatsache  wurde  ziemlich  ent- 
scheidend für  die  Gruppendeutung  ins  Gewicht  fallen,  wenn 
nicht  die  Eingangsstelle  des  Spiegele  das  Wörteben  „ok**  eni- 
hielte.  Da  dies  aber  der  Fall  ist,  so  ist  es  fng}kk,  ob  der 
Spiegier  die  Dingpflicbt  seiner  Pflegbafken  auf  das  Schulsen- 
gericht  beschränkt  hat.  ,,Ok"  kann  ja  auf  die  Parallele  zu 
der  kirchlichen  Dingpflicht  gehen,  aber  ebenso wulil  den  Mit- 
besuch des  Burggraicudings  andeuten.  Die  Schutien  baren 
ledigen  ihr  Eigen  schon  durob  den  Besuch  des  Grafendings. 
Dagegen  baben  die  Bäegbaften  außerdem  das  Sobulaengenebt 
au  beaueben.  fiibebUdi  wire  andierseits  au  gunaten  der 
heitstheorie  die  Feststellung,  dafi  das  Sebnlzengeriofat  von  den- 
selben Elementen  buiuciiL  wurde,  wie  das  Gericht  des  Bui^ 
grafen.  Es  ist  dies  wrihrscheinlich,  aber  nicht  siclier.  Wir 
in«sen  nur,  daß  der  Schulze  auch  drei  neohte^'  Dinge  hielL^ 


1)  Vgl.  die  Urkunden  oben  S.  224  Anm.  4  tind  die  Oegeuabentel- 
luDg  von  stoiti  und  meliores  in  dem  Privileg  Wiehmanns  von  1188  a.  E. 
V,  a  IBtedt  Magdebmi  I  No.  50. 

2)  Vgl.  oben  S.  334. 

3)  Ein  solcher  Begriff  «solu^ifenbaie  ICsrktleate*^  begegnet  im  Gör- 
litier  Landrechte. 

4)  Vgl  oben  8. 2U. 

31* 
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Mödlich  ist  es,  daß  sie  ursprünglich  Vollgerichte  waren.  Für 
Zeit  unserer  Quellen  ist  dies  teils  ausgeschlossen,  teilp  nicht 
wahi-scheiulich.    Über  eine  besondere  stäadificiie  Qualität  der 
Dingbesueher  läßt  sich  nichts  ermitteln. 

395«  Keine  fiotscheidaiig  geben  die  Angaben  der  Stadtr 
rechte  der  Magdeburger  und  Qoslarer  Gmppe  über  das  Weigdd. 

Es  ist  ja  eicher,  daß  nach  spfiterem  ostfiUischen  Stadt* 
rechte  die  Stadtbüi^er  luid  alle  die  ^in  Weichbilds  Schutz* 
besessen  sind,  Wergeid  und  Buße  in  der  Höhe  haben,  wie 
äie  der  Sachsenspiegel  seinen  äcliutienbaren  gibt  und  seineo 
Pfleghaften  versagt^  Es  ist  femer  sicher,  daß  schon  in  der 
haileschen  BechtemitteUung  für  Neumarkt  von  1235 ^  also  aor 
nähernd  2ur  Zeit  des  Spiegels  der  Bürge  nach  §  17  ra  bflfien 
hat:  „Weregelt  ipsius,  quod  sunt  decem  et  octo  taienta''.' 
Da  inj  übrii^en  die  Jviehterbußen  (iO  und  8  Schillinge  betr:ii:*n. 
SO  steht  es  fest,  daß  der  BetraL»^  dieses  Wenrelds  derselbe  ist, 
wie  bei  den  18  Pfund  des  SeiiöÜ'enbaren  im  8achsenspiegeL 
Derselbe  Betrag  begegnet  als  Lösungsbuße  des  Sähnebrecbers 
im  Magdebuig- Breslauer  Recht  von  1261,  §  34.' 

Wenn  man  diese  Angaben  ohne  weiteres  in  das  Land- 
recht  und  in  die  Zeit  übertragt,  welche  dem  Spiegier  seine 
Anschauungen  irrlicfert  hat,  dann  scheint  nur  die  AnuaLüJO 
einer  partiellen  Gruppendeutnng  statthaft.  Die  beiden  Stellen, 
welche  die  Minderfreiheit  der  Ptleghaften  proklamieren,  konneo 
sich  dann  überhaupt  nicht  auf  die  eigentlichen  Stadtbuiger, 
sondern  nur  auf  niedere  Stadtbewohner,  Beisassen  oder  der- 
gleichen beziehen. 

Aber  dieser  Schluß  ist  unzulässig.    Es  ist  überhaupt 
nicht  gestattet,   aus   solchen  Bestimmungen   der  Stadtre<lit« 
einen  SchluB  auf  die  laudrechtliche  Stellung  der  Stadtbüi^^r 
zu  ziehen. 

1)  Vpl.  "Weichbild  17,  Liiband  a.  a  0.  S.  95,  Goslarer  Statuten 
Göschen  S.  85.  17.    Rprhf:s>>n.  h  nnr  h  "Distinktioneii  ß.  IV  c.  22  D,  6  nuti 
C.  1  c.  5  D.  2.  ürüüff  S.  243  und  IS.  20. 

2)  Laband  S.  10. 

3)  a.  a.  0.  S.  18. 
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Einmal  hat  sich  das  Straf  recht  in  den  Stadtorten  schon 
fnih  von  dem  Laadrechte  abweichend  entwickelt.  Der  Stadt- 
frieden war  ein  höherer  und  deshalb  auch  Weigeld  und  BuBe 
veigleichweiBe  erhöht  —  Das  KompoeitioDeDsystem  trat  ferner 
froher  zurück.  Das  Weigeld  begegnet  uns  in  den  OBtfäHsohen 
Stadtreohten  fiberhaii[)t  nicht  in  seiner  alten  Funktion,  sondern 
nur  als  Iv<")öungsbülie.  Die  Lü;5uugsbußen  sind  ursprünglich  den 
Empfangsbußen  gleich  gewesen;  aber  sie  haben  die  stiuidiriche 
Abstufung  früher  eingebüßt  als  die  Empfangsbußen.^  Die  spätere 
Gleichheit  der  Empfangsbußen  wird  als  jüngere  Entwicklung 
hii^eat«llt,  und  diese  Charakteristik  gewinnt  dadurch  an  Wahi^ 
scheinlichkeiti  dafi  die  gleiche  Entwicklung  wenig  später  auch 
im  Landrechte  hervortritt.'  Der  Spiegel  gibt  aber  altes  Recht. 
Der  Gegensatz  kann  sicli  1)(  reits  zeitlich  erklären. 

Zweitens  aber  winde  die  stündische  \\  ertung  der  Stadt- 
bürger durch  das  Stadtrecht  noch  nicht  für  die  landrechtliche 
Stellung  ma^ebend  sein.  Die  Nonnen  des  Stadtrechts  waren 
für  die  aofierhalb  der  Stadt  stehenden  Kreise  nicht  bindend. 
Wenn  die  Stidte  ihren  Angehörigen  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Herkunft  das  höchste  Wergeid,  das  dem  Landrecht  überhaupt 
bekannt  war,  gegeben  hätten,  so  konnte  ilocli  das  Landrecht 
an  strengeren  Anfordemngen  festhalten.  Und  es  ist  von  vorn- 
herein wahrscheinlich,  daß  dies  wenigstens  so  lange  geschehen 
ist,  als  das  Weigeid  noch  praktische  Bedeutung  hatte.  Gerade 
hinsichtltoh  der  standischen  Stellnng  der  Bürger  ist  uns  in 
der  FVage  der  Lehnsfahigkeit  ein  solcher  Gegensats  sicher 
bekannt.  Der  Spiegel  spricht  den  Kaufleuten  den  Heerschild 
mit  voller  Bestimmtheit  ab.  Die  btädter  haben  ihn  beansprucht, 
auch  für  ihre  iiCauficute.^ 


1)  Vgl  Labend  S.  138.  Swa  eme  laxe  nn  hoze  verburt  zu  gebene 
daz  amt  drizic  ebilliiige.  Daam  den  Schoffesspnich  oben  8. 380.  Vielleicht 
ist  die  ständische  Abstufung  schon  negiert  Bsp.  II  41  §  2  a.  E.,  wo  mit 
einer  absoluten  Zahl  gereciinet  za  werden  scheint 

2)  Vgl.  oben  S.  370. 

3)  Vgl.  Frensdorff,  Die  Lehnsfähigkeit  der  Bniger.  Nachr.  d.  K.  0. 
za  OöttiDgea  1894  No.4. 
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l)as  Kontrollbild  führt  somit  zu  demselben  Er^bnisse 
wie  das  S[>i(gplbild:  WnhrsdicinHchkeit  der  StaDdeBeiriheit  in 
dem  Niveau  der  Pfleghaften,  aber  keine  Gewißheit  LHeBe 
Unbestimmtheit  wird  nun  durch  HeranflidiuDg  der  aUgemeiDeB 
OrnndsSge  der  stidtisehen  fiotwickliiiig  nickt  beeeitigfe^  sondeni 
eher  ventfirki  Eb  iet  mir  natSilieh  moht  mS^oh»  «fia  viel- 
floblohtigen  Probleme  der  StmltverfiMBung  bei  dieser  Gelegen- 
heit zu  behandeln.  Ich  will  mich  damit  begnügen,  die  beiden 
vorzucj-H weise  iu  Betincht  kommonden  Auffassuneren  in  ihrer 
Relevanz  für  die  Auslegimg  des  Sachsenspiegels  darzulegen. 

396.  Die  erste  und  wohl  überwiegende  Ansicht  ISfit  sich 
ala  Neotralitit&theorie^  beseicluien.  Sie  ist  neaetding»  in 
einer  Monographie  von  Schfitee  eingehender  vertreten  worden. 
Die  Ansicht  gdit  dahin,  di^  die  Zngehörigkeit  «ir  Stadt- 
gemeinde, die  Bürgerqualität  urspriuiglich  für  den  landrecht- 
lichen Stand  neutral  war,  den  Stand  des  Einwandernden  nicht 
berührte.  Altfreie,  Libertinen  und  Lateu  blieben,  was  sie  waren. 
Insbesondere  behielten  die  fremden  L^herren  ursprün^^ch  ihr 
Recht  an  den  einwandernden  Unfreien  und  Mnndleuten.  Errt 
in  der  Folge  gelang  es  den  Stidten  durch  Privilegien  die 
Stellung  ihrer  Bürger  g^enüber  den  fremden  Herren  zu  ver- 
bessern, bis  dann  schließlich  die  Entwicklung  in  besonder? 
günstig  gesteilten  Städten  zu  dem  Satze  führte  „Stadtlutt 
macht  frei^,  der  in  den  oetfälischen  Städten  später  den  stir- 
kerm  Inhalt  bekam  ^Bäigerqoalitftt  macht  vollfret^. 

Von  diesem  Standpunkte  ans  wurde  die  typische  Einheil>- 
deutung  oder  aber  die  generelle  Gruppendentnng  möglich  sein. 
Die  typische  Auffassung  würde  keinem  Bedenken  begegnen, 
weil  CS  sehr  wahrscheinlich  ist,  daß  die  Masse  der  Stadt- 
angehörigen zur  Zeit  des  Spioglers  unfreier  Herkunft  war,  aus 
landrechtlichen  Früingen  bestand,  die  in  die  Stadt  gesogen 
waren.  Die  generelle  Gruppendeutung  w^e  erst  redit  passen. 

1)  P.  Schütze,  Die  Entstehung  des  Beehtssat7.es  „Stadflnft  macht 
frei*,  Berlin  1903  in  Eist  ri  !ie  Studien  von  E.  Ebering.  Vgl.  ferner 
V.  Below,  Ursprung  dor  Stadt  Verfassung  S.  96ff.,  Zsofar.  t  Sozial-  U.  Wilt- 
aohaftflgesch.  5  S.  57.  iüotschel  190. 
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Unter  der  Herrscluift  dienr  CrrundaDschaiiung  hntte  ieh  mich 
in  meinen  Biei|^den  fflp  die  generelle  Gnippendcutung  eot- 
aeiueden.  ^ 

Neben  der  Neutralitätstheorie  kommi  noch  eine  zweiter 
I>eiilDttg  in  Betraeht,  die  ieb  alt  Mnndialtlieorie  benekihum 
möchte.  Sie  iet  haapMefalioh  vem  R  Mayer 
dlerdings  in  Einzelaaeffthmnywi  und  mit  GrOndett)  die  ieh  in 

der  Hauptsache  ablehnen  muß.  Der  in  Betracht  kommende 
Kern  dieser  Ansicht  läßt  sich  dahin  pniicibieten ,  duli  der  irm- 
tritt  in  die  Marktgemeinde  ursprünglich  zugleich  enthielt  den 
Eintritt  in  die  Mundgewalt  des  MarktherreO)  etwa  in  der  Weis^fi 
nie  dies  bei  dem  Hildesheimer  Kolonialeneohte  in  die  £f^ 
seheinnng  tritt'  Nach  dieser  Annahme  worde  der  StadMiger 
orsprünglich  dnem  ganz  beetiromten  Stande  des  Lmdieohto 
angehört  haben,  nämlich  dem  Stande  der  freien  Mundlii^e. 
Diese  Stellung  war  eine  exklusive,  ebonso  unvereiriluir  mit  der 
Sieliang  des  Volürcien,  wie  mit  der  üoterurdnung  unter  das 
Recht  eines  fremden  Leib-  oder  Muodherm.  Der  Sata  „Stadls 
laft  maeht  frei^  wörde  demnnoh  onprAnglioii  gieweaen  sein  ein 
Sperialfall  der  Yeraehweigung  der  leibherrliehen  Rechte  gegen* 
öber  der  Rechtogewere  des  Marktheirn.  Die  weitere  Ent« 
Wicklung  würde  zu  denken  sein  als  eine  sehr  früh  einsetzende 
Abächwächung  der  Mundgewalt,  gegeruiber  dem  Mundiing  bis 
zur  Veiflöchttgung,  gegenüber  dem  Hechte  fremde  Herren  in 
lokal  yeiBchiedenem  Urninge. 

Die  Mundialtheorie  Wörde  mit  der  prignanten  Einheil»' 
deatong  verembar  aein  nnd  in  den  nnabhSng^^  GrfindeUy 
welche  für  diese  Deutung  sprechen,  eine  pjewisse  Unterstützung 
findiri.  Nun  bin  ich  auch  liiiite  weit  (hivon  eritfernt,  das 
Gewicht  der  Gründe,  weiche  für  die  Neutraiitätstheorie  sprechen, 
zu  verkennen.  Aueh  kann  ich  £.  Mayer  in  sehr  großen  Teilen 
seiner  AuafQhrangen  nicht  nwtlmMen.   Aber  e«  seheint  mir 


1)  Vgl.  oben  S.  480. 

2)  I  8.  226ff. 

3j  Vgl.  unten  No.  473. 
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jetet  doch,  daß  die  Richtigkeit  seines  oben  hemusgehobenen 

Gedankeus  in  der  gegebenen  lassung  niclit  aasgeschlossen  ist. 

397.  Die  bisherigen  Erörterungen  »ind  m.  E.  aus  zwei 
Gründen  niclit  ganz  abschlieiieud.  Einmal  ist  das  Verständnis 
der  allgemeiiien  Standesgliederung  auch  für  die  Beurteilung 
der  Stadtbfiiger  prftjudiziell.  Die  Oberbegriffe  sind  wichtig  für 
das  Subsnmtionsproblem.  Die  Emgestellung  ^frd  oder  hörig* 
ist  mindestens  für  Sachsen  nicht  bestimmt  genug.  In  Sachsen 
haben  wir  die  abschließende  Volksgliederung  in  Edelinge  (Voll- 
freie), Frilinge  (Miiiderfreie)  und  Laten.  Die  Freiheit  der 
Frilinge  war  mit  einer  Untemerfung  unter  ein  Mnndium  ver- 
einbar (Uber  in  tatela).  Deshalb  ist  die  Frage  dabin  «i  for- 
mulieren,  wo  die  Stadtbüiger  in  der  tripartitio  stehen.  Durch 
die  veränderte  Fragestellung  findert  sich  auch  der  Erkenntnis- 
gehalt mancher  Einzelzüge.  Der  beschränkte  Sterbefall  (Best- 
haiipt,  Heeigewäte,  Gerade)  ist  durchaus  kein  sicheres  /eirlien 
der  Lateuqualität,  sondern  in  älteren  Quellen  gerade  ein  Zeicüeu 
der  Freiheit,  allerdings  der  Minderfreiheit  des  Mundlings. 
Andrerseits  beweist  landrechtliohes  Eigen  noch  nicht  die  Voll* 
freiheit  Auch  der  Uber  in  tutela  der  lex  Sazonum  hat  eine 
hereditasy  wenn  er  auch  in  der  Veräußerung  beschränkt  ist 
Zweitens  scheint  es  mir,  als  ob  ungeachtet  der  umfassend»  a 
Arbeiten  noch  nicht  alle  Teile  des  Riesenmaterials  erschöpfend 
gewürdigt  sind.  Ich  will  nur  einen  Zug  hervorheben.  Die 
friesischen  Quellen  überliefern  uns  ein  generelles  Marktrecht ^, 
ein  Kecht  alier  Marktorte.  Diese  Quelle  kennt  eine  generdle 
Sterbefidlabgabe  aller  Marktleute.  ^  Sowohl  für  die  Grundzuge 
des  Maiktrechts  überhaupt*  als  für  die  Abgabe  ist  lokal- 
friesischer  Ursprung  unwahrscheinlicli.  Somit  gibt  die^e  Nach- 
richt einen  beachtenswerten  Aniialtspuokt  für  die  Beurteiiui^ 

1)  Vgl.  Rqii.  R.  421if.i  da2u  Oer.-Verf,  S.  203. 

2)  a.  a.  0.  §  9. 

3)  Vgl.  der  K'>ni]K:s1>ann  bei  falschem  Maß  §  5,  auch  §  11  und  die 
m  Friesland  sonst  fohlendo,  auf  den  reirbsrechtlichen  ri-sprung  hindeutende 
Bezeichnung  ^Schöffe'*  §  4,  5,  8,  lü.  in  dieser  iüciitung  habe  ich  meiiDMi 
früheren  Standpunkt  etwas  geändert. 
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der  vielumstritteneD  Frage,  ob  eine  generelle  Sterbefallabgabe 
aller  Murktbürger  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft  einstmals 
eziaiiert  hat. 

Femer  zeigt  die  ßehaodlung  von  Heeigewäte  und  Gerade 
in  den  Bachsischen  Stadtrechten  namentlich  hinsichtlich  der 
Abfolge  nach  auswärts  gewisse  Eigentümlichkeiten,  welche 
bisher  keine  abschließende  Untersuchung  und  Würdigung  ge- 
funden haben.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dai)  diese  Eigen- 
tümlichkeiten für  die  L<jsuiig  des  Prublenis  B^dciitiing  besitzen. 

Aus  diesen  und  anderen  Gründen  halte  ich  die  Frage 
nach  dem  ursprünglichen  Einflüsse  der  Marktangehörigkeit  auf 
den  landrechUichen  Stand  der  Bürger  zurzeit  noch  für  offen. 
Die  definitive  Auslegung  des  Spiegels  wird  deshalb  in  dieser 
Frage  untunlich. 

So  bedauerlich  das  vorstehende  nou  liquet  in  einer  so 
wichtijj:en  Frage  auch  ist,  so  wird  doch  dadurch  die  Sielierheit 
unserer  sonstigen  Ergebnisse  nicht  berührt.  Es  liegt  nicht 
ein  Widerspruch  zwischen  den  Angaben  des  Spieglers  und 
dem  KontroUbilde  vor,  sondern  eine  nicht  aufzuklarende  Mehr- 
deutigkeit beider  Bilder. 


Fünfter  Abschnitt 
Das  Wesen  der  Hauptgliederuug. 

Erstes  Kapitel. 

Die  C^nmdlagen  der  Untersnehiuig« 

A.    Die  Wirklichkeit  der  Ilauptgliederung.    §  44:. 

Die  vorstehenden  Einzeluntersuchungen  ermöglichen  nun 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Angaben  des  Spiegels 
über  die  Gliederung  der  PVeien  sich  mit  den  Nachrichten  der 

übrigen  Quellen  vereinigen  lassen.  Es  scheint  niii-,  daß  diese 
}Pra^e  mit  aller  Sicherheit  zu  bcjaiieu  ist 
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Wenn  68  möglicb  wire  jemand  m  IMeo,  «kr  vor 

Inhalt  de«  Saohsenspi^els  keine  Ahniinet  hat,  aber  die  übrigen 
uns  erhaltenen  Nachrichten  vollkonuiieii  keiujt,  so  würde  die 
gedachte  Auskunftspersoo  auf  die  Frage,  in  welche  Klas^n 
serfalien  die  Freien  nm  die  Wende  des  12.  und  13.  Jahr- 
hundeitB,  -wenn  man  dm  Diogpflidrt  im  weUEohen  Qeridrte 
als  Einteilongsprinzip  yenveadet,  m.  R  die  Antwort  erteliia 
müssen:  In  drei  Klassen.  Auf  dem  flachen  Lande  sind  zwei 
Gerichte,  welche  von  den  Freien  besucht  werden.  Das 
Grafengencht  wird  besucht  von  den  ritterlichen  Freien  und 
von  b&uerlichen  Grundeigentümern,  die  techniaeb  die  Bezeiok- 
nnng  «Freie*'  führen.  Aufierdem  aber  gibt  es  freie  Piebler, 
«Meyer*»  welobe  mit  den  I^ten  fosammeii  das  Oodiog  be- 
SQchen.  Als  dritte  Klasse  treten  hinzu  die  Markt-  und  Stadt- 
bürger,  welche  durch  den  Besuch  des  Schulzengerichts  aus- 
gezeichnot  sind. 

Die  liugierte  Frage  ist  diejenige,  welche  der  Verfasser 
des  Sachsenspiegels  sich  gestellt  hat,  und  die  fingierte  Antwoft 
diejenige»  die  wir  im  Beobtebncbe  finden. 

Die  Einwendangeoi  welobe  gegen  das  Spiegelbild  der 
Standesgliedemng  erhoben  sind»  beruhen  in  leteter  Linie  auf 
dem  Irrtum,  daß  die  PHcghaften  des  Spieglers  ein  iäudlicher 
Stand  gewesen  sind,  daß  wir  in  ihnen  die  PVeidingslent^  des 
Kontrollbildes  zu  sehen  haben  und  dali  die  Marktorte  voo 
dem  Öpiegler  ignoriert  worden  sind. 

Dieser  Irrtum  scheint  mir  duroh  eine  doppelte  Beweii- 
fuhrung  enttaiftet  zu  sein. 

Nach  dem  Merkmale  des  Dingbesuchs,  welches  der 
Spicglcr  in  den  Vordergrund  stellt,  muß  er  die  Freidingsleute 
zu  seinen  Schöffenbaren  gerechnet  haben.  Es  ist  völlig 
zwc  ifelloSi  daß  sie  dem  Grafendinge  angehört  haben.  Die  Ein- 
wendungen» die  Zallinger  gegen  «Ue  Fiiistens  maderer  Schöffen- 
baren  erbeben  hat»  haben  sieh  als  hinfällig  heraaigeateUi 
Begründet  wurde  dieser  Angriff  mit  der  Wahrnehmung,  daS 
diejenigen  Schöffen  und  Urkundszeugen,  die  in  der  Unter« 
suchung  Zallingers  ermittelt  werden  konnten,  sich  ausnahmslos 
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als  ritt<^rliche  Leute  herausgestellt  haben,  die  Zalliiigep  für 
freie  ilerieii  hält.  Oben  ist  bereits  eingehend  dargelegt  worden, 
weshalb  dieser  Angriff  von  vornherein  fehlgreift  £r  betont 
das  Fehlen  eines  Standeemerkmals^  das  der  Spieler  gar  nioht 
aufstellt  Das  gememsame  Merkmal  aller  Sohdfifeabareny  aoch 
der  niederen,  ist  die  Dingpfliebt  im  Grafengeriobt,  nicht  aber 
die  Aufnahme  unter  die  Schöffen  und  die  Urkundszeugen.  Weuo 
wirklieli  erwdesen  wäre,  daü  sich  in  diesen  Stellungen  nur  freie 
Herren  befunden  haben,  so  würde  damit  noch  nicht  bewiesen 
sein,  daß  es  keine  sozial  tieferstehenden  Standesgenossen  ge- 
geben« somit  der  Spiegel  die  Ekistena  der  ein&oheiL  Sehoffen- 
barsn  erfanden  habe. 

Auch  der  hypoihetische  Beweis  ist  nicht  erbracht  worden, 
u.  a.  deshalb  nicht,  weil  Zallinger  die  Gleiclibedeutung  von 
nobilis  und  freier  Herr  vorausgesetzt  hat,  ohne  in  die.ser 
Hinsicht  einen  Beweis  zu  versuchen.  Dem  negativen  Ergeb- 
nisse der  Beweisführung  Zallingers  stehen  neue  positive  Belege 
für  das  Vorhandensein  der  geleugneten  Klasse  gegenüber. 
Die  Standesbeseichnung  ^schöffepbarfrei'  ist  allerdings  ab 
Erfindung  preissngeben.  Aber  diese  Erfindung  fSllt  nicht 
dem  Spieplor  zur  \Mst,  sondern  seinen  Auslegern.^  Die  von 
Eyke  wirklich  gebrauchten  Ausdnicke  „scepenbar"  und  „vrie 
soepenbare'^  finden  sich  auch  in  undem  Quellen^  allerdings 
nur  ganz  vereinzelt'  Aber  sie  sind  vorhanden  und  damit 
stQrzt  die  Erfindungshypothese.  Sodann  aber  finden  wir  in 
örtlich  weiter  Verbreitung,  wennschon  nur  in  einseinen 
Gebieten  deutlicher  hervortretend,  bäuerliche  Elemente,  welche 
im  Grafendinge  bei  Königsbann  tatig  sind  und  dem  vorn 
Rechtsbuche  für  die  Schöiieubaren  aufgestellten  Merkmale 
entsprechen  und  nur  diesem,  die  deshalb  unbedingt  unter 
die  Schöffenbaren  des  Spiegels  eingereiht  werden  mfissen. 
Besonders  klar  treten  diese  Elemente  dort  hervor,  wo  die 
IVachrichten  am  reichlichsten  fließen,  im  Harzgau.    Aber  sie 


1)  Vgl.  die  näheren  Ansfühningen  unten  No.  460. 

2)  Vgl.  die  FondsteUen  oben  S.a30ft 
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fehlen  auch  sonst  niciit  und  sind  als  Grafschaftöfreie  der  For- 
schimg  längst  bekannt^ 

Die  SchötfenbareD  sind  also  vorhanden,  ebenso  die  Land- 
sassen, Meier.  Dagegen  ist  em  dritter,  von  diesen  beides 
Standen  nnterscheidbarer  Stand  banerlicher  Grundeigentümer 
nirgends  vorhanden.  Weder  die  späteren  Verhältnisse,  noch 
die  zeitgenössischen  Nachrichten  gestatten  seine  Kiii»chiel>iiriir. 
Wenn  wir  die  Marktorte  aus  dem  Gesichtskreise  des  Spieglers 
ausscheiden,  dann  sind  nicht  die  ^höfienbaren,  wohl  aber  die 
Pfl^haften  ebenso  eine  Erfindung,  wie  dies  für  ihre  beideo 
Gerichte  sicher  sein  wurde. 

Andrerseits  ergeben  auch  die  positiven  Merkmale,  welche 
der  Spiegler  für  die  Pfleghaften  angibt,  daü  wir  sie  in  der 
Stadt  zu  suehen  haben. 

Die  beiden  Beweise  sind  voneinander  unabhängig.  Auch 
wer  die  Büi^erqualitat  der  Ffiegfaaften  veraeinen  wollte,  wird 
doch  zugeben  müssen,  daß  die  FVeidingslente  schlechterdiogs 
zu  den  Schöffenbaren  des  Spiegels  gehören.  Btiden  Klassen  ist 
die  liezieiiung  zum  Grafending  bezeichnend.  Audrerseiti  siud 
die  positiven  Merkmale,  welche  auf  die  Buigerqualität  der 
Pfleghaften  hindeuten,  von  der  Auffassung  der  Freidingsleote 
unabhängig.  Die  beiden  selbständig  fundierten  Beweise  unter- 
stützen aber  dnander.  Sie  ffihren  m  demselbeik  Endeigebnisse^ 


1)  Iii.^<;forn  stimmt  da>  positive  Bild  der  ostfälischen  Standesverhalt- 
nisse  mit  demjenigen  überein,  das  Sohm  in  seiner  Arbeit  «Friiikischw 
Recht  und  römisclieij  Recht*^  Zscbr.  I  S.  51  ais  Bi^bnis  einer  nicht  ver- 
öffentlichten Arbeit  Zallingers  mitteilte.  Die  „geringen  freien*^  änd  in 
der  Tat  „die  Träger  des  Landrechts  und  des  Landgerichts*  gewesen,  ,,Ilir 
Goricht**  war  ^und  zwar  gerade  in  Sachen  ihres  Gnmdeigentums  dos  echu» 
Grafending  unter  Königsbaun".  Diese  Auffassung  des  Kontrolibildes  wir 
richtig.  Unzutreffend  war  die  Einordnung  dieser  Grafschaftsfreien  nnvr 
die  Pfleghaften  des  Spieglers.  Diese  Einordnung  hat  Zallinger  leider  doru 
geführt,  seine  frühere  Ansicht  zurückzunehmen,  S«  höffenbarfreie  S.  VI. 
Schröder  hatte  die  frühere  Ansieht  Zallinirers  ^auf  (Iruiid  eigener  Erfah- 
ruug"  Iiestäticrt.  Ger. -Verf.  1  Anm.  2.  Er  hat  dann  die  Schwenkung 
Zailiugers  »ufort  mitgeinai  ht.  üb  gleichlalia  nauf  Gnmd  eigeotif  Eriahroug^ 
ist  nicht  bekannt  geworden. 
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zu  der  Ausoinauderlegung  des  Spic^olbildes  durch  Einbeziehung 
der  Marktorte  und  zu  der  vollen  BestatigUDg  des  kSpicgei- 
bildes.  Es  ist  tatsächlich  keine  Fälschung  oder  subjektive 
Theoriei  was  uns  der  Spiegier  gibt,  aucb  in  der  Hauptsache 
nicht  eine  Verallgemeinerung  lokaler  Sonderbildungen ,  sondern 
es  ist  die  wirklich  voriiandene  Gliederung  der  Gesamtheit 
der  Freien,  von  hoher  Warte  gesehen  und  in  typischen  Um- 
rissen gezeichnet. 

T)ieÄe  großen  Umrisse  haben  sich  als  richtig  erwiesen. 
Nun  liegt  freilich  die  Bedeutung  des  Sachsenspiegels  für  die 
Probleme  der  heutigen  Forschung  nicht  in  der  Dreiteilung 
der  Freien  nach  ihrer  Dingpflicht  Diese  Dreiteilung  können 
wir,  wie  gesagt,  auch  aus  den  andern  Quellen  erkennen. 
Aber  der  Sachscnspiesfel  gibt  uns  eine  Reihe  aiRlrror  Angaben 
über  die  Bedeutung  uud  das  gf'tron  seit  ige  Verhältnis  dies<T 
Stande.  Diese  Angaben  können  wir  aus  andern  Nachrichten 
teilweise  nicht  mit  Sicherheit,  zum  Teil  gar  nicht  gewinnen. 
Wenn  die  AngrifTe  Zallingers  und  Schröders  begründet  ge- 
wesen wären y  so  würde  es  kaum  zulassig  sein,  das  Material 
des  Spiegels  überhaupt  zu  ver>vert(m.  Wer  in  den  Haupt- 
punkten derart  fälscht  oder  derart  konstruiert,  wie  dies  der 
Spiegier  getan  liaben  soll,  dem  ist  überhaupt  nicht  zu  trauen. 
Denn  das  Rechtebuch  ist  ein  einheitliches  Werk  und  die 
Arbeitsmethode  eines  Menschen  zeigt  in  solchen  Dingen  ein- 
heitliches Geprfige.  Tatsachlich  sind  diese  Angriffe  durchaus 
unbegründet.  Die  Angaben  des  Spieglers  haben  durchweg 
ihre  volle  Bestätigung  j^efnnden.  Als  einziger  Vorwurf  bleibt, 
daß  der  Spiegier  in  seinem  Streben  nach  tvpischen  Zügen 
das  Sendgericht  des  Magdeburger  Dompropstes  verallgemei- 
nert liat. 

Unter  Vorbehalt  einer  Kritik  nach  dieser  Richtung  dürfen 
wir  nun  mit  Vertrauen  auch  die  nicht  kontrollierbaren  Angaben 
des  Spieglers  benutzen  und  versuchen,  in  dem  nächsten  Ab- 
schnitt auf  der  gemeinsamen  Grundlage  des  Rechtebuchs  und 
des  übrigen  Materials  das  \V  esen  der  HauptglicdcruDg  zu  er- 
mitteln. 
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B.  Pm  örtliche  OeUungsgebiet  der  Haoptgliederung. 

§  45. 

402*  Das  5rtUche  Geltungsgebiet  der  Standesgliedernng 

des  Spiegels  ist  für  ihr  Verständnis  von  Bedeutung.  Je  en^er 
das  Geltungsgebiet,  um  so  großer  würde  der  Kreis  der  mög- 
licheo  EridüruDgen  werden  und  um  so  uasicherer  ihre  Abgreo- 
zuDg.  Denn  bloß  lokal  wiriEende  Faktoren  konneD  sidi  in 
erbeblichem  Umfange  der  Konstatierung  entziehen.  Je  um- 
fassender  dagigin  das  Herrschaftsgebiet  sich  heraosstellt,  um 
so  notwenditrcr  erscheint  die  Zurückführnng  auf  alleenaein 
Mrirksamc  und  daUer  bereits  bekannte  oder  erkennbare  1  crmente 
der  Differenzierung.  Auch  für  die  Bestimmung  des  Alters  der 
Gliederung  ist  ihr  Geltungsgebiet  bedeutsam.  Soziale  und 
wirtschaftliche  Veränderungen,  welche  eine  tiefgreifende  GÜe- 
dcning  erzeugen  können,  treten  nicht  in  allen  Teilen  eines 
großen  Gebietes  gleichzeitig  ein.  Eine  weithin  gleichmäßige 
Gliederung  deutet  auf  hohes  Alter  der  wirksamen  Faktoren. 

403*  Der  Spiegier  will  nun  im  allgemeinen  die  Verhältnisse 
des  g^en  sachsischen  Rechtsgebiets  schildern.  Dies  eigibt  sich 
nicht  nur  ans  der  ganzen  Haltung,  sondern  folgt  unmittelbar 
aus  den  Angubtn  über  die  sächsischeu  ]  ahnlehen  vind  Bistümer 
Das  ins  Auge  gefaßte  Gebiet  umschließt  auch  die  Markeu. 
Sie  sind  bei  den  Fahnlehen  erwähnt  Die  Abweichungen 
ihrer  Gerichtsver&MSung  werden  hervorgehoben.  Die  Standes* 
gliederung  ist  ein  wichtiger  und  mit  Vorliebe  berücksichtigter 
Teil  des  Gesamtbildes.  Kir^^i  uds  wird  gesagt»  daß  die  gesdiü* 
derteu  S Laude  nur  in  einem  Teile  Sachsens  v'orhanden  sind 
Auch  au  den  beiden  Hauptstellen,  der  Eiugangsstelle  und  der 
Weigeldtafel,  fehlt  jeder  Hinweis  auf  eine  örtliche  Beschränkung. 
Daraus  folgt,  daß  der  Spiegier  der  Meinung  gewesen  ist,  eine 
in  ganz  Sachsen  vorhandene  Standes^ederung  zu  schildern. 

404.  Dieser  Schluß  wird  hinsichtKch  der  Marken  voo 
der  herrschenden  Meinung  abgelehnt.^  Stubbe  begründet  diese 

n  Stobbe  a.  a.  0.  S.  336,  ZaHiagöi  8.  27,  Bnumer,  KxemtionsTBoät 
S.  325  Aum.  3. 
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Anbiclit  damit,  cbiß  der  Sachsenspiegel  die  schü/jcubarcn  dco 
,^erhand  Leuten^  in  der  Mark  gegenübeisCeUe.  Aber  diese 
G^geDÖbersteUung  beaobfSnkt  aich  duicliAus  auf  einen  Standeft- 
onCienoliied,  der  mit  <iein  GcdohAe  hei  KötagAtam.  jsaBABuneii- 
lifingt,  nIaiEoh  die  UrteUafinduDg  und  Urteüesohelte. 

Ee  kommen  zwei  Stellen  in  Betracht.  An  der  ersten  Stelle 
sagt  der  Spiegier  zunächst  ganz  allgemein,  ohne  besondere 
Beziehung  auf  die  Marken,  daß  außerhalb  des  Königsbaonea 
jedermann  au  diesen  Funktionen  befähigt  ist,  „der  vollkommen 
iat  an  seinem  Rechte^.  Da  nun  in  den  Marken  kein  Könige- 
b«mn  gefaandbabt  wncde^  «o  wird  bei  der  Uiteüsaehelte  vor  dem 
Könige  ans  dem  iOeeagten  eine  Konsequenz  gezogen  für  den 
-Stand  der  Boten.  Die  Boten  sollen  schöffenbare  Freie  sein, 
wenn  I  rteil  eines  Grafengerichts  gescholten  wird.  Greechieht 
ea  aber  in  einer  Mark^  so  mögen  es  sein  ,,ailerhande  lüde,  sve 
81  «in,  deste  sie  vnlkomen  ein  an  irme  leohte^.^ 

Gans  iä>ereinstimmend  lautet  die  aweite  Steiler* 

Die  marcgreve  dinget  bi  sines  selves  hulden  over  ses 
weken,  dar  vint  iewelk  man  ordel  over  den  anderen,  den  man 
an  simc  rechte  nicht  bescheiden  ne  mach.  Doch  ne  ant- 
werdet  dar  neman  to  kampe  simc  ungenoten. 

405*  Beide  Steile  verneinen  die  Bedeatong  der  Standes- 
verschiedenlieit  ffir  die  Urtetlsfindung  in  den  Marken,  aber  sie 
postulieren  gerade  dadurch  das  Voriiandenaein  einer  Standes- 
gliedcrung.  Die  „allerhande  lüde*'  der  ersten  Stelle  sind  „Leute 
verschiedenen  Standes**.  An  der  zweiten  Stelle  wird  der  Ver- 
suchung vorgebeugt,  aus  d<  i  Indiflereuz  für  die  Urteilsfindung 
die  Indifferenz  für  den  Zweikampf  zu  folgern.  Wie  konnte 
von  Genossen  und  Ungenossen  die  Hede  sein,  wenn  keine 
Standesunterschiede  voilianden  waren.  Die  vorhandenen  Unter- 
schiede müssen  aber,  von  der  gerichtlichen  Differensieraog 


1)  II  12  $  4.  Die  boden  aolen  wesen  scepenbare  vri,  of  ii  in  ener 
gittlBCi^  geschiet  Qeschiet  !t  aver  in  euer  marke,  so  mogen't  wesen 
allerhande  lüde,  sve  ai  sin,  deste  sie  vuliomeo  sin  an  irme  lechte. 

2)  m  65  §  1. 


Digitized  by  Google 


496 


Dritter  Haupiteil.  Standeagliedenuig. 


abgesehen,  dieselben  gewesen  sdn,  ine  im  Hereogtum.  Eyke 
von  Repküw  kennt  das  Kecht  der  Älarken.  Rop})ic'bau  li^ 
selbst  auf  altoni  Markboden.  Eykc  will  das  lieclit  des  granzen 
Sachsens  daiBtelleD  einschließlich  der  Marken.  Andrerseits  spielt 
der  Unterschied  zvrischen  Schöfienbaren  und  Nichtschoffenbaren 
im  ganzen  Rechtabuehe  eine  entscheidende  Rolle.  £e  ist  daher 
in  hohem  Grade  unwahrschelnUch,  daß  Eyke  das  Fehlen  der 
Standesgliederong  z.  B.  hinsichtlich  des  Wergeides  und  der 
Buße  oder  aber  die  abweichende  Ausbildung  in  den  Marken 
übergangen  hätte,  wenn  diese  Abweichung  bestand. 

406.  Aus  der  Vorstellung  des  Spieglers,  daß  die  Standes- 
gliederung fiberall  die  gleiche  gewesen  sei,  folgt  noch  nichts 
daß  er  mit  seiner  Annahme  recht  hat  Schon  bei  der  Gerichts- 
verfassung ist  uns  das  speziell  ostfülische  Gepräge  der  in  den 
Grundzügen  gemeinsamen  Organisation  hervorgetreten.  Aber 
tatsächlich  wird  auch  bei  der  Standesgliederung  die  UIm  r«  ;:t 
Stimmung  der  Gnnidzüge  in  ganz  Sachsen  (mit  Ausnahme  de^ 
i^ordwestens)  bestätigt. 

Die  herrschende  Vorstellung  von  einem  fundamentalen 
Gegensatze  zwischen  dem  Westen  und  dem  Osten  des  Herzog- 
tums beruht  nur  auf  den  Mißverständnissen  des  Spiegelbildes. 
Das  wirkliche  ostfülische  Original  der  ländlichen  Stände  ist  ja 
längst  als  westfälische  Standesgliedernng  bekannt.  Der  sach- 
liche Gegensatz  der  Grafschaftütreieu  und  der  godingspflich- 
tigen  Landsassen  oder  Meier  steht  für  Westfalen  und  Engeni 
fest  Die  so  technischen  Standesbezeichnungen  „scbofienbar'' 
und  wahrscheinlich  auch  „Schöffe''  finden  sich  im  Westen 
gleichfalls.^  Der  technische  Gebrauch  von  ,,frei"  zur  Bezeich- 
naug der  GralschaflsiVcieii  ist  im  Westen  noch  häufiger  aU  in 
Ostfalen.  Und  der  Gegensatz,  von  edel  und  unedel  in  seiner 
alten  Bedeutung  ist  erst  recht  allgemein  verbreitet.  Die  Uber- 
einstimmung in  den  Grundzügen  schließt  lokale  Vei-schieden- 
heiten  in  Einzelheiten  nicht  aus.  Unten  werde  ich  auf  einige 
Spuren  hinweisen»  welche  eine  Anwesenheit  westfäischer  Mond- 


Ij  Vgl.  oben  S.  331. 
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linge  im  1  r-  idiiiiro  zu  ergeben  scheinen,  von  denen  der  Spiegier 
nichts  welü.  Auch  der  Stand  der  westfälischen  Malleute  oder 
Cerozensoalen  wird  vom  Spiegier  nicht  erwähnt.  ^  Aber  in 
der  Hauptsache  ist  die  Gliedening  die  gleiche.  Das  gilt 
namentlich  von  dem  wichtigsten  Dnterschiedei  von  dem  Gegen- 
satz der  Schdffenbaren  und  der  Niohtschdffenbarenj  der  Edeln 
und  der  Xichtedeln. 

407.  Die  VerhäUnisse  der  Marken  sind  dem  Spiegier  aus 
eigener  Anschauung  bekannt  gewesen.  Für  dieses  Gebiet  hat 
das  Spiegelbild  selbständige  Beweiskraft  Das  Fehlen  des 
Kooigsbanns  hat  andrerseits  der  Hauptgliederang  einen  Teil 
ihrer  praktischen  Bedeutung  genommen.  Und  «war  gerade 
denjenigen,  der  in  den  andern  Gebieten  ihr  Her\  urtreten  in 
dtii  Quellen  vei'auiaßt  hat,  die  Gerichtszugehörigkeit.  Dem- 
entsprechend versagt  das  sachliche  KontrolhnateriaL  Die  Be- 
teichaung  „achoffenbar''  läßt  sich  nur  in  Quellen  nachweisen, 
die  vom  8piegel  abhangen.  Der  prägnante  Gebrauch  von  tfiKi*^ 
ist  unsicher.  Nur  der  Gegensatz  der  Edeln  und  anderen  Leute 
tritt  auch  in  den  Marken  schon  früh  liervor.  Angesiclits  der 
Zuverlässigkeit  des  Spieglers  muß  in  Ermangelung  einer  Wider- 
legtmg  das  Spiegelbild  auch  für  die  Marken  als  richtig  gelten. 

Die  HauptgUederung  des  Sachsenspiegels  ist  somit  nicht 
eine  lokale  Erscheinung,  sondern  es  ist  die  gemeinsachsische 
Gliederung  des  13.  und  mindestens  auch  des  12.  Jahrhunderts, 
^ui  80  bedeutsamer  ist  das  Problem  ihrer  Erklärung. 

C.  Übersicht  der  £rklärungstheorien.   §  46. 

408.  Die  Deutung  der  Hanptgliederung  nuiß  zunächst 
g' wissen  allgemeinen  Anforderungen  genügen.  Sic  muß  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  und  den  wirklich  vorhandenen 
Gemeinschaftsmomenten  entsprechen.  Wir  haben  ja  die  Haupt- 
rtände  des  Sachsenspiegels  in  dem  Kontrollbilde  nachgewiesen. 
Wir  haben  gesehen,  daß  der  Stand  der  SchofFenbaren  nicht 

Herren  und  Ritter,  sondern  auch  Freibauern  umfaßt 

1)  VgL  unten  No.  591. 
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und  vielleicht  auch  Städter.    Die  £rklärung  muß  darüber 

Anfschluß  <^(  l)en,  wie  eß  möglich  gewesen  ist,  sozial  so  ver- 
schiedene Elciiieiite  als  einen  St'ind  iiu  Reclitssinn  zu  Ijclmn- 
deln.  Die  Erklärung  kann  lernt  r  nur  mit  all;:cnu  in  hedeut- 
eanien  und  mit  seit  langer  Zeit  wirksamen  Faktorea  rechnen. 
£»  folgt  das  aus  der  Verbreitung  der  Gliedemng.  Und  das 
Alter  der  dÜTerenzierenden  Faktoren  folgt  auch  weiter  daraus, 
daß  die  Zweigliederung  zwar  die  Kechtssatee  beherrscht,  daß 
sie  aber  in  dem  Urteile  des  Spieglers  bereits  durch  eine  jüngere 
Dreigliederung  vcrdränirt  ist. 

Die  Deutung  imili  ienier  mit  den  eiiizehien  im  Spiejiol 
und  in  dem  Kontrollbilde  hervortretenden  Unterschieden  vrr- 
einbar  sein.  Alierdings  kann  nicht  verlangt  werden  ^  daß  bei 
jedem  Unterschiede  der  Zusammenhang  mit  den  Grundlagen 
klar  hervortritt  Unserer  Erkenntnis  sind  durch  die  Beschaffen- 
heit der  Uberlieferung  Schranken  gesetzt.  Aber  die  Existenz 
eine»  Ziisaiümt  iiliaiio;s  muß  nach  nll<  n  Richtungen  hin  möglich 
erscheinen.    Es  darf  kein  Widei-sj>ruch  vorliegen. 

Diesen  Anforderungen  genügt  eine  einzige  Lösung,  diese 
aber  auch  vollkommen.  Die  Schöffenbaren  des  Spiegels  sind 
die  Altfreien,  die  Reste  der  altsächsischen  Gemein- 
freien.  Die  Nichtschöffenbaren  sind  Minderfrme,  hervor- 
gegangen durch  Freilassung  aus  Laien  und  aus  Mundlingen, 
also  snclilicli  Li  b  t  ri  inen.  Ich  will  diese  Erklärung  alä 
Freiheitstheorie  bezeichnen. 

So  naheliegend  diese  Lösung  ist,  so  scheint  es  mir  docli, 
daß  ich  der  erste  bin,  der  sie  vertritt  Es  ist  dies  nicht 
wunderbar.  Wenn  man  die  Pfleghaften  für  bauerliche  Grund- 
eigentümer hält,  dann  kann  man  sie  nur  als  einen  Teil  der 
alten  Gemeinfreien  ansehen.  Daun  muß  ihre  Uitlertiizicrun^ 
von  n  SchöHonbaren  einen  anderen  Grund  haben,  als  den 
Freiheitsunterschied.  Der  Weg  zur  Freiheitstheorie  wird  ver- 
sperrt. Mit  der  richtigen  Lokalisierung  der  Pfleghaften  fällt 
das  Hindernis.  Innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung  stehen 
den  scboffenbaren  Bauern  nur  die  in  ihrer  Masse  eigentumsloeent 
durch  Freilassung  entstehenden  Landsassen  gegenüber. 
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Die  Fmheitßtheorie  ist  nun  in  der  Tat  ge('iiz;net,  sowohl 
den  allgemeiueD  Auforderungeu  als  auch  den  speziellen  Anhalts- 
punkten der  Standesunterschiede  zu  genügen.  Und  sie  allein. 
Keioe  einzige  der  sonst  vorgetragenen  oder  denkbaren  £rkl&- 
rongen  befriedigt  oder  ist  nur  als  möglich  in  Betraclit  2a  ziehen. 
In  Betracht  kommen  fünf  verschiedene  Grundauffassungen: 

409.  Am  meisten  Beachtung  verdienen  diejeniixeii  An- 
sichten, welche,  unterLiiiiiMder  vielfach  abweichend,  das  ent- 
scheidende Gewicht  auf  den  Grundbesitz  legen.  Das  auszeich- 
nende Merkmal  der  Schööenbaren  wird  dabei  teils  in  dem 
Anrechte  an  einem  Stammgute  oder  gar  einer  Stammburg  (dem 
hanigenuU),  teils  in  dem  Besitze  von  drei  Hufen,  teils  in 
^bedefreiem*'  Eigentum  oder  auch  in  einer  etwas  unbestimmten 
Vereinigung  versehiedener  Momente  gefunden.  Ich  will  diese 
Ansichten  als  Hesi  t  xtli eorion  bezeichnen. 

An  zweiter  btelle  will  ick  die  Rittertheorie  besprechen, 
die  Auffassung  der  Schoffenbaren  als  freie  Ritter.  Diese  Auf- 
fassung der  SchofiTenbaren  als  Leute  von  Rittersart  hat  freilich 
Zailinger  und  Schröder  zu  der  Ministerialentheorie  gefuhrt 
Aber  der  Schluß  ist  nicht  notwendig  und  nur  durch  die  Iden- 
tifizierung der  freien  Hi  rren  mit  den  freien  Rittern  überhaupt 
erzielt  worden.  Unten*  wird  sich  herausstellen,  daß  die  freien 
Herren  eine  innerhalb  der  freien  Ritter  bevorzugte  Klasse 
bildeten.  Damit  wäre  die  Möglichkeit  gegeben,  die  übrigen 
freien  Ritter  als  Schoffenbare  zu  fassen. 

An  dritter  Stelle  soll  dann  die  heute  vorherrschende 
Ansicht,  die  Ministerialenthcorie  noch  einer  Würdigung 
unterzogen  werden,  die  allerdiriL^s  mit  Rücksicht  auf  die  bis- 
herigen Ergebnisse  sich  etwas  beschränken  kann. 

Denkbar  wäre  viertens  die  Meinung,  daß  der  ganze 
Unterschied  nur  durch  die  Verschiedenheit  des  Gerichtsstandes 
ohne  weitere  Anknüpfung  an  einen  alten  Unterschied  ent* 
standen  sei  (Gerichtstheorie).  £ine  darauf  hinauskommende 
Ansicht  hat  Lüntzel  vertreten. 


1)  VgL  §  58if. 

32* 


Digitized  by  Google 


500 


Dritter  Haaptteil.  Stande^Uedenuig. 


Der  Zweiteilung  der  Freien  in  Sohdffenbare  und  Nicht- 

scböffenbare,  die  wir  im  Spiegel  finden,  entspricht  in  den 
Quellen  cUt  karolingischcn  Zeit  eine  Zweiteilung;  der  Freien 
in  Jbkleiinge  und  i'  rilinge.  Richthofen  und  Ernst  Mayer  haben 
daraus  den  Schluß  gezogen,  daß  die  beiden  Zweiteilungen 
einander  entsprechen,  daß  somit  die  Schöfienbaren  die  alten 
Edelinge  sind,  die  Nichtschöffenbaren  den  Frilingen  entsprechen. 
Dabei  fassen  sie  aber  die  alten  Edelinge  als  einen  YotrechtB- 
adel,  die  Frilinge  als  Gemeinfreie  auf  und  übertragen  diese 
Y(»i*stelhiiiij:  auf  das  S})iegelbild.  Diese  Hypothesen  mögen 
Adelstheoric  genannt  wenlen. 

Vor  der  Einzelerörterung  dieser  verschiedenen  Erklanings- 
theorien  empfiehlt  es  sich  awei  susammenhftngende  Angaben 
des  Spieglers  ins  Auge  zu  fassen,  welche  für  mehrere  Ansichten 
ungleich  von  Bedeutung  sind  und  die  bisher  eine  unrichtige 
und  weiter  m  die  iiic  führende  Deutung  erfahren  babeu. 


Zweites  Kapitel. 
Ahiienprohe  und  HantgemaU  §  47. 

410.  Nach  aUgemeiner  Ansicht  enthält  der  Spiegel  sehr 

bedeutsame  Angaben  über  die  Voraussetzungen  der  Scböffen- 
barkeit.  Er  fordert  für  die  Ziig(  liörigkeit  zu  diesem  Stjuid«^ 
den  Nachweis  von  4  Ahnen  (Eltern  und  Großeltern)  und  eines 
hantgemoL  In  dem  hantgemal  sieht  man  seit  Homcycr*  ein 
Stammgut,  hinsichtlich  dessen  der  Prätendent  der  Schöffenbar- 
keit  E^ntum  oder  Beispruchsrecht  dartun  muß.  Soweit  die 
Obereinstimmung.  Über  die  Qualität  der  Ahnen  gehen  die 
Ansichten  auseinander.  Eine  inildere  Ansicht  läßt  Freiheit 
und  Fehlen  des  iiechtsverlusts  genügen.'    Eine  strengere,  die 

1)  Abliaiidlg.  der  Berl.  Akademie  d.  Wiss.  1852.    ^Über  die  Heimat 
nach  altdeutschem  Recht,  insbesondere  ül*er  das  Hantgemal*. 

2)  Stobbe  a.  a.       Brunner,  GrimilnJi  S.  87,  von  Amira,  Recht  S.  85 
(135),  Heusler,  Institutionen  1  S.  17o. 
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durch  Zalliiiger^  vertreten  wird,  fordert  ritterliclie  Art  und 
flieht  in  diesen  Vorschriften  des  Spiegels  eine  der  ersten  £r* 
wahnungen  der  Kitterbörtigkeit.  Die  nähere  Untersuchung  der 
beiden  Stellen  fährt  nun  m  dem  EigebniBse»  daß  die  her- 
gebrachte Analegung  überhaupt  zu  verwerfen  ist  und  die  Stellen 
eine  ganz  andere,  für  unser  Problem  etwas  gcriugcre  Bedeu- 
tung haben. 

411.  Die  beiden  Stciieu  lauten  im  Zusammenhange: 

a)  J  §  51  §  3,  Svelk  man  von  sinen  vier  anen,  dat  is 
von  tven  eldervaderen  unde  von  tven  eldermuderen^  unde  von 
vader  unde  müder  unbesculden  is  an  sime  reobte^  den  ne  kan 
neman  bescelden  an  einer  bord,  he  ne  hebbe  sin  recht  vor- 
warcht  §  4  Svelk  scepenbare  vri  man  enen  sinen  genot  to 
kampe  ansprikt,  die  bedarf  to  wetene  sine  vier  anen  unde  sin 
hantgemal,  unde  die  to  benomene,  oder  jene  weigeret  ime 
kampes  mit  rechte. 

b)  III  29  §  1.  Nen  scepenbare  man  ne  darf  sin  han^ 
gonal  bewiaen,  noch  sine  vier  anen  benümeui  he  ne  spreke 
enen  sinen  genot  kampliken  an.  Die  man  mut  sik  wol  to 
sime  hantgemale  mit  binem  eide  tieu,  al  ne  hebbe  he'ß  under 
ime  nicht. 

412.  Der  Iniialt  der  beiden  btellou  geht  zunäciist  dahin, 
daß  der  scböfienbare  Mann,  der  seinen  Genossen  zum  Kampfe 
anspricht,  sich  zu  i^timieren  hat.  Dies  ist  unbestritten. 
Für  das  Verständnis  dieser  Legitimationspflicht  ist  nun  wesent- 
lich die  Beschränktheit  des  Anwendungsgebietes.  Sie 
uilt  nur  bei  der  kampflichen  Ansprache.  Die  Eigenschaft 
s  iKirtenbar  war  aber  auch  sonst  von  Bedeutung,  z.  B.  für  die 
Höhe  einer  beanspruchten  Buße.  Wie  haben  wir  uns  die 
Beweisregelang  in  diesem  Normalfalle  zu  denken?  Die  Ant- 
wort ist  unzweifelhaft  Wenn  der  Schöffenbare  es  nicht  nötig 
hat.  Ahnen  und  hantgemal  zu  nennen,  so  Hegt  ihm  nach  diesen 
Bicbtungen  hin  überimupt  keine  Beweispflicht  ob;  denn  irgend 
ein   Nachweis   bestimmter  Abkunft,   geschweige   denn  einer 


1)  Ministoiiaies  und  MUitas  S.  87,  Schöffenbsrfreie  6.  9. 
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Stnmmgutsbercchtigung  läßt  sich  ohne  Nennung  der  Ahnen 
und  des  Stammiruls  niclit  denken.  Es  bestand  somit  gewisser- 
niallen  eine  Präsumtion  der  Schöffenbarkeit.  Jedermann  konnte 
die  Rechte  der  Schöfienbaren  beanspruchen,  sofern  es  nicht 
dem  G^er  gelang,  seine  Geburt  zu  schelten  oder  ihm 
Rechts  verlast  nachzuweisen.   Ein  alter  Zusatz^  sagt: 

^^Svelk  inkomen  man  sik  vri  seget,  den  sal  men  vor  vri 
haldcn,  man  ne  möge  inc  mit  ii:otüge  verlecgen." 

Auf  die  weitere  Frage,  welcher  Art  Freilicit  er  beanspruchen 
kann,  ist  deshalb  die  Antwort  geboten,  die  „Schöirenbarkeit*. 
Der  Gegner  mußte  somit  scheiten.  Aber  die  Schelte  war 
normalerweise  dadurch  erschwert,  daß  der  Prätendent  seine 
Karten  nicht  aufzudecken  brauchte.  Er  brauchte  seine  Vor- 
fahren nicht  zu  nennen. 

413.  Dies  ist  der  Hinteriirund  der  Normalfälle,  von  dem 
sich  die  Sondervorschrift  bei  kani})flielier  Ans]>raclie  abhebt. 
Eine  B^ünstigung  des  Gegners  gegenüber  dem  2^onnaifalle 
Ware  nun  in  doppelter  Form  möglich  gewesen.  Äfan  konnte 
dem  Herausforderer  den  positiven  ^^achweis  der  Standesvoniia- 
Setzungen  auferlegen.  Man  konnte  es  aber  auch  bei  der 
Notwendigkeit  der  Schelte  belassen  und  die  Schelte  dadurch 
erleichtern,  daß  man  dem  Herausfordernden  die  Pflicht  auferlegte, 
seine  Vorfahren  und  sein  hantgemal  zu  nennen,  dem  Gegner 
das  Materiid  und  damit  die  Angriffs] nrnkte  zn  zeigen.  Welche 
dieser  Abweichungen  wird  nun  vom  Spiegier  bekundet?  Ganz 
zweifellos  die  zweite,  geringere.  Nach  dem  klaren  Wortlaute 
beider  Stellen  hat  der  Schoffenbare  Ahnen  und  hantgemal  nur 
zu  wissen  und  zu  nennen.  Besondere  Qualitäten  der  Ahnen, 
besondere  RechtshezirlHuiiron  zum  hantireraal  bnuielit  vr 
weder  zu  beweisen,  noch  auch  zu  behaupten.  Diese  enge 
Begrenzung  der  L^timationspflicht  wird  vollauf  bestätigt 
durch  den  Zusammenhang  der  ersten  Belegstelle  mit  dem  vor- 
hergehenden Satze.  Unmittelbar  vorher  ist  gesagt,  daß  die 
Schelte  der  Geburt  auf  die  Personen  der  4  Ahnen  beschränkt  ist 


1)  Ssp.  m  32  §  1. 
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Daran  schließt  sich  die  Pflicht  die  4  Ahnen  zu  nennen.  Der 
Umfiaag  der  AngrifiBpuiikte  für  die  Schelte  deckt  sich  genau 
mit  dem  Umfange  der  Nennungspflicht  £b  besteht  daher  ein 
enger  Znaammenhang.  Die  Nennongspflicht  soll  die  Schelte 
ennöglichen.  Die  Pflicht  der  Legitimation  ist  niclits  anderes 
als  eine  bloße  „Editionspf licht*. 

Auf  Grund  dieser  Ausführiiugea  sind  nun  die  beiden 
nnnrebUchen  Standesvoraussetzmigeni  das  hantgemal  und  die 
Abnenprobej  nSher  ins  Auge  zu  fassen. 

414.  Für  hantgemal  ist  die  Bedeutung  Heimat  im  Sinne 
von  „Ort  der  Herkunft"  durch  andero  Quellen  belegt. 
Homeyer  hat  in  seiner  berühmten  Abhandlung  ülx  r  die  Iloimat 
die  Ansicht  vertreten,  daß  das  Wort  außerdom  für  solche 
Stammgüter  im  Bechtssinn  gebraucht  wurde>  die  eine  besondere 
ständische  Bedeutung  hatten.  Eigentum  oder  Naherberech- 
tigUDg  an  einem  hantgemal  sei  Voraussetzung  gewesen  f6r  die 
Zugühörigkoit  zu  einem  höheren  Stande.  Diese  ständische 
Bedeutung  legt  Hunieyer  auch  dem  hantgemal  des  Sachsen- 
spiegels bei.  Er  sieht  in  den  Schöffenbaren  Staiumgutsgeuossen, 
die  er  ausdrucklich  den  norwegischen  höldar  zur  Seite  stellt 

Nach  eingehender  Prüfung  der  Ausführungen  Homeyers^ 
und  der  weiteren  von  Waitz'  sowie  neuerdings  von  £mst 


1)  Homeyer  a.  a.  0.  8.  63  stützt  die  Bedeatong  des  hmiifimal  als 
£rfoxdenu8  für  einen  bestimmten  Stand  außer  auf  den  Sachsenspiegel 
<U)ch  auf  drei  andere  von  einander  unabhängige  Stellen:  1.  auf  die  Olesse 
zum  Weiehbfld  Art.  33;  2.  auf  eine  FaruvalBtelle;  3.  auf  den  Ausdruck 
ITedium  Ubertatls  im  codex  Falkenstemensis.  Zu  bemerken  ist:  zu  1 :  die 
Olosse  beruht  auf  einem  Mißrei^tändnis  von  «schöffenbar*  und  dem  Fehleu 
^♦-Ibständif^er  Information  über  die  Bedeutung  von  hantgemal;  zu  2:  die 
IVzivalstelle  handelt  von  keinem  Stammgiite;  zu  3:  die  ständische  Qualifi- 
zierung eines  Grundstücks  beweist  nicht,  daß  das  (irundstück  den  Stand 
^■^rleiht,  sondern  erklärt  sich  dadurch,  daß  der  Stand  des  Herrn  nach  ver- 
scliiedeaer  Kiclitung  für  die  rechtliche  BehandlunL'  des  Oi-undstücka  maß- 
gebend war.  Vgl.  z.  B.  oben  S.  93  und  dio  spatere  Bezoichnung  ,Frei^it**. 

2)  Waitz  V  Anm.  2  S.  509  ff.  Waitz  bringt  noch  andere  Beispiele 
ständischer  Qualifizierung,  für  die  das  Anm.  1  zu  3  Gesagte  gilt.  Auch 
Ü9r  mansus  nobilis  ist  niclits  anderes  als  die  Freihufe. 
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Mayer ^  und  Adler*  beigebracliten  Belege  bin  ich  za  dem  Eigebnis 

gelangt,  daß  die  Abhängigkeit  des  Standes  von  der  Ebdsteuj; 

einer  Stammgiitsberechtigung  für  kein  einziges  Gebiet  nach- 
weisbar oder  irgond  ^valn'ScheiIllich  ist.  Die  nähere  Begrüuilung 
dieses  Urteils  kann  ich  in  dem  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht 
geben.  Einstweilen  dürfte  der  Nachweis  genügen,  daß  für  die 
Auslegung  des  Sachsenspiegels  die  unstreitige  Bedeutung  Heimat 
im  geschichtlichen  Sinn,  Ort  der  Herkunft ^  völlig  ausreicht, 
dag*  g<  n  die  Annahme,  daß  eine  besondere  juristische  Beziehung 
zum  hautgemal  Standesraerknud  der  Schotionbaren  gewesen  sei, 
nicht  zu  bcseitigendcu  Schwierigkeiten  bugegnet. 

415.  Die  Bedeutung  Heimat  im  geschichtlichen  Sinn  ist 
vollkommen  ausreichend,  um  die  Erwähnung  des  hantgemal 
bei  der  Edition  der  Personalien  zu  erklaren.    Die  Nennung 


1)  Vorf.- Gesch.  I  17,  Nute  131);  415  ff.  Mayer  hat  das  Verdinij^L 
eine  neue  Fundstelle  des  seltenen  Worts  beigebracht  zu  haben.  Ein  bayrischer 
Scherge  hat  vom  Herzoge  zwei  Hufen  in  Leihe.  JÄe  eine  wird  verzinst, 
die  andere  hat  er  als  «Hantgemaehil*.  (M.  B.  36  a  S.  235).  Das  Wott 
bezeichnet  hier  nicht,  wie  £.  Hayer  meint,  das  stenerfreie  Gut,  geschweige 
denn  das  Adel^gut,  sondern  es  iat  das  mittelalteiliche  QegenstQck  za  nnseier 
modernen  „Dienstwohnung*.  Damit  fiUlt  auch  die  Ansicht  Homeyers 
a.  a.  0.  S.  48:  «Das  Handgemal  fbdet  sich  nur  hei  Personen  von  herror- 
lagendem  Stande*. 

2)  Sigm.  Adler,  Zur  Reohtsgeschiefate  des  adeligen  Grundbesitzes  in 
Österreich.  1902.  Adler  läßt  in  Fällen,  in  denen  eine  IJrlnmde  verschMdene 
Auslegungen  gestattet,  die  erforderliche  Umsicht  vermissen.  In  einer 
Urkunde  wird  z.  B.  ein  Erbanspruch  auf  die  Hiuterlasseaschaft  eines  Edeln 
deshalb  abgelehnt,  weil  der  Vater  der  Prätendentin  Ministeriale  gewesen 
ist  und  die  Prätendentin  infolgedessen  demselben  Stande  angehört.  Adler 
erklärt  die  Ent^i  heidung  nicht  durch  die  bekannten  Beschränkungen  der 
Ministerialen  hinsichtlich  d»»r  Beerbuni:  von  Freien,  sondern  durch  Ik; 
besondere  Qualität  des  Laiid"s.  Er  schÜeüt  daraus,  ob^leidi  nicht  äu$ 
fragliche  Besit/.tuin,  SMudem  ein  anderes  urkundlich  als  hanticomal  der 
betr.  Faniilio  (Urait  n  von  Falk^nstein)  bozeu^^'t  i>t.  daß  das  streitige  Land 
die  Funktion  des  hantgemal  ubuiuomuieu  habe  und  gewinnt  als  Betriff  v..u 
vreizaigen  .J-and,  welches  überhaupt  nicht  von  Ministerialen  erworben 
werden  kauu",    Vt:l.  S.  25  —  37. 

3)  Tatsächlich  war  aagesichtt»  doi"  damaligen  SiedluDgaWt'isr  der  Ort 
der  Herinmft  ein  Gut,  ein  Stammgut,  aber  nui*  im  geschichtlicheu  Sinu. 
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der  Vorfahren  sollte  der  Schelte  des  Gegners  Anji^ntrspiiiikie 
bieten.  Was  bat  nun  der  Öpiegler  unter  dem  ^nennen''  der 
Vorfahren  irerstaoden?  Ganz  sicher  aar  die  Angabe  der 
Tau^iamen,  derjenigen  Teile  des  heutigen  Namens^  die  wir 
nach  nneerer  heutigen  Terminologie  als  Vornamen  beseichnen. 
Denn  die  heutigen  Familiennamen  waren  damals  erst  in  der 
Entstehung  begriflen.  Sie  werden  vuu  den  eigentlichen  Namen 
als  cognomina  unterschieden.  Sie  finden  sich  nur  in  den 
sozial  höheren  Schichten  der  Bevolkening.  Noch  gegen 
Ende  des  13.  Jahrhuaderts  sind  wir  unzweifelhaft  Schöffen« 
baren  Leuten  begegnet,  welche  nur  mit  ihren  Vornamen  genannt 
werden,  also  keine  ZunaiüLu  führen.  Die  Zunamen  werden 
auch  gar  nicht  als  wirkliche  Namen  behandelt.  Dieselben 
Personen  führen  gleichzeitig  mehrere  Zunamen  und  ver- 
tauschen ihre  Zunamen  aus  Anlaß  neuer  Erwerbungen.  Der 
Spiegier  kann  deshalb  unter  dem  Nennen  nur  die  Angabe  der 
Tanfnamen  gemeint  haben.  Der  Zweck  der  Nennung  konnte 
Ii  HD  durch  die  Angabe  der  Vornanicn  noch  nicht  erreicht 
werden.  Es  gab  viele  Leute  gleichen  Namens  und  die  Ei'de 
war  weit.  Wo  sollte  der  Gegner  mit  den  Erkundigungen  ein- 
setzen? Die  Nennung  der  Ahnen  fordert  als  natfirliche  Ergän- 
zung die  Angabe  der  Heimat  Das  ist  von  jeher  so  gewesen. 
Schon  bei  Homer  lautet  die  Legitimationsfrage:  „T/'i;  n6t>tv 
iii^  uvdoMv;  ftöd^i  TOI  Ttolii;  rjdf  ro/.fcc?" 

Dieselbe  rein  geschichtliche  Bedeutung  liegt  nun  auch 
der  dritten  Stelle  zugrunde,  an  welcher  der  Spiegier  von 
hantgemal  spricht 

Ssp.  in  26  §  1.  Die  koning  is  gemene  richtere  over  al. 
§  2.  In  enem  utwendi^en  richte  ne  ant werdet  nen  scepenbare 
vri  man  nemaime  to  kanipe.  In  deme  gerichte  mut  hc  ant- 
werden,  dar  sin  hantgemal  binnen  leget  Hevet  he  scepen 
stol  dar,  he  is  dar  ok  dingplichtich.  Die's  scepenen  stules  dar 
aver  nicht  ne  hevet»  de  sal  des  hogesten  richteres  ding  sQkeui 
svar  he  wonehaft  is. 

Vgl.  dazu  daselbät  III  33  §  1.  Jewelk  üklii  hevet  sin  reeht 
vor  'me  koumge.  §  2.  Jewelk  man  mut  ok  antwerden  vor  'me 
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koninge  in  allen  Steden  na  sime  rechte  imde  nicht  na  de^ 

klegeres  rechte.  §  o.  Ok  iiiut  he  antw»  ra*  n  um  alle  klajc 
dar  man  ine  unime  sculdeget,  ane  of  man  ine  to  kampc 
ansprict^  des  mach  he  woi  weigeren  to  antwerdene>  ane  oppe 
der  art,  dar  he  utgeboren  ia. 

Unter  der  ^yErde,  aus  der  jemand  geboren  ist^,  kann  nur 
die  Heimat  im  geschichtlichen  Sinne  verstanden  werden,  ohne 
jede  Rücksicht  auf  ein  Ixstehendes  Recht.  Da  nun  dem  lixn!- 
gemal  die  gleiche  Bedeutung  für  den  Ort  der  Antwort  auf  die 
Knmpfcsklage  beigelegt  wird,  so  ergibt  sich  auch  für  diesen 
Ausdruck  die  gleiche  Auslegung. 

Die  Annahme  einer  weitergehenden  rechtlichen  Beaehimg 
ist  mit  dem  Material  des  Sachsenspiegels  deshalb  schwer  za 
widerlegen,  "weil  in  diesem  Materifd  nicht  die  geniigste 
Stütze  findet  und  andrerseits  wegen  ihrer  völligen  Unbestimmt- 
heit schwer  faßbar  ist 

Immerhin  sei  auf  folgende  Bedenken  hingewiesen: 

416.  1.  Die  Abhängigkeit  der  Schoffenbarkeit  von  der 
Inuehabuiig  eines  Xälienechts  vertni^t  sieh  nicht  mit  der  pro- 
zessualen Behandlung  des  hanta;ein:ils.  In  den  Normahälien 
braucht  der  Prätendent  das  Objekt  des  angeblichen  Nähr  rrechts 
gar  nicht  zu  nennen.  Welche  genaue  Kenntnis  der  Familien- 
verhältnisse mußte  der  Gegner  besitzen  ^  wenn  es  ihm  trotzdem 
gelingen  sollte  nachzuweisen ,  daß  dem  Prätendenten  kein  Naher- 
reeht  au  irgend  einem  Stannnu;ut  der  weiten  Welt  zusüuid.  l>ei 
der  lleiaustorderuüg  muß  der  Kläger  das  hantgemal  nennen. 
Aber  er  beweist  die  erforderliche  Beziehung  durch  seinen  bloßen 
Eid«  auch  wo  er  das  hantgemal  nicht  unter  sich  hat»  also  nicht 
mehr  in  seiner  Heimat  sitzt.  Dieser  Beweismodus  paßt  auf 
den  geschichtlichen  Zusammenhang.  Bei  einem  Naherrechte 
■^vilrden  wir  die  Nennung  derjenigen  Verwandten  erwarten, 
durch  die  ihm  das  Auwartschaf  tsrecht  vermittelt  ist  Dazu  ist 
der  Ansprecher  nicht  verpflichtet.  Er  nennt  nur  seine  eigeoen 
Vorfahren. 

417.  2.  Der  Spiegier  sagt  ^der  schoffenbare  &Iann  muß 
sein  hantgemal  wissen".    Er  sagt  nicht,  daß  er  es  haben 
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muß.  Diese  Betonung  der  Kenntnis  und  nicht  der  Existenz 
beweist  allein  schon  die  lieschichtliche  Beziehung:.  Denn  bei 
dt;r  geschiciitiichen  Beziehuug  ist  die  Existenz  von  selbst  ge- 
geben. Jedennann  hat  eine  Heimat  Von  irgendwo  her  muß 
er  stammen.  Fraglich  ist  nur,  ob  er  es  weiß.  Dagegen  liegt 
bei  der  rechtiichen  Beziehung  das  Schwergewicht  auf  der 
Existenzfrn^.  Nicht  jeder  hat  ein  Näherrecht  an  einem 
I  V.fuili^  u.-taiams^ute.  Wer  e.s  aber  hat,  bei  dem  ist  die 
Kenntnis  selbstverständlich.  Auch  bei  den  Schöiienbaren  des 
Sachsenspiegels  ist  eine  besondere  Zerstreutheit  in  bezug  auf 
Berechtigungen  nicht  voranszusetasen.  Am  wenigsten  in  bezug 
auf  solche  Rechte,  von  deren  Innehabung  ihr  Stand  abhing. 

418«  3.  Wenn  Gfiter  mit  ständischer'  Bedeutung  existiert 
hätten,  so  hüttc  auch  hinsichtlich  dieser  Güter  ein  gesteigertes 
Beispruchsrecht  bestanden  und  zwar  nicht  nur  der  nächsten 
Erben,  sondern  aller  FamiJienglieder.  Es  ist  undenkbar,  daß 
dem  Eigentiiraer  die  Befugnis  zustand,  mit  alieiniger  Zustim- 
mung des  nächsten  Erben  die  ganze  FamUie  zu  deklassieren. 
Obgleich  der  Sachsenspiegel  einerseits  die  Verhältnisse  der 
Scböffenbaren  mit  Yorliebe  behandelt,  andrerseits  die  Voraus- 
setzunsren  für  die  Veräußenuig  von  Land  erörtert,  so  ist  dneh 
von  einem  öolclien  besonderen  Rechte  dieser  hvpothetiselien  (iüter 
nicht  die  Rede.  Dieselben  Erwägungen  ti  «  tl'en  bei  dem  Konsens- 
rechte des  Grafen  zu.  Wenn  die  Eigenschaft  als  Schöti'enbarer 
von  der  Erhaltung  des  Stammguts  in  der  Familie  abhing,  dann 
wurden  durch  die  Veräußerung  dem  Grafen  seine  Gerichts- 
untertanen entzogen,  auch  wenn  sie  anderes  Land  behielten. 
In  einem  solchen  Falle  hätte  ein  besonderes  Konsensrecht 
aller  beteiligten  Grafen  an  dem  imntgemal  bestehen  und  bei 
der  Regelung  der  ^faterie  in  I  33  Erwähnung  finden  müssen. 

4.  Wenn  die  Mitberechtigung  an  einem  Stammgute  oder 
einer  Stammburg  Voraussetzung  für  die  Zugehörigkeit  zu  den 
SchöfiPenbaren  gewesen  wäre,  so  mOßte  es  Leute  gegeben  haben, 
die  das  Stummgut  eingebüßt  hätten,  aber  im  übrigen  vollfreie 
ländliche  Grundeigentümer  waren.  Wenn  man  in  den  Ptieg- 
hafteu  bäuerliche  Grundeigentümer  sieht,  dann  hat  man  aller- 
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diiigs  einen  Ötaiul,  in  den  die  stammgiitberaubten  Schoffenbaren 
hinabsinken  kümien.  Aber  die  riciuige  LokalLsierung  der  Pilrg- 
haften  nimmt  diese  Mögliclikeit.  Die  Gcsamtglicderimg  des 
SocbBeDspi^els  bietet  keinen  Kaum  für  die  ständiflche  Beden* 
tung  des  Stammguto. 

419.  Der  Inhalt  des  Bechtsbuches  wird  nnn  anch  ia 
dieser  Frage  durch  das  Kontrollbild  völlig  bestätigt.  Wir 
besitzen  zunächst  für  Ostfalen  eine  sehr  große  Zahl  von  Ur- 
kunden, welche  die  Veräußerung  von  Gnmdeigentum  dutch 
Angeboiige  der  oberen  Stände  bekunden.  Niig^ida  treten  uns 
in  diesen  Urkunden  rechtlieh  qualifiaierte,  für  den  Stand  der 
Familie  entscheidende  Stammgüter  hervor.  Dennoch  mnßte 
dies  der  Fall  sein,  wenn  solche  Güter  existiert  hätten.  Die 
Veräußerung  solcher  Güter  hätte,  wie  oben  anso^führt,  der 
Zustimmung  weit  größerer  Kreise  bedurft,  als  dies  bei  gewöhn- 
lichen Gütern  erforderlich  war.  Nirgends  finden  sieh  so  weit- 
greifende Kreise  von  Eonsentierenden.  Immer  sind  ea  Erben. 
Wenn  andere  der  größeren  Sicherheit  halber  zustimmen,  so  wird 
di(  >  i:iiiiiLr  hervorj^ehoben.  Niemals  begegnen  nns  alle  (ienus-en 
der  ^i[)pe,  sondern  ausschließlich  die  zunächst  berufenen.  \\  ir 
haben  eine  Reihe  von  Urkunden,  in  denen  der  Graf  zu  der 
Veräußerung  konsentiert.  Aber  immer  ist  es  nur  derjenige 
Graf,  in  dessen  Grafschaft  das  Gut  liegt.  Niemals  konsentieren 
melnx're  Grafen»  obgleieh  doeli  an  dem  Stande  einer  giiuzti; 
Sippe  mehrere  interessiert  sein  konnten.  Niemal?  wird  der 
Konsens  mit  der  Jjdgenscbaft  als  Stammgut  motiviert.  Die 
Eigenschaft  als  Stammgut  hätte  einen  besonders  geeigneten  Gmnd 
aur  Anfechtung  der  Vergabung  geboten.  Wir  haben  zahlreiche 
Beispiele ,  in  denen  die  Veigabung  angefochten  wird.  Sie  wird 
aber  memals  anf  die  Eigen8ch;ilt  als  Stammgut  gestüui.  Die 
Beweiskraft  dieser  Erwägungen  kann  nicht  durch  den  Einwand 
entkräftet  werden,  daß  die  ständisch  bedeutsamen  Stammgüter 
eben  nicht  veräuBert  wurden.  Denn  auch  diese  ErscbeiQuog 
müßte  darin  hervortreten»  daß  bei  Veräußerung  größerer 
Komplexe  die  Stammgüter  vorbehaltoi  worden.  E«in  solcher 
Vorbehalt  w^ürde,  wenn  er  vurkum,  noch  nicht  entierut  die 
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stundische  Bedeutung  beweisen,  sondern  sich  schon  aus  Pictäts- 
rücksichtcn  snwie  liaraus  erklären,  daß  bei  Wohngütern  die 
Teilnahme  ani  Köuigsbann  von  dem  Gute  abhing.  ^  Aber  der 
Vorbehalt  fehlt  überhaupt  in  den  ostfalischen  Urkunden,  ob- 
gleich oft  genug  faervomgende  Gesohlecliter  diejenigen  Gütei> 
komplexe,  die  ihnev  den  Namen  gegeben  haben,  in  Stiftungen 
umwandeln. 

Die  Bedeutung  des  negativen  liefiiiides  in  den  ostfälischeo 
Urkunden  wird  nun  dadurch  verstärkt,  daß  die  so  reichen 
Urkundenschätze  Westfalens  und  Eugerns  denselben  Befund 
aufweisen.  Erst  in  Thüringen  findet  sich  eine  bereits  früher 
erwähnte  Urkunde',  welche  von  Homejer  und  Waits  als  mög- 
licherweise beweiskräftig  betrachtet  wird. 

1122  vergibt  Henricus  de  Bunrode,  de  parentibiis  natus 
jibi  rift  judiciariae  dignltatis,  cum  uon  haberet  filios  hereditatis 
suae  successores 

tradidit  eedesiae  —  Keinhartsbron  ...  in  jus  proprium 
natalinm  auorum  principalem  locum,  Bunrode  dictum. 

Ich  stimme  Homeyer  darin  zu,  daß  die  Worte  liberi 
judiciariae  dignitatis  als  Übersetzung  von  freier  SchÖiFenbarer 
aufzufassen  sind.  Ebenso  kann  die  nähere  Bezeichnung  des 
Ortes  einfach  eine  Umschreibuntr  von  hantgenml  sein.  Aber 
die  ADuahme,  daß  unter  uataiis  auch  Geburts  stand  gemeint 
sein  kann,  scheint  nur  ausgeschlossen.  Überhaupt  spricht  die 
ganze  Urkunde  eher  gegen  die  ständische  Bedeutung  als  zu 
ihren  Gunsten.  Die  Veräußerung  wird  motiviert  mit  dem 
Mangel  an  Söhnen,  die  erben  konnten,  nicht  mit  dem  Mangel 
einer  ganzen  Sippe,  die  den  Stand  verlieren  würde.  Aach  von 
irgend  einer  Berücksichtigung  des  St^mdeswechsels,  der  den 
Schenker  treffen  sollte,  ist  nicht  die  Rede. 

Die  Ui^unde  ist  daher  zum  mindesten  neutral 

Zu  dem  n^tiven  Befunde  tritt  nun  noch  positiv  die 
Wahrnehmung  hinzu,  daß  in  zahlreichen  Fällen  die  selbst  voiv 


1)  Dieser  Gesichtspunkt  ist  von  Bedeutung  für  e'impa  bayrische  Stellen. 

2)  Begeeta  Ihoringiae  I,  No.  1165,  TgL  oben  S.  264. 
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nehmen  Gescblechtern  den  Namen  gebenden  Beeitaningen  nach- 

weislich  veräußert  ^vürdeu  sind  uiul  doch  die  betietlVndt-n 
Familien  ihren  Stund  behalten  haben.  Icli  will  micli  dar.  ;:f 
beschränken,  auf  einen  besonders  einfach  liegenden  Fall  hin- 
suweisen. 

420.  Der  Bischof  Adelog  von  HUdesheim  berichtet  1174^ 
hinsichtlich  der  Gründung  des  Klosters  Wöltingerode  ^qnaliter 
viri  trcs  nobiles  ac  comites  Liudolfiis  videlicot  et  Hogoniä 
ac  Burcliarduö  geimani  fratren,  —  doinum  ac  loeum  imtivitati'§ 
stiae  qui  Waitingeroth  dicitur  —  nullo  sibi  proprietati;«  jure 
retento  consensu  heredum  suonun  conUilerunt^.  Als  G^n- 
stand  der  Vergabung  erscheint  „In  Waltingerotfae  curia  et 
Villa  tota". 

Die  drei  VeräuiJerer^  werden  vor  1174  ebenso  wie  ihr 
Vater  bezeichnet  „de  Waltinger«  >th,  cumites  de  W'altingeroii]^ 
domini  de  Waltiogherode".  Sie  führen  aber  auch  nach  1174 
die  gleichen  TiteL  1178  erscheint  einer  von  ihnen  als  üiustris 
vir  Burohardus  de  Waitingherode.  Auch  ihre  Sohne  gebiaochen 
noch  denselben  Familiennamen.  Aber  daneben  treten  andere. 
Schon  1172  werden  Liudolph  und  liuyer  de  Wuldtabon; 
geuanat.  1186  erwarben  Höver  und  Burchard  die  HarzburiT. 
Seitdem  heißen  sie  auch  Grafen  von  Harzbuig.  Im  13.  und 
14.  Jahrhundert  gelangt  die  Bezeichnung  Grafen  von  Wolden- 
berg  2ur  Vorherrschaft  Doch  konkurrieren  Graf  von  Hanbnig 
und  später  von  Werder. 

Unter  diesen  Umständen  l)ietet  die  Urknnde  von  1174 
ein  besonderes  Interesse  für  die  Hautgemaistheorie. 

Bie  handelt  zunächst  ganz  sicher  von  der  Vergabung 
eines  Stammguts,  eines  hantgemals  im  Sinne  dieser  Theorie. 
Das  ergibt  sich  aus  der  Bezeichnung  ^domum  et  locnm  natt* 
vitatis  sue'*.   Es  ist  sogar  wahrscheiulich,  daß  diese  WeDdim^y^ 

1)  U.B.  Stift  Hildt'biiLiüi  I,  No.  268. 

2;  Vgl,  die  Nach  Weisungen  hui  Bode,  ^EntxNiirf  einer  Stammtafel 
der  Grafen  von  Woltiugorode,  Woldenberg,  "Woldenbruch,  Harzbiirg,  Werder 
und  Woldenstein,  sowie  der  Grafen  von  Werder  und  £mne  älteren  Stammet* 
Harz  23  (1890)  8.  Itt. 
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nur  eine  Widergabe  des  sachBiscben  hantgcmals  ist  Es  folgt 
dies  auch  daraus,  daß  sowohl  die  Veräußei'er  als  auch  ihr 
Vater  sich  nach  diesem  ßebitztum  ueunen. 

Die  Veräußerung  ist  ferner  eine  totale,  hinsichtlich  des 
ümfaDges,  denn  veräußert  wird  die  ^iCurtis  et  tota  viUa'^ 
Aber  auch  liinsichtiich  des  Rechts^  sie  erfolgt  ^nuUo  sibi 
proprietatis  jure  retento*'. 

Dennoch  tritt  in  i\vv  Urkunde  kein  Anzeichen  dafür  hervor, 
daü  diese  Eigenschaft  als  rechtlich  bedeutungsvoll  gegolten  hat. 
T>ie  Urkunde  zeigt  in  Tiichts  eine  Abweichung  von  anderen 
Urkunden,  welche  die  Vergabung  sonst  erworbener  Güter  be* 
treffen.  Als  konsentierend  erscheinen  die  ^^heredes^',  nicht  etwa 
schlechthin  die  Mitglieder  der  Sippe. 

Vor  allein  aber  ist  es  ganz  sicher,  daß  die  Veränßerung 
keinerlei  EinHuß  auf  den  Stand  der  Familie  gehabt  hat  Die 
Veräußerer  und  ihre  Söhne  haben  nach  wie  vor  der  Ver- 
äußerung dem  Stande  der  freien  Herren  angehört 

Selbst  der  nicht  mehr  passende  Familienname  ist  nicht 
Sofort  aufg('sj:cbcn,  sondern  erst  allmählich  durch  eine  passende 
Benennung  ersetzt  wurden. 

Schon  angesichts  dieser  einen  Urkunde  würde  es  schwer- 
wiegender Grunde  bedürfen,  um  trotzdem  an  der  standischen 
Bedeutung  des  Hantgemais  för  Sachsen  festzuhalten. 

Solcher  Nachrichten  finden  sich  noch  mehr.  Die  einsige 
KiL'cntümlichkeit,  welche  die  Stanimgüter  der  großen  i  aniilien 
Ostfalens  wirklich  aufweisen,  ist  die  Erscheiniuig,  daß  sie  mit 
besonderer  Vorliebe  zur  Stiftung  von  Klöstern  verwendet  werden. 
Auch  ließen  sich  noch  Gegengründe  anderer  Art  in  bedeu- 
teadein  Umfange  zusammenstellen.  Ich  will  nur  eine  Gruppe 
hervorheben.  Das  hantgemal  wird  nur  bei  dem  schoffenbaren 
Mann  envähnt.  Jeder,  auch  der  unterste  Genosse  kann  den 
Kampf  weigern,  wenn  ihm  der  Gegner  das  Hantgemal  nicht 
nennt.  War  die  Berechtigung  an  einem  hantgemal  überhaupt 
StandesetforderniSi  so  hing  die  Stellung  eines  jeden  Schöffen- 
baren von  dieser  Voraussetzung  ab.  Nun  haben  wir  gesehen, 
daß  zu  den  Schöffenbaren  auch  Freidiugsbauem  gehörten, 
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Iieiite  in  zum  Teil  bescheidener  Lage,  sum  Teil  unbehnft^ 

bedrückt  durch  die  Inhaber  der  Grafschafterechte.  Es  ist  doch 
ernstlich  nicht  daran  zu  denken,  daß  die  Zugehörigkeit  zu 
diesem  Stande  mit  der  Mitberecktiguug  an  einem  Familiengut« 
oder  gar  an  einer  Stammbui^  verbunden  war. 

Diesen  schwerwiegenden,  wie  ich  ghiabe  einfach  durch- 
schlagenden Erwägungen  steht  gar  kein  quellenmäßiger  Anhalt 
för  die  ständische  Bedeutung  des  Hantgemais  gegenüber.  Xnr 
die  Autorität  Homeyers  trägt  diese  Hypothese.  Und  auch  das 
nur  »ehr  teilweise.  Homeyer  ist  vnn  einer  unrichtisren  Alljr«^ 
meinvorsteliung  ausgej  n^^en.  Er  sagt  a.a.O.  S.  45:  „Unsere 
Geschichts-  und  Eechtsforscher  stellen  übereinstimmeDd  für 
die  Germanen ,  sei  es  schon  mr  Zeit  ihres  ersten  Auftzeteos 
oder  doch  seit  der  Völkerwanderung  den  Sats  auf:  das  unbe- 
wegliche Gut  war  ihnen  —  die  wesentliche  Grundlage  des  Rechts- 
zustandes  der  Person,  buwolil  ihres  stjitus  überhaupt  als  ein- 
zelner Befugnisse;  nur  der  Grumlbesitzer  war  vollfrei, 
hatte  volle  Berechtigung  im  Gemeinwesen."  Homejer  hat  die 
Kichtigkeit  dieser  Ansicht  nicht  bezweifelt,  sondern  nur  die 
Dürftigkeit  der  älteren  Quellen  betont  Er  sieht  deshalb  in 
der  ständischen  Funktion  des  hatUgemal  ^einen  gar  wünschens- 
werten weiteren  Anhalf^.  Femer  ist  Homeyer  das  hantgemal 
des  bayrischen  Schergen  noch  unl)ekannt  gewesen,  cl>enso  eiu 
großer  Teil  des  Urkundemnaterials,  das  uus  heute  vorii^t. 
Nun  ist  die  Auslegung  einer  jeden  Stelle  von  dem  Hintergründe 
der  AllgemeinvorsteUnngen  abhängig,  gegen  den  man  sie  halt 
Die  Vorstellttng  von  ter  allgemeinen  Bedingtbeit  der  Voll- 
freiheit durch  das  Grundeigentum  ist  heute  so  ziemlich  auf- 
gegeben und  jedtiitalls  uuhaltbai.  Ebenso  kann  die  Bedeutung 
einer  Quollenstelle  durch  die  Heranziehung  neuen  Materials 
sich  ändern.  Das  hantgemal  des  Schergen  und  der  Inhalt  der 
sonstigen  Quellen  schließen  die  Deutung  Homeyers  aus.  Auch 
die  soigfiQtig  errichtete  Hypothese  kann  im  Laufe  der  Zeit 
hinfällig  werden,  ohne  daß  ihren  Urheber  ein  Vorwurf  trifii 


1)  VgL  &  359. 
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Es  soll  kein  Vorwurf  gegen  Homeyer  sein,  wenn  ich  zu  dem 
Schlüsse  gelange,  daß  seine  Ansicht  über  die  stäudische 
Bedeutung  des  bantgemai  schlechterdings  aii&iigebea  ist  Die 
Schoffenbaren  des  Spiels  sind  ebensowenig  Stammgutsgenossen 
wie  die  norwegischen  h^tdar.  Die  üblichen  Auffiissungen  der 
beiden  Stünde  sind  mir  Au-Jäufer  der  iiltcren  Grundbesitz- 
theorie, welche  ihre  Grundlage  zeitlich  überdauert  haben^  aber 
bei  näherer  Prüfung  ihr  Geschick  teilen  müssen. 

Die  Angabe  der  Heimat,  die  dem  Schöffenbaren  bei  der 
Hemiuforderong  obli^,  hat  somit  nur  den  Zweck,  dem  Gegner 
die  PrftfuDg  der  Ahnen  so  erleichtern. 

421.  In  bezug  auf  die  Grundsätze  dieser  Ahnenprobe 
laßt  sich  aus  den  beiden  Stellen  kein  bestimmtes  Ergebnis 
gewinnen.  Denn  sie  behandeln  gar  nicht  die  Probe  selbst 
und  ihren  Inhalt,  aondem  nur  ihre  Vorbereitung,  die  „Ahnen* 
edition*'.  Aach  die  Beschränkung  der  Schelte  auf  swei  Gene- 
rationen der  Yorfiihren  in  der  Stdle  a.  gibt  kein  Eirgebnis. 
Denn  es  handelt  sich  zunächst  um  die  ^'achvvirkun^ron  der 
Rechtlosigkeit,  nicht  notwendig  um  alle  Voraussetzungen  der 
ächötfenbarkeit.  Ergänzend  greift  der  bekannte  Satz  ein: 
«SvaFt  kint  is  vri  unde  echt,  dar  behalt  it  sines  vaders  recht'' 
(Sep.  I  16  §  2).  Dieser  Satz  rechtfertigt  die  Annahme,  daß 
wenigstens  eine  unbegrenzte  Reihe  schöfienbarer  Ahnen  väter- 
licherseits verlangt  wurde.  Allcrdinijs  will  der  Satz  nicht 
vüüig  auöschiielien,  daß  der  Sohn  durc  li  seine  Gebuit  besseres 
Eecht  erwirbt  als  der  Vater  hatte.  Dies  ist  sicher  der  Fall 
hei  den  Nachwirkungen  der  Rechtloei^eit,  des  Verlusts  und 
der  Ntedemng  des  Heerschilds,  die  alle  mit  der  dritten  Gene- 
ration aufhören.  Aber  es  handelt  sich  um  AasnahmeffiUe. 
Sie  konnten  ignoriert  werden.  Dagegen  hatte  der  ganze  Grund- 
fcaiz  nicht  aufgestellt  werden  kömien,  wenn  die  Verschiebung 
der  Volksstände  durch  Generationenfolge  Kegel,  das  Aufste^n 
ebes  Landsassengesehlechts  in  den  Stand  der  Schoffenbaren 
&  notwendige  Folge  sdner  dauernden  Existens  gewesen  wäre. 

422.  Die  sonstige  Unbestimmtheit  der  Ahnenqualität  läßt 
«ich  auch  nicht  mit  HUfe  der  Zahl  eiganzeu. 
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Zallinger  macht  geltend,  daU  dieser  Ahnenbeweis  vorzugs- 
weise bekannt  sei  als  Bedingung  der  Kitterburtigkeit,  der 
(xeburt  zum  Ritterstandc  im  aUgemeincn.  An  die  Abstammung 
von  vier  litterlioheii  Ahnen  waren  allein  alle  Vorrechte  and 
AusseichDungen  geknüpft,  die  auch  der  ritterlich  Idbendc, 
welcher  aber  nicht  von  Ritters  Art  war,  entbehren  mußte. 
Es  Hegt  also  nahe,  aus  der  bekannten  Voranssctzung  auf  den 
unbekannten  »Stand  zu  schließen.^  Dieser  ächluii  ist  schon 
deshalb  onzolaas^i  weil  nach  dem  unzweifelhaften  Wortlaute  | 
von  Ssp.  Lnr.  2  g  X  nicht  vier  Ahnen,  sondern  nur  Vater  and 
Großvater  für  die  Rittersart  in  Betracht  kommen.  Bichtig  ist 
nur,  daß  in  späterer  Zeit  die  vier  Ahnen  als  Voraussetz untr  dor 
Ritterbürtigkeit  erscheinen.  Aber  ihre  Bedeutung  erschöpft  sich 
nicht  nach  dieser  Richtung.  Bezeichnend  ist  der  allgemeine  Aus- 
spruch der  Glosse  zu  S^p.  I  51:  Der  elderen  ere  genit  man  nicht 
vorder,  unde  erir  schände  untgilt  men  nicht  voider,  went  in'fc 
dridde  kinl  Deshalb  finden  wir  die  Beachtung  der  vier  Ahnen 
in  verschiedenen  Richtungen,  z.  B.  als  Voraus.^etzung  der  rechten 
ireiheit,  wie  als  Voraussetzung  für  die  Aufnahme  in  eine  Innung. 

Aus  dem  Umstände  allein,  da£  vier  Ahnen  gjenannt  werden 
sollen,  lüßt  sich  für  eine  besondere  Qualität  gar  nichts  entr 
nehmen.  Diesen  AufechluB  kann  nur  die  allgemeine  Würdigung 
der  Standesgliederung  bringen. 

423.  Auch  sonst  geben  die  beiden  Stellen  verschiedeoea 
Möglichkeiten  Raum.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  bei  dem 
Zweikampf  selbst  Unterschiede  innerhalb  der  Schöfienborkeit 
zur  Weigerung  berecht%ten.  Wir  haben  gesehen,  daß  aneh 
schlichte  Bauern  zu  den  Schöffenbaren  gehören.  Der  Land- 
frieden von  1152^  hatte  in  bestimmten  Angelegenheiten  den 

1)  Misisteriales  S.  87. 

2)  §  10  Hon.  Gerai.  Const  I  S.  197  [12j.  8i  milas  advenos  mfliten 
pro  paed  Tiolata  aut  aliqua  capltaii  causa  daellnm  oommlttere  Tolaerit; 
facoltas  pngnaiidi  ei  non  concodatur  nisi  pro  bare  possit,  quod  antiquitca 
ipse  Clun  parentihas  sui^  natione  legitimus  miles  exsistat   Die  Anakgie 

mit  d<»m  Sachsenspiegel,  die  Zalliiigor,  Minintcriales  S.  00  so  In^tout.  eTi??tiert 
schon  deshalb  nicht,  weil  d»  i  S«  hi^ffenbare  seine  Ahnen  zu  nennen,  der 
miles  aber  die  Bittersart  für  sie  und  für  aich  zu  beweisen  bat 
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Zweikampf  zwischen  miles  und  rusticus  verbuttii.  Tragweite 
und  Verwirklichung  dieser  Bestiinmunsr  ><irul  gleicli  zweifelhaft 
Aber  itnmerliin  wäre  es  denkbar  und  durch  unsere  Aultessung 
der  Ahnenprobe  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Bestimmung  des 
Landfriedens  auch  im  fiahmen  dieser  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung gelangte. 


Drittes  Kapitel. 

i>ie  i^reUieitätlieorie.   §  48. 

Zugunsten  der  fVeiheitstheorie  fallen  zunächst  allgemeine 
Erwägniifren  ins  Gewicht 

424.  1.  Die  Freiheitstheorie  entsprieht  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen,  die  uns  das  Kontrt>llbild  bietet 
Wenn  wir  von  dem  Spiegel  absehen  und  uns  die  Frage  vor- 
legen, welche  Elemente  der  ostfälischen  Bevölkerung  altfrei 
waren,  überhaupt  nicht  von  Unfreien  abstammten,  so  kommen 
bestimmt  einmal  die  hohen  Schichten  der  freien  Ritter,  dann 
ebenso  bestimmt  die  Freidingsbauem ,  außerdem  höchstens  ein 
Teil  der  Städter  in  Betracht.  Gerade  die  br^,iiinnit  altfreien 
Elemente  sind  aber  die  Schütrenbaren  des  Öpiegels.  Andrer- 
seits ist  es  sicher,  daß  die  Masse  der  Meier  und  ebenso  ein 
sehr  erhebUoher  Teil  der  stadtischen  Bevölkerung  aus  den 
unfreien  Schichten  hervorgegangen  war.  Diese  libertinen 
treten  uns  Im  Spiegel  «als  Niehtschoffenbare  entgegen.  Die 
Ubereiustimmuüg  ei^ibt  schon,  daß  die  altfreie  Abkunft  tut- 
srichlich  das  scheidende  Merkmal  war.  Eine  niögliciie  1  Dif- 
ferenz ei^ibt  sich  nur  hinsichtlich  der  ständischen  Stellung 
der  Stadtbüiger.  Aber  gerade  dieser  Umstand  steht  der  Er- 
klärung nidit  im  Wege,  weil,  wie  frfiher  erwähnt,  hinsichtlich 
der  stadtrachen  Yerhiltnisse  weder  die  Angaben  des  Spiegels 
noch  die  sonstigen  Nachrichten  genügend  bestimmt  und  zuver- 
lässig sind.  Aber  auch  wenn  wir  annehmen  wollten,  daß 
in  den  Marktorten  die  Anforderungen  an  die  Schöffenbarkeit 
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schon  damals  geringer  waren  als  auf  dem  Lande,  so  würde 

doch  nur  eine  Erleichterung  hinsichtlicli  des  Erwerbs  der  Voll- 
freiheit vorliegen.  Andrerseits  vv  iirde  im  Falle  der  prägnanton 
£iQheitedeutuüg  das  Mimdiaiverhältnia  die  Gleichstellung  luit 
den  libertinen  erklaren.  Die  allgemeine  Grundlage  der  Glie- 
derung würde  in  keinem  Falle  geändert  erscheinen. 

42b*  2.  Die  Freiheitstheorie  entspricht  ferner 
den  überhaupt  vorhandenen  Gemeinschaftsmomenten. 
Die  beiden  Hauptstiuide  des  Spiegels  umschließen  sozial  sehr 
verschiedene  (iruppen.  Unter  den  Sehöifenbaren  tindeu  wir 
Fürsten,  freie  Herren,  freie  Ritter,  bäuerliche  Grundeigentümer, 
unbehufte  Leute  und  vieUeioht  auch  Bürger.  Stärkere  soziale 
Gegensätze  lassen  sich  für  jene  Zeit  nicht  denken.  Dessen- 
ungeachtet gehören  diese  Elemente  Umdreohtlich  demselben 
Stande  an.  Sie  sind  durch  gemeinsame  StandesbezeichnuDgen 
zusammengefaßt,  stehen  einander  gleich  in  der  Hohe  von 
Wergeid  und  Buße,  in  erbrechtiicher  Ebenburt,  in  Gerichts- 
stand und  Befähigung  zur  Amtsbekleidung.  Diese  Gleich- 
berechtigung weist  schlechterdings  anf  ein  gemeinsames 
Moment  zurück.  Und  das  einzige  Moment,  das  diesen  ver- 
schiedenen Gruppen  wirklich  gemeinsam  gewesen  sein  kann, 
ist  eben  die  altfreie  Abkunft.  Fast  ebenso  starke  Get^eu- 
sätze  finden  wir  innerhalb  der  Nichl«eiiüti'eiil):urn.  Der 
ländliche  Pächter  uud  der  Stadtbürger  sind  in  ihrer  Lebens- 
weise und  in  ihrer  öffentlichrechtlichen  Stellung  deutliche 
Gegensätze.  Der  Spiegier  hat  sie  selbst  als  solche  Gegensatse 
empfanden.  Die  Fireiheit  der  Tündsassen  ist  ihm  eine  andere 
Art  Freiheit  als  die  Freiheit  der  Pfl^haften.  Aber  in  den 
wichtigsten  Rechtsbestiiuinungen,  in  Wergeid,  Bulie,  erbrecht- 
licher Ebenburt,  in  der  Unterscheidung  von  den  Schöflfeübaren 
werden  diese  beiden  Gruppen  gleich  behandelt  Der  gemein- 
same Gegensatz  gegen  die  Schöffenbaren^  der  so  deutlich  her- 
vortritt, muß  doch  auf  einem  gemeinsamen  untetscbeidenden 
Momente  beruhen.  Ünd  wieder  bietet  sich  nur  ein  einzig«;«, 
die  gemeinsame  Herkunft  aus  der  Schicht  der  Uufreieu 
beziehungsweise  der  Eintritt  in  ein  Muntverhäitnis. 
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426.  3.  Die  Freiheitstheorie  bewirkt  eine  Übcreinstini- 
niuiig  /wisciiC'ii  m  ständischen  Bilde  des  Sachseii^piefyels  und 
der  allgcmeineo  Entwicklung  der  ständischen  Yerhältoisse  im 
Mittelalter.  Wie  hervorgehoben,  laßt  dch  diese  Entwicklung 
in  ihren  Ghrondzugen  dahin  susammenf  aasen ,  dafi  die  alten  Unter- 
schiede in  Freie,  Minderfreie  und  Unfreie  allmählich  durch- 
kreuzt und  verdrängt  werden  durch  die  Wirkung  neuer  Feruiunte, 
des  Lelui^wesens^  des  Rittertums  und  der  Stadtverfa^sung. 
Diese  neuen  Fermcute  treten  auch  iui  Sachse48piegel  hervor. 
Auf  dem  Lehnawesen  beruhen  die  Di£ferenaierungen  der  oberen 
Haaptgmppe  in  Ffirsten,  Irde  Herren,  freie  Ritter  und  Bauern^ 
auf  der  Stadtverfassung  die  Teilung  der  unteren.  Aber  hinter 
dieser  Wirkung  der  neuen  Veiliiiltnisse,  paclilich  sehr  viel  tiefer 
crehend  und  gerade  in  den  altertümlichen  Standesunteröchicdcu 
am  bedeutsamsten  hervortretend  steht  eine  andere  Gliederung. 
Wenn  es  nun  möglich  ist,  diese  altertümliche  Gliederung  der 
sachsisehen  Stande  auf  diejenigen  Faktoren  zurüokzufQhreni 
die  auch  in  den  andmn  Teilen  Deutschlands  die  Standes- 
dicderung  des  früheren  Mittelalters  bestimmt  haben,  auf  die 
Unterschiede  in  der  persönlichen  Freiheit,  so  werden  uns  dadurch 
die  Angaben  des  Sachsenspiegels  erst  voll  begreiflich.  Es  ist 
nichts  Neues  und  nichts  völlig  Eigenartiges^  was  der  Spiegler 
bietet  Es  ist  einfieush  ein  Abschnitt  der  allgemein  anerkannten 
ond  in  den  Grundzügen  überall  gleichen  Entwicklung,  den 
uns  da.s  älteste  Rechtsbuch  vorführt,  freilich  ein  älterer  Zustand, 
als  ihn  die  herrschende  Meinung  in  dem  Spiegel  findet. 

Die  Schlußfolgerung  aus  den  vorstehenden  allgemeinen 
Erwägungen  wd  nun  durch  die  Untersuchung  der  einzelnen 
onterscheidenden  Merkmale  beat&tigt 

427.  I.  Die  obere  Klasse  der  Freien  ist  durch  gemeinsame 
Standesbezeichnungeu  zusammengefnl  t  Der  Spiegel  gebraucht 
mit  Vorliebe  den  Ausdruck  „schöö'enbar".  Aber  daneben  finden 
sich  gleichbedeutend  „edel*'  und  das  prägnante  ,,frei*'.  Die  übrigen 
Quellen  adgen,  daß  diese  beiden  Bezeichnungen  die  weitaus 
fiblicheren,  wenn  auch  zur  Zeit  des  Spiegels  weniger  genauen 
waren.    Namentlich  ist  beachten«wert,  daß  der  Ausdruck  frei, 
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Über  humu  in  allen  wie  iiaiticntlich  in  den  jüiigtrtu  Quellen 
prägnant  genommen  den  schööeubaren  Mann  bezeichneL 
Dieser  Sprachgebrauch  entspricht  der  AuffaasiiDg  der  Schöflea- 
baren  als  VoUireter  und  ist  mit  keiner  anderen  Hjrpolliese 
vereinbar. 

Eine  gemeinsame  Bezdebnung  der  unteren  Freien  findet 

sich  im  Sachseiispicsrel  nicht  Deuuocli  muß  eine  solche  Be- 
zeichnung,  das  Gegenstück  m  edel,  existiert  haben.  Sie  muß 
alt  gewesen  sein^  da  die  Haoptgliederung  durchaus  altertümliche 
Zeige  aufweist  Und  sie  muß>  wenn  unsere  Deutung  ricbt^ 
sein  soll,  die  usuelle  Bedeutung  „minderfrei%  insbesondere 
^Libertine"  gehabt  haben.  Von  den  Teilbezeichnungen  d« 
Sachsenspiegels  entspricht  keine  einzige  diesen  Anforderuügtn. 
Biergelde  und  pücgkift  passen  nur  für  die  Stadter.  Landsaaie 
ist  Pächter  und  sein  ursprünglicher  Wortsinn  hat  gar  keine 
Besiehung  auf  den  volksrechtliehen  Stand.  Somit  zeigt  der 
Spiegel  in  dieser  Hinsicht  eine  Lßcke. 

In  die  Lücke  treten  die  Frilingsstellen.  Das  Wort 
ist  eine  uralte,  den  Friesen  imd  Sachsen  cr'  nieinsame  Su\ii(]e— 
bezeichnung;  es  hat  von  jeher  den  verlaugten  Gegensatz  zu 
„edel*^  ausgedrückt^  und  es  bezeichnet  andrersetts  nach  alieo 
signifikanten  Fundstellen  den  Minderfreieni  insbesondere  den 
libertinen.  Diese  Bedeutung  findet  sich  schon  in  den  ksn>- 
lin^ischen  Xaeliricjiten  und  in  Friesland.*  Aber  sie  üudet  sich 
auch  in  den  späteren  sächgisclien  (Quellen. 

In  meinen  Gemeinfreien  habe  ich  bereits  drei  signifikante 
Stellen  angeführt: 

1.  die  Übersetzung  von  libertus  durch  friling  in  dem  Inf- 
satze  von  der  Sachsen  Herkunft^; 

2.  den  Lübecker  Kodex  von  1348*  und 


1)  Vgl.  rremeinfreie  S.  47ff. 

2)  Vgl.  (  M'mLinfi-eie  S.  48  No.  4,  S.  49  No.  5. 

3)  Vgl.  ubtjü  S.  322  und  Genn'iufreiü  S.  55. 

4>  Jeder  kann  Zeuge  sein,  sonder  de  wenede  unde  de  vrigitnjt, 
vgl  Gemeinfreie  S.  50  No.  9. 
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3.  eine  Gloeee  libeitintis—frigUing  in  einer  Luubnieker 

Haadschrift  des  ii).  Jalii  hunderts.^ 

Ich  will  drei  weitere  bislier  Dicht  vei*wertete  Bel^stelien 
hinrafngen: 

4.  Dieffenbaoh  erwähnt  eine  Giom  libertus  =  vrylink  in 
dem  Kodex  Folio  No.  98  der  Mainzer  Stadtbibliothek.  Nach 
frenndlicher  Blitteilun)^  des  Herrn  Obeibibliothekam  Professor 

Dr.  Valkc  hat  der  Vermerk  Bl.  9  des  Kodex  den  nachfolgenden 
Wortlaut: 

Libertus  ta  tum  viy  nel  gevxyhet  eüt  de  feruo  £aoto8 
liber  proprio  nel  wylink» 

Diese  Glosse  laBt  an  DeotUchkeit  nichts  zvl  wfinschen 

übrig.  Sie  ist  namentlich  in  Hinblick  auf  eine  Hypothese 
Mayers  von  Interesse.*  Mayer  hält  die  Frilinge  für  Altfreie. 
£r  sucht  diese  Deutung  gegen  die  Übersetzung  mit  libertus 
durch  die  Behauptung  zu  schützen ,  daß  in  libei-tiis  nicht  mehr 
die  Yorstdiung  der  unfreien  Abkunft,  sondern  die  Vorstellung 
Zinspflicht  gelegen  habe  und  daß  es  nur  in  diesem  Sinne  für 
Friling  gebrauclit  worden  sei.  Diese  auch  sonst  unhaltbare 
Deduktion  versatrt  tregenüber  der  neuen  Belegstelle  völlig. 

5  und  6.  Haitaus  gibt  ^i^'reyling  =  libertus^  und 
Brinkme^er  „Frey Ii ng  »  Freigelassener^.  Die  Quellen- 
angäbe  ist  in  beiden  Fallen  ungenügend.  Haltaus  bemerkt  „in 
Gloesario  Latino-Teot  M.  S/S  Brinkmeyer  ^in  einem  alten 
Glossar^.  Es  ist  möglich,  dal)  Bnnknieyer  von  llaluius  abge- 
schrieben hat.  Aber  jedenfalls  haben  wir  es,  wie  die  deutsche 
Wortform  beweist,  mit  einer  ÜberHeferuug  zu  tun,  die  von  3  und  4 
unabhängig  ist  Wir  haben  allein  drei  selbständige  Glossen 
vor  uns,  welche  alle  drei  die  gleiche  Worlbedentung  ergeben. 

7.  Iii  Grimms  Wörterbuch  wird  als  Beleg  fOr  die  Be- 
deutung von  fnling  als  „Freigelassener'^  noch  ein  Zitat  aus 
Lohenstein  angeführt:  „nicht  dankbarer  ist  der  Friling  dem 
der  ihn  ließ  frei*^. 


1)  Vgl.  Gcineinfreie  S.  50  No.  8. 

2)  Vgl.  I  S.  41  Aüm.  -49,  da^u  Gemeinfreie  S.  5G,  57. 
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Ich  habe  das  sdüesiscbe  Material  noch  nicht  genügend 
durchgearbeitet,  um  ein  Urteil  fiber  die  l^ngweite  dieser 

jüngsten  Belegstelle  abgeben  zu  können. 

Das  Gewicht  dieser  7  (6)  FundsteUeu  wird  durch  die 
(3)  fliesischen  unterstützt. 

Der  Wurzelsinn  von  friling  deutet  nicht  auf  Freilassung 
sondern  anf  Minderfreihmt.^  Somit  eigeben  die  Fundstelleii, 
daß  es  in  Sachsen  (ebenso  wie  in  Friesland)  einen  Stand  von 
Minderfreien  gab,  welcher  vorwiegend  aus  Libertinen  bestand 
Deshalb  ist  friling  die  im  äachseuspiegel  vermißte  Standes- 
bezeichnung  der  Xiclitschoffenbaren. 

428*  n.  Die  Schöffenbaren  und  die  Nichtschöffenbarea 
sind  geschieden  in  Wergeid  und  Buße.  Innerhalb  der  beidea 
Klassen  bestehen  in  dieser  Hinsicht  keine  weiteren  Unter- 
schiede. Auch  abgesehen  vom  geschichtlichen  Zusammenhange 
mit  den  Zitfem  der  altsachsischen  Wergeider  erbringen  die 
diesbezüglichen  Angaben  des  Sachsenspiegels  drei  Anhalts- 
punkte für  die  Freiheitstheorie. 

a)  Es  ist  ein  weit  verbreiteter  Zug  der  gmoanisehsD 
Rechte,  daI5  der  Libertine  in  Wergcld  und  Buße  gegenüber 
dem  Altfreien  zurät  k.steht.  *  Wir  haben  somit  allen  Gnmd, 
eine  solche  Difierenz  in  dem  altei*tümlichen  Bußensväteui  des 
Sachsenspiegeb  zu  suchen.  Sie  findet  sich  nur  in  dem  Gegen- 
sätze der  Schoffenbaren  und  der  Nichtschoffenbaren. 

b)  Wergeid  und  Buße  der  Schdffenbaren  sind  in  der  Folge 
allgemeines  Recht  der  Stadtbürger  in  den  ostfälischen  Städten 
geworden. 8  Wenn  diese  Beträge  das  Zeichen  der  vollen  Frei- 
heit waren,  dann  ist  die  Verallgemeinorung  verständlich.  Denn 
die  Stadtbüiger  haben  volle  persönliche  Freiheit  erstrebt  und 
erlangt  Dagegen  wäre  diese  Aneignung  schwer  begreiflicfa» 
wenn  die  Beträge  von  altersher  nicht  schon  dem  voQfreieD 
^lann  zukamen,  sondern  einen  bevorzugten  Stand  charakteri- 
sierten^ den  FreiherrO;  den  Ritter  oder  den  Stammgutsbesit^er. 

1)  Cn  nieinfreie  S.  46,  Altfr.  Ger. -Verf.  8.227. 

2)  Vgl.  unten  No.  552. 

3)  Vgl.  oben  8.  379. 
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o)  Weif  eid  und  Bofie  der  Schöffenbaren  sind  in  dem 

Landrechte  von  liurir  allgemeines  Recht  aller  Leute,  nach  einem 
spateren  Magdeburger  Schöffenspruche  allgemeines  Recht  aller 
Freien.^  Alle  übrigen  in  Erwägung  kommenden  Unterschiede 
haben  in  der  Folgezeit  an  Bedeutung  gewonnen.  Nnr  die 
Wirkung  der  altfreien  Abkunft  bat  verloren.  Dieser  Vorzug 
mnfi  es  gewesen  sein,  welcher  den  nrsprünglich  höheren  Bußen 
der  Schöfifen baren  zugrunde  lag^  die  in  der  Folge  Aligemeingut 
geworden  s\n(\. 

429.  XLL  XHe  untere  Hauptklasae  war  von  der  Beerbung 
der  oberen  anageacbloesen.  Dieser  auffallende  BechtssatE  ergibt 
drei  Anhaltspunkte  för  dieLibertinenqnalitat  der  unteren  Schicht. 

1.  Die  Zurücksetzung  geht  nach  dem  Sachseuspiegei 
parallel  mit  dem  Unterschiede  in  Wergeid  und  Buße.^  Folglich 
besteht  die  Zur&cksetsung  nur  für  die  Beerbung  sohöffenbarer 
Leute.  Innerhalb  des  Landsassenstandes  existieren  weitere 
üntersoheidungen  nicht  Der  freigelassene  Eigenmann  ist  allen 
andern  I^iidsassen  und  desgleichen  den  IMergelden  ebenbüilig. 
Xiin  wissen  wir  juis  einer  andern  Nachricht,  daß  Freigelassene 
von  der  Beerbung  Altfreier  ausgeschlossen  waren.  ^  Ebenso 
hat  das  Privileg  von  Sickte  von  1399  eigeben^  daß  die  Meyer 
bei  der  Beerbung  der  Freidingsleute  nicht  zugelassen  wurden.* 
Mit  diesen  Kaehriehten  ist  die  Ebenbürtigkeit  aller  Landsassen 
untereinander  nur  zu  vereinigen,  wenn  der  Stand  der  Landsassen 
ausschlieüiich  aus  Libertinen  bestand,  keine  Gemeinfreien 
umfaßte. 

2.  Die  YorsehrifteD  des  Sachsenspiegels  wurden,  sobald 
man  in  den  Landsassen  Gemeinfreie  sieht,  eine  ganz  auffal- 
lende Singularität  darstdlen.  Es  handelt  sich  ja  um  Erbfolge 
schlechthin,  nicht  um  Erbfolge  in  Lehn  oder  besondere 
Vermi^ensmassen.   ]^iigeuds  findet  sich  in  älteren  oder  zeit- 


1)  Vgl.  oben  3S0. 

2)  Vgl.  oben  Ö.  klb9. 
aj  Vgl  oben  S.  376. 
4)  Vgl.  oben  S.  377. 
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gendsBischen  Quellen  eine  Analogie  dafür,  dafi  Gemeiiifreic 
von  der  generellen  Beerbnng  irgendwie  hdhergeetellter  EHemeote 

ausgeschlossen  waren.  Die  SinguIaritÄt  ist  freilich  nicht  an- 
erkannt. Die  Sätze  des  Sachsonspiogels  werden  einfach  auf- 
gefaßt als  Konsequenz  des  nngeblichen  Prinzips,  daß  ganx 
allgemein  bei  irgend  einer  ständischen  Differenz  der  schlechtere 
Mann  das  Erbe  des  besseren  nicht  nehmen  darf.  Aber  wenn 
man  nach  den  Belegstellen  für  diesen  allgemeinen  Sata  such^ 
dann  wird  man  immer  wieder  auf  den  Sachsenspiegd  «uröck- 
gefülirt.  Andere  Quellen  kennen  wohl  die  Zurücksetzuiii:  der 
Unfreien  und  der  Libertiueu.  Aber  ein  allgemeiner  Au&ßchiufj 
altfreier  Leute  von  der  Beerbung  einer  höheren  Klasse  ist 
nirgends  bezeugt.  Erst  durch  die  Deutung  der  Landsassea 
als  libertinen  reiht  sich  der  Sachsenspiegel  den  iibrigen 
Nachrichten  ein. 

3.  Die  erbrechtliche  Zurücksetzung  würde  bei  vollfrci«  n 
Leuten  nicht  recht  verständlich  sein.  Heusler^  sagt:  „Der  beaätr 
Geboreue  wird  geärgert,  wenn  der  geringere  Mann  sich  in  seiü 
£rbe  setzt  und  damit  sich  gleichen  Bluts  zu  sein  anmaßt; 
denn  auch  in  dieser  Anwendung  gUt  der  Sati:  „wer  mein  Blut 
hat,  nimmt  mein  £rbe*^.  Ich  glaube  nichts  daß  eine  solche 
ErwagLuii^  dafür  bestimmend  war,  den  Kindern  einer  schöffen- 
baren Frau,  welche  mit  einem  Landsassen  verheiratet  war,  das 
Erbrecht  gegen  ihre  Mutter  zu  versagen.  Die  Behauptung, 
gleichen  Blutes  zu  seinj  konnte  doch  in  einem  solchen  Falle 
nicht  als  Anmaßung  gelten.  80  tief  einschneidende  Satae  wie 
die  Yersagung  des  E^rbrechts  sind  r^;elmäßig  nicht  Aus- 
druck gewissennafien  akademischer  Erörterungen  gewesen, 
sondern  durch  harte  KonÜikte  der  Interessen  omsiaiidcu. 
Die  Znrücksetzun«^  von  Libertinen  läßt  sich  nun  auh  litiiselben 
Gesichtspunkten  heraus  verstehen,  auf  welchen  die  Erbunfähig- 
keit der  Eigenleute  und  der  Ministerialen  beruht  Das  Yer* 
mögen  des  Eigenmanns  war  ursprünglich  Vennogen  seines 
Herrn.    Ein  Erbrecht  des  Unfreien  gegenöber  freien  Bluts^ 

1)  Insütutionen  I  S.  157. 
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verwandten  wfire  gewesen  ein  Erbrecht  seines  Herrn,  also 

eines  JÜLiLslrinidcn.  Deshalb  beerben  Eigciüeute  nur  „Haus- 
genusbeu**.  Deshalb  nehmen  nach  dem  Sachseutjiit^iel  auch 
die  Dienstmannen  kein  ilkbe  außerhalb  ihres  Herrn  Gewalt» 
obgleich  das  Herrenrecht  nm  Dienstmanngut  nur  in  einem 
eventuellen  Heimfall-  und  Näherrecht  besteht  Es  ist  nun 
m.  E.  nicht  zweifelhaft,  daß  im  alten  Becht  solche  Herren- 
rechte  und  zwar  gerade  wie  whr  sie  am  Dienstmanngut  finden, 
auch  au  dem  Vermögen  anderer  Libertiuen  bestauden  haben. 
Dieses  Herrenrecht  hat  m.  E.  den  Ausschluß  der  Libertmeu 
von  der  Beerbung  der  Yollireien  erzeugt.  Der  Öatz  hat  dann 
allerdings  selbständige  Geltimg  erlangt  und  auch  cessante  latione 
Anwendang  gefundeiL  Deshalb  finden  wir  ihn  auch  als  Rest 
der  früheren  YerhSltmsse  bei  Landsassen  und  Bieigelden, 
ohjrleich  es  teils  wahrscheinlich,  teils  sicher  ist,  daß  bei  diesen 
Klassen  zur  Zeit  des  Spiegels  kein  umfassendes  Patronatarecht 
bestanden  hat. 

Auffallend  erscheint  freilich  bei  dieser  Auffassungi  daß 
die  Zurücksetzung  nicht  auch  dann  eintritt,  wenn  die  Frau 
dem  libertinenstande  angehört  Aber  diese  E^heinung, 
die  Folge  nach  dem  besseren  Vater,  bleibt  ebenso  auffallend, 

wenn  man  allein  die  Qualität  des  IMnta  betont.  Es  sind  an- 
scheinend alte  Anschauungen  zugunsten  der  vollen  Wirknng 
der  Ehe  zurückgedrängt  worden.  Die  Lösung  scheint  mir  die 
geschichtliche  Betrachtung  zu  geben.  ^ 

Auch  für  die  geschichtliche  Betrachtung  ist  die  erbrecht- 
Hche  Zurücksetzung  bedeutsam. 

430.  IV.  Beide  Hauptstande  können  durch  Freilassung 
erworben  werden.  Die  einfache  Freilassuncr  iribt  das  Recht 
der  Landsassen.  Der  Eintritt  in  den  Stand  der  bchuöenbaren 
fordert  qualifizierte  Freilassung  durch  den  König*,  Geneh- 
nugong  des  Fürsten.'  Schon  die  Rechte  der  älteren  Zeit  lassen 


1)  Vgl.  unten  No.  575. 

2)  Ssp.  III  81. 

3)  Vgl  oben  S.  332. 
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wenigstens  als  Folge  der  privateo  Freilassaiig^  eine  der  Yoll- 
freiheit  gegenüber  zurückgesetzte  Stellung  der  libertineii  ein- 
treten.- Andrerseits  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die  KTmij^e 
zur  Zeit  des  Spiegels  den  Reichsdienstmaon  durch  besondere 
Freilassung  zu  den  hiklisten  Wurden  fähig  machen,  also  ihm 
such  die  dazu  erforderliche  VoUfreihelt  verleihen  konnten.* 
Beachtenswert  ist^  dafi  anch  der  Dienstmann  hei  ein&cher 
Freilassung  nur  das  Recht  der  Landsassen  erhält  Zu  den 
Dicnstleuten  gehörten  Leute  von  Rittersart  und  sie  waren  in 
irroüem  Umfange  Grundeigentümer.  Die  Behandhnig  des  Dit^nst- 
manns  beweist  somit,  daß  der  Stand  der  Schöfl'enbaren  zum 
mindesten  altfreie  Abkunft  voraussetzte,  Ritterbürtigkeit  und 
Grundeigentum  weder  isoliert  noch  in  Verbindung  genfigten. 

431*  y.  Die  prozessuale  Verschiedenheit  ist,  abgesehen 
vom  Innerungsverfahren,  auf  das  Gericht  bei  Konigsbann  be- 
schränkt. Die  volle  Beweiskraft  dieser  Beziehung  ergil)t  sicli 
erst  aus  di'ni  geschielitlichen  Kückblieke.  ^  Immerhin  amd 
schon  an  dieser  Öteile  zwei  Momente  zu  betonen. 

1.  Die  ausschließliche  Zuständigkeit  des  Gerichts  bei 
Königsbann  umfaßt  einerseits  Leib  lud  Leben  des  Schöffen* 
baren^  andrerseits  die  streitige  und  die  freiwillige  Gerichtsbar- 
keit über  Grundeigentum.^  Biese  Pamllele  ist  voll  verstand- 
lich, sol)ald  wir  in  dem  Schöttenbaren  den  Gemeinfreien  sehen. 
Denn  das  Eigen  an  Grund  und  Boden  ist  von  altersher  das 
wichtigste  Vermögensrecht  des  Gemeinfreien  imd  zugleich  ein 
Recht,  das  in  völliger  Unbeschranktheit  nur  dem  Gemeinfreien 

1)  Ob  die  fränkische  maimniissio  per  denarium  widdicb  tum  Toll- 
freien machfe,  wit»  f\l!E:omein  angenommen  wird,  ist  mir  nicht  sicher. 

Das  Fehl<'n  (l<'s  Ycrorluingsrechts  spricht  da^'ögen.  Und  das  Wergeid  von 
2<X)  Bchiliingeu  ist  nicht  entscheidend,  weil  die  Größe  der  Schillinge 
problematisch  bleibt 

2)  Vgl.  onten  No.  555. 

3)  V^.  die  bei  Ucker,  Heerschild  S.  151  angefahrte  Stelle  der 
Vrspeiger  Öiionik  za  1195:  Jmpeiator  Marqn&rdnm  de  Anninwilir  di^i- 
foriim  et  ininisterialem  suum  libertato  donavit  et  ducatnm  iRsTeoot 
cum  Romaniu  marciuam  quoque  Ancoiiae  aibi  concessit 

4)  Vgl.  unten  §  71. 

5)  Vgl.  Ssp.  1  59  §  1. 
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zukoramt.  Die  Libertinen  koDiiten  wohl  Kigen  erwerben,  aber 
solaoge  das  Muiulium  bestand,  nicht  unbescliränktes.  Über  iimen 
stand  diis  Recht  des  Patix)ü8.  Diese  Parallele  bietet  andrerseits 
jeder  Auffassimg  Schwleri^eiteni  welche  gemeiufreie  Leute  aus 
dem  Stande  der  SchoffenbareD  ausscheidet  Auch  unsere  Vor- 
fahren haben  Leib  und  Leben  h5her  geschätzt  als  das  Eigen. 
Es  ist  schwer  denkbar,  daß  Anforderungen,  die  bei  dem  Streit 
um  Eigen  gewahrt  wurden,  bei  dem  Streit  um  Leib  uud  Leben 
der  Gemeinfreien  für  eutbehrlich  galten. 

2.  ßei  dem  Streit  um  Eigengewere  müssen  die  Zeugen 
flchdffenbare  Freie  sein.  Diese  Vorschrift  ist  voll  verständlioh^ 
wenn  Gemeinfreie  und  Schoffenbare  identisch  sind.  Die  Voll- 
freiheit der  ESgentomszeugen  wird  auch  sonst  gefordert  Dagegen 
bietet  sich  jeder  Auffassung  der  Schöfreubaren  als  eines  über 
die  Genieiiifreien  hervorragenden  Standes  erhebliche  Schwierig- 
keiten. Weshalb  sollten  gemeinfreie  Leute  nicht  Eigengewere 
beseugen? 

VI.  Das  Vorrecht  der  oberen  Gruppe  bei  der  Bekleidung 
gerichtlicher  Ämter  hat  geschichtliche  Bedeutung.^  Wenn  wir 
hiervon  absehen,  so  würde  die  Bevorzugung  bei  Gerichtslehen 

und  Schöffenstiihi  mit  jeder  Auffassung  vereinbar  sein,  obgleich 
hinsichtlicli  des  Schüüeustuhls  wichtige  Analogien  für  die 
Beschränkung  auf  die  Volifreiheit  sprechen.  Anders  steht  es 
mit  dem  Amt  des  f^neboten.  Es  ist  ganz  sicher,  daß  das 
Amt  des  Froneboten  in  Wirklichkeit  von  bäuerlichen  Leuten 
bekleidet  worden  ist,  daß  für  die  Bekleidung  des  Amtes  außer 
der  Geburt  noch  Grundbesitz  von  ^2  Hufe  als  besonderes 
Erfordernis  erwähnt  wird,  und  daß  doch  die  Froneboteu,  wenn 
sie  nicht  aus  der  Stadt  stammten,  schöüeubar  sein  mußten. 
Nur  zu  den  Altfreien  paßt  dieses  Amt. 

432*  VII.  Bei  der  Innerung,  der  Oberffihnuig  des  £rben 
müssen  die  72  Eidesleister  alle  schöfienbar  sem  oder  echt- 
geborene  Laten.  Die  FVeien  der  unteren  Gruppe  sind  aus« 
geschlossen.   Dagegen  bind,  wie  die  Hildesheimer  Stelle  ergibt^ 


1)  Tgt  unten  §  71. 
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die  Ministerialen  ursprünglich  zuixeliis.-.cM  worden.  Audi  diese 
Vorschrift  wird  voll  verstandlich  erst  durch  den  geschicht- 
lichen Buckbiick^  als  Repräsentation  der  alteächsiscben  Stände- 
gliedenmg.   Immerhin  sei  folgendes  bemerkt: 

D&8  Aaffollende  ist,  dafi  cur  Eideeleistang  zwar  Mini* 
steriale  und  Laten  sngelassen  sind,  aber  von  den  Freien  nor 
die  Schöffenbaren.  Diese  vom  Spiegier  betonte  Beschrankung 
(die  alle  sind)  wird  nun  um  so  auffallender,  je  enger  man 
den  Begriff  der  Schöffenbaren  faßt.  Nnob  unserer  Deutung 
sind  alle  VoUfreien  zugelassen.  Nor  Minder&eie  sind  aos- 
geschlossen.  Nach  jeder  anderen  Deutung  war  auch  der  vott- 
freie  Mann,  der  nicht  zu  den  Schöffenbaren  zShlte,  von  der 
Eidesleistung  ausgeschlossen.  Diese  Annahme  ist  gleich  un- 
möglich, mag  man  die  Auswahl  der  Eidesleister  auf  den  Eides* 
wert  der  verschiedenen  Klassen  oder  auf  den  Gedanken  einer 
Yertcetung  mrfickführen.  Der  Eid  des  YoUfreien  muAte 
mindestens  so  schwer  wiegen  als  der  Eid  des  Laten.  Wenn 
die  Volksstande  repräsentiert  werden  sollten,  konnte  man  den 
Stand  der  Gemein  freien  nicht  ignorieren. 

433.  VIII.  Eine  fernere  Stütze  findet  die  Freiheitstheoiie 
in  der  eigenartigen  Regelung  der  Standeskontrovene. 

Jedermann  hat  ohne  Angabe  von  Ahnen  nnd  Heiiaal 
Anrecht  auf  die  Stellung  eines  Schöffenbaren,  bis  ihm  seine 
Alj-Launiiung  gescholten  wird.  Die  Voraussetzung  der  Schöffen- 
barkeit  war  somit  einfach  Makellosigkeit  der  Abstammung. 
Damit  ist  aber  die  Deutung  auf  eine  innerhalb  der  VoUfreieii 
hervorr^ende  Gruppe,  „durch  Eigentom  oder  Stammgot*  ans-' 
gezeichnete  Klasse  nicht  vereinbar.  Der  negative  Nachneii^ 
daß  kein  solches  Moment  vorliegt,  konnte  kaum  erwartet 
werden.  Dieser  Nachweis  hätte  aber  auch  nicht  als  Schelten 
der  Geburt  bezeichnet  werden  können 

Endlich  stimmt  die  Freiheitstheorie  zu  dem  einrifen 
Gresamtbilde  der  sächsischen  Stände,  das  wir  ffir  die  Zät  des 
Sachsenspiegels  besitBCQ. 


1)  Vgl.  §  71. 
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434.  Dieses  Gesamtbild  ergibt  sich  ans  der  Art  und 
Weise,  in  weicher  der  Aufsatz  von  der  iSachsen  Herkunft  die 
l:it(  ioiBcbe  Vorlage  wiedergibt^  Meistens  sind  mittelaiterlicbe 
ÜbersetEiiiigea  zo  nnselbstindig^  nm  die  VorstelliingeD  erkennen 
zu  kseen^  die  der  Oberseteer  von  den  zeitgenössischen  Ver- 
hältnissen hegte.  Aber  in  unserem  Falle  liegt  eine  Ausnahme 
vor.  Die  Vurlage  hätte  eine  ganz  bestimmte  Ubersetzung  ge- 
fordert, wenn  der  Übersetzer  die  heute  herrschende  Vorstellung 
ron  den  zeitgenössLscheo  Standen  Sachsens  geteilt  hätte.  Der 
ObersetEer  hat  diese  ihm  angedrängte  Übersetsung  nicht  ge- 
liefert, sondern  eine  andere ,  die  erkennen  lafit,  daß  seine  Tor- 
stellung nicht  der  herrschenden,  soudcni  der  von  mir  vertre- 
tenen Ansicht  entsprochen  hat. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  hat  im  12.  und  1 3.  Jahr- 
iumdert  eine  Dreiteilung  der  ländlichen  Freien  bestanden.  Es 
standen  sich  g^enfiber  Edle  (freie  Herren),  gemeinireie  Bauern 
(Pfleghafte  oder  Biergelden)  und  Freigelassene  (Landsassen  oder 
Meier).  Interessantenveisc  ei^b  nun  die  Vorlage  tatsächlich 
den  Schein  dieser  Dreitcüung.  Kudolt  von  Fulda  hatte  die  Laten, 
um  die  Ubereinstimmung  mit  Tacitus  zu  gewinnen,  als  liberti 
bezeichnet  Im  12.  und  13.  Jahrhundert  konnte  das  niemand  rich- 
tig snrficküberBetcen,  denn  die  Laten  waren  die  normalen  Un* 
freien.  Auch  der  Übersetzer  hat  die  b'berti  nicht  als  Laten 
aufgefaßt^  sondern  mit  ^ freie  Leute"  sowie  mit  „Friling"  wit der- 
gegeben.  Deshalb  hätte  er,  wenn  die  DreiteiUuig  der  herr- 
schenden Ansicht  wirklich  bestanden  hätte,  übersetzen  müssen: 
1.  freie  Herren  —  edle,  2.  Bieigelden  oder  Pfleghafte  —  unedle 
Freie,  3.  Landsassen  —  libertL  Aber  er  hat  merkwürdiger- 
weise die  zwischen  den  nobiles  und  den  liberti  in  der  Mitte 
stehenden  liberi  nicht  als  geineintreie  Bauern  aufgefaßt,  son- 
dern als  eine  Unterklasse  der  Edelo,  als  „freie  Herren^'.  Diese 
Abweichung  laßt  sich  nnr  dann  verstehen,  wenn  wir  erkennen, 
dafi  die  Einteilung  in  Edle  und  in  Libertinen  sor  Zeit  des  Über- 
setsen  eine  erschöpfende  war.    Es  war  eben  die  wirkliche 


1)  VgL  die  Gegeaübeistellaiig  oben  S.  322. 


Digitized  by  Google 


528 


Dritter  Hauptteil.   Standesglied erung. 


Haupfgltedenuig  des  SaohsexuipiegelSi  die  dem  Uberaeteer  ror- 
flchwebte.  Unedle  Freie >  die  nicht  liberfi  waren,  gab  es  über- 
haupt nicht.'  Deshalb  war  der  Ubersetzer  genötigt,  die  in  der 
Vorln[^e  doch  gegebene  Klasse  der  liberi  innerhalb  der  £delü 
zu  suckeii  und  sie  als  freie  Herren  auizulaäsen. 

Diese  Schlußfolgenuigen  wQrden  alleiDeteheod  wenig  Be- 
deutung beanspruchen,  aber  sie  stimmen  eben  sa  dem  auch 
sonst  sicheren  Eigebnisse,  daß  die  Einteilung  in  Schoffenbare 
und  Nichtsehöffenbare  auf  dem  Unterschiede  der  freien  und 
der  unfreien  Abstammung  beruht.  Außerdem  erbringt  die 
Nachricht  eine  besondere  Bestätigung  dafür,  daß  diese  beiden 
Gegensätze  noch  im  12.  oder  13.  Jahrhundert  durch  die  Standes- 
beseichnungen  „edel''  und  „friling''  snm  Ausdrucke  gebracht 
wurden. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Untunliehkeit  anderer  ErkUhnrngen. 

I.  Die  Besitstheorie.   §  49. 

435.  Diejenigen  Autoren,  welche  den  Besitz verlmltnissiu 
Bedeutung  für  den  Stand  der  SchötVenbaren  beilegen,  fordern 
qualifizierten  Besitz,  wenn  auch  nicht  in  völliger  Uberein- 
stimmung. 

Allgemein  betont  wird  die  Notwendigkeit  des  als  Stamm- 
gut  oder  gar  als  Stammburg  aufgefaßten  Hantgemais.  Daneben 

wird  gefordert  die  ßedefreiheit  des  Grundeigentums  oder  dus 
Besitzioiuimum  von  drei  Hufeo  oder  auch  die  Yereinigußg 
dieser  drei  Momente.* 

4,36,  Die  Forderung  des  qualifizierten  Besitzes  fällt  schon 
mit  der  hellsehenden  Auffassung  der  Bieigelden.  Da  die  Bier> 
gelden  ausschließlich  Stadtbuiger  sind^  so  stehen  auf  dem  I^nde 


1)  Tou  den  h>tädtischen  Yerhältoissen  ist  naturlioh  abzusehen. 

2)  Vgl.  üben  S.  2fL 
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iioii  Schöffenbaron  nur  die  eigentumslosen  Landsassen  gegen- 
über. Die  .scli(>irenbaren  Leute  des  Spiegels  können  schon 
deshalb  nicht  Gemein£reie  mit  qualifiziertem  Grundeigentum 
Bein»  weil  dem  Spiegel  gemeinfreie  Bauern  mit  unqualifiziertem 
Grundeigeiitttm  außerhalb  der  Schöffenbaren  gar  nicht  bekannt 
sind.  Femer  zeigen  die  früher  untersuchten  schdffenbaren 
Bauern  keine  einzige  der  vermeintlichen  Qualifikationen.  Von 
einem  Naherrecht  an  be.suiidtren  Stamnigütern  oder  gar  SUuiiin- 
burgen  ist  nicht  die  ilede.  Die  Schöii'enl)aren  zahlen  Bede 
und  treten  uns  in  jeder  Hinsicht  auch  als  Kleinbauern  ent- 

In  der  Tat  lassen  sich  die  Forderungen  qualifizierten 

Besitzes  aus  dem  Sachsenspiegel  nicht  begründen.  Hinsicht- 
lich des  Stannnguts  und  der  Bedefreiheit  kann  ich  auf  frühere 
Ausführungen  -  verweisen. 

Das  Besitzminimum  von  drei  Hufen  wird  nur  erwähnt 
bei  dem  Rechte  einen  eigenen  Hirten  zu  halten bei  der 
Befähigung  der  Pfl^haften  zum  Amte  des  Froneboten*  und  bei 
der  Ergänzung  der  ausgestorbenen  Schöffen.  ^  Die  erste  Er- 
wähnung ist  ohne  weiteres  als  irrelevant  auszuscheiden.  Die 
letzte  Erwähnung  ist  diejenige,  auf  welche  das  entscheidende 
Gewicht  gelegt  wird.  Aber  es  handelt  sich  bei  dieser  Stelle 
nm  die  £iganzung  von  Urteilsfindem.  Deshalb  folgt  aus  der 
Stelle  nur,  daß  die  Bekleidung  des  Schöffenstuhls  einen 
solchen  Besitz  als  Regel  voraussetzte.  Dagegen  ergibt  sich  noch 
nicht  die  Abliäugigkeit  des  Standes  von  einem  Besitzminimum. 
Andrerseits  deutet  die  Fronbotenstelle  nur  auf  eine  uns  nicht 
näher  kontrollierbare  Bedeutung  der  drei  Hufen  für  die  Gleich- 
stellung der  Pfleghaften  mit  den  Schöffenbaren.  ^  Gegen  das 
Besitzminimum  spricht  schon  entschieden  der  Umstand  >  daß 

1)  Vgl.  oben  S.  353,  57,  59. 

2)  Vgl.  oben  S.  60)  ff.,  449. 

3)  Ssp.  U  54  §  2. 

4)  &p.  m  45  §  5. 
6)  Ssp.  m  81. 

6)       oben  8.  371. 
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diejeniere  Voran ßenm^  freigegeben  ist,  "welche  dem  Ding- 
geuossen  eiiic  halbe  Huie  und  einen  Wort  beläiit.^  Wie  frühti 
ausgeführt,  muß  an  dieser  Stelle  gerade  an  das  Grafendiog 
gedacht  sein.  Im  Qnfendiiig  waren  nur  Sohöffenbare  ding- 
pffichtig.  Wemi  der  Stand  der  Schdffenbaren  an  den  Belitz 
von  drei  Hufen  gebunden  wäre,  so  würde  der  Dinggenoss' 
ausgeschieden  sein,  auch  wenn  sein  Besitz  mehr  als  eine  halbe 
Hufe,  aber  noch  weniger  als  drei  betrug. 

437*  Aus  diesem  Chrunde  ist  von  dem  Erfordenus  eines 
besonders  qualifizierten  Besitaea  jedenfalls  abzusehen»  Baoiit 
ist  nun  freilich  noch  nicht  jede  Bedeutung  des  Grundeigentums 
anpgeschlossen.  Vieiraehr  könnte  gerade  ein  Teil  der  bisherigen 
Feststellungen  dazu  Anlaß  geben,  eine  solche  Bedeutung  anzu- 
nehmen. Den  Sohoffenbaren  stehen  auf  dem  Lande  nur  die 
Landsassen  gegenüber.  Der  Spiegier  hebt  zweimal  das  Fehlen 
des  Eigentums  bei  den  Landsasaen  hervor.  Die  Betonoog 
dieses  Umstandes  legt  es  nahe,  in  ihm  nicht  einen  beschrei- 
benden Zug,  sondern  ein  BegriH'snierkmal  zu  finden  nod 
deshalb  die  Schöffenbaren  als  die  freien  läudiicheu  Grund- 
eigentümer, die  Jjandsassen  als  landlose  Freien  ohne  Böckstefat 
auf  Herkanft  aufzuhissen. 

Diese  in  Betracht  zu  ziehende  Aufüsssung  ließe  sieh  den 
bisherigen  Besitztheorien  als  einfache  Besitz theorie  g^eu- 
fibers  teilen. 

Als  weitere  Unterstützung  könnte  in  Frage  kommen,  dali 
die  Notwendigkeit,  bei  Veräußerung  der  letzten  halben  Hufe 
die  Genehmigung  des  Richters  einzuholen,  sieh  na«^  früheren 
Ausführungen  auf  das  Grafschaftsgut,  somit  auf  das  Gut  des 
Schöffenbaren  bezieht.  Man  konnte  geneigt  sein,  in  der  küben 
Hufe  das  Besitzmiuimum  nicht  mehr  des  Pfleghafteui  aber 
dafür  des  Schöffenbaren  zu  sehen. 

4^8*  Bei  näherer  Würdigung  erweist  sich  auch  diese 
modifizierte  Besitztheorie  (schlichte  Eigentumstheorie)  als  voll% 
unhaltbar. 


1)  Vgl.  oben  S.  94  ff. 
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Die  beiden  angeführteu  ADhaitspunkte  sind  nicht  stich- 
haltig. Die  Landaaseen  werden  nicht  nur  durch  den  Mangel 
an  Eigentom  ^  Bondern  auch  durch  das  Umhensiehen  „gastes- 
wdse^  charakterisiert.  Da  dieses  «weite  Moment  kein  Begrifla» 
merbnal  sein  kann,  so  ist  diese  Annahme  auch  för  das  erste 
nicht  geboten.  Die  Sicherung  der  halben  Hufe  beweist  nicht, 
(laß  durch  die  totale  Veräußerung  des  Eigens  der  JSchüfFen- 
barc  seinen  Stand  änderte  und  von  der  Grafsohaftspflicht  frei 
wurde.  Die  Sicherung  ist  deshalb  notwend%  gewesen ,  um  den 
Pflichtigen  auch  leistungsfähig  au  eihalten.  Gegen  die  abge- 
lehnte Deutung  spricht,  daß  wir  in  den  Lauenroder  Urkuntlen 
grafpchaftspflichtige  Schöffenbare  finden,  die  hufeulos  sind.* 
Für  die  veilretene^  daß  bei  Veräußerung  von  Land  eine  halbe 
Hilfe  behuts  Tnigung  der  Gra&ohaftelasten  designiert  wird'> 
ohne  daß  dabei  die  Eihaltung  des  Standes  in  Fknge  kommen 
konnte,  daß  ferner  bei  dem  Flroneboten  Schoffenbarkeit  voraus- 
gesetzt und  doch  als  zweites  Erfordernis  der  Besitz  der  halben 
Hufe  betont  wird.^ 

439.  Gegen  die  Eigentumstheorie  fallen  ferner  ge^viB8e 
allgemeine  Erwägungen  in  Betracht  Sie  wird  durch  die  tat- 
sichlichen  Verhältnisse  nicht  bestätigt.  Allerdings  sind  die 
Sehöffenbaren  überwiegend  Grandeigentümer,  die  Landsassen 
oder  Meier  überwiegend  nicht.  Aber  diese  Differenz  erklart 
^ich  auch  durch  die  Freiheitstheorie.  Dagegen  behandelt  der 
Spiegel  die  Pfleghaften  als  Eigentümer  und  zwar  auch  länd- 
licher Hufen,  ^e  sind  ersteres  in  weitem  Umfange  gewesen 
und  sie  haben  auch  ländliche  Hufen  gehabt  Und  dennoch 
stehen  die  Pfleghaften  auf  der  Stufe  der  Landsassen;  sie  stehen 
in  \\'oi*ueld,  Ebenburt  usw.  in  einem  gem*  insameii  (M'(;(^n<^:itze 
'^■^^  tlcü  SchöffenbareD.  Wäre  nur  das  Eigentum  das  treuueude 
Merkmal  gewesen,  so  hatte  ja  der  Erwerb  von  Eigentum  die 
Pfleghalten  in  den  Stand  der  Schoffenbaren  etheben  müssen. 


1)  S.  357. 

2)  S.  98,  99. 
ä)  8.  372. 
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Nicht  der  Mangel  des  Eigentums,  sondern  die  unfreie  Her- 
kunft oder  eine  Ergebmi^  in  ein  Mundium  kann  allein  das 
gemeinsame  Moment^  das  den  beiden  Unterabteilungen  der 
Niohtsohdffenbaren  gemdnaam  ist,  gewesen  sein.   Ebenso  läßt 

sieb  nicht  behaupten,  dali  der  Besitz  alle  Unterkhussen  der 
oberen  Gruppe,  die  Fürsten  und  die  Bauern  gleichmaiiig  aus- 
zeichnet. Gerade  in  dieser  Hinsicht  bestaiulen  die  grofiteo 
yersohiedenheiten.  Nur  die  altfreie  Herkunft  kann  die  Zu- 
sammenfassuiig  dieser  Elemente  au  einem  Stande  veretändHeh 
machen.  Überhaupt  würde  die  Verwendung  des  Eigentums  als 
Grundlage  einer  so  scharfen  Differeiizienmg  dein  Sachsenspiegi'l 
eine  auffallende  SouderötcUung  in  der  deutscheu  liechtsentTvick- 
lung  anweisen.  Das  Eigentum  hat  nirgends  grundlegend  gewirkt 
In  der  filteren  Zeit  fiberwog  die  Bedeutung  der  an  die  freie 
Abkunft  anknfipfenden  Unterschiede.  Spater  aber  war  gar  nicht 
das  Eigen  für  die  soziale  Stelimig  iiiußgebend,  somleni  der 
IWuf  und  der  Leihebesitz.  Der  eigen luuislose  Manu  koimif 
ab  Vasall  außerordentlicli  vermögend  sein. 

Allein  durchgreifend  ist  endlich,  dafi  die  EigentunisÜieorie 
mit  den  unaweideutigsten  Angaben  des  Spieglers  in  Wider- 
spruch treten  mfißte: 

440.  Die  Hauptstände  des  Saehsenspiegeb  weixien  in 
dem  liechtsbuche  mit  vollster  Bestimmtheit  als  reine  Geburts- 
stände charakterisiert^  die  nur  durch  Geburt  erworben  und 
fiberhaupt  nicht  verloren  werden.  Deshalb  kann  auch  der  Stand 
der  Schöffenbaren  nicht  durch  Erwerb  von  Gmndetgestttin 
erlangt,  nicht  durch  Veräußerung  des  Grundeigentums  vericiwi 
werdeu. 

Diese  Bestimmung  des  Ötandesrechts  durch  die  Cieburt 
wird  mit  aller  wünschenswerten  Deutlichkeit  ausgesprochen  in 
Ssp.  I  16  §  1  und  2.1 

„Niemand  kann  ein  anderes  Recht  erwerben,  als  ilus 

angelwren  ist.  Verseliaiülit  er  aber  sein  lu  eht  vor  Gericht 
und  beansprucht  er  ein  anderem  Rechte  das  er  nicht  erlaagi" 


1)  Vgl.  in  §  72. 
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kann,  so  verliert  er  beide.  Ausgenommen  ist  nur  der  eigene 
Mann,  den  man  frei  läßt,  der  erhnit  freier  I^mdsassen  Recht. 
^  2.  Welches  Kiod  frei  und  echt  ist,  das  behalt  seines  Vsten 
Recht 

Der  Spiegier  proklamiert  hiennit  die  Unverfinderlichkeit 

des  landrechtlichen  Geburtsstandes.  Das  Eigentum  war  dem 
^V(cll>el  iintf^rworfen.  Der  Scliotlenbare  konnte  mit  Zustim- 
uuiug  des  Graieu  auch  das  letzte  Stück  verkaufen.  Dennoch 
weiß  der  Spieler  nichts  von  einem  dadurch  bewirkten  Standes- 
wechsel.  Der  Landsasse  konnte  E^ntum  erwerben.  Wenn 
er  doch  nicht  schdffenbar  werden  kann,  so  beweist  dies  die 
Unzulänglichkeit  der  Eigen  tu  mstheorie. 

Die  gleiche  Betonung  der  Geburt  tritt  uns  auch  sonst 
entgegen.  Speziell  für  Wergeid  und  hulie  soll  lediglich  die 
Geburt  entscheiden.  Sowohl  im  Landrecht  wie  im  Lehnrecht 
wird  betonti  daß  jedermann  Bufie  nach  seiner  Geburt^  habe. 
Der  Fronebote  hat  das  doppelte  Wei^ld  seiner  Geburt*  Die 
ungemannte  PVau  hat  Wergekl  und  Buße  nach  ihrer  Geburt.  ^ 
Jeder  Mann  hat  die  Gcrichtsfrist  nach  seuier  Geburt.*  Das 
I^ht,  den  Zweikampf  zu  weigern,  richtet  sich  nach  der 
Oebnrt'  Das  Kind  beerbt  die  Mutter,  wenn  es  ihr  gleich 
oder  besser  geboren*  ist  Ja  das  einfache  Geburt  findet  sich 
S7non3rm  mit  Stand.  ^    Überhaupt  wird  die  für  das  Erbrecht 


1)  n  16  §  3.  Ü.  8  Jewelk  man  hevet  bute  na  sincr  bort,  hc  ne 
hebbe  ge  verworcht  III  45  $  2,  73  §  1.  Lnr  08  §  0  Jewelkes  Herren 
nun  hevet  bäte  na  siner  bort.  —  Iloiret  aver  he  sik  verworcht  an  stme 
rechte,  so  •.^il  rici  ime  der  bäte,  die  ine  an  geboren  ia. 

2)  I  8  §  2. 

3)  I  45  §  1.   lU  45  §  2,  73  §  1  und  2. 

4)  n  3  §  2. 

5)  I  63  §  3.  Jewelk  man  mach  kampcs  weigeren  demc,  do  wers 
geboren  is  denno  hc.  Die  aver  bat  geboren  is,  den  no  kan  die  wera 
J^ebomo  nicht  verlocgen  mit  der  beteren  gebord,  of  he  en  ansphct 

6)  III  §  72. 

7)  III  65  §  2.    Wirt  eii  man  ^-ines  genoten  man,  sine  bord  noch 

^in  lantrecht  ne  hevet  he  nicht  kr-  nk -t  Vgl.  auch  I  63  §  3  oben  Anm.  4«  , 
Ul  73  9  2  und  I  51  §  3,  Lnr.  80  §  1. 


Digitized  by  Google 


534 


Dritter  HauptteiL  Stande^liederang. 


und  die  Verwandtschaft  nötige  Standesgleicliheit,  also  die 
Zugehörigkeit  zu  den  uns  beschäftigenden  Ilauptstitnden  stet« 
und  zwar  an  18  Fundstellen  durch  das  Wort  ebenbürtig 
au^g^drüokt^  Schon  der  ausschließliche  Gebrauch  dieses  Wortes 
beweist  nicht  nur,  daß  die  Hauptstande  zur  Zeit  des  Spioglen: 
Geburtsstände  waren,  sondern  auch,  da(i  eine  andere  Begrün- 
dung des  Standesnnterschiedes  auch  in  der  ganzen  erhehhVh 
zurückliegenden  Zeit,  in  der  sich  die  Ausbildung  der  Ter- 
minologie vollzogen  hat,  nicht  bekannt  gewesen  ist. 

Dieser  Umstand  ist  deshalb  wichtig,  weil  er  einen  Ge- 
danken ausschließt,  der  sonst  vielleicht  gehegt  werden  könnte 
Man  konnte  vielleiclit  \ ersucht  sein  anzunehmen,  daß  die  beiden 
Hauptstände  des  Sachsenspiegels  zwar  zur  Zeit  de<j  Rechtsbuch? 
Geburtsstände  sind,  aber  in  einer  friiheren  Zeit  auf  Besitz- 
Verschiedenheit  beruhten  und  durch  sie  entstanden  sind  Die 
Ausprägiuig  einer  so  bestimmten  Rechtsterminologie  braucht 
lange  Zeit.  Deshalb  sind  wir  schlechterdings  genötigt,  die 
AI  Ii  iiigigkeit  der  beiden  Stände  von  der  (i('l)nrt  schon  in  die 
Zeit  der  altsächsischen  Standesgiiederung  zurückzudatiereiij 
welche  ihrerseits  für  den  EinHuR  des  Besitzes  keinen  Kaum  laßt 

Die  Auffassung  der  Stande  als  Geburtsstande  laßt  sich 
auch  indirekt  aus  der  Gestalt  des  Beispruchsrochts  und  aus 
andern  Umständen  ableiten.  Aber  es  bedarf  dessen  nicht 
Die  angelülnten  Belegstellen  sprechen  eine  völlig  klare  und 
zweifellose  8jirache  und  ihr  Urheber  ist  zuverläßsig. 

Angesichts  dieser  Betonung  der  Geburt  versagt  die  £igen- 
tnmstheorie.  Ebenso  aber  auch  gegenüber  den  Einzelheiten  der 
Differenzierung.  Ich  wiU  mich  auf  sswei  Momente  beschriinken, 
auf  die  Jicischräukung  des  Erbrechts  und  aui  die  \Yirkung  der 
Freilassung. 

441.  Wenn  die  Landsassen  sich  von  den  Schöflenbaren 
nicht  durch  die  Herkunft,  sondern  nur  durch  das  Fehlen  von 


1)  Vgl.  Ssp.  Lclr.  I  3  §  3,  5  §  1.  0  §  L'.  10.  17  §  I,  23  §  1  un<l  2, 
-     27  §  2,  :]X  13,  45  §  1,  48  §  2,  51  §  1.  II  12  §  2.  lU  26  §  3,  72,  73  §  1. 
Ssp.  Lnr.  21  §  1. 
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Gruüdeigeotuxu  untei-schieden  hätten^  so  würde  das  Fehlen  des 
Erbrechts  gegenüber  schöffenbaren  Verwandten  du  rechte- 
geschichtliches Unikum  darstellen.  Gewiß  finden  sich  auch  in 
der  Bechtsgescbiohte  Belege  ffir  den  Satz  ^Wer  hat,  dem  wird 
gegeben**.  Aber  die  Rechtenorm,  daß  derjenige  vollfreie  Mann, 
der  nicht  schon  Onindcigentum  hat,  keinen  Gnindeigentümer 
beerben  kann,  und  zwar  überhaupt  nicht,  auch  nicht  hinsieht- 
Uch  des  beweglichen  Vermögens,  diese  Rechtsnorm  würde  jeder 
Analogie  entbehren.  Völlig  konsequent  ließe  sie  sich  schlechter- 
dings nicht  durchführen.  Denn  solange  der  Vater  lebt,  sind 
in  gewtilniliclien  Verhältnissen  die  Kinder  noch  nicht  Grund- 
eigentümer. Dennoch  hat  ein  Kindererhrecht  bestanden. 
Dennoch  hat  die  Tochter,  die  neben  dem  Sohne  kein  Grund- 
eigentum eibt,  doch  ein  Erbrecht  am  beweglichen  Vermögen. 

Aber  auch  wenn  man  diese  Ausnahme  als  selbstverständ- 
lich annimmt,  so  wGrde  es  doch  kaum  weniger  au^allend  sein, 
daß  der  Mann,  der  seinen  Grundbesitz  veräußert  oder  sonst 
einbüßt,  in  der  Beerbung  seiner  Mutter  (Ssp.  III  73  §  1), 
seues  Bruders  oder  sonst  näherer  Venvandten ,  die  noch  Grund- 
eigentum haben  ^  durch  entferntere  Verwandte  und  durch 
das  Heimfallsreoht  des  Gerichtsherra  ausgeschlossen  wurde. 
Weder  die  Entetehuni^^  noch  die  praktische  Handhabung  solcher 
Sätze  hifit  fich  erklären.  Es  int  dies  um  so  weniger  der  Fall, 
wenn  man  bedenkt,  daß  für  die  soziale  Schichtung  der  oberen 
Klassen  eben  nicht  das  £igen,  sondern  das  Lehn  dieHauptr 
lolle  spielte.  Der  Biann,  der  sein  £^n  als  Lehn  auftrug, 
konnte  weiteres  Lehn  als  Entgelt  erhalten  und  durch  die  Ver- 
äußtTUiig  an  Rcichtuiii  und  sozialem  Anschn  wachsen.  Welcher 
(irund  lag  vor,  ihm  sein  Erbrecht  zu  entziehen? 

Wenn  die  Versagung  des  Erbrechts  überhaupt,  wie  früher 
ausgeführt,  nur  bei  einer  Liberttnenklasse  verständlich  und  mit 
den  andern  Kaehrichten  vereinbar  ist,  so  würde  sie  doch  durch 
die  Eigentumstheorie  geradezu  unmöglich  werden. 

442.  Nach  der  Eigentumstheorie  nüilite  die  ständische 
Stellung  des  Freigelassenen  davon  abhängig  gewesen  sein,  ob 
er  Grundeigentum  hatte^  erhielt  oder  nachträglich  erwarb* 
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Nach  dem  Bechtsbuche  kommt  es  daraiif  gar  nicht  aD.  Die 
einfache  BVeilaaaung  gibt  sowohl  dem  Eigenen  wie  dem  Dienst- 

mann  einschließlich  des  ritterlichen  nur  das  Recht  des  LiuiU- 
sassen.  Nur  die  Freilassung  durch  den  König  mit  „ordelea* 
gibt  Schölfenbarkeit 

44!).  Schröder  sucht  den  Ei-worb  des  Landsassenrecfau 
darch  den  Dienstmann  auf  den  Faii  2U  beschranken»  daß  er 
kein  Grundeigentum  behielt  oder  erhielt  Damit  wäre  der 
Gegensatz  m  der  lu^^entumstheorie  beseitigt  Aber  diese 
Bebchräiikung  ist  nicht  haltbar. 

1.  Die  Ministerialen  waren  mindestens  seit  der  Kan>- 
lingerzeit  des  echten  Eigens  fähig.  ^  Ein  betrachtlicher  Teil 
des  Grund  und  Bodeus  stand  im  Eigentum  der  Ministerialen. 
Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  die  Vorschrift  des  Spieglcrs 
nicht  für  den  Normalfall  bestimmt  war. 

2.  In  I  16  §  l  erscheint  der  Erwerb  des  Laiulsassen- 
recht«  durch  den  Kiü:cninanii  als  Ausnahme  von  dem  Satze, 
daß  nietiiaiid  sein  Geburtt>recht  ändern  kann.  Damit  ist  die 
Standeserhüiiung  diircli  Verleihung  oder  selbständigen  Erwerb 
gerade  auch  für  den  Freigelassenen  verneint 

3.  Der  Reichsdienstmann  in  III  81  eihalt  Grundcigentttm. 
Aber  das  genügt  eben  nicht  Seine  Freilassung  muß  durch 
den  König  mit  ordeleu  erfolgt  sein. 

Zu  demselben  Ei*gebnissc  wie  das  llcchtijbuch  führt  die 
oben  2  angeführte  Urkunde  der  Grafen  von  Woldenbcrg.  Die 
Schöffenbarkeit  wird  eigens  verliehen  unter  Vorbehalt  der 
Genehmiguog  durch  den  Bischof.  Von  Grundeigentum  ist  nicht 
die  R^de.  Nach  der  Eigen tumstheorie  wäre  die  Verleihung 
entweder  überflüssig  oder  aber  wirkungblos  gewesen.  Xur  das 
Eigentum  hätte  cnt.scheiden  können. 

Das  bisher  Voi-getrageue  dürfte  ausreichen,  um  die  Ab- 
lehnung der  Besit^theorie  zu  rechtfertigen.  Jeder  Vensuch, 
mit  ihrer  Hilfe  die  bestehenden  Verhältnisse  zu  erklären, 


1)  Vgl.  unten  No.  450ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  332. 
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scheitert  nach  verschiedenen  Richtungen  an  nicht  üborwind- 
baren  Hinderniäscn. 

II.  Die  Eittertbeorie.   §  50. 

444.  Die  Auffassunp^  der  Schon'cnbaren  als  ritterliche 
Klasse  hat  in  einer  b(  .-ciKU  rcn  Vonn  schon  Stobbo  vertreten, 
btobbe  nimmt  an,  daß  die  Öchütlenbareu  als  Leute  von  Kittcrs- 
art  galten,  ohne  deshalb  rittcrlieh  zu  leben.'  Demgegenüber 
ist  die  Ansicht  in  schärferer  Form  zuerst  von  Richthofen', 
dann  von  Zallinger'  aufgenommen  worden.  Beide  Autoren 
sehen  m  den  Schöffenbarcn  eine  nussehließlich  ritterliche  Klasse, 
die  sich  gerade  dadurcii  von  den  bätierliehen  Pfleghaften 
abhebe.  Da  nun  Zallingcr  auch  den  liegriü  der  freien  Herren 
auf  die  Verbindung  von  Freiheit  und  Rittersart  abstellt,  so 
hat  diese  Auffassung  der  Schöffenbaren  ihn  in  Verbindung  mit 
anderen  Umstanden  isur  Negation  der  niederen  Scbofienbaren 
und  «ur  Heranriefaung  d«r  MiDuterialen  geführt 

445.  Die  Rittertheoric  ist  mit  den  bisherigen  Ergebnissen 
"weder  in  ilirer  milderen  noch  in  ihrer  schärferen  Form  vereinbar. 
Das  Kontrollbild  zeigt  uns,  daß  der  Stand  der  Schöffenbaren 
auch  zweifellose  Bauern  umfaßte.  In  einer  Urkunde*  werden 
sie  als  cives  de  vilJis,  „Dörfler^  bezeichnet,  also  mit  dem  Aus- 
druck, welcher  den  Gegensatz  zu  den  Leuten  von  Sittersart 
am  schärfsten  wiedergibt 

Dessenungeachtet  ist  ein  näheres  ICingelien  auf  die  Ritter- 
theorie geboten.  Bei  so  schwierigen  und  wichtigen  Problemen 
darf  kein  Weg  der  Kontrolle  unbetreten  bleiben. 

446»  Zallinger^  beruft  sich  für  die  allgemeine  Ritterlich- 
keit der  Schdfienbaren  auf  drei  Argumente:  1.  auf  die  Ahnen- 
probe, 2.  auf  die  Erwähnung  der  Schoffenbaren  in  der  Heer- 


1)  a,  a.  0.  8.  339. 

2)  üntersuchuDgen  II  S.  1124  ff. 

3)  a.  a.  0.  S.  8  und  Itinisterialos  S.  91. 

4)  Vgl.  oben  S.  347. 

5)  ZaUinger  a.  a.  0.  8. 8ff.  Ministeriales  and  mUites  8.  91  ff. 
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ßchildordnung,  3.  auf  die  Ergüjizuog  der  Schöffen  durch  die 
Reichsdienstmanneii  nach  III  81. 

Allerdings  erkennt  auch  Zallinger  an,  daß  diese  SteilcD, 
wenn  es  feststände »  daß  es  schoffenbare  Bauern  gegeben  habe, 
die  Auslegung  xulassen,  daß  jeweib  nur  die  ritterÜchen  Leute 
gemeint  seien,  aber  er  mdnty  daß  das  FeUen  der  BSnachrfakong 
als  „höchst  an  1  fallend''  ei*öcheinen  müßte. 

Ich  glaube  nicht,  daß  dies  richtig  ist.  Das  erste  Ai^- 
ment  ist  bereits  oben  besprochen  worden.  Die  Bestimmung 
hat  eine  ganz  andere  Tragweite  als  Zallinger  annimmt  und  fiUt 
in  keiner  Hinsicht  für  die  Ritterüchkeit  ins  Gewicht 

447.  Die  Bewertung  des  zweiten  Arguments  hangt  ab  von 
der  Auffassung  der  Heerschildordnung  und  der  Ileorscliil'l- 
fähi^dvcit.  Die  IIeei*schildordnung  war,  wie  unten  ^  näher  aus- 
zuführen ist,  die  Ordnung  der  militärischen  Raiigklassen.  Sie 
war  allgemein  bekannt  und  wird  auch  vom  Spieler  als  bekannt 
vorausgesetzt  Als  interessant  und  mitteilungswert  tritt  die 
l*arallele  mit  den  Welten  und  den  Sippcuzahlen  her\'or.  Die 
Riingklassen  selbst  werden  ganz  kurz  erwähnt.  Der  Spieg«! 
setzt  den  Begriff  der  Fürsten  und  der  freien  Herren  bei  dieser 
Gelegenheit  als  bekannt  vomus.  £r  konnte  auch  als  bekannt 
voraussetzen,  daß  die  Schoffenbaren  immer  dann  den  ffinften 
Schild  haben,  wenn  sie  überhaupt  einen  Schild  haben. 

448.  Die  \V'cglassunf]^  dieser  Voraussetzung  wird  aber 
besonders  erklärlich,  wenn  man  erkennt,  daß  die  Heerschild- 
fahigkeit  nach  dem  Sachsenspiegel  gar  keine  positiven  Vomtis- 
Setzungen  hat,  sondern  nur  negative*  Jeder  hat  den  Hcei^ 
Schild,  der  ihn  nicht  in  eigener  Person  oder  in  der  Peisoo 
eines  der  genannten  Vorfahren  verloren  hat.  Das  folirt  ni.  E. 
aus  der  Abgrenzung  der  lehnsfähigen  Leute  in  bsp.  Lebn- 
recht  2  §  1: 

^Papen  vif  dorpere  koplüde,  unde  alle  die  rechtes  darvct 
oder  unecht  geboren  sin,  unde  alle  die  nicht  ne  sin  von  riddeis 
art  von  vader  une  von  eldervader,  die  solen  lenrecbtes  darvea" 


1)  Vgl.  ISO.  Ö05£f. 
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üas  Haben  des  Lehnrechts  wird  rnin  unbestrittcnormaficn 
auch  ausgedrückt  als  „Haben  des  Hecrechilds".  Ebenso  ent- 
spricht das  „sein  von  ridders  art"  dem  „geboren  sein  zum 
Heerschild^.  Der  Heerscbild  eines  Prätendenten  hängt  nun 
nach  der  Stelle  ab  1.  von  persönlidien  Eigenschaften^  2.  von 
Eigenschaften  jjewisser  Vorfahren. 

1.  Hinsichtlich  der  Pernoii  des  Prätendenten  werden  keine 
positiven  Qnalitat<»n  nis  Riuei  gefordert.   Übung  in  dvn  Waffen 
und  im  Reiten,  Dienst  als  Knappe^  Erlangung  der  Kitterwürde 
mögen  durch  die  8itte  geboten  gewesen  sein.    Rechtlich  not- 
wendig Bind  sie  nicht.    Der  Heerschild  braucht  nicht  durch 
solche  Leistungen  erworben  zu  werden.    Er  kann  nur  ver- 
loren  werden  durch  Leben  als  Dörfler  oder  als  Kaufmann. 
1)(  r  Griin<ll  iisitzer  z.  B.,  welcliei  nicht  selbst  hinter  dem  Pfluge 
hcra^g,  behielt,  die  erforderliche  Abstammung  vorausgesetzt, 
den  Heerschild,  auch  wenn  er  sich  ritterlich  nicht  weiter 
betätigte,  sondern  seine  Wirtschaft  beaufeicht^te. 

2.  Die  Eigenschaften  der  Vorfahren  werdea  nicht  beson- 
ders angc  geben.   Daraus  folgt  aber,  daß  sie  dieselben  sind, 
welche    in   der  Person   des  Prätendenten   gefordert  werden. 
Auch   die  Vorfahren   dürien   weder  Bauern  noch  Kaufleute 
gewesen  sein.    Dagegen  kann  es  nicht  crfordei'lich  gewesen 
sein,  daß  sie  sich  positiv  im  Kii^dienst  oder  sonst  als  Ritter 
betätigt  haben.   Die  Notwendigkeit  dieser  Projizierung  nach 
rückwärts  ergibt  sich  schon  aus  der  Fassung  der  Stelle.  Die 
persönlichen  Eigenschaften  des  Prätendenten  werden  genauer 
angeführt.    Wenn  für  die  Vorfahren  etwas  anderes  gegolten 
hätte,  so  wäre  die  Erwähnung  nicht  unterblieben.    Zu  dem- 
«f'lben  Schlüsse  führen  sachliche  Erwägungen.  Die  personlichen 
Eigenschaften  des  Prätendenten  waren  für  den  Lehnsdienst 
weit  wichtiger  als  die  der  Vorfahren.   Die  Berücksichtigung 
der  Vorfahren  muß  geschichtlich  später  entstanden  sein  und 
ist  aufzufassen  als  eine  Vererbung  der  ]ierbönliclien  Mängel. 
Entscheidend   sind  endlich  die  Vorschntten  über  die  Ver- 
erbung des  Heerschilds.    Wer  den  Heerschild   selbst  h&t, 
vererbt  ihn.   Der  Sohn  des  oben  gedachten  Grundbesitzers 
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erwarb  den  Heerschild  kraft  Erbrechts.  Fol^ch  muß  er  auch 
in  Ansehung  seines  Vaters  als  Manu  von  Rittersart  gegolten 
haben. 

Die  vorsteliciulo  Aiiffaßsun^  des  Heeihciülds  nimmt, 
wie  mir  scheiut,  dem  Argumente  Zallingers  die  Beweiskraft 
Auch  wenn  es  Schöffenbare  gab,  die  den  Heerschild  verloren 
hatten  I  so  konnte  doch  der  Spiegier  dem  Schoffenbaren  als 
solchen  wegen  seines  landrechtlichen  Standes  einen  Schild 
zuweisen.  Die  Übergehung  eines  positiven,  hinziitrctcnden 
Merkmals  wäre  allenfalls  auffalloiid.  Di('  Nichtcrwiiimung  (i«T 
Verhjstmöglichkeit  kann  bei  einer  so  knappen  Darstellung 
nicht  befremden. 

449«  3.  Die  dritte  Stelle  scheint  auf  den  ersten  Blick 
eine  sweifelloBe  Beweiskraft  zu  haben.  Mit  Recht  sagt  Zallinger: 
^Also  nicht  etwa  ans  einer  niedriger  gestellten  Klasse  von 
Freien  wurde  der  liOatz  für  die  ausgestorbenen  schr)H<  iiban  ii 
Gesehleclitrr  genommen,  sondern  ans  einem  unfreien  aber  ritler- 
licheu  Stande/  Es  Vic^  nahe,  die  Bevorzugung  der  Dienst- 
mannen vor  den  niederen  Freien  auf  die  Kitterlichkeit  der 
Dienstmannen  zurückzufuhren. 

Aber  die  ganze  Schlußfolgerung  beruht  auf  zwei  allerdings 
sehr  verbreiteten  Irrtümern: 

a)  In  erster  Linie  auf  dem  Irrtume,  daß  überliaiipt  nußer- 
halb  der  öchöiTcnbarcn  und  unter  ihnen  noch  voUfrcic  Leute 
existierten,  auf  die  man  hatte  verweisen  können,  nachdem  die 
Schöffenbaren  ausgestorben  waren.  Sobald  man  erkennt,  daß 
auf  dem  Lande  unterhalb  der  Schöffenbaren  nur  die  Liber- 
tinenklasse  der  Landsassen  steht,  erklart  sich  die  Vorschrift 
auch  in  anderer  Weise.  Die  Erhebung  des  Libertinen  zum 
VoUfreieu  vernichtete  die  Rechte  des  Patrons.  War  dieser 
Verlust  im  Interesse  der  Hechtaptlegc  erforderlich,  so  mußte 
er  dem  Heiche  auferlegt  werden.  Der  Gedanke  ist,  der  Graf 
stellt  aus  dem  Schoffengute  das  Land,  der  König  den  Mann. 
Schon  infolge  dieser  Erwägung  ^vftrde  die  Deutung  dieser  Stelle 
von  der  Stellungnahme  zu  dem  Hauptproblem  abhängen,  eine 
selbstäudige  Beweiskraft  der  Stelle  fehlen. 
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b)  Zweitens  aber  ist  es  nicht  ricbtigi  daß  die  Dienstleute 
des  Spi^ek  eine  ausschlieBlich  ritterliche  Klasse  sind.  Der 
Stand  der  Dienstleute  umfaßt  nicht  nur  ritterbürtige  Leute, 

sondern  aucU  Bauern  und  j\:uiflente.^  Weim  Uaher  der  Spiegier 
der  Ergänzung  der  Schötieubaren  das  Erfordernis  der  Kitter- 
bürtigkeit  hatte  betonen  wollen,  so  hatte  er  einen  Dieustmann 
von  Rittersart  fordern  mfissen.  Das  hat  er  aber  nicht  getan. 
Nach  seiner  Darstellung  ist  jeder  Dienstmann  qualifiziert^  auch 
der  Buucr  und  der  Kaufmann.  Deshalb  beweist  die  Stelle 
gerade  umgekehrt,  da  Ii  die  Ritterburtigkeit  für  den  Stand  der 
Beliüü'eiibaren  nieht  wesentlich  war. 

c)  All  dritter  Stelle  sei  bemerkt,  daß  die  Eiganzung  der 
Sehoffenbaren  nur  den  Zweck  verfolgte,  Schöfien  zu  stellen. 
Wenn  irf^end  ein  Anhaltspunkt  daför  vorhanden  wäre,  daß 
Ritterb  ürtiLlait  des  Kandidaten  verlangt  wird,  so  wurde 
»li<s  ebenso  wie  das  Erfordernis  dnicr  Hufen  ^  auf  die  Be- 
kleidung des  SchÖÖ'enamts  gehen  köuoea,  noch  nicht  Standes- 
Bedingung  sein. 

d)  'Eine  Zuröcksetzung  der  Landsassen  vor  Unfreien  findet 
sich  endlich  nicht  nur  l>et  der  Ergänzung  der  Schöffen ,  son- 
^Wn  noch  viel  aut  laliciidc  r  in  der  mehr  besprochenen  Innerungs- 
stelle  I  6  §  2.  An  dieser  zweiten  Stelle  kann  die  Ritterbnrtig- 
Iceit  nicht  der  Grund  des  Vorzugs  sein.  Die  Laten  waren  in 
ihrer  Masse  Bauern.  Die  Übereinstimmung  der  beiden  Stellen 
foideri  eine  gemeinsame  ErklÜnmg.  Es  ist  wahrscheinlich, 
daß  sie  in  dem  geschichtlichen  Ursprünge  der  sächsischen 
Miüisterialitut  zu  finden  ist. 


1)  Vgl.  unten  §  73. 

2)  Aus  der  Voncbrift,  daß  der  Ozaf  den  nun  Sohdffen  bestimmten 
Dieustmann  mit  Sohöffengut  aasstatten  soll,  folgt  nicht,  dafi  bei  dem 
Dieustmann  Eigentamalomgkeit  piisamieit  wurde  oder  der  freigelassene 
Dieustmann  sein  Eigen  verior.  Sondern  sie  erUftrt  sieb  danraa,  dafi  ein 
dem  ]>ien8tnianii  gehörendes  Eigen  Oodings-  ond  nicht  Ore&obaftseigen 
v«r.  Deshalb  mnfite  solebes  Eigen  Terliehen  werden,  das  der  Zugehörig- 
keit xom  Otafendinge  entsprach,  von  altetsher  un  engeren  Orafscbafia- 
^ibiade  gewesen  war. 
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Ans  diesem  Grunde  solieinen  mir  die  von  Zallinger  an- 
geführten Sühlen  bei  näherer  BctrachtuDg  die  allgonieine  Kitter- 
bürtigkeit  der  Schötl'enbaren  gai»z  imd  ^r  niclit  zu  ergeben. 

Andrerseits  bietet  der  Spiegel  selbst  auch  bei  isolierter 
Betrachtung  und  außer  der  Stelle  III  81  noch  sehr  erhebliche 
Anhaltspunkte  dafür,  daß  der  Stand  der  Schöffenbareo  Banein 
umfaßte  und  die  Verteilung  des  Heerschilds  von  der  landrecht- 
lichen Standesgliederung  völlig  unabhäugig  war. 

Zallinger  seliiekt  seiner  Kritik  des  Sachsenspiegels  aller- 
dings die  „KonsUitierung"  voraus,  „daß  der  Sachsenspiegel 
selbst,  doch  die  Hauptquelle  der  ganzen  Lehre,  nicht  eine 
einzige  Stelle  enthält,  in  welcher  irgend  eine  Beaugnahme  auf 
bauerlich  lebende  Schoffenbarfreie  erkannt  au  werden  vermochte; 
daß  vielmehr  seine  ganze  Darstellung  nur  geeignet  ist,  den 
unmittelbaren  Eindnick  zu  envecken,  diiß  er  unter  den  Schoflfen- 
barfreien  eine  ritterliche  Personenklasse  verstelit'^J 

450.  Ich  glaube,  daß  auch  außer  der  Stelle  III  8L  noch 
zwei  Stellen  die  von  Zallinger  vermißte  Qualität  besitzen: 

1.  Der  Erbe  wird  mit  72  Mann  geinnert^  die  i^nlle  freie 
Schoffenbare"  sind  oder  echt  geborene  Laten.* 

2.  Wer  Lehn  oder  I^ibgeding  als  Eigen  beanspruelit, 
der  muß  die  Eigeiieewere  mit  6  schöf f cnbareu  freien 
lauten  bezeugen  oder  er  verliert  sie.^ 

Wenn  es  in  Ostfalen  vollfreie  bäuerliche  Grundeigentämer 
gegeben  bat,  so  müssen  sie  an  beiden  Stellen  unter  der 
Gruppe  der  Scboffenbaren  mit  einbegriffen  sein.  Für  die  erste 
Stelle  liegt  das  auf  der  Hand.  Aber  auch  für  die  zweite  Stelle 
ist  die  Annahme  durchans  gt'bot<'n.  Auch  der  Bauer  konnte  an 
dem  Leibgedinge  seiner  Mutter  oder  Niftel  Eigen  beanspruchen. 
Und  es  ist  in  hohem  Grade  unwahrscheinlich,  daß  zum  Zeugnis 
über  die  tatsachliche  Nutzung  von  bäuerlichen  Gütern  kein 
bauerlicher  Standesgenosse  zugelassen  wurde,  sondern  6  freie 


1)  a.a.O.  S.8. 

2)  I  G  §  2. 

3)  II  43  §  3,  vgl.  auch  11  42  §  1.  Öcböfle  ist  Standeabeieidimiiig. 
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Herren  oder  altfreie  Miiüsterialeü  erforderiieli  waren,  die  doch 
über  die  Gewere  an  bäaerlichem  Eigen  nicht  unterrichtet  sein 
konDteo*  Die  Existenz  altfreier  bäuerlicher  GniodeigeDtGmer 
ist  unbestritten.  Damit  ergibt  sich  der  von  Zallinger  vermißte 

Hinweis. 

Zallinger  bat  nur  die  erste  Stelle  erwähnt  »Schröder 
übergeht  beide. 

Zallinger  sagt:  «die  unmittelbare  Anreihung  der  Laten 
maßte  hier  unbedingt  zu  der  Annahme  notigen,  daß  der  Begriff 
der  Schoffenbarfreien  weiter  als  sonst  alle  F^ien  auch  die 
Pileeliiiftcn  und  Laiidsassen  umspaniRiid  gefaßt  sei*.  Diese 
Deutung  ist  unbedingt  ausgeschlossen.  Von  voniheroin  int  es 
kaom  denkbar,  daß  der  Spieglcr  einen  so  oft  und  so  technisch 
gebmucliten  Begriff^  wie  den  der  teien  Schöffenbnren^  eine 
Doppelbezeichnung^  in  einem  so  ^auz  verschiedenen  Sinne 
gebraucht  haben  sollte.  Sodann  aber  beweist  die  Fassung  der 
^^telle  das  Bewuhtsein  einer  Bescluänkun^.  AVenn  alle  Freien 
gemeint  waren,  dann  war  die  Zufiigung  von  schöffenbar  doch 
völlig  überflüssig.  Aber  der  Spiegler  f  iigt  dies  Wort  nicht  nur 
hinzu,  sondern  betont  ausdrucklich »  daß  ^alle**  Eidesleister 
diesen  beidmi  StSnden  angehSren  mÜBsen.  Er  will  Elemente 
ausschließen. 

In  zweiter  Linie  ist  hervorzuheben,  daß  der  Spiegier 
weder  bei  den  lehnrechtlichen  noch  bei  den  landrechtUchen 
Nonnen,  die  für  die  Leute  von  Rittersart  aufigesprochen  werdeuj 
an  die  von  ihm  sonst  so  standig  gebrauchten  Bezeichnungen 
der  StSndetafel  anknüpft. 

Dieser  Umstand  legt  die  l^'rat^e  nahe,  weshalb  der  Spiegier, 
wenn  dio  freien  Leute  von  lüttersart  mit  den  SehiHVenbaren 
identisch  waren,  nicht  einfach  diesen  sonst  so  beliebten  Ausdruck 
gebraucht  hat  Zallinger  erwidert  hinsichtlich  der  hindrecht- 
liehen  Stellen:  „Keineswegs  deshalb,  weil  das  dort  Mitgeteilte 
nicht  auf  alle  Sehöticnbareu,  sondern  nur  aut  die  rittermäßig 
lebenden,  vielmehr  weil  es  nicht  bloß  auf  die  SchötVenbar- 
heien,  sondern  auf  alle  Leute  von  Rittersart,  d.i.  auf  alle 
ia  der  Heersohüdordnung  genannten  PeisonenldasBen  paßte/' 
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Zallinger  erklärt  somit  das  Fehlen  des  Ausdrucks  ^cböffenbai^ 

durch  die  Mitberficksichtigun^  der  Pursten  (und  PVeihcrren) 
einerseits,  tler  Ministerialen  iindierseits.  Darauf  ist  zu  repli- 
zieren:  „Die  Mitberficksiciitigung  der  erst<jn  Gruppe  kann  nicht 
erklärend  wirken ,  weil  der  Ausdruck  schöffenbar  an  diesen 
und  an  den  andern  Stellen  die  erste  Gruppe  mit  umfaßt 
haben  wurde."  Die  Stellungnahme  Zallingers  beruht  insofern 
auf  dem  Gnmdfrrtum,  den  er  bei  der  Auslegung  des  Spiegels 
begangen  liat,  auf  der  allzu  engen  Abgrenzung  des  Bc^riifs 
„schötfenbar**.  Hinsichtlich  der  Ministerialen  ist  :  u  unter- 
scheiden: Im  Lehn  recht  sind  sie  mitberücksichtigt.  Auch 
m.  E.  hat  der  Spicgler  mit  Ministerialen  von  Rittersart  gerechnet. 
Aber  ihre  Mitberucksichtigung  ist,  wie  der  Spiegier  auch  im 
Lehnrechte  hervorhebt  ^  nur  eine  sekundäre  und  kann  nicht 
erklären,  daß  in  dem  ganzen  umfangreichen  Lehnrechte  jede 
Inndrechtliche  Standesbezeichnung  in  ganz  auffallender  Weise 
vermieden  ist.  Die  Ausdrucksweise  des  Spiegels  ist  immer 
soiglältig  uberlegt.  Sie  läßt  sich  in  diesem  Falle  nur  durch  die 
vollkommene  Unabhängigkeit  der  beiden  Gliederungen  erklären. 
Die  drei  FVeiheitsarten  werden  überhaupt  nicht  erwähnti  auch 
da  nicht,  wo  die  Darstellung  dasn  gedrängt  hätte,  wenn  die 
Hauptgliederung  der  Frei<'n  nach  Landiccht  mit  der  Haupt- 
giiederuug  nach  Lelmrecht  identisch  gewesen  wäre.  Eine  solche 
Stelle  ist  die  oben^  mitgeteilte,  welche  die  Leute  von  Hittersart 
bestimmt  £ine  zweite  Stelle  ist  die  Erwähnung  der  Buße:  68  §  9 
yjjewelkes  herren  man  hevet  bute  na  einer  bort;  wataver  je  welkes 
mannes  bute  si,  des  mut  man  in  künde  kommen  in  dem  buke^ 
dat  von  huitrechte  seget".  Die  Verweisiujg  auf  das  Laudrecht 
wurde  hinsichtUcli  der  Freien  nimötig  gewesen  sein,  wenn  alle 
freien  Leute  von  Kittersart  die  Bulie  der  Schöffenharen  gehabt 
hätten.  Sie  wurde  sich  aber  auch  durch  die  Mitberiicksichtignng 
der  Dienstmannen  nicht  erklären,  da  ja  das  Landrecht  in  III  45 
überhaupt  nichts  von  der  Buße  der  Dienatmannen  sagt.  Der 


1)  Vgl.  Ssp.  Lehur.  A.  63  §  2. 

2)  y^.  oben  8.  538. 
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Spieler  kann  bei  dieser  VerweiBimg  schlechthin  Dicht  an  die 
Dienstmannen  gedacht  haben. 

Auch  im  Landrechte  ist  der  Ausdruck  Leute  von  Rittero- 
art ganz  sicher  nicht  mit  Bücksicht  auf  die  Einbejnehung  der 

Ministerialen  gewählt  worden.  Die  fraglichen  Antraben  iiljer 
Heergevvätte  und  Morgeii^ibe  paa^sen  nur  auf  die  fieit-u  Leute. 
Bei  den  Alinisterialen  war  das  Geschick  des  Heergewätt^-s 
lokal  verschieden.^  Niemals  aber  fiel  es  bei  erblosem  Tode 
an  den  Richter.  Der  unfreie  Bauer  konnte  andreneits  nicht» 
wie  der  Spieglcr  von  dem  Bauer  sagt^  sein  bestes  Stfick  Vieh 
Beiner  Frau  als  Morgengabe  zuwenden.  Denn  der  Herr  nahm 
es  für  sich  mit  dem  ßuteil  in  Anspruch.  Auch  bei  den  Frei- 
i^classeuen  galt  Herrenrecht  Der  Spiegler  kann  daher  bei  der 
Scheidung  der  ritterlichen  und  nichtritterlichen  Leute  über- 
haupt nur  an  die  altfreie  Bevölkerung  gedacht  haben.  Die 
Venneidung  jeder  Anlehnung  an  die  sonst  so  betonte  Drei^ 
teilung  der  Freien  spricht  somit  dafür,  daß  er  vorzugsweise 
f'der  allein  eine  Scheidung  innerhalb  der  Scliotienbareu  im  Auge 
gehabt  hat. 

45L  Zu  der  Annahme  einer  solchen  kreuzenden  Einteilung 
^wiogen  drittens  diejenigen  Stellen,  welche  landrechiliches 
Standesrecht  und  Heerschild  als  selbständige  Eigenschaften 
nebeneinander  stellen  oder  ihre  Unabhängigkeit  ganz  direkt 

ausspreehen.  Der  landrechtÜche  Stand  nnd  damit  die  SchöHen- 
i):irk('it  wird  defhiitiv  dnrch  die  (leburt  bestimmt.'^  Aber  der 
lleei-schild  ist  veränderlich.  Der  schötl'enbare  Mann,  der  Bauer 
oder  Kaufmann  wurde ,  behielt  sein  Landrecht  und  er  vererbte 
es  weiter  an  seine  frei  und  echt  geborenen  Kinder.  Diese 
Kinder  sind  schöffenbar.  Aber  den  HeerschOd  hat  er  verloren 
lind  auch  sein  schöüenbarer  Sohn  muß  daher  des  Heerachilds 
daiben;  er  ist  schöffenbar  und  doch  nicht  von  Rittersart. 
Der  SciioÜenbare,  der  sich  in  das  Kloster  begibt,  behält  seinen 
laudrechtlicheu  Stand,  wenn  er  rechtzeitig  austritt  oder  von 


1)  Vgl.  unten  §  73. 

2j  Vgl.  die  Nachwoisuiigen  oben.  8. 532,  33. 
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seioer  Frau  zurückgefordert  wird.*  Aber  den  Hcerscliikl  hat 
er  verloren.  Damit  ergibt  sich  der  Zwiespalt  für  d\e  später 
geboreneo  Kinder.  Der  Soboffenbare,  der  seinem  Genoesen 
Mannschaffe  leistet»  verliert  den  Heerschild»  wenn  er  in  der 
letzten  Stufe  stand.  Aber  den  Stand  der  Scboffenbaren  behielt 
er.  2  Eine  solche  rechtliche  Unabhängigkeit  der  beiden  Eigen- 
schalten läßt  auch  auf  eine  völlige  Selbständigkeit  schlif-fx  n 
und  mußte  sicher  ein  tatsachliches  Auseinanderfalleu  der 
Schöffenbaien  und  der  Heerschildtrsger  zur  Folge  haben. 

462«  Gegen  die  Bedeutung,  welche  Zallinger  der  ritter- 
bfirtigen  Abkunft  beilegt^  spricht  endlich  viertens  die  land- 
rechtliche Stellung  eines  jeden  in  einfacher  Form  freigelassenen 
DiojiRtniamis,  also  auch  dos  ritterbiirtigen.  Kr  bekommt  das 
liecht  der  Landsaasen.''  Dennoch  gab  es  ritterbiirtige  Dienst- 
leute. In  ihrer  Person  waren  nach  der  Freilassung  ritterbürtige 
Abkunft  und  Freihdt  vereinigt  Es  ist  deshalb  zunächst  ganz 
zweifellos,  daß  nach  der  Ansicht  des  Spieglers  weder  der  Stand 
der  Scboffenbaren  noch  gar  die  Stellung  der  freien  Herren 
durch  das  Zusainmentroll'ea  von  Freilieit  und  Rittcrbiuli^krir 
gegeben  war.  Aber  mittelbar  spricht  die  Beliandluiiic  des  ritt«  i  - 
lichen  Dienstmannes  überhaupt  dag^;en,  daß  die  Ritterbürtigkeit 
eine  Grundlage  der  iandrechtlichen  Standesbildung  war. 

453«  Aus  diesen  Gründen  ist  schon  bei  isolierter  Be- 
trachtung des  Rechtsbuchs  die  filtere  Ansicht  von  der  Durch- 
kreuzung der  landrechtlichen  und  der  lehnrechtlichen  Standes- 
gliedrruiig  die  allein  ni(')o:l  iclie.  Wenn  mis  mm  die  Unter- 
suchung der  übrigen  (Quellen  mit  Bestimmtheit  die  Existeia 
schöffenbarer  Bauern  ergaben  hat,  so  liegt  kein  Anlaß  zn 
irgend  welchen  Zweifeln  vor.  Spiegelbild  und  Kontrollbild 
sind  jedes  allein  betrachtet  vollkommen  bestimmt  und  decken 
sich  vollkommen. 

1)  Vgl.  Ssp.  I  25  §  3,  4,  U  22  §  3. 

2)  Vgl.  Ssp.  III  65  §  2.   Wirt  en  man  sines  geaoten  man, 
bord  noch  sin  lantreclit  ne  hevet  he  nicht  gekrenket  dar  uede,  ainen 
henohilt  heret  he  aver  geoederet. 

3)  S8p.nieo  $2.  Vgl.  oben  8. 264,  523. 
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m.  Die  Ministerialentheorie.   §  51. 

454.  Als  Miiiisterialentheorie  bezeichne  ich  die 
Ansicht y  daß  der  Spieler  mit  seinen  niederen  SchöfPenbaren 
aliireie  Leute  gemeint  babe^  die  sich  unter  Vorbehalt  des 
Staoimguts  und  der  Sohoffenbarkeit  in  die  MinisterialitSt  ergeben 
hatteo.  Diese  Ansicht  wurde  zuerst  von  Ficker*  nahegelegt. 
Sie  ist  dann  in  resemcrtcr  Form  von  Zallinger  formuliert  und 
mit  Bestimmtheit  von  bchröder  als  richtig  vertreten  worden.  Sie 
"^cheüit  heute  vorzuherrschen.  Allerdings  mit  Modifikationen. 
Neben  der  Annahme  Schröders,  dafi  die  niederen  Schöffen- 
baren  nur  aus  yorbehaltsministerialen  bestehen,  findet  sich  die 
Ansichti  daß  der  Spiegler  nltfreie  Leute  und  Vorbehultb- 
mbisterialen  zu  einem  Stande  zu^am mengefaßt  habe.* 

Die  Ministerialentheorie  ist  aus  dem  Bestreben  ent- 
standen, angebliche  Widersprüche  zwischen  den  Aussen  des 
Spieglers  und  dem  Inhalte  der  übrigen  Nachrichten  aus- 
nigldchen. 

Man  nalmi  an,  daß  der  Spiegler  die  Uiteilcrfunktion  im 
Gmfengerichte  schlechthin  auf  die  schöffenbaren  freien  Leute 
unter  Ausschluß  der  freien  Herren  einerseits,  aller  Unfreien 
andrerseits  beschranke^  und  man  glaubte  im  Grafengerichte 
aufier  den  freien  Herren  nur  MiniBterialen  als  Schöffen  su  finden 
Dadurch  ergab  sich  eine  Identlfizierang  dieser  Ministerialen 
niit  den  schöffenbaren  Freien. 

Tatsächlich  hat  der  Spiegler  die  freien  Herren  zu  den 
^hoffenbaren  Leuten  gerechnet  und  von  der  Urtetlsfindung 


1)  Fioker  stallt  HeonchUd  8. 172  fest,  daß  in  Westfalen  Dienst* 
iBttuisii  als  Schöffen  anftreten  und  bemerkt  dann:  »Ich  möchte  etwa 
annehmen,  die  KntwicUnng  hahe  sich  hier  in  der  Weifle  gestaltst,  daß, 
nachdem  sich  die  bevorrante  Btellnng  der  rittexlichen  Dienstmannachalt 
^i^stenter  ausgeprägt  hatte,  angesehene  und  begüterte  Freie  vielfach  in 
lüeselbe  emtraten  nnd  sich  eine  Anschannng  bildete,  wonach  dieselben, 
oWoM  persönlich  nnfrei,  sich  dennoch  das  Recht  der  Schöffen- 
^ftikeit  bewahrten,  wozu  der  Fortbeeitz  freien  Eigens  den  nächsten 
^  bieten  mochte.« 

2)  Vgh  die  Zusammenaiellttng  S.  6  und  7. 
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gar  nicht  ausgeschlossen.    Auch  die  Ministerialen  hat  er  nur 
in  gewissen  Sachen  beschränkt.^  Andrerseits  finden  wir  in  den 
Quellen  außer  den  freien  Herren  auch  freie  Bauern  im  GrafeD- 
gerichte,  welche  zweifellos  die  Schoffenbaren  des  Spiegels  sind 
Schou  die  bisherigen  Ausführungen  haben  daher  der  Ministe- 
rialentheorie jede  Grundlage  entzogen.     Wiederum  empfiehlt 
sich  dennoch  ein  näheres  Eingehen  auf  diese  Theorie.  Iha 
nähere  Eingehen  kontrolliert  unsere  positiven  Eigeboisse  and 
kann  andrerseits  auch  für  andere  Fragen  vor  einem  blinden 
Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  bisher  herrschender  Lebren  warnen. 
Dazu  kommt,   daß  Schröder  imd  Zallinger  den  Vorbdudts- 
minibLeriaieu  eine  über  die  Erklärung  des  Sachsenspiegi  is  hinaus- 
gehende Bedeutung  beigelegt  haben.    „Ihre  Aufnahme  in  den 
Stand  der  Ministerialen  hat  alsbald  befreiend  auf  die  Stellung 
der  letzteren  eingewirkt^  da  man  diesen  auf  die  Dauer  doch  nicht 
versagen  konnte,  was  die  wi  ihnen  übergetretenen  Edeln  von 
alters  her  bcsesseu    nm\   sich  trotz    ihrer  Stamlt  ^mind<  riiiti! 
bewahrt   hatten."      Als  Folgen   dieser   Assimilierung  neuni 
Schröder  die  volle  passive  Lelinsfähigkeit,  den  Gerichtsstanii, 
den  Erwerb  landrechtlichen  Eigens,  ^die  Berechtigung  über 
solches  auch  ohne  den  Herrn  beliebig  zu  verfügen ,  war  nur 
eine  weitere  Folge  dieser  Entwicklung". 

■X')').  Bei  der  Stellungnahme  zu  diesen  Hypothes*Mi 
sind  drei  Fragen  auseinanderzuhalten.  1.  Hat  überhaupt  v'nw 
rechtliehe  Unterscheidung  zwischen  altfreien  und  altdienst- 
mSnnischen  Geschlechtem  bestanden?  2.  Haben  die  altfreien 
DiensUeutc  einen  vermögensrechtlichen  Vorzug  vor  den  alt- 
dienstmämuschen  Geschlechte  rn  gehabt?  3.  Ist  irgend  ein 
Vtü'zug  in  be/.ug  auf  Stannngut  oder  Schöfl'enbarkeit  dim^h 
Vorbehalt  der  Freilieitsrechte  bei  der  Eichung  begründet 
worden? 

Die  erste  Frage  ist  bedingungsweise  zu  bejahen.  In 
filteren  Nachrichten  sind  wahrscheinlich  die  Autotradeoten  anch 


1)  Vgl.  oben  S.  358  ff. 

2)  Schröder  a  4i6. 
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in  der  Bezeichnung  von  ihren  ans  der  Unfreiheit  hervorgegan- 
genen Genossen  unterschieden  wonlfn  (jaiiuuidlint^c  und  iiberti). 
Noch  später  tiodeu  wir  iu  Westfalen  die  besondere  Klasse 
der  MalmaDDen  oder  Cerozensualen.^  In  Ostfalen  scheint  eine 
solche  getrennte  Klasse  völlig  gefehlt  zu  haben.  Die  fiigebungs- 
uikunden  und  die  sonstigen  Nachrichten  reden  schlechthin  von 
Ministerialität  oder  Ministerialen. 

Immerhin  linden  sich  einzelne  Andeutungen  für  eine 
Diflerenzienmg  auch  innerhalb  der  Ministeiialen. '  Aber 
diese  Andeutungen  sprechen  nichts  wie  Schröder  und  Zallinger 
glauben,  für  eine  Zurücksetzung,  sondern  für  einen  Vorzug 
der  eingeborenen  Dienstlente.  Wer  die  glanzende  soziale 
Stellung  vieler  der  ritterlichen  Dieiistraannen  richtig  würdigt 
und  sich  nicht  durch  den  ujihI(  rucii  Voi-stcnungsinhalt  des 
AVortes  ^edel**  blenden  läßt,  wird  eine  Zurücksetzung  der 
Neulinge  innerhalb  der  Genossenschaft  verstandlicher  finden, 
als  den  angeblichen  Vorzug. 

Die  zweite  Frage  ist  entschieden  zu  verneinen.  Zallinger* 
hi  der  Ansicht,  dal)  die  Quellen  für  die  Anerkeinning  der 
Yorbehaltsministeriuien  als  besondere  Klasse  „auch  nicht  ein 
i^eichen*^  bieten.  Aber  er  schreibt  ihnen  doch  eine  vermögens- 
rechtliche Sonderstellung  zu.  ^Der  ritterliche  Freie,  welcher 
Dicnstmann  eines  Fürsten  geworden  war**,  verblieb  „nach  wie 
vor  landrechtlicher  Eigentüroer  seines  ererbten  freien 
Ci runtlliusitzes.  Dieser  wad  als  sein  „Mllodiuiii",  seine  pro- 
jirietas,  als  Eigenbesitz  vuui  Lehen-  un  I  Dienstizut  iiiit<'r- 
»chieden.  —  Der  Verlust  der  Freiheit  bewirkte  nicht  den 
Verlust  der  landrechtlichen  Vermögensfähigkeit,  sondern  nur 
eine  gewisse  Beschrankung  der  Verfügungsfreiheif  —  „So 
blieb  dem  altfreien  IMenstmanne  als  Besitzer  echten  Eigens 


1)  y^.  imien  No.  591. 

2)  Vgl  8sp.  II  42  §  3.  Teklenbuiiger  Ifinistorialeorecht,  U.  B.  Osna- 
brück 2,  123  (1220?),  S.  92  [17J  «noluintis  alicujus  prejudicare  sententunn 
nisi  a  pTOgenitoribos  suis  aoster  sit  natas  ministerialis'*. 

3)  a.  a.  0.  B.  26& 
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doch  stefa  der  Zusammenliaiig  mit  dem  dffeniliclieo  lAndgerichte 

gewalirt". 

Als  Beleg  für  diese  Soudeisteiluiig  der  altfreicn  Mini- 
sterialen führt  Zallingcr  folgende  Urkaadc  au.^  IXe  Äbtissin 
voo  GeniTode  in  Anhalt  bekundet: 

Qaod  Eilo  quidam,  ministerialis  eccleeie  noetre^  allodium 
Buum')  duoe  videlicet  mansos  in  Bikelinge  venales  propusuit, 
quos;  cum  pro  iure  con.suetiidiiiis  (l)  mihi  primiim,  dcinde 
(2)eccIoi;ie  iiostre  inini^terialibiis  <>l)tiilissct,  iiec  cos  ad  vuluiit;itcm 
suam  potuisset^  ut  liberius  de  eis  ad  quoslibet  ei  emaucipa- 
oionem  sine  Buorum  querela  facerc  lioeret,  vel  vendicione,  vel 
donOf  iudioium  a  conpaiibua  suis  in  presenoia  nostra  quesivit 
et  accepit,  hoc  scilieety  ut,  quodammodo  ad  utUitatem  siuun 
cum  nuUo  nostrorum  super  hoc  negocio  posset  convenirc,  ad 
quoscumque  vellet,  vendicionc  wl  dnno  cos  transforret.  Hie 
ergo  Elle  —  ad  chuiätriun  Ilugsburgcuais  cenobii  hc  ciuderens 
ad  conversionem  vcuit  coädcm(|Uc  duo8  mansos  pro  remedio 
anime  sue  super  altare  beate  Marie  obtulit  in  pace  et  sine  ulia 
suorum  contradictione. 

Zalltnger  folgert  aus  der  Urkunde,  daß  „altfreie  Mini- 
hterialcir'  l'jgeiitum  Imtten  und  nur  in  der  Veräußerung  Wiii^ 
Erbeigens  dureh  ein  VorkaiilVrecht  bcpchninkt  waren. 

456.  Ich  sehe  schlechterdings  nicht  ein,  wie  Zallingcr 
dazu  kommt,  diese  Hechtsstellung  als  Sonderrecht  der  ^^idtfreicn*' 
Ministerialen  hinzustellen.  Das  Gegenteil  scheint  mir  sicher 
zu  sein.  Erstens  weist  der  Inhalt  der  Urkunde  mit  keinem 
Worte  auf  die  Eigenschaft  der  altfreien  Herkunft  als  rechts- 
erheblich hin,  so  dal)  die  Bedeutung  dieses  Umstandcs, 
wenn  er  vorhanden  war,  von  vornherein  unwahi'scheinlich  ii^t. 
Zweitens  besitzen  wii-  nicht  den  geringsten  Anhaltspunkt  diiffir, 
daß  Eilo  altfreier  Herkunft  gewesen  ist  Und  drittens  hat  der 
von  ZalUnger  für  die  altCreien  Ministerialen  geschilderte  Rechts- 
zustand ganz  sicher  zur  Zeit  des  Sachseuspicgela  und  schon 


1)  r.  a  Anhalt  I  No.  419  (um  II.-)*»). 

2)  Der  gesperrte  Druck  findet  üch  bei  ZsUiager. 
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vorher  für  alle  Ministerialen  gegolten.  Auch  der  Mann  aus 
nttdrenstmanniscfaem  Gescbleohte  konnte  echtes  Eigen  im  Sinne 

dt'!-  Landrechts  haben,'  Auch  bei  dvu  Altmiiiistonak n  erschien 
als  Subjekt  des  Eigens  nicht  wie  bei  Dienst-  und  Lehngut 
der  Dienst-  und  Lehnsherr,  sondern  der  Dienstmaim  selbst 
Dieser  Rechtsauatand  tritt  schon  im  Spiegel  hervor.  £yke 
spricht  schlechthin  von  dem  ^^ESgen'*  der  Dienstmannen,  ohne 
die  ^eingeborenen''  auszuschließen.  Er  sagt,  die  Diensttnannen 
vererben  und  nehmen  P]rbe  wie  freie  Leute  naeh  Laiidrccht, 
nur  in  Beschränkung  auf  ihres  Herrn  Gewalt'  Für  Dienst- 
gut und  Lehngilt  gelten  andere  Grundsätze»  als  für  Eigen. 
Wenn  die  altdienstmannischen  Geschlechter  des  echten  Eigens 
unfähig,  die  Vorbehaltamimaterialen  fähig  gewesen  wären,  so 
hätte  ein  solcher  Unterschied  bei  dieser  Gelegenheit  erwähnt 
werden  milssen.  Mit  dem  Spiegelbilde  stimmt  das  Kontrollbild 
weder  übt  rein.  Soweit  nur  unsere  Nachrichten  zurückgehen, 
ist  der  Dicnstnmnn  ächlcchthiu  des  landrechtlichen  Eigentums 
fähig  und  nur  in  der  Verfügung  beschränkt: 

Die  Fähigkeit  zum  vollen  Eigentum  ergibt  sich  aus  den 
gewählten  Ausdrücken^,  der  scharfen  Unterscheidung  der  pro- 
prietas  vom  Lehn-  und  Dienstgut^  Sie  folgt  auch  aus  der 
juristischen  Bchandhnig  der  Ycränßerunu:.  Die  VeräuRorung 
der  proprietas  wird  von  dem  Dicnstniaini  sell)st  volizogeu  mit 
Erbenlaub  und  mit  Genehmigung  des  Dienstherrn.  Das  Lehn 
wird  dem  Herrn  aufgelassen,  ohne  Erbenlaub  und  von  dem 

1)  Vgl.  Seeliger  bei  Waitz  V  &  383  Anm.  1  und  ff. 

2)  Ssp.  I  38,  2,  III  81  $  2. 

3)  Y^.  die  von  ZaUinger  zitierte  Urlniode  von  1129.  U.  B.  Stift 

UaUxjrstadt  I  No.  163  (für  die  altfreie  Abkunft  des  betr.  Ministerialen  liegen 
kleine  Anhaltspunkte  vor).  Ferner  z.B.  U.B.  Stift  Hildeslioim  I  239(1146) 
a  quodam  loimsteriali  ecclesiae  nostrae  —  juro  propriotatis  poesessie. 
V.  B.  Süft  Haiborstadt  1 340  (1193)  miiiiittenalis  —  contulit  —  cum  oonsensu 
fratris  sui  nostraque  pcrmissiono  —  qiiedam  predia  proprietatis  suae. 

4)  Vgl.  z.  B.  U.  B.  Drübeck  No.  18  (1231).  Ein  eingeborener  Mini- 
steriüle  behauptet  ^mansiun  ct.  dimidinm  a  suis  antr<  rss;nribiis  justo  titulo 
propriotatis  ad  sc  purtimiissu,  reliquum  vero  mauäum  ab  ecclesia nostra 
^9  jure  heredalis  ieodi  posaedisse^ 
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Herrn  selbst  auf  Bitten  dee  Dienetmanns  weiter  veräußert* 
Die  Art  der  Beschränkung  zeigt  einen  gemeinsamen  Grundzug. 

Überall  w  ird  das  Interesse  des  Herrn  j^ewahrt.  Die  Mitberück- 
Bichtiguiig  der  eoniministri  begegnet  uns  iiiclit  mir  in  (Jornrnde, 
sondern  auch  anderwärts.  ^  Aber  wie  es  scheint  nioiit  überall. 
Mehrfach  scheint  der  Konsens  des  Herrn  anch  ohne  Befragung 
der  comministri  gendgt  zu  haben.  ^  Alle  diese  Aussagen  der 
Quellen  beziehen  sich  auf  die  ministeriales  schlechthin.  Nir- 
gends findet  sich  ein  Anhalt  dafür,  dafi  altdienstmannische  und 
altfreie  (ieschlechter  in  dieser  Hinsicht  verschieden  behaiul.  It 
wurden.  Nirgends  eii^eheint  diese  Reelitsstellung  als  ein  nencF, 
irgend  zweifelhaftes  Resultat  der  Entwicklung.  Die  Vorstellung, 
die  bei  Zallinger  und  Schröder  vorherrscht,  daß  erst  der  Ein- 
tritt der  Altfreien  den  Ministerialen  die  Eigentumsfahigkeit 
versehalTt  habe^  entbehrt  jeglicher  Begründung.    Ks  handelt 


1)  Vßl.  z.  Ii.  U.  B.  Stift  Halbei-Jitadt  I  3ua  und  1  (1184),  fenur 
U.  B.  St.  PauU  No.  10. 

2)  Vgl.  z.  B.  U.  B.  Stift  Hildesheim  I  Ko.  200  (1132).  Ein  Mini- 
steriale  verpfändet  —  predium  suum  non  hereditariuin,  sed  seculsri  coemptiono 
comparatnm.  •  Idem  tarnen  pracdiam  ante  nobis  pro  jure  opis<  opali, 
deinde  cognatis  sais,  qui  beredes  ejus  luturi  videantnr,  ceterisque  com» 
ministrU  nostris  ipso  pretio  redimendum  praebaerat —  Nachdem 
diese  Angebote  erfolglos  geblieben  sind,  wird  durch  Urteil  der  comministn 
festgestellt  Ubers  facultas  predü  sui  cuOibet  veadendi  vel  loco  vadü  oon> 
cedendL  Femer  a.  a.  0.  I  No.  497  (1103).  Ein  Ministeriale  —  «pro- 
prietatis  euae  man  so  s  —  pro  necessitate  soa  vendere  disponens  eos 
juzta  consuetudinem  loci  primo  nobis  optalit  deinde  proxlmi^ 
heredibus  suis,  poatmodum  contectalibuH.  Emptore  intcr  hos  non 
apparente  mausos  —  vendidit.'*  Somit  fin  ii  n  wir  in  Ilildesheim  don-clU^u 
Beobts.satz  wlo  in  Oernrode  und  wieder  olino  jede  BeschränJding  auf  alt- 
freie  Ministerialen  und  niclit  nur  für  Erbgüter,  sondern  auch  für  Kauf« 
guter.    Vgl.  ferner  U.  B.  AV^estfulen  IV  No.  272. 

3)  1224  wurde  in  einem  Gericht  Herzop^s  Otto  von  Lüneburg'  zn 
Keclit  gefunden  .,quod  ministerialis  noster  consensn  lU'strn  et  heri^luni 
suorum  bona  sna  prnpria  pr>sset  vendere  eui  veliot.  Enitli  No.  36.  Vp!. 
Teklenbnr-or  Miiiis<rn;deiiiv,  lit.  V.  H.  Osnabnipk  2.  123  (1220?^  S.  91  [12;. 
Item  ministerialis  m  stt  r  pi'  in  i  'tateni  iiereditalem  non  ^polest  plus  aiienan*« 
quam  a  nobis  infeodata.    Dazu  S.  92  [18j. 
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sich  um  uraltes,  wie  sich  herausBtelleo  wird^,  schon  in  der 

lex  Saxonum  bezeugtes  Recht. 

457.  W  enn  Zallinger  bei  genauer  Keuutuis  des  Materials 
doch  zu  einer  andern  Gesamtauffassung  j^rlangt  ist,  so  dürfte 
das  einerseits  mit  der  herrschenden,  aber  für  Ostfalen  sicher 
unrichtigen  Hypothese  zusammenhängen ,  daß  die  Ministerialen 
sieh  mir  durch  ihr  ritterliches  Leben  auR  den  Eigcnleuten 
empür<r^'li<>l>t'n  haben.*    Andrerf^eits  scheint  ein  Miljvcr.ständnis 
des    Worts    „allodiuni'*    mitgespielt    zu    haben  Zallinger 
betont  das  Vorkommen  dieses  Ausdrucks  bei  dem  Besitze  der 
Ministerialen^  er  druckt  das  Wort  in  der  Gemroder  Urkunde 
gesperrt  und  übersetzt  es  mit  y^Erbeigen**.  Nun  findet  sich  ja  in 
unserer  neueren  rechtsgeschichth'chen  Literatur  -  die  Vorstellung, 
(laß  bei  dem  alhd  einer  Pet-nn  nn  ihr  Besitzrecht  gedacht 
worden  sei^  daß  somit  ailod  ganz  allgeiueiu  nur  das  echte  Eigen 
im  Gegensatz  zu  dem  leihweise  empfangenen  Gute  bezeichne 
(besitzrechtliche  Bedeutung).   Aber  diese  Deutung  trifft  fOr  die 
ostfaHschen  Urkunden  schlechterdings  nicht  zu.    AÜodium  hat 
allerdinL^s  nielit  nur  die  allgemeine  Bedeutung  „Gut",  sondern  eine 
technische,  aber  in  erster  Linie  wirtschaftliche  Bedeutung. 
Ks  be7:ieht  sich  ,  wie  längst  bekannt^,  auf  die  Wirtschafteform 
der  Villikation  und  bezeichnet  im  engeren  Sinn  die  terra  salica 
der  rechtsgeschichtlichen  Terminologie,  dasjenige  Land,  das 
von  dem  Fronhofe  aus  bewirtschaftet  wurde,  im  Unterschiede 


1)  Vgl.  unten  §  73. 

2)  Vgl.  Schröder,  Lohrbucii,  Kc^nstor  nntor  Allodion,  Schulte,  JM\r- 
l'Uch  S.  440  Anin.  f).  Sier^cl  §  145,  vr>n  Amira,  Recht  R.  123.  Grimm.  R. 
Ältertii.  II  3, 4,  und  Brunner,  Handbuch  II  S.  2.^2  sprc-  hrn  nur  von  der 
'/Mt  d*  r  Volksrechte.  Für  diesclho  Zeit  sa^t  Waitz:  il  1  8.  288  „Hanz 
uipI  L'itr  aber  ist  alodis  eine  Bedeutimi;  fremil,  nnch  der  es  das  wahn» 
•  'nindfM;^M'ntum  im  < ir^^^cnsatz  zu  einem  b\>>l\  iil>oitragenüri  IJe.-siu  fremden 
Guts  l>ozoi'  hnen  soll.''  Für  die  spätere  Zeit  nimmt  aindi  Waitz  an,  daß 
allodiiun  in  der  Bedeutung  Erbgut  als  Gegensatz  zu  Lehn  gebraueht  wurde 
(VI  S.  4  Anm.  1). 

3)  ITaltaus  kennt  z.  I],  iiberhaujit  nur  die  Bedeutung  domini.  ale, 
v!?!.  7M  Sacland,  vgl.  ferner  Lüntzei,  La.sten  S,  55,  "iC),  Witti<:li,  Grund- 
herrschaft  S.  276  Anm.  1.   Schulze,  KoK)iiisatiou  ti.  345  und  paiiisim. 
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von  den  mit  Laien  besetsten  Hofen.  ^  Insofern  ist  es  gleich- 
bedeutend mit  tenitoriuni,  dominicale^  Vorwerk.  Im  weiteren 
Sinne  gebraucht  (pars  pro  toto)  bezeiehnet  es  die  ganze  Villi- 
kation.  Es  ist  somit  Gutsland  oder  Gut  im  prägnanten,  ost- 
deutschen Sinne.  Dagegei»  lic^t  in  dem  Worte  allodium  gar 
kein  Hinweis  aut  das  Recht,  das  der  Herr  des  Herrenhofes 
an  dem  Lande  hat.  Auch  das  echte  Lehn  gilt  als  Allodium 
des  Vasallen^  sofern  es  wirtschaftlich  Fronhof aland  ist  Den 
Gegensatz  zum  Lehn  bezeichnet  nur  „Eigen",  proprietas. 
Allodium  bildet  allerdings  auch  einen  Gegensatz  zu  dem 
geliehenen  l^uule,  aber  nicht  von  dem  Standpunkte  de? 
Empfäiigerfi,  sondern  von  dem  Ötiiudpunkte  des  Verleihers  aus. 
Die  Etymologie  des  Wortes  mag  dahingestellt  bleiben.  Es 
genügt  zu  bemerken«  daß  die  herrschende  Etymologie  All-gut 
—  Vollgut  zu  dem  ostfälischen  Sprachgebrauche  pafit  Das 
Fronhofsland  ist  Vollgut,  sobald  man  nicht  die  Beschrankung 
durch  einen  Oberherrn,  sondern  die  wirtschaftlich  viel  eingrei- 
fendere Beschränkung  durch  einen  Uutcrbesitzer  ins  Auge  faßt.^ 
Das  Wort  hat  ni.  E.  ursprünglich  ganz  allgemein  Gut  bezeichnet 
und  dieselbe  BcdeutungBveranderung  erfahren^  die  dem  „Gut^ 
in  dem  Sprachgebrauchc  des  Ostens  zuteä  geworden  ist  Ebenso 
kann  dahingestellt  bleiben,  wie  weit  der  gleiche  Sprachgebrauch 
auch  außerhalb  Ostl'alens  verbreitet  war.' 


1)  Nachdem  es  üblich  geworden  war,  die  alten  Fronhofsländereien 

zu  verpachten,  konnte  natürlich  auch  das  in  den  Händen  dos  Pächters 
befindliche  I>and  mit  Bückstcht  auf  «eine  Veigangenheit  als  aUodimn 

bezeichnet  werden. 

2)  Die  Erkläning,  die  Schulze  a.  a.  0.  gibt,  scheint  mir  nicht  an- 
nehmbar. Wir  habou  auch  gar  keinen  Anlaß,  von  der  speziell  besitzrechtr 
lieben  Bedeutung  als  der  ursprünglichen  auszugchen. 

3)  Es  liegt  Anlaß  vor  anzunehmen.  daH  diese  Verbreitung  eine 
sehr  große  war.  Die  nähere  Abgrenzuni:  i,'«';,viiiiber  dem  Vorkommen 
der  bf^itzrer  hllinhon  Bedentnntr  wäre  eine  dankenswerte  riitersurhnnir. 
.Je  l'^  <lu''lleu\vkihgo  TenninülüL'ie  L'i  fHhrd'^t  das  Verständnis  der  einzelnen 
<,|n'  llensti'IIe.  Es  ist  wahrscheitilich ,  <l;ili  die  Ansicht  E.  Mayers,  .allod* 
sei  »teuerfrei\'^  «iut  (1  S.  46),  ledigli'  h  auf  einer  Verkennuug  der  wirtbehaft- 
licben  Bedeutung  berulit  Und  ein  so  auägezeictmoter  lüstohker  wie  Philippi 
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Für  Ostfalen  ist  gar  kein  Zweifel  möglich.^  Deshalb 
gestattet  die  Erwälmuiig  von  allodium  bei  einem  Ministeriaieu 


hat  sich  dueh  denselben  Umstand  veileiten  lassen,  die  manss  dominioalest 
die  bei  dem  OsnabrUcicer  Zehntenstreite  in  Frage  kamen,  nntichtig  an 
bestimmen.  Vgl.  Einleitung  za  ü.  B.  Osnabrnok  I  XI. 

I)  Die  Belegstellen  sind  so  sahlreiob,  daß  ich  mich  auf  eine  Ueine 
Auswahl  beschrftnken  muA.  Am  unmittelbarsten  wird  die  Behauptung 
vielleicht  durch  eine  Hildesheimer  Urkunde  von  1377  erwiesen,  welche 
a.  a.  0.  Lüntsel  zitiert  und  welche  die  ganze  Villikattonsverfassung  schildert. 
Dabei  wird  hinsichtlich  der  Bestandteile  bemerkt:  et  qnaelibet  illarom  villi' 
cationnm  habnit  et  habet  sub  se  certa  aüodia  et  manaos  oertos  ad  ipsa 
allodia  doputatos  et  nibilo  minus  alios  mansos  certos  et  dcnoininatos  vocatos 
in  illa  dioecesi  vulgariter  in  TM  tu-  L  itkote  ot  inibi  in  Latino  mansi 
lüonii'i  nanrn[)antur.  —  Jede  Villikatiea  bat  somit  ibr  Allodium.  Es  kann 
nur  Holland  bedeuten.  Dieser  Spracbgebrau<  h  ist  nun  durcli  i  t  alt.  Eine 
Rildoslicimcr  T^rkunde  aus  dem  12.  Jahrhundert  zälilt  auf  „ITao  sunt 
allodia*,  welche  1103  der  Kirche  geschonkt  wurden.  Es  folgt  dann  die  Auf- 
zählung von  5  Vorwerken.  (Vgl.  U.  B.  Hildesheim  I  No,  271  S.  250,  dazu 
No.  158.)  Der  öprachgobraurh  brpfeirnct:  fornor  nicht  nur  in  Hildcsheini, 
sondern  scblechferdin»]«^  überall.  Fa.st  jedes  einigermaßen  umfangreiche 
(iiiterverzeirhnis  ^'cistlicliiT  Anstalten  gebraucht  „allodium*  für  ITofland. 
Vnn  (Ilmi  drei  Villikationeu  des  Bunifafiusstift«  in  HaUtorj^tadt  liat  jede 
iiir  allodium,  zu  dem  immer  mehrere  Hufen  geburen,  tn  s  mansi  liberi  — 
portinent  ad  allodium.  U.B.  St.  Bouifacii  R.  265.  Das  Land  des  allodiums 
s'illo  von  den  LiL<n  gepflügt  worden.  Es  wird  gez^ihli  pro  triplioi  aratura, 
qua  aralüt  1  jugor  de  allodiu.  u.  a.  0.  S.  266  ^ter  araMt  1  jugor  in 
aestafc  ud  allodium  puitiiicüs.*  Die  gleiche  Bedeutung  hat  allüdium  in 
Quedlinburg.  Das  Verzeichnis  der  Tischgüter  beginnt  mit  den  Worten 
«habet  in  vüla  Eoyem  VII  mansos  in  allodinm  ibidem  libere  pertinentes. 
—  item  allodinm  desertam.*^  —  Dann  folgen  bei  den  einxelnen  TOlikationen 
die  einzehien  Allodien,  vgl.  Eratfa.  S.271  (13.  Jahrhundert).  In  Ganders- 
heim ist  ezpressimif  qoantmn  annone  de  qualibet  yillioatione  üi 
admintstiandnm.  Die  Ansführong  lantet:  de  alodio  in  £mbeke  dabontor.  — 
De  allodio  in  Aogeistan  tantom  dabitur  quantmn  de  allodio  in  Embeke  usw., 
vgl.  Erath  &  196  nnten,  197.  Vgl  a.  a.  0.  S.  109»  145, 162, 156, 161, 166, 
n.  a.  O.  Dieselbe  Erscheinnng  xeigt  das  Güterverzeichnia  des  Domstifts  an 
GosUr  (1174—1195),  U.B.  Goslar  I  No.  301  8.334  [5]:  nsUodinm,  qnod 
habet  5  mansos,  [40]  allodium  constans  ex  VIII  mansis*,  vgl.  femer 
«poroos  inpingoebit,  quos  lo  allodio  recipiet.*  Allodium  wird  geradezu  mit 
Tillicatio  übersetzt.  Vgl.  U.  13.  Anhalt  I  No.  5^.  Für  die  Bezeichnung 
des  yerUehenen  Hoflands  als  aliodiom  der  Vasallen  bieten  die  veischiedensten 
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noch  nicht  den  geringsten  Schluß  auf  sein  Besiterecht,  ge- 
schweige denn  auf  seine  altfreie  Abstammung.  Die  Erwähnung 
beweist  nur^  daß  er  Eigenwirtschaft  hatte^  ciucu  lyGutahof" 
besah. 

Es  hegt  sensit  li^ar  kein  Auhultspunkt  vor  für  einen  ver> 
mogensrechilichen  Votzug  der  Altfreien. 

Noch  viel  weniger  existiert  ein  Anlaß  für  die  Annahme, 
daß  die  eintretenden  Freien  sich  das  Stammgnt  oder  die 

SchüÜ'eiibarkeit  oder  beides  vurzubchaltcn  |)Hogt<jn.  Quilleii- 
mäßigc  Zeugnisöe  für  derartige  Abmachungen  bind  bisher  nicht 
erbracht,  und  soweit  ich  sehen  kann,  auch  nicht  vorlinndeo. 
Sachlich  sind  aber  solche  Vorbehalte  sehr  unwahrscheinlich. 

Der  Vorbehalt  des  Stammguts  wäre  gegenstandslos  ge- 
wesen. Das  Eigentum  an  seinem  Gute  behielt  der  Autotradent 
auch  ohne  Vorbehah,  weil  ir  eben  .ils  Ministeriale  eigoutums- 
fähig  blieb.  Die  ständische  Bedeutung  des  Stanirnguts  aber 
konnte  durch  den  Vorbehalt  nicht  gerettet  werden,  weil  sie 
überhaupt  nicht  bestanden  hat 


Lolnisregister  Belep^         Mat;<I*-liuigei- JAhu.siVfjister  S.82  uLfii.  8.87  ol»en. 

112  ubuu,  .S.  217  ualcii,  s.  24:*,  S.  25U,  S.  257  unten.  S.  270  uauu,  S.  2l«o. 
94,  99  und  a.  a.  0.  Haiherstädter  Register  U.  B.  Anhalt  V  S.  ZCtS  unten, 
8.  369  oben,  ferner  Sudeudorff  I  S.  8  [ÜJ,  Lehusregister  Meiuersem  ß.  ICC 
[27],  Mtiiden  u.  a.  0.  Schon  diese  Verwendung  schlieBt  db  Mdgüdikeit 
ans,  daß  die  besitzrechtliche  Bedeutung  „Eigen**  im  Gegensatz  zu  Lehn 
eine  größere  Verbreitung  besaß.  Sie  findet  sich  änSeiBt  selten.  Eine 
Statistik  ist  durch  die  Beschaffenheit  der  Regfeter  ausgeschlossen.  Eine 
Ausnahme  macht  das  U.  B.  Stift  Merseburg.  34  Fundstellen  sind  ver- 
zeichnet  Von  diesen  Fundstellen  eigibt  keine  einzige  die  besitsrechtliche 
Bedeutung.  Alle  übrigen  sprechen  mehr  oder  weniger  deutlich  zum  Teil 
völlig  bestimmt  für  die  wirtschaftliche  Bedeutung  viUioaüo  oder  Hofland. 
Ich  will  zwei  Stellen  hervorheben.  1307  wird  ein  jure  feodali  besessenes 
,iaUodium  quoddam*  der  Kirche  auljgelassen  mit  der  Bitte,  dem  bisherigen 
Besitzer  i)roprietatem  ejosdem  allodli  zu  schenken,  was  auch  geschieht^ 
a.a.O.  S.  510.  In  dem  Kalendarium  wird  I  i  v  im  hiodenen  Orten  berichtet: 
Item  est  ihi  allodium  (prepositi)  divisura  inter  ntsticos  .  .  8.  161,  03.  (>J, 
H5,  67.  Der  prepositus  hatte  natürlich  kein  Eigentum  aü  soiiit  r  Pfriinde. 
Vgl.  ferner  a.  a.  0.  S.  106,  207,  295,  311,  369,  497,  532,  577,  000,  ti54, 
708,  991  und  a.  a.  0. 
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Hinsichtlich  des  Vorbelialts  der  ScliöÜ'enbarkeit  ist  die 
Zeit  Dach  der  Zulaesang  der  DieDStmannen  und  vor  der  Zu- 
lassung zu  scheiden.  Nach  diesem  Zeitpunkte  wäre  der  Vor- 
behalt zwecklos  gewesen,  vorher  aber  wirkungslos.  Denn 

solange  die  Miiiistcmlen  von  der  SchöfFenbank  ausgeschlossen 
waren,  stand  ihnen  doch  nicht  das  Interesse  des  Herrn  ent- 
gegen, sondern  das  Interesse  der  vollfreien  Leute,  die  den 
Dienstmannen  die  E^nburt  versagten.  Wie  sollte  es  möglich 
gewesen  sein,  durch  Vereinbarung  zwischen  Herrn  und  Dienst- 
mann die  Rechte  dritter  zu  beugen.  Wenn  Zallinger  hervor^ 
liebt,  es  scheine,  daß  die  altfreien  Ministerialen  vorzugsweise 
die  Schoflenbatik  besetzten,  so  würde  sich  eine  solche  Erschei- 
nnog  noch  ganz  anders  erklären,  als  durch  eine  Zurücksetzung 
der  Altministerialen,  nämlich  durch  die  von  Zallinger  geleugnete 
Erblichkeit  des  Schoffenstuhls.  Die  Altfreien  haben  das 
ererbte  Recht  nnoh  nach  dem  Ubertritt  behalten,  seitdem  ihr 
Staudesweehsei  kein  Hiiidcniis  mehr  bildete. 

Die  Existenz  von  Vorbehaltsrainisterialen  ist  daher  mit 
Entschiedenheit  abzulehnen.  Die  Vorstellung  erweist  sich  als 
nicht  durchführbar,  wenn  man  mit  ihr  Ernst  macht 

459,  Wenn  es  nun  ebenso  sicher  wäre,  daß  es  einen 
besonderen  Siaml  von  YurhclialtsminiHterialen  ^ejijeben  hat,  als 
das  üegcnteil  feststeht,  so  würde  doch  völlig  sieher  sein,  daß 
der  Spiegier  mit  seinen  Schö£fenbarea  diese  Gruppe  nicht 
gemeint  hat 

Dagegen  entscheidet  nicht  nur  der  Umstand,  daß  die 
Dienstlento  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  zu  den  Freien 

schlechthin  im  Gegensatz  stehen,  ohne  dali  dieser  Gcgensaty. 
auf  die  eingeborenen  Dienhtleute  beschränkt  wiixi,  sondern  wie 
früher  ausgeführt,  eine  ganze  Reihe  zwingender  Erwägungen. 

An  dieser  Stelle  sei  noch  die  Art  und  Weise  betont,  in 
welcher  der  Spiegier  den  Ausdruck  „schoffenbar^^  verwendet 

4()().  Zallinger  und  Schröder  scheinen  anzunehmen,  daß 
gerade  die  Staudesbezeichuung  auf  die  Vorbehaltsmiuisterialeu 


1)  S.  248. 
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hirnvei^i  .    Zallinger  will  es  dem  Spiegier  ,.ziiyrut€  haltten,  dal) 
er  tür  diese  in  W  irklichkeit  untreion  Schöffenbaren  die  Bezeicb- 
nung  i^SchöfieDbarfreie''  erwählte.    War  dooh  die  SchöffeiH 
barkeit  an  sich  ein  altes  Freihettsrecht  tmd  so  in  gewissem 
Sinn  immer  noch  dn  Freiheitsmoment  in  der  rechtliclien 
Slfllung  jener  Personen''.    Ebenso  findet  Schröder,  daß  die 
Bezeichnung  Schölfenbnrfreie    „nicht    nnpassend"  pci,  die 
der  Öpiegler  für  den  von  ihm  konstruierten  Staad  „erfunden  * 
iiabe.   Ih  der  Tat  gebe  ich  ohne  weiteres  m,  daß  die  Zu- 
sammensetcung  sehQffenbarfrei  eine  passende  Beseichnong  für 
die  vermemtliohen  yoibehaltsroinisterialen  gewesen  sein  wnrck 
In  dieser  Zusammensetzung  ist  schöffenbar  adverbial  gebraucht. 
Dadurcii  wird  der  Gedanke  an  eine  beschrankende  Bedeutung 
nahegelegt    Schöffenbarfrei   können   Leute  genannt  worden 
sein»  die  in  Ansehung  der  Sohöffenbarkeit  frei  waren ,  sonst 
aber  unfrei  Aber  auch  dieser  scheinbare  Stutspunkt  der  herr- 
schenden Lehre  bricht  völlig  zusammen,  wenn  man  den  vnik- 
liehen   Sprachgebrauch   des   Sachsenspiegels   ins   Auge  fall 
Und  zwar  aus  zwei  Gründen.    Einmal  kennt  der  Spiegel  gar 
keine  auf  die  dritte  Klasse,  die  angeblichen  Yorbehaltsministi^ 
rialen,  usuell  beschränkte  Bezeichnung,  sondern  nur  einen  der 
ganzen  oberen  Hauptgn]p[)e  gemeinsamen  Standesnamen.  Aaeh 
die  Fürsten   und  die  freien  Herren  sind  schöflenbare  Freie' 
Deshalb  kann  schöffenbar  keinen  die  Freiheit  einschränkenden 
Sinn  haben.    Zweitens  ist  aber  die  Zusammensetzung,  in  der 
das  Wort  schöffenbar  adverbial  gebraucht  wird,  dem 
Spiegel  überhaupt  unbekannt  Der  Spiegel  gebraudit  das  Wort 
schöffenbar  nur  als  Eigenschaftswort   Er  kennt  schöffen- 
bare  Leute',  freie  schötfenbare*  und  schöffeubarc  Freie S  d.  1^ 


1)  Vgl  oben  S.  312  ff. 

2)  «?ropenb«ro  lade  i  2  §  1,  scepcnbare  lade  I  3  §  2.  -rrpenVar- 
lude  n  12  §  2,  nen  soepenbare  man  IH  29  §  J,  soepenbsie  lade  III  45  §  !• 

3)  de  colle  vrie  ficepenbare  sin  I G  §  2,  ovcr  enen  vrieo  soepeultai^n  mtn 
167  §  I,  ilii^  vrie  scepenbare  man  II  3  §  2,  cn  vri  scepenbara  wif  III  73  §1 

4)  Der  SacUBen.(ipic^el  gebraucht  nach  der  Ausgabe  ton  Homey<^r 
folgende  Wendungen:  welk  soepenbare  vri  man  1 51  §  1,  ap  tfom  tcepea' 
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Leute,  die  beide  Eigenscliatteii,  Freiheit  und  Scliötieu barkeit 
gleich  vollständig  besitzen.  Schoffenbarfreie  kommen  überhaupt 
nicht  vor.  Die  ^nicht  UDpaflsende''  Bezeichming  Schröders  ist 
leider  nicht  quellenmäßig,  sondern  ein  Produkt  der  wissen- 
schaftlichen Terminologie.  Gegen  die  Terminologie  selbst  ist 
nichts  einzuwenden.  Der  Ausdruck  „schötreubarfrei"  ist  dnrehaus 
geeignet,  diese  besondere  Art  der  Freiheit  zu  kennzeiehnen, 
sobald  man  nicht  den  Nebensinn  der  Beschränkung  hineinlegt, 
^allinger  war  berechtigt,  sein  Buch  jj)ie  Schdüenbarfreien  des 
Sachsenspiegels*^  ni  betiteln.  Aber  er  war  nicht  berechtigt, 
aus  dem  möglichen  Wortsinn  des  Kunstausdrucks  auf  die 
Vorstellungen  des  Spicglers  zu  schließen.  Immerhin  ist  zu 
berücksichtigen,  dal»  Zalliii<i;er  das  Krgel)iiis  des  Schlusses 
zwar  in  Erwägung  zieht,  aber  schließlieli  doch  eher  ablehnt. 
Schröder  hat  dagegen  die  Hypothese  der  Vorbehaltsministerialen 
mit  voller  Bestimmtheit  als  wissenschaftlich  gesichertes  £igebnis 
vorgetragen.  Und  er  hat  dabei  den  unzulässigen  Schluß  aus 
dem  quellenwidrigen  Kunstausdrucke  sowohl  in  seinem  AufsatKe 
wie  in  seiueni  Ivehrbnche  als  wichtigen  Anhaltspunkt  venvertet. 
Es  ist  dies  ein  Beispiel  und  leider  kein  vcremzeites  für  einen 
Mangel  an  Kritik  in  der  Arbeitsmethode  Sduxiders. 

lY.  Die  Gerichts theorie.   §  52. 

461.  Der  Umstand,  daß  die  obere  Gruppe  der  Freien 
vom  Spiej^ler  technisch  als  die  Gruppe  der  Schöffenbaren 
bezeichnet  wird  und  tatsSchlich  durch  eine  besondere  Beziehung 
zu  dem  mit  Schoflen  abgehaltenen  Gerichte  bei  Konigsbann 
nns^zeichnet  ist,  k5nnte  zu  der  Annahme  verführen,  daß 
gerade  die  Zugehörigkeit  zum  Gerichte  bei  Königsbami  das- 


baien  vrien  man  I  59  §  I,  de  boden  soIen  wesen  scepenbore  vri  II  12  §  4, 
mit  ses  scepeabarea  ▼neu  miinneii  II  44  §  3,  over  den  seepcnbaren  vrieu 
man  3,  10,  nen  socpenbere  vri  man  III  2G  §  2,  den  scepenbaren  vriea 
laden  HI  45  §  1,  bit  ne  si  scepenbare  vri  III  54  §  o%*er  scepeabare 
Tri  hxde  in  55  I  2. . 
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jeiiige  Moment  ist,  welches  ohne  Anknüpfung  .in  eine  ültert- 
btandesgliedening  die  Hauptdiiierenzierung  erzeugt  habe,  Jai) 
somit  die  Gemeiufreien  durch  die  G^chtsgenossenschaft  eist 
in  Schdffeobare  und  Landsassen  gespalten  worden  sind. 

4ß2*  Eine  dieser  Geriohtstheorie  im  wesentlichen  ent- 
sprechende Ansieht  hat  Lüntzel^  vertreten.  Linitzel  niiuint  an. 
dali  Kiirl  der  Große  ans  der  Zahl  der  Gemeiufreien  die  ange- 
seheosteii  Elemente  znr  Besetzung  der  Schöffeustähle  bei  dem 
von  ihm  eingeführten  Grafengericbte  ausgewählt  hatte.  Diese 
ausgewählten  Elemente  hätten  sich  dann  ständisch  ausammen- 
geschlossen  und  in  der  Folge  den  Stand  der  Schoffenbaren 
und  Freibanern  L':el)ildet. 

Die  AnkuiipiuDg  an  Karl  den  Großen  ist  nicht  näher 
begründet  und  kann  zunächst  außer  acht  bleiben,  da  sie  für 
die  Beurteilung  der  Hypothese  nicht  wesentlich  ist 

Nun  ist  es  ja  unzweifelhaft^  daß  die  Bezeichnung 
schöffenbar  von  der  Tätigkeit  im  Graf  engerichte  bei  Könitrsbann 
entlehnt  ist  und  daß  diese  Beziehung  tatsächlich  eines  der 
ständischen  Merkmale  bildete.  Der  Gegensatz  meiner  Ansicht 
gegenfiber  der  Ansicht  Lüntzels  besteht  aber  darin»  daß  nach 
meiner  Ansicht  die  Zuweisung  an  das  Gericht  bei  KönigshsiiD 
nicht  durch  willkürliche  Auswahl  innerhalb  der  gleichen 
Stnnde«jrenossen ,  sondern  in  Anlehnung  an  die  bereits  vor- 
handene Uliederuug  in  Altfreie  und  Minderfreie  erfolgt  ist 
Die  Angehörigen  des  höchsten  Standes  wurden  dem  höchsteu 
Gerichte  zugewiesen. 

463.  Li  der  Tat  ist  die  Gerichtstheorie  mit  Bestimmt- 
heit abzulehnen.  Die  scheinbaren  Anhaltspunkte  vei-sehwhidtn 
bei  näherer  Prüfung  und  sie  stößt  auf  durchgreifende  Gegea- 
gründe. 

Die  Gründe,  welche  für  Lüntzel  maßgebend  waren, 
sind  unrichtige  Vorstellungen  von  den  Verhältnissen  der 
karölihgischen  Periode.   Lüntzel  verlegt  die  numerische  Te^ 

breitung,  welche  die  Meier  im  io.  und  14.  Jidirhmidert  haben, 

1)  lAstan  S.  35  Aom.  1;  Ältere  Diöxese  8. 66, 67;  Geschieht»  I  S.43. 
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schon  in  tlio  vorkarolingische  Zeit.  Er  verkennt  andrerseits, 
daß  nach  altgcrmanischer  Anschauung  überhaupt  louerhalb 
der  P>eien  ein  Untei*8chied  zwischen  Altfreien  und  Libertinen 
existiert  hat  In  den  SchdfFenbaifreien  des  Spiels  si^t  er 
dorchaus  mit  Recht  einen  nicht  großen,  geBchlossenen  Stand. 
Aber  er  folgert  weiter:  diese  Anffassnng  „laßt  es  nicht  wohl  ra, 
in  iiineu  die  Kestc  der  alten,  allgemeinen  Freiheit  zu  sehen*'. 
Die  neuere  Forschung  hat  nun  nachgewiesen,  daß  die  Masse 
der  Meier  erst  der  Freilassangsepoche  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts ihre  Entstehung  verdankt  Die  Schöfienbaren  sind 
freilich  in  Ostfalen  schon  vorher  eine  Minorität  gewesen,  wenn 
die  Gesamtheit  der  Einwohner  unter  Einschluß  der  Unfreien 
ins  Auge  gefaßt  wird.  Aber  innerhalb  der  Freien  des  f!a(  In  n 
Landes  waren  sie  der  vorherrschende^  ja  der  einzige  unabhängige 
Stand.  Andrerseits  waren  schon  in  karolingischer  Zeit  gerade 
in  Ostfalen  die  Laten  sehr  verbreitet.  Die  ntunerischen  Ter- 
baltnisse,  die  für  Lüntsel  entscheidend  waren,  bieten  daher 
tatsächlich  gar  kein  Hindernis  für  die  Identifizierung  der 
bcliüti'eiibaren  mit.  den  Gemeinfreien  der  karoline^ischen  Epoche, 
keinen  Grund  für  die  Annahme  einer  willkürlichen  Auswahl 
der  Dinggenossen. 

Auch  die  Bezeichnung  ^ischoffenbar^  laßt  sich  nicht  ver- 
werten. Es  ist  richtig,  daß  dieser  Ausdruck  im  Sachsenspiegel 
vorherrscht.  Aber  gleichbedeutend  und  in  den  andern  Quellen 
weitaus  überwiegend  finden  sich  die  Bez(!iehnungen  „edel"  und 
»frei".  Wenn  nun  die  Dingpflicht  im  Gerichte  bei  Königsbann 
an  denjenigen  Stand  gebunden  wurde,  der  als  Stand  der  Voll- 
frden  die  Bezeichnungen  Riedel''  und  ,,frei''  ffibTte,  so  ist  es 
verstandlich,  daß  dieser  Stand  in  spaterer  Zeit  bei  juristisch 
^nauer  Tenniimiogie  als  schöffenbar  bezeichnet  wurde.  Denn 
die  alte  Bezeichnung  edel  hatte  einen  engeren  binn  erhalten, 
während  die  Bezeichnung  frei  im  weiteren  Snm  auch  andere 
Stande  umfaßte.  Wenn  dagegen  die  Dingpfiicht  nur  einen 
Teil  der  Genossen  gleichen  Standes  und  gleicher  Geburt  traf, 
so  ist  es  nicht  verständlich,  wie  sich  auch  die  Ausdrücke 
edel  und  frei  aut  dieseu  Teil  konzeutrieren  konnten.  In 

36 
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keinem  dieser  Ausdrücke  liegt  eine  Bexiehiuig  cur  Gericht»- 
genossenschaft 

G^n  die  Gerichtstheorie  sprecheii  femer  drei  Haapt- 

gründe,  der  Umfaiig  der  Ditlereuziciunjj:,  das  Geltiiiig>>L't^'biet 
der  Hauptgiiederung  und  der  Zusammeuhaiig  mit  der  uitsacb- 
sischen  Staudesgliederung. 

464«  L  Die  rechtlichen  Unterschiede  zwischen  den 
Schoffenbaren  und  den  unteren  Freien  sind  m.  £.  so  sahireich 
und  so  tiefgreifend  y  daß  es  nicht  möglich  ist,  sie  als  sekiuidire 
Wirkungen  einer  zN^nschen  ursprimglichen  Standesgenosst  n 
entstandeueu  Verschiedenheit  des  Gerichtsbesuchs  aufzufassen. 
Das  gilt  insbesondere  von  der  Yerschiedenheit  in  Wergeld 
und  Buße  und  von  dem  Mangel  an  erbreohtlicher  £benbari 
In  der  Verschiedenheit  des  Wergeids  trat  von  jeher  der 
Unterschied  des  Altfreien  von  dem  Libertinen  hervor.  Eine 
Beziehnnir  zwiscbeii  \Yergeld  und  DingpUicht  ist  nicht  et-sicht- 
lieh.  Augeuommen,  es  hatte  die  Zuweisung  eines  Teils  der 
Altfreien  an  das  Gericht  bei  Königsbann  eine  Erhohtuig 
ihres  Weigeldes  zur  Folge  gehabt,  so  wäre  es  doch  mcbt 
möglich  gewesen,  die  verbleibenden  Gemeinireien  auf  das 
Niveau  dt  i  Libertinen  liiiiab/.udrücken.  Nach  dem  Sachsenspiegel 
hat  aber  der  Freigelasöeue  Landsasseuwergeld  und  Land- 
sassenbuße. Die  Beschränkung  des  Erbrecht??,  wie  sie  uns  io 
dem  Sachsenspiegel  bezeugt  ist,  kann  nicht  durch  die  Gerichts- 
genossenschaft  entstanden  sein.  Allerdings  ist  es  denkbar, 
daß  eine  Scheidung  der  Dingpflicht,  wenn  sie  auf  den  Grund- 
besiü?  radiziert  wird,  auch  diis  Erbrecht  auf  Gerichtsjxeno>>eu 
einschränkt.  Aber  diese  Beschrankung  würde  nur  die  gerichts- 
pf lichtigen  Güter  treffen,  wie  das  spater  bei  den  Freigütern 
der  Fall  ist  Die  niederen  Freien  des  Sachsenspiegela  darben 
aber  des  Erbrechts'  g^enfiber  den  höheren  v5l%.  Ferner 
würde  diese  gerichtliche  Schranke  eine  gegenseitige  sein  müssen. 
Nach  dein  Sachsenspiegel  beerbt  aber  der  SeluUlenbiuv  den 
Godingsgenossen.  Gewissermaßen  als  Gegenprobe  für  die 
behauptete  Wirkungslosigkeit  der  Gerichtegenoeaenschaft  kann 
das  Verhältnis  der  Landsassen  au  den  Bieigelden  verweriet 
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werden.  Die  gerichtliche  Tvenntuig  ist  bo  scharf  ausgeprSgt,  ivie 
möglich.   Aber  Wergeld,  Buße  und  Ebenburt  sind  unbenihrt 

geblieben. 

465.  Tl.  Das  Gericlit  bei  Konisrsl>:»ün  hat  in  don  Marken 
nicht  bestanden.  Dort  fehlt  diese  Ditiercn zierung  in  der  ürteils- 
fiiidung.  Wenn  die  Hauptgliedening  des  Sachsenspiegels  nur 
durch  die  gerichtliche  Sonderung  entstanden  war,  so  müfite  sie 
in  den  Marken  fehlen.  Tatsachlich  ist  das  nicht  der  Fall 
Deshalb  muB  die  Scheidung  eine  andere  Grundlage  haben. 

4()H.  III.  Die  Vergleichung  der  Standesgliederung  des 
Sachsenspicgelb  mit  der  altsäciisischen  Standesgliederung  wird 
ergeben,  daß  der  Stand  der  Schöffenbaren  mit  dem  der  alten 
Edeiinge  identisch  ist  £s  hat  somit  keine  Auswahl  statt«* 
gefunden,  sondern  der  höchste  Stand  ist  dem  höchsten  Gerichte 
zugewiesen  worden. 

467.  Zu  diesen  Hauptargumenten  treten  noch  eine  Reihe 
anderer  Gründe  hinzu,  die  Untuniielikeit,  in  den  eigentunis- 
losen  Landsassen  einen  Stand  gemeinfreier  Leute  zu  seheU| 
statt  einer  Libertinenklasse,  das  Fehlen  eines  jeden  Hinweises 
auf  die  Gericht^nossenschaft  bei  der  Behauptung  der 
Schöffenbarfreiheit,  die  scharfe  und  exklusive  Betonung  der. 
Geburt  bei  allen  Fragen  der  Standesverschiedenheit  und  einiges 
andere.  Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  unterstützenden 
Momente  glaube  ich  unterlassen  zu  dürfen ,  da  die  angeführten 
Hauptaigumente  bereits  durchgreifen. 

V.  Die  Adelstheorie.   §  53. 

468.  Die  Ansichten  Richthofens •  und  Ernst  Mayers* 
gehen  dahin,  daß  die  Schoffenbaren  des  Spiegclb  den  säciisifethen 
Edelingeu  der  Karolingerzeit  und  die  unter  ihnen  stehenden 
Freien  den  alten  Frilingen  entsprechen,  somit  die  Haupt- 
gtiederung  des  Sachsenspi^els  nichts  anderes  ist,  als  die  alt- 


Ij  L'ntemichuugon  II  S.  1124  ff. 

2>  I  S.  Ul  Aom.  42,  S.  450  Anm.  09. 
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sächsische  Standesgliederung.  Ich  halte  diese  Annahme  für 
durchaus  sntreffend.  Aber  diese  scheinbare  Übereinstimmniig 
verdeckt  tiefgreifende  sachliche  Gegensätze.   Denn  Bichtfaofeo 

und  Mayer  sehen  in  den  Edclingen  und  spateren  Schoffenbareii 
einen  »i  i  k  chtsadel,  und  in  dun  Frilingen  und  spateren  Niclit- 
schötieobaren  die  Altfrcien,  während  ich  die  Freiheitstheorie 
für  die  Karolingerzeit  ebenso  vertrete,  wie  für  die  Zeit  des 
Sachsenspiegek. 

Auf  düe  Frage  der  Kontinuität  will  ich  spater  ausffihilicb 
eingehen.    An  dieser  Stelle  will  ich  nur  ausführen,  daß  es 
nicht  möglicli  ist,  den  Unterschied  der  Schötlcubaren  uud  der  ! 
NichtschöfiPenbarcn  als  den  Unterschied  eines  Vorrechtaadels 
und  einer  altfreien  Bevölkerung  aufzufassen. 

409*  Die  Auffassungen  Richthofens  und  Majers  beruhen 
auf  einer  unzutreffenden  Beurteilung  der  ostfalischen  Standcs- 
verhältnisse  und  der  Standesglicdcrung  des  Spiegeln.  Rieht- 
hofcTi  hält  die  Sch<"»nenbnren  für  eine  ausschließlich  rittorHrli'- 
Klasse.   Emst  Mayer  sieht  in  ihnen  Stammgutsberechtigte  und 
Mi%lieder  derjenigen  Familien,  deren  „Chefs''  unter  dem  Titel 
freie  Herren  angeblich  eigene  Gerichteherrschaft  übten.   Bcaden  | 
schwebte  als  Unterlage  ^  über  der  sich       Adel  der  SchdfTei)- 
baren  aufbaute,  als  Äquivalent  der  Prilioge,  ein  Stand  der 
gemeinfreien  Bauern  vor,  den  sie  in  den  Pfleghaften  crblioktAii. 
Bei  dieser  Auffassung  ist  aber  sowohl  das  Bild  der  Scliuö'en- 
baren  wie  ihr  Gegenstuck  unrichtig.   Streicht  man  Rittersart  > 
und  Hantgemai,  so  verliert  der  vermeintliche  Adel  jedes  I 
Merkmal,  das  ihn  von  den  Gemeinfreien  scheidet    Er  sinkt  i 
in  ihr  rechtliches  Ni\  eau  hinab.    Erkennt  man  die  Pfleghaftcu  ' 
als  Stadtbürger,  so  fehlt  es  an  Material  für  andere  als  schoöeu- 
bare  Gemeinfreie.    Der  wirklich  vorhandene  Gegensatz  von 
schöffenbar  und  Landsasse  ist  mit  der  Adelstheorie  nicht 
vereinigen. 

Er  läßt  sich  auch  nicht  als  spätere  Umbildung  eines  I 
firüher  anders  gearteten  GcGrcnsat70s  auffassen. 

470.  Wenn  die  Mehrzahl  der  bciu  lVn ibareu  zur  Zeit  des 
Sachsenspiegels  ein  bäuerUches  Leben  führte,  so  ist  es  niebt 
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m^lich  in  diesem  Stande  die  Heste  eines  über  die  Vollfreien 
emporragenden,  von  altersher  bevorrechteten  Adels,  eines 
Standes  von  Grundherren  isu  sehen.    Es  ist  eine  oft  wahr- 

ziiiiehmendc  Ersolieinung,  dal)  bevorrechtete  (icbiirtsstünde  an 
Zahl  der  Mitglieder  im  Laufe  der  Zeit  zurückgehen,  wahrend 
die  soziale  Stellung  ihrer  Mitglieder  steigt.  Diese  Erscheinung 
muUte  in  dem  früheren  Mittelalter  erst  recht  eintreten,  da  die 
oberen  Schichten  der  Bevölkerung  sowohl  der  Dezimierung 
durch  die  fortwahrenden  Kampfe  als  auch  der  Ehelosigkeit 
durch  Eintritt  in  den  Klerus  und  in  die  Klöster  besonders 
ausgesetzt  waren.  Die  schöffenbaien  Kleinbauern  des  12.  und 
13.  Jahrhunderts  können  daher  nicht  die  Nachkommen  }>rä- 
historischcr  Füi-steugeschleohter  oder  eines  sonst  über  die  Voll- 
freien  emporragenden  Yorrechtsadels  sein.  Ebensowenig  ist  es 
zulassig  in  den  eigentumslosen  Landsassen,  deren  Recht  der 
Freigelassene  erwirbt,  den  Stand  der  gemeinfreien  Bauern  su 
sehen.  Die  Landsassen  sind  nach  ihrer  rechtlichen  Charak- 
teristik und  nach  ihrer  geschichtlich  wahrnehmbaren  Entstehung 
ein  libertinenstand. 

47L  In  gleicher  Weise  wie  die  allgemeinen  Verhältnisse 
widerlegen  auch  die  Emzelheiten  die  Adelstheorie.  Mit  ihr  ist 
nicht  vereinbar,  dafi  edel  im  11.  Jahrhundert  den  Gemeinfreien 
bezeichnet  und  andrerseits,  daB  ein  von  den  Vollfreien  scharf 
geschiedener  über  ihnen  stein  iider  Adelsstand  technisch  den 
Standesnamen  „die  Freien*^  geführt  hat  Es  ist  nicht  denkbar, 
daß  bei  dem  Beweise  der  Eigengewere  der  gemeinfreie  Mann 
auegeschlossen  und  nur  der  Adlige  als  Zeuge  zugelassen  war> 
oder  daß  bei  dem  Innerungsverfahren  als  Keprasentanten  der 
VolksstSnde  zwar  Adlige  (Ministerialen)  und  Laten,  aber  keine 
Gomeinfreien  ziiixelassen  wurden.  Ebensuweiiig  stimmt  die 
ßehandiung  der  ötaadehkuntroverse  zu  der  Adelstheorio. 

Aus  diesem  Grunde  ist  die  Adclstheorie  für  die  kStiindes- 
gliederung  des  Sachsenspiegels  schlechthin  abzulehnen.  Wer 
in  den  altsächstschen  Edelingen  einen  Vorrechtsadel  und  in 
den  Frilingen  die  Vollfreien  sieht,  der  muß  jeden  Zusammen- 
hang dieser  Schichten  mit  den  iStäuden  des  Sachsenspiegels 
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leugnen.  Für  den  Sachsenspiegel  ist  die  Freiheitstheorie  völlig 
gesichert  Da  nan  m.  £.  Kwingende  Gründe  ffir  den  Zaeammen* 
hang  ins  Gewicht  fallen,  so  erbringt  die  Standesgliedening  des 
Sachsenspiegels  einen  selbständigen  Aofschluß  über  das  Wesen 

der  altsächsischen  Standesfrliedcrung,  der  unten  ^  in  seiner 
Tragweite  eingehend  gewürdigt  werden  soU. 


Fünftes  Kapitel. 
Die  Abgrenzimg  der  SchWenbftreii*  §  54. 

472.  Die  vorstehenden  Erörterungen  dürften  gezeigt 
haben,  daß  die  Angaben  des  Sachsenspiegels  und  der  übn'rren 
Quellen  über  den  Gegensats  der  Schöffenbaren  und  der 
NichtechÖffenbaren  sich  glatt'  durch  die  Annahme  erklären, 
daß  wir  in  den  Schöffenbaren  die  alten  Gemeinfreien ,  in  den 
Nirhtschöffenbaren  Minderfreie,  insbesondere  LibcrLiu«  n  zu 
sflun  haben.  Alle  sonst  aufgestellten  Erkläruut^en  dieser 
Dirtereuzieruug  sind  untersucht  und  es  hat  sich  erj^eben,  daß 
keine  einzige  von  ihnen  irgend  durchführbar  ist.  Deshalb 
glaube  ich  die  aufgestellte  Hypothese  als  erwiesen  ansehen 
zu  dürfen. 

473.  Es  erübrigen  noch  einige  Bemerkungen  bezüglh  Ii 
der  Abgrenzung  und  bezüglich  der  uumcnschen  Verbreitung 
des  Standes. 

Auszugehen  ist  von  dem  mit  voller  Bestimmtheit  for* 
mulierten  und  durch  andere  Aussprüche  gestützten  Satz, 
daß  das  in  Freiheit  geborene  echte  Kind  das  Recht  seines 
Vaters  erbt» 

Durch  diesen  Satz  werden  für  die  Voraussetzungen  der 
Schüffenbarkeit  zwei  wichtige  Folgerungen  nahe  gelegt.  £r- 


1)  §  66ff. 

2)  Ssp.  I  16  §  2,  m  72. 
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forderlich  ist  eiamal  Abkunft  von  einem  schöfienbaren  Vater. 
Die  Nachkommen  eines  Freigelaflseaeii  im  Mannsstamm  werd^ 
niemala  Schoffenbare,  sonst  wQrde  der  Sohn  eines  liandsassen 
besseres  Recht  erlangen  als  sein  Vater.  Der  Makel  der  un- 
freien Herkunft  wird  durch  Generationenfo%e  nicht  getilgt. 

SchÖffenbarkeit  der  Mutter  ist  nicht  erforderlich.  Es 
genügt  Freiheit.  Dagegen  tritt  das  Kind  der  Unfreien  nicht 
in  das  Becht  des  schöffenbaren  Vaters  ein;  auch  nicht  durch 
nachtragliehe  ein&che  Freilassung.^ 

Ffir  die  ländlichen  Verhiltnisse  wird  der  erste  Sats  da- 
durch bestätigt^  daÜ  der  ständische  Gegensatz  der  Freibauern 
und  der  durch  Freilassung  entstandenen  Meier  durch  Jahr- 
hunderte bestanden  hat',  ohne  daß  die  Meier  durch  die 
Generationenfolge  «1  Freibauern  wurden. 

Der  zweite  Satx  ist  urkundlich  belegt 

Für  die  Stadt  hat  das  frühe  Emporsteigen  der  stSdttschen 
Bevölkerung  zur  Vulllieihcit  die  Kunde  der  alten  Standes- 
gegensätze verloren  gehen  lassen,  wofern  solche  innerhalb  der 
stadtpflichtigen  Bevölkenmg  bestanden  haben. 

Neben  freier  Abkunft  von  einem  altfreien  Greschlechte 
ist  als  besonderes  Erfordernis  eheliche  Geburt  au&ustellen. 
Der  unehelich  Geborene  ist  rechtlos.  Diese  Rechtlosigkeit  ist 
aber  auch  als  AiisschlnEl  aus  dem  oberen  Stande,  als  Verlust 
der  Standeszugehöiigkeit  aufzufassen.  Die  Rechtlosen  sind 
allgemein  von  der  gerichtlichen  Funktion  ausgeschlossen« 
Deshalb  können  auch  in  der  Innemng^telle^  keine  unehelichen 
Kinder  unter  den  Schöffenbaren  gemeint  sein.  Aber  das  Er- 
fordernis der  echten  Geburt  wird  nur  bei  den  Laten  erw&hnt. 
Die  einzige  Erklärung  bosteht  darin,  daß  der  uneheliche  Sohn 
einer  Latenfrau  selbstredend  Late  blieb  und  daß  bei  dem  un- 
ehelichen Sohn  einer  schöffenbaren  Fiau  die  Standeszugehörig- 
keit verloren  ging. 


1)  Vgl.  oben  S.  37fiff. 

2)  Vgl.  oben  S.  277  ft 

3)  Ssp.  1  6  §  2. 


Digitized  by  Google 


I 
I 
( 

568  Dritter  Hauptteil.  Stande^liedening.  ^ 

Als  unecht  gelten  dem  Spiigler  auch  Kinder,  welche 
zwar  aus  einer  Ehe  stammen,  bei  denen  aber  die  Ehe  intOlL''^ 

I 

vorausgegangeuer  ßeziehuugen  unter  den  Eheleuten  tür  die 
Kinder  nicht  die  volle  Wirkung  hat^  Ich  hatte  früher  für 
das  friesische  Reckt  die  NichtKUgeboxigkdt  dieser  „nicht 
volleheliohen"  Kinder  za  dem  Stande  der  Edelinge  vertieteiL' 
Aus  der  Innerungsstelle  ergibt  sich  der  gleiche  Sat«  für  die 
Schöffenbaren  des  Spiegel?^. 

Über  die  Stellung  der  Eremdlioge  läUt  sich  aus  dem 
Sachsenspiegel  nichts  entnehmen.  Aber  eine  Eiganzung  bietet 
das  altere  Hildesheimer  Kolonistenrecht'  Es  lafit  nacJi  swa 
Richtungen  hin  deutlich  erkennen,  daß  die  Fremdlinge  nicht 
den  Altfreieu,  sundern  den  Libertinen  gleichgestellt  waren. 
1.  Über  Leib  und  Leben  des  Seh<")tVenbaren  kann  nur  hoi 
Königsbann  gerichtet  werden.  Über  Leib  und  Leben  der  Ad- 
Siedler  richtet  der  Vogt  ohne  Königsbann.  Die  EinseteuDg 
des  Vogts  wird  nun  in  der  Urkunde  mit  den  Worten  motiviert 
^ut  exulibus*^.  Sie  ist  eine  Folge  der  Fremdlingseigenschsft, 
nicht  etwa  einer  besonders  gearteten  Ertj^ebm»-.  2.  l)ic  Al)g:il)e 
des  licsthaupts  galt  in  Ostia len  als  besonderes  Recht  der 
manumissL*  Aueh  die  Kolonisten  werden  ihr  unterworfen. 
Ebenso  einer  als  bekannt  voiausgesetsten  Abgabe  an  den 
Bischof  j  die  bei  Verheiratung  der  Witwe  erwähnt  wird.  Bei 
schöffenbaren  Leuten  finden  wir  nirgends  eine  Spur  dieser 
Al>gaben.  Noeh  später  gilt  die  Ereiheit  von  solchen  PÜichteu 
als  Zeichen  des  Freidingsuianns.^ 

Eintritt  in  die  Mund  wird  als  Grund  des  Standes  Verluste 
nicht  erwähnt   Immerhin  halt  es  der  Spiegier  für  notwendig  ■ 


1)  Ssji.  1  37  „Sve  >,o  eiu'S  manues  wif  l)i'lmi»n  iJii''iiJ'ai o,  cKler  wif 
f)dei  Diaget  uoüegot,  nimt  he  se  dar  ua  to  echte,  echt  kmt  au  wiut  k 
nimmer  bi  ere." 

2)  Ger. -Verf.  S.  225  und  245. 

3)  Vgl.  oben  S.  176.  Zu  dem  gleichen  Schlüsse  führen  anUtr.' 
Nachrichten,  vgl.  z.B.  die  Widuiiiudstelle  unten  No. 555. 

4)  Tpl.  imten  No.  594e. 

5)  Vgl.  Luutzel,  Lasten,  S.  37. 
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hervorzuheben,  daß  die  Wahl  eines  Voniuin  ls  nach  Erreichung 
•Irs  Alters  von  60  Jahren  Buße  und  Wergeid  nicht  mindert.  ^ 
Das  deutet  darauf  hin,  daß  es  Fälle  solcher  Minderung  gab. 
Andere  Nachrichten  gestatten  keinen  Zweifel  an  der  £xistenz 
von  Schutzverhaltnisflen,  welche  die  Vollfroiheit  aufhoben^  ohne 
zum  Laien  su  machen.* 

474,  Die  numerische  Verbreitung  des  »Standes  der  Schötlcii- 
baren  zur  Zeit  des  Spieglcra  läßt  sich  nur  in  schwankenden 
Umrissen  zeichnen,  zumal  wir  mit  lokalen  Verschiedenheiten 
rechnen  müssen. 

Die  stadtische  Bevölkerung  ist  auszuscheiden,  weil  ihre 
ständische  Zusammensetzung  zu  unsicher  ist. 

Auch  hinsichtlich  des  flachen  Landes  läÜt  sich  nur  der 
Satz  rechtfertigen,  daß  im  12.  und  13.  Jahrhundert  die  Voll- 
trrien  eine  entschiedene  Minorität  gewesen  sind,  einen  ver- 
hältnismäßig kleinen  Teil  der  Bevölkerung  Ostfalens  gebildet 
haben.  Von  einer  eingehenden  Begründung  muß  ich  an  dieser 
Stelle  absehen.  Anhaltspunkte  a'ind  die  späteren  Yerhültnisse, 
der  Inhalt  der  Schenknnnsuikimdcn  und  ( niterverzeiehnifse, 
das  frühe  Zerbröckeln  des  Grafendings  und  zahlreiche  ii^zel- 
Dachrichten,  welche  mit  einer  größeren  Verbreitung  der  voll- 
freien Bevölkerung  nicht  vereinbar  sein  wurden.'  Hervorheben 
will  ich  die  Berücksichtigung  des  Aussterbens  des  Standes 


1)  Ssp.  I  42  §  1.  Das  Görlitzer  Landrecht  läßt  auch  in  dieBom 
Falle  Herobset^uog  der  Buße  auf  die  Hälfte  eintreten.  Vgl.  Homeyer. 
Ssp.  II  2  §  17. 

2)  Vgl.  unten  §  73. 

3)  Beachtenswert  sind  die  Resultate,  zu  denen  ein  so  genauer 
Kenner  der  Hildesheimer  T'rkundeu,  wie  Lüutzel,  g  1  i  gt  ist.  Er  sagt 
Oeschicbte  S.  III  in  hczng  auf  seine  älteste  Periode  —  Ö02:  „Wir  worden 
nicht  irren,  wenn  wir  einige  freie  Bauern  mit  vollem  Eigentum,  viele 
Z"itp;ir-htor.  Meier  gt-riaiint,  und  vi»'le  T'iifrr'i«  mit  zieralicli  ausgedehnten 
IJesitzrechtt-n  als  voihanden  anncliuion."'  Für  die  zweite  Zeit  993  — 1130 
bemerkt  er:  „Es  liiJit  sich  ferner  dif  AuDalime  nicht  abweisen,  daß  es  in 
Otjtfalen  nur  eine  nicht  große  Zahl  rchtt  r  Eigentümer  gab  und  dieselben 
daher  mit  einer  jetzt  unglaublich  scheiueuden  Masse  Grundeigentums  auä- 
gestattet  waren'',  a.  a.  0.  S.  336. 
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im  SaobsenBpiegel  und  die  FasBung  venohtedener  Begribnifl- 

Ordnungen. ' 

Dieser  mnneiisch  nicht  sehr  bedeiiiondo  Stand  umff^ßte 
sozial  sehr  versohiedcne  Klemeote.    Auch  wenn  wir  von  den 
Stadtbürgem  ganz  absehen,  so  waren  in  den  Fürsten,  Herren, 
Bitteni  und  Bauern  tiefgreifende  Gegensätee  veibundeo.  Das 
VerbSltnis  der  Mischung  dürfte  lokal  sehr  verschieden  gewesen 
sein.    Immerhin  scheint  mir  eine  ^ewnssc  Wahrscheinlichkeit 
dafür  zu  Hpreclieo,  daß  in  der  Ge8amt/^1  die  Bauern  über* 
wogen.    Dort  wo  ^\rh  m  späterer  Zeit  die  Zahl  der  Ritter- 
güter und  die  Zahl  der  Freigüter  vergleichen  laßt,  überwiegen 
letztere.    Von  den  Rittergütem  ist  aber  .die  große  Mehrtthl 
schon  im  12.  Jahrhundert  in  den  Händen  von  Ministerialen 
gewesen.    Die   ritterlichen  Ministerialen    müssen,   nach  »lein 
urkundlichen  Auftreten  zu  schließen ,  schon  im  12.  Jahrhundert 
-überall  zahlreicher  gewesen  sein,  als  die  freien  Ritter,  ein- 
schließlich der  Fürsten  und  der  freien  Herren.    Der  Staad 
der  Sch5ffenbaren  des  Sachsenspiegels  dürfte  daher  in  seiner 
Mehrheit  aus  Bauern  bestanden  haben.* 


1)  Vgl.  oheo  8. 391|  92. 

2)  Dio  beiden  Scbätsungen  des  Textes,  entschiedene  Minorität  der 
StandeBgenossen  innerhalb  des  Volks,  Mehrheit  der  Baaero  innerhalb  des 
Standes,  hatte  ich  schon  für  die  Gemeinfreien  der  Karolingerzeit  vertreteD, 
allerdings  entsprechend  dem  Stande  der  Überiiefemnir  mit  ikxIi  gorin?erer 
Bestimmtheit.  Wittich  sieht  in  ihrer  Verbindung  einen  Widersprach» 
Freibanem  S.  273,  291.  Dieses  üi-teil  beruht  auf  verschiedenen  Vorans- 
setzungen,  die  i(  h  nicht  für  richtig  halte,  ii.  a.  aal  der  Ignorierung 
königlichen,  kirchlichen  und  Frilingsbe&itzes ,  sodann  auf  der  Präsomtion 
einer  gieiohmäßigen  BesitzverteUang  innerhalb  der  Vollfreien. 
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Sechster  Abschnitt 
Die  freien  Herren. 

Erstes  Kapitel. 
Der  Stand  des  Problems. 
I.  Die  Grundzüge  des  Spiegelbildes.   §  55. 

475.  Die  vorstehenden  Erörterungen  haben  einen  festen 
Hoden  geschaüeni  auf  dem  weiter  gebaut  werden  kann.  Das 
Hauptproblem,  das  noch  der  Anfklaruog  harrt  und  das  wir 
oben^  aunaehst  beiseite  geschoben  hatten,  ist  die  Bestimmung 
desjenigen  Standes,  den  der  Spiegier  als  den  Stand  der  freien 
Herren  bezeichnet. 

Der  Sachsenspiegel  hebt  zwei  Klassen  hervor,  die  zu 
den  Schöfienbaren  gehören,  aber  innerhalb  der  Gesamtgruppe 
eine  hervorragende  Stellung  einnehmen,  die  Fürsten  und  die 
freien  Henen. 

Den  Begriff  des  Färsienstandes  will  ich  als  bekannt 
nbergehen.  Den  Begriff  der  freien  Herren  konnte  ich  bisher 
i  i hingestellt  lassen,  obgleich  er  in  der  literai'iHchcu  Kritik  der 
SchöDenbareD  eine  außerordentlich  wichtige  Rolle  gespielt  hat 
Es  gehuig  Schoffenbare  aufzufinden,  die  bei  keiner  Auffassung 
freie  Herren  sein  konnten  und  die  es  uns  ermöglichten,  das 
Wesen  der  Schöffenbarkeit  ohne  Rücksicht  auf  die  freien 
Herren  festzustellen. 

Nunmehr  ist  die  Untersuchung  der  freien  Herren  in 
Angriff  zu  nehmen.  Sie  ist  von  großer  Bedeutung.  Der  Be- 
griff der  freien  Herren  ist  bisher  nicht  richtig  erkannt  worden. 
Und  die  Verkennnng  dieses  Standes  hat  nicht  nur  die.  Auf- 
fassung der  übrigen  Süiiidc  des  Sachsenspiegels  getrübt,  son- 
dern auch  weit  über  den  Bereich  des  Sachsenspiegeis  hinaus 
auf  das  Verständnis  der  mittelalterlichen  Standes-  und  Ver- 
hissungsverhfiltniBse  verwirrend  eingewirkt 

X)  Ygl.  a  276. 
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476»  Die  posiftiveo  Anhaltspunkte,  die  der  Spiegel  für 
die  Bestimmung  der  freien  Herren  entbalt,  erscheinen  auf  deo 

ersten  Blick  weni^  aiiseriebi^: 

Die  Bczeichuüiig  „Ireie  Herren**  bocrocrnet  uns  nur  iui 
zwei  Stellen.^  Außerdem  iai  au  einer  andern  kaum  aignifikauiteu 
Stelle  von  Herren  generell  die  Rede.^  Im  übrigen  wird  der 
Ausdruck  nur  für  konkrete  Herrschaftsverhältnisae  verwendet; 
namentlich  dominiert  er  als  Bezeichnung  der  Lehnsherren 
gegcuübei'  den  Vassalien. ^ 

Der  Aiisdnick  selbst  gibt  mir  uubichere  Auhaltsj>uukt€. 
Aus  der  Bezeichnung  Herr  laJit  sich  vielleicht  ein  Schluii 
auf  ein  Herrschaftsrecht  ziehen.  AW  nicht  gerade  auf  eine 
landesherrliche  oder  gerichtliche  Herrschaft  Ebensogut  koonte 
eine  Lehnsherrlichkeit  Anlaß  zu  der  Bezeichnung  gogebeD 
haben.  Ajidrerseits  konnte  das  Vorliegen  einer  l>o|j])elbi Zeich- 
nung darauf  bchliebeu  la.sseu,  daii  die  fragUclie  Herreu(|ualitÄt 
auch  bei  Unfreien  vorkam. 

Eine  rechtliche  Auszeichnung  ist  nur  nach  zwei  Rick- 
tungen  hin  bezeugt: 

1.  Die  ;,frdett  Herren''  haben  den  vierten  Heerschild, 
zunächst  den  Fürsten  (Ssp.  I  3  §  2). 

2.  Die  „freien  Herren"  werden  ebenso  wie  die  Fm*stori 
dadurch  geehrt,  daß  ihre  Buße  in  Gold  bezahlt  >viixl  (III  45  §  U 

Unbegründet  ist  die  Annahmci  daß  der  besondere  Gerichts- 
stand der  Fürsten  vor  dem  Könige^  auch  den  „6«ien  Herren* 


1)  Ssp.  1  3  §  2  imd  III  15  §  1. 

2)  Ssp.  II  1  (Zusatz)  „Svar  herrtn  mit  eiden  sik  to  sameno  sekeret 
Be  ne  besceideu  dat  rike  dar  butcn,  so  hobbet  se  \reder  deuae  rikc 
Vielleioht  gehört  auch  III  80  §  2  hierher. 

3)  Auch  ia  Ldr.  ni  78  bezeichnet  kerre  immer  den  LebJiiibem 
und  nicht  den  Landesherm,  wie  Homeyer  oonimmt.  Überhaupt  JiBl  m<^Ii 
Herr  im  Sinne  des  späteren  Landesherm  im  Ssp.  nicht  nachweisen.  IX^r 
Landesherr  ist  Richter. 

4)  Ssp.  m  55  §  1.  Over  der  vorsten  lif  nnde  in  gesont  ne  mut 
neman  lichtere  8in>  wah  die  koning.  §  2.  Over  scepenbare  vrie  lu<i^< 
Bvenne  se  Iren  Iii  verwerken  nnde  verdelet  sin,  ne  mut  neman  richten 
wenne  die  echte  vrone  bode. 
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zukomme.^  Ea  ist  ganz  ausgescbiobsen,  daß  der  Spiegier  an 
dieser  Stelle  das  von  ihm  so  genau  definierte  Wort  Fürst 
gebraucht  hatte,  wenn  er  zugleich  an  die  viel  zahlreicheren 
freien  Herren  gedacht  hatte.  Die  freien  Herren  sind  unter 
den  schöfTcnbaren  Leuten  des  §  2  einbegriffen  und  dadurch 
mittelbar  dem  G raf enger i(  ht<'  unterstellt. 

477.  Die  früheren  Erörieriuigeu  gehtatten  nun  diese 
unmittelbaren  Angaben  nach  folgenden  Eichtnngen  hin  zu 
ergänzen: 

Die  freien  Herren  sind  ein  Tefl  der  SchöfTenbarcn;  sie 

eehören  wie  die  Fürsten  in  land recht! i^'her  Hinsicht  zu  den 
\  ollfreien  und  sind  kein  über  diesen  Stand  iiervorragender 
Volksadel.' 

Die  freien  Herren  gehören  zu  den  Edeln,  aber  sie  fallen 
nicht  mit  den  edelen  Leuten  des  Spiegels  oder  der  übrigen 
Quellen  zusammen^  sondern  sind  eine  aus  den  Edeln  hervor- 
tagende Klasse/' 

Die  freien  Herren  gehören,  wie  ihre  Stellung  in  der 
Heerschildordnung  beweist,  zu  den  Ix'uten  von  iüttcrsart. 
Aber  sie  sind  nicht  mit  den  freien  Leuten  von  Ritteraart 
identisch.  Dieser  wichtige  Satz  ei^bt  sich  mit  voller  Bestimmt- 
heit daraus,  daß  nach  der  Angabe  des  Spieglers  in  der  Heer- 
schildordnung unter  dem  Sclnlde  der  freien  Hernn  noch  zwei 
Schilde  freier  Ritter  «teiieu.  Dali  auch  der  Spiegier  selbst 
diese  B^rüfe  auseinanderhielt,  ergibt  sich  daraus,  dali  er  bei 
Besprechung  der  Sätze,  welche  für  Leute  von  Rittersart  gelten, 
aar  Freie  im  Auge  hat  und  doch  auch  die  Bezeichnung  freier 
Herr  vermeidet*  Zu  demselben  Schlüsse  notigt,  daS  in  der 
Vorrede  von  der  Herren  Gebuit  freie  Leute  von  Ritteröurt 
nicht  zu  den  ireien  Herren  gerechnet  werden.^ 


1)  So  st.1>bo  a.a.O.  S.326,  Schult©  S.27J2,  Zallinger  &14,15. 

2)  Vgl.  oben  S.  31 2  ff. 
Ii)  Vgl.  oben  S.  317  ff. 

4)  Vgl.  oben  S.  543ff. 

5)  Vgl  oben  S.  3201. 


Digitized  by  Google 


574 


Dritter  HauptttiU.  Standesgliederuo^. 


Demgemäß  läßt  sich  die  StcIluDg,  welche  der  Spiegier 
den  freieo  Herren  suweist^  zunächst  dahin  prizbieren: 

1.  Die  frden  Herren  sind  ein  Stand  im  Rechtssinn,  durch 

ein  juristi!^ches  Merkmal  bestimmt.  Sonst  wäre  weder  der 
Vorzug  im  Heer&child  noch  die  bestimmte  und  abschließende 
Aufzahlung  in  der  Vorrede  möglich. 

2.  Die  freien  Henen  bilden  zugleich  einen  sozial  ber- 
vomgenden  Stand.  Dies  folgt  aus  der  Goldzahlung  und  der 
Stellung  vor  den  Schöffen  in  der  Torrede. 

3.  Die  freien  Herren  haben  als  einziges  erkennbares  Vor- 
recht die  Stellung  im  vierten  Heerschild,  während  der  nur 
schöflcnbare  Kitter  ohne  Bücksicht  auf  Lehnsverbindung  eine 
Stufe  tiefer  steht. 

478.  4.  Unmittelbare  Angaben  über  die  Grundlagen  des 
Standes  enthält  der  Sachsen  Spiegel  nicht.  Wohl  aber  enthält 
er  eine  wichtige  Angabe,  welche  vorweg  zu  nehmen  ist,  weil 
sie  den  Kreis  der  möglichen  Erklärungen  von  vornherein  ein- 
schränkt Ich  will  diese  Stelle  w^n  ihrer  Wichtigkeit  als 
Hauptstelle  bezeichnen: 

Kap.  21  §  2  des  sächsischen  Lehnrechts  sagt  nach  der 
Ausgabe  von  Homeyer: 

a)  Of  die  sone  in  des  vader  stat  nicht  man  werden  ne 
wel,  dar  mede  n'is  sin  schilt  nicht  gehoget  b)  It  ne  hoget 
nicht  des  mannes  schilt  deone  vanlen,  of  ime  dat 

gelegen  wert. 

Die  Stelle  fehlt  zwar  im  Vetus  auctor  de  benehciis 
und  ist  im  Schwabenspiegel  in  einzelnen  Handschriften  am* 
gestaltet  Aber  im  fibrigen  ist  an  der  Bichtigkeit  der  Uber> 
lieferung  weder  aus  formellen  noch  ans  sachlichen  Gründen 

zu  zweifeln. 

Die  Stelle  enthält  zwei  Vorschriften.  Die  erete  Vor- 
schrift (a)  setzt  den  Fall  einer  Schüdniederung  durch  Lehns- 
empfang voraus  und  sagt^  daß  diese  Niederung  durch  Au%^ 
des  Lehna  noch  nicht  beseitigt  weide.  Diese  Anaffihning 
stimmt  mit  den  andern  Angaben  überein^  nacb  denen  die  Folgen 
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der  Schildnicderung  sich  bis  in  die  dritte  Generation  vererben.* 
Der  zweite  .Satz  (b)  iist  nicht  aut  den  Fall  der  Niederuug  be- 
schränkty  sondera  formuliert  ein  ganz  allgemeines  Prinzip.  Er 
hat  einen  positiven  nnd  negadven  Inhalt  Positiv  wird  gesagt» 
daß  das  Fabnlehn  den  Schild  erhöht  Negativ  wird  gesagt» 
daß  eine  andere  Möglichkeit  für  den  Erwerb  eines  hdheren 
Schildes  nicht  existiert. 

Dieser  Hauptstelle  gegenüber  eine  Erklärung  tfir 
den  Schildvorzug  der  freien  Herreu  iu  dreifacher  Weise 
möglich: 

Beschrankt  man  das  Fahnlehn  der  Stelle  auf  das  Fürsten** 
lehn,  so  beruht  der  Heerschild  der  freien  Herren  überhaupt 

nicht  auf  Schilderhohung.  Dann  bieten  sich  einmal  solche 
Vorst^lhuigen,  bei  denen  der  Stand  der  freien  Herren  ge- 
schichtlich abgeschloaseu  erscheint  Es  ist  ein  Kreis, 
der  einmal  besteht,  in  den  aber  niemand  neu  hineingelangen 
kann.  Der  Schild  ist  ihnen  gegeben ,  aber  er  wird  nur  ver- 
erbt,  überhaupt  nicht  neu  erworben.  Deshalb  beruht  der  Schild 
der  lebenden  freien  Herrn  überhaupt  nicht  auf  Schilderhohung, 
sondern  nur  auf  Erbgang. 

Zweitens  bieten  sich  solche  Vorstellungen,  bei  denen  der 
,  Ueerscliild  der  freien  Herren  als  der  Normalschild  gilt,  alle 
unteren  Schilde  durch  Schildniederung  entstanden  sind. 
Wer  einen  neugegründeten  Schild  hat,  ist  ohne  weiteres  fr&er 
Herr.  Deshalb  kennt  der  Sptegler  eine  Schilderhöhung  nur 
bei  der  Einsetzung  in  den  Fürstenstand.  Alle  anderen  Schilde 
unterhalb  der  freien  Herren  beruhen  auf  Niedenuig. 

Eine  dritte  Li>sung  ist  endlich  möglich,  wenn  man  an- 
nimmt, daß  das  Fahnlehn  an  dieser  Stelle  sich  nicht  auf  das 
Furstenlehn  beschrankt,  sondern  diejenigen  Lehen  umfaßt, 
welche  die  freien  Herren  empfingen.  Dann  beruht  auch  der 
Schild  der  freien  HeiTcn  auf  dem  Empfange  von  Fahnlehn. 
Diese  Lösung  halte  ich  für  die  richtige.  Ich  will  bie  als 
Kahnlehntheorie  beseichnen. 


1)  Ssp.  Inr.  80  §  1,  2. 


Digitized  by  Google 


576 


Dritter  Hanptteil.  StuidflCgUedezaiig. 


II.  Die  Gruudzüge  des  Kontrolibildes.    §  öii. 

Bei  der  Zeichaung  des  Kontrollbildes  empfiehlt  es  sich, 
anch  Nachrichten  ans  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  anr  Ver- 

vollstandigüiig  mit  zu  verwerten,  weil  erst  die  deutsche  Quellen- 
schicht die  sichere  IdentüizieruDg  des  Standes  ermöglicht. 

479.  Das  erste  Ergebnis  der  Kontrolle  ist  dahin  zu  fassen, 
daß  lyfreier  Herr''  ebenso  irie  im  Sachsenspiegel  auch  sonst 
die  technische  Bezeichnung  eines  bestimmten  ^  reohdtch  abge- 
grenzten Standes  ist    Die  Bezeichnung  tritt  schon  in  den 

ältesten  dentsohen  Quellen  hervor  und  hat  sich  auch  fort- 
erhnlten.  Auch  in  dieser  Hinsicht  hat  der  Spieler  uichu 
erfunden. 

1.  In  der  sachsischen  Weltchronik  selbst  begegnet  uns 
der  Ausdruck  nicht  im  engeren  Sinn,  sondern  als  Bezeichnung 
der  Kurfürsten.  Aber  schon  der  Anhang  Ober  der  Sachsen 
He!-kunft  sieht  in  den  „freien  Herren"  einen  der  altsachsischeu 
durch  Mangel  des  Konnubiunis  geschiedenen  Volksstande.^ 

2.  Das  Rechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung  handelt: 
Von  försten  und  von  freyen  herren  §  1  Nu  moget  ir  horeu 
und  Vornamen  umb  die  fursten  und  frey  herren  und  umb 
alle  die  mit  Ritters  namen  begriffen  waren.- 

3.  Herzog  Rudolf  von  Sachsen  verspricht  1308  als  Büi^u 
die  Grafen  von  Anhalt  zu  setzen.  Sollte  er  aber  keine  Fursteu 
eriialten  können^  „so  scholc  wir  on  setzen  einen  vrigin  herrio, 
den  sie  nemen  willen  vor  hundert  maic*^.* 

4.  1309  verbandet  sich  Graf  Otto  II.  von  Anhalt  mit 
dem  Mai'kgrafen  Frit  diieh  von  Meißen.  Wenn  (  J«  fan^ciu- 
geniaclit  werden,  so  solh  ii  j^ie  geteilt  werden  nach  Mannzahl, 
aber  der  Markgraf  soll  allein  erhalten  „vorsten  greven  oder 
vrigen'*.* 


1)  Vgl.  oben  S.  322. 

2)  Laband  a.  a.  0.  S.  54. 

3)  U.B.  Anhalt  III  N...  170. 

4)  Erfurter  U.B.  No.  566,  67. 
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5.  1311  wird  verwiesen  auf  ^yzwene  frie  beriD,  die  czu 
unser  eynunge  gelobit  habit".^ 

6.  1315  wird  in  einem  Bondesvertrage  dee  Omfea  von 
Anhalt  mit  dem  Könige  von  Dinemaik  die  Eventnalitit  er- 
i?og:en,  daß  dem  Konige  Feind  wetden:  der  Ersbiechof  von 
Magdeburg  und  die  „freien  Herreu  ",  die  in  uoserm  LAnde 
besessen  sind.> 

7.  In  Halle  hat  ein  Bürger  Salzpfannen  „won  eme  vrien 
heren<<  (1319).> 

8.  Das  GoiilAcer  Landieoht  bestimmt  in  Ait  41  §  4  das 
Lösegeld  naeh  Standen:  Des  gebnris  sohats  das  sint  zehin  mark, 
eines  vrien  herrin  diisint  mark,  eines  riteres  hundert  mark, 
eines  vorstin  zehen  dusent  mark.* 

9.  Nach  einem  Landfrieden  von  1336  sind  zur  Folge 
verpflichtet  jyfnnten,  greven,  frie  herren^  ntter,  knechte^  etc.* 

10.  Nach  der  Behöffenohtonik  (1371)  geraten  1325  die 
Bürger  mit  dem  Ensbischof  in  Streit  und  finden  answfirts  Unter- 
stützung, ünde  de  vrien  herren  wunnen  burmal  in  der  st.ult 
and  sworen  mit  der  Stadt  —  Da  sandten  de  vrien  herren 
unde  de  denestmanen.^ 

IL  Die  Grafen  von  Anhalt  reden  1388  von  ihren 
Vasallen  als  von  „graven^  vryhen  herren,  ridderen  eder 
knechten".^ 

12.  Der  Erzbis(  hof  setzt  in  Magdeburg  bei  der  Abhal- 
tung des  Burggrafendings  an  seine  Steile  ^^ynen  f ürsteui  graven 
edder  frien  herrn.''* 


1)  U.B.  Anhalt  lU  No.  301. 

2)  U.  B.  Anhalt  ni  No.  185. 

3)  Hallesche  Schöffenbücher  I  No.  974 

4)  Entgegen  Homoyer  ist  der  ^scliatz"  auf  das  I/jsegeld  zu  deuten. 
Dag  Wergeid  i.st  anders  behandolt  Nor  das  Lösegeld  erklärt  das  Vorwiegen 
der  militärischen  Gliederung.    Vgl.  8.  378  Anm.  2. 

5)  V.B.  fi.  histor.  Ver.  f.  Niedersachson  VI  No.  140  8. 128. 

6j  Deutsche  Chroniken  7,  S.  190. 

7)  U.  B.  Anhalt  V  No  102. 

8)  U.B.  btadt  Magdeburg  II  No.  681  (1403).   Vgl.  8.  378  AnnL  2. 
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13.  Auch  die  Glosse  Johann  von  Buchs  ISßt  an  einer  Stelle 

den  liesoiidorcn  Stand  des  Freiherrn  hervortreten.  Zu  III  42 
wird  bcmtiki:  „Du  solt  wissen  er  nimpt  freyleut  vor  freyherrn. 
wann  vil  edel  leut  sind  frey,  die  doch  nicht  freyherrn  sind.*^* 

480.  8ebr  viel  häufiger  als  die  Verbindung  freier  Heir 
findet  sich  das  einfache  ^ert",  das  allerdings  auch  die  Fanten 
mit  umfaßt y  aber  nach  unten  nicht  weiter  au^edehnt  wird. 
Den  Gegensatz  nach  unten  bilden  die  lulirr,  „Ritter  uod 
Kjiechte";  die  ritterbiirtigen,  „guderhand  leutc".  Als  Titulatur 
erhalten  die  Mitglieder  des  Herrenstandes  r^elmäßig  ebenso 
wie  die  Fürsten  die  Bezeichnung  j^eler  Herr",  „edele  msnn^. 
Die  nicht  fürstlichen  Grafen  bilden  nur  einen  TeÜ  des  eioheit- 
liehen  Herrenstandes.  Sie  werden  bei  Aufzählungen  meist 
herausge hoben;  aber  es  tritt  nirgends  ein  anderer  Ünterpchied 
als  der  des  Titels  hervor.  Auch  haben  fast  alle  Geschiechtcr, 
die  überhaupt  dem  Herrenstande  angehörten,  im  Ldiufe  der  Zeit 
den  Grafentitel  erlangt 

Eine  weitere  Beseichnung^  die  sich  in  Ostfalen  selten  findet, 
aber  technisch  für  den  Stand  der  freien  Herren  gebraucht  wird, 
ist  „Bannerherr".  Daß  sie  tatsächlich  techuiach  war,  erpht 
die  Darstellung  des  Ritterspiegeis.  Der  wohl  unterrichtete 
und  durchaus  kompetente  Verfasser  (Johann  Rothe)  spaltet 
den  Schild  der  freien  Herren  in  den  der  Grafen  und  den  der 
^Bannerherren**.^  Auch  in  der  Magdeburger  Schoffenchronik' 
wird  ßaunerherr  mit  „freier  Herr'^  gleichbedeutend  verwendet 

Die  lateinischen  Au.sdrücke  sind  nur  nobiiis,  ingenuus  vir, 
in  den  späteren  Q,ucUeu  dominus,  nobilis  dominus,  selten  Über 
dominus  S  in  den  älteren  auch  einfach  nobilis ,  ingenaos,  vom 


1)  Vgl.  aber  zu  1  A.  3. 

2)  Vgl.  unten  No.r)2I. 

3)  Duabdij  Chrunikeu  7,  I  zu  1450,  <lar  (unter  den  Gefan- 
geiieu)  wcreu  Ire  buüiierh eri  eu  mede  uud  1-1  gmieriiaiicio  maaue.  Dazu 
latüiüiöch  Chr.  Magd.  ,duos  barones  et  14  nobiles*. 

4)  YgL  abur  die  wichtige  Stelle  in  dem  Rhein.  LAndfrieden  von 
Ho.?.  Hon.  Oem.  Hiai  II  No.  444  S.  612,  25.   Ad  hec  si  burginses  — 
oontia  oomitei,  liberoa  dominos,  nobtles  sit«  alios  habentes  proitrios 
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StaodpiiDkte  des  Forsten  aus  Uber  inbeneficiatus ,  Uber  fideUs. 
F^ine  besonders  häufige,  iiber  doch  in  älterer  Zeit  nicht  auf 
die  freien  llerreu  beschränkte  Bezeichnung  ist  „baro'*\  aüch 
„Uber  baro". 

Dieser  Stand  der  nichtf firatUcheD  Herren  tritt  nun  in 
einer  doppelten  Richtung  hervor: 

481.  Die  freien  Herren  sind  einmal  die  großen  Vasallen. 
Der  Umfang  der  Lehen,  die  sie  von  den  Fürsten  hatten,  war 
ein  sehr  bedeutender,  wie  jedes  Urkundenbuch  und  jedes 
Lebnsregister  ergibt  Dabei  waren  es  gerade  die  fürstlicheo 
Lehen,  die  Bich  in  dem  BeeitEC  der  Herren  befiuideD.  Un- 
mittelbare Reichslehen  haben  entweder  gefehlt  oder  sind  von 
geringerer  Bedeutung  gewesen,  so  diiß  sie  in  der  Überlieferung 
nicht  merklich  liervortreten.  In  dem  Lehnsregister  des  Gi*afeu 
Siegfried  II.  von  Blankenburg,  weiches  die  empfangenen  Lehen 
verzeichnet,  werden  allerdings  verschiedene  Lehnestucke  (einige 
Fönte,  eine  Bing  und  euiige  Dörfer)  „ab  imperio'^  angeführt 
Aber  es  ist  sicher,  daß  diese  Lehen  im  Vergleich  zn  dem 
fibrigeu  Lchnsbesit/e  wenig  besagten.  Fürstliche  Lehen  sind 
dagc^n  ganz  allgemein  gewesen.  Es  laßt  sich  für  jedes  Herreu- 
geschlecht  nachweisen,  daß  es  fürstliche  Lehen  besessen  hat 

482*  Beachtenswert  ist  nun,  daß  in  den  älteren  fürst* 
liehen  Lehnsregistem'  die  Lehen  der  freien  Heixen  rämnltch  von 
den  Lehen  der  andern  Vasallen  getrennt  angeführt  werden: 

l.  In  dem  wahrscheinlich  ältcateu  ostfälischen  Lehns- 
register, dem  kurzen  Verzeichnisse  der  Lehen  von  Gandersheim^ 
(von  XI30),  sollen  angeführt  sein  die  beueficia  que  tenentur  a 


swiniciones  —  liabuerint  questionem.  —  Die  Stelle  ist  auch  deshalb  wichtig, 
weil  sie  zwischen  den  freien  Herren  and  andern  Edeln  nntendisidet 

1)  Vgl.  Auicoge  6. 

2)  Vgl.  W.  Lippert,  Die  deutschen  Lehnbücher,  Leipzitr  1903,  8j,  8ü. 
Sonderdruck  aus  Puhlikatiuncn  der  K'^\.  siichs,  KomraisHion  für  Ciö8chichte  8, 
I^ipziV  Da.s  Lelinbueli  Friedrichs  des  Streitigen,  Markgrafen  von  Meißen 
ttnd  I^ndgrafen  vou  iiioiiugeii  liiid/bO.  ilerausgeg.  vou  W.  lippert  und 
H.  Bejschoruer. 

3)  Uarenberg  S.  704. 
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Ducibus  comhabus  nnlitibnfl  nunisterialibiu.  TatafdilielL  be- 
schrankt sich  die  Ecgistrieniiig  auf  die  Lehen  der  beiden 
ersten  Kategorien.  Doch  steht  unter  den  comites  auch  der 
dominus  de  Plesse.  Wir  haben  es  auch  bei  dieser  Gliederung 
mit  dem  Herrenstande  zu  tun. 

2.  In  dem  älteaten  Halberstadter  LehosrcgiBter  vcm  1311  ^ 
sind  san&ohflt  Fönten  and  Herren  angeföbrt  Dann  folgeD, 
wenn  aueh  nidit  ohne  Unteibreohmig,  Bitter  nnd  Banem. 
Die  späteren  im  Kgl.  Provinzialarchiv  zu  Magdebui^  auf- 
bewahrten Lehnsregister  sind  ß!'eo2;rapbisch  geordiK  L 

3.  In  den  Lehnsregistem  der  Erzbiachöfe  Aibrecht  III.  und 
Peter  von  Magdeburg^  werden  von  denBaoem«  and  Böigerlehen 
onterschieden  die  echten  Lehen  „de  castrennboe  et  vaeaalÜB^. 
Unter  ihnen  bilden  die  i^nobilee'^  eine  besondere  Rabrik  (in  der 
die  Herren  stehen).*  In  dea  Lehnbflchem  der  Ensbiachofe 
Ludwig  und  Friedrich  II.  lautet  die  Überschrift  „barones  et 
militures".*  Im  Lebnbiiche  des  Erzbischofs  Albrecht  IV.  biutet 
die  Überschrift  wieder  ,,de  castrensibus  et  vasallis'^.  Dann 
folgen  die  nobiles  entweder  als  nobiÜB  oomee  oder  nobiüa 
di>minaB  venteiohnet^  Somit  ergeben  diese  Begister  nor^  daß 
die  Herren  im  Unterschiede  von  den  Baitem  als  barones 
bezeichnet  werden. 

4.  Auch  in  dem  Lehnsregister  des  Grafen  Gottfried  von 
Arnsberg  von  1338*'  sind  die  Lehen  der  Grafen  und  Frei- 
herren vorangestellt  (No.  1 — 8).  Dann  folgen  die  Lehen  der 
Bitter  and  Ministerialen. 

5.  In  dem  Lehnaregister  der  Hensoge  von  Braonaohweig 
von  1344 — 65^  sollen  veneeidmet  sein  die  Lehen^  wdeke 


1)  Riedel,  CkwL  dipl.  Brandenb.  1  17  S.  441  ff. 

2)  Lehnsbücher,  Oesohiohtsqueü.  16»  8.  67,  68,  ll3lf. 

3)  a.  a.  0.  S.  177. 

4)  S.  275. 

5)  R.  303. 

())  St'ibortz,  U.B.  II  No.  655. 

7)  Sudendoiif  II  S.  39  —  53  No.  79.    Wenn  Lippert  meint,  daß  die 
Scheidung  nicht  durchgeführt  sei,  so  ist  demg^euüber  zu  bemeiken,  dsß 
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empfangen  habcu  nobiles  (coraites)  Jjiuones,  Milites  famuli, 
Burgenses  et  Cives.  Diese  Scliciduiig  ist  auch  annähernd 
durchgefühlt.  Zuerst  werden  10  Vasalleo  comites  und  nobiles 
mit  ihren  Lehen  angeführt^  die  alle  bekaimteD  Herren- 
gesohleohtem  angehören^  daon  folgen  bloße  Bitter  und  ecbliefi- 
Uoh  Büiger. 

6.  Im  Lehnboche  Markgraf  Friedrichs  von  Meißen^ 
(134:9  —  üO)  nehmen  die  Domini  eine  Sonderstellung  ein,  ebenso 
in  der  wenig  älteren  Laste  der  Vasallen  die  domini  et  nobiles 
der  einzelnen  Landesteile. 

7.  Beachtung  verdient  die  ständische  Ordnung  in  dem 
Lehnbuohe  des  Eonigii  Johann  von  Böhmen  ab  Herzogs  von 
Lnxembarg  von  1B20.  Auf  Herzöge  und  Grafen  folgt  eine 
Gruppe  unter  der  allgemeinen  Bezeichnung  der  „ Banner- 
herren Diese  Bannerherren  entsprechen  somit  den  Herren 
und  Baronen  der  andern  liegister. 

In  allen  diesen  Fällen  betrifiPt  die  Hervorhebung  grade 
solche  Qeachlechter,  die  wir  nach  den  sonstigen  Nachiiehten 
so  dem  Herrenstande  zahlen  müssen. 

483.  Das  zweite  Gebiet^  auf  dem  die  Herren  bedeutsam 
hervurireten,  sind  die  militari  sc  Ii  en  und  politischen  Ver- 
hältnisse. Die  militärische  flacht  der  Herren  ist  nicht  viel 
geringer  als  die  der  kleineren  Fürsten. 

Die  Zahl  der  Mannschaft^  welche  sie  bei  Aufbot  nach 
dem  Landfrieden  zn  stellen  haben,  weicht  von  den  fürstlichen 
Aufboten  nicht  sehr  ab.  Bei  dem  LandMeden,  den  Einigungen^ 
Biuidnisseu,  Fehdeu  und  Friedensschlüssen  erscheinen  neben 
den  Fürsten  und  Städten  die  Herren  als  selbständig  hervor- 
tretende Personen y  während  das  bei  den  einfachen  lüttern 
sehr  viel  seltener  der  Fall  ist  Die  Herren  können  insofern 
nicht  mit  Unrecht  als  Dynasten  bezeichnet  werden,  sofern 


barones  im  Gegensatz  zu  milites  nur  die  comites  und  nobiles  bezeichnet, 
deshalb  die  Gruppe  der  ersten  10  Vasallen  zusammenfaßt. 

1)  Lehnbuch  S.  CLIff.,  261  ff.   Vgl.  lippert  a.a.O.  86,  ld3,  54. 

2)  nach  Lippert  &S6,  Lehnbuoh  CIL 


Digitized  by  Google 


682 


Dritter  Hauptteil.  Standeagliedenmg. 


man  an  den  Wortsinn  denkt.  Die  freien  Herren  sind  politische 
und  militärische  Gewalthaber.  Anf  diese  liedeiitung  weisen 
auch  eine  Reihe  von  einzelnen  Zügen  hin,  die  sich  in  den 
Quellen  finden.  Den  freien  HerrcD  wird  als  Ausfuhnmg^ 
nicht  als  £iQ8chrankung  das  Beiwort  i^gewaltig**  beigelegt 
8ie  treten  mit  den  Fürsten  als  Schöpfer  des  Rechts  auf. 
Bei  der  Erfoentung  von  C^e&ngenen  genleBen  nicht  nur 
P'üi*sten,  sondern  auch  Herren  eine  Sonderbehaiidl ung,  offenbar 
wegen  der  größeren  poiitisciicn  Bedeutung.  Diese  JSonder- 
behandlung  unterstützt  die  oben^  gegebene  Deutung  de« 
Gorlitser  Landrecbts.  Aul  ein  ansschliefiliches  Fehde* 
recht  scheint  die  Vorschrift  za  denteni  dafi  geraohtes  Gut 
nur  gehandelt  werden  darf  >  wenn  es  erbeutet  ist  „under  eynes 
heren  banner".  *  Dazu  stimmt  die  oben  her\'orgehobene  Be- 
zeichnung „Baiiiierherr". 

484,  An  der  Identität  dieses  ostfälischen  Herrenstandes 
mit  den  freien  Herren  des  Spiegels  kann  nicht  gezweifelt 
werden.  Alle  Z6ge  stimmen.  Es  stimmt  aunächst  die  tech- 
nische Bezeichnung  „fi&st  Herr^^  Im  Spiegelbilde  wie  im 
KontroUbilde  bezeichnet  dieser  Ausdruck  einen  juristiscli  fest 
abgegrenzten  Kreia  von  Personen,  einen  Rechtsstand.  Die 
Füi*stennähe  tritt  in  beiden  Bildern  hervor.  Dem  hohen 
Heerschild  des  Kechtsbuchs  entspricht  die  militärische  Bedeu- 
tung und  die  hervorragende  Stellung  in  den  liehnsr^iAtero. 
Deshalb  kennen  wir  bei  der  näheren  Untersuchung  des  Standes 
die  Angaben  des  Bechtsbuchs  ans  den  fibrigen  Nachrichten 
erganzen. 

485.  Im  übrigen  sind  die  freien  Herren  auch  keine 
Eigentümlichkeit  Ostfalens.  Sie  finden  sich  im  ganzen  Reich. 
Sowohl  die  technischen  Bezeiclinungen  wie  die  typischen 
Zuge  kehren  fiberall  wieder.  Nur  die  relative  Verbreitniig  der 
einzelnen  Ausdrficke  scheint  verschieden  gewesen  zu  seiii. 


1)  S.  378  Anm.  2,  S.  577  Xo.  8. 

2)  Vgl.  U.  B.  Wernigerode  No.  183  S.  Iii  (13d3),  No.  235  &  145« 
(1406)  XL  a.  a.  0. 
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Namentlich  überragt  im  Westen  der  Ausdruck  BannerherrS 
der  sich  Übrigens  in  allen  TeOen  Dentschlands  findet* 

48(k  Hinsichtlich  der  Vorptellnngen  über  das  Wesen  und 
die  Grundlagen  des  Herrenstandes  will  ich  mich  damit  hepnfip^n 
hervorzuheben,  daß  der  Kitterspiegcl  das  Emporsteigen  in  den 
Herreostaod  aof  Lebnsemp&ng  zurückführt   Ich  glaube»  daß 
dieses  Zeugnis  überhaupt  und  auch  für  Ostftden  von  großer 
Bedeutung  ist  Der  Verfasser  des  Ritterspiegels*  Johann  Rothe 
war  Stadtschreiber  zn  Eisenach,  aber  wollte  nicht  nur  thüringer 
llecht,  sondern  allgemeines  Recht  darstellen.    Das  thüringer 
Hecht  stimmt  in  den  Standes  Verhältnissen  mit  dem  ostfülischen 
aberein.   Keinenfalls  kann  bezüglich  der  höheren  Schichten  eine 
prinzipielle  Abweichung  für  glaubhaft  erachtet  werden.  Auch 
reichte  der  Gesichtskreis  Rothes  nach  Ostfalen  hinein.  Er  kann 
daher  auch  als  Zeuge  ffir  ostfälische  Rechtsaui Fassung  gelten. 
Der  ganze  Ritterspiegcl  beruht  nun  auf  dem  Oedanken,  daß 
alle,  auch  die  höchsten  Stufen  des  Adels  nur  durch  Verdienst 
eriangt  worden  sind  und  jederzeit  durch  Verdienst  im  Laufe  der 
Generationen  erstiegen  werden  können.   Auch  der  Ebtritt  in 
den  Herrenstand  wird  durch  Lehensempfang  vermittelt  Die 
Art  der  Darstellung  bürgt  dafür^  daß  nicht  nur  der  Verfasser 

1)  In  Oeldeni  führt  die  Herrenkorie  des  Landtags  die  techntsohe 
Bettichnong  Kurie  der  «Baimerherren*.  Vgl  0.  Müller,  Landeshoheit  in 
Oddem,  8.  9  ff.   Dazu  von  Below«  Territorien  und  Stadt,  6.  195. 

2)  Vgl.  z.  B.  die  Chronik  'vcm  Nämberg  (1448),  Deutsclie  Chroniken 

HI  112,  3:  ,Zu  rcnnpn  mit  einem  von  Hohonloho.  <iio  7a\  dfrsolbon  Zoit 
iTinr-rhorren  waren,  aber  nach  nH[:-nng  der  von  Prauneck  zu  f;rafen 
gfmacht  seindt"*,  ferner  Deutsche  Chruiuken  I  392. 10,  395  Anm.  4,  454. 12, 
lü  71.  18,  IV  59.  14,  V  22.  10,  273.  4.  5.  Vgl.  femer  die  Wörterbücher 
n  bannerherr  und  banross,  Die  OloBSen  in  Dieffenbach  für  baro  und 
BaaptmanD,  Das  Wappenrecht,  Bonn  1806,  8. 466.  1360  Erhebung  in  den 
Stand  der  Barone  mit  Banneryerleihung.  Vgl.  femer  die  Formulare 
bei  Joh.  Wilh.  Hof  mann,  Sammlung  ungedruckter  und  zu  den  Geschichten 
»'ich  Staats-,  Lehn-  und  anderen  Roeliten  des  H.  "R.  Reichs  gehöriger 
Narhricliten,  Dokumente  und  l'rkunden,  Halle  1737.  Ii  35  und  41  (abge- 
dmckt  bei  Hauptmann,  S.  470 ff.).  Selbstredend  soll  nicht  verkannt  werden, 
^  auch  die  Dienstleute  Banner  führten.  Sie  waren  auch  Herren,  aber 
D^therren,  nicht  Freiherren.   Vgl.  Hift  S.  8  n.  35. 

3)  Vgl.  Beeh.  in  Oennania,  heianflg^geben  von  Pfeiffer,  Y,  VI,  TU, 
U,  1861.  Allgemeine  deutsche  Biogi«pbie  29,  350  (W^Ie). 
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dieser  BeohtBaosicht  war,  aondern  daß  ihm  von  eincsr  ffndmr 
Annoht  oder  von  einem  Answeifeln  dieser  MogUchkeit 
nidits  bekannt  war.    Die  Möglichkeit  des  Aufeteigens  auch 

in  den  HerrenstaDd  ist  ihm  das  als  notorisch  vorausgesetzte 
Fundament,  das  dem  iraiizen  Werke  und  seinen  moralL-^ijiiey 
SchluÜfolgeruügeu  als  Grundlage  dient  Der  ßegrifl'  des  Herren- 
Standes  war  gegen  das  14.  Jahrhundert  sehr  lebendig,  aber  die 
Yorsteilung  einer  historisohen  Abgeschlossenheit  einem  Manne 
von  besonders  umfassender  Bechtskenntnis  nnbekanni. 

Mit  den  bestimmten  Alchen  des  Rttterspiegds  steht 
folgeud<jr  Ausspruch  des  Görlitzer  Ijandrechts  ^  im  Einklang; 
die  riterschaft  die  ne  merit  noch  miiideit  dos  mannes  edilhcity 
sunder  daz  ieu^  daz  hogerit  des  manues  riterschaft. 

Es  ist  nicht  möglich,  unter  der  Erhöhung  durch  Liehiia- 
emp6uig  an  den  Ffirstenstand  an  denken.  Es  mufi  eine  weiter- 
gehende Wirkung  des  Lehnsempfangs  auf  die  Heenciulde 
gemeint  sein.  Auch  verschiedene  Handschriften  des  Schwaben- 
8pieg:el8  lassen  bei  Wiedergabe  von  Ssp.  Lnr.  21,  2  das  ..Fahu** 
weg  und  schielben  die  Heerschiiderhöhung  schlechthin  dem 
Lehnsempfange  zu. 

487«  Mit  dem  Zeugnisse  der  Theorie  stimmt  daa  Eigebnia 
der  Induktion  aus  den  gesohichtJiohen  Einaelvorgangen  übeidn. 
Es  ist  sicher,  daß  schon  im  Mittelalter  in  verschiedenen  Teilen 
Deutschlands  Geschlechter  dieustmiinnischer  Herkunft  in  den 
Herrene t and  emjiorgefetiegen  sind.* 

Der  Hcrrenstaud  war  kein  historisch  abgeschlossener  Kiets 
von  Geschlechtern,  wie  etwa  der  hohe  Adel  der  Gegenwart 

HL  Obersicht  und  Kritik  der  versuchten  Erklärungen. 

§  67. 

488.  Der  Stand  der  „freien  Herren"  ist  in  sehr  verschie- 
dener Weise  erklärt  worden.  Wenn  wir  von  gelegeuLÜchen, 
nicht  naher  begründeten  Bemerkungen  absehen,  dann  lassea 


1)  Homeyer,  Ssp.  II  2  8.213  o.  45  §  3. 

2)  Vgl  Ffoker,  HeeischUd  B.  150, 51.  ffis  a  18fi. 
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siofa  nach  den  für  entsoheideDd  erachteten  Merkmalen  vier 

Hauptgruppen  gcheiden,  die  allerdings  wiederum  in  verschie- 
denen Variauten  und  Xonibinationeo  auftreten. 

Als  solche  Hauptgruppen  lassen  sich  bezeichnen:  die 
Gerichtstheoriak,  die  Beichsstandstheorieny  die  Rittertheorien 
und  die  Stanungntstheorien.  8ie  vereinten  Bich  groAtenteiUi 
in  der  ^Sammeltheorie*  SchroderB. 

489,  Die  Geriehtstheorie  ist  die  älteste  und  heute  noch 
herrschende.  Sic  findet  sich  in  einer  allgemeinen  P^onn  bereits 
bei  Kichhorn.  J^^ichhorn*  sieht  in  den  freien  Herren  denjenigen 
Teil  des  alten  Yoiksadels,  welcher  Landeshoheit  erlangt  hatte. 
Die  Landeshoheit  wird  inhaltlich  devjen^en  der  Fürsten  gleich- 
gestellt, ebenso  auf  den  Besita  von  ChnÜBchaftsrechten  gegründet 
und  nur  wegen  der  üntcrwerfuiig  unter  die  l^ürslen  als  eine 
unvollständige  bezeichnet.  Eine  positive  Bigruadun^  für  das 
Merkmal  der  Landeshoheit  hat  llachhom  nicht  g^eben.  Viel- 
mchr  erscheint  seine  Aul&SBting  nur  ab  die  in  Ermai^ui:^ 
anderer  Eridfintngeii  gebotene. 

Die  Geriohtsheirlichkeit  wird  noch  heate  stun  Teil  in 
Kombination  mit  andern  Merkmalen  betont  von  Brunner  2, 
Schulte^  und  von  Amira.* 

489a.  Eine  abweichende  Auffassung  hat  vorzugsweise 
Göhriim^  vertreteni  der  awar  eich  an  Eichhorn  anschließt,  aber 
dttk  Schweipnnkt  des  Adeisbegriffes  in  den  Besits  eines  reichs- 
unmittelbaren  Gebietes  nnd  in  die  ReiehBatandachaftajfechte 
verlegt  (Reichsstandstlicorie). 

Außerdem  spielt  bei  Gohrum  die  Anschauung  mit,  daß 
che  Freiheit  der  h&ßü  Herren  speziell  dadurch  ausgeseichnet 


1)  a,  a.  0.  §§  233,  234,  34Ü.   Stobbe  a.  a.  0.  S.  319  und  ähnlich  die 
ältere  Literatur  überhaupf. 

2)  GnmdriA  S.  74.  Besitzer  von  allodialeu  oder  iehnrühiigen  Onmd- 
lienscbstten  tnii  mehr  oder  minder  ausgedehnter  GeriohisheiTliobkeit 

3)  Lahrbocdk  8. 180  und  272. 

4}  Becht  8.  72  (132).  Die  im  Beatse  von  Qeliohten  befiadCofaen, 
aber  aicht  som  Ffintenstande  gehörigen  QioBen. 
6)  a.a.O.  &2a7fL,  235IL 
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gewesen  sei,  daß  ue  überhaupt  in  gar  keinem  lichnsverhiiltataw 
standen,  sich  ganz  unabhängig  behani>tet  hatten.  Man  kann 
diese  Variante  als  Eigenherrtheorie  bezeichnen. 

Eine  ältere  heute  verschollene  I^ehre*  nahm  ondlich  an. 
daß  nicht  jedes  aus  der  Hand  des  Königs  verlifhcDe  Fahc- 
lehen  den  Fürstenstand  begründet  habe.  Sie  sah  in  den  Horr.^n 
die  Inhaber  königlicher,  aber  nichtfürsthcher  Fahniehen 
(Theorie  der  königlichen  Vasallen). 

490.  Die  Rittertheorie  hat  Ficker  begründet  Ficker  ist 
auf  Gniud  seiuer  urkundlichen  Forschungen  zu  dem  Ergebnisse 
gelangt,  daß  die  Personen,  welche  in  den  Konigsurkuutlon  aJ$ 
Zeugen  nach  den  Fürsten  udter  der  Benennung  nobiles,  barones 
auftreten,  landrechtlich  einen  einaigen  Stand,  den  der  Edlen 
bilden.'  £r  identifiziert  nun,  ohne  einen  Nachweis  zu  fuhren, 
die  Edeln  der  übrigen  Qnellen  mit  den  freien  Herren  der 
Rechtsbücher.  Auf  Grund  dieser  Gleichstellung  gelangt  er  cn 
dem  Ergebnisse,  da  Li  die  Grundlage  der  Eiirenscliaft  als  freier 
Herr  in  Snchsen  eine  andere  war,  als  im  libiigen  Deutschland. 
In  Öuchsen  hatten  die  freien  Herren  nach  dem  Sachsenspiegel 
nur  einen  Schild.  Ihr  Vonnig  muß  daher  auf  einer  beaondeien 
volksrechtlichen  Grundlage  beruht  haben.  Sie  sind  dn  sich- 
sischer  Volksadel  gewesen.  Im  übrigen  Deutschland,  nament- 
lich in  Süddeutschland  war  das  Merkmal  der  freien  Herren 
nur  die  Kombination  von  Freiheit  und  Kitt*  rbürtigkeit.  Dicije 
Schlußfolgerungen  beruhen  lediglich  aut  der  Identitizierung 
von  nobilis  und  freier  Herr.  Diese  Identität  ist  aber  für 
die  übrigen  Teile  des  Reiches  ebensowenig  erweislich,  wie  für 
Sachsen.  Der  wirkliche  iErkenntniswert  dieser  Eigebmsee 
Fickers*  beschrSnkt  sich  darauf,  daß  Lehnsverbindungen  zwi- 
schen nobiles  in  Sachsen  selten,  im  Süden  häufiger  waren,  somit 
die  nobiles  in  Süddeutschland  sich  auf  mehrere  Heerschüd- 
stufen  verteilten. 


1)  Vgl.  üuudling,  Dissertatio  do  feudis  vexillif  vulgo  fUuüehn, 
Haloe.  Mairdeburg  1715. 

2)  Keicbsfürstenstaüd  S.  02,  08.   Heerscbüd  S.  l2o,  iVJ,  150. 
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Zalliiigcr^  hai  mm  anf  der  Identität  von  nobilis  und  freier 
llorr  weiter  bauend,  mit  Kecht  festgest<?llt,  daß  ein  besonderer 
Stand  unedler^  aber  schöffcnbarer  Ritterb ürtiger  sich  in  Ostfalcn 
nicht  nachweisen  läßt.  Er  hat  daher  FIckers  allgemeine  Auf- 
fassung auch  für  Ostfalen  vertreten  and  sieht  auch  für  Ost- 
falen  das  Merkmal  der  freien  Herren  in  der  Verbindung;  von 
Freiheit  und  Ritterbürtigkeit.  Die  Unterscheidung  des  S|)iegel8 
zwischen  freien  Herren  und  ritterlichen  Schöffenbaren  erklärt 
er  für  erfunden. 

491.  Die  Stammgutstheoric  knüpft  an  die  Lehren  HomeyerB 
über  die  Btandische  Bedentang  dea  „hantgemais^  an.   Da  nun 
der  Spiegel  das  hanigemal  bei  den  Schoffenbaien  nennt,  so 
ist  es  nur  ausnahmsweise  als  Merkmal  der  freien  Herren 
verwendet  worden,  einmal  von   Ernst  Mayer  in  Verl^indunp: 
mit  seiner  eigenartigen  Auffassung  des  Adels,  und  dann  von 
Schröder^   weil  Schröder  die   Existenz    freier  SchotVenbarer 
n^ert,  in  ihnen  solche  Ministerialen  sieht,  die  das  Stammgut 
bewahrt  hatten.    Emst  Mayer'  sieht  in  den  Schöffenbaren 
mit  Recht  die  altächsischen  Edelinge.    Aber  er  halt  diese 
Eflelinge  fCir  Familien  ^  die  fiber  den  Gemeinfreien  stehen 
und    <liiich    den   Fiimilienbesitz   au    einem   Hantgemul  aus- 
gezeichnet   sind    (Stanmigutstlieorie).     In    den    freien  Herren 
sieht   er   nun    die    Häupter   dieser   Familien,    speziell  für 
Sachsen  vorfränkische  Häuptlinge,  erbliche  Inhaber  öffentlicher 
allodialer  Herrschaften,   Kleinkönige,   erbliche  Gografen. 
Diese  GMchtsherren  seien  nun  ganz  oder  großenteils  in 
das  königliche  Gefolge  aufgenommen  und  dadurch  zu  Baronen 
geworden. 

492.  Die  Ansicht,  die  Schröder  iu  seinem  Lehrbuche  ^ 
hinsichtlich  der  von  ihm  für  identisch  gehaltenen  Edeln  oder 
Herren  vortragt,  hat  nicht  den  Vorsug  leichter  Uberstchtlioh- 
keit  Aber  sie  bietet  dafür  einen  besonderen  Reiz  durch  die 


1)  a.  a.  0.  S.  255  n.  passim. 

2)  Vgl.  a.  a.  0.  I  S.  423,  452,  II  8. 146. 

3)  Vgl.  Lehrbuch  S.  436,  37. 


Digrtized  by  Google 


588 


Dritter  Haaptteil.  Staadesgliederuiig. 


I 
I 

I 


Art  ihres  Aufbaue.^  Schröder  hat  die  verschiedeneil  Ansichten, 

die  über  den  ]3e<rrill"  der  Edoln  oder  der  freien  Herren  geäußert 
worden  sind,  iciizeitig  gebilliert.  Er  hat  diese  schwierige 
Au%abe  dadurcii  gelöst,  daß  er  die  verschiedenen  Persooeu- 
groppen^  welche  sich  je  nach  der  vertretenen  Auffsasnng  ei^ 
geben,  in  einem  großen  Sanunelstande  vereinigte,  den  er 
mit  den  Fürsten  ais  Herrenstand  znsammenMt  und  als  desseo 
Bezeichnung  er  anführt:  die  „Edlen"  (adelinge,  nobiles,  magnütes} 
oder  „freien  Herren"  (libcri  baronos,  auch  ^chleciitiiin  liarones), 
auch  JEkleifreie  (adelvile)  oder  schlechthin  „Freie"  (Üben),  iu 
Schwaben  and  Italien  auch  Haoptleute  oder  Häuptlinge  (hovet- 
linge,  capitanei). 

Die  Voranssetsangen  der  Zugehörigkeit  werden  in  iwei 
Absätzen  bestiumit.  lu  deai  ei*sten  werden  der  Reihe  nach 
aiip:eführt  I.  „die  namentlich  bei  den  Sachsen  zahh-eich  erhalteato 
Beste  des  alten  Adels"  (Uradeltheorie  Kickers);  2.  die  großea 
Grundherren  infolge  ihrer  Hoheitareohte  (Gerichtstheoriej» 
3.  die  großen  Vasallen,  4.  die  kleinen  yasaUen,  weil  sie  ritter- 
m&fiig  lebten  (Rittertheorie). 

In  dem  zweiten  Absätze  wird  hinzucreffigt .  daO  in  allen 
Fällen  Mitberechtigung  an  einer  adligen  Grundherrschaft  er- 
forderlich war  (Stammgutstheorie). 

So  umfassend  diese  Theorie  Schröders  auch  ist,  so  li6i 
BIO  andrerseits  doch  manche  Fkagen  offen.  Wddn  gehörten 
s.  B.  die  Reste  des  alten  Oeburtsadels  und  die  klonen  Yasalien« 
die  nicht  an  einer  adliercn  Grundherrschaft  mitbereclitigt  waren? 
Nach  Abs.  1  waren  diese  Elemente  freie  Herreu,  nach  Abs.  2 
waren  sie  es  nicht. 

So  sahireich  und  verschiedenartig  die  vorhandenen  Deu- 
tungen sind,  so  wenig  sind  sie  einxeln  und  insgesamt  geeignel» 
die  überlieferten  Tatsachen  au  eiklären. 


1)  Die  Toohiiik  der  Anaifllilshfldimg  ist  genau  dieselbe,  «lie  tms  oben 
bei  der  Bede  begegnet  ist  Der  Wideistrait  der  ia  der  literator  ab  ein- 
ander anssohliefiend  gegen&bentahendea  BegrifCAestimmimgea  wird  daidi 
die  Büdnag  eiaea  Sammelbegiiffo  aafjgehobeD. 
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493.  Die  Oerichtstheorie  entspricht  weder  dem  Spiegel- 
bilde noch  dem  KoDtrollbüde: 

Für  die  Erklärung  des  Heerschilds  kommen  vom  Stand- 
punkte der  Gerichts theorie  aus  nur  die  beiden  Wege  des 
Erbgange  und  die  f^ahnlehntheorie  in  Betraoht,  denn  an  die 
Abhängigkeit  eines  jeden  Heenohüde  von  der  Innehabung  einer 
Gerichtshoheit  ist  natürlich  nicht  za  denken. 

Die  erste  Amuihme  würde  dahin  gehen,  daß  dem  Spiegier 
ein  geschichtUch  abgeschlossener  Stand  von  Geiichtsherrea 
bekannt  war,  der  zwar  seinen  besonderen  Heerschild  vererbte^ 
aber  nicfai  doreh  Neaerwerb  der  Gerichfahoheit  und  des  mit 
ihr  verbundenen  Heerschilds  erweitert  werden  konnte.  Dieser 
Anforderung  würden  die  allodialen  Gerichtsherren,  die  Klein- 
k<*iii^e,  entsprechen,  wie  sie  Gohrnm  und  Mayer  sich  denken. 
Aber  dem  Spiegier  sind  solche  Gcrichtsherren  schlechterdings 
anbekannt  Er  kennt  nur  gewählte  Richter  and  von  den 
Gewahlten  beliehene*  Za  den  gewählten  Bichtem  sind  auch  die 
Stiftsvögte  za  rechnen.  Die  von  dem  Konige  verliehene  Gewalt 
kann  aber  nur  bis  zum  Grafen  und  Stadtschulzcn  herabsteigen. 
Folglich  würden  als  Repräsentanten  eines  durch  (roriehtsbarkeit 
ausgezeichneten  Standes  der  freien  Herren  nur  Grafen  und 
Bliftsvdgte  übrig  bleiben.  Za  derselben  Beschiankang  nötigt 
auch  die  Aa&ihlong  der  Richter  in  Bsp.  HI  64.  Es  Ist  nan 
schlechterdingB  nicht  abcasehen,  in  welcher  Welse  Cbrafen  and 
Stiftsvögte  einen  besonderen  gemeinsamen  Heerschild  erlangen 
konnten.  Von  einer  historischen  Abschließnng  der  beiden 
Würden  kann  nicht  die  liede  sein.  Neuverleihuugen  von 
Grafschaften  and  Stiftsvogteien  waren  etwas  sehr  hanfig  vor- 
kommendes. 

Der  sweite  Weg  wilrde  die  Annahme  sein,  daß  jede 
geliehene  (icrichtsbarkeit  als  Fahnlehn  bezeichnet  wurde. 
Auch  diese  Annahme  ist  schlechthin  ausgeschlossen.  Die  Graf- 
schaft könnte  in  Frage  kommen.  Aber  ganz  Bicher  nicht  die 
Stiftsvogtel  Die  Stiftsvogtei  enthielt  noch  kein  Anfgebots- 
and  miUtärisches  Befehlsrecht  In  den  mdsten  Urkunden  ist  sie 
aosdrfiokEoh  aof  die  Gerichtsbarkeit  beschränkt  Am  wemgsten 
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w5re  €8  aber  möglich ,  daß  der  Spiegier  so  verschiedene  Rechte 

Stellungen,  wie  Fürstentum,  Grafschaft  und  Stiftsvogtei  unter 
die  gemeinsame  Bezeichnung  Fahnlehn  gebracht  hatte.  Er  liar 
es  auch  nicht  getan.  Das  Gerichtöleiin  wird  als  eine  besondere 
Art  Lehn  behandelt  und  nirgends  als  Uuterart  des  Fahnlehns. 

494«  Die  Gerichtstheorie  widenpricht  aber  nicht  nur  dem 
Spicgelbilde,  sondern  ebenso  glatt  dem  KontroUbilde.  E%ene, 
von  keiner  oberen  Hand  geliehene  Gerichtsbarkeit  hat  der 
ostfülische  Ilerrenstand  überhaupt  nicht  besessen.    Kine  solche 
(leriehtsbarkeit  iat  den  übrigen  Quenen  (_)stfalens  ebenso  fremd, 
wie  dem  Sachsenspiegel.   Weder  aliodiale  üerichtsherrschaften, 
erbliche  Gografschaften,  Kleinkunigtumer,  noch  weltUche  Immu- 
nitatsbezirke  konmien  alsGrundhige  des  Herrenstandes  ioBetncht 
Auch  diejenigen  Gebiete,  nach  denen  die  Herrengescblecfaier 
sich  nannten,  ihre  Stammsitee,  sind  der  allgemetnai  Gerichts* 
verfafsnnu:  eingefügt  gewesen.    Ein  Beispiel  bieten  die  ob<;u  * 
besprochcnca   Urkunden  über  die  Herr»chaft  AVarborg.  Sie 
zeigen,  wie  spät  und  in  welcher  Form  die  edlen  UerreD  von 
Warbeig  die  Gerichtsgewalt  in  ihrem  Stammsitse  ervoirben 
haben.  Geliehene  Gerichtsbarkeit  haben  die  Herren  im  14.  Jahr- 
hundert allgemein  gehabt  Die  mächtigeren  Geschlechter  faaUeo 
(Tnif.schaften  zu  Lehn.   Die  andern  erlangten  zum  Teil  gleich- 
lalls  lolvale  Ubertnigiing  der  Grafscbaftsrecht^'.     Im  übrigt-u 
waren  sie  beschränkt  auf  die  Goriehtsbarkeit  über  ihre  Lieha* 
güter,  die  ilmcn  zugleich  mit  den  Gütern  geliehen  wurde. 
Diese  Gerichtsbarkeit  war  in  der  Hauptsache  iirsprfingtiche 
Vogteigerichtsbarkeiti  die  von  den  Bischöfen  erworben  war 
nnd  nun  mit  den  Lehngütem  verliehen  wnrde.    Eme  solche 
geliehene  Gorichtsbariveit  ist  aber  nicht  nur  den  freien  Ht  ii-en 
geworden,  cjundern  abgesehen  von   den    vollen  Gnir-iciiatteiJ, 
genau  ebenso  der  Ritterschaft    Nach  dieser  iüchtung  hia 
besteht  kein  Unterschied  zwischen  den  Herren  und  den  JSittefo. 
Es  ist  unmöglich  das  Wesen  des  Herrenstandes  in  dem  Besibe 
dieser  Gerichtsbarkeit  zu  finden. 


1)  Vgl.  s.  eoff. 
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495.  Für  Göhniras  Ansicht  dürfte  einerseits  ein  Uuek- 
sohluB  aus  dem  ßpatereo  Begriffe  des  hohen  Adels,  andrer- 
seits da.s  Mißverstündois  von  semperfrei  entscheidend  gewesen 
sein.  Göhrum  sieht  in  dem  Send  den  ßeichstag.  Die  speziellen 
Belege,  die  Gohrum  für  die  Innehabung  von  Gerichtsbaikeit 
und  die  Retchsstandschaft  anführt,  bewdsen  nur,  daß  frde 
Herren  solche  Rechte  hatten,  aber  nicht,  daß  die  Innehabung 
solcher  Rechte  Standesmerkmal  war.  Immerhin  könnte  viel- 
leicht jemand  geneigt  sein,  die  Theorie  der  Reichsunmittel barkeit 
in  einer  neuen  Variante  aufzunehmen  S  die  ich  als  Fursten- 
theorie  bezeiohnen  will  und  die  sieb  an  die  Theorie  Gundlinga 
anschliefien  würde. 

Die  J^'ürstcütheorie  würde  dahin  gehen,  daß  die  fn  leii 
Herren  Inhaber  eines  unmittelbaren  kuniglichen  Fahuleiius  sind, 
welche  deshalb  nicht  zu  den  Fürsten  zählen  ,  weil  sie  von  einem 
Laien  Lehn  genommen  haben.  Der  Schild  der  freien  Herren 
würde  somit  eine  ältere  Abspaltung  von  dem  Furstenschilde 
sem.  Diese  Erklärung  ist  schon  deshalb  unwahrscheinlich, 
weil  der  Spiejrler  zwar  die  Spaltung  des  Ffirstensclüldes  er- 
wähnt, aber  den  Schild  der  i^Veiiierru  nicht  auf  eine  entspre- 
chende Abspaltung  zurückführt,  was  doch  außerordentlich  nahe 
gelegen  hätte.  Sie  ist  femer  deshalb  unwahrscheinlich^  weil 
es  nicht  abzusehen  ist,  weshalb  die  Schildniederung  den  alten 
Pörsten  den  Gerichtsstand  vor  dem  Könige  genommen  hätte, 
den  die  freien  Herren  nicht  haben.  Die  Theorie  scheitert  aber 
(letmiüv  an  dem  Vergleiche  mit  dem  wirklichen  Bestände. 
i)er  Sachsenspiegel  gibt  uns  den  Bestand  der  vom  Kon  ige  in 
Sachsen  verliehenen  Fahniehn.  Ihre  Inhaber  waren  alle  Fürsten. 
Auch  in  späterer  Zeit  tritt  ein  unmittelbarer  Lehnsnexus  mit 
dem  Könige  bei  dem  ostfälischen  Hen*en8tand  überhaupt  nicht 


1)  Bia  zu  eiüum  bestimmten  Grade  vorciiiigt  E.  Mayer  diese  Auf- 
fassung mit  seiner  HäuptlingätUeorie,  indem  er  annimmt,  dali  die  alten 
Kleiükuniiio  in  dik>  künigliche  Gefolge  eingetreten  sind  und  /u  dem  alten 
Fürstenistando  gehört  haben.  Vgl.  V.  G.  II  S.  140ff.  Auch  bei  Schulte, 
Lehrbuch  S.  272  finden  sich  Anklänge. 
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bedeutsam  auf,  geschweige  denn  als  Standesmerkroal.  Die 
freien  Herren  sind  alle  königliehc  Aftervasallen,  aber  iiomittel- 
bare  Vasallen  des  Königs  sind  sie  nur  zum  Teil  gewesen. 

496.  Hinsichtlich  der  Varinnte  der  Eigentheorie,  welche 
dae  Weseo  der  freten  fienren  in  der  Unabhaogi^eü  von  jedem 
Lehnsveibande  erblickt,  genügt  die  Braerkung,  daß  alle  freiai 
Herren  fürstliche  Vasallen  gewesen  sind.  Jeder  Blick  in  ein 
ostfälisches  Urkinidenbiich  oder  ein  fürstlielips  Lehnsregister 
genfigt,  um  die  fragliche  Phantasie  zu  verflüchtigen. 

Bei  der  Bittertheorie  haben  wir  die  Ansicht  Fiekm 
und  die  Zallingers  za  schdden.  Im  UnterBchiede  toh  den 
Yertretem  der  Grerichtatbeorie  haben  diese  Foreoher,  die  aieb 
mit  den  ständischen  Problemen  eingehender  beschäftigten,  den 
Satz  berückhiehtigt,  daß  der  Heerschild  nur  durch  Fahnl.  lu  n 
erhöht  wird.  Ficker  wie  Zallinger  haben  den  Begriif  Fabn- 
lehn  auf  daa  Ffiratenlehn  beschrankt  Jeder  von  ihnen  bat 
non  einen  andern  der  beiden  oben^  angedeoteten  Auswege  cin- 
gesoblagen. 

497.  Ficker  hat  an  der  Unterscheidung  der  freien  Herren 
und  der  schöi1i'nl)nron  TJitter,  wie  sie  der  Sachsen-^piLgel  bezeugt, 
festgehalten.  Fr  führt  den  Heerschildvorzug  der  freien  Herren, 
da  er  nicht  durch  LehnsempfSnng  erlangt  sein  kann,  auf  einen 
landreebtliehen  Vornig  surüok,  auf  einen  uralten  siolisiachcB 
Volksadel.  Er  sieht  in  den  freien  Herren  die  edlen  Ritler  im 
Gegensatze  zu  den  bloß  schöffenbaren.  Diese  Anmcht  ist  nicM 
haltbar.  Schon  Zallinger  hat  nachgewiesen,  daß  auch  in  Sachsen 
der  Unterschied  der  freien  Herren  und  der  freien  Kitter  nicht 
danraf  beruhen  kann,  daß  nur  die  inkm  Herren  edel  wann. 
Die  Vorrede  von  der  Herren  Geburt  kennt  unaweildbaft  edle 
Ritter,  die  doch  von  den  frden  Herren  untersclneden  weiden. 
Unsere  bisherigen  Untersuchungen  haben  weiter  geführt:  Der 
Spiegier  kann  mit  den  freien  Herren  nicht  die  Ftleiu  gemeint 
haben,  weil  er  die  Edeln  im  Rechtssinne  mit  den  Schöfl^ 
baren  meint  Die  Identität  der  freien  Henen  mit  dem  Grdraiti- 


1)  Vgl.  S.  575.   Dazu  Ficker,  Heerschild  S.  149  ff.,  Zallinger  a255. 
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-taude  der  Edeiu  iät  völlig  unhaltbar.^  Ebensowenig  läßt  sich 
aber  die  Theorie  r'ickcrs  mit  der  Modifikation  aufrecht  erhalten^ 
daß  ao  die  Steile  der  £delo  ein  über  den  £deln  stehender 
GebartsstRDd  gedacht  würde.  Denn  ein  solcher  Qeburtsstand 
bat  in  historischer  Zeit  nicht  bestanden.  Keine  einzige  Quellen- 
steile  deutet  darauf  hin.  Die  Fürsten  und  die  freien  Herren 
werden  so  stäiulig  mit  Kückäicht  auf  ihre  Abkunft  als  nobiles 
bezeichnet,  daß  die  Existenz  eines  höheren  volksrechtlichen 
Geburtastandes  gar  nicht  denkbar  ist  Der  Heemohild  der 
frden  Herren  Ifißt  sich  für  Sachsen  eben80wen%  wie  für  ein 
anderes  Gebiet  auf  den  landrechtlichen  Geburts Vorzug  gewisser 
Gesell leclitcr  begründen. 

498.  Zallinger^  hat  angesichts  der  Ungangbarkeit  des 
Pfades,  dem  Ficker  folgte,  den  andern  der  oben  angedeuteten 
Auswege  eingeschlagen.  Wenn  der  Schild  der  freien  Heiren 
nicht  auf  einem  landrechtlichen  Vorzüge  beruhen  kann,  andrer- 
seits nach  der  Hauptstelle  in  herkömmlicher  Deutung  auch 
nicht  dureh  Erhöhung  des  Seliiideä  erlangt  sein  kann,  so  muß 
ihr  Schild  eben  der  Kornialschild  sein,  den  jeder  freie  Ritter 
ipso  jure  hat,  aus  dem  alle  niederen  Schilde  durch  Schild- 
niederung  entstanden  sind.  Deshalb  ist  der  freie  Herr  auch 
in  Sachsen,  wie  nach  Ficker  sonst  überall,  identisch  mit  dem 
freien  Ritter.  Freiheit  und  Ritterbürtigkeit  sind  die  beiden 
Merkmale,  ^Yeiche  für  den  Begriff  des  freien  Herrn  wesentlich, 
aber  auch  ausreichend  sind. 

Die  Theorie  Zallingers  steht  in  vdllig  unlösbarem 
Widerspruche  zu  den  Angaben  des  Rechtsbuohes  und 
der  Vorrede  von  der  Herren  Geburt  In  beiden  Quellen 
Werden  freie  Herren  und  freie  (edle)  Ritter  als  zwei  getrennte 
Klassen  autgetülu-t  Zallinger  verkennt  diesen  Widersprueh 
auch  gar  nicht,  sondern  bestreitet  gerade  deshalb  die  Existenz 
^es  von  dem  Spiegier  behaupteten  Unterschiedes.  Da  ein 
^iiflvefstandnis  des  Spieglers,  der  das  Lehnrecht  so  genau 


1)  Vgl.  oben  S.  320 ff.    Dazu  S.  327  und  392 ff. 

2)  Vgl.  a.  a.  0.  a  255  und  passim. 
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kennt,  ausgeschlossen  ist,  so  muß  eine,  allerdings  vollkonmien 
unerklärbarc,  Ei  iinduiig  voilieguu.  Nun  haben  unsere  bisherigen 
Untersuchungen  eine  so  volle  Bestätigung  für  die  sonstige 
Zuverlteigkeit  des  Spieglers  erbracht»  daß  wir  ihm  auch  m 
diesem  Paukte  Glaoben  schenken  müssen. 

499.  In  der  Tat  erbringen  die  übrigen  Nacfariohien  keine 
Widerlegung,  sondern  eine  Bestätigung  dieser  Unt<»rscheidung. 

Zallinger  sieht  eine  Widerlegung  darin,  daß  Zeugen- 
listen des  12.  und  der  ersten  liälfte  des  13.  Jahrhunderts 
innerhalb  der  ritterlichen  Elemente  nur  nobiles  (liberi)  uod 
roinisteriales  scheiden,  innerhalb  der  ersten  Klasse  aber  keines 
weiteren  Unterschied  aufweisen.  Das  ist  richtig.  Aoch  die- 
jenigen Gcschleehter,  bei  denen  die  Vorrede  die  Scheidung 
macht,  treten  in  den  Zeugenlisten  ungesondert  auf.  Aber  der 
Mangel  der  Scheidung  in  den  Zeugenlisten  beweist  noch  nicliti 
daß  kein  Unterschied  im  Heerschilde  bestanden  hat,  aoodcfn 
nur,  daß  dieser  Unterschied  nicht  tiefgehend,  aneh  wohl 
wegen  der  Möglichkeit  einer  Bchildniederang  nicht  offenkundig 
genug  war,  um  in  den  Losten  der  Zeugen  zum  Ausdruck  zu 
kommen. 

£ine  Bestätigung  sehe  ich  in  der  scharfen  Scheidung  des 
Herren-  und  des  Hitterstandes,  wie  sie  in  Übereinstimmniig 
mit  dem  Sachsenspiegel  die  deatschen  Nachrichten  der  Folge- 
zeit zeigen.  Nach  Zallinger  ist  dieser  Gegensatz  mit  dem  der 
Freiheit  und  der  MinisterialitSt  voll  identisch.  Die  spätertn 
Herren  unterscheiden  sich  von  den  späteren  Eittern  nur  da- 
durch, daß  die  ersteren  frei  geblieben  sind,  die  Ritter  nicht 
Daß  sehr  zahlreiche  Übertritte  stattgefunden  haben,  ist  sicher 
richtig.  Ob  der  Obertritt  allgemein  war,  ist  nodi  nicht  gewiß^ 
Jcden^ls  ist  es  kaum  m^lich,  den  späteren  Gegensatz  nur 
durch  den  Übertritt  zu  erklären.  Dagegen  sprechen  J!wei  Um- 
stände. Einmal  die  Terminologie.  Zallinger  nimmt  an,  dal) 
die  Bittersart  das  gemeinsame  Band  zwischen  Herren  und  Rittern 
bildete  und  nur  die  Freiheit  beziehungsweise  altfreie  Abkunft 
die  Herren  von  den  Bittens  schied.  Dann  müßten  wir  erwaiteo 
eine  andere  Terminologie  zu  finden,  freien  oder  edlen  Ritten 
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und  DieostmaDnen  zu  begegnen.  Aber  diese  Erwartiiner  erfüllt 
sich  nicht.  Wohl  findet  sich  die  Wendung  nobilis  et  miles 
für  dieselbe  Person,  aber  sonst  ist  immer  Herr  die  technische 
Beieicbnang;  ihr  Gegensate  ist  Bitter»  nicht  Dioistmann  oder 
Üofreier.  IHeee  Art  der  Temunologie  kann  nicht  nur  auf 
einem  Unterschiede  der  Freiheit  beruhen. 

Zweitens  kommt  iii  Betracht,  daß  das  Freiheitsmoment 
an  Bedeutung  verloren  haben  muß.  Die  Ministerialen  sind 
im  Laufe  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  zur  Freiheit  empor- 
gestiegen.  Ihr  Dienstverhältnis  wnrde  nicht  mehr  als  Unfreiheit 
anerkannt,  sondern  als  LehnsverhSItnis  behandelt.  Die  Dienst- 
mannen  worden  ja  geradezu  als  edel  bezeichnet.*  Wenn  es  nur 
ilie  Unfreiheit  war,  die  sie  von  den  freien  Herren  getrennt  hatte, 
so  müßten  wir  eine  Veriingerung,  Abschwächung  des  Gegen- 
satses  wahrnehmen.  Aber  davon  ist  nichts  nachweisbar.  Der 
Gegensatc  muB  daher  anf  anderer  Grandlage  beruht  haben. 

Schon  ans  diesem  €hmnde  würde  auch  ohne  Rficksicht 
auf  Spiegel  und  Vorrede  zu  vermuten  sein,  daß  der  Unter- 
schied der  Herren  und  der  Ritter  auch  früher  nicht  identisch 
gewesen  ist  mit  dem  der  freien  Kitter  und  der  Ministerialen, 
(laß  er  schon  vor  der  Übertrittsbewegnng  innerhalb  der  freien 
fiitterscfaaft  bestanden  hat.  Wenn  nun  dies  durch  so  einwand- 
irm  Zeugen,  wie  der  Sachsenspiegel  und  die  Vorrede  sind, 
unmittelbar  bezeu^^t  ^vi^d,  so  kann  an  der  Richtigkeit  der  kom- 
binierten Zeugnisse  kein  Zweifel  bestehen.  Dazu  treten  noch 
andere  Nachrichten,  z.  B.  das  Zeugnis  der  iibri  feudorum  und 
des  SchwabenspiegeiB.'  Es  ist  vollkommen  sicher,  daß  ein 
Uoterschied  zwischen  den  freien  Herren  und  unter  ihnen 
aiehenden  freien  Rittern  bestanden  hat  Wenn  es  nun  nicht 
lüöglich  wäre,  seine  Grundlage  zu  eikeiinen,  so  müßten  wir 
eben  einstweilen  auf  eine  Erklänmg  verzichten.  Aber  wir  würden 
üoch  nicht  berechtigt  seiui  den  Inhalt  der  Quellen  als  unwahr 
2u  bezeichnen. 


1)  Vgl.  oben  S.  410. 

2)  Vgl.  unten  No.  521.   Vgl.  auch  die  Glosse  oben  S.  578  No.  13. 
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500,  Die  Rittertheoi  ic  hißt  sich  auch  nicht  dadurcli  retteo, 
daß  man  die  toroielle  Kitterwürde  betont 

Man  könnte  vielleicht  daran  denken,  in  den  freien  Hemn 
diejenigen  Freien  von  Bittersart  zu  sehen,  welche  die  Bitter- 
würde erlangt  haben  im  Unterscbied  von  denjenigen,  welche 
Knappen  geblieben  sind.  Dafür  würde  sprechen,  daß  Herr  da? 
Prädikat  der  Ritter  ist,  Gold  das  Merkmal  des  Kittei-s  (cf.  Gold- 
buiie).  Auch  die  Doppelbezciciinung  ^freier Herr  würde  zu 
dem  Vorkommen  der  MiniBterialeniitter  passen.  Diese  £rkü- 
mng  scheitert  sofort  an  dem  Satce,  daß  nur  Fahnlehn,  also 
nicht  Ritterwfirde  den  Heerschild  erhöht ,  an  der  YererbHchkdt 
dos  Ilcerscliikls  und  an  dem  Umstände,  daß  Kamilieu  und 
nicht  nur  einzelne  Personen  zum  Herrenstande  trchoren. 

501.  Auch  in  der  Btammgutstheorie  und  ihren  Variaateo 
ist  die  Lösung  des  Problems  nicht  enthalten.  Von  vomherdn 
erscheint  es  nicht  verstandlich,  daß  ein  Näherreoht  an  emem 
Stammgut  einen  Heerschildvorzug  verschaffen  sollte.  Das 
Naherrecht  war  doeli  finanziell  im  Vergleieh  zu  di  jii  }>ersön- 
liebcn  Leimsbesitz  bedeutungslos.  ^lystischen  Neigungen  aber 
hat  das  deutsche  Recht  niemals  gehuldigt.  In  der  Tat  äod«t 
die  Stammgutstheorie  der  freien  Herren  ihren  Halt  nur  so 
der  Annahme,  daß-  die  Schöffenbaren  Ministerialen  sind,  die 
sich  das  hantgemal  als  Stammgut  und  dadurch  den  Zusammen- 
liang  mit  liiren  früheren  Standesgenossen  gewalirt  haben.  Denn 
nur  bei  den  Schöffenbaren  ist  überhaupt  von  hantgemal  die 
Kede.  Durch  den  ^  ach  weis ,  daß  die  Schöll  eu  baren  sohlechthio 
die  Vollfreien  sind,  das  hantgemal  nur  die  Heimat  im  geschicht- 
lichen Sinne  ist,  wird  der  Stammgutstheorie  der  Boden  entsogen. 

Die  übrigen  gegen  die  stindische  Bedeutung  des  Stamm- 
guts  geltend  gemachten  Gegengiünde^  treffen  für  die  freie» 
Herren  ebenso  zu,  wie  für  die  SchÖffeubaren.  Die  Einzelbelege 
unserer  Quellen^  für  die  Unschädlichkeit  einer  VeiiußeniDg 
beziehen  sich  gerade  auf  freiherrliche  Geschlechter. 

1)  Vgl.  oben  öOOff. 

2)  Vgl.  z.  B.  oben  S.  510.  Die  Grafea  von  Waltiu^erode  war^ 
iteiQ  Herien. 
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502.  Die  spezielle  Ausgestaltung  der  Theorie  durch  Ernst 
Mayer  widerlegt  sicli  ychon  durch  die  früheren  Ausführungen.* 
Die  sächsischen  Häuptliugshcrrschaften  finden  sich  nur  bei 
Majer»  aber  nicht  in  den  Quellen.  Die  freien  Herren  sind 
weder  Chefs  der  schöffenbaren  Familien ,  noch  kdnigliclie 
Gefolgslente. 

Die  Gründe,  welche  vorstehend  gegen  die  mzelnen 
Merkmale  der  freien  Ilcrrcii  geltend  gemacht  sind,  schließen 
natürlich  auch  die  von  Schröder  vertretene  Sammelthcorie  aus. 

503.  Die  bisherigen  Erklärungsversuche  haben  sich  somit 
sanottlich  als  unsureioheDd  erwiesen.  Dennoch  ist^  wie  es  soheint^ 
eine  zutreffende  und  sichere  Lösung  des  Problems  durch  die 
Fahnlehntheorie  möglich. 

Den  Ausgangspunkt  der  Untersuchung  muß  der  Heer- 
scbild  der  freien  Herren  bilden,  weil  uns  nur  dieser  juristische 
Unterschied  bc  ivaimt  ist  Deshalb  ist  zunächst  die  Heerschild- 
ordnung des  Sachsenspiegels  einer  näheren  Betrachtung  zu 
unterziehen^  die  außerdem  selbständiges  Interesse  bietet 


Zweites  Kapitel. 
Zur  Lehre  Yon  der  Heerschildordniuig* 

L  Die  Heerschildordnung  des  Sachsenspiegels 

im  allgemeinen.   §  58. 

504.  Die  Angaben  des  Sat!hsenspiegels  über  die  Ordnung 
der  Heerschilde  haben  vielfach  Beanstandungen  erfahren  und 
zwar  schon  früh.  Homeyer*  ist  zwar  der  Meinung,  daß  eine 
Gliederung  des  Heeres  in  Stufen  bestanden  habe,  aber  nicht 
gerade  die  mitgeteilte.  ^Allein  die  genauere  Feststellung  der 
Stufen,  die  Annahme  der  Zahlen  6  oder  7  betrachte  ich  als 
«US  dem  Streben  Eykes  hervorgegangen,  die  Waffenordnung 

1)  Vgl.  oben  S.  237  ff. 

2)  Homeyer,  Ssp.  II  2  S.  295. 
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den  schon  besondeib  gegebenen  Weltperiodcn  und  Sippezahl*  n 
gleichzustellen.  Die  Schildordnmig  erscheint  mir  iu  dieser  be- 
BOnderen  Gestalt  als  beliebig  gemacht,  weder  aus  dem  GebraiK:lie 
geDommeiii  noch  auch  einer  weiteren  Entwicklung  in  der  Lehre 
oder  im  Leben  fähig.  ^  Fioker  hat  nun  in  seinem  bekannten 
Werke  diu  lüciitigkeiL  der  Angaben  einer  speziellen  Prüfung 
unterwurten.  Das  Hauptergebnis  ^  war  für  ihn  ^die  durchweg 
hervortretende  Übereinstimmung  der  Lehren  der  Kechtabücher 
mit  dem  tataädilichen  Eechtsleben  der  Zeit*^.  Aber  dieee 
Übereinstimmung  gewinnt  Ficker  für  die  unteren  Stufen  des 
8a4^iBetiBpiegel8  nur  dadurch ,  dafi  er  ffir  Ostfiden  eine  von 
dem  übrigen  Deutschland  verschiedene  EiUvvIeklung  aunimnit 
und  die  Angaben  des  Spiegels  nur  auf  Ostfalen  bezieiit 
Ficker  konstatiert,  dai^  im  übrigen  Deutschland  Lehnsverbin- 
düngen  unter  nobiles  dften  voifeMnmen^  somit  die  nobüea  sich 
auf  zwei  oder  drdl  HeefsoMldstolen  verteilen.  FQr  OsC&len 
glaubt  er  das  Fehlen  solcher  VerbhiduDgeD,  die  Beechrfinkiing 
der  nobiles  auf  die  Stufe  unter  den  Fürsten  feststellen  zu 
können.  Bei  der  Deutung  dieses  Befundes  werden  zwei  Hilfsr- 
annahmen  verwendet,  die  Identifizierung  von  nobiUs  und  freier 
Herr  und  die  weitere  Annahme ,  dafi  es  in  Ost&len  nichtedle 
schoffenbare  Ritter  gab.  Dadurch  wird  die  Bantellnng  des 
Sachsenspiegels  för  die  übrigen  Gebiete  widerlegt  Nach 
Ficker  gab  es  dort  mehrere  Heerschilde  der  freien  Herrec 
während  der  Spiegier  nur  einen  kennt  Aber  sie  wird  tur 
Ost^len  gerettet.  Da  nun  die  beiden  Hilfsannahmen,  wie  wir 
gesehen  habeni  unrichtig  sind,  so  würde  der  Spieg^,  wenn 
die  übrigen  Besoltate  Ficken  ricbtig  wiien,  auch  för  sek 
unmittelbares  Geltungsgebiet  widerkgi  sein.  Diese  Konsequsos 
haben  Zallinger  und  Schröder  auch  gezogen. 

Die  eingehende  Prüfung  ergibt  auch  in  Hinsicht  der 
Heerschildordnung  keinen  Anlafi  xur  Beanstandung.  Nioht  die 
Mitteilung  des  Spie^^jers  ist  unsotreffend,  aondera  die  Aus- 
legung und  Tergleichung  mit  den  Übrigen  Naohrichtm. 

1)  a  262ff. 
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Die  BeanFtaudimg  llumeyers  beruht  nur  anf  der  mnemo- 
technischeu  Form  der  Mitteilung  uad  erledigt  sich  durcii  trüiiere 
Auafährongen.i 

Die  SteUangDalune  zu  den  Unterauchangen  Fiokefg  ond 
ZaUingen  ist  vor  allem  dadurch  bedingt,  daß  man  die  sach- 
liche Bedeutung  der  Heerschildordnung  richtig  wüidigt.  Im 
allgGmeinen  haben,  wie  mir  scheint,  auch  bei  Homeyer  und 
Ficker  die  vorkommendeo  Lehnsverhaituisse,  die  in  den  Urkunden 
allein  hervortroten^  zn  sehr,  die  militarisohen  Bedürfnisse  2Q 
wenig  Beaohtong  gefanden  haben.* 

506*  Die  Heerschildordnung  ist  m.  E.  nichts  anderes  als 
eine  Gliederung  der  militärischen  Rangstufen,  die  Orclimug  der 
militärischen  Hierarchie  im  Reichsheere  des  Mittelalters. 

Die  Gliederung  der  miiitarifichen  Rangstelluug  ist  heute 
eine  doppelte.  Die  Unterordnung  besteht  einmal  innerhalb 
der  einaehien  Abteilangen  gegenüber  den  ,  direkten  Vor- 
gesetsten.  Aber  diese  Unterordnung  reicht  nicht  aus.  Es 
können  Truppen  verschiedener  Abt<.iluugen  zusammentreffen 
und  einer  einheitlichen  Leitung  oder  der  Entscheidung  von 
i^nflikten  bedürfen.  Deshalb  besteht  auch  ein  Verhältnis 
der  mittelbaren  Unterordnung  unter  die  Führer  fremder  Abtei- 
langen.  Es  besteht  eine  durch  das  ganze  E»er  durchgehende 
Bangordnung  in  die  Klassen  der  Oaterale;  Stabsoffiziere, 


1)  Vgl.  oben  S.  30,  31. 

2)  Ganz  eigenartig  ist  die  Auffassung  der  Hcerschildstnfen  bei 
l^preoht,  Deutsche  Ges  ln  litelU  S.  94if.  Lampreclit  bat  die  uiziohtige 
Deutung  der  einzelnen  Stufen  von  Ficker  und  Zailinger  übernommen. 
Sein  ausschließliches  Eigentum  ist  aber  die  Auffassung  der  verschiedenen 
Heerschilde  als  ebenso  vieler  unmittelbarer  königUcher  Vasallenklassen. 
i^precht  schildert,  wie  die  Zentralgewalt  „nach  mannigfachen  Kämpfen'* 
sukzessive  die  Einfügung  der  Heerschildstufen  erzwang,  zuerst  die  Ein- 
fügung der  Altfreion  als  freie  Herren,  dann  die  „Erkläning''  der  Dien.st- 
mannen  „zu  einer  dritten  Klasse  des  lleerschilds",  endlich  die  Angliederung 
der  unfreien  Ritter  als  vierte  und  letzte  Klasse.  Weder  für  die  voraus- 
gesetzte Abhängigkeit  vom  König,  noch  für  die  so  anschaulieh  geschilderten 
Bestrebungen  der  Zontralgewalt  läßt  aioh  in  den  i^uellen  ein  Anhaltspunkt 
finden. 
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Subalternoffiziere  mit  ihren  UnterabteüuDgen,  ergänzt  durch 
daB  Anciennitatsprinsip. 

In  dem  Beichsheere  des  Mittelalters  war  die  unmittelbare 
Unterordnung  in  der  Hauptsache  wenn  auch  ursju'üuglich  nicht 
allein  durch  den  Lehnscm])fang  gegeben.    Der  Vasall  stand 
direkt  unter  allen  den  Herren,  von  denen  sein  I>ehn  stammte, 
welche  in  der  eigenen  ^Lehnskette*^  über  ihm  standen. 
Aber  daneben  bestand  eine  mittelbare  Unterordnung  gegenüber 
denjenigen  Personen,  welche  auch  in  einer  fremden  Lehnskette 
eine  höhere  Stufe  einnahmen  als  er  selbst  iu  soinur  eisrenm 
Dies  besagt  der  Kemsatz  der  Heerschildlehre,  der  S;U/,  <i.G 
derjenige  Mann,  der  von  einem  Genossen  Lelm  nimmt,  dadurch 
seinen  Schild  niedert    Wer  zu  emer  bestimmten  Person  in 
das  Verhältnis  eines  unmittelbaren  Untergebenen  tritt,  der  wird 
dadurch  mittelbarer  Untergebener  aller  derjenigen  Personen, 
welche  derselben  Rangklassc  angehören,  in  der  sein  untnittel- 
barer  Vorgesetzter  steht.     Das  ist  der  wirkliche  und  auch 
der  einzig  mögliche  Sinn  dieses  Kerusatzes.     Durch  diesen 
Satz  wurde  eine  militärische  Hierarchie  gesclmfien,  welche 
durch  die  verschiedenen  Kontingente  hindurch  ging,  auch  bei 
Zusammentreffen    verschiedener   Truppen    eine  einheitliche 
Leitung  wenigstens  in  der  Theorie  ermöglichte.  Die  Bedentong 
des  Schilds  war  eben  nicht  auf  die  einzelne  Lehnsgenossen- 
schaft beschrankt.     Der  Rang  war  ein   absoluter,    auch  iür 
das  Verhältnis  zu  den  Aiitgliedera  anderer  Kontingente  maß- 
gebender. 

Nur  diese  absolute  Bedeutung  des  Schildes  erklärt  die 
tiefgreifenden  Wirkungen,  die  mit  einer  Schildniedemng  ver- 
knüpft waren.    Der  Lehnsherr,  der  seinen  Schild  niederte, 

N  ei  lor  seine  verliehenen  Güter  und  seine  bisherigen  Vasall  »n. 
ohne  liücksicht  darauf,  ob  diese  Vasallen  zugleich  in  anderen 
Lehnsverbindungen  standen  oder  nicht. ^  Die  Vas:dlen  wurden 
von  ihren  Verpflichtungen  frei,  konnten  aber  alle  ihre  Lehen 
trotzdem  dadurch  behalten,  daß  sie  sich  unmittelbar  an  den 


1)  Vgl,  Humeyt'r  a.a.O.  S. 387,  515,  Ficker  S.Sff. 
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neuen  Herni  ihres  bisherigen  Seniors  wandten  und  als  gleich- 
stehende Genossen  ihres  bislierigeii  Seniors  ihre  bisher  von 
ilini  empfangenen  (TÜter  von  fioinem  jetzigen  Herrn  zu  Lelm 
nahmen.  Die  Schildiiiederang  war  eben  eine  müiUirische 
J)oorni(hition.  Die  Degradation  de??  TTeiTn  hätte  auch  die 
Vasallen  degradiert,  wenn  das  alte  Verhältnis  fortgedauert 
hfitte.  Dies  ist  sachlich  durchaus  verständlich.  Wenn  der 
General  dch  in  einen  StabsofVItier  verwandelte,  dann  konnten 
seine  bisherigen  Stabsoffiziere  nicht  in  dem  Verhältnisse 
direkter  Unterordmmg  bleiben,  ohne  zw  Subalternen  herab- 
zusinken. Da  sie  aber  ein  Recht  darauf  hatten  Stabsoffiziere 
zu  aeiui  so  durften  sie  eben  das  bisherige  Band  der  Uuter- 
ordnuDg  losen. 

506»  Die  Bedeutung  der  Heersohilde  als  Hangklassen  ist 
nun  von  Homeyer  und  Fickor  nicht  gerade  geleugnet,  aber 
doch  in  ihrer  Trau;\veite  sehr  \  ( :  kannt  worden. 

Ficker^  geht  so  weit  zu  behaupten,  daß  „im  tatsächlichen 
Leben  die  Stufen  nicht  gezählt  werden**  —  ,,frir  das  tatsach- 
liche Leben  genügte  der  Begriff  der  höheren  und  niederen  Stufe 
überhaupt;  nur  für  die  die  Gesamtheit  der  Lehnsverbindungen 
ins  Auge  fassende  Theorie  ergab  sich  ein  Anlaß  zu  dner 
Zaiiiung." 

Damit  wird  eigentlich  die  W  irliung  des  Rangs  gegenüber 
Angehörigen  eines  andern  Kontiogente  geradezu  in  Abrede 
gestellt,  denn  der  höhere  oder  niedere  Rang  konnte  in  diesen 
VerhSltnissen  nur  durch  Zahlung  ermittelt  werden. 

Tateäobiich  ist  nur  richtig,  dafi  die  rein  militfiriache 
Hangordnung  im  bürgerlichen  Leben  nicht  als  Standesbezeich- 
muig  benutzt  wurde.  Aber  daß  Zählungen  stattfanden,  beweisen 
u.  a.  die  No.  520  gegebenen  iStelien  aus  Bruno  und  \\i\)o.  Einen 
anschaulichen  Beleg  aus  späterer  Zeit  liefert  die  Erzählung 
vom  Streite  des  Kaisers  Otto  mit  dem  Abte  von  Fulda  in 
Jansen  EHnikels  Weltchronik.*    Der  Abt  fuhrt  Beschwerde 


1)  a.  a.  0.  8.200. 

2)  Hon.  Germ.  Hist  Deatsohe  Chroniken  III  S.  553. 
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darüber,  daß  er  vom  Kaiser  gekrankt  sei  und  schließt  mit  den 
W  urteil :  ,.Tr  wizzet  all  das  für  \v;\r,  daz  ich  bin  rieh  uode  milt 
und  fuer  den  drittea  herschilt.''  Von  dem  Angehen 
einer  Lebnsvcrbindung  ist  nicht  die  Bede.  Die  Nennung  des 
Heersclnlds  soll  nur  den  hohen  Bang  bekunden^  den  der  Kaiser 
mißachtet  hat 

507,  Die  militärische  Bedeutung  der  Heerschildordnung 
ei^bt  nun  zwei  wichtige  Gesichts[)unktc  für  die  l>curteiiuDg 
der  im  Sachsenspiegel  enthaltenen  ^notitia  dignitatum*^. 

Sie  macht  es  einmal  in  hohem  Grade  nnwahrsoheinlich, 
daß  der  Spiegler  oder  sein  Gew&hismaon  eifniideD,  gefalseht 
oder  konstruiert^  erdiektete  St&ide  eingeführt  haben.  Die  Rang^ 
kliibsen  des  Keichsheeres  mußten  jedem  Kitter  gcläuHg  sei«. 
Eine  Unrichtigkeit  über  einen  solchen  Tunkt  konnte  schieehthiu 
keine  Aufnahme  tiiideu. 

Femer  aber  ist  ea  nemlioh  sicher,  daß  die  Bangordaong 
des  Beiohaheerea  nur  eine  einheitlicke  sein  konnte.  Pattikiilar- 
recktliohe  Verschiedenheiten  würden  die  Ordnung  geradem 
aufgehoben  haben.  Deshalb  ist  aucli  diese  Nachhehl  >!<  - 
Sachsenspiegels  nicht  mit  besonderer  Rückbiciit  auf  die  osi- 
fälischen  Verhältnisse  auszulegen.  £s  muß  sich  um  Beiohfirecht 
handeln,  wie  bei  der  Wahl  des  Königs. 

II.  Fortsetzung.  —  Die  Stellung  der  Sokoffenbaren. 

§  69. 

Ö08.  Die  Worte  des  Spieglers  (I  3  §  2)  kuten: 

Tu  dine  selven  wia  sint  de  kersohilde  ut  gei^e^  da*  de 
koning  den  irsten  hevet;  de  biscope  unde  ebbede  tmde  ebdiaeben 
den  anderen;  die  leien  vonten  den  dfidden,  sint  ae  der  biscope 

iiiu)  worden  sin;  die  vrien  herren  den  Vierden;  de  scepen- 
bare  lüde  unde  der  vrienherren  man  den  veften;  ire 
manne  vort  den  sesten.  Alse  de  kristenheit  in  der  sevedea 
werlt  nene  stedicheit  ne  weit,  wo  lange  se  stan  sole,  abo  ne 
weit  man  ok  an  dem  seveden  acilde,  of  he  lenrecht  oder 
hersehilt  hebben  möge.   Die  leien  vonten  hebbet  aver  den  • 
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sesteii  tchilt  in  den  seveden  gebiacht,  sin  se  worden  der 
biscope  mau.  Alse  de  herschilt  ia  me  eevedeo  to  8tat|  also 
to  geit  de  sibbe  an  deme  seveden. 

Die  in  der  literator  stratigen  Schilde  sind  der  fünfte 
und  sedirte.  Nach  dem  Spiegel  um&ßt  jeder  der  beiden 
Schilde  swei  Personengruppcn;  somit  sind  im  ganzen  vier  vor- 
handen. Die  Schötrenbarea  stehen,  ohne  daß  ein  Lehna- 
Verhältnis  erwähnt  ist,  im  fünften  Sciülde,  ihre  Vasallen  stehen 
niso  im  sechsten.  Diese  beiden  Gnippon  will  ich  als  die 
Originalkette  beseiohnen.  Neben  den  Sohoffenbaren  stehen 
die  Mannen  der  freien  Herren.  Dasn  mfissen  nach  dem  Lehn- 
recht  auch  diejenigen  freien  Herren  gehören,  die  von  ihren 
Genossen  Lehn  genommen  haben.  Ihre  I^eute,  also  die  After- 
vasaUen  der  freien  Herren  stehen  wiederum  iiu  sechsteu  Schilde. 
Diese  zweite  Kategorie  will  ich  Lehna  kette  nennen. 

Nadi  den  frftheren  Eigebnissen  werden  die  Schöffenbaren 
und  swar  ursprünglich  aile>  Immer  aber  die  allein  in  Betracht 
kommenden  ritterlichen  Sohöffenbaren  ebenso  wie  die  freien 
Herren  aLs  nobiles  bezeichnet.  Deshalb  gestattet  die  Ordnung 
des  Sachsenspiegels  das  Auftreten  von  nobiles  und  auch  von 
solchen  nobiles,  die  freie  Herren  sindj  in  drei  verschiedenen 
Stufeni  im  4.,  5.  nnd  6.  Heersohilde. 

509»  Fkker  ^  ist  nmi  der  Ansicht,  daß  in  Ostfslen  Lehna* 
veihiltnisse  unt^r  £deln  nicht  vorkommen.  Tatsächlich  sind 
solche  Verbintliin^eu  nachweisbar 2,  wennsciiun  nur  vereinzelt. 
Ffir  das  übrige  Deutschland  findet  Ficker,  daü  überall  Lehns- 
vetbinduogen  vorkamen,  so  daß  sich  die  nobiles  und  xwar 
«oeh  idche  nobiles^  welche  sicher  ca  den  freien  Herren 
gdiörten,  insbesondere  Grafen  in  iwd  oder  drei  Heerschild- 
ttufen  standen.  Dieses  Kontrollergebnis  ist  richtig.  Aber  was 
folgt  aus  der  Veigleichung?  M.  IL  nur  eine  volle  Bestätigung 

1)  S.  125  ff. 

2)  Vgl.  U.B.  Ilalberstadt  1  No.  379  (1179).  Ein  ..nobilis  vir  Daniel 
Je  Thini^tlstide''  hatte  eine  Hufe  ^.jure  beneficii*  von  dem  Grafen  Hermann 
'^Oü  Kogeiistein.  Die  Regensttiuer  waren  freie  Herren,  aber  nicht  Fürbteu. 
^gl.  ferner  den  über  bomo  de  Glinde,  Zalüuger  S.  2(i2. 
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des  Spiegelbildes.  Die  drei  Heerschiide  der  nobÜeSy  für  welche 
das  Spie^rdbild  Kaum  18 ßt^  sind  ja  tatsiohlioh  ansgeföllt  ge- 
wesen. Die  Urbilder  sind  ja  vorhanden.  Daß  sie  in  Ostfalen 
nur  unvollständig;  nachweisbiir  sind,  hat  eine  ^canz  andfre 
Bedeutung  als  Ficker  glaubt.  Allzu  großes  Gewicht  ist  übep- 
haopt  angesichts  der  Dürftigkeit  der  alten  Nachrieb ten  auf 
dieses  negative  Ergebnis  nicht  zu  legen.  Soweit  ihm  Gewicht 
zukommt»  wird  dadurch  nur  bestätigt^  was  ohnedem  gesichert  ist, 
daß  die  militärische  Hierarchie  des  Reichsheeres  eine  einheit- 
liche war,  die  jiicht  durch  die  Sondersitte  einzelner  Landesteile 
bestimmt  wurde,  und  daß  der  Spiegier  um  das  ulx  ilieierte 
Beichsrecht  mitteilt,  nicht  eine  aus  persönlichen  Kindrucken 
konstruierte  Meinung.  Ficker  bat  sich  diese  Erkenntnis  ver- 
sperrt einmal  durch  die  Amiahme,  daß  die  Schoffenbaren  des 
5.  und  6.  Schilds  ein  Stand  nichtedler  Bitter  sind,  die  in  Ost- 
falen  existiert  haben,  sodann  durch  seine  eigentümliche  Deutung 
des  Spiegelbildes.  Ficker  erklärt  die  OriginaJkettc  für  oim^ 
Lehnskette  und  sieht  in  der  Lehnskette  die  Gliederung  der 
Ministerialen. 

Er  beruft  sich  erstens  darnufi  daß  die  fieziehung  der 
^freien  Herren  Mannen^  auf  freie  Vasallen  einen  Plconasmoa 
ergeben  würde  S  und  zweitens  daianf,  daß  die  LehnsfShigkeit  der 

Ministerialen  zu  ihrer  Einordnung  in  diesen  Heerschild  nötige. 

Nach  beiden  lürlituDgeu  hin  gelange  ich  zu  den  entgegen- 
gesetj^ten  Ergebnissen. 

510.  Die  Beziehung  auf  freie  Vasallen  ist  m.  E.  iinent« 
behrlioh.  Ficker  sucht  nachzuweisen,  daß  die  freien  Vasalleo 
der  Freiherren  schon  in  den  Schdffenbaren  enthalten  sein  müssen. 
Dagegen  spridit  der  Wortlaut  Der  SchSffimbare  steht  im 
5.  Heersehild,  sofern  er  seinen  Schild  nicht  geniedert  hat. 
Ein  Lehnsverhältnis  wird  nicht  voraus^n  sptzt.  Andrrr^i  its  ist 
es  gleichgültig,  ob  er  Lehn  von  einem  irrsten  oder  einem 
freien  Herrn  hat.  Ficker  sieht  in  den  „Schöffenbaren^  nar  die 
belehnten  Schöffenbaren  und  macht  geltend,  daß  jeder,  welcher 


1)  8.  157  ff. 
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lilteriiiäßig  lebte  und  demg:emäß  iehiiBfähig  war,  gewiß  auch 
bedacht  gewesen  sein  würde,  diese  seine  Stellung,  deren  Behaup- 
tung mit  Aufwand  verknüpft  war,  auch  nutzbringend  zu  machen^ 
indem  er  Lehn  nahm.  Daraus  folgert  Fioker,  dafi  da,  wo  es 
sich  nicht  um  ein  theoretisches  Aoseinanderhalten  der  Bc  griile, 
sondern  danim  handelt,  uns  den  tatsächlichen  Zustand  jener 
Zeit  zu  verge^on  wart  igen,  der  Lehnsfähige  gewiß  auch  durch- 
gehend als  Beiühutcr  zu  fassen  ist.^ 

511.  Schon  die  Beurteilung  der  tatsächlichen  Verhältnisse 
scheint  mir  unsicher.  Das  rittermaßige  Leben  war  keine  posi- 
tive Leistung  und  daher  nicht  mit  Aufwand  verknüpft  Der 
YoUfreie  war  ein  Mann  von  Kittersart,  sofern  er  nicht  Döifler 
oder  Kaufmann  geworden  war  oder  von  diesen  Klassen  ab- 
btammte.  Dagegen  brachte  der  Lehnseiiipiuiig  po.-itivc  Pflichten 
mit  sich.  Eä  ist  daher  nicht  ausgeschlossen,  daß  kleine  Grund- 
eigentümer den  Heerschüd  bewahrten,  ohne  in  einen  Lehns- 
verband zu  treten.  Die  Kachrichten  sind  nicht  ausreichend, 
um  über  die  Existenz  solcher  Leute  abzuurteiien. 

512.  Femer  kommt  es  m.  E.  auf  eine  solche  Untersuchung 
überhaupt  nicht  an.  Iii  vollem  Ciegcnsat/  zu  Ficker  glaube 
ich  aniicbfTT'u  zu  müssen,  daß  bei  der  Auslegung  der  ilcer- 
schildordnung  gerade  nicht  die  Verjj^egcnwärtignng  der  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  das  entscheidende  ist,  sondern  das  theoretische 
Auseinanderhalten  der  B^rifie. 

Was  uns  zur  Beurteilung  vorliegt,  ist  nicht  eine  Moment- 
aufnahme nach  Zeit  und  Ort^  eine  Induktion  aus  den  vom 
Spiegier  persönlich  beobachteten  Einzelerscheinungi  sündcni 
eine  Überlieferung,  deren  Inhalt  kaum  anders  als  durch  Satzung 
entstanden  sein  kann^  deren  Entstehungszeit  nach  oben  ganz 
unsicher  und  deren  Geltungsgebiet  euoi  sehr  umfassendes  ist. 
Em  getreuer  Berichterstatter  konnte  eine  solche  Überlieferung 
nicht  abfindern,  selbst  wenn  ihr  Lihalt  zum  Teil  Theorie 
geworden  war.  Die  ursprüngliche  Richtigkeit  der  Oberlieferung 
ist  aber  gar  nicht  ssu  beanstanden: 


1)  Ficker  a.a.O.  S.  166. 
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Das  deutsche  Belchsheer  ist  erst  allmfililieli  su  einem  reiDen 

Vasallenheere  geworden.  Doshalb  hat  es  eine  Zeit  g^egeben, 
in  welcher  der  volltreio,  den  Ilcerschild  führende  Mann  ohne 
Rücksicht  auf  ein  Lehusverhältuis  einen  miHtärischen  Kaog 
im  Beichsheere  einnahm.  Die  vorstehenden  UntersuchuDgen 
haben  eigebeo,  dafi  die  Sohoffenbaran  des  Spiegels  die  YoU- 
freien  sind.  Wenn  ihnen  deshalb  aoch  ohne  Ri&ekaioht  auf 
Lehns Verhaltnisse  ein  Heerschild  zugewiesen  wird,  so  haben  wir 
zunächst  gar  keinen  Anlaß,  diese  Nachricht  zu  bemiincoln.  Sie 
beweist  nur  dsis  hohe  Alter  und  die  Treue  der  überlief eruog. 

513.  Aber  auch,  wenn  man  annehmen  wollte,  daß  die 
Schöffenbaren  alle  als  beliehen  gedacht  sind,  so  liegt  doch 
gar  kein  Anlaß  und  keine  Möglichkeit  vor,  ,der  freien  Herren 
Mannen**  ans  dem  Kreise  der  freien  Vasallen  anssasondenL 
Denn  die  Schöfifenbaren  sind  nach  der  Ausscheiduntr  der  iu 
der  Ordnung  vorher  genannten  Personen,  der  Fürston  und  der 
Freiherren,  im  cngeriMi  Sinn  zu  aeimieu.  Es  sind  nur  diojenigeo, 
die  nicht  Fürsten  und  nicht  freie  Herren  sind.    Für  diesen 
Best  gilt  der  Sats,  daß  sie  ihre  Stellang  im  Heeraehilde  dem 
landrechtlichen  Stande  verdanken.  Sie  stehen  nicht  höher,  noch 
wenn  sie  nur  von  Fürsten  Lehn  haben.  Außerdem  aber  mußten 
bei  diesem  ScliiUlo  diejeni^n  freien  Herren  ensalmt  werden, 
die  von  ihren  Genossen  Lelm  j]^noinmen  hatten.    Solche  Ver- 
hältnisse kamen  'v-rreinzelt  vielleicht  auch  in  Westfalen,  sonst 
aber  z.  B.  in  Lothringen  häufig  vor.   Die  allgemeine  Ordnung 
des  Eeiobsheers  maßte  mit  ihnen  rechnen.  Schon  deshalb  maßten 
neben  den  Schoffenbaren  die  freien  Vasallen  der  Frethema 
gesondert  genannt  werden.  Es  liegt  gar  keine  Möglichkeit  vor, 
sie  aiKs  dem  5.  Heerschilde   auszuschließen.     Er  hat  sicher 
neben  den  Öchöü'enbarcn  noch  andere  Freie  umfaßt. 

IIL  Die  Stellung  der  Ministerialen.   §  60. 

514.  Die  Annahme  Fiekers^^  daß  unter  den  Mannen  der 

freien  Herren  Ministerialen  zu  verstehen  sind,  wird  durch  das 

1)  8.  173lf. 
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bisher  Ausgeführte  noch  nicht  widerlegt.  Es  wäre  ja  denkbar, 
daß  man  iu  einem  weiteren  Sinne  gebraucht  wird,  joden 
Vasallen  bezeichnet,  ohne  Rücksicht  auf  Vollfreiheit  oder 
Mmder&eUieit,  besiehong^weise  Ministerialit&t 

Aber  ich  glaube ,  daß  niebt  nur  die  Alleinberücksichtigung, 
Bondem  anch  die  Mitberücksichtigung  der  Ministerialen  au8> 
zuäciiiieücn  ist 

515.  Die  I)eutung  Fickers  scheitert  zunächst  an  der 
Fassung  der  Stelle.  Nach  Ficker  ^vürden  nur  die  Ministerialen 
der  Freiherren  einen  militärischen  Bang  habeui  dagegen  nicht 
die  Ministerialen  des  Königs  und  nicht  die  Ministerialen  der 
Fürsten.  Diese  Beschrankung  ist  unbedingt  notwendig.  Unt^r 
den  freien  HeiTcn,  die  beim  5.  Heerschilde  erwähnt  sind,  können 
nur  die  freien  Herren  des  4.  tSchildes  gemeint  sein,  nicht  auch 
Fürsten  und  König.  Nun  waren  aber  die  königlichen  und 
DamentUch  die  fürstlichen  Dienstmannen  überall,  auch  in 
Ost&den,  die  sahlreichBten  und  die  angesehensten  Mitglieder 
des  Standes.  Es  ist  undenkbar,  daß  sie  keinen  Heerscliild 
hatten  odor  in  einem  nnteren  Schilde  standen,  wenn  die 
Bienatinannen  der  freien  Herren  sicli  im  5.  Schilde  befanden. 
Schon  deshalb  ist  m*  E.  nicht  ansunehmen,  daß  unter  ^der 
^ien  Herren  Mannen^  Ministerialen  gemeint  sind. 

Die  Au£Eas8ung  Fickers  verträgt  sich  femer  nidit  mit 
den  Nachrichten,  die  wir  sonst  über  den  Heerschild  der  Mini- 
sterialen besitzen: 

516.  Ficker^  richtet  seine  Polemik  g^n  die  Annahme, 
daß  die  Minieterialen  zur  Zeit  des  Spieglers  und  nach  dem 
Inhalte  des  sichsischen  Lehnrechts,  lehnsunf äh%  gewesen  seien. 
Id  dieser  Polemik  bat  Ficker  unzweifelhaft  Recht 

Es  scheint  nur  völlig  sicher  zu  sein,  daß  der  Spiegier 
den  Ministerialen  vollkommene  Lehnsfäliigkeit  zuschreibt. 
literBchild  hat  ja  jeder,  der  nicht  in  seiner  Person  oder  in 
der  Person  seiner  Vorfahren  einen  Mangel  aufweist'  Die 


1)  8.  174. 

2)  Tgl.  oben  S.  538ff. 
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Mängel  biüd  aufgezählt.  Uüfrtiihcit  oder  Miiulei-freiheit  sin«] 
nicht  tfcnannt  Folglich  kann  der  Miuisteriale  ein  Mann  vod 
lüttersart  sein  und  Hcerschild  haben.  Darüber  läßt  auch  d^r 
sonstige  Inhalt  des  Rechtsboches  keinen  Zweif^  Wenn  der 
Spiegier  sagt,  daß  auf  Hoflehn,  welches  ein  Herr  seiiMni 
Dieiistmunn  nach  Hofrecht  ohne  Mannschaft  verleiht,  Hofrecht 
Anwendung  linde  und  nicht  Lelinrecht^,  so  liegt  darin  ilocli  un- 
mittelbar ausgesprochen,  daß  auf  Lehn^  welches  der  Minii^tenüle 
von  einem  fremden  Herrn  oder  von  seinem  Herrn  mit  Maoo- 
Schaft  erhSLti  das  allgemeine  Lehnrecht  Anwendung  findet 
Deshalb  wird  in  dem  ganzen  Lehnrecht  jede  Besugnahme  auf 
Freiheit  und  Unfreiheit  auffüllig  vermieden.*  Kndlicli  ergibt 
bich  die  Anwendbarkeit  auch  daraus,  dall  bei  den  Vasalieo 
Verschiedenheit  der  Buße  nach  der  Geburt  vorausgesetzt  wird, 
obgleich  außer  den  Ministerialen  nur  schöfienbare  Leute  in 
der  Heerschildordnung  stehen.'  Das  Lehnrecht  fand  eben  auf 
die  verschiedensten  landrechtlichen  Stande  Anwendung,  nicht 
nur  aul  die  in  der  lüiugorduung  genanuten. 

Mit  dem  Inhalt  des  Sachsenspiegels  stimmen  auch  die 
Kontrollnachrichtcu  überein.  Die  Masse  der  Lehnstrager  uad 
zwar  der  Träger  echt^  Lehen  besteht  aus  Ministerialen.  In 
der  Art,  wie  ihr  LehnsverhSltnis  charakterisiert  wird,  tritt 
nirgends  eine  Unterscheidung  des  Lehnsrechts  der  Freien  und 
der  Dienstleute  hervor.*  Schwieriger  ist  die  ßeantworhintr 
der  Frage,  seit  welcher  Zeit  die  ^ImistiTialen  den  Heerscljil'J 
gehabt  haben.  Ficker*  und  Waitz'^  gehen  nicht  über  das 
12.  Jahrhundert  hinans,  während  Seeliger'  ein  höheres  Alter 

1)  Vgl.  Ssp.  Lnr.  63  §  1. 

2)  Nur  eine  Ausnahme  ist  vorhanden.  In  einem  ra.  E.  bewußten 
Gegensatz  gegen  die  Angal)e  des  Ldr.  II  12  §  4  wird  herv^jryehobcn ,  »b- 
im  Lehogericht&vei  fahren  die  Boten  auch,  unirei  sein  können.  Iai.  24  $ 

3)  Vgl.  oben  S.  602. 

4)  Vf?l.  z.B.  die  Urkunde  Kiedel  CD.  Braudeub.  XYU  S. 436-38 
(1206)  betreffend  die  Ministerialen  von  Neulialdenslebeu. 

5)  Ueerschüd  S.  176ff. 

6)  V.  0.  VI  S.  COff. 

1)  Bei  Waitz,  a.a.O.  Anm.  4. 
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L^in8£&higkeit  vertritt  Bei  der  Bewertong  der  Nachrichten 

iat  folp^ndes  zu  beachten :  llccrschild  ist  im  Sachsenspiogel 
nicht  etwa  jede  Fähigkeit  zum  Hcf?itze  ciiies  echten  Lchus, 
sondern  vollkommene  Rechtsfähigkeit  im  liohnrecht.  Wir 
haben  daher  eine  relative  und  eine  absolute  Lehnsfäbigkeit  m 
unterscheiden.  Auch  der  heerachildlose  Mann  kann  echtes  Lehn 
mit  Mannschaft  haben.  ^  Auch  dem  heerschildlosen  Mann  muB 
der  Herr  Lcliiirccht  hnlten,  wenn  er  ihm  das  Lehn  fliehen 
hat.  Auch  der  heerscijÜtllose  Mann  steht  insofern  unter  dem 
Schutze  des  eigentlichen  Lehoreohte.  Er  darbt  nur  in  ein- 
seken  Punkten.  Der  Vorzug  des  Heerschildtragers  zeigt  sich 
nur  bei  Vererbung,  Folge  und  in  der  Gleichberechtigung  im 
Lehngeriehte,  der  lehngerichtlichen  Ebenburt^ 

517.  Ein  vollkommener  Heerschild  der  Ministerialen  wird 
deöhall)  noch  nicht  erwiesen  durch  den  tatsächlichen  Besitz 
von  Gütern^  die  als  Lehn  bezeichnet  werden,  durch  die  Be- 
lehnuDg  von  einem  andern  als  dem  Diensthemi^  durch  die 
Belehnung  mit  Mannschaft^  oder  die  Anwendung  von  Lehn- 
rechi^*  Selbst  die  Vererblichkeit  des  echten  Lehns*  ist  noch 
kein  Beweis.  Denn  es  ist  weder  notwendig  noch  wahrschein- 
lich, daß  alle  Vorzüge  des  vollen  Hccrschilds  mit  einem  Schlage 
emingen  worden  sind.  Vielmehr  ist  die  Frage  selbständig  auf 


1)  Ssp.  Lnr.  2,  §  2.   Homeyer  a,  a.  U.  S.  30UÜ. 

2)  Vgl.  Lnr.  2  ij  2.  §  4,  f39  §  1. 

Die  Frage  nach  der  I>?liiisfiüngkoit  der  Ministorialou  löst  sich 
eigentlich  in  eine  Anzahl  von  ünterfragen  auf,  die  einer  speziellen  ünter- 
STichuni:  b^Hlurien.  Für  Ostfalen  wird  der  Bülitz  von  Lohn  seitens  eines 
Iremdeii  Herrn  und  zwar  ratione  hominii  1159  als  sulbijtverbtändlieh  zulässig 
^liaiidelt,  vf<l.  TJ.  B.  Mapdebnrf^  l  No.  31.  Ältere  Zeugnisse  .sind  nit.ht 
bestimmt.  Aber  es  fehlt  auch  an  Gügun Zeugnissen,  tjbeiiiaui/t  hcheint 
ttir  für  die  Aimuhme,  daß  auch  die  relative  Lehnsfähigkeit  den  Ministe- 
tiiten  einstens  gefehlt  habe,  gar  kein  Grund  vorzuliegen.  Das  Vorkommen 
i«8  Hoflehens  ist  kein  Gnind.  Es  war  ein  audereti  Verhältnis,  das  seine 
^nonderen  Vorzüge  bot,  und  sich  deshalb  auch  späterhin  neben  dem 
^ten  Lehn  behauptet  hat  Die  ganze  Hypothese  scheint  an!  die  Annahme 
^er  oisprünglichen  Rechtlosigkeit  der  Ministerialen  snrilokxagelien. 
4)  Ü.B,  ü.  LFr.  No.  43  (1170). 
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die  Gleichberechtigiii^  im  Lehngerichte  abmatelleiL  I>iejeiiige 
sichere  Nachricht  für  die  voüe  Gleichberechtigung  im  Tächtt- 

gerichte,  welche  am  weitesten  zurückführt,  scheint  mir  nun 
gerade  der  Sachsenspiegel  zu  enthalten.^  Dann  folgt  Ja^ 
Beiohsweietuiii  von  1222  2,  das  diese  Fra^^e  speziell  erörtert 
und  xuguxisten  der  Ministerialen  entscheidet  Die  Existent 
dieser  Entscheidung  scheint  darauf  binsudeaten,  daß  noch 
cur  Zeit  des  Spiegels  Zweifel  bestanden.  Da  das  ganze 
12.  Jalirhuuflort  eine  aufsteigende  Entwicklung  der  Stellaug 
der  Ministcnaleu  zeigt,  so  haben  wir  xVnlaß  für  die  Dauer 
des  Jahrhunderts  ein  größeres  Gewicht  und  eiue  weitere  Ver- 
breitung des  Zweifels  an  ihrer  lehnrechtiichen  Ebenburt  aiH 
zunehmen. 

Indessen  der  Spiegel  selbst  bezeichnet  die  Ebenburt  nicht 

als  zweifelhaft.  De^^halb  ist  Fickcr  darin  brizustiminon »  doL 
uach  der  Ausiclit  des  Spieglers  die  MmiäterialcQ  bereits  Heer^ 
Schild  hatten. 


1)  Die  früheren  E.  Mayer,  V.  G.  II  S.  194  angefiLhrten  ßc'I«:*i7»* 
sciieiüon  mir  nirht  lieweisskrüfti.;  zu  sein.  Die  Urkunde  W.  ü.  B.  T  l'^^ 
(1120)  ist  mißversiauden,  das  Urteil  wird  nur  von  Ministerialen  i-'-  sj^roclien. 
Im  Illingen  fol^  aus  der  Beteiligung  von  nobiles  an  einem  Urteil  über 
Ministerialen  noch  ui(  ht  di<'  Ebenburt  der  Ministerialen.  Eine  eingehender« 
Prüfung  anderer  in  iietracht  kommender  StHllcn  hat  für  unsere  Aufgabo 
keinen  besonderen  Wort,  da  es  bei  dum  kuuscr^ativen  Charakter  des 
Spieglers  sicher  ist.  uaß  der  l»ekundete  Rechtszustand  sehun  längere  Ztnt 
vorher  >;eübt  war.  Allzmveit  darf  man  allerdings  nicht  zurüekpi'hen.  In 
HiMesheim  haben  die  MinLslerialen  «  liie  große  Rolle  gespicdt.  Abvr  Uji 
dem  Lehnsstreite  des  Grafen  von  Winzenburg  erklärt  der  Bischof  1150 
(Ü.B.  Stift  Hildesheim  I  No.263):  ,iiuod  comes  predictus  Castrum  predictnm 
mo  Juri  st&biüter  reqaisivit  feodali  jastitia,  oui  contradicere  non  potui,  et 
firma  comprohatione  so  tostificatifme  nolMliiim  et  liberoxnm  bominom 
meomm.*^  Bei  der  genaaen  Fassuog  der  Urlnmde  ist  es  xiamllöli  siofaer, 
daB  die  lünistsrialen  bei  der  oomproliatio  mid  teetificatio  nicht  mitgenitkt 
habeOf  also  ilir  voller  Heeisobüd  noch  nicht  anericannt  war. 

2)  Kon.  Oerm.  Oonst  II  No.279, 1  8.393  [10]:  Inventom  igitur  et 
seutentiam  est  ibi,  quod  in  jnre  feodali  omnia  ministerialia  ftedaataziiis 
eqne  jadioare  possit  saper  feodis  nobilxom  et  ministerialitim,  ezeptis  tamen 
f  eodis  prindpnm. 
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51S.  Alis  dem  Heerscliildr'  der  Ministerialen  zur  Zeit  des 
Spiegels  ei^ibt  sich  aber  noch  nicht,  daO  sie  in  der  Heerseliild- 
ordouDg  berücksichtigt  sind,  geschweige  dena  an  der  Stelle, 
die  ihnen  Ficker  xusobreibt  Ficker  zieht  ans  einer  richtigen 
Prämisse  nozulassige  Folgerungen. 

DaranSy  dafi  die  Dienstmannen  lehnBf&hig  geworden  waren 
nod  Heerschild  hatten,  fol<rt  zunächst  nicht,  daH  der  Unterschied 
von  Vollfreiheit  und  Unfrei iicit  oder  Mindertreiheit  jede  Bedcu- 
tong  für  die  militärische  Raugordnung  verloren  hatte.  Natur- 
gemafi  wäre  eine  solche  Entwicklung  nicht  gewesen.  Wenn 
der  Heerschiid  der  Ministerialen  überhaupt  einst  zweifelhaft 
war,  so  wäre  doch  die  nSchste  8tafe  die  gewesen,  daß  mit  der 
Anerkennung  der  Lchnsiäiii^keit  sich  ein  neuer  Heerschiid 
bildete,  eine  neue  Stufe  unterhalb  der  für  die  Freien  gebil- 
tcn  Klassen.  Die  Deutung  Fickers  fordert  völlige  Irrelevanz 
des  Freiheitsmoments.  Wenn  die  Mannen  der  freien  Herren 
Dienstmannen  der  freien  Herren  sind,  dann  stehen  diese  Un- 
freien oder  Minderfreien  militfirisch  voll  und  gleich  den  Freien 
derselben  Lehnsverbindung,  den  Grafen,  die  nur  von  Genossen 
lichn  genommen  haben.  Dann  stehen  diese  Unfreien  oder 
Minderfireien  im  Range  über  den  Vollfreien  des  6.  Heerschildes 
nnd  dämm  auch  des  etwaigen  siebenten.  Zugleich  verteilen 
sich  die  Ministerialen  auf  mindestens  zwei»  tatsächlich  aber  anf 
drei  verschiedene  Stufen. 

Es  scheinen  mir  nun  gewichtige  Gründe  dafür  zu  sprechen, 
daß  noch  zur  Zeit  des  bpieglers  eine  solche  Irrelevanz  der  Frei- 
heit nicht  eingetreten  war,  daß  vielmehr  der  minderfreie  Kitter 
in  sdnem  Heerschüde,  seinem  militärischen  Bange  hinter  dem 
freien  Bitter  zurückstand. 

1.  Nacli  dem  Sachsenspiegel  sind  die  Ministerialen  den 
l'rcien  nicht  ebenbürtig.  Das  hat  auch  Bedeutung  für  den 
^ciiild.  Mit  Recht  sagt  Ficker  mit  dem  Satze,  das  freie  Kind 
habe  den  Schild  des  Vaters,  sei  nur  betont,  daß  das  unfreie 
Kind  eines  Vaters  dessen  Schild  verliere,  nicht  aber  behauptet^ 


1)  a.  a.  0.  S.  174. 
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daß  Unfreien  der  Schild  fiberhaapt  fehle.    Aber  Bchon  der 

erste  Sate  schließt  die  GleicJigültigkeit  der  Freiheit  für  den 
Schild  aus.  Zu  denisclbcn  Ergebnisse  führen  andere  Stellen, 
insbesondere  auch  die  (Irundsätze  des  Lehnrechts.^ 

2.  Nach  den  Urkunden  wird  in  den  Zeuprenlisten  des  12. 
und  überwi^end  noch  im  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  der  freie 
Bitter  stete  dem  Ministerialen  vorangestellt  Dieser  GrundsstE 
ist  80  allgemein,  daß  eine  Gleichstellung  oder  ein  eventuellör 
Vorzug  des  unfreien  Ritters  im  Heerschild  kaum  existiert 
haben  k:\nn. 

3.  Kach  Eicker  haben  die  IVfinisterialen  mehreren  Hecr- 
sohilden  angehört,  so  daß  der  Freie  des  6.  Heerschildes,  der 
sein  Lehn  von  einem  Ministerialen  des  5.  Heersdiüds  nahm, 

seinen  Schild  nicht  erniedrigte.  In  den  Qci eilen  finden  wir 
niemals,  daH  ein  Ministeriale  Lehnsherr  eines  freien  Ritters  ist 
Überhaupt  treten,  %vie  Zallmger  mit  Recht  hervorhebt^  innerhalb 
der  Ministerialen  sehr  mannigfaltige  Lehnsverbindungen  auf', 
so  daß  die  Heerschildregeln  kaum  galten  haben  können.  Dies 
wäre  unverstandlichi  wenn  die  Ministerialen  die  Stellung  gehabt 
hätten,  die  ihnen  Ficker  zuschreibt.  Es  ist  aber  voll  erklärlich, 
wenn  sie  alle  zusammen  einem  eiiizigeu,  dem  unt^^Tsten  Hecr- 
schiide  angehörten.  Daun  konnte  eine  Lehnsnahme  iimerhalb 
dieses  Kreises  keine  weitere  Minderung  bcwii*ken. 

4.  Der  Deutschspiegel  und  der  Sohwabenspiegd*  ent- 
halten in  allen  Punkten  jüngeres  Recht  als  der  Sachsenspiegel. 
Gerade  in  der  Zwischenzeit  war  die  Hebung  der  Ministerialen 
weiter  fortgeschritten.  Beide  Bücher  kennei)  einen  besonderen 
Schild  der  Ministeiialen,  aber  nur  einen  Schild,  den  sechsteo. 
Die  Ministerialen  stehen  noch  in  diesen  Büchern  hinter  jedem 
freien  Bitter  im  militärischen  Bange  zurück.  Sie  stdien  andre^ 
seits  alle  ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des  Herrn  und  auf 
die  weiteren  Lehns Verbindungen  in  demselben  Schilde. 

1)  Vgl.  Ldr.  1 16  §  2,  m  72,  Lnr.  Art  20  §  3,  21  §  1,  80  §  1  and  2. 

2)  a.  a.  0.  8. 263. 

3)  Vgl.  unten  No.  521. 
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519.  Aus  diesem  Grunde  scheint  mir  die  Annahme  grc- 
boten,  dal]  auch  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  der  Schild  der 
mindcrfrden  Bitter  niedriger  gewesen  sein  muß,  al?  rier  Schild 
der  VoUfrden.  Daraus  folgt  natärlieh  noch  nichti  daß  die 
Minisierialen  gar  keinen  Schild  haben.  Denn  ein  Schild^  der 
diesen  Anfordeningen  entsprechen  kann,  ist  der  7.  Schild. 

Der  7.  Heerschild  wird  von  dem  Spiesrler  nicht  auf 
^chiidniederung  zurückgeführt  Der  Spiegler  bezeugt  zunächst, 
daß  Leute  existierten,  die  diesen  H:ing  einnahmen.  Sie  haben 
schon  existiert,  bevor  die  Laienfürsten  Mannen  der  Geistlichen 
wurden.  Denn  dadurch  sind  ja  die  Träger  des  6.  Schildes 
in  den  7.  gelegt.  Zweifelhaft  sei  nur,  ob  diese  als  längst 
existierend  gedachten  Pcrsuneii  Lchureelit  und  IleerschilJ  hätten. 
Ein  solcher  Ausspruch  hat  für  eine  frühere  Zeit  die  Stellung 
der  Ministerialen  treüend  charakterisieren  können.  Der  für 
die  altere  Zeit  vermutete  Zweifel  an  der  lebnsgerichtlichen 
Ebenbart  der  Ministerialen,  der  im  Lehnrecht  nicht  mehr  er- 
wähnt wird,  tritt  uns  in  der  Schildordnung  entgegen.  Die 
Übernahme  in  den  Spiegel  wiii  tle  nicht  mehr  den  tntwächlichen 
Verhältnissen  entsprechen,  sich  aber  durch  die  Tradition  und 
durch  die  mnemotechnische  Parallele  mit  der  siebenten  Welt 
ond  der  siebenten  Sippezahl  genügend  erklaren.  Der  Zweifel 
durfte  nicht  getilgt  werden,  weil  sonst  die  Analogie  versagt  hätte. 
Das  Unterbleiben  einer  speziellen  Erwähnung  der  Dienstmannen 
mag  sich  daraus  erklären,  daß  seinerzeit  entsprechende  Zweifel 
bezüglich  der  weiteren  Kiedenni<x  <]es  ITeerschildes  unter  Freien 
bestanden  haben  oder  daß  außer  den  Ministerialen  auch  andere 
Libertinen  und  Eigenleute  In  diesem  Schilde  stehen  konnten. 

Diese  Deutung  des  letzten  Schildes  wird  dadurch  nnterstötst, 
daß  sie  die  im  Deutsch-  und  Schwabenspicgel  eingetretene 
Veränderung  sehr  einfach  erklärt.  Ein  hervortretender  Zug 
des  12.  Jahrhunderts  ist  der  massenhafte  Übertritt  freier  Ritt(*r 
in  die  Ministerialitat  Dieses  Schicksal  traf  am  frühesten  die 
untersten  Schichten.  Der  6.  Schild  des  Sachsenspiegels  mußte 
ausstefben.  Damit  rfiokten  die  Dienstmannen  um  einen  Schild 
vor,  um  ihrerseits  durch  die  Eigenritter  ersetzt  zu  werden. 
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rV.  Die  Hecrschiidordnung  des  Kontrollbildes.    §  61. 

520.  Die  alteren  Nachrichten  aus  DeutBchland  bedchranken 

sich  auf  AVipo  und  Bnmo.i  DJe  beiden  Stellen  ergeben  «war 
die  sichere  Exiött  nz  eiiu  r  Ordnuug  -,  aber  bie  liefern  keine  voll- 
ständige Zusammensst ('Illing  der  Klassen.  Wenn  Wipo  nach  ileu 
Fürsten  nur  die  milites  primi,  die  milites  gregarii  und  dann 
ingenui  omnes  nennte  so  darf  daraus  nicht  mit  Beslimintheit 
geschlossen  werden,  daß  damals  unterhalb  der  Fürsten  nur  xwei 
Schilde  der  Ritter  existierten.  Der  Ausdruck  miles  gregarios  ist 
sehr  allL'^eiiK'in  '  (geineiiH-r  Kitter)  und  kann  dalier  ebensogut  ilie 
Angohürigeii  niehrcror  Schilder  als  eines  einzigen  umschließea. 
Im  Falle  der  Eindeutigkeit  würde  der  5.  Schild  des  Spiegels 
(der  Schild  der  Schöfienbaren)  gemeint  sein,  da  in  ihm  der 
vollfreie  Ritter  ohne  Lehnsnexus  steht  Dann  würde  das  Fehlen 
des  ().  Schildes  (der  geniederten  Vollfreien)  darauf  beniheo, 
daß  die  Lehnsfähigkf  It  diosor  Leute  noch  nielit  ain  rkannt  war, 
wie  das  die  libri  lcudi,>rum  behaupte  t  uder  daß  .^ic  wegen  ihrer 
geringeren  sozialen  Bedeutung  mit  den  übrigen  Edeln  (ingenui 
omnes)  gleich  behandelt  wurden.  Immer  aber  eigibt  sich  für 
die  milites  primi,  die  nicht  Fürsten  sind  und  doch  über  den 
einfachen  vollfreieu  Jlittern  stallen,  der  4.  Heerschild  n:i(  h  der 
Zahlung  tlejj  Spiegels,  der  Schild  der  fnien  Herren.  Bniuw 
nennt  nach  den  ducos  milites  secuudi  und  tcntii  oniini^. 
Duces  umfaßt  jedenfalls  die  pnncipes.  Demnach  haben  wir 
bei  Mitzählung  des  Königs  ebenso  wie  bei  Wipo  den  4.  und 
5.  Schild  des  Spiegels  (den  Schild  der  freien  Herren  und  den 
Scliüd  der  VolLfreien).    Wieder  bleibt  es  ungewiß,  ob  der 

1)  Vgl.  Wipo,  Vita  Clnr>nradi  II  (c.  1040),  c.  4  Mou.  Germ,  liirt. 
SS.  XI  S.  m.  nn<\  Hnino.  I)...  Im-11o  Snxon.  (1082)  c.  77  a.a.O.  V  S.  3H4. 

2)  Der  Wider?>prurli  bei  AVuit/  VIH,  S.  117  Anm.  2  beruht  auf  ud- 
riehti<rer  Auffussuug  der  Ileei*sc'liiklurdjiuug.  Jede  Onlinuii:  m  militärische 
Ruii^kiassen  war  eine  Orduuug  in  Ileoreeliilde.  T)ii'  Muölüruiig  dea  Wvrt- 
vorratcs  macht  wahräckeinlich,  daß  „ordu**  aii  beiden  Stelltm  Ä^uivaleut 
für  „Schild"  ist. 

3)  Der  IJn bestimm tiieii  entüp rieht  die  Divergenz  der  Erläuterungen. 
Vgl.  Waitz  V,  S.  502. 
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6.  Schild  (der  Schild  der  geniederten  Vollfrcien)  noch  nicht 
entstanden  war  oder  ob  diese  Leute  wegen  ihrer  ^enn<j:;creii 
Bedeutung  übergangen  werden.  Sicher  und  für  unsere  Aufgabe 
aiiein  erheblich  ist^  daß  nach  beideo  Stellen  schon  im  11.  Jahr- 
hundert der  Heerschildvorstig  der  freien  Herren  voll  anerkannt 
war.  Die  milites  primt  des  Wipo,  die  milites  secnndi  ordinis 
des  Bruno  sind  die  freien  Herren  des  iSpiegels. 

52L  Die  Angaben  der  Hbri  feudorum^  sind  eingehender, 
aber  erwähnen  die  Heerschildkiasaen  nur  insofern,  als  sie  für 
die  Anwendung  des  Lehnrechts  von  Bedeutung  waren.  Es  sind 
unmittelbar  nur  die  Lehnsstufen  mitgeteilt,  nicht  die  miKta- 

risehen  Kla^spon  selbst  Wenn  wir  nun  entsprechend  der  Zäh- 
hnvz  des  Spiegels  den  König  niitziüiieu,  so  begegnen  uns  in 
der  2.  und  3.  Stufe  einmal  „Archiepiscopus,  episcopus,  abbas, 
abbatisse,  prepoeitus^,  und  unter  ihnen  „Marchio,  oomes,  qui 
proprio  regis  cnpitanei  dicuntur^.  Diese  zwei  Stufen  ent- 
sprechen somit  den  beiden  fürstlichen  Heerschilden  des  Sachsen- 
spiegels, deren  Sclieidun;^  bereita  zu  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts hervortritt.  Die  unteren  Stufen  werden  eingenommen 
von  den  capitanei  (4.  Schild  des  Spiegel8)|  von  den  valvasores 
(minores)  (5.  Schild  des  Spiegels)  und  von  ihren  Vasalleni  den 
valvasores  minimi  oder  valvasini  (6.  Schild  des  Spiegels). 
Das  Lehnrecht  der  zuU^tzt  erwähnten  Stufe  ist  nach  den  älteren 
Angnbcn  nicht  voll  aus<i;ebildot.  Aber  die  Leiinstiä^*  r  rtelb.st 
"Werden  schon  in  den  älteren  Stücken  vomusgesetzt.^  Die  jüngere 
Angabe  konstatiert  auch  die  Herrschaft  des  Lehnrechts.^ 


1)  Ich  zitioro  tmch  dor  Ausgabe  von  Karl  Lehmann,  Cousnetadines 
feudonim,  Göttiimon  1802, 

2)  V.r^l.  T  1  und  4.    L.  S.  S  [.Uf.]  xiwl  S.  1)  [10]. 

3)  \Ul  16.  L.  S.  29,  5.  'Jui  vein  di»  comitutu  aüiiuo  iufeudatus  sit, 
cmifs  apeilatur.  (^ui  vero  vel  r\  prinoip''  (K-juig)  vel  ab  aliqua 
potestate  de  plebe  aliquu  aut  plebi^scita  per  feudnm  fiierit 
investitns,  is  capitaneus  ajtL'llatnr,  proprie  valvassor  major  olim 
diceliatur.  Qui  vero  capitanois  aiitiiiuitus  beneficium  tenent  valvassores 
sunL  Qui  autem  a  valvassdiibus  feudam  (\uo(\  a  eaititanei^i  tenent  perfeudiun 
simüiter  acveperint,  valvasini  id  est  vaivabsores  minores  dicuntur.  Qui 
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TatsSchlich  Btunmt  daher  die  Ordnung  der  Lehnsstafen 

mit  dem  Hecrschikle  des  Spiegels,  soweit  die  Lehnskette  lu. 
Betracht  kommt,  übereiu. 

i^'ür  unsere  Aufgabe  ist  die  4.  Klasse  der  capitanei  von 
besonderem  Interesse.  Benennung  wie  I^hnsstufe  ergeben  die 
Identität  mit  den  ^freien  Herren*^  des  Spiegeb.  Von  diesen 
capitaDei  wird  nun  folgendes  ausgesagt: 

1.  Sie  sind  Vasallen  der  Fürsten^  oder  des  Kdnifrs.* 

2.  Sit  liiibeu  als  Lehn  erlialten  ^plebem  ali(^uam  oder 
^plebifi  partem".^ 

3.  Ihre  Bezeichnung  als  capitanei  ist  jüngeren  DatumSi. 
Sie  hießen  früher  valvasores  majores",  nach  anderen  Angabe 
valvasores  regis.^ 

Von  diesen  Nachrioliten  sind  die  Mitteilungen  über  die 
älteren  Standesbezeichnungen  besonders  mchtig.  Wenn  die 
Herren  ursprünglich  Vasallen  hiejlen,  dann  sind  sie  in  ihrer 
Gesaintlu  it  (;in  Stand  von  Vasallen  gewesen.  Der  Lehnsiiexus 
war  wesentlich  für  den  Standesbegriff. 

522.  Von  den  jüngeren  Quellen  enthalten  Deutschspiegel 
und  SchwabenspiegeP  bekanntlich  folgende  Ordnung:  1.  Könige 
2.  und  3.  FOrBten,  4.  Vrie  Herren,  5.  Mittelfireie^  6.  Dienst- 
maunen. 

Die  Abweichung  von  dem  Sachsenspiegel  hiitr^i«  htlioh  der 
unteren  Heerschiide  ist  bereits  fiben  besprochen.  Line  Krurte* 
mng  des  viel  umstrittenen  Begriffs  der  Mittelfreten  kann  ich 


antiquo  quid  usu  uuliam  feudi  consaetudiaem  habebaat  Sed  hodie 

eodem  juro  utuutur  quo  et  vjilvassoros. 

1)  Vgl.  I  I.  L.  .S.  8  [5]:  ^Sunt  et  alii  qui  ab  istis  feuduni  aecdpiiml 
qiu  proprie  regis  valvasores  dicuntui*  sed  hodie  capitanei  apoUaatur. 

2)  Tit  VIII  IG.  L.  S.  29,  5.    V^^l.  ohen 

3)  VI  5.  L.  S.  17  [5]  „majores  valvaijurcb,  qui  hodie  appellantur 
capitanei  liret  improprie,  si  seniores.  IX  5.  L.  S,  35  [20J,  III.  L.  13  [5], 
VI  2.  L.  S.  10  flO|.    IX  5.  L.  S.  35  [20j. 

4)  Vgl.  die  Steile  Auin.  1,  ferner  14.  L.  S.  9  [11 J  ,a  regia  vai. 
vassoribus*^. 

5)  Dsp.  c.  5,  Scbwsp.  Ldr.  2,  142  Lehnrecht  §  la. 
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an  dieser  Stelle  nicht  geben.   I)age<j;on  ist  wegen  der  WtAay 

scheinlichkeit,  daß  der  Ilccrschild  der  freien  Honen  reichs- 
reehtlich  und  deshalb  gleichmaßig  gerodelt  war,  darauf  hin- 
«uwoisen,  daß  bei  der  Definition  der  Semperfreien  ^  das 
Beghf&merkmal  der  „Freien  Herren'^  darin  gefunden  wird» 
daß  sie  andere  Freie  za  Mannen  haben.  Sie  sind  b^rifflieh 
Kontingentsherren,  Senioren  freier  Yasallen.  Wir  werden 
unten  sehen,  daß  diese  Definition  anscheinend  ihre  Berech- 
tigung luvt. 

Der  Kittcrspiegel'  nennt  1.  Kaiser,  2.  Könige  und  Erz- 
biaohöfe^  3.  die  Fürsten,  weil  sie  der  Bischöfe  Mannen  geworden 
sind,  4.  die  Grafen,  5.  die  Bannerherren,  6.  die  Edehi, 

7.  die  Rittermaßigen. 

Dem  Heerschilde  der  freien  Herren  des  Sachsenspiegels 
entsprechen  «wei  Schilde,  die  Schilde  des  Grafen  und  der 
Bannerherm.  Daß  die  nic  litfiirbtlichen  Grafen  den  angesehensten 
Teil  der  freien  Herren  bildeten,  ist  bekannt.  Die  Bezeichnung 
Bannerherr  ist  uns  als  gleichbedeutend  mit  ^freier  Herr*^  bereits 
früher  begegnet  Die  Gleichbedeutung  wird  durch  diese  Nach- 
richt bestätigt.  Bei  den  untersten  Schichten  Ist  der  EinÜuß 
iandrechtlicher  Unterschiede  verschwunden,  wie  der  späteren 
ÜAtstehungszeit  entspricht.  Die  Beschrankung  des  Begriffs 
^»edel^  auf  den  «sweischüdigen'^  Ritter  findet  sich  sonst  m.W. 
nirgends  in  einer  so  bestimmten  Form.  Sie  hat  allerdings 
eine  Parallele  in  dem  Streben,  den  Stand  der  Dienstleute  in 
dieser  Weise  zu  beschränken  oder  zu  teilen.    Spuren  solcher 

1)  Schw«p.  Vür\v.(h)  L.  S.  5.  ^Dor  heizent  eine  semparvrion.  Das 
sint  die  vrien  herien  iils  fuisten  und  (diö)  uiKicr  vrien  zo  man  ImHcnl." 

2)  Vgl.  Bibliothek  d.  literar.  Ver.  55  S.  117.  ^Dcn  ;indeia  komge 
und  erzcl.ischufe  han.  Die  foretin  habin  den  dertin  ümnit  >ii\z  si  sint  der 
bischofe  man  Worden  mit  erin  gefertin.  Den  ft>rdiii  liabin  die  grefin. 
Ben  fuiiftf'ii  die  banerlieiriii.  Den  sechstiu  diu  ediln  uz  webin.  An 
bibindin  sirli  di  ritterraesigen  korin.  Nimant  hat  adel  von  reditü,  Daz 
^>öle  ich  mir  nicht  vorkoriu,  Er  kimuü  daüuu  mit  seinem  lehenrecbte  Di 
ritterschaft  wol  gemerin.  Wer  rittermezige  lute  Zu  mannen  mag  wol 
^'Bwbne  Den  schribit  edil  und  nennit  en  hüte  Allen  endin  nach  dieseme 
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Auffassung  begegnen  uns  deutlich  in  Süddeutschland*,  aber 
andeut in weise  auch  im  Norden. 

Der  Uuterschied  in  der  Ötellung  der  Freiherreu  b^st^t 
also  nur  darin,  daß  sie  in  Grafen  und  Bannerherren  gespalten 
sind,  ein  Untersohied,  der  wohl  durch  den  Titel  veranlaßt  ist 
Für  Beine  Bedeutungslosigkeit  spricht,  daß  der  Spiegier  bei 
dem  Aufsteigen  eines  neuen  Geschlechts  zwar  die  übrigen  Stufen 
wahrt,  aber  die  Stufe  der  Banncrherren  iibers[)rinsrt,  also  bei 
dieser  Stufenfolge  die  Baunerherren  nicht  von  den  Grafen 
scheidet. 

Die  Angaben  über  die  Heersehilde,  die  sich  in  der  Glosse 
Johanns  von  Buch')  der  Lehnrechtsglosse  und  in  den  Recht** 

büchern  Pui^oMs  und  iv<  hta  von  Frevsingen  linden,  ^ind 
unselbständige  iSachbilduugen  uinie  Eikeniitiiiswert.  Das  gleiche 
gilt  von  der  Darstellung  Peters  von  Andlau  in  seinem  libellus 
de  Caesarea  monarchia.^  Namentlich  beruht  die  Erörterung 
fiber  die  semperbarones  und  die  einfachen  barones  auf  ancm 
wenn  auch  vielleicht  mittelbaren  Mißverständnisse  des  Schwaben- 
spiegeis  und  seiner  Seniperfreien. 

Die  Vergleichung  der  Kontrollnacliriehtcn  erjibt^  daß 
unter  den  vollständigen  Bildern  der  militärischen  Hierarcliie 
das  Bild  Eykes  das  älteste  und  das  einzige  selbständige  ist 
Die  älteren  Nachrichten  bestätigen  nur  die  Existenz  der  Glie- 
derung. Näheren  Aufschluß  Bber  den  Stand  der  Freiherren 
haben  wir  nach  drei  Richtungen  erhalten.  Sie  sind  <  inersoits 
Vasallen,  andrerseits  Koutiugentshcrrcu,  und  zwar  Herren  freier 
Vasallen,  drittens  sind  sie  Bannerherren. 

1)  Sie<;ol,  Rechtliche  Stellung  drv  Diensunaiiiien  in  Osterrt-i« 
S.  Her.  Wioii  lOÜ.    Unehlich  haufi^lt  os  sidi  walirscheinlich  um  die  Ül^r- 
tra^unir  eines  Mt'rkuin!-,  das  iirspiiinL'licli  <lie  Frpyhprrn  V'*n  den  fi-ek-n 
Kittern  schied,  aui  dio  Diiforeuzierung  der  uiedoren  i>ciüide.    Vgl.  unten 
No.  594c. 

2)  Dio  Glosse  unterscheidet  zu  Art,  3.  2  Überfürst^n.  FürstoD, 
Froyherrn,  die  edel  heißen,  der  Freyherm  Mann,  die  a'*htbai-  heitien.  un] 
der  Freylierrn  Mann,  die  einschildig  sind.  Wie  weit  diese  Worte  voa  Buct 
herriihn  ii,  muß  dahingestellt  bleiben. 

3j  Zschr.  13,  S.  104  ff. 
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y.  Der  Heerschild  der  freien  Herren.   §  62. 

523.  Die  vorstehenden  Erörteriiii^n  n  <restatten  nun  wieder 

ein  Kindiin^en  in  die  Grundlagen  di-r  niilitfirisclicn  Hierarcitie. 
Den  Aujigiiügspunkt  muß  gebildet  babcu  die  kouigliche  Befelils- 
gewalt  über  den  vollfreien  Kricixc  r.  Der  vollfreio  Mann  muß 
ursprünglich  einen  Bang  ohne  Eücksicht  auf  seineu  Lehne- 
veifoandj  einen  ,^ormalschild*',  besessen  haben.  Niedere  Schilde 
konnten  entstehen  durch  Schildniederung  und  durch  das  Empor- 
steipjen  der  Minderfreien  zum  Ileerschild.  Höhere  Klassen 
niuIiUiJi  ab<  r  auf  einer  1  »eleiration  der  k<"inigliclicn  Befehlsgewalt 
beruhen,  die  alici*diiig>  durch  »Sciüldnicderung  innerhalb  der 
höheren  Klassen  weiter  diÜ'erenziert  werden  konnte. 

Die  Heerschildordnung  des  Sachsenäpiegela  ent- 
sprieht,  wenn  wir  zunächst  von  unserem  Untersuchungsobjekte, 

vom  Seliilde  der  frrien  Herren,  al)sclien,  den  Anforderungen, 
<lie  aa  diese  ursprüngliche  (jliedeiung  zu  stellen  >ind,  einmal 
durch  den  Heerschild  des  Schöllen  baren.  Der  8chöilcnbarc 
des  5«  Schildes  ist  der  vollfreie  Mann  von  llittersart.  Deshalb 
hat  er  seinen  festen  Bang.  £r  hebt  den  Normalschild.  Auch 
die  unteren  Schilde  entsprechen  den  Anforderungen.  Sie  be- 
rnhen  auf  Degradation  und  dem  Emporsteigen  der  Ministerialen. 
V(»ii  den  höheren  Sciiildt  ii  sind  die  beiden  Seliilde  der  l''ür>teu 
uuzweifelhaft  auf  königlichem  Lehn  zurückzuführen.  Sie  sind, 
wie  der  Spiegler  noch  überliefert,  ursprünglich  ein  Schild 
gewesen  und  durch  Lehnsnahme  der  weltlichen  Fürsten  ge- 
spalten worden.  Als  unerklärtes  Element  bleibt  nur  der  Vor- 
rang der  freien  Herren,  dessen  Erklärung  wir  uns  zuwenden. 

525.  Der  freie  Herr  hat  einen  niilitnriHchen  Vorrang, 
eine  unmittelbare  Führerstellung  auch  gegenüber  dem  vollfreien 
Manne,  der  in  kein  Lebusverhältnis  getreten  ist.  l^s  liegt  nun 
im  Wesen  der  Vollfreiheit  und  ist  unzweifelhaft  Eechtssats 
des  älteren  deutschen  Rechta  gewesen ,  daß  der  vollfreie  Krieger 
nur  dem  Könige  zu  gehorchen  hat  und  denjenigen,  denen  der 
König  seine  Befehlsgewalt  leiht.  Der  Vorzug  des  freien  Herrn 
vor  dem  lehnsfrcieu  SchuiFenbareu  muü  deshalb  darauf  zurück- 
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gehen;  daß  der  freie  Herr  kdnigUohe  Befeblsgewalt  als  Ldk 
wenn  auch  als  Afters  u-iiiil,  empfangen  Imt.  Dadurch  ergel- 
sich  zwei  Merkmale  für  dio  freien  Herren  des  Sachsciispicgi'ls 
Einmal  die  Yasallitat;  der  Lehos verband.  Nur  köaigÜefai 
YasaUen^  wenn  auch  Aftervaaallea,  können  im  vierten  fieer 
schflde  stehen.  Zweitens  als  nähere  Kennzeichnung»  ein  Ldu^ 
das  durch  miHtSrisehe  Ge?ralt  ausgezeichnet  ist»  solche  Be- 
fehlsgewalt überträft. 

526.  Diese  beiden  Merkmale  treten  auch  m  den  Angabe« 
der  libri  feudoruni  hervor.  Die  cnpifanei  sind  fürstliche  Va- 
sallen, königliche  Aftervasallen.  Auf  die  Innehabong  niiü* 
tarischer  Gewalt  weist  der  Ausdruck  capitaneus  und  weist  die 
Bemerkung ,  daß  ihnen  Volksteile  zugewiesen  wurden.  Daria 
finde  ich  ein  Zeugnis  dafür,  d;t!i  auch  nach  loneobardischem 
Hecht  den  capitanei  eine  Fübrcrstellung  auch  gegenüber  dem 
Yolksanfgebote  zukam,  also,  wie  nach  dem  ^^nc^hsenspiegei» 
auch  gegen  fil>er  solchen  Leuten,  die  nicht  im  Lehnsveibaadt 
standen. 

527.  Die  beiden  Merkmale  scheinen  ferner  sehr  gut  zn 
dem  ganzen  Auftreten  des  Herrrnstand(>.s  zu  stimmen  Das 
erste  Merkmal  erklärt  den  großen  LchnbesitZi  das  zweite  dk 
militärische  und  politLsche  Bedeutung. 

Sodann  findet  ein  jedes  dieser  beiden  Merkmale  in  einer 
der  angewendeten  Standesbeaeichnnngen  seinen  Ausdruck.  Die 
Vasallität  erkläi-t  die  Einordnung  unter  den  technischen  Aus- 
druck für  Vasall,  baro,  die  ßefeiiisgewalt  die  Bezcichnux^ 
Bannerherr. 

Weiter  sei  bemerkt,  daß  beide  Merkmale  auch  dadurch 
unterstützt  werden,  daß  bestimmte  Anhaltspunkte  f&r  den  Erwerb 
des  Herrenstandes  durch  Lehnsempfang  vorUegen,  sowohl  Au»* 

fcprüche  der  Theorie  als  geschichtliche  Einzel  Vorgänge. 

Endlich  sei  bemerkt,  daß  die  in  den  alten  Leliusregibteni 
hervortretende  Voranstellung  der  an  freie  Herren  gegebenen 
f  äretlichen  Lehn  auf  eine  Sonderqualität  dieser  Lehen  hindeulet 

Wenn  wir  diesen  Anhaltspunkten  folgen,  dann  mossea 
wir  den  Heerschüd  der  freien  Herrn  suruckfQhren  auf  ein  von 
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()iiigo  stammendes  Lehn,  das  niilitärisclie  Befehlsgewalt  ent- 
lelt,  den  Kmpfäiiger  zum  BaDucrherrn  machte. 

528.  Nun  steht  diesen  Anhaltspunkten  jedoch  eni^i^en^ 
aß  nach  der  berrachenden  Auslegung  der  Haaptstelle^  nur  das 
totenlehn  und  kein  anderes  den  Heersohild  erhöhen  konnte. 
Jber  der  Spiegel  spricht  an  der  Hnuptstelle  nur  von  ^Fahn- 
'hn",  ohne  die  Fürsten  zu  erwähnen.  Deshalb  tancht  die 
rage  auf,  ob  es  nicht  möglich  ist,  den  Widerspruch  dadurch 
u  lösen,  daß  man  das  Fahnlehcr)  der  Hauptstelle  auch  auf 
ndere  als  fürstliche  Leheuj  auf  alle  Lehen  mit  Befehls- 
;6walt  bezieht 

Von  vornherein  erscheint  die  Bejahimg  naheliegend.  Unsere 
miiiittelbare  Folgerung  au8  dem  \Vesrii  der  HeerschildordnnnLC 
aIjI  sich  ja  auch  dahin  formulieren:  „Nichts  kann  den  «Schild 
ines  Mannes  über  den  Normalscliild  erhöhen,  es  sei  denn 
^ 'oigUche  Befehlsgewalt»  wenn  sie  ihm  geliehen  wird/  Die 
^tkoß  wird  allgemein  gleichbedeutend  mit  Banner  als  Symbol 
nülitäriseher  Befehlsgewalt  gebraucht.  Sollte  es  daher  nicht 
gerade  der  eben  formulierte  (ledauke  sein,  den  der  Spionier 
in  anderen  Worten  ausspricht,  wenn  er  sagt:  „Es  erhöht  nichts 
dfift Mannes  Schild  außer  Fahnlehen,  wenn  es  ihm  geliehen  wird**? 

Die  definitive  Beantwortung  der  Frage  fordert  eine  Unter- 
«Khung  der  Bedeutung,  in  welcher  das  Wort  Fahnlehn  im 
SttdiBenspiegel  und  in  anderen  Quellen  gebraucht  wird. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Fahnlehntheorle. 

L  Das  Fahnlehn  des  Sachsenspiegels.    §  63. 

529*  Bereits  Homeyer'  hat  darauf  hingewiesen ,  daß  die 
übliche  Beschränkung  des  Begriffes  Fahnlehen  auf  Fürstenlehen 

nicht  gerechtfertigt  sei.    Die  Ansicht  des  Spieglers  bezeichnet 

1)  Vgl.  oben  S.  574. 

2)  Ssp.  II  2  8.  551  ff. 
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er  als  ungewiß.  Die  nähere  Analjee  des  WoitvorkomiBciis 
bestätigt  dieses  Urteil  aooh  für  den  Sach8eiis[)iegel.  Die  Fmii- 
stellen  sind  ziemlich  zahlreich:  i 

1.  in  5B  §  1.  Die  llerzogtüiiH  r  wnicii  alle  ivöiiio^eicb^', 
seder  waudelde  mau  in  dcu  namen  unde  biet  sie  liertbüget^ 
Beder  sie  die  romere  beduDgen;  doch  behilden  eie  die  vorsiea 
to  manne  unde  de  van  Une  under  deme  namen.  Seder  hebbea 
in  die  keisere  beide  vorsten  unde  van  len  afgebroken. 

2.  ni  53  §  3.  ^it  ne  8t  en  sunderlik  grafscap,  die  ia 
en  vanlen  höre:  die  ne  niut  mau  sau  liicht  ledich  hebl)en. 
Also  ne  mut  die  koniog  Den  vanlen^  he  ue  verlie't  binnea  jar 
unde  dag. 

3.  III  58  §  2.  It  n'is  nen  vanlen  ^  dar  die  mao  af  möge 
des  rikes  vorste  wesen^  he  ne  untva't  von  deme  koninge. 
Svat  so  en  ander  man  vor  une  untvett,  dar  n'is  jene  di  vordente 

an'me  lene  nicht,  went  it  en  ander  vor  ime  untfeng,  unde  oe  j 
mach  des  rikes  vorste  dar  af  nicht  sin.  ; 

4.  III  00  §  1.  Die  keiser  Ilet  alle  geistlik  vorsten  Irn 
mit  deme  soeptre,  alle  tverltlike  vanUii  liet  ho  nnt  vaneo.  2<ieD 
vanlen  ne  mut  he  ok  ledich  hebben  jar  unde  dach. 

5.  m  62  §  2.  Seven  vanlen  unt  ok  in'me  lande  to 
assen  —  folgen  sieben  weltliche  FOrstentfimer. 

6.  III  64  8  2.  Die  vorstim  die  vanlen  hebbet,  die 
wcdden  dem  koninge  hundert  punt.  Alle  andere  lüde  weddefi 
teiu  punt. 

7.  Ssp.  Lehnrecht  20  §  5.  Bischope  gut  unde  «an/en  sal 
die  koning  gans  lien  unde  nicht  tveien.  Svie  ok  von  eoeme 
vorsten  belent  is  die  vanlen  heveti  he  ue  darf  dat  len  von 
neimanne  unt  van  die  vanknes  darvet,  al  st  he  en  geboren 

vorste. 

8.  Lnr.  68  §  8.  Teiii  puiii  geweddet  die  man  sime  herreii. 
Svelk  vorste  aver  vanlen  hevet  die  weddet  deme  koninge  hun- 
dert punt 

9.  Lnr.  71  §  3.  Sondeigeriohte  gehören  in  ein  Grericht. 
alfiü  gnifscap  dut  in  die  marke  unde  in  ander  vanlen,  —  Also 
ne  mut  die  koning  nen  vanlen  (ledig  halten). 
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10.  Lor.  71  §  20.  Jeder  MaDD,  der  am  Heerscliilde 
vollkommen  ist,  kann  Urteil  finden,  ane  uppe  vorsten  vmiUn. 

11.  Lnr.  71  §  21.  Vorste  lut  dar  uiiuir'  vo:^Ui  tlc\s  rikes, 
dat  sin  l  anlen  dar  he  vorste  van  wcpcu  wel  nieinan  vor  imc  unt 
villi  iie  sal.  —  Svie  so  vanlen  lievet  und  vorste  is,  soll  keinen 
X^en  zum  Herrn  haben,  außer  die  Könige. 

12.  Lnr.  71  §  29.   Uber  jedes  Lehen  der  Forsten 
vatilen'^  mag  jedermann  Urteil  finden,  der  belehnt  ist  und 
Heerschild  hat. 

18.  Vorr.  v.  d.  H.  Geburt  a.  E.  Svclk  bischop  von  deine 
rike  bulcnt  is  mit  vnnlenc  binnen  deme  lande  to  Sassen  unde 
den  hcrschild  dar  a£  hevet  die  het  ein  sasse,  von  svelkem 
lande  he  bordich  sL 

530.  Die  Vergleichung  der  Fundstellen  eigibt,  dafi  die 
konkrete  Vorstellung,  welche  dem  Spieglcr  bei  dem  Gebranche 
des  Wortes  vanlen  vorseh  webte,  der  okkasionelle  Woiisinn, 
einen  dreifach  verschiedenen  Umfang  hat. 

a)  In  No.  5  (Ssp.  Laudr.  III  02  §  2)  ist  ausschließlich 
ao  weltiiobe  Fürstentümer  gedacht,  wie  die  nachfolgende 
Aufzählung  ergibt.  YieUeicht  aber  nicht  sicher  ist  die 
gleiche  Begrenzung  bei  der  ersten  Erwähnung  in  No*  7  an* 
zunehmen. 

b)  In  der  Mehrzahl  der  übrigen  Stellen  (No.  l\  1,  6,  7 
[spjitere  Erwahnnnj^],  8,  9,  11,  12,  13,  walubcheinlich  auch  3), 
wird  an  die  Fürstentümer  überhaupt  mit  Einschluß  der  geist- 
lichen gedacht.  Der  Begriff  Fahniehen  schließt  die  „Zepter- 
lehen^  ein.  Diese  Beziehung  liegt  auf  der  Hand  bei  No.  12 
(der  Bischof  ist  belehnt  mit  Fahnlehn)  und  tritt  bei  No.  4  in 
der  Zufü^iiij;^  des  Beiwortes  „weltlich**  hervor.  Sie  ist  aber 
auch  für  die  übrigen  Stelion  sicher.  Die  für  das  vnnlcii  auf- 
gestellten Beohtssätze  gelten  auch  für  die  geistlichen  Fürsten- 
tümer. 

c)  JElinen  noch  weiteren  Umfang  hat  die  kausale  Vor» 
ateUung  in  den  Stellen  1,  3  und  11,  vielleicht  auch  in  No.  10. 
Die  Vorstellung  erstreckt  sich  auf  solche  Lehen,  deren  Inhaber 

nicht  Fürst  ist 
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Die  Deutoog  zu  a  ist  aoerlcBiiiit  und  nicht  bestrittet^ 

Die  Deutungen  zu  b  und  c  bedürfen  näherer  BegrunduDgr: 

b)  Die  Rinordnunu;  dvv  Zept^'rlchen  unter  den  l>egj  IrT 
Fahnlehen  ist  neuerdings  von  Boerger  ^  bestritten  worden  (So.  1 3). 
£r  sieht  in  der  Beschränkung  des  Begn£iis  auf  die  weltlieheo 
Furstentömer  eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  Spicgek. 

Die  Stelle  der  Vorrede  (No.  13)  bezieht  Boerger  anf  solche 
geistlichen  Fürsten,  welche  ihr  Zepterlehen  außcrlialb  Sachsens, 
aber  außerdem  ein  selbständi-^  s  Fahnlehen  in  Saclisen  haben. 
Ich  halte  diese  Ausleguno:  für  unmöglich. 

Die  geistlichen  Fürsten  erhalten  ihren  Heerschüd  schon 
durch  das  Zepterlehen.*  Das  ist  der  sichere  Ausgangspunkt 
der  Interpretation. 

Nun  bezeichnet  der  Spiegier  als  Sachsen  nicht  jeden 
Bischof,  der  Fahuieheii  im  Lande  Sachsen  hat,  sondern  er 
stellt  noch  eine  signifikante  Einschränkung  auf.  £r  for- 
dert noch  weiter^  „unde  den  herschilt  dar  a£  hevet**. 
Nur  das  heerschildbegründende  ERhnlehen  im  Lande  Sachsen 
macht  zum  Sachsen.  Das  heerschildbegröndende  Fahnlehes 
muß  das  Zej)torU'hon  sein.  Dieselbe  Qualität  der  Heerschild- 
verleihung ergibt  sich  aus  den  angeknüpften  Folgerungen  für 
gerichtliche  Handlungen.  Es  sind  Konsequenzen  des  voll- 
kommenen Heerschildes^  nicht  der  StammessugehörigkeEt 

Zu  dem  gleichen  Urtdle  nötigt  der  Zusammenhang. 
Boerger  meint:  ^Von  den  sachsischen  Bischöfen  verstellt  es 
sich  von  selbst,  daß  sie  als  Sachsen  anireschcn  werden'^.  Des- 
halb übergebe  der  Spiegler  diese  Bischote  und  rede  nur  von 
auswärtigen.  Der  Spiegler  konnte  anderer  Ansieht  sein  und 
ist  es  auch*  gewesen.  In  dem  ersten  Teil  der  Vorrede  wird 
ja  ausgeführt,  daß  bei  den  weltlichen  Fürsten  das  Stammes- 
xeoht  durch  die  Herkunft  des  Geschlechts  bestimmt  wird  und 


1)  B.  Boergur  ,Die  Belehnungeu  der  deutschen  geistlidien  Fürsten* 
m  „Leipziger  Studien  aas  dem  Gebiete  der  Geschichte*.  Leipzig  1901. 

2)  Ssp.  m  59  §  1. 

3)  S.  6. 
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nicht  durch  die  örtliche  Lage  des  Fürstenlehens.  Die  Geltung 
des  umgekehrten  Satzes  für  die  sächsischen  Bischöfe  konnte 
somit  nicht  als  selbstverst&idiich  erscheinen ,  sondern  beduiite 
durchaus  der  Hervorhebung.  Tatsichlich  hat  der  Spiegier 
grade  diesen  Gojrensatz  hervorgehoben.  Er  sagt  ja:  ^die  het 
ein  saij.se,  von  swclkem  lande  he  bor  dich  si''.  Wenn  ihm  die 
Vorf^tcUung  vorgeschwebt  hätte,  die  ihm  Boerger  zuschreibt, 
80  hutte  er  sagen  müssen:  ^in  welchem  Lande  auch  das  Bis^ 
tum  liege*^  oder  ^das  Zepterlehen  liege*^. 

Es  ist  deshalb  völlig  sicher^  daß  unter  dem  Fahnlehen 
dieser  Stelle  das  Zepterlehen  verstanden  ist  nnd  nur  das  Zepter- 
leben. Die  auswärtigen  Bischöfe  werden  diireli  die  „signi- 
fikante Einschränkung"  (No.  1)  gerade  ausgeschlossen.* 

Für  die  acht  anderen  Stellen  ist  Ausgangspunkt  die  Go- 
irißheit^  dafi  die  Bechtsaätze^  welche  der  Spiegier  für  die 
Inhaber  von  Fahnlehen  und  für  Fahnlehen  mitteilt,  auch  für 
die  Inhaber  von  Zepterlehen  und  für  Zepterlehen  gegolten 
üaben.  An  allen  Stellen  läHt  der  Spiegier  erkennen,  dal)  alle 
anderen  Personen  und  alle  anderen  Leheu  abweichend  behan- 
delt werden.  Wenn  er  unter  Fahnlehen  nicht  auch  die  Zepter- 
lehen  verstanden  hatte,  so  würde  er  die  geistlichen  Fürsten 
ohne  akzidentelles  Fahnlehen  und  die  Zepterlehen  selbst  in 
eine  falsche  Kategorie  gestellt,  von  ihnen  etwas  Falsches 
ausgesagt  haben.  Diese  Unrichtigkeit  würde  angesichts  der 
Bedeutung  der  fraglichen  Rechtssätze  sehr  groß  gewesen  sein 
»nd  sich  weder  durch  Unkenntnis  noch  durch  Nachlässigkeit 
der  Fassung  erklären.  Der  Spiegier  ist  überhaupt  nicht  näch- 
tig. In  diesen  Fällen  hat  er  sich  die  Tragweite  seiner 
Sätze  genau  überlegt.  An  drei  Stellen  (6,  7,  8)  findet  sich 
hei  vorsten  der  Zusatz:  die  varden  haben.  Mit  Recht  nimmt 
^iger  aui  daß  damit  die  FürstCDgcnosseo  ausgeschlossen 


1)  Aus  diesem  Grunde  und  andern  lialte  ich  es  auch  für  sicher, 
daß  der  Spiei^lcr  in  III  62  §  3  unter  den  beiden  Ei  zbi^^tümern  im  I^nde 
bcn  Magdeboi^  und  Bremen  gemeint  hat,  nicht  aber  Mainz,  wie 
liomeyer  glaubt 

40 
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sein  sollen.  Die  icroße  Bedeutung  der  geistlichen  Fürsten- 
tümer iu  Sachsen  h'ißt  die  Annuhnie  uiuiiügiieb  err«eli<4iieii. 
daß  der  Spiegier  wohl  an  die  Fürstengenossen  gedacht,  aber 
die  wichtigeren  geistlichen  Fürsten  an  allen  Stellen  veiv 
gessen  hat 

Das  sichere  Ergebnis  dieser  Stellen  wird  dorch  die 

Fassung:  von  III  60  noch  weiter  bestätigt.  Okka.sionell  sind 
allerdings  an  dieser  Stelle  die  Zepterlehen  ausgeschlossen.  Aht-r 
diese  Beschränkung  wird  hervorgehoben  durch  das  Eigenschafts- 
wort n weltlich*^.  Der  Spiegier  macht  keine  unnützen  Worte. 
Die  Zufügiing  ergibt,  daß  ohne  ZosatE  Fahnlehen  anch  die 
Zepterlehen  umfaßt  haben  würde. 

c)  Die  weiteste  Bedeutung  Ist  zunächst  in  den  Stellen 
No.  3  und  No.  11  m.  E.  deutlich  vorhanden.  Diese  beiden 
Stellen  lassen  erkennen^  daß  nicht  nur  ein  Lehn,  das  vom 
Könige  abwärt»  in  zwdter  Hand  sich  befand^  unter  die 
Kategorie  Fahnlehen  gerechnet  wurde.  Der  Inhaber  m 
dritter  Hand  ist  nicht  Fürst,  aber  daa  Ldin  ist  immer  noch 
Fahnlehn. 

Zu  demselben  Ergebnisse  tührt  die  bisher  viel  zu  weni*; 
beachtete  Stelle  1.  Es  ist  schlechterdings  ausgeschlosseii, 
die  varUen  an  dieser  Stelle  als  Fürstenlehn  anfnifaBsen. 
Denn  die  Lehnsherrlichkeit  über  die  Fürsten  ist  schon  ent- 
halten in  dem  „die  Fürsten  zu  Mannen  haben^.  Die  Lehn§- 
herrlichkeit  über  die  Fahnlehen  wird  daneben  aufgezahlt. 
Dir  Verlust  wird  ausdrücklich  als  zweiter  Verlust  be- 
zeichnet, „beides,  Fürsten  und  Fahnlehen^.  Ebeusowenig 
ist  es  denkbar,  Fahnlehen  auf  die  eigene  Stellung  der 
Herzöge  gegenüber  den  Römern  au  beziehen.  Die  Herz%e 
behalten  die  Fahnlehen,  sie  haben  sie  also  früher  geknbt: 
sie  verliereu  die  Falmlehen,  ohne  daß  damit  das  Herzoeftini} 
selbst  beseitigt  wird.  Es  bleibt  daher  gar  keine  andere 
Annahme  übrig,  als  daß  der  Spiegier  unter  den  Fahnldien 
nicht  fürstliche  Lehen  meint,  deren  Verleihung  nach 
seiner  Ansicht  früher  den  Herzögen  ebenso  anstand  wie  die 
Verleihung  der  Fürstenämter,  die  iimen  aber  jetzt  ebenso  wie 
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die  d(T  Färätenämter,  also  für  da^  gleiche  örtliche  Gebiet» 
geaominen  ist.^ 

^röglichorvvf'ifäe  ist  dieec  weitere  Bedeutung  auch  die 
Ursache  für  die  Wortfassung  in  Steile  10.  Der  Zuaats  der 
▼orsten  vanlen  wSre  fiberflüssig  geweseo»  weim  es  überhaupt 
nur  lurstliohe  Fahnlehen  gegeben  hätte. 

531.  Die  Analyse  (k-r  kniikreten  Vorstellungen  gestattet 
zunächst,  der  Fraise  nacli  dem  usuellen  Wtulbinn  naher  zu 
treten.  Homeycr  niojncit  eine  engere  und  eine  weitere  Bedeu- 
tung an.  Diese  Annahme  ist  möglich,  aber  m.  E.  nicht  not- 
wendig. Es  ist  auch  mogUch,  daß  oar  die  weitere  Bedeutung 
ufluell  war.  Denn  die  konkrete  Beschränkung  ergibt  sich  an 
allen  Stellen  dureh  den  Ztisammenhang.  Dies  gilt  auch  für 
!No.  5.  Der  Spiegier  zählt  in  Artikel  62  die  königlichen  Rechte 
in  Sachsen  auf,  erst  die  Pfalzen-,  dann  die  Fahnlehen,  dann 
die  Zepterlehen.  Unter  diesen  Umständen  brauchte  die  Bc- 
fichrankung  auf  die  dem  König  zustehenden  Fahnlehen  nicht 
ausdrucklich  gemacht  zu  werden,  auch  wenn  der  usuelle  Sprach- 
gebrauch dem  Worte  ein  weiteres  Anwendungsgebiet  susohrieb. 
Ebensowenig  ergibt  sich  eine  Beschranktheit  des  usuellen 
Spmchgebrauchs  tiaians,  daß  in  der  Mehrzahl  der  Stellen  an 
die  fürstlichen  Fahnlehen  gedacht  iat.  Dieser  Tatbeslaud 
würde  sich  schon  dadurch  erklären,  daß  für  die  ffu-Btlichen 
Fahnlehen  erwähnungswerte  Besonderheiten  galten,  für  andere 
Eahnlehen  aber  nicht.  Nur  das  scheint  mir  aus  der  Aufzäh- 
lung des  §  62  zu  folgen ,  daß  die  nichtfürstlichen  Fahnlehen 
in  Sachsen  nach  der  aktiven  Seite  keine  unmitt<jlbar  könig- 
lichen waren,  vielmehr  V(tn  den  Fürsten  verliehen  wurden,  sich 
also,  soweit  Keichsgut  in  Frage  stand,  bei  den  nichtfürstÜchen 
Empfängern  in  dritter  Hand  befanden. 

1)  Der  Spiegier  sieht  mit  Becht  in  den  Territorialberzogtüinem 
seiner  Zeit  die  Reststücko  der  alten  Staramesherzogtümor.  Ab^^t  l) rochen 
sind  die  Fürstontüraer.  Dieses  abgebrochene  Gebiet  enthielt  zwei  Bestand- 
teile, die  Fürstenämter  und  die  Fahnlehen.  Als  liehnshenjen  dieser  Fahn- 
lehen  an  der  Stelle  der  Herzöge  kann  sich  der  Spiegier  nur  die  Fürsten 
gedacht  haben. 

40» 
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532.  In  der  Stelle,  die  den  Ausgangspunkt  nnserer  Unter- 
BuchiiDg  bildet,  ist  nun  von  „vanicbea^  ohne  Jiüuscbränkuiig 
die  Rede.  Ee  liegt  keine  Verankssuog  vor,  an  dieser  Stelle 
2a  erganzen  ^der  vorstcn*^,  oder  hinzncufOgen  „von  dem  Könige*. 
Vielmehr  ist  es  wahrscheinlich ,  daß  eine  der  beiden  Einschriii- 
klingen  sich  finden  würde,  wenn  der  Spiegier  sie  im  Auge  gehabt 
hätte.  Wenn  aber  jede?  Falmlelien,  nicht  nur  das  der  Fürsten, 
den  Ilceröchild  erhöht,  dann  maüte  uucli  der  nächstfolgende 
erhöhte  Heerschild  der  freien  Herren  durch  den  £mp&mg  nicht- 
fürstlicher Fahnlehen  entstehen  können. 

Diese  Auffassung  wird  auch  gestutat  durch  die  Anhalts- 
punkte, die  wir  fnr  den  Bcf^riftskern  des  Wortes  gewinnen 
kennen.  Die  BezeiciniüUii;  euies  Lehns  als  Fahnlelien  kann  auf 
einer  doppelten  Funktion  der  Fahne  beruhen,  auf  der  Funktion 
als  Verleihungssymbol  und  auf  der  Funktion  als  Symbol  der 
militSrischen  Befehlsgewalt.  Das  Fahnlehen  ist  sprachlich 
entweder  das  Lehen ,  das  mit  der  Fahne  geliehen  wird,  oder 
dasjenige,  welches  ein  Recht  der  Fahnenf  ühni  nsj:  gibt,  oder 
endlich  ein  Lehen,  bei  dem  beides  der  Fall  i^L  Von  den 
fürstlichen  Lehen  werden  nur  die  weltlichen  mit  der  Fuhne 
geliehen,  die  geistlichen  mit  dem  Zepter.^  Aber  auch  die  geist- 
lichen werden  Fahnlehen  genannt  Deshalb  ist  nur  die  zweite 
Deutung  mÖgticlL  Fahnlehen  ist  dasjenige  Lehen,  welches  das 
lieeht  der  l*'ahnenfnhning,  eine  niilitänsche  Führerstellung  gibu 
Aueh  die  dem  Sach.st  iisj)iegel  bekannten  nichtfürstlichen  Lehen, 
welche  Fahnlehen  waren,  müssen  eine  militärische  Führer- 
Stellung  gegeben  haben.  Nun  wurde  früher  au^führf^  dafi  die 
Ordnung  der  militärischen  Befehlsgewalt  in  der  Ordnung  der 
Heerschilde  zum  Ausdruck  kommt  Auch  die  Ekupffinger  nicht- 
förstlicher  Fnhnlehen  müssen  eine  höliere  Stelhing  gehabt 
haben  als  der  lehulose  VoUlreie^  der  Schöüenbare  des  SpiegtU. 

1)  Gorade  dieser  Ümstanfl  «.-ruibt  allein  schon,  daß  bei  der  Fahne 
der  weltlichen  Furüteu  an  die  Mi^iLUf^i'walt  und  uu  iit  ;in  Gerichts^walt 
gedacht  wurde.  Die  Verlcihung-.^yuibule  der  ülteron  Zeit  In'htkräiiken  sich 
auf  den  jeweiligen  Hauptgegenstand,  ohne  alle  einzelnen  Bestandteile  ded 
Lehns  zu  erschöpfen. 
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Folglich  haben  sie  den  4.  Heerschild  gelkabt,  sie  sind  notwendig 
die  freien  Herren  des  Spiegels. 

Aus  diesen  Gründen  scheint  es  mir  sicher  zu  sein,  daß 
der  Spiegier  tatB&chUch  den  Heerscluld  der  freien  Herren  auf 
den  Empfang  eines  Fahnlehns  zurückgefölut^  ibsre  Liehen  ale 
Fahnlehen  aufgefaßt  hat. 

Uusore  Deutung  des  Spiegelbilds  wird  durch  das  Kontroll- 
bild voll  bestätigt 

II.  Das  Fahulohn  der  freien  Herren  im  Kontrollbilde. 

§  ^54. 

Für  Sachsen  sind  mir  vier  Fundstellen  bekannt,  in  denen 
die  von  Fürsten  verliehenen  Lehen  in  der  Hand  der  £mp£anger 
als  Fahnlehn  bezeichnet  werden. 

533.  I.  Das  erste  Zeugnis  findet  sich  in  dem  Halber- 

städter  Lelinsre^ister  von  131L'  In  diesem  Register  sind  die 
an  Fürsten  und  freie  Herren  ansgotanen  Lehen  zu  Anfang  des 
Registers  zusammengestellt.  Doch  linden  sich  Nacliträge.  *^ 
IHe  Bezeichnung  der  nichtförstUchen  Herren  ist  nobilis  vir, 
dominus  y  auch  nobilis  einfach,  oder  auch  comes.  Die  Form 
der  Anfahrung  ist  durchw^  sehr  einfach.  Regelmäßig  wird 
ckr  ^.iiiii'  vorangestellt,  z.  B.  Nobilis  Wr,  Burchardus,  comes  in 
Mansvelt  teuet: —  ^Luthardus  etCooradus,  nobiles  deMeinei*sem 
tcnerit  liaec  bona  in  pheodo,**—  Doch  finden  sich  Abweiehungen, 
z.  B.  „Hec  sunt  qne  tenet  Dominus  Burchardus  de  Valkenstein.*' 
—  Ausnahmsweise  findet  sich  mitten  unter  diesen  Aufeah- 
lungen  folgende  abweichende  Eingangsformel: 

^Tstnd  est  benefieimn,  quod  in  tcntonico  dicitnr  vanlen, 
qnod  nobiles  doniini  de  Querenvorde  teiient  ab  ecdesia  halber- 
Btadtensi." 

Folgt  Aufzahlung  der  verliehenen  Güter.  Es  sind  fiber- 
wiegend Zehnten,  einzelne  Hufen  und  Yogteirechte  in  einzelnen 


1)  Ri(>dol,  Cod.  dipl.  Brandeub.  17,  Ö.  '^Iff.,  auszugsweise  U.  B. 
Anhalt  V  No.  7. 

2)  Vgl.  ö.  473,  74,  5. 
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Dörfern.  Grafschaftsrechte  sind  nicht  enthalten,  überhaupt 
unterscheidet  pich  die  Besch allenheit  der  Lehnetucke  in  nichts 
von  den  zahlreichen  Lehen,  die  an  andere  Herren  oder  an 
nicht  dem  Heirenstand  aDgehörige  Persooen  verliehen  sind.  Nur 
die  Anzahl  der  Zehnten  ist  beBonders  groß.  E2b  ist  mit  den 
Lehen  anderer  Stande  verglichen,  ein  Lehn  gewöhnlicher  Aii^ 
aber  von  besonders  «^roJjem  Uuifauge. 

534.  Diese  l^^indstelle  beweist  zunäehfat,  daß  in  dem 
HeimatBgebiete  des  Spieglers  nicht  nur  die  an  die  Fürsten 
verliehenen,  sondern  auch  andere  von  den  Fürsten  aufgehende 
Lehen  Fahnlehen  genannt  wurden.  An  der  Lesart  ist  moht 
zu  zweifeln.  Ebensowenig  daran,  daß  ein  Fahnlehn  und  nicfat 
etwa  das  Lehn  eines  biseh()flieh('n  Fahnenträgers  sremeint  ist. 
Die  Würde  eines  Fahnenträgers  s[)ielt  in  Ostfaleu  überhaupt 
keine  Holle,  sie  wird  gar  nicht  erwähnt  Die  Herren  von 
Quemfurt  werden  oft  genug  genannt  und  niemals  durch  einen 
solchen  Zusatz  charakterisiert  Sofern  eine  solche  Würde  be- 
standen hätte,  wurde  sie  wohl  Ministerialsmt  gewesen  sdn. 
Sicher  aber  würde  in  einem  solchen  Falle  gerade  die  l>ezit'hiing 
zur  bischöflichen  Fahne  betont  worden  sein,  da  ja  unzweifel- 
haft alle  Lehnsherren  Fahnen  führten.  Dieses  quellenmäßige 
Fahnlehn  erscheint  als  Lehn  eines  freiherrlicheuQeschlechts. 
Die  Herren  von  Quemfurt  sind  eines  der  angesehensten  Henen- 
geschlechter  Ostfalens  gewesen,  aber  keine  Fürsten. 

535.  Die  Fundstelle  ist  ferner  deshalb  wichtig,  weil  sie 
eines  der  unmittelbaren  Nutzobjekte  des  Fahnlehns  im  einzelnen 
vorführt  Weshalb  heißt  das  Lehn  Fahnlehn?  In  der  Qualität  der 
unmittelbaren  Lehnsnutzung  hat  die  Veranlassung  nicht  gelegen. 
Sie  zeigt  nichts  Besonderes.  Vor  allem  handelt  es  sich  nicht 
um  Reichsgut.  Weder  die  Zehnten  noch  die  Vogteirechte 
körnien  Reiclisgut  sein.  AniVallend  und  auch  den  anderen 
Herrenlehen  gemeinsam  ist  die  Große  des  Lehns.  Deshalb  kann 
sich  die  Bezeichnung  nur  dadurch  erklaren,  daß  ein  so  großes 
Lehn  urspruz^lich  zur  Stellung  eines  Kontingents  verpflichtete 
und  mit  dem  Empfong  eines  Kontingentslehens  für  den  Voll- 
freien die  Erlangung  militärischer  Befehlsgewalt  verbunden  war. 
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536.  Diese  Fundstelle   ist   endlich   deshalb  besonders 
wichtig,   weil  es  möglich  ist,  die  Qualifikation,  welcho  das 
L^elin  der  Herren  von  Qaerofurt  erfahren  hat,  auf  alle  Um  Iber- 
städter Herrenlehen  ausEadelmeDy  die  Eigensohaft  als  Fahn- 
lehn  SU  yerall  gern  einem.   Die  Fürsten-  nnd  Herrenlehen 
nehmen  allerdings  in  dem  Register  eine  Sonderstellung  ein. 
Aber  nicht  das  I^ehn  von  (^uenil'uit  innerhalb  dieser  (iriippe. 
Die  i£iQgangsformel  erscheint  einfach  als  eine  von  mehreren 
Varianten  der  gewöhnlichen  Eingangsformeln.    Die  durchaus 
nebenaachÜche  Art»  in  der  die  Eigenschaft  des  Fahniehns  her- 
vorgehoben wird,  läßt  darauf  schließen,  daß  diese  Eigensohaft 
nichts  Besonderes  war,  auch  allen  anderen  Herrenlehen  zukam. 
Dio**er  Schluß  wird  nnn  durch  eine  spätere  Nacliricht  in  iuter- 
es^anter  Weise  bestiitigt.    Kach  Lüuig'^  wurden  im  Bistum 
Halberstadt  alle  Fürsten  und  Grafen  mit  der  Fahne  be- 
liehen, die  Ritter  aber  dtuch  Berührung  des  Huts. 

537.  Darin  liegt  ein  weiteres  Zeugnis  für  die  Allgemein- 
heit fUr  Fahnlehnsqualitat.  Darin  liegt  aber  luich  ein  Zeugnis 
dafür,  daß  die  Qualität  als  Fahnlelien  für  die  liehen  der 
Herren  charakteristisch  war  und  andern  Lehen  nicht  zukam. 
Dieses  Zeugnis  gewährt  endlich  überhaupt  einen  Anhaltspunkt 
für  das  Wesen  des  Unterschiedes  zwischen  Herren  und  Rittern. 
Die  Fahne  ist  nicht  das  Symbol  der  Freiheit,  sondern  das 
der  Fnbrcrstcllung.  Nicht  der  Gegensatz  der  freien  und  der 
unfreien  Kitter  liegt  vor,  wie  Zallin<:t'r  meint,  sondern  der 
Gegensatz  der  Führer  und  der  einfachen  Kämpfer,  der  duces 
und  der  miütes. 

Die  Wichtigkeit  dieser  Aufschlüsse  wird  nun  dadurch 
gesteigert,  daß  sie  gerade  dem  Heimatsgebiete  des  Sachsen- 
spiegels angehören,  also  den  Sprachgebraneli  vei-gegenwärtigen, 
von  dem  wir  bei  der  Interpretation  des  Spiegels  ausgehen 
müssen. 

588*  U.  Ein  zweites  Zeugnis  geht  unmittelbar  in  die 
Zeit  des  Sachsenspiegels  zurück.  Biflchof  Iso  von  Verden  ver- 


1)  C.  J.  Feadal.  U,  S.  1133. 


Digitized  by  Google 


632 


Dritter  Hanptteil.  Stmdeogliedeniiig. 


zeichnet  1231^  unter  den  Erwerbungen,  die  er  für  die  Kirche 

gemacht,  die  nachfolgende: 

Notuoi  etiam  esse  cupimus  oniiubu»  prcsentibus  et  futuris 
quod  noB  feodum  qjaoä  vanenUn  dicitor  quod  consangaineus 
noeter  nobilia  vir  BemarduB  de  Berge  slcut  progenitores  soi 
ab  ecclesia  nostra  et  nobis  jure  tenebat  feodalii  datis  50  mareiB 
argenti  et  amplius  liberavimus,  infeodatis  suis  ex  eodem 
beneficio  secuiuhini  quod  liiit  intcr  nos  couditum,  de  suio 
beueficiis  jus  feodale  facieiites. 

Über  das  G^chlecht  der  Edeln  von  Berge  ist  wenig  be- 
kannt' Von  Fürstentum  kann  nicht  die  Rede  sein.  Trotcdem 
ist  ein  Fahnlehn  da.    Als  der  Bernhard  von  Berge  das 

Fabnlehn  hatte,  war  er  sicher  noch  frei  (nobilis  %Hr).  Da 
er  coTisangincus  des  IJischofs  genannt  wird,  düi-fcu  wu  Vau 
den  angesehensten  Elementen  der  freien  Kittor,  somit  dem 
Stande  der  freien  Herren  ztirrchnon  Ob  die  Familie  mit  dem 
fast  gleichzeitig  auftretenden  Ministerialgeschlechte  de  monte 
susammenhangt,  ist  zweifelhaft  Das  Lehn  war  an  Ä-ftet- 
vasallen  verliehen,  also  Kontingentslehn. 

539.  III.  In  dorn  ältoBton  Verzciclini^sc  der  Lehen, 
welche  von  dem  raten  (Ludwig)  von  Arnsberg  verliehen 
sind  (1281— 1313)  ^  findet  sich  folgende  Eintragung: 

No.  121.  „Item  comescia  de  Bokenevorde  sicut  sita  est: 
item  comescia  magna  prope  Lippiam",  folgt  Aufzählung  weiterer 
zugehöriger  (Jüter,  die  sich  zum  Teil  in  den  Händen  von  Aiter- 
vasalleii  befinden.  Am  Schlüsse  findet  sich  der  Satz:  „hec  btioa 
quondam  fuerunt  Everhardi  miiitis  de  Ervcthe  et  sunt  Tanen- 
lehn  ab  antiquo;  hec  omnia  bona  tenet  Albertus  miles  de 
Störmede  nunc  a  Comite  Arnsbergensi.** 

Das  Lehn  der  Freignd'bchaftcn  mit  Zubehör  ist  somit 
früher  ^Fahnlehn"  gewesen. 


1)  Verdener  Geschichtsquollen  II  Xo.  55. 

2)  V.  Hanierstein,  BartUngau,  iS.  460  £f. 

3)  Seibertz,  U.  B.  Nu.  550. 


Digitized  by  Google 


Die  freien  Herren,  i^hnlehntheorie. 


633 


An  ein  königliches,  zum  Fürsten  machendes  Fahnlchn, 
geliehen  an  die  Grafen  vou  Arnsberg ,  ist  auch  bei  dieser  Kr- 
wahnung  nicht  ku  denken.  Die  Grafen  von  Amabeig  haben 
niemals  zu  dem  jüngeren  Furstenstande  gehört  Die  erwähnten 
Freigrafschaften  werden  in  der  Aufzählung  des  Sachsenspiegels 
nicht  erwähnt.  Das  Register  verzeichnet  überhaupt  nicht  die 
Ltiheii,  die  der  Graf  rinpiangen  hat,  sondern  nur  diejenigen, 
die  er  verleiht  Wir  haben  somit  >vieder  einen  klaren  Beleg 
dafoTy  daß  auch  Lehen,  die  an  andere  ab  Fürsten  und  von 
anderen  als  von  dem  Könige  geliehen  waren »  als  Fahnlehen 
bezeichnet  wurden. 

Das  Lehn  ist  Kalmlehn  gewesen,  aber  es  hat  bei  Anf- 
stelhing  des  Kcgistcrs  diese  ICigeu&ehaft  nicht  melir.  Weshalb? 
Ich  glaube,  daß  sich  eine  Ei'klarung  liiideu  läßt.    Die  Herren 
von  Erwitte  scheinen  altfreier  Herkunft  gewesen  2u  sein. 
Be^bertz^  vermutet  in  ihnen  einen  Zweig  der  Grafen  von  Haoldi 
Verwandte  der  Freiherren,  heutigen  Fürsten  von  Lippe.  Noch 
1178  steht  Eberhard  von  Erwitte  zwisein ü  zwei  Edlen.^  Aber 
Bchon  1200  erscheint  er  unter  den  Ministerialen  der  Graten 
von  Arnsberg 3,  und  diesem  Stande  gehören  die  spSteren  Mit- 
glieder der  Familie  an.   Auch  der  letzte  Inhaber  heifit  zwar 
dominus,  aber  scheint  Ministeriale  gewesen  zu  sein.  Der  der- 
zeitige Inhaber  Albert  von  Störmede  ist  gleichfalls  ein  Mini- 
Bterialer  altfreier  Herkunft  gewesen.     Die  Befehlstrewalt  der 
Vollfreien,  die  in  dem  Fahnlehu  enthalten  war,  konnte  nur 
ein  Vollfreier  innehaben.    Das  Fahnlehn  hat  seinen  Charakter 
dadurch  verloren^  daß  sein  Inhaber  in  die  Ministerialitat 
fihertrat 

Auf  eine  ähnliche  Umwandlung  scheint  eine  zweite  Wen- 
dung hinzudeuten.  Die  Masst!  der  Lehen  wird  eingeteilt  in 
mangut  und  in  bona  mimaterialia,  zwei  Begrifie,  die  sich  mit 


1)  Land-  u.  Rgsch.  d.  Herzogt.  Westialen  12,  0.308X1. 

2)  a.a.O.  U.B.  I  No.  75. 

3)  a.  a.  0.  U.  B.  I  No.  113.   Der  <  traf  von  Arnsberg  gibt  als  Bürgen 
seine  „ministeriales'^,  danmter  ,£verliardum  de  Ervethe*^. 
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„echten  Lehn''  (Lehn  mit  Mannschaft)  und  mit  «Hofleha* 
wied  i  Lieben  lassen.  Daiirboii  schoint  eiotiinP  als  Geerf  nsau 
eine  dritte  Art  hervorzutreteo,  der  Besitz  „nomine  nobilium*^. 
Die  Art  der  Erwahnuiig  spricht  dafür,  daß  das  Lelin  der 
beideo  Freiherren  etwas  anderes  war  als  gewÖhDÜches  MaDgot 
Hoflehn  kommt  natürlich  nicht  in  Wage.  Deshalb  ist  es 
uaiiisclieinlioh,  daß  diese  dritte  hypothetische  Lchnskategorie 
nichts  anderes  ist  als  das  Fanlehn,  wie  es  in  No.  121  crwfiiifit 
ist.  Zu  dieser  Auffassung  würde  stimmen^  daß  die  Ueldes 
Lehen  ebenso  an  erster  Stelle  stehen  wie  sonst  die  Herrea> 
lehen.  Zur  Zeit  der  Aufzeichnung  mochte  der  Besita  vm 
Fahnlehen  mit  dem  Lehnsbesits  durch  Edle  (nomine  nobtlinm) 
zu-^aninienfallcji.  Allerdings  ist  diese  zweite  St<?lle  nicht  völlig 
sicher,  sie  soll  daher  nicht  als  selbständiger  Beweis  verwertet 
werden. 

540.  IV.  Zu  diesen  drei  Zeugnissen  tritt  nim  noch  eine 
vierte  ältere  Urkunde  ^  die  swar  das  Fahnlehn  nicht  mit  dem 
deutschen  Worte  nennt,  aber  ganz  sicher  umschreibt. 

Zwei  Brüder,  liberi  lionnne?^,  Ilodolphus  et  Walteros, 
übertragen  (1031  — 1034)  15  Hufen  der  Verdener  Kirehe  ^pno 
fratris  sui  Gevehardi  benefieio  <|nod  ad  vcxillnni  ferea* 
dum  pertinet''.  Die  Bruder  erhalten  vom  Bischof  hoc  pre- 
dictum  beneficium  totum  (mit  Ausnahme  von  2  Zehnten)  hac 
condieione  — ,  ut  diviso  beneficio  nterque  erga  espiseopum 
siiani  partem  deservirerit  et  eandi  ni  sue  proli  virili,  si  gcnera- 
rent  beueficii  jure  suscipiendam  reliuquerent.  —  Im  übrigen 
gilt  Erbrecht  unter  den  beiden  Empfängern  und  ihren  Nach- 
kommen ^  aber  kein  Erbrecht  weiterer  Kreise. 

Die  Worte  ^beneficium  quod  ad  vexUIum  ferendum  pet^ 
tinet"  enthalten  m.  E.  eine  Umschreibung  des  Begriffe  Fahn- 
lehn.   Es  ist  das  Lehn,  welches  dazu  gehört^  um  ein  Bauuer 

1)  a.  a.  0.  No.  1.  Diuds.  Conradus  de  Uudeubei^  et  GodefreUus  fnt'^r 
suas  tenet  duas  curias  in  Borstralo  et  officium  in  Weneberon  iiotuiue 
uobilium.  No.  2.  Meynricus  de  Bruchusen  curiara  iu  Uberke,  «luaai  tenuit 
uubilis  vir  de  Holthe  ot  nunc  facta  Manizut. 

2)  Verdcner  Geschiclits^iuelleu  1  Nu.  11  ^^S.  30). 
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zn  führen.  An  das  Amt  eines  bischöflichen  Fahnontracfcrs  ist 
nicht  zu  denken.  Erstens  hätte  gerade  der  Kernpunkt,  die 
Art  des  vezillum  erwähnt  werden  müssen.  Zweitens  konnte 
dieses  Amt  nicht  ^pro  parte  sua*^  versehen  werden.  Die  Wen- 
dung läßt  darauf  schließen,  daß  nur  ein  Lehn  bestimmter  Art 
das  Bannerrecht  gab.  Die  beiden  Brfider  teilen  auf  die  Dauer 
d'w  als  bekannt  vorausgesetzte  Lchnspflicht  und  zwar  an- 
^elieinond  zu  gleichen  Teilen.  Das  führt  zu  der  Folirening, 
da  Ii  das  I^hn  schon  in  der  Hand  des  Vorbesitüers  ein  Kon- 
tingentslehn  von  bekannter  Kontingentspflicht  war  und  das 
Kontingent  eine  teilbare  Zahl  von  scuta  betrug.  Dazu  stimmen 
andere  Anhaltspunkte,  welche  auf  die  Verbreitung  der  Yiersahl 
zu  deuten  scheinen.  Ohne  diesen  Punkt  näher  zu  begründen, 
will  ich  nur  betonen,  dali  uns  diese  Urkunde  nicht  nur  das 
Vorkommen  nichtfürstlicher  Fahnlehen,  sondern  zugleich  das 
aach  sonst  anzunehmende  hohe  Alter  des  Instituts  bezeugt. 

Diese  vier  Fundstellen  sind  die  einzigen,  die  mir  aus 
Sachsen  bekannt  sind.  Ihre  Zahl  ist  nicht  sehr  groß,  aber 
ihre  Bewetswirkung  eine  recht  vollständige.  Keine  dieser 
Quellenstellen  könnte  vorhanden  sein,  wenn  der  allgemeine 
B(  LTi-iif  Fahnlehn  auf  die  vom  Könige  verlieheii-  n ,  von  den 
Fürsten  emi)f:in^;enen  Lehen  beschrankt  gewesen  wäre. 

541.  Die  Beweiswirkung  wird  nun  dadureli  tjesteigertj 
daß  dieser  weitere  Sprachgebrauch  auch  außerhalb  Sachsens 
hervortött  Die  Heerschildordnung  kann,  wie  früher  hervor^ 
gehoben,  nur  eine  ffir  das  ganze  Reich  einheith'che  gewesen 
sein.  Deshalb  ist  das  gleiche  aueh  iiir  den  mit  iiii  züsaiiiui  ii- 
häiigeudeji  Begriil'  des  Fahnlehns  zu  erwarten.  Daß  nun  eine 
weitere  Bedeutung  von  Fahnlehen  im  8chwabenspicgel  bezeugt 
wd,  ist  völlig  sicher  und  allbekannt.  Art.  148  sagt:  „Uber 
fursten  und  über  ander  herrj^n  die  vanlehen  haut  mac 
niemen  urteil  vindeu  noch  furspreoh  sin  in  lehenrechte,  wan 
der  oh  furste  ist  und  vanlehen  hat  oder  die  vanlehen  hant 
lind  nit  fursten  sint;  und  hat  ein  herrc  vanlehen  der  ist 
wohl  ^^ezuive  in  lehenrechte**.  Art.  144  >|.iicht  von  der  „fursten 
Ichen  die  in  das  fursten  ampt  nit  gehorent%  und  „der  herren 
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lehen,  diu  nit  io  ir  vanlehen  horent*^.    Art  147  sag^,  daB 

die  Fürsten  in  der  Reichsvakunz  ihr  Fürstenamt  nicht  von  duut 
Pfalzgrafen  empfangen  soHen.  Aber  es  sollen  dies  tun,  „aUc 
die  vaiilehen  haut  voa  dem  riebe,  daz  niht  fursten 
ampt  sint^.  Einen  weiteren  Wortsinn  ergibt  auoh  die  Hede- 
weise  der  Goldenen  Bulle  C.V.  §  1:  „feudis  principum  dnmtaxat 
ezeptis  et  illis  qui  vanlehen  apellantur**.  Die  Ebristens  der 
von  den  Fürsten  verliehenen  freiherrlichen  Fahnlehn  erklärt 
auch  die  große  Zahl  von  Fahnen,  die  bei  spateren  Belehnung«- 
akten  erwähnt  werden.  1317  wird  dem  Grafen  von  Geldern 
die  Belehnung  per  20  vexillornm  solemnitatem  versprochen. 
1339  soll  Böhmen  mit  100^  1341  Braunschweig  mit  45  und 
Mainz  1339  mit  50  Fahnen  beliehßn  worden  sein.  Mit  Recht 
betont  Boerger^,  daß  diese  Ziffern  mit  der  Zahl  der  jeweilig 
verliehenen  Fürstenlehcn  nicht  vereinbar  sind.  Diese  zahl- 
reiclit^n  Fahnen  bezichen  sich  ant  die  Afterlehen,  die  in  diu 
Fürstenlehn  enthalten  waren,  auf  die  Lehen  der  Freiherrn. 
Der  Gebrauch  der  Fahne  -  als  Symbol  dieser  Lehen  l»estatigt 
die  Erkenntnis,  daß  auoh  die  Lehen,  welche  die  freien  Herren 
von  den  Fürsten  empfingen,  als  Fahnlehen  galten. 

542*  Erwähnt  sei  endlich,  daß  auch  im  holländischen 
Sachsenspiegel'*  sich  §  CO  der  Ausspruch  findet,  daß  die  Fahn- 
lehen (Text,  ba(e)nlehen),  welche  die  Fürsten  an  die  Schötfen' 
baren  verleihen,  auch  auf  die  Töehter  vererben. 

Die  Schölfenbaren  sind  dem  Verfasser  die  Vollfreieii. 
Die  obige  Wendung  laßt  erraten,  daß  ihm  das  Fahnlehn  nicht 


1)  Vgl.  die  Nachrichten  bei  Boeiger  in  der  oben  S.  624  sitiertec 
Untersuchung  S.  71ff 

2)  Mit  dem  obonstehenden  soll  keineswegs  behauptet  werden. 

die  Fahne  als  Symbol  des  Fürstenlehns  dieselbe  Form  hatt43.  \^-ie  als  Synib;*! 
des  Herrenlehns.  Ich  halte  da.s  Gegenteil  für  sehr  wahrsebeinheh.  Aber 
für  den  Zweck  der  T/ntei-sucbuni:;'  genügt  die  Identität  der  Bez>^ichnuDg. 

3)  Der  sog.  iiullimdisehe  Siichsenspiegol  ist  eine  freie  rmarbeitii  - 
des  S.if  hsnnspiegels.   V;:,'!.  llomt  v'-r  Ssp.  II  2  S.  449,  femer  Stobbe,  Reti.t-  ' 
qiic'lieii  1  S.  371.    Xeuotv  Ausgabe  von  J.  J.  Smits  in  N.  Bydra^en  van 
Hechtsgeloertheid  en  Wetgeving.  1872. 
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'  twas  Exzcptiüüüilcs,  sunderii  die  Normalform  war,  in  welcher 
die  Vollfreien  von  den  Füi*sten  beliehen  wurden.  Wenn  wir 
mit  dieser  Nachricht  das  häufige  AuftreteD  der  Bannerherren 
im  Nordwesten  vergleichen^  so  werden  ym  mit  der  Annahme 
nicht  fehlgehen,  daß  diese  Bannerherren  in  ihrer  Gesamtheit 
Fahnlchen  hatten.  Allerdings  bedürfte  diese  Annahme  zu  ihrer 
Bf'stätiiriing  und  vollen  Verwertung  einer  Nacliprüfuni;  auf 
(iriHid  der  lokalen  Quellen^  die  ich  zurzeit  noch  nicht  durch- 
geführt liabe. 

643*  G^n  das  Gewicht  dieser  Zeugnisse  kann  nicht 
geltend  gemacht  werden,  daß  sich  auch  ein  engerer  Sprach- 
gebrauch findet,  der  das  Wort  auf  das  Fflrstenlehn  einschränkt. 

Dieser  Sprachgebrauch  findet  sich  naüieiitlich  in  der  juristischen 
Literatur  und  in  Rechtsausführuntj^en.    Er  erkhlrt  sich  gei-tido 
durch  die  Einwirkung  des  Sachsenspiegels.    Gewiß  liefert  die 
eindringende  Interpretation  den  sicheren  Aufschluß,  daß  dem 
8piegler  nichtkönigliche  Fahnlehen  bekannt  waren.   Aber  eine 
eindringende  Interpretation  hat  der  Spiegel  im  MitteUilter  nicht 
erfahren.    In  der  Mehrzahl  der  Stellen  geht  die  konkrete  Be- 
ziehung auf  das  fürstliche  Lehn.    Deshall)  mußte  die  durch 
de/i  Sachsenspiegel  beeinflulkc  üutwickiung  dazu  gelangen,  den 
Begriff  auf  das  Fürstenlehn  zu  beschränken.    Es  ist  bezeich- 
nend^  daB  eigentlich  nur  in  der  Heimat  des  Spiegels  der  alte 
Sprachgebrauch  sich  dauernd  erhalten  hat   Im  übrigen  hat 
sich  nur  der  Name  geändert,  nicht  die  Sache.    Die  freien 
Herren  wurden  nach  wie  vor  mit  Fahnen  beliehen,  sie  hatten 
mchlich  Fahulelien.    Aber  die  Fahnen  wurden  Banner  genannt, 
iire  Inhaber  Bannerherren.     Völlig  durciigcdrungen  ist  die 
üL'ere  Bedeutung  nicht.    Die  Fnige,  ob  es  nichtfürstliche 
i^'ahnlehen  gegeben  habe^  gehört  su  den  imausgetragenen  Kontro- 
versen des  alten  Reichsstaatsrechts.^ 

Die  oben  vertretene  Auslegung  des  SachsenspiegeU  wird 
omit  durch  das  KontroUbild  voll  bestätigt 


1)  Vgl.  Boeigw  m  der  a       aogefübrten  Schrift  &  140ff.,  ina- 
«Bondere  8. 145. 
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Wir  sind  berechtigt,  cLis  Fahnlehn  der  Hauptstelle,  welche 
nach  dem  Sachseuspiegel  den  Heeibciiild  erliüht,  über  ö^s 
Ffirstenlehn  hinaus  auf  diejeuigen  Lehen  zu  erstrecken,  weki^ 
die  freien  Herren  entweder  vom  Könige  oder^  was  in  Qmehetn 
die  Regel  war,  aus  der  Hand  der  Ffinten  erhalten.  Damit  Ifisei 
sich  die  Schwierigkeiten.  Der  Heerschild  der  freien  Herr^s 
wird  durcli  Dele^tion  der  Befehlsgewalt  erworben  und  »t< : ; 
mit  dein  Grundcharakter  der  ganzen  Heerschüdordnuog  ia 
bestem  Einklänge. 

III.  Ergebnisse  und  weitere  Folgerungen.    §  65. 

544.  Die  vorsfrhi  ndeü  Erörtorijügeii  haben  dargetan^  dau. 
der  iiorniaic  Heersciiiid  der  freien  Herren  auf  dem  Empfaiiire 
von  Fahnlehen  beruht  hat.  Aber  wir  dürfen  weiteigehen* 
SVdinlehn  bestimmt  nicht  nor  den  Heerschildi  sondern  den 
Standesbegriff  der  freien  Herren.  Der  vollMe  Mann,  der 
fVümlehn  empfing,  wnrde  dadurch  freier  Herr.  Das  Wesen 
des  Stiiüdeö  besteht  in  dem  Besitze  nichtfürstlicher  Fahnlelien. 

545.  Diese  Auuaiime  begegnet  nach  keiner  Bichtung  einer 
Schwierigkeit.  Der  einzige  rechtliche  Vorzug,  der  nn?  hia- 
siohtlich  der  freien  Herren  bezeugt  wird,  ist  eben  ihre  Stellung 
in  militärischer  Hinsicht,  welche  ihrerseits  den  E^hrenvom^ 
erklärt.  Die  Gleichstellung  mit  den  Fürsten  in  Wergeid  nud 
i^iilk'  wird  durch  die  Gcmemsumkeit  des  Fahnlehns  erst  retlit 
verständlich. 

Die  Annahme  ist  aber  geboten  durch  folgende  Umstäode: 

1.  Nach  dem  Sachsenspiegel  erhöht  das  Fahnleha  den 
HeerschUd.   Der  schöffenbare  Mann,  der  seinen  Schild  nicht 

geniedert  hatte,  mußte  durch  den  Eiiiplaiik^  eines  l^iiinlehc? 
in  einen  höheren,  somit  in  den  vierten  Schild  aut rücken.  Ini; 
vierten  Schilde  stehen  aber  nur  die  freien  Herren.  Folglich 
war  der  schöffenbare  Mann  zum  freien  Herrn  geworden.  | 

2.  Der  Ausdruck  Banneriierr  bezeichnet  einerseits  jedco.  . 
der  das  Recht  hat,  ein  Banner  zu  fBhren,  also  jeden  Inhaber ) 
eines  Fahnlehns.    Andrerseits  begegnet  uns  der  xVusdruck  al-  \ 

i 
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technische  Bezdchnnncr  der  freien  Herren.  Fn]rrlich  sind  die 
freien  Inhaber  von  l^ahulehen  mit  den  freien  Herren  identisch. 

3.  Die  Halberstüdter  Nachrichten  zeigen^  daß  nur  die 
Lehen  der  Herren  mit  der  Fahne  geliehen  wurden,  dagegen 
die  Kitterlehen  nicht  Es  gab  daselbst  keinen  Inhaber  von 
Fahnlehen,  der  nicht  zu  dem  Herrenstande  gehörte. 

4.  Das  <i;aiize  Auftreten  des  Herreuijüindes,  ihre  müi- 
tarifiche  und  pulitische  Bedeutunof,  ihre  Fürstemiähe  und  ihr 
scharfer  Gegensatz  gegen  den  liitterstand  sprechen  dafür,  diiß 
die  Innehabung  militärischer  Gewalt  das  Wesen  des  Standes 
bildete. 

Das  Gewicht  dieser  Gründe  wird  dadmrch  verstfirkt,  daß 
jede  andere  I^ärung,  wie  früher  ausgeführt  wurde,  sich  als 
schlechthin  unmöglich  heraus  teilt. 

546.  Die  Bedeutung  des  Fahnlehns  erklärt  auch,  daß 
Ministerialen  in  den  Stand  der  freien  Herreu  emporgestiegen 
sind.^  In  keinem  der  sicheren'  Fälle  ist  das  Vorhandensein 
eines  Fahnlehns  ausgeschlossen  oder  unwahrscheinlich.'' 

547.  Endlich  kommt  noch  in  Betracht,  daß  die  Fahn- 
lehntheorie  nicht  nur  für  Sachsen  zutrillt,  sondern  für  das 
ganze  Reich  durch  Anhaltspunkte  gestützt  wird.    Erst  eine 

1)  Vgl.  Fickor,  Heorsciiilü  S.  150.    Iiis,  a  a.  0.  S.  18. 

2)  Bei  der  Vorwertung  der  Nachrichten  ibt  freilich  Vorsicht  geboten. 
Ficker  (S.  l  öJ  Anin  2)  «r-hltpßt  aus  den  "Worten  einer  Hohenberger  rrkuiide: 
^Beringerus  Uber  dictum  de  Eutriiiguii  et  Albertus  fiater  biuLs  adlmc  servus", 
daß  beide  Brüder  als  Ministerialen  geboren,  Beringerus  aber  freigelassen 
war.  Hir  scheint  hier  aaoh  bei  Bcker  eine  Yerwechslong  der  mihtärischeu 
mit  der  landreehtlichen  Klassiiikatioii  vorzuliegen.  Adhno  senms  ist  nicht 
der  Sfinisteriale,  der  seine  Freilassang  „erwartef^.  Dazu  war  meistens  kein 
Anlafi,  sondern  es  ist  der  Knappe,  der  noch  nicht  lÜtter  ist,  Aber  es  im 
lAufe  der  Zeit  sa  weiden  gedenkt 

3)  Am  höchsten  empoigestiegen  sind  bekanntlich  die  Vögte  tob  Gera 
und  Weida,  die  Vorfahren  der  Fürsten  Yon  Reofi,  vgL  His,  a.  a.  0.  8. 26  ff. 
Deshalb  ist  es  von  Interesse,  daß  wir  eine  Urkunde  besitzen,  nach  welcher 
die  Belehnang  dieser  Honen  mit  ,,Banner  oder  Fahne'*  als  selbständiger 
Lelinsakt  behauptet  wird.  Vgl.  U.B.  der  Vögte  von  Weida  usw.  Thüring. 
Geschiehtsquell.  Bd.  I  No.  292  (1204).  Die  Echtheit  der  Urkunde  ist  iüi' 
ihren  £rkenntniswert  nicht  prftjndiziell. 
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S}):itere  Eiitwickluno;'  hat  die  alte  Standcsbe/oiclmunu  sclili*  Hlich 
zu  einem  bloßen  Titel  hinabgedriickt.  Die  niihere  Begründung 
muß  ich  einstweiiea  schuldig  bleiben,  da  sie  sich  im  Kähmen 
dieser  Arbeit  Dicht  geben  läßt  Aus  demselbeD  Gmode  mol» 
ich  es  mir  versagen,  das  Wesen  und  die  Geschichte  der 
Fidinlehen  weiter  zu  verfolgen.  Ich  will  mich  auf  zwei  An- 
deutuniren  -clirankeu: 

1.  Es  bestehen  Anhaltspunkte  dafür ,  daß  das  Fahu- 
lehn  ursprünglich  stets  Kontingentslehn  gewesen  ist,  d.  h.  nidit 
nur  zum  persönlichen  Dienst,  sondern  auch  zur  Stellung  von 
vollfreten  Aftervasallen  verpflichtete.  Die  freien  Herren  waren 
Kontingentslierreii.  Damit  liäno:t  ihr  militärischer  Rang  zik 
sammen.  Es  lag  nahe,  bei  dw  Ordnung  der  militiirischen  Be- 
fehlsgewalt den  damaligen  Kontingentsherren  eine  Voigeseteko- 
stellung  zu  geben.  Sie  bedurften  dieser  Stellung,  weil  sonst 
die  Notwendigkeit  der  Schildniederung  ihnen  die  Anwerboag 
freier  Aftervasallen  erschwert  hatte.  Die  Eigc  nschaft  als 
Kontinc:entsherr  hat,  wie  es  scheint,  dem  Stande  aucli  den 
Isanien  gegeben.  ^Hrrr"  deutet  auf  eine  Herrschaft.  Aber  nichi 
die  Gerichts-  oder  Landesherrschaft  ist  gemeint,  sondern  die 
Lehnsherrschaft  Herr  ist  im  prägnanten  Sinne  der 
Lehnsherr.  Dementaprechend  finden  sich  als  ältere  latetnische 
Äquivalente  des  deutschen  Herr  nicht  nur  dominus  und  ctpi- 
tanrns^,  sondern  auch  und  zwar  schon  liüh  als  Standesbezeich- 
nung  das  bezeichnende  senior.-  Dadui-ch  erklärt  sich  auch 
der  unterscheidende  Zusatz  „frei^.  Auch  Ministerialen  waren 
Kontigentsherren,  aber  keine  freien. 

549*  2.  Geschichtlich  scheinen  die  Herren  des  spaterea 
^fittelalters  mit  den  königlichen  Vassi  der  Karolingerzeit 
zusammenzuhänu^on.  In  der  Karolingerzeit  stehen  ninnittolbiii 
unter  dem  Konige  nicht  nur  die  Reichsbeamten,  die  späteirn 
Fürsten  des  älteren  Sprachgebrauchs,  sondern  auch  die  könig- 


1)  Vgl.  die  BelogstfUen  hn  W;iitz  V,  Ö.  460,  61,  64.  65. 

2)  V.  2  z.  B.  bei  Thietmar  ,Haeo  erat  filia  Ervini  süüioris**,  ,EnU 
ejusdem  pater  JErp  senior'*  Mon.  Genn.  bist  iV,  ö.  735  [34],  828  [10]. 
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lichea  V'assi.    Zwei  besondere  Beziebungeo  waren  es,  bei  dcMien 
durch  das  Zwischeatreten  der  Stamracsherz^e  ein  Zwischenherr 
eiDgeschoben  wurde.    Beide  BeKiehungen  muß  die  Tradition 
meinen,  wenn  sie  berichtet,  daß  die  Herzoge  behielten  (a)  die 
Fürsten  zu  Mannen  und  (b)  die  Falmlehen.    Die  Lehen  der 
]r<  ieu  Herren  sind  die  fn'iher  iniinittelbnrcn  kiwiii^lichen  Beiiefizien. 
Deshalb  sagen  auch  die  libri  t'eudorum,  daß  die  alte  Rczeich- 
niiDg  der  capitanei  „regia  valvaBores*^  gewesen  sei.    Auch  die 
Yaasi  hatten  Aftervasallen.  Sie  waren  Senioren.   Das  deutsche 
Äquivalent  von  Senior  ist  immer  und  allein  ^Herr^  gewesen. 
Schon   die  Yassi   waren   die  „Herren".     Dan   Bciwoi-t  ^frei*' 
ist  aUor(lin<rH    erst    mit  der   Entwickinn;]:  der  Ministe ria Ii tät 
hinzugewaehsen     Selbst  die  Grundlage  des  Heerschiids  dürfte 
in  die  Zeit  der  Karolinger  zurückgehen.    Den  Vasallen  des 
Königs  wird  das  ,Jionoris  Privilegium''  eingeräumt^  i^pra^  ceteris 
Hberis,  nt  in  qnooumque  loco  venerint  sive  ad  placitum  vel 
ubicumque,  omni  honore  digni  habeantur  et  caeteris  autepo- 
nantur.i    Der  Vorzug  vor  den  Vollfreien,  das  „Caput  tenere", 
galt  somit  auch  für  die  Hangordnung  im  Keiohsheere.  Ein 
solcher  Vorzug  ist  sachlich  gerade  dasjem'ge,  was  die  späteren 
Quellea  als  das  Heben  des  höheren  Schildes  bezeichnen. 

560.  Durch  die  vorstehende  Auffassung  des  deutschen 
Herrenstandes  wird  in  einem  Punkte  das  Bild  der  deutschen 
liochtseatwicklung  dem  Bilde  der  westlichen  Gebiete  j^enahert. 
Die  deutschen  Herren  nähern  sich  den  Baronen  des  Westens. 
Sie  entsprechen  den  „Landherren''  Norwegens. 


1)  Mon.  üerm.  Cap.  1  S.321,  vgl.  Waitz  IV  8.270,  71,  insbesondere 
8.271  Anm. 
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Bttcksehlfisse  auf  die  altsächälsehe  Volks- 

gliederuDg. 

Erstes  Kapitel. 

Bemerfciugen  zu  der  KontForene  filier  die 
altsXehsiselie  Yolksg^liedening.  §  66. 

551.  Bei  der  Untersuchung  der  im  Sachsi  iispiegel  hervor- 
tretenden Standefigliederung  ist  von  den  Angaben  abgesehen 
worden,  welche  wir  aus  der  KaroUDgetzeit  ond  aus  dem 
10.  Jahrhundert  hinsichtlich  der  altsachsischen  Standesgitiedeniiig 
besitzen  y  weil  die  Erklärung  dieser  Gliederung  in  hohem  Grade 
bestritten  ist.  ^    Ich  habe  nicht  die  Absicht,  diese  weitöchich- 


1)  Vgl.  oben  S.  14.  Die  Literatur  ist  bereits  angewaciisieD.  Vj:l. 
einiTs.-its:  Heck,  ,Altfrie.si.s..hi-  ( M'ri.  htsverfaswnt:«*  1894,  8.  223  —  ^»*.^. 
„Dir  ri.  ineinfreien  Uer  karoliugisclieu  Volksn-chte'",  1900,  RezeuÄiuu  vun  Hi>, 
Das  Sti  afroeht  der  Friesen,  in  Gött.  gelehrt.  Auz,.,  1902,  S.  850ff.,  „Stände- 
probloin,  Wergelder  und  Miuizrechnung  der  Karolingerzeit*  in  VrÜjschr. 
f.  Su/.ial-  u.  Wirtschaitseesch.  II  S.  338 ff.,  S.  511  ff.,  vgl  auch  .Die  Bier- 
geldou"  in  der  Festäckiift  der  juristischen  Fakultät  Halle  für  Dcrti*  uif;, 
1900,  S.  17ff.  a.  f .  Zustimmend  Wittich,  ,l)i»Mii undherrschaft  m  Norl- 
westdeutschland",  1896,  Anl.  VI.  „Die  Frage  der  Freibaueru'^,  Ztschr.  22, 
S.  245 — 353,  insbesondere  S.  2(J4ff.  Riet  sc  hei,  Rezension  der  Gemein- 
freien  m  Gött  gel.  Anz.,  1902,  S.92ff.  Rübel,  „Die  Franken",  S.46,264,ti9. 
Andrerseits  ablehnend:  Branner,  „Nobiles  und  Gemeinfreie  der  karoüB* 
gisohen  Volksreidite*  in  der  Zeitsohr.  10,  8. 76—106.  Deiselbe:  «Sünde- 
xeohtUche  Probleme*  a.  a.  0.  23,  S.  193—263.  Vinogradoff,  «IfeigvM 
und  Stand"  a.  a.  0.  23,  8. 123—192.  R.  Schröder,  „Der  aliaicfafluelie 
Yolksadel  und  die  gnuidheirlicheTheorie^S  a.a.0.24, 8.347—79.  Möller» 
»Der  Homo  Fiaocas  der  Ewa  Chamavomm"  ia  ICit  d.  Hist  Instit  23, 
8.217-^230.  B.  Hilliger,  „Der SchiUbg  derVolkaiechte  and  ^WeigAi-" 
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tige  Frage,  die  über  Sachsen  weit  hinausreicht,  in  diesem 
Buche  vollständig  zu  besprechen.  Vielmehr  will  ich  Dur  die 
Aufschlüsse  untersuchen,  welche  die  bisher  gewonnenen  Er- 
kenntnisse in  Verbindung  mit  den  zwisehenjEeitlichen  Nacb- 
riebten  für  die  Beurteilung  der  alteren  Vo^ialtnisse  ergeben. 
Aber  mit  Rücksicht  auf  die  neueren  Kundgebungen  ist  eine 
Skizzierung  des  Sach-  und  Streitsüiud  -  und  we^en  der  An- 
koüpf  uDg  auch  ein  Eiugehen  auf  die  Machrichten  des  10*  Jaiu> 
hunderts  geboten. 

Die  Kontroverse  gebort  so  der  Gruppe  der  reinen  Er- 
klärungskon troversen. 

Wir  haben  hinsichtlich  der  altsachsischen  Standesgliede- 
rung viele  und  zuverlässige  Nachrichten^,  welche  uns  die  Zahl 
der  Stände,  die  einheimischen  Staudesbezeichuuugcn,  eiuzelne 
juristische  Unterschiede  und  die  große  Bedeutung  der  Unter- 
schiede vollkommen  sicher  erkennen  lassen. 

Die  Zahl  der  VolksstSnde  betrug,  wenn  man  von  dem 
Schalke  absieht,  drei.  Es  bestand  eine  „tripartitio  Saxonica''.' 
Die  einheimischen  Bezeichnungen  sind  Edeling,  Friling  und 
Late.  Die  juristischen  Unterechiede,  welche  uns  bea^upi:  werde% 
betreffen  die  Verschiedenheit  in  Wergeld>  Buße  und  Zablungs- 
pflicht  und  den  Mangel  des  Konnubiums  zwischen  diesen  drei 
verschiedenen  Standen.  Ich  will  diese  Unterschiede,  weil  sie 
bei  der  alten  Scheidung  hervortreten,  als  „ rroblenizeichen** 
zusanuiierifassen.  Die  allgemeine  Bedeutung  des  ständischen 
Gegensatzes  muß  nach  der  starken  Betonung  eine  sehr  große 
gewesen  sein.    Sie  ist  von  den  frankischen  Beobachtern  als 


Uj^torisr-ho  Vrtlj^^clir.  1903,  S.  175ff.,  4f)3ff.  Hinsirhtlir-h  dor  Stolhmir 
V.  ^\retbchkü8  vgl.  Anlai^t!  1.  DiV-sn  Schriften  werden  naehstelp  tul  mit 
tlen  Xamen  der  Vei-fassor  zitiert  Brunner  a.  a.  0.  bezieht  sich  auf  die 
zweite  Untol•^^u(•hllng. 

1)  Vgl.  dio  BelegBteilea  Oemeiofreie  S.  5  Anm.  3  u.  4,  S.  47  No.  1,  2, 
50  No.  7  (Vorlage). 

2)  Vgl.  Gemeinfreie  S,  5  Anm.  3  und  4.  Fonior  über  Rudolf  von 
^Ja,  a.  a.  ().  S.  324.  Das  dort  Gesagte  gilt  aucii  gegeniiber  den  Ausfüh- 
nuigüu  Viüogradüffö,  a.  a.  0.  Ö.  186. 
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auffällig  scharf  cnipfinidoii  worden.  Nicht  mit  Unrecht  üutiei 
Bich  Schröder^  aa  moderne  öchiiderungeu  der  indischen  KasteiH 
ordoung  erinnert 

In  der  sächsiachen  Tiripartitio  haben  w  Volksstinde  in 
dem  frOher*  erörterten  Sinne  vor  unB.  Die  Möglichkeit,  daß 
noch  andere  Schichtungen  existierten,  ist  nur  sehr  beschrankt 
vorbaiulcii.  Sie  hiiben  nicht  existiert  in  An^sehuii'^  der  Pn«V>lrm- 
zeichen.  Dies  ist  völlig  sitlirr  hinsichtlich  dir  Bulien  lür  die 
Zeit  seit  der  frankischen  Erobemng,  hinstellt licli  des  Konnn- 
bioms  fiberfaaupt  Sie  aind^  wenn  sie  in  Hinsicht  auf  anden 
Rechtsniaterien  existierten ,  für  da«  Volksbewufitsein  wenig 
bedeutungsvoll  gewesen.  Sonst  wäre  die  allgemeine  Betonung 
der  tripartitiu  nicht  eiklärlicli. 

Die  vorstehenden  Züge  sind  das  feststehende  Bild,  das 
Problembild,  die  Basis  der  Fragestellung.  Gefragt  wird  wat 
nach  dem  Wesen  des  Unterschiedes  swisohen  Edelingen  und 
Frilingen. 

Bei  der  Beantwortung  ist  die  Einheit  der  Frage  ini 
Auge  zu  behalten.  Edelinn^  und  Friling  sind  zwei  Teile  «les 
Freienstandes,  die  durch  denselben  Schnitt  entstanden  sind. 
Jeder  der  beiden  Teile  kann  anf  die  Eichtung  des  Schnitts 
aurfickschließen  lassen.  Deshalb  ist  es  gefiihrlich,  die  Unter- 
suchung auf  einen  der  beiden  Stande  su  beschranken.*  Wer 
dies  tut,  verzichtet  auf  einen  Teil  des  unmittelbarsten  Kv- 
kenntnismaterials.  Kbeuj^o  i^l  es  unzulässig,  eine  ililfshvpollie?»» 
z.  B.  die  Annahme  einer  Libertinenklasse  isoliert  nach  ihrea 
selbständigen  Anhaltspunkten  zu  beurteilen  und  wegen  EnDSS- 
gelung  isolierter  Evidenz  ffir  die  weitere  Betrachtung  in 
eliminieren.^    Der  Unterbau  einer  Standetheorie  der  altsach* 


1)  a.a.O.  S.  356  AnnL2. 

2)  Vgl.  oben  S.  2G6. 

3)  Auf  eiuer  :>olcben  Beschränkang  beruht  die  Arbeit  toh  Schröder. 
Vgl,  unten  No.  554. 

4)  Die  Textaiisfühniüg  richtet  sich  ge^^on  die  t^telhiugiialimo  Bnmaers. 
Vgl.  a.  a.  ü.  S.  106.  .^Daß  es  bei  den  Sachsen  und  Friesen  eine  ständische 
Mittelgruppe  von  Freigelassenen  (Libertinen)  gegeben  habe,  ist  zwar  nidit 
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sischen  Stände  braucht  nicht  durch  die  isolierte  Evidenz  einer 
Ililfbhypotheäe  eiriclilet  zw  werden.  Sondern  dieser  Unterbau 
ist  das  obige  festeteheude  Problembild.  Die  Scheidung  zwischen 
£deliDg  uod  Friling  hat  existiert,  folglich  auch  ein  Scheidungs- 
grund.  Selbst  weon  gar  keine  Belbständigen  Anhaltspunkte  für 
die  libertinenklasse  existierten,  so  würden  wir  ihre  Existenz 
aus  dem  Problembilde  folgern  können  und  müssen,  wenn  sich 
andere  Erklärungen  dieses  Bildes  als  untunlich  erweisen  sollten. 

Die  Erklärung  des  Gegensatzes  hat  naturgemäß  an  die 
in  anderen  Fällen  vorhandeneui  näher  bekannten  G^ensatse 
angeknöpft: 

Der  Gegensatz  von  „edel"  und  ufrei^'  findet  sieh  auch  in 
unserer  modernen  Sprache.    Er  bezeichnet  in  ihr  den  Gegen- 

batz  bevurreeliteter  Leute  zu  uithl  bevurreehteten ,  aber  per- 
sönlich nnabhäugisicn.  Es  hig  nahe,  dem  i;leieiibeuaniiU'ii 
Gegensai/.e  des  Problembildes  den  gleichen  Vorstellungsiahalt 
zuzuschreiben.  Diese  Deutung  (Adels-  oder  Vorrechts- 
theorie)  ist,  durch  verschiedene  Umstände  unterstötzt,  bis  vor 
kurzem  die  allein  herrschende  gewesen.  Sie  laßt  naturlich 
Raum  für  verschiedene  Auffassungen  über  den  Grund  des 
Vorrecht».  Ihr  neuester  Verteidiger,  Schröder,  hält  es  für 
erwiesen,  daß  es  bestimmte  Gcisclile^  liter  gab,  aus  denen  sieh 
die  sächsischen  Fürsten  rekrutierten.  Diese  Geschlechter  sieht 
er  in  den  Edelingeu  der  tripartitio  (Fürstentheorie). 

Ein  anderer  Gesichtspunkt  ergibt  sieh  dadurch,  daß 
germanische  Rechte  zwischen  dem  Schalk  und  dem  Vollfreien 
Zwischenstufen  geniederter  Freiheit  kennen,  differenziert  in  den 
Bülten,  die  man  nach  ihrem  regelmähigen  Hauptbestandteile 


ausigeschlossen.  Allein  ein  richerer  qnellenmäßiger  Beweis  fehlt,  ünd  die 
Yennutiing.  daS  sie  existiert  hätten,  ist  jedenfalls  zu  schwach,  um  als 
üuterhau  einer  ständerechtli«  hea  Theorie  dienen  zu  können.'^  Vgl.  daselbst 
8.  197:  Brunner  stellt  als  Bedingung  meiner  Theorie,  ,,es  müßte  doch 
wenigstens  für  eine  einzelne  Klasse  von  Personen  mit  Sicherheit  oder  mit 
hoher  "Wahrscheinlichkeit  nachgewiesen  sein,  daß  sie  zu  jenen  Minder- 
freien gehöi-fo,  (l(?r('ii  Hecks  Theorie  bedarf."  Vgl.  über  die  sukieBsive 
Methode  Brunners,  Uemeiofreie  3.36. 
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als  Libertineuklassen  bezeichnen  kann  (Freiheitsdil i e- 
renzierung).^  Dabei  entspricht  im  allgemeinen  die  Rechte- 
atellang  der  tintersteD  Idbeiünen  derjenigen;  welche  die  Laien 
der  Sachsen  haben.  BieseB  Auftreten  der  swel  libertinenldaasen, 

die  unterhalb  der  Vollfreien  stehen,  stellt  die  Fra^,  ob  nicht 
auch  die  tripartitio  Saxonica  in  entsprechender  \\  eise  zu  deuten 
ist  (Freiheitstheorie).  Dann  würden  die  Laien  in  ihrer 
Rechtsstellung  den  Freigelassenen  niederer  Ordnimgi  die  Frilinge 
den  Freigelassenen  höherer  Ordnung  entsprechen.  Die  Frilinge 
wurden  dann  sein  ^höhere  überfeinen". 

Weil  nun  das  altsächsische  Standebild  oberlialb  der  Laten 
hinsichtlich  der  BuIhh  nur  eine  ein/ige  DillerenzieruDg  auf- 
weist, 80  stehen  diese  beiden  Hirkiärungen  in  dein  Verhältnis 
der  Ausschließlichkeiti  des  unvereinbaren  Gegensatzes.  Die 
Auffassung  der  Edelinge  als  Yorrechtsadel  ist  gleichbedeutend 
mit  der  Negation  irgend  einer  zwischen  den  YoUfreien  und 
den  Laten  .stehenden,  in  den  Bulien  differenzierten  Libcrtinen- 
klassc.  Andrerseits  bedingt  die  Freiheitstheorie  zugleich  die 
Annahme,  dali  die  Voll  freien  in  Ansehung  der  Problcm- 
seichen  einander  gleichstanden^  mindestens  in  dieser  Hinsicht 
ein  privilegierter  Adelsstand  nicht  existiert  hat 

Bei  Gelegenheit  meiner  Beschäftigung  mit  den  friesischen 
Quellen  war  ieh  /u  de  r  Ansicht  gelangt,  daß  tatsäthlioh  der 
friesische  Unterschied  zwischi  ii  Edelingen  und  Frilingen  sich 
durch  den  Gegensatz  der  Vollfreien  und  Minderfreien,  ins- 
besondere der  Libertinen,  erklärt,  und  daß  diese  Erklärung  auch 
für  Sachsen  usw.  m^lich  ist  Ich  habe  diese  Ansicht,  der 
Wittich  zugestimmt,  Bmnner  widersprochen  hatte,  in  dem 
ersten  Bande  dieser  Beitrage  ausführlich  begrüudet. 

1)  Vgl.  Biiiuncr,  Handbuch  1  S.  08:  „Die  .südgermanischon  Reohie 
untcrschoiden  später  zwei  Hauptarten  privatrech tHc her  Freilassung,  eine 
Freilassung  zu  niederem  und  eine  Freilassung  zu  höherem  Rechte". 
Daselbst  8.  99:  „Aber  auch  ihm  (dem  Freigelassenen  höherer  Ordnung) 
fehlt  die  volle  Recbtj.fühigkeit  des  Freigeborenen**.  Auch  das  norw^tsohe 
Recht  kennt  mehrere  Libortinenstiindo  und  zwar  sind  es  in  Ostnorwegen 
dh"  zwoi,  «;onst  bp!vinntcn,  wnhrond  im  Westen  zmu  Teil  noch  weiter- 
gehende Differeuziei-uugeü  eingetreten  sind.    Vgl.  Gememfreie  S.  40011 
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Dabei  habe  ich  nicht  den  Aiis})ruch  erhoben,  alle  Gründe 
der  Minderfrciheit  erforscht  zu  haben.  Die  Hauptmasse  der 
Frilinge  führte  ich  damals  und  führe  ich  aaoh  jetzt  auf 
die  Freigelassenen  ood  Damentlich  ihre  Nachkommen  znrfick. 
Speziell  für  Sachsen  habe  ich  dabei  die  große  Wahrscheiolich- 
keit  betont  dafi  eine  Freilassung  der  Laten  m  einer  ge- 
ringeren Stufe  als  der  Vollfroihcit  möglich  war.  Ich  lege  jetzt 
auf  diesen  Punkt  iioeh  gröliercs  Gewicht,  da  ich  die  Existenz 
dieser  Freilassung  für  gesichert  halte.  Die  Laten  haben  einen 
großen  Teil  des  sachsischen  Volkes  gebildet  Sie  sind  nach 
der  Eroberung  und  vielleicht  schon  vorher  die  breite  Masse 
des  Bauemstandes  gewesen.  Bei  einer  so  großen  ZM  frei- 
lasBungsbcdürftigcr  Elemente  läßt  »ich  eine  nicht  bedeutungs- 
lose Ziilil  von  lutentstammten  Lii)ei'tinen  erwarten.  Als  einen 
"weiteren  möglichen  Grund  der  Minderfreiheit  hatte  ich  die 
jBigebung  in  eine  Schutzherrschaft  genannt.  Diese  Möglichkeit 
erscheint  jetxt  auf  Grund  weiterer  Ergebnisse  als  hohe  Wabr^ 
scheinlichkeit  Nicht  ausgesprochen  habe  ich  mich  darüber^ 
ob  die  Minderfreiheit  oder  doch  das  Mundium  des  Patrons  nach 
Generationen fnlL''eu  beschränkt  war  oder  unbeschränkt  daneile. 
Di<'  zwfitr  Kventnalität  bi<  tct  die  Möglichkeit  W(  itv(Tz\v('ii:;ter 
Libertinengeschlechter  und  eines  Standes,  in  welchem  die 
Unfreigeborenen  an  Zahl  \«'.ilig  zurücktreten  gegenüber  den 
Freigeborenen  unfreier  Herkunft  Es  können  Verhältnisse  be- 
standen haben  ^  wie  wir  sie  spater  bei  den  Ministerialen  finden. 

Seit  dem  Erscheinen  meiner  Gemeinfreien  habe  ich  Zu- 
stimmung gefunden  bei  Rietf^chel,  wieder  bei  Wittich  und 
neuerdingb  Ihm  liiilH  l  -,  Widerspruch  bei  v.  Wretschko,  Brunner, 
Vinogradoff,  Schröder  und  Hilliger. 

Meine  allgemeine  Stellung  zu  der  neueren  liiteratur  kann 
ich  dahin  formulieren,  daß  ich  mein  Urteil  fiber  die  altsSch- 
sische  Standesgliederung  inhaltlich  nicht  geändert  habe  und  in 
der  Sicherheit  wesentlich  bestärkt  worden  bin. 


1)  S.  .^28.  29. 

2J  Vgl.  die  Fjuttken  S.  40,  264,  2t>9. 
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Bei  80  schwierigen  Untersuokangen  itat  der  Forecher  ancli 

bei  schäi-fster  Selbstkritik  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen,  daß 
er  eine  wichiii::e  (^icllenötclU'  oder  einen  \viclitiu:en  Gf.'siehts- 
punkt  übersieht  Die  wirksamste  Unterstützung  der  Selbst- 
kritik bieten  nun  Geucnschrifteu,  zumal  wenn  sie  von  so  an- 
gesehenen Rechts-  und  Wirtechaftshistonkem  herrühren,  wie 
sie  sich  unter  meinen  Gegnern  befinden.  Ihren  Schriften 
danke  ich  die  erwünschte  Bestätigung,  daß  die  ge- 
fürchtete  Eventualität  bei  mir  nicht  eingetreten  ist.  Auch 
meine  G(  i;n(  r  haben  nichts  gefunden,  was  ich  nicht  bereite 
erwogen  hatte. 

Außer  auf  das  negative  Eigebnis  der  Gegenschriften  lege 
ich  natürlich  auch  auf  die  mir  gewordenen  Zustimmungen  gerade 
wegen  der  Person  der  Zustimmenden  AVerl  Namentlich  gilt 
dies  von  der  Billigung  Rubels.   Rübel  ist  ein  ausgemchneter 

Kenner  des  westfälischen  Materials.  Sein  Urteil  ergänzt  die 
Stellungnahme  W  ittichs  und  die  retn)s|)(  ktiven  Ergebnisse 
meiner  jetzigen  Untersuchung^  die  vorwi^eud  auf  ostfaüsehem 
Materiaie  aufgebaut  ist 

Im  übrigen  ist  mir  in  den  Entgegnungen  ein  gemeinsamer 
Zug  aufgefallen.  Ich  hatte  in  den  Gemeinfreien  die  Eigeb- 
nisse  dieser  Untersuchung  bereits  zum  Teil  verwertet  und 
speziell  auf  ihren  Erkenntniswert  für  die  kaiolini^isehe  Zeit 
hingewiesen. '  Keiner  meiner  Gegner  hat  davon  irgendwelche 
Notiz  genommen  und  sich  vod  einem  definitiven  Urteile  ab- 
halten lassen.  Ich  glaube  zeigen  zu  können,  daß  meine  be- 
stimmten Angaben  diese  Nichtbeachtung  nicht  verdient  haben.' 

Im  einseinen  will  ich  zu  den  Schriften  von  Brunner, 
Vinogradoff  und  Schröder  folgendes  bemerken. 

552.  Die  Ausführungen  Brunuers  zeigen  in  der  Form 
eine  gewisse  Schärfe,  die  ieh  bedaure.  Ich  glaube  nicht,  daß 
ich  Veranlassung  gegeben  habe,  meine  vielmehr,  in  meiner 


1)  S.  355  a.  E.,  370. 

2)  Die  Uatorsuchujig  Hillig^rs  habe  ich  in  meinem  Ständeprublen^ 
betiproclieu. 
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Polemik  Brunner  die  Achtung  erwiesen  zu  haben,  auf  die  ein 
so  hervorragender  i  orscher  Anspruch  hat  ,  auch  wenn  er  irrt 
Brunner  ist  nach  meinem  Urteile  einer  der  bedeutendstett 
Eechtshistoriker  nicht  nur  unserer  Zeit.  £r  besitzt  insbesondere 
eine  Kenntnis  des  älteren  Materials^  wie  sie  in  gleichem  Um- 
fange kaum  ein  anderer  hat  oder  gehabt  hat  Aber  auch  der 
größte  Forscher  kann  irren.  Und  die  Kenntnis  des  Materials 
garantiert  niclit  immer  die  richtige  Auslegung.  Andererseits  darf 
die  wisseoschaitliche  Achtung  vor  dem  Gegner  keine  Er- 
\viderung  ausschließen,  welche  die  Feststellung  des  wirklichen 
Bachverhalts  fördern  kann. 

Brunner  beschwert  sich  speziell  über  zwei  meiner  Ausfüh- 
rungen. Er  j2;hiubt  bei  mir  den  Vorwurf  herausziihörcü  \  daß 
er  sich  zum  Zweck  der  Polemik  einen  Satz  zurechtgelegt  habe, 
m  dem  er  sich  früher  nicht  bekannt  habe.  Dieser  Vorwurf  hat 
mir  ferngelegen.  Es  handelt  sich  um  etwas  anderes.  Bei 
jeder  Diskussion  ist  es  gestattet,  Obersätze  einzuführen,  die 
man  nicht  beweist,  weil  sie  notorisch  sind.  Aber  die  Notorität 
setzt  voraus,  daij  der  Obersatz  vorher  publiziert,  bewic^^en 
oder  ausdrücklich  oder  btillbchweigend  anerkannt  ist.  Wird  ein 
Obersatz  als  notorisch  eingosclmben,  der  es  nicht  ist,  so  ist 
der  Gegner  genötigt,  auf  den  Mangel  der  Notorttat  hinzu- 
weisen. Dieser  Hinweis  ist  es  und  nichts  anderes,  was  ich 
Brunner  gegenüber  geäußert  habe. 

Zweitens  beanstandet  Ijruniicr  die  Deutung,  die  ich  seinem 
Zitate  von  Kap.  10  lex  Chamavorum  in  llechtsgesch.  I  247 
Anm.  51  gegeben  habe.'^  Brunner  hat  diese  Beanstandung  sehr 
bald  nach  dem  Erscheinen  meines  Buches  mir  gegenüber  er* 
hoben,  und  ich  hatte  mich  ohne  jede  Diskussion  bereit  erkUrt, 
meine  Auffassung  in  dem  nächsten  Bande  meiner  Beiträge  zu 
berichtigen.  Das  tue  ich  hiermit.  Ich  glaube  Jinumer  durch- 
iius,  daß  er  nur  an  eine  Analogie  und  nicht  an  die  direkte 
Anwendbarkeit  gedacht  hat   Ich  bedaure  das  Mißverständnis, 


1)  a.a.O.  S.  108  nach  Anm.  1  zu  Gemein  freie  S.  24, 

2)  S.  212  zu  Gememfreiü  S.  28. 
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kann  aber  nicht  anerkennen,  daß  meinerseits  ein  Verscbnldefk 
vorliegt.^  Die  Wort<»,  deren  Weglassung  Bninner  rügt,  waren 
für  mich  gerade  bcstimmeud.^  Im  übrigen  halte  ich  die  Ajm- 
legung  imd  ßcwertang  des  Kap.  10  durch  Bmoner  nach  wie 
vor  fQr  nniichtig.' 

In  sachlicher  Hinsicht  bringt  Bninner  keine  Ensamaieii- 
fassende  Würdigung  aller  Anhaltspunkte,  sondern  Ausführungen 
zu  einzelnen  Unterproblcmcn. 

Da  BruDuer  eine  V'ervollstiindigung  in  Aussicht  ?tellt,  $o 
will  ich  mich  einstweilen  darauf  beschränken,  drei  für  Sachsen 
besonders  wichtige  Unterprobleme  herauszugreifen,  ohne  des- 
halb sonst  zuzustimmen. 

I.  Die  Frilingsbestandteile. 

552 a.  Ich  hatte  das  quellenmäßige  Bild  der  Fnlinge  auf 
eine  Klasse  von  Minderfreien  gedeutet  und  als  ihre  Bestand- 
teile namentlich  Libertinen  und  Schutzsucher  genannt  Bninner 

stellt  hinsichtlich  der  Existenz  dieser  Dentunarsmittel  die  An- 
forderung selbständiger  Evidenz  und  venuiüt  den  n«ach  seiner 

1)  Nur  gegen  diosca  Vorwurf,  den  v.  Wretschko  frogpn  mich  erhoV-«:'Ti 
hatte,  habe  ich  mich  Deutsche  Literat-Z.  1902  No.  11  Sq.  688 'verwahrt 
Vgl.  Anlage  1. 

2)  Brunner  luit  Kap.  10  nur  zitiert  wegen  der  Zwölfzahl  der  Eide>- 
leister.  Aber  d:*'  Zwfilfzahl  ist  >io  wnt  v^rbroitot.  <]nl\  Kap.  10  nach  dif^'T 
Kichtung  nicht  mehr  CbereinstiniDuniu:  liii't.'t  als  zahllose  andere  Strlleo. 
Auch  verli'^rt  bfi  oinpf  so  l)esehränkt(  n  Verw(»rtnng  fle.s  Kap.  10  dit^ 
Annaliiut'  JJninncrs.  daii  der  Fr'?ila«?siiiii:>'  id  das  Eiutret-'n  des  Patrons 
überflüssig  machte,  jedi'  Erkeuutni>L:ruiidlaL'e.  Ich  hatte  daher  dvii 
Gedankengang  Bruniu  is  wie  fnigt  auf^efaitt:  Kap.  10  gibt  jedem  Freien  die 
Verteidigung  dmch  Vt  ru au'it'Ui  id.  Derjenige  Libortine,  der  b'dcbe  Vor- 
wandten nicht  hat,  ist  zwangen,  den  Patron  hinzuzuziehen.  Bei  der 
Freilassung  per  h.nntradam  ist  dies  Eintreten  aber  nicht  erlürderlich ,  weil 
die  Berufung  auf  den  Freilassungseid  des  Kap.  11  als  Surrogat  des  Ver- 
wandteneids eintritt  und  dadurch  dem  Freigelassenen  die  Vert4.Mdigung  na'-li 
Ka^j.  10  eiiuu^licLL.  luh  erfahre  jet/.t.  daii  diese  Deutung  tatsächlich  irri^ 
ist,  aber  ich  halto  sie  nach  wie  vor  für  die  durch  die  Fassung  der  Stellt' 
gebotene. 

3)  Vgl.  tinten  552  c. 
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Ansicht  uiunDL'"äni;Ucbeii  XachweiK.  ^  Ol)on  ist  ausgeführt 
worden,  daß  (Ikscs  PoBtnhit  zu  weit  geht.  Aber  wenn  man 
OS  aufstellt,  so  wird  ihm  durch  den  lohalt  der  Quellen  genügt. 
Die  Klasse  der  Libeitinen  ist  selbständig  ericennbar.  Das 
negative  Ergebnis  der  Nachforschung  Brunners  beruht,  soweit 
Sachsen  in  Betracht  kommt,  auf  folgenden  Umstfiaden: 

1.  Bninner  hat  bei  der  Übersicht  der  Freüassungsfalle 
den  für  Sachsen  wichtigsten  Fall,  die  Freilassung  der  Latcn 
zur  Minderfrei hoit,  übersehen. 2  Er  Ix  handelt  nur  den  „schalk- 
geborenen*",  nicht  den  „lutgeborenen**  Lilx  rtincn,  obgleich  ich 
auch  die  PVcilassung  des  Laten  berücksichtigt  und  in  erster 
Linie  beröcksicht  hatte.^  Durch  dieses  Cbersehen  haben  sich 
für  den  Erkenntnisprozeß  Bmnners  die  Chancen  der  sachlichen 
WahrBcheinlichkeit  verschoben.  Die  große  Wahrscheinlichkeit, 
<\-dl,  vin  Jjate  freigelassen  werden  konnte,  ohne  zur  Vollfrt  iheit 
emporzusteigen,  ergibt  eine  entsprechende  Wahrscheinlichkeit 
tür  die  Existenz  einer  Libertinenklasse.  Eine  numerische 
Bedeutung  dieser  Libertinen  wird  durch  die  große  Zahl  der 
litten  nahegelegt. 

2.  Für  die  Wahrscheinlichkeit  einer  zwischen  den  Laten 
and  den  Altfreien  stehenden,  in  den  Problerozeichen  difiPe- 
renzierten  LribcrtinonkliiRse  hatte  ich  mich  auf  die  Analogie 
anderer  Rechte  berufen.^  Brunner  berüekHichtigt  bei  der 
Rechtsvergleichung  nur  das  fränkische  Becht,  bei  dem  diese 
Klasse  als  Folge  römischer  Freilassungsformen,  speziell  der 
Urkunde  anerkannt  ist  Brunner  bemerkt:  ^Eine  Freilassung 
durch  Urkunde  muß  ffir  den  Ausgang  des  neunten  Jahr- 
hunderts bei  Sachsen  und  Cstfriesen  bezweifelt  werden**. ^ 
Die  üemerkung  ist  Rehr  richtig,  aber  nielit  relevant.  Bei  der 
liechtsvergicichuug  sind  die  uüclistverwaudtea  licchtc  hcran- 


1)  a.  a.  0.  S.  19G,  1)7.    Vgl.  oben  S.  044  Anjii.4. 

2)  Vgl.  die  Aufzählung  a.  a.O,  Ö.  194,  9d. 

3)  (iemeinfreio  S.327,  2«. 

4)  a.a.O.  S.  32G. 

5)  a.  a.  0.  S.  195, 
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zuziehen.^  Desluilb  kuiiunen  für  Sachsen  nicht  die  tränkiscbei 
^Rechte  in  Frage,  sondern  das  langobardische  und  das  aagii 
sächsische.  Diese  beiden  Rechte  ergeben  die  von  BruDoa 
vermißte  Wahrscheinlichkeit  der  fraglichen  Libertineiiklas«« 
Auch  andere  germaniache  Bechte^  namentlich  die  norweguchco*« 
beweisen  mit  Sicherheit,  daß  die  Existenz  von  höheren  in  des 
Problem  zeichen  differenzierten  Libertincn  nicht  von  dem  Ge» 
brauche  der  Urkunde  abliing. 

3.  Als  positiven  Quellenbeleg  für  die  Existenz  der  säch- 
sischen libertineuklasse  hatte  ich  zwei  Phvaturkuaden,  wdcbe 
die  libertini  erwähnen',  nnd  das  Privileg  Otto  L  von  937  for 
Hamburg^  angeffihrt,  in  dem  ein  ganzer  Stand  der  liberti 
anftritt.  I>riiinu_>r  hat  diese  Belege  aus  mir  nicht  bt  kannten 
Gründen  keiner  Beachtung  unterzogen  und  sich  dadurch  die 
Erkenntnis  der  tatsächlich  vorhandenen  Libertiaen  verschlossen. 

4.  Gegen  die  Verwendung  der  ^Schutzsucher''  madit 
Brunner  geltend  ^,  daß  nicht  jeder  Schutz  standesmindemd  wirkte. 
Das  ist  richtig,  aber  nicht  durchgreifend.  Die  Ven\'endbarkeit 
als  Erklärungsniittel  für  den  Stand  der  Friliiige  hängt  nur 
davon  ab,  daß  es  überhaupt  solche  Formen  der  Sohutzhen  »chaft 
gab,  welche  standesmindernd  wirkten,  ohne  in  den  Latenstmd 
hinabzudrüoken.  Die  Existenz  solcher  Formen  läßt  sieh  für 
Sachsen  durch  RückschlQsse  völlig  aicherstellen. 

5.  Brunner  hat  die  Anhaltspunkte,  welche  das  Heirat>- 
verbot,  die  Tutel  der  Frilinge  und  die  Widukind-^stelle  liir  die 
Minderfreiheit  bieten,  anscheinend  anders  beurteilt,  als  mir 


1)  Vgl.  Bruimer,  Ilandbach  I  &  mü.  und  S.242.  Femer  oben 
S.  646  Anm.  1. 

2)  Vgl.  rreiTioinfrt'io  S.  Kinff.  und  unten  No.  553. 

3)  I,  S.  330.  V-1.  Trad.  Kuliienses,  Dronku,  C.  41  No.  10s  8.1m;. 
K^<»  Kr.  tnvl'i  —  in  pai:»»  Savuni»'  in  villa  Nuinburg  libeitinos  III  cum 
u.xüribus  suis  et  tiliit»  et  oiüui  bubstantia  (M»ruin.  No.  III  a.a.O.  S.  l</2 
Ego  —  Trado  —  unam  hubam  —  cum  I  i  b o  r  t  i  u  o  nomine  Wolfger  cum  uiore 
et  filia  o  omni  Posterität e  sua  et  alia  familia  numeru  XVI  et  proU  sua. 

4)  Vgl.  iintrn  No.  öf).'). 

5)  S.  197  Abs.  3,  S.  210. 
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richtig  scheint.  Von  seinen  Beiuleilungen  ist  nur  die  Auslegung 
dt'ö  Kap.  64  der  lex  Saxoiuua  deutlich  erkennbar.  Diese  Aus- 
legung ist  sicher  unricliti«^.^ 

Die  Gesamtheit  der  Anhaltspunkte  ergibt  auch  ohne  Ver- 
wertUDg  der  späteren  FriUngssteUeo  und  des  Sachsenspiegels 
denjenigen  Grad  der  Evidenz  für  die  Existenz  von  Minderfreien, 
den  Brunner  zu  Unrecht  fordert  und  zu  Unrecht  vermißt 

n.   Kap.  3   Capitulare  Saxonicum. 

• 

552b.  Kap.  3  des  Capitulare  Saz.'  enthält  eine  Vor- 
schrift, der  ich  einen  sehr  erheblichen  Erkenntniswert  beilege. 

Brunner  legt  sie  anders  aus,  als  ich  es  getan  habe.  Ich  ge- 
denke auf  diese  Frage  wegen  ihrer  iHuieutung  an  anderer 
Stelle  ausfüiirlicber  zurückzukommen  uud  will  hier  nur  fol- 
gendes bemerken: 

Ich  habe  die  Vorschrift  als  Anwendungsnorm,  ins- 
besondere als  Kollisionsnonn  au^efaßt.  Brunner  sieht  in  ihr 
ein  Einffihrungspatenl  Eingeführt  seien  nur  diejenigen 
fränkischen  Vorschriften,  nach  denen  15  Solidi  zu  zahlen  waren, 
aber  nicht  aille,  sondern  nnr  diejenigen,  nach  welchen  die 
Zahlung  an  die  obrigkeitliche  Gewalt  erfolgte,  und  von  ümen 
wieder  nur  diejenigen ,  welche  nicht  unter  den  Begriff  fredus 
fielen'  (Doppelbeschrankung). 

I.  Die  Deutung  als  Anwendungsnorm  ist  geboten,  weQ 
(a)  die  generelle  Fortdauer  des  sächsischen  Rechts  garantiert  war 
und  Ka|).  .1  weder  (b)  eine  EinfülirungsHunktion  noeli  (e)  einen 
Delikttikatalog  enllialt*  Sie  ist  sachlich  unbedenklich,  weil  die 
Durchführung  des  Persöniichkeitsprimsips  im  sächsischen  Eecht 

1)  Vgl.  unten  S.  654  ff. 

2)  Item  placuit  omnibus  Saxonibus  ut  ubicumque  Franci  secundum 
legem  solidos  XV  solvere  debent,  ibi  nobiliores  Saxoncs  solidos  XTI,  ingenui  V, 
lidi  IV  romponant.    Vf^l.  Goraeinfreio  S.  124 ff,  Brvmner  S.  2"J1— 235. 

3)  Die  Ausschliefkiug  der  Friedensgelder  ist  im  Text  nicht  erwähnt, 
ahcr  ergibt  sich  tm  der  Aum.  1  B.  233  und  aus  der  Art  der  wfgozählten 
Bußen. 

4)  Vgl.  als  Gegensatz  die  Kap.  1  und  2. 
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nur  durch  Induktion  erkannt  werden  kann  und  keine  wider- 
sprechende Quellenstolle  vürhanden  ist.* 

2.  Jede  Deutung  als  Einfühnuigspatcut  ist  ausgcscbloeseo 
(a)  durch  die  Umstände  1  a — c  und  (b)  durch  die  Unbestimmt- 
heit der  Kechtsbexeichnung.  Es  gab  gar  kein  Volksrecht  der 
Frsaud,  sondern  nur  Yolksrechte  der  Salier  und  anderer  Teil- 
stamme,  die  voneinander  abweichen.' 

3.  Die  Deutuuf?  Bninncrs  (Doppclbeschränkung)  ist  zu 
speziell,  um  mit  dem  bewulit  umfassenden  Wortlaute  (ubi- 
cumque  secuuUum  legem)  vereinbar  zu  sein,  und  außerdem 
wegen  Ermangelung  qualißzierter  Bußen  ^  inhaltsleer.  Die  Aus- 
dehnung auf  Friedensgelder  wfirde  an  2  b  scheitern. 

m.  Die  Frilingsverwandten. 

Brunner  legt  großen  Wert^  auf  Kap.  61  der  lex  Saxo- 
uum^:  Uber  homo,  qui  sub  tuteia  nobüis  (Mundwalt)  cujus- 

1}  Die  Betonung  des  Personalitätöpiinzips  i>t  das  einzige  Argument 
Bninnei's,  das  objektiv  gegen  die  Deutung  aU  AuwenUungsnorm  gerichtei 
ist.    Die  übrigen  Ausfühnin-r^m  betreffen  sekundäre  Fragen. 

2)  Bei  der  Deutung  als  KuUibiuDünorm  ergab  sieh  die  weitere  Spe- 
zialisierung durch  den  Koilisionsfall  und  erscheint  die  vorhandene  Unbe- 
stimmtheit w^n  der  Maonigfaltigkeit  der  ETentttalitäten  als  notwendig. 

3)  Bei  „ubicumqne  secondom  legem**  mofi  in  erster  linie  an 
YOlksreehÜiche  Bußen  gedacht  sein.  Brauner  nennt  nur  eine,  die  Frei- 
sprecherbttße.  Und  diese  an  Unrecht.  Er  brancht  eine  Fiskalbnße  von 
15  eol.,  die  nicht  fredns  ist,  und  er  nennt  als  Beispiel  eine  OeaamtbnSe, 
von  der  nur  5  »ol.  und  zwar  als  fiedoa  an  den  Fiskos  fallen.  YgL  Brnnnef, 
Handbuch  n  8. 350  Anm.  5.  Die  HansongsboBe  ist  nicht  angeführt,  aber 
wegen  2b  nach  nicht  verwendbar. 

4)  Vgl.  8.  217,  anch  bereits  Nobaes  B.  101. 

5)  Kap.  64  wird  sowohl  Yen  Tinogradoff  8.  185,  wie  von  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  3.51  ff.  unrichtig  vorstanden.  Der  Sinn  ist  fol^renu-  r:  Näw:h 
sächsischem  Recht  mußte  der  Mundling  sein  Gut  zuerst  dem  Ver^andteo. 
alsdann  dem  Mundwalt  anbieten*  Die  Vollziehung  des  zweiten  Angebe»^ 
konnte  schwierig  sein,  wenn  der  Mundwalt  im  Exil  war.  Deshalb  gab 
Kap.  64  dem  Mundling  für  diesen  Fall  das  Recht,  die  zweite  ( »ff^  rt  '  d  r 
Sequester  an  Stello  des  abwesenden  Mundwalti^  zu  erklären.  Kap.  r>4  's-'^  t. 
modern  gesprochen,  dum  Sequester  ZuätelluiiggiTollmachi  für  Veriaaffr- 
offerten  der  Mundiioge. 
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Übet  erat  qui  jam  in  ezilinm  rnnsns  est;  si  heredttatem  snam 

neceibsiüite  eoactus  vt  udere  voluerit,  ollcrat  eaui  ])niiH>  proxinio 
suo.  si  ille  eam  lioiuerit,  offwat  tuluri  suo  (Muudwalt)  vel  ei 
qui  tunc  a  rege  super  ipsas  res  constitutuB  est  (Sequester),  si 
nee  üle  voluerit^  vendet  eam  cnicumque  libuerit 

Bmnner  erklart:  „Aus  dea  angeführten  Gründen  (Ver- 
wandtenmangel  bei  den  Freigelassenen)  halte  ich  auch  nach 
v¥ie  vor  für  unmöglich,  daß  in  lex  Saxonuni  Kap.  64  der  Über, 
der  die  hereditas,  die  er  veräußern  will,  priuio  proximo  suo 
anbieten  soll,  ein  Freigelassener  sei.  Das  Hecht  des  primns 
prozimns  setst  voraus,  daß  der  über  noch  entferntere  freie 
Verwandte  haben  kann.''  Aus  dieser  Erwägung  folgert  dann 
finmner:  ^ Hecks Theorie  könnte  sonach  für  die  lex 
Saxonum  nur  K  ach  kommen  von  Freii;<'lassencii  in  die 
Klasse  ihrer  iugcnui  oder  llberi  einsteiicu«  „Sie  ge- 
winnt dadurch  nicht  an  Wahrscheiuliciikeit^ 

Das  Forschungpeigebnis  Brunners  beruht  in  seiner  Ge- 
ttintheit^  auf  einem  Fehler  der  Interpretationstechnik,  der  aach 
sonst  vorkommt,  nämlich  auf  der  Beschränkung  des  usuellen 
Wortsinns  (iurch  die  okkasionelle  Bedeutung,  die  das  Wort  in 
einer  einzeluen  Quellenstelle  mioige  des  Zusammeulianges  hat. 
Dieses  Verfahren  ist  methodisch  unrichtit]^.  Der  usuelle  Wort- 
unn  ist  zwar  regelmäßig  nicht  enger  als  der  okkasionelle,  aber 
€r  ist  regelmäßig  weiter. 

Wenn  in  Kap.  64  gesagt  ist:  Der  Friling  soll  sein  Erb- 
gut seinem  nächsten  Verwandten  anbieten,  so  tolut  daraus  Tiur, 
daß  es  FriliriLC  gab,  die  Verwandte  verschiedener  Grade  hatten. 
Aber  es  folgt  ans  diesem  Ausspruche  nicht,  daß  nur  Leute 
out  einem  derartigen  Verwandtenbesita  Flilinge  genannt  wurden. 
Auch  wenn  Friling  einen  weiteren  usuellen  Worteinn  hatte,  so 

1)  Ein  Teil  ibt  außerdiiu  ^lammatiseh  bedeuklit  Ii.  Jjiuuuer  bchan- 
Wt  primo  aU  Appositiuu  zu  proximo  iind  folgert  daraus,  daß  auch  der 
''(^besitzende  Freigelassene  nicht  Friling  sein  könne.  Nun  kann  primo 
*W  auch  Adverbium  sein  (zuerst).  Dafür  sprechen  sogar  üben^'iegende 
Schon  die  UoBe  Möglichkeit  würde  genügen,  um  Brunners  Fol- 
«««Bg  n  entkiifteiL 
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konnte  das  Wort  in  diesem  Satze  gebraucht  werden,  weQ  die 
Inhaltslosigkeit  der  Norm  bei  Nichtexistenz  von  Verwandten 

sclbstverst ä II (]  1  Lei i  \va r. 

Der  unzulässigi'  Scliluß  ist  min  aber  treradc  derjenige,  deo 
ßrunnor  mit  voller  Sicherheit  zieht  iiiid  in  dessen  Notwendig* 
keit  er  den  hohen  Erkenntniswert  der  Steile  findet 

Die  Unzulassigkeit  dieser  Auslegungsmetbode  erhellt  noch 
deutlicheri  wenn  wir  ihre  Konsequenzen  auf  andere  Stellen 
anwenden.    Zwei  Beispiele  dürften  ^nügen: 

ij  niclnziiorwähnende  ^  Hambui'ger  Privileg  von  937 
sagt:  „Si  vero  aliquis  ex  libertis  vohierit  jamundling  vel  litu* 
fieri  —  cum  consensu  coheredum  suornm,  non  prohibeatur," 
^Coheredum*^  ist  wirklich  Mehrzahl  Die  Int^retationsmethode 
Brunners  würde  zu  dem  fiberraschenden  Ergebnisse  führen, 
daß  libertus  nach  seinem  allgemeinen ,  usuellen  Wortsinn  den 
Freigelassenen  selbst,  auch  den  sohnbesitzenden  ausschließt  und 
nur  auf  die  Nachkommen  von  FreigelaBsencn  bezogen  werden 
kann.  Die  Faraliele  ist  um  so  schlagender,  als  dieses  „Ubertus" 
wahrscheinlich  ebenso  ein  Äquivalent  für  ^friling^  ist,  wie 
jenes  pliber^^J 

2.  Der  Spiegier  zahlt  in  I,  20  §  1  auf,  ,pWas  jeder  Mann 
von  Rittersart  möge  geben  seinem  Weibe  zur  Morgengabe*. 

Xatürlieli  ist  es  unmöglicli,  daß  der  Spiegier  luii  diesem 
Manne  von  llittersait  einen  unverheirateten  genieint  hat.  Nach 
Brunners  Ausleguogsmethode  könnte  somit  die  Wissenschaft 
nur  verheiratete  Männer  in  die  Klasse  der  Leute  von  Rittersart 
einstellen.  Die  Unhaltbarkeit  des  Resultats  kritisiert  die  Aus- 
legungsmetbode." 

1)  Vgl.  wnfox)  Xo.  555(1. 

2)  Avu  h  aus  sachlichen  Gründeu  ist  es  sicUer,  daß  dt-r  lib«?rtu- 
dieses  Privilegs  ein  Mindorfreier  ist.  Bei  volifreien  Leuten  war  iioniiill'^he 
Geiiehmij!:ung  oder  Privileg  zur  Autr>tniditioii  nicht  erforderlich.  D:i^egen 
finden  wir  die  Notwendigkeit  einer  küiiigUchen  ( ienelmiigimg  bei  emem 
^manuniissus"  in  Verden.  Mon.  Germ.  D.  Hl  No,  416  (1019).  VgL  auch 
unten  No. 

o)  Aui  genau  derselben  Au.sk'gungsmethode  benüieu  die  Folgeniugeu, 
die  Brunne  r  aus  Kap.  10  der  lex  Chamavorum  zieht 
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Ich  lege  auf  diesen  Gegensatz  der  Auslegungsmethode 

besonderes  Gewicht,  weil  er  von  symptomatischer  Bedeutung 
ist.  Solange  es  iiH>gIich  ist,  daß  Bnuiiier  und  icli  über  so 
elementare  Fragen  der  Auslegungstechnik  dauernd  verschiedener 
Ansicht  sind,  solange  ist  eine  Verständigung  über  die  End- 
resultate nicht  zu  erhoffen. 

Ln  übrigen  will  ich  gegen  jede  Verwertung  des  Kup.  64 
m  Ungunsten  der  Freiheitstheorie  noch  1»  Igcndes  bemerken: 
Die  Vorschrift  des  Kap.  64  liiulct  hIoIi  in  späterer  Zeit  inhalt- 
lich und  zum  Teil  in  der  1*  urm  übereinstimmend  als  liccht  der 
Ministerialen.^  Die  Ministerialen  sind  unstreitig  eine  minder- 
freie  Klasse,  hervoigegangen  durch  £rhebung  von  Laten  und 
Ergebung  von  Vollfreien,  also  insofern  in  derjenigen  Stellung^ 
in  der  sieh  nach  meiner  Theorie  die  FriÜnge  in  tutela  befunden 
haben.  \\  (  nun  ein  Satz  des  Ministerialcurechts  sich  bei 
den  i^Yilingcu  vurhudet,  so  kann  dieser  Umstand  zum  min- 
desten nicht  als  Gegengrund  g^n  eine  analoge  Minderfreiheit 
der  Frilinge  in  Betracht  kommen. 

&53«  Vinogradoff  will  eine  abschließende  Erörterung 
lieben.  Er  sieht  einen  Mangel  meiner  Arbeit  darin,  daß  ich 
zu  viel  Qnellennnalyse  treibe  und  nicht  £rcnu<j^  „den  historischen 
Zusanimeniiaug  und  die  volkswirtsciuüüicheu  Voraussetzungen^ 
würdige.»    Diesen  Mangel  will  er  vermeiden. 

Tatsachlich  ist  mir  das  von  Vinogradoff  verwertete  Ma* 
terial  durchaus  nicht  fremd  gewesen.  Aber  ich  habe  diejenigen 
H^'pothesen  ausgeschieden,  die  ihrerseits  auf  der  hergebrachten 
Lösung  der  Untcrsuchungsprubieme  auffj^cbaiit  sind.  Vinogradoff 
ist  weniger  zurückhaltend  gewesen,  wie  ich  dies  anderwärts 
an  einer  Hauptfrage  gezeigt  habe.^  Infolgedessen  stützt  sich 
in  seinen  Augen  die  hergebrachte  Lehre  durch  ihre  eigenen 
Konsequenzen,  die  er  für  unabhängig  erweisbar  hSlt. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  das  von  Vinogradoff  ver- 
wertete Material  insofern  weit  enger  als  das  meiuige^  als 

1)  Vgl.  oben  S.  552. 

2)  a. «.  0.  8. 124, 25. 

3)  Sünaepioblem  8. 515fi 
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Yinogmdoff  die   nftchkarolingischen  Nacbriditoi   hst  voD- 

stnndip^  bciscito  laßt.  Selbst  die  so  wichtigen  Frilin^tolleD 
uud  das  Ilaniburger  Privileg  von  937  werden  einfach  igooriert. 

Die  Beurteilung  der  sächsischen  Verhäitoisse  bt  außer- 
dem  durch  folgende  Umstände  beeiofloßt: 

a)  darch  eine  merkwürdige  Ungewandtheit  in  der  Wergeid- 
arithmefik 

b)  (liircli  eine  unmögliche  Auslegung  des  Kaj*.  A  Capitulare-, 

c)  diuch  eine  unrichtige  Bewertung  der  Widukindssielle 

d)  durch  die  unrichtige  Bewertung  des  Rudolf  von  FuidiS 

e)  durch  eine  Unterachätzang  derjenigen  Differenzienmgr 
welche  in  germaniBchen  Rechten  durch  die  Frdheito- 
gliederung  erreicht  werden  konnte. 

Nur  das  letzte  Moment  bedarf  an  dieser  Stelle  einer  Er- 
läuterung. Vinogra(h)lV  betont,  daß  die  sächsische  Standes- 
gliederung  den  frankischen  Schriftstellern  eigenartig  erschienoo 
sei.  Sie  könne  daher  nicht  mit  der  fränkiachen  identisch  Bein. 
—  £ine  Identität  ist  auch  nach  meiner  Anpassung  nicht  vor- 
handen gewesen.  Sie  ist  nicht  vorhanden  gewesen  hinsichtlfek 
der  Zahl  der  Schichten.  Ob  die  tripartitio  bei  lim  IVauk^n 
einstens  bestanden  hat,  mag  daliingestellt  bleiben.  In  kan>- 
lingischer  Zeit  war  die  Standesgliederung  eine  mannigfachere  in- 
folge der  Einfügung  der  Romanen^  infolge  der  romischen  Frei- 
lassungsformen  und  der  Hebung  der  servi  eoclesiatid  und 
fiscallni  Ebensowenig  stimmten  die  Recbtsfoltren  überein. 
Das  Heirdtsverbot  war  bei  den  ranken  nicht  vorhanden,  di*' 
Aktivstuf ung,  wo  sie  noch  vorkam,  nur  ganz  bescliräukt  in 
Übung.  Die  Existenz  weiterer  Unterschiede  ist  eine  offene, 
wahrscheinlich  zu  bejahende  Frage.  Eäne  wesentliche  Ver- 
schiedenheit hat  also  bestanden.  Mehr  als  eine  Yerschiedeo- 
beit  l&ßt  sich  aber  aus  den  QuellennachrichteD  nicht  entachmeo- 

1)  Vgl.  unt«n  S.  (.')88. 

2)  ViuogradoH  sielit  iu  der  Voiiciiiüi  um  iuiilührungsj^atent  gene* 
rsUen  Inhalts.  Vgl.  oben  8. 654. 

3)  Vgl.  unten  8. 663  Anm.  1. 

4)  Vgl  oben  8.  643  Anm.2. 
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V  inogradot!'  betont  ferner  die  Schärfe  des  Untcrschiodos  zwischen 
Kdeiiogea  uod  Friliugen  und  scheint  darin  einen  Gegengrund 
gogcn  meine  Ansicht  zu  finden.  Aber  ob  fehlt  gerado  an  jeder 
Parallele  für  einen  ähnlichen  Unterschied  innerhalb  der  Voll- 
frden,  wahrend  die  FreiheitBdtfferenz  auch  bei  anderen  Stammen 
eine  ebenso  weitgehende  Scharfe  erreicht.  Ich  will  mich  mit 
.iicni  Beispiele  bei^mif^on.  In  Ostnoi  vvegeii '  wirkte  die  TVoi- 
lieitsdiHerenz  noch  über  den  Tod  hinaus.  Der  Kirciüiof  war 
getrennt  nicht  nur  für  Gemeinfreie  und  Lihertinen,  sondern 
auch  innerhalb  der  Libertinen  wurden  die  Loeungsleute 
(Frilinge)  getrennt  beerdigt  von  den  Freiheitsempfangem  (Laten). 
Der  Schalk  lag  an  der  Friedhofsmauer.  Eine  schärfere  Gliede- 
rung läßt  sich  seli\m*  denken.  ITnd  detuincli  waren  beide 
Klassen,  die  Lösungsleute  wie  die  Freiheitsempfänger  LiberUnen. 
Das  hat  noch  niemand  bezweifelt.  Bei  beiden  Klassen  war  das 
Geschlecht  seitlich  geworden  aus  dem  Nichts  des  Schalktums. 
Nur  der  Abstand  war  ein  verschiedener.    Die  Scharfe  der 

1)  Ygl  Borgarthings-Christenret  I  9.  Norske  Gamle  Love  I 
B.  344:  „Der  Kirchhof  ist  für  die  Gräber  in  vier  Abieilangen  eiogeteilt 
r):  ,,Lsndherrn^*  (eine  Vasallenklasso)  soll  mao  begraben  im  Osten  der 
Kirche  oder  im  südlichen  Lande  unter  der  Dachtraufe  (also  dicht  an  der 
Kirohe).  Haben  sie  keinen  Anteil  an  dem  Fiiedhofe,  so  sollen  sie  in  der 
Bauernabteilung  liegen.  Dann  (au  nhrhstt^r  Stelle)  soll  man  begraben 
die  Höldar  (Gemeinfreie)  und  ihre  Kinder.  Dann  soll  man  begraben 
die  Lösungsleute  (höhere  Libortineo)  und  ihre  Kinder.  Ihnen  zunächst 
soll  man  begraben  die  FreiheitscmpfSnger  und  ihre  Kinder  (niedere 
Libertinen).  Zunficlist  der  Friedhofsmauer  soll  man  der  Leute  Knechte 
begraben  und  die  Menschen,  die  von  der  See  angetrieben  wt-rdon  und 
nordische  Haarart  haben.  Legt  man  einen  Knecht  in  die  Abteilung  der 
Freiheitsempfänger,  so  büße  man  6  Unzen.  Legt  man  einen  Freiheits- 
^*m])fänL''t^r  in  die  Abteilung  der  Ti<)sungslcute.  ho  hül?c  man  12  Tänzen. 
Ll'o^  man  einen  I/tsun£^?^mann  in  die  Altfilung  der  iloldar,  so  büße  man 
3  Mark.«*  Ebenso  Eid.sivathing-Chiistenr.'t  I  50  a.  a.  O.  R.  391: 
IlLand h er rn  soll  man  zunächst  der  Kirtdio  hcun-Ml  fn.  Auch  ihre  Kinder. 
Auch  ihre  Frauen.  Ihnen  zunächst  die  llöldar.  A m  h  ihre  Frauen.  Auch 
^re  Kinder.  Dann  soll  man  begraben  die  Lösun^'sleute.  Auch  ihro 
Kiüder.    Ihnen  zunächst  begrabe  mau  dio  Freiheitse ni pf im jifer.  Auch 

Kinder.  Und  zunächst  der  Kirch fiofsmauer  soll  man  begraben  der 
leute  Knechte.   Auch  ihre  (unfreien)  Mägde.* 

42* 


Digitized  by  Google 


660        Vierter  Hauptteil.  Die  altsXcfasieche  Volksgliedemog. 


sächsischen  Gliederung  bietet  daher  gar  kelo  Bedenken  sregen 
die  Freilieitsdifferenz,  soiuk  rn  unterstützt  sie.  Auch  die  nor- 
W^ische  Gliederung  erinnert  an  eine  Ka>^tonoiUiiuno:. 

554.  Schröder  hat  die  von  ihra  schon  früher  vertretene 
AnsLckty  daß  die  sachsiecfaen  £deiiiige  solche  Geschlechter  ge* 
wesen  sind,  aus  denen  die  sächsiachen  Fürsten  (primorea, 
satrapae)  hervorgingen,  von  neuem  mit  vollster  Entschieden* 
heit  verteidigt. 

Gegen  die  Arbeit  Schröders  habe  ich  zwei  prinzipielle 
Bedenken: 

Das  erste  betrifil  die  Abgrenzung  des  Themas.  Schröder 
betitelt  den  ersten  hier  allein  erheblichen  Teil  seines  Aa&atces 
,iDer  altsSchsische  Volksadel'^  und  nicht  «Die  altsacfasische 

Stande  s':;licderung*^.  Und  diesem  Titel  entspricht  der  Inhalt 
Schröder  beschrankt  sich  auf  die  vermeintliche  Identität  der 
Edeling^e  mit  dem  liypotlietisehen  „Herrenstand"  Auf  die 
unter  den  Edeln  stehende  Schicht  wird  gar  nicht  eiuge- 
ganp:en.  Nun  sind»  wie  ausgeführt,  Edeling  und  Friliog 
abschließende  Gegensätze,  die  einander  beleuchten.  Jede  iso- 
lierte Betrachtung  eines  Standes  muß  unvollständig  bleiben. 
Deshalb  hat  auch  Schröder  die  Widerlegung  gar  nicht  erörtert, 
die  sich  hinsichtlich  des  Libertinenstandes  für  die  lierrseliende 
Deutung  ergibt.  Sie  gewährt  keinen  iliiuni  für  einen  Lüx-rtineii- 
staud)  der  von  den  Laten  einerseits,  von  den  Aitfreien  andrer- 
seits diflerenziert  war,  während  sich  seine  Existenz  aus  den 
Quellen  eigibt  Durch  dieselbe  Kinseitigkeit  erklärt  es  sich, 
daß  Sohrikler  ebenso  wie  Yinogradoff  die  AuseinandersetEung 
mit  den  so  bedeutsamen  späteren  Firilingsstellen  vdllig  um- 
gangen hat. 

Mein  zweites  Bedenken  richtet  sieh  gegen  die  Uber- 
zeugungstreue Schröders.  Schröder  ist  so  sehr  von  der 
Richtigkeit  seiner  Ansicht,  der  Fürstentheorie,  durchdrungen, 
daß  es  ihm  unmöglich  ist,  sich  die  Frage  auch  nur  för  einen 
Augenblick  wirklich  als  offen  za  denken.  Diese  Überzeugungs- 
treue  wirkt  personlich  sehr  anmutend ,  aber  ist  dem  wissen* 
schaftlichen  Weile  der  Arbeit  nicht  zuträglich. 
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Infolge  dieser  Freiheit  von  innerer  Skepsis  gibt  Sclinkler 
iiberhaiipt  keine  analytische  Untersuchung  des  Problems  und 
der  Erkenntnisvoi-gäuge,  auf  denen  die  verschiedeuen  Lösungen 
beruhen.  Seine  Arbeit  ist  nur  eine  warmherzige  Rekapitulation 
der  herrschenden  Lehre;  eine  Rekapitulation,  bei  welcher  die 
Intensität  des  Ausdrucks  mehr  hervortritt,  als  der  Reichtum 
au  Geduuken. 

Tnfolfjo  dieser  Überzeuoujiu.streuo  ist  es  Schröder  utnnög- 
Jich  geworden,  die  Ansichten  seiner  Gegner  richtig  zu  ver- 
stehen und  SU  würdigen.  Dadurch  erklären  sich  die  schiefen 
Referate,  die  er  über  meine  Meinungen  gibtS  sowie  die  schweren 
und  nicht  gerechten  Vorwürfe,  die  er  gegen  meine  Arbeits* 
iiietliode  erhebt. 

Infolge  dieser  Uberzeugungötreue  ereignet  es  sich  endlich, 
daß  solche  Ausführungen  Schröders,  welche  die  Richtigkeit  der 
Furstentheorie  beweisen  sollen,  wenn  man  naher  zusieht,  selbst 
wieder  auf  der  Annahme  der  Richtigkeit  beruhen.  Beispiele 
bieten  die  Referate  über  den  Stellingaaufstand,  über  Beda, 
über  die  angebliclie  Bevnr/ugiuiir  der  Edelinge,  über  das  Auf- 
treten der  Fürsten  und  Vornehmen  und  besunders  anschaulich 
die  Bemerkung  S.  3()I  Abs.  a.  A.,  bei  welcher  die  Identität 
von  ^piimores*'  und  ,}£delinge^  als  selbstverständlich  voraus- 
gesetzt  ist 

Die  volle  Begründung  dieser  Charakteristik  werde  ich 

^<^i  anderer  Gelegenheit  geben.  Einstweilen  genügt  der  Hin- 
weis darauf,  daß  ich  schon  mehrfach  in  diesem  Buche  genötigt 

1)  Völlig  verkehrt  ist  es  z.  B.,  wenn  Schröder  S.  303  Abs.  sagt: 
fllodem  Heck  —  in  den  Edelinj^ou  —  nur  gomoinfreic  T/'ute  sieht,  —  ist 
er  genöti[;t.  <leu  Frilin^^eu  —  eine  andere  Stelliinir  zuzuweisen  und  sie  für 
Minderfreic  zu  erklären  — So  weit  ich  di*'  isolierte  Evidenz  verwerte, 
liabe  ich  stets  die  Evidenz  des  Frilini^steils  als  besonders  vollkommen 
betont  Vgl.  die  Frilin^,'sstellen  Gemeinfreie  S.  40-  .")()  und  die  Jiervor- 
bebung  S.  352  Abs.  1.  Es  ist  eine  sonderl)are  Vurkennung  des  Streitstandes, 
Wenn  Schröder  meine  Deutuna:  der  Früinge  als  bloiieu  Keflex  bezeichnet, 
iMö  so  sonderbarer,  wenn  man  Schröder  a.a.O.  S.  368  heranzieht.  Auch 
Aobfiibning,  die  Schröder  S.  357  Zeile  9  v.  oh.  mir  zusehrcibt,  findet 
ftch  bei  uijr  nii^ends.   Mein  Gedankengamg  ist  ein  ganz  anderer. 
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war,  der  ForBchungsmethode  Sohrdders  nfihenratreten  und  dies 

auch  fcriK  t  liiii  tun  werde.  Schröder  ist  nicht  nui  überzeugungs- 
treu, öüudt'ni  auch  nicihodentrcu. 

565«  Der  Fortbestand  der  alt«ächsisoh(  ii  Stiindesgliede- 
rung  ist  uns  mit  voller  Bestimmtheit  für  das  10.  Jahrhundert 
bezeugt 

Für  die  erste  Hälfte  des  Jahrhunderts  liegt  vor  das 
Zeugnis  der  Vita  Lebuini^  welche  die  Standesgliedernng  nach 

Nithard  unter  Vcruondung  dur  ciiiliciniit^clicn  Hc/.cicliuunsrfin 
mitteilt,  aber  an  die  Worte  „scd  erat  geus  ipsa  ordiuu  tiipariito 
divisa**  den  Zusatz  einschiebt  „sicut  nunc  usque  consistit"^. 

Für  das  letzte  Drittel  des  Jahrhunderts*  bringt  Widu- 
kind  ein  sachlich  ebenso  bestimmtes  Zeugnis: 

Widukind  erklart  in  seiner  Widmung,  er  habe  auch 
einiges  geschrieben  „de  origine  slatuquc  irentis".  Diesem  Pro- 
gnunin  entsprechend  <:ibt  er  dir  Sage  von  der  Hi  rkunft  der 
ßuchöen  und  der  sukzessiven  Eroberung  des  Landes.  Nach 
der  Erzählung  der  2W(  itc  u  Eroberung  mit  Hilfe  der  Franken 
fahrt  er  fort:  „Saxones  igitur  possessa  term  sunmia  pace  quieve- 
runt,  societate  Fnmcorum  atque  amicitia  usL  Parte  qooqae 
agrorum  cum  amicis  anxiliariis  vel  manumissis  distributa,  rdi* 
quias  pul^^ao  i;eiilis  tributis  condempnaverunt;  iinde  usque  hodie 
g(  ns  Saxoiiica  triformi  genere  ac  lege  preter  conditiooem 
servilem  dividitur." 

Daß  AVidiikind  mit  seiner  altsachsischen  Dreiteilung  die 
Einteilung  in  Edelinge,  Frilioge  und  Laten  gemeint  hat,  ist 
klar  und  auch  noch  niemals  bezweifelt  worden.  Beachteos- 
wert  ist  es,  daß  Widukind  die  Sachsen  bezeichnet  als  ^drei- 
gestaltet  au  Abkunft  und  Standesrecht".  Deshalb  haben  wir  in 
dieser  Steile  ein  sachverständiges  und  einwandfreies  Zeugnis 
für  das  letzte  Drittel  des  10.  Jahrhunderts  und  lür  zwei  Dinge, 
für  den  Fortbest^md  der  sächsischen  tripartitio,  für  den  Fort- 
bestand ihrer  Bedeutungsgroße.  Noch  bei  Widukind  ist  es  die 


1)  Mon.  <M'iiu.  SS.  II,  S.  361. 

2)  Widukind  begann  sein  Werk  um  007. 
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tripartitio,  welche  das  Sümdesrecht  des  Einzelnen  bestinuut 
und  dem  Gesamtbilde  des  Volkes  die  Schichtung  aufprägt. 
Das  Vorstehende  ist  die  erste  Bedeutung  der  Widukiuds- 
Btelle.^ 

Wegen  des  Fortbestandes  der  alten  Gliederung  dürfen 
vrit  nun  Nachrichten  des  10.  Jahrhunderts  für  ihre  Deutung 
benutzen. 

5ö5a.  Gerade  die  eben  erwähnte  Widukindßtclle  ent- 
halt eine  solche  Nachricht.  Diese  zweite  Bedeutung  der  Stelle 
sehe  ich  darin^  daß  sie  uns  einen  damals  geglaubten  Versuch 
überliefert,  die  Entstehung  der  drei  Stande  zu  erklaren  (Er- 
klärungstendenz),  und  dieser  damalige  Glaube  uns  Aufschluß 
über  die  zeitgenössische  Auffassung  der  Stände  gibt  (Erkeunt- 
mawert). 

I>ie  Erklärungstendena  habe  ich  zunächst  aus  dem  Zu- 
sammcnliange  und  dem  Wortlaute  entnommen.  Widukind  nennt 
drei  Bestandteile,  deren  Nachkommen  das  Land  bewohnen: 

1.  die  Sfixones,  2.  manumissi  et  amici  auxiliarii,  3.  reliquiae 
pulsae  geulis.    Wenn  er  nun  fortfährt:   „Aus  diesem  Grunde 
werden  bei  dem  Volke  der  »Sachsen  bifi  zum  heutigen  Tage 
nach  Geschlecht  und  Recht,  abgesehen  von  dem  Stande  der 
Schalke,  drei  Stande  unterschieden     so  scheint  mir  der  be- 
hauptete Kausakusammenhang  nur  in  der  Weise  denkbar  zu 
sein,  dali  diu  iS'aelikommen  der  drei  Bestandteile  den  drei 
Ständen  zugewiesen  werden.    Den  Erkeuntniswert  finde  ich 
daiin,  daß  die  Sage,  welche  Widukind  berichtet,  die  Edelinge 
als  Nachkommen  aller  altfreien  Volksgenossen,  die  Frilinge  als 
Nachkommen  von  Freigelassenen  und  Stammesfremden  auffaßt, 
somit  unmittelbar  meine  Freiheitetheorie  enthält. 

505  b.  Schröder  bcsLreilet  bowolil  die  Erkläruugstendenz 
als  den  Erkenntniswert. 

1)  Schon  diinii  ilio.sc  er^te  BedeutuDg  richtet  sich  die  ücnu  ikimg 
Vinntjradoffy  a.  a.  0.  S.  ISö  Aam.  2,  daß  die  Wi  lukiiifUbteUe  kaiim  ios 
^jt'wuht  falle.  Diü  Bemerkung  erklärt  sich  nur  durch  den  auch  sonst 
t't/.ticlijienden  Mangel  an  Verständnis  und  Interesse  für  die  späteren 
Üchicksaie  der  karolingisciien  btande. 
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In  erster  Hinsicht  meint  er,  Widnkind  habe  nicht  die 

Absicht  gehabt,  die  ganze  Dreiteilung  zu  erklürou.  Den  Ur- 
sprung der  Edelinge  und  FriliDLje  habe  or  als  ix'knnnt  v^oniiis- 
gesetzt.  „Nur  über  die  Entstehung  dos  dritten  blandes  will 
er  AufschhiH  ^^(bon."  „Nebenher"  berichtet  er  von  der  Sacre 
fiber  die  Aufnahme  der  manumissi  und  amici  auxiliariL  Für 
eine  solche  Konzentration  des  Eiklarungswillens  aaf  den  Ur> 
Sprung  der  liten  bietet  sich  nicht  der  geringste  Anhalt.  Der 
Unterschied  der  Kd<  linge  iiiid  J'Vilinge  ist  nicht  etwa  schon 
vorher  erklärt,  bondcrn  bi^  zu  diesem  Punkto  treten  nur 
Saxones  auf,  ohne  daß  ein  btaudesunterschied  bemerkbar  ist 
Der  Stand  der  Traten  ist  ebensowenig  genannt  wie  die  beiden 
anderen.  Die  reiiquiae  sind  nicht  ausführlicher  behandelt  ab 
die  beiden  anderen  Bestandteile.  Auch  ist  gar  nicht  abra- 
sehen,  -weshalb  Widukind,  der  nach  der  praefotio  Oberhaupt 
die  origines  der  Sachsen  erzählen  wiW,  die  Entstehune  der  beideu 
oberen  Stiinfle  für  weniger  interessant  trehalten  liaben  ^^nlhe,  als 
die  Entstehung  der  Lateo.  Andrerseits  ist  die  Erwähnung 
der  manumissi  und  auxiliarü  so  kurz,  daß  sie  nur  durch  die 
Röcksicht  auf  die  tripartitio  veranlafit  sein  kann,  sonst  wurde 
diese  Bemerkung  gar  kein  Interesse  geboten  haben.  Endlich 
ist  immerhin  m  beachten,  daß  in  dem  Inhaltsverzeichnisse,  das 
•wahrscheinlich  noch  von  Widukind  selbst  herrührt,  jedenfallfi 
aber  alt  ist,  der  Inhalt  de?  Kap.  14  mit  den  Worten  rcfexierl 
wird:  „^^  ie  die  Sachsen  ihr  Land  teilen  und  weshalb  sie  nach 
Abkunft  und  Recht  dreigeteilt  leben". 

Unter  diesen  Umstanden  besteht  nicht  die  geringste  Be- 
rechtigung dazu,  die  Gesamterklärung  aller  drei  Stande  zu 
bezweifeln. 

SchnHlor  bemerkt  weiter^,  dal)  die  Mitteilunsr  Widukinds, 
wenn  sie  den  von  mir  beigelegten  Inhalt  gehabt  hätte,  dennoch 
„für  die  histonsche  Forschung  durchaus  belanglos  sein  würde", 
da  sie  den  Ereignissen  um  400  Jahre  nachhinke.  Schröder 
verwechselt  in  dieser  Bemerkung  die  E^xistenz  der  von  der 


1)  u.  a.  0.  S.  305. 
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Sage  erzählten  Vorgänge  ^  mit  der  Existenz  der  Sage  selbst* 
Die  Existenz  der  Sage  iist  durch  das  absolut  glaubwürdige 
Zeugnis  eines  Zeitgenossen  festgestellt.  Und  diese  Tatsache 
der  Existniz  der  Sage  ist  es,  der  ich  Erkenntniswert  für  das 
Standeprobiem  beigelegt  habe  und  beilege.  Die  Hauptfrage 
des  Standoproblems  geht  ja  dahin:  Gehörten  die  Sachsen  alt> 
freier,  aber  nicht  besonders  ausgezeichneter  Abkunft  zu  den 
Edrlingen  oder  zu  den  Fiilinirfii''  Und  die  Sage  antwortet 
darauf:  ,,Alle  altfreien  Sachsen  gehören  zu  den  EdeJingen. 
Die  IViÜDge  sind  nnr  die  Nachkommen  der  Freigelassenen  und 
der  Stammesfremden/'  Diese  Sage  ist  aber  das  generelle  Urteil 
von  Zeitgenossen,  von  Leuten,  die  unter  der  Herrschaft  der 
fraglichen  Standesbegriffe  lobten,  die  selbst  entweder  Edclinge 
oder  Frilinge  oder  Laien  waren.  Es  ist  mir  nicht  verständ- 
wie  man  die  Kxistenz  einer  solchen  Erkianingssage  als 
nduichaus  belanglos'*  bezeichnen  kann.^ 

Die  Widnkindstelle  ist  im  Grunde  den  FHlingsstellen 
ansureihen.  Wie  Rudolf  von  Fulda  die  aufständischen  Fri- 
luigc  zu  den  liberti  reclmet,  wie  die  späteren  Stellen  aus- 
nahmslos den  Friling  als  Libertinen  oder  Minderfreien 
bezeichnen,  so  chanikterisiert  auch  Widukind  durch  die  Ur- 
sprongssage  den  Stand  der  Frilinge  ab  den  Stand  der  Frei- 
gelassenen und  Fremdlinge. 

555c.  Mit  dieser  Auslet^un^  stimmt  auch  das  sonstige 
Auftreten  der  Stände  bei  Widukind  überein.    Die  Standes- 


1)  Wegen  dicfs*^r  Vf»rw»^i  hsluug  sucht  Schröder  die  von  "Widukind 
erzahlte  Sage  duich  Vorgänge  bei  den  Langobarden  zu  entkräften,  die 
aogebUch  ibr*m  Freigelassenen  bei  einer  solchen  Gelegenheit  die  Genioiu- 
h-eiheit  vei-s«.liufft  hätten.  Wäre  die  Angabe  richtig,  so  wäre  sie  nar'h  vor- 
stehendem unerlu'l.lirli.  Aber  sie  ist  auch  imrichtig.  Die  betr>'ffeudoii 
Freigelassenen  wurden  nicht  gemoinfrei.  Vgl.  E.  Goldniann,  Beiträge  zur 
Gescliichte  der  germanischen  Freilassung  durch  AVehxhaf ünachung ;  Gierkos 
Untersuchuii^'en  Bd.  70,  1904. 

2)  Auf  oirjcr  entspreclienden  Verwechslung  beruht  die  Bemerkung 
ÄUiiners  S.  1Ü7  Absatz  3  a.  E.    Brunner  verwechselt  mich  mit  Widukind. 

3)  So  Vinogradoff ,  vgl.  oben  663  Aum.  1. 
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bezeichnungeni  die  voikammeD,  sind  nobilis  und  servus^  servilis 
conditio,  einmal  liberi  und  zugleich  libertus. 

Die  Edelingc  müssen  damals,  wie  auch  Schröder  an- 
nimmt, zahlreich  gewesen  sein,  da  alle  Personen,  dir  ^^  idnkinJ 
erwähnt,  nobiles  sind  bis  auf  einen  libtrtus.  Widukiud  kennt 
auch  die  Fürsten  des  Beda.  Aber  die  Sage  fixierte  ihre  Zahl 
auf  drei  Es  ist  daher  sicher,  daß  wenigstens  damals  das 
Merkmal  des  Edelings  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  einem  der 
drei  Furstengeschlechter  war. 

Der  Libertus  wird  in  einem  Zusammenhange  erwähnt, 
für  den  die  Freilassung^  <ranz  Ljlt  ichi:iiltig  ist.  ^  Das  Wort  if?t 
nur  kteinisches  Äquivsilent  einer  deutschen  Standesbezciehnuug. 
Dieser  libertus  gehöi-t  zu  den  UberL  Das  deutsche  Aqui- 
valent  kann  deshalb  nicht  lite,  sondern  nur  Friling  sein. 
Widukiud  hat  nicht  nur  die  Frilinge  auf  manumissi  zurück- 
geführt, sondern  auch  friling  mit  libertus  fibersetzt  Dadurch 
bietet  er  eine  zweit«-  l^rilingsstelle. 

555d.  Bereite*  früher  ist  von  M'ittieh  -  und  von  mir'^  die 
groBe  Bedeutung  dos  Privilegs  betont  worden,  das  Otto  1.  937 
der  Hamburger  Kirche  erteilte.^ 

Die  für  uns  erheblichen  Teile  der  Urkunde  hiuten:  eidem 
loco  Bupradicto  concedimus  omnes  conoessiones  quas  concesse- 
rant  anteriores  IVancorum  re^r.  ,  ceteris(iue  monasteriis  ad  hanc 
diocesim  pertin(  ntil>us,  id  est  Ahaniaslahun,  Brenuni,  Bircsinum, 
Bukkiuu,  videlicet  ut  nulius  iudex  publicus  vel  quaelibet  iudi- 
ciaria  potcstas  aliquam  sibi  vindicet  potestatom  in  supradictorum 
hominibus  monastenorum,  litis  videlicet  et  colonis.  Si 


1)  Vi  J.  IvMp.  3J.  Faciuiit  tamon  eives  Coearcsooniionun ,  ut  diix 
iiiii>erarat ,  paccmquo  eo  pacto  obtiueut,  quod  liberi  cum  uxorilua  et 
natis  supra  maram  inennes  ascendcient,  conditione  senrilt  et  omni  sappel- 
lectili  in  media  urbis  hostibas  neltcta.  Giun  intia  urbem  irrnereiit  barban, 
qoidam  ütornm  säum  moncipium  ngnoscit  in  cainsdam  liberti  uxore; 
<|uam  cum  raperc  do  mnnu  viri  niteretur,  icium  pugni  accipit  iiTitiimf|iie 
pactum  ex  jtnrt*'  Saxoiiuiu  procianiitat. 

2)  ür  un  lh.  rrschaft  S.  127,  3,  Freibauern  8.319. 

3)  (n'iiif  iu[reie  S.  329. 

4)  Mou.  Genn.  DD.  1  ^'u.  11. 
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vero  aliquis  ex  libertis  voliiorit  iamuudliiig  vol  litus  fieri 
uut  etiam  colonus  ad  niouasteria  supradictii  cum  consensu 
cohci-edum  suonim,  non  prohibeatar  a  qoalibet  potestate^  sed 
habeat  lioentiaiD  noetra  auctotitate;  babeat  quoque  potestatem 
praedicttiB  Adaldag  suocessoresque  eiuB  Hammaborgenais  aeo- 
clesiae  arehiepiacopi  super  libertos  et  iamundiling^os 
monasteriorum  supradictorum  iu  expeditlonem  sive  ad  pala- 
üum  rf  '^is. 

Das  Privileg  enthält  sehr  wlditige  Naohrichten.  Ich  muß 
meine  froheren  AuafühniDgen  ergänzen. 

Die  abhängigen  Leute  des  Klosters  werden  dreimal  für 
drei  verschiedene  Zwecke  nach  Khissen  aufgezählt.    1.  In  der 

Immiinitätsklauscl   crscliciiieu  liti  und  coloni.    2.  Gegenstand 
des  Kiutritt^  sind  die  Stellungen  des  Jamundlings,  des  Liten 
und  auch  des  Kolonen.    3.  Gegenstand  der  Militärgewalt  sind 
Jamundlinge  und  liberti.  —  Die  Nichterwähnung  der  liten  in  3 
erklSrt  sich  durch  die  Ablösung  des  Heerdienstes  ^  und  bestä- 
tigt diese  Erkenntnis.    In  2  muß  coloni  aucli  Janmndliiige  und 
liberti  umfassen.    Somit  haben  wir  mit  Siv  herlitit  drei  Klassen 
abhängiger  Leute:  Liten,  liberti  und  Jamundlinge.    Das  wird 
sich  spater^  ab  bedeutsam  erwelBen.    Zunächst  bedürfen  die 
drei  Bezeichnungen  colonus,  Jamundiing  und  libertus  der  Er- 
läuterung: 

Als  deutsches  Aijuivalent  für  colonus  ist  „Landsasse"  zu 
denkt  11.  Das  Wort  beiregnet  uns  schon  in  den  ältesten  M'er- 
dener  Urbaren  als  Bezeichnung  für  ständisch  unabliängige  Pächter. 
In  diesem  spezieUen  Sinne  ist  es  wahrscheinUch  in  Na  2 
gebraucht  Im  weiteren  Sinne  bezeichnet  es  a)  überhaupt  den 
Hintersassen  oder  b)  den  auch  abhängigen,  aber  nicht  unfreien 
Hintersassen  oder  e)  den  libertus  im  Geuensat/  zu  dem  Jamund- 
iing.   In  dem  weiteren  Sinne  b)  ist  es  in  No.  1  verwendet. 

Die  sprachliche  Erklärung  von  Jamundiing  soll  später 
erörtert 3  werden.  Sie  ergibt  als  wahrscheinlich,  daß  das  Wort 

1 )  V.L'l.  oV'OTi  S.  42G,  442, 

2)  Vl'1.  §  73  a.E. 
3;  Vgl.  Anlage  7. 
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den  MimdliDg  bezeiclfiiet,  der  es  durch  eeloen  Willen  gewordei 

ist,  den  Aiitotradentcn  oder  Schutzsucher.  Natürlich  setzt  ein« 
solche  Bezeichniinir  einen  Gegensatz  voraus,  sie  bewci-^t  di* 
Existenz  von  Mundlingen  anderer  Art.  Einen  solchen  Gegen- 
satz boten  die  Freigelassenen,  die  nicht  wegen  ihres  Bekennt- 
nisses, sondern  wegen  ihrer  un£reien  Herkunft  unter  den 
Mtindium  des  Patrons  standen. 

Zu  dieser  Auffassunt;  stimmt  das  Auftreten  im  Privnlejee. 
Die  Stellung  des  Libertus  winl  anscheinend  nicht  al?;  KintritLs- 
ziel  erwähnt  Man  könnte  daran  denken,  libertus  unter  cobmu- 
2X1  verstehen.  Ich  Iwilte  dies  für  möglich,  aber  nicht  fnr 
wahrscheinlich,  weil  ein  Bruch  des  Gedankenganges  vorliegen 
würde.  Die  Hberti  mußten  zwischen  den  Jamnndlingen  und 
den  Liten  in  der  Vorstellung  der  Redenden  auftauchen.  Nator- 
lich  konnte  es  nicht  verwehrt  sein,  in  diejenii:e  Unt(  lurdnuLii: 
freiwillig  einzutreten,  in  welcher  sich  der  Libertine  l)etaud 
Aber  jeder  freimllig  Eingetretene  war  eben  ein  Jamundlin^: 
Der  Eintritt  als  Jamundling  ist  eben  der  Eintritt  in  die  Stel- 
lung des  libertus.  Die  Mundgewalt  über  den  Jamandling  ist 
eine  eventuell  rechtsgeschaftHoh  modifizierte  Nachbildung  der 
Patrons^esvalt. 

Was  ist  nun  das  deutsche  Äquivalent  für  libertus?  Mayer ^ 
setzt  ohne  weiteres  Friling.  Ich  habe  mich  ihm  schon  friiher 
angeschlossen'  und  muß  jetzt  das  Vorhandensein  der  Äquivaleni 
als  ziemlich  gesichert  erklaren.  Late  ist  ausgeschloasen.  Ein 
anderes  sachsisches  Wort  ist  nicht  bekannt  Die  erste  Erwäh- 
nung ist  1(  rner  derart,  daß  die  Überset^^ung  einer  usurlleß 
iSüindeääbezeichnung  nahe  liegt.  Usuell  waren  damals  die  Aus- 
drücke der  tripartitio.  Immerhin  ist  die  juristische  Stellung 
als  Libertine  nicht  gleichgültig.  Es  wäre  schließlich  möglich» 
daß  man  sie  durch  den  lateinischen  Ausdruck  auch  ohne  deaf- 
sches  Äquivalent  charakterisiert  hatte.  Ich  will  daher  der 
Vorsicht  halber  beide  Alternativen  berücksichtigen. 


1)  S.  41  Anm.  116. 

2)  Oemeinfceie  8. 57. 
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555c.  Die  Eikeiuitiiiswirkiing  dieser  NacliricliU  n  ffir  das 
ötäudeproblem  vollzieht  sich  in  verschiedener  Weise,  je  nachdem 
man  die  Äquivalenz  mit  friling  ziicjiinde  legt  oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  erbringt  die  Stelle  ein  unmittelbares 
und  darchschlagendes  Zeugnis  für  die  libertinenqualitat  der 
Frilin^e.  Wenn  die  Standesbezeiclmung  friling  znr  Zeit  der 
alten  Geltung  der  tripartitio  in  einer  so  gut  stilisierten,  geracic 
den  Standeswechsel  erörternden  Urkunde  mit  libertus  übersetzt 
worden  ist,  dann  sind  die  Frilinge  Libertiuen  gewesen. 

In  dem  zweiten  Falle  ist  die  Erkeimtniswirkang  mehr 
mittelbar,  aber  immerbin  sehr  bedeutend.  Die  Urkunde  erbringt 
die  von  Brnnner  vermißte  isolierte  Evidenz  für  das  Dasein  der 
beiden  minderfreien  Klassen,  derlibertinen  und  der  Sehntzsueher. 
Die  Klassen  erscheint  a  numerisch  bedeutsam.  Die  Klöster  ver- 
fügen militärisch  nur  ül)er  solche  Leute,  die  einer  der  beiden 
Khisscn  angehören.  Das  Zeugnis  fallt  in  die  Zeit,  als  die  alt- 
sächsische Btandesgliederung  noch  lebendig  war.  Aber  seine 
Tragweite  reicht  viel  weiter  zurück.  Jamundling  ist  ein  technischer 
Ausdruck y  der  auf  sächsischem  Boden  gewachsen  ist  Solche 
Bildungen  brauchen  Zeit.  Es  geht  nicht  an,  die  Entstehung  dieser 
KlassLii  auf  fränkischen Einlluß  zurückzuführen.  DieJamuiidiiuge 
und  ihr  Gegenstück,  die  Libertinennuindlingc,  sind  altsächsisch. 
Dadurch  beleuchtet  diese  Stelle  auch  die  tutela  in  Kap.  64  der 
lex  Saxonum.  Nun  11^  ein  Einwand  nahel  Aus  der  Existenz 
solcher  Klassen  folge  noch  nicht  ihre  Differenzierung  von  den 
altfreien  Leuten  in  den  Problemzeichen.  Die  Frilinge  könnten  eine 
Mischklasse  gewesen  sein.  Das  ist  eine  Notpforte,  aber  eine  enge. 
Denn  es  handtlt  sich  um  solche  Libertinen,  die  noch  in  dem 
Mundiuni  des  Patrons  stehen.  Ihre  Gleichstellung  mit  alifreicn 
Leuten,  die  ihr  Recht  bewahrt  haben,  ist  schwer  glaublich. 
ITemer  besteht  die  Nofpforte  nur  hinsichtlich  der  Beweiswirkung 
dieser  einen  8telle.  Die  Fortsetzung  des  Weges  wird  schon 
durch  die  Masse  der  übrigen  Beweise  gänzlich  ausgeschlossen* 
Endlich  werde  ich  später  noch  einen  Spezialriegel  vorschieben.^ 


1)  Vgl.  unten  Ko.  597  a.  £. 
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Mittelbar  ist  die  Urkande  auch  von  Bedeutung  fiSr  dk 
AuBl('u:ung  anderer  Nachrichten.  Die  liamburger  Klöster  haben 
nur  über  drei  Klassen  porsönlicli  u))hano^ger  T^uie  verfügt, 
über  Schut28ucher,  Freigelassene  und  Laten.  Es  liegt  die  An- 
nahme nahe,  daß  die  zahlreichen  Nachrichten  des  9.  und 
10.  Jahrhunderte  über  die  abhangigen  Elemente  anderer  Gegen- 
den des  Stammlandes  Sachsen  unter  abweichenden  ^  aom  Teil 
allgemeinen  Bezeichnungen  dieselben  Klassen  bergen.  Namentlich 
wird  über  die  „coloni"^  Ostfalcns,  die  von  den  Liten  ver- 
schieden sind,  in  einer  Weise  verfügt,  welche  das  Vorhandensein 
einer  Mundialgowalt  erkennen  und  deshalb  auf  Minda> 
freiheit  schließen  läßt  Diese  Coloni  sind  Mundlinge.  Ihre 
Beziehung  zu  den  liberli  des  besprochenen  Privilegs  ergibt 
sich  daraus  j  daß  sie  in  den  Bestätigungen  dea  Privilegs  von 
937  die  nicht  mehr  erwähnten  liberti  vertreten.  Die  Immti- 
nitätsklausel  der  Bestati^riingen  und  ebenso  der  Privilegien  für 
Heslingea-  kennen  nur  liti,  coloni  und  Jamundiinge.  Andrer- 
seits gehörten  aber  alle  diejenigen  abhängigen  Elemente,  welche 
über  den  Laten  stehen,  zu  dieser  Zeit>  als  die  tripartitio  nodi 
lebendig  mr,  zu  den  FrÜingen.  An  minderfreiem  Materiale 
für  die  Erklärung  der  Frilinge  fehlt  es  durchaus  nicht 

Wenn  wir  die  Nachrichten  des  10.  Jahrhunderts  isoliert 
überschniu'n,  so  ist  ihr  Wert  für  das  St/indeinobicm  em 
betrüciitl icher.  Er  wächst  durch  die  Vergieichuiig  mit  deo 
Ständebildem  der  Folgezeit 


1)  Diese  coloni  werden  z.  B.  erwähnt  und  von  den  Laten  unter- 
schieden: Uon.  Genn.  D.  I  Heinrich  I.  No.  1,  3,  Otto  I.  No.  2,  7,  Ifi,  21. 
Vgl  unten  (No.595e),  90, 174.  D.  II,  Otto  II  No.  2, 29,  34,  67,  81,  103,  1 16. 
Otto  UI  No.  23,  24,  40,  4L  D.  UI  Heinrich  n.  No.  13^  60,  t>3,  81,  256\ 
325^  377.  Die  baanvr  gedrackton  Zahlen  bestehen  sich  auf  ErDeuemngen 
des  Hambuger  Immmiit&tsprivilegs.  Em  näheres  Enigehen  anf  diese  Nach« 
richten  muß  ich  ans  d^  nnton  No.  591  angeführton  Onmde  einstweOeD 
aofBchieben.  Vgl  übrigens  nnton  No.  595e  nnd  Witttob,  Gmndhemcfaait 
a  127  Anm.  1  und  4. 

2)  Vgl.  Hodenbeiig,  Biemer  Oeschq.  III  S.  6, 8  nnd  Hon.  Qenn.  D.  n 
8.  423,  24. 
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Zweites  Kapitel. 

AUgemelne  Anhalti^pnnktc  fftr  die  Kontinuität 
der  Staiidesverliältiiissc.    ^  (j7. 

ÖÖ6.  Die  große  Bedeuttmgi  welche  verBohiedeDen  Zeit- 
bildern der  Stande  desselben  Stammes  für  die  Forschung  zit'« 
kommt y  ist  früher  >  hervorgehoben  worden.    Der  Grad  dieser 

I^edeutung  im  Einzelfalle  ist  abhängig  von  dem  Lmfauge  der 
Übereinstimmung,  dem  zeitlichen  Abstände,  der  Wahrschein- 
lichkeit oder  Unwahi'scheinlichkcit  einer  Umgestaltung  durch 
standesbiidende  Fermente  politischer^  militärischer  und  soaialer 
Natur. 

Nach  allen  diesen  Gesichtspunkten  besitzt  die  Standes- 
glicderung  des  Sachsenspiegels  einen  hohen  Wert  für  die  Deu- 
tung der  altääclisischcn  Gliederung. 

5.57.  Die  altsächsische  Staudeögliederung  ist  eine  Zwei- 
teilung der  i^reien.  Jeder  Freie  ist  entweder  Edeling  oder 
Friling.  Die  Gliederung  tritt  juristisch  hervor  in  der  Ver- 
schiedenheit der  Bußen  und  dem  Mangel  des  Konnubiums. 
Diese  Unterschiede  sind  die  Problemseiohen.  Die  Gliede- 
nitig  des  Sachsenspiegels  wird  von  dem  Spiegier  teils  als  Drei- 
teilung, teils  als  Fünfteilung  hinfrcstellt.  Aber  wenn  wir  die 
juristischen  Unterschiede  zusammensteileu  und  abwägen,  wenn 
wir  in  dem  Bilde  des  Spiegels  nach  den  Problemzeichcn  der 
altaaehsischen  Standesgliederung  forschen,  dann  verschieben 
sich  die  Scheidungslinien.  Dann  tritt  uns  auch  im  Sachsen- 
spiegel eine  Zweiteilung  der  Freien  in  SchoflPenbare  und 
Nichtfichöffenbare  als  Hauptgliederung  entgegen,  eine  Zwei- 
teilung gerade  in  den  alten  Problemzeiehen.^ 

Schon  die  L  bereiustimmung  in  der  Zahl  der  Haupt- 
schichten spricht  dafür,  daß  es  in  Wirklichkeit  ein  und  die- 
selbe Spaltung  isti  die  uns  in  den  alten  Nachrichten  und  im 
Spiegel,  wenn  auch  mit  größtenteils  geänderten  Bez^chnungen, 


1)  Vgl.  ol.en  S.  13,  14. 

2)  Vgl.  oben  IS.  268  ff. 
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entgegeotritl  —  Denn  das  Verhältnis  neuer  Schichtongen  xu 
älteren  pflegt  noch  lange  das  der  Kreuzung  und  Untertefluoi» 

zu  sein.  Der  glatte  Ersatz  einer  dni-chi^reifenden  Zw-i- 
teiluiig  durch  eine  andere  neue,  ohne  Beibehaltung  irgt^uä- 
welcher  Einwirkungen  der  älteren,  würde  sehr  auf^end  sein 
und  sich  nur  in  sehr  langen  Zeiträumen  vollziehen  können. 

Die  erforderlichen  Zeiträume  stehen  nicht  xar 
Verfügung. 

558.  Die  Alleiiihcrrächaft  der  altsächüischeii  Stande»?- 
gliederung  ist  uns  für  einen  umfassenden  Zeitraum  bezeugt, 
Schon  vor  der  fnmkischcn  Eroberung  war  das  Konzilium  des 
Volkes  aus  Deputierten  der  drei  Stände  zusammengeeetst  Der 
Ursprung  der  Gliederung  muß  daher  in  noch  viel  entlegenere 
Zeiten  surftckgehen.  Dieselbe  Gliederung  ist  aber  nicht  nnr 
tür  das  8.  und  9.  JahrhundcTt  bezeugt.  Sie  ist  noch  im  10.  Jahr- 
hundert schlechthin  die  Gliederung  des  Volkes,  diejeniere  (ilinie- 
rung,  wegen  der  die  Sachsen  nach  dem  Ausspruche  \\  idukinds 
sind  „triformis  genere  ac  lege". 

Auch  über  die  Schärfe  des  Gegensatzes  kann  gar  kern 
Zweifel  bestehen.  Der  Vergleich  Schröders  mit  der  indischen 
Kastenordnung  ist  nicht  unzutreffend.  Nicht  nur  das  Urteil 
der  Beobachter,  auch  die  einzeln  iilx  rlieferton  Ziii^e  beweisen 
die  Tiefe  der  Kluft.  Nicht  nur  nach  dem  Stunde  des  Ver- 
letzten sind  Wergeid  und  i^ufle  al)gestuft,  auch  bei  den  Leistungen 
wird  der  Stand  des  Leistenden  beröcksichtigL  Für  die  an 
den  Fiskus  zu  zahlenden  Bußen  ist  dies  ja  überhaupt  nicbt 
bestritten.  Das  Eheverbot  und  die  Sanktion  durch  Todes- 
strafe, die  standische  Vertretung  im  Vülkerschaftsrat,  alles 
deutet  auf  die  Tiefe  des  ständischen  Gegensatzes,  auch  zwischen 
Edeln  und  Frilingen.  Solche  Scheidungen  pflegen  sich  nicbt 
leicht  zu  verwischen,  am  wenigsten  in  einer  Zeit  und  bei  einem 
Stamme,  die  das  überlieferte  Recht  mit  Eifersucht  wahrten. 

Da  diese  scharfe  Scheidung  die  sonst  umwälzenden  ßn- 
wirkuiigen  der  fränkischen  Eroberung  und  der  Cliri^ätianisiening 
uugesch wacht  überdauert  hat,  so  müssen  wir  erwarten,  dali 
deutliche  Nachwirkungen  dieses  Gegensatzes  in  den  folgenden^ 
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vergleichsweise  ruhigen,  der  Erhaltung  des  heimischen  Kechts 
in  Sachsen  günstigen  Zeiten  noch  Jahrhunderte  hindurch  her- 
vortreten müssen. 

Alle  Analogien  sprechen  für  die  Liaogiebigkeit  ständischer 
Unterschiede*  Oben  haben  wir  geseheni  daß  die  Schichtung 
der  bäuerUchen  Bevölkerung^  wie  sie  im  Spiegel  hervortritt^  in 
SchofiPenbare,  Landsasseu  und  Laten  in  den  bSueEÜcfaenYerh&lt'- 
nisscn  Niedersachsens  ihre  Spuren  noch  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert hinein  hinterlassen  hat  Dabei  waren  die  Zeiten  beweg- 
licher geworden  als  in  der  Spanne  vom  10.  zum  12.  Jahrhundert 

Wenn  man  in  der  Problemspaltung  eine  Yorrechtsdiffe- 
reoaeraog  siebt,  dann  erfüllt  sich  die  berechtigte  Erwartung 
oicht  Nirgends  finden  sich  Spuren  des  angeblichen  Volks- 
adels, der  Rechtsgleichheit  zwischen  Altfreien  und  libertinen. 
Auch  in  den  ausführlichen  und  sehr  altertiinilichen  Angaben 
des  Sachsenspiegels  ist  nicht  der  geringste  Zuii^  \  orhanden, 
dessen  Zurüekführung  auf  den  Volksadel  nur  in  Frage  käme^ 
während  die  angeblich  früher  nicht  vorhandene  Freg»eitsdiffeienz 
scharf  hervortritt 

Wenn  man  dagegen  schon  in  der  Ftoblemspaltung  eine 
Freiheitsdifierenisierung  sieht,  dann  ist  die  Erwartung  genau  so 
erfüllt,  wie  sie  gehegt  werden  tlail.  Die  altöuehbiäche  Gliede- 
rung der  Freien  ist  aueh  für  den  Sachsenspieö:^!  bedeutsam, 
aie  ist  die  grundlegende  Gliederung  in  SchoH'enbare  und  Nicht- 
schöffenbare;  sie  ist  es,  die  noch  in  modemer  Zeit  fortgewirkt 
hat  Auch  für  die  Zwisclieozeit  zwischen  dem  10.  Jahrhundert 
and  dem  Sachsenspiegel  ergeben  sich  bestätigende  Nachricfateni 
unter  andern  durch  einen  teilweise  überraschenden  AufschluB.^ 

559.  Zu  demselben  Ergebnisse  gelangt  man,  wenn  man 
von  der  Würdigung  des  Sachsenspiegels  ausgeht  und  nach  dem 
Alter  der  Hauptgliedernng  fragt. 

Das  Bild  der  sachsiBchen  Stände,  das  uns  £yke  zeichnel^ 
liat  historische  Perspektive.  Die  Abgrenzung  der  Klassen 
ist  gewissermaßen  ein  Palimpsest   Wk  können  jüngere  und 


1)  Vgl.  §  7S. 
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ältere  Schnftzüge  unterscheiden.  Zu  den  jüngeren  Zögen 
gehören  die  Unterschichtuiigen  der  beiden  Hanptgruppen  und 
die  kreuzende  £mteiiuDg  nach  der  Ritterburtigkeit  Die  £iD* 
teilong  in  Altfreie  und  Ldbertinen  ist  eine  viel  ältere  Schrift 
Sie  ist  für  das  Auge  des  Spieglers  bereits  etwas  hell  geworden. 
Er  Hpricht  von  drei  Arten  der  FVeiheit.  Die  Scheidung  i^t  auch 
im  Zurücktreten  begriffen.  ScIimü  haben  die  Pfleghaiten  das 
Anrecht  auf  das  Amt  der  i  iunl  oten  erlaugt,  und  sie  stehen 
im  BegrifP,  au  Wergeid  und  Bui^e  der  Schöffenbaren  empor- 
zusteigen. Nur  in  den  altertfimlichen  Zfigen  tritt  uns  die  Zwei- 
teilung entgegen.  Aber  auch  die  jüngeren,  verhiltnismißig 
modi'iiieii  Zage  können  nicht  erst  in  der  Zeit  des  Spieglers 
geschrieben  sein.  Die  soziale  ]')«  (l(  utnng  der  Stadtverfassung 
geht  sicher  in  das  10.  Jahrhundert  zurück.  Wesentlich  älter 
sind  Lelmswesen  und  ritterlicher  Dienst  Die  Heerschüdord- 
nung  wurzelt  in  der  Karolingerzeit  Aber  die  Scheidung  der 
Altfireien  nnd  der  libertinen  muß  noch  filter  sein,  sonst  hatten 
sie  nicht  Weigeld  und  Buße  luiabhängig  \on  den  anderen  Fer- 
menten bestiiiunt.  Damit  zeigt  die  historipche  Perspektive  des 
Sachsenapiegels  uns  jene  Zeiten,  für  welche  uns  die  Scheidung 
in  Edelinge  und  Frilinge  ab  die  Volksgliederung,  ab  die  aüein 
für  die  Bußen  bedeutsame  Gliederung^  fiberliefert  ist 

Auch  Süßere  Zeugnisse  sprechen  für  diese  Rfickdatierung. 
Kriterien  der  im  Sachsenspiegel  bezeugten  Hauptgliederung  sind 
die  Auffassung  der  edlen  Geburt  als  altfreier  Geburt  und  dus 
Auftreten  eines  besonderen  Libertinenstandes.  Diese  Kriterien 
ffiiiren  sehr  weit  zurück.  Die  Bedeutung  der  alt£reien  Abkunft 
tritt  schon  bei  Thietmar  hervor.  Der  besondere  LäbertanenslaDd 
ist  schon  für  das  10.  Jahrhundert  durch  das  Privileg  von  937 
sowie  durch  Widukind  bezeugt  Damit  gelangen  wir  in  die 
Zeit  der  altsäehsischen  Standesgliederung.  Endlich  ist  auch  ans 
allgemeinen  Gründen  völlig  sicher^  daß  eine  Zurücksetzung  dir 
libertinen  in  den  Problemzeichen,  die  uns  noch  im  13.  Jahr- 
hundert bezeugt  wird,  schon  altsachsisch  gewesen  sein  muß.* 


1)  Vgl,  uüten  No,  588. 
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Möcren  wir  die  ( iliedemnp:  der  alten  Nachrichten  nach 
vorwärts,  oder  die  Hauptgliedeiim^  des  Sachsenspiegels  nach 
rückwärta  verfolgen,  immer  gelangen  wir  zu  einem  gleichzeidgea 
Bestehen  beider  Einteilungen  hinsichtlich  derselben  Problem- 
zeichen^  und  diese  Gleichzeitigkeit  kann  angesiehta  der  er- 
schöpfenden Tragweite  einer  jeden  Emteilung  nur  ab  Wesens- 
einheit  gedacht  werden. 

560.  Zu  der  Annahme  der  Kontinuität  stimmt  ferner  das 
Auftreten  der  Standesbezeichnungen  bei  den  Historikern  und 
in  den  Urkunden,  namentlich  in  den  Zeugenlisten.  Wenn  eine 
grundlegende  Gliederung  durch  eine  andere  verdrängt  wirdj  dann 
pfl^  in  den  Bezeichnungen  eine  Yeränderung,  ein  Schwanken 
einzutreten.  Die  neuen  Merkmale  kommen  zuerst  in  neuen 
Bezeichnungen  zum  Ausdrucke.  In  der  Tat  findet  sich  ein 
solcher  Verlauf  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  als  die  Se!i(  idung 
nach  der  liitterbürtigkeit  den  Sieg  über  die  Scheidung  nach 
der  Freiheit  der  Herkunft  davontrug.  Die  Ausdrucke  milites 
famuli  und  ihre  deutschen  Äquivalente  treten  zunächst  heir* 
sehend  hervor,  und  es  dauert  Jahrhunderte,  bis  die  alte  Be* 
zeiehnunfi^  der  Altfreien  ^edel^  auch  in  den  Zeugenlisten  die 
techuiscbe  Jjezcichnan<^  des  neuen  Adels,  des  Standes  der 
Ritterburtigen,  geworden  ist.  Aber  die  alten  Nachrichten  über- 
iiefeni  uns  keinen  Anhalt  für  eine  entsprechende  Verdrängung 
einer  altsächsischen  Gliederung  durch  die  Gliederung  des 
Sachsensplegek.  Gewiß  sind  die  Nachrichten  dürftiger,  aber 
immerhin  so  reichlich,  daß  sie  uns  Spuren  zeigen  mOßten, 
wenn  Umwälzungen  stattgefunden  hätten.  Statt  dessen  läßt  das 
Auftreten  der  Standesbezeichnuugen  bei  den  Historikern  wie 
in  den  Zeugcniisteji  entschieden  auf  Kontinuität  der  Verhalt- 
nisse schließen. 

Bei  den  Historikern  wird  die  Bezeichnung  nobilis  im  10., 
11.  ond  12.  Jaiuhundert  in  ganz  der  Reichen  Weise  und  im 
allgemeinen  gleich  häufig  gebrancfal  Nach  Schröder  bezeichnet 
^edeP  bei  Widukind  ganz  allein  den  Angehörigen  des  noch 
fortdauernden  Volksadels.  Dagegen  bezeiclinet  es  „seit  dem 
10.  Jahrhundert**  bei  „Friesen,  Sachsen  und  Thüringern'' 
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den  Stand  der  Gemeinfreteo.^    Widukind  unternahm  t«ft 

Werk  967.  Der  BegrilYs Wechsel,  den  Schröder  aunimint  ,  muß 
sich  in  Sachsen  zienilicli  ph'jtzlich  vollzogen  haben.  Tiuuierhiii 
müßten  wir  irgend  ein  Anzeichen  für  das  VorbandeDsein  des 
Wechsels,  für  einen  Doppelbegriff  von  edel  finden.  Davon 
kann  moht  die  Bede  sein.  Das  Wort  wird  mit  einer  ein&chea 
Sicherheit  verwendet,  welche  jedes  Bewußtsein  von  einer  dieser 
beiden  Tatsachen  ausschließt.  Ich  will  ein  Beispiel  hervor- 
heben. Thietmar  hat  sein  Werk  1012  begoDiieii,  also  45  Jahre 
nach  Widukind,  aber  im  11.  Jahrlunidert.  Er  überheizt  edel 
nicht  nur  mit  nobilis,  sondern  auch  mit  ingeuuus-,  und  ge- 
braucht es,  wie  ja  auch  Schröder  annehmen  muß,  lur  die  alt- 
freie  Abkunft  Aber  niigenda  tritt  bei  ihm  das  Bewoßtaein 
von  einem  Doppelb^riff  oder  einem  B^riffswechsel  hervor.' 
Er  gebraucht  dasselbe  Wort  auch  für  Geschlechter,  die  zu 
den  Edeln  \\  idukindjj  gehören*,  ohne  auch  nur  den  Schatt*-n 
eines  Unterschiedes  anzudeuten.  Und  doch  hätte  Thietmar, 
^enn  die  Edelinge  ein  solcher  Fürstenadel  gewesen  wiren, 
dies  wissen  können,  denn  er  g^ört  selbst  su  einem  Ge- 
schleohte,  das  schon  bei  Widukind  als  edel  hervortritt  (Grafen 
von  Stade). 

Zu  demBelben  Schluß  führen  die  Zeugenlisten.  Bis  zum 
11.  Jahrhundert  wird  regelmäßig  der  Staud  der  Zeugen  gar 
nicht  angegeben.  In  den  Ausnahmefällen,  in  denen  die  Angpd)e 


1)  BcbrSder  nimmt  an,  daß  das  Wort  edel  nur  den  jeweils  h5fllist«i 
Stand  bezeichnet  habe,  zuerst  den  Volkaadel,  dann  (bei  den  Sachsen,  Frieeen, 
Thüringen!  seit  dorn  10.  JalirbuDdert)  den  Stand  der  Oemeinfreieiu  Für 
Libertinen  wäie  der  Ausdnu  k  unerhört  Schröder  setzt  daher  als  8ell>al- 
verständlich  Toraofl.  daß  schon  seit  dem  10.  Jahrhuiilt  it  ein  von  den 
Libertinen  unterschiedener  Stand  der  Ocmeinireiea  existiert  habf. 
Den  Widerspruch  dieser  Hypothese  mit  seiner  Theorie  merkt  Schröder 
nicht,  weil  er  den  Frilintron  ul>erhanpt  keine  Aufmerksamkeit  widmet, 

2)  Vgl.  oben  S.  398,  fornor  Moa.  Germ.  Eist  Ss.  XU  &  751  [15], 
865  (12J,  S.  868  [41]. 

3)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  ÖU9  [19j,  818  [46],  82ö  [19j,  838  l28j,  844 
860  [32j. 

4)  S.  735  [IJ,  7441  [35J,  779  [lOj. 
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vorhanden  ist  oder  ergänzt  werden  kann,  erweisen  sich  die 
namentlich  genannten  Zonjicen  als  nobiles.  Im  1 1 .  Jahrhundert 
mehren  sich  die  liezeichnuiigen.  Neben  die  nobiles  treten  die 
Älinisterialen,  in  Osnabrück  auch  die  oben  erwähnten  nicht- 
edleD  liberL  Aber  die  nobile»  domimeren  durchaus.  Es  fiuden 
sich  übemlli  auch  in  Osnabrück,  Urkunden,  in  denen  sie  allein 
genannt  sind.  Diese  nobiles  werden  alleinstehend  oder  im 
Gegensatz  zu  Ministerialen  ebenso  oft  als  liberi  bezeichnet. 
Ihre  Zahl  ist  im  11.  Jahrhuiulei't  bedeutend  nnil  dio  Namen 
sind  wechselnd^  doch  läßt  nich  eine  allmüliiichc  Verringerung 
erkennen.  Im  12.  Jahrhundert  tritt  dieser  Vorgang  noch 
sohfirfer  hervor.  Gegen  Ende  tauchen  in  Westfalen  die  liberi 
comitiae  auf  nnd  im  13.  Jahrhundert  wird  die  Bezeichnung 
nobilis  nur  noch  im  Wechsel  mit  liberi,  soweit  sich  ersehen 
läßt,  nur  für  ritterliche  Freie  «^t  braucht,  während  die  rein 
bäuerlichen  Schöllenbaren  einfaeli  als  liberi  auftreten. 

In  dieser  Entwicklung  treten  zwpi  Züge  als  erklärungs- 
bedürftig hervor,  das  ursprüngliche  Fehlen  jeder  Bezeichnung 
und  die  erst  langsame,  spSter  rasche  Yerringening  der  Zahl 
der  nobiles.  Von  nnserm  Standpunkte  sind  beide  Züge  ver^ 
Btandlich.  Wenn  die  alten  Vollfreien  alle  nobiles  waren,  dann 
konnte  die  Bezeichnung  als  selbstverständlich  unterbleiben.  Sie 
wurde  erst  notwendig,  als  neben  den  Vollfreien  auch  die  Mi- 
nisterialen, und  in  Osnabrück,  wie  es  scheint,  auch  andere 
liberti  eine  soziale  Bolle  zu  spielen  begannen.  Die  allmähliche 
Verrii^erung  der  edlen  Zeugen  beruht  auf  dem  wirklichen 
Zusammenschmelzen  der  Yollfreien,  die  BescMeunigimg  des 
Yurgan^es  auf  einer  Einschränkung  des  Prädikats  „edel"  auf 
diejenigen  Kleniente,  welche  sich  außer  der  Altfreilieit  auch  den 
Hecrschüd  bewahrt  hatten.  Dagegen  bereiten  beide  Züge  der 
Annahme  der  herrschenden  Lehre  erhebliche  Schwierigkeiten. 
Wenn  die  Eklelinge  ein  Vorrechtsadel,  die  Frilinge  aber  die 
Gemdnfreien,  also  auch  vollfreie  Grrundeigentfimer,  der  Kern 
des  Volkes  waren,  dann  müBten  wir  erwarten,  gerade  zur  Zeit 
der  Geltnni^  dieser  scharfen  Spaltung  innerhalb  der  vollfreien, 
vollrechtsfähigen  Elemente  auch  eine  standige  KlassifizieruQg 
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der  Zeugen  zu  finden^  wie  wir  sie  naxk  dem  Emponteigeii  der 
BCbisteriftlen  tatsSchfich  finden.   Wenn  diese  Gliedenii^  um 

die  Wende  des  11.  JainLuiiiieriö  erlosch,  dann  müßten  wir 
erwarten,  daß  die  BezeichDimg  der  alteu  Stände,  insbesooderv 
der  nobilesi  aus  den  ZeugenÜBten  auf  lange  verschwindet  und 
durch  neue  Auadrüoke  ersetct  wd.  Nach  beiden  Bicfatnngeii 
weisen  die  tatsächlichen  Zustande  das  Gegenteil  au£ 

Das  Gewicht,  das  diese  allgemeinen  CMchtspunkte  su* 
p:uiisten  dor  Kontinuität  in  die  Wagschale  werfen,  ist  ein 
sehr  gr^il'ie.s. 

Dieses  Keauitat  ist  nun  angesichts  der  einzelnen  Merk- 
male nachsaprüfen.  Bei  jedem  veigteichbaren  Momente  ist 
isoliert  zu  untersuchen^  ob  es  die  Annahme  einer  Kontinnitit 
unterstötet,  hindert  oder  dieser  Annahme  gegenüber  neniral 

ist.  Das  Ergcbuiij  laßt  sicii,  um  es  vorweg  zu  nehmen,  wie  folgt 
präzisieren : 

Ein  Hindernis  für  die  Annahme  der  Kontinuität  eigibi 
sich  nirgends. 

Eine  Unterstützung  erbringen  am  unmittelbarsten  und 
deshalb  am  intensivsten  die  Standesbesdcfanungen. 

Die  Beweiswirk uiig  der  Wergelder  hängt  in  ihrem  Grade 
ab  von  der  Stellungnahme  zu  der  lex  Saxonnm.  Sie  ist  bei 
richtiger  Stellungnahme  gleichfallR  eine  durchschlagende. 

Der  Erbreehtsmangel  und  die  Gerichtsbeaehnngen  ge- 
wahren wohl  Unterstützung,  aber  keine  sehr  eingreifende,  weil 
präjudizielle  VerhSltniBse  noch  unsicher  sind. 


Drittes  Kapitel. 
Bie  Yerglelehiuig  der  einzelnen  JKcrkmaie. 

A.  Die  Standesbezeichnungen.   §  68. 

561.  AVenn  die  Forschung  bisher  fast  aiibiiahmslo?  jeilen 
Zusanmieuhang  der  altsächsisohen  Gliederung  mit  der  Stand(^ 
gliedemng  des  Sachsenspiegels  verneint  hat,  so  hat  zwdfelios 
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der  Umstand  mitgewirkt^  daB  uns  ganz  verachiedeoe  StandeB- 
bezeichnungeii  entgegciitreten.   Die  Worte  der  Quellen  bilden 

mit  Recht  den  Ausgangspunkt  jeder  historischen  Untersuchung. 
Von  den  beiden  altsäciisischeu  btjiiidesbezeichnungen  findet 
sich  in  dem  Sachsenspiegel  nur  ^edel^  und  nur  an  einer  ein- 
zigen nicht  ohne  weiteres  deutLiehen  Stelle.^  Friiing  fehlt  ganz. 
Die  gebräachlichen  Standesbeseichnimgen  sind  völlig  andere. 
Es  scheint  jede  Anknüpfung  zu  mangeln. 

Aber  die  nähere  Untersuchung  führt  auch  hinsichtlich 
der  Terminologie  zu  einem  anderen  Ergebnisse.  Die  historische 
Perspektive  vervoUstiindigt  sich  bei  Zuziehung  anderer  Nach- 
richten. Hinter  der  Dreigliederuug  des  Spiegels  steht  eine 
altertümliche  Zweigiiederong  in  Altfreie  und  Libertinen.  Und 
diese  Zweigliedemng  zeigt  dieselben  Standesbezeichnungen,  wie 
die  altsachsische  Zweigliedemng.  Es  läßt  sich  nachweisen, 
daß  „edel*^  iui  11.  Jahrhunderl  den  Mann  altfreicr  Herkunft 
bezcirlniet  hnt.^  Und  sichere  Belegsteilen  erp;eben,  daB  der 
Libcrtiae  iViÜng  genannt  wurde. ^  Wie  im  8.,  9.  und  10.  Jahr- 
hundert)  so  zerfielen  die  freien  Sachsen  im  11.,  12.  und  13. 
in  Edelinge  und  Frilinge.  In  dieser  späteren  Zeit  beruhte  der 
Gegensatz  sicher  auf  der  Freiheitsdtfferenzierung.  Damit  ist 
ein  selbständiger  und  gewichtiger  Grund  für  die  Annahme 
gegeben,  dal)  er  schon  [rülior  diesen  Inhalt  gehabt  hat 

Allerdings  die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  Unter- 
schieds ist  ge\vichen.  Jüngere  Diüerenzieruugen  sind  für  das 
soziale  Leben  bedeutsamer  geworden.  Sie  haben  schließlich 
auch  die  Terminologie  beeinflufit  Die  Spaltung  der  YoUfreien 
hat  den  usuellen  Sinn  von  ^edel^  verengert  und  eine  jüngere 
technische  Bezeichnung  in  „schöifenbai*  erzeugt.  Sie  ist  es,  die 
der  Spiegier  gebraucht.  Nur  in  einer  Generalklansel  sciiiiiimert 
die  alte  Sprachdecke  durch.  Der  Stand  der  1^'rilingc  hat  sich 
für  die  soziale  Betrachtung  völlig  gespalten.  Wir  werden  sehen, 
daß  in  den  Augen  des  Spielers  ein  Teil  zu  den  Unfreien 

1)  Vgl.  oben  S.  327, 

2)  Vgl.  üben  S.  401  ff. 

3)  Vgl.  oben  S.  5i8ff. 
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Übeigetreten  ist  Deshalb  war  die  alte  gemeinsiune  Beeeicb- 
nuDg  nnbranohbar  geworden.  Die  riohtige  Wfirdigung  der 
Terminologie  fordert  somit  die  Annahme  einer  Identität  der 

beiden  Hauptgliederuiigeii. 

562.  Das  Gewicht  dieser  Gründe  wird  uneh  verstärkt 
durch  die  friesische  Parallele.  Die  lex  Frisionuai  zeigt  ebenso 
wie  das  altsaehsische  Recht  und  in  den  Grundsügen  überein- 
stimmend  eine  triparti1io>  eine  Dreiteilung  in  nobilee,  liberi 
und  Uti  Seit  dem  11.  Jahrhundert  begegnen  uns  die  Fkoblem» 
bezeichnnngen  etheling,  friling  nnd  lite.  Bei  diesen  Angaben 
ist  nun  der  Gegensatz  zwischen  etheling  und  friling  die  Freiheits- 
differenzierung. Und  iür  Friesland  ist  der  Kiickschliilj  besonders 
sicher.  Die  Bedeutung  der  friesischen  Parallele  für  Sachsen 
beruht  auf  G^ensätcen.  Die  sozialen  und  politischen  Ver- 
hältnisse waren  in  Friesland  andere  ab  in  Sachsen.  Die  Me- 
sische  Sprache  ist  nicht  die  sfiohsisohe.  Wenn  trots  dieser 
Gegensätze  dieselben  Standesbezeichnungen  im  11.  und  13.  Jahr» 
hundert  denselben  Gegensatz  ausdrucken,  so  kann  die  Uber- 
einstin i  nun  i<j:;  nicht  auf  jüngerer  Entwicldnng,  sondern  nur  auf 
uralter  Gemeinschaft  beruhen ^  die  weit  über  die  Zeit  unserer 
Quellen  surficlcreicht 

Im  übrigen  ist  das  Vorkommen  der  beiden  Froblemworte 
in  den  spftteren  Nachrichten,  auch  wenn  wir  von  dem  Werte 
für  die  spezielle  Frage  der  Kontinuität  absehen,  für  unser 
Problem  von  irrolier  unmittelbarer  Bedeutung.  Ich  kann  iti 
dieser  Hinsicht  auf  frühere  Ausführungen*  verweisen  und  will 
nur  auf  die  von  Schröder  erhobenen  Canwendungen  kurx 
replizieren. 

563*  Schröder'  glaubt  die  Bedeutungsgeschichte  von 
^edel**  SU  seinen  Gunsten  verwerten  sn  können.    Er  billigt 

das  von  mir  für  luuiiiische  Aufzeichnungen  deutsehredender 
Elemente  bedingt  aufgestellte  Aquivalemsprinzip  ^  und  wendet  es 


1)  Vgl.  Qemeinfreie  S.38fr. 

2)  a.  a.  0.  S.  360, 70. 

3)  Vgl.  obeo  &  395  und  Qemeinfreie  S.  59 tf. 
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an  auf  —  Taeitaa.  Damit  glaubt  er  xa  beweisen,  daß  Tacitna 
adaling  mit  nobflia  und  friliog  mit  ingenaua  übersetzt  hat 

Von  dieser  Grundlage  aus  gewinnt  er  folgende  Entwicklung: 
„Adel  war  jederzeit  der  voruehmste  Stund:  Iiis  zum  Unter- 
gjinge  des  gcrmauiflchen  Volksadels  eben  dieser,  dann  (bei  den 
Franken  seit  dem  6.,  [bei  den  Bayern  seit  dem  8.]S  bei  den 
Sachsen,  Friesen  und  Thüringem  seit  dem  10.  Jahrhundert) 
der  Stand  der  Gemeinfreien,  dann  der  —  Herrenstand  —  und 
endlich  —  der  niedere  Adel  der  Ministerialen.^ 
Damuf  ist  zu  erwidern: 

1.  Das  Äquivalenzprinzip  ist  auf  Taeitus  seihst  überhaupt 
nicht  anwendbar,  da  er  oidit  zu  den  deutschredenden  Klenieuten 
gehörte.  Inwieweit  seine  Gewälirsmanner  übersetzt  haben  und 
inwieweit  sich  Tacitus  an  ihre  Terminologie  gehalten  hat,  ist 
eine  noch  offene  und  kaum  sicher  zu  losende  Frage. 

2.  Wenn  das  ÄquivalenzprinKip  auf  die  Ausdrücke  des 
ia(  itus  tinwendbai  wäre,  so  wihjt*  daraus  nicht  folgen,  daß 
adaling  das  Äquivaleut  für  uobilis  und  friling  für  ingenuus  ist. 
M'enn  Schröder  diese  Jb'olgerung  zieht,  so  hat  er  eben  seine 
Lösung  des  Problems  vorw^genommen.  Mit  dem  Äquivalens- 
prinzip  ist  die  Gleichung  ingenuus  »  adating,  libertus  «  friling 
genau  ebenso  vereinbar.  Das  Äquivalensprinzip  ist  überhaupt 
nur  ein  Fonnalprinzip.  Die  wirkliche  Erforschung  <k  r  g(  r- 
manisclien  rminologie  zur  Zeit  des  Tacitus  ist  ein  weit- 
schichtiges  Uuttrnehuien.  öoweit  ich  seinen  Gaug  überscimue, 
dürfte  es  selbständige  Gründe  für  meine  Ansicht  bieten. 

3.  Die  von  Schröder  angenommene  hohe  Pragnana  des 
Wortes  in  germanischer  Zeit  wurde  noch  keinen  Beweis  für  die 
Existenz  dieser  Prägnanz  in  den  Problemquellen  erbringen. 
Denn  Schröder  erkennt  ja  an,  daß  das  Wort  in  der  Problera- 
zcit  bei  den  Nachbarstäianieu  der  Fmuken  und  Bayern,  ein 
Jahi'hundert  später  auch  bei  allen  den  Problemstämmen  die 
Bedeutung  ,gemeinfrei''  gehabt  hat  Die  isolierte  Betrachtung 


1)  Die  Bayern  hat  Schröder  bei  der  Auf^ilhlung  vergessen.  Aber 
i»eiiie  Anäicht  ist  früher  ausgesprochen;  a.a.O.  S.  369. 
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dieser  UmatSiide  eigibt  für  die  ProblemqudleD  die  Wahnebeur 
lichkeit  der  Übereinstimmung,  nicht  der  Abweichung.  We&s 

Schröder  die  Abweichunp^  von  der  Entwieklutii;  in  Bayern  dan. 
erklürt,  daß  bei  den  ProblemsUimnieii  die  Zaiil  der  „Vorrecht- 
leute^  großer  gewesen  sei,  so  nimmt  er  wieder  die  Lösuu^ 
vorweg.   Die  große  Zahl  der  sachsischen  Fürstengeschlecliin 
ergibt  sich  nur  aus  der  Identüizierung  mit  den  Edetingen.^ 

4.  Die  herrschende  Meinung  fOhrt  au  der  Annalime  eiDci 
Zickzackbewegung  in  der  Kllt^Yicklung  des  Wortsinns,  welclis 
sachlicli   nicht   annehmbar   ist*    vSchroder   begegnet  diesem 
Argumente  dadurch^  daß  er  die  Grundbedeutung  als  ein^ 
formal  juristische  auf&kßt  Der  Adel  ist  nur  die  ständisch« 
Spitze.   Nach  dem  Wegfall  der  ältesten  Spitse,  der  hypoihe- 
tischen  FurstengescUechter,  wurden  uberall  die  Gemeinireiefj 
Spitze  und  deshalb  Adel,  bijs  sieli  im  HerrenBtainl  eine  new 
Spitze  erhob,  die  dann,  allerdings  ohne  zu  verschwinden,  dea 
Ministerialen  Anteil  an  dem  Prädikate  einräumte.   Die  formale 
juristische  Bedeutung  ist  immer  dieselbe  geblieben.   Nur  die 
Beziehung  hat  vieUach  gewechselt    Diese  Hypothese  ent* 
spricht  nicht  dem  quellenmäßig  bezeugten  Sinn  des  Worten 
Das  Wort  hat  inuner  aueh  einen  sozialen  Vor:>tellungsLiiliali 
gehabt.    Von  einem  Einrüekeri  der  (iemeinfreien  in  die  sowaK" 
Stellung  aussterbender  l'ürsteugesohleckter  kann  nicht  die  Heilr 
sein.    Die  juristische  Bedeutung  war  femer  gar  nicht  die 
Spttzenbedeutung.   Auch  Schröder  nimmt  ja  an,  daß  bei  den 
Bayern  edel  den  Gemeinfreien  bezeichnet,  obgleich  ein  höherer 
Stand  an  der  Spitze  steht.    Und  da  wo  der  Stand  der  Edclin.. 
in  den  Problemzeiehen  der  höchste  Voik?,>.tand  war,  da  hattt 
die  Standesbezeiclmung  immer  auch  einen  materiellen  Inhalt. 
Die  £delinge  waren  Leute  mit  zifiermaßig  bestimmtem  Wer- 
geide und  mit  entsprechend  bestimmter  BuSe.    Weder  di« 
Generalisierung  der  Rechtsauszeichnung  noch  die  Übertnigun.' 
des   Begritt'b    unter   Leseitigung   des   inhciitjs    sind  denkbar. 


1)  Plnrimi  satrapai  bei  Beda  erULntert  aich  durch  den  Gegensatz  ,rcx*. 

2)  Vgl  Oemeinfreie  S.45. 

I 

I 
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Wenn  die  Fönteogeselileohter  aa8ge8toil)eQ  waren  obne  andere 

Elben  kds  die  Gemeiuiieien  zu  hinterlassen;  so  ^v^ire  auch  ihre 
StandeBbezeichnung  verschwunden.  Die  Gemeiuireieii  wai'eu 
erbunfähig.  Tatsächlich  waren  in  der  Zeit  des  vermeintlichen 
Erbschaftsanfalls  im  10.  und  11.  Jahrliundert  näher  berufene 
Erben,  höhere  Stände  vorhanden.  Der  Hemnstand,  der  Stand 
der  seniores,  der  freien  Herren  war  voriianden.  Und  der  Stand 
der  Ritter  war  in  der  Bildung  begriffen.  Einer  von  ihnen 
würde  die  Erbschaft  <  rworben  haben,  wenn  es  eine  solche 
Erbschaft  gegeben  hätte.  Ungeachtet  der  Erbau fähigkeit  der 
Gemeinfreieu ,  ungeachtet  der  Berufung  anderer  Erben  finden 
wir  nun  tatsachlich,  wie  auch  Schröder  aneikennt,  die  Beseich- 
nung  edel  zu  der  fraglichen  Zeit  im  Beaitse  der  Gemeinfreien. 
Daraus  folgt,  daß  diese  Bezeichnung  nicht  fürstliche  Erbschaft 
ist,  sondern  uraltes  Besitztum  der  Gemeinfreien. 

564.  Die  späteren  Frilingsst^Ilen  verwertet  SeluüdLr* 
nur,  um  mir  ihre  Berücksichtigung  zu  einem  methodischen 
Vorwurf  zu  machen.  Er  sieht  darin  eine  Neigimg  zu  einer 
^gewissen  Gleichmacherei  ohne  genfigende  Berücksichtigung 
von  Zeit  uud  Ort^. 

Tatsachlich  sind  die  späteren  sachsischen  Frilingsstellen 
vor  mir  überhaupt  nicht  für  rechtstreBchichtliche  Forsch unf2:eii 
verwendet  worden.  Die  beiden  signiiikanten  friesischen  Stclkn 
wareu  uur  von  Uichthofen  hervoi^ehoben  worden  und  sind 
sonst  fast  unbeachtet  geblieben.  Die  Heranziehung  des  neuen 
Materials  ist  ein  wissenschaftliches  Verdiensti  das  auch  von 
demjenigen  anerkannt  werden  sollte,  der  zu  einem  anderen 
Endresultate  kommt  Zeit  und  Ort  habe  ich  berücksichtigt. 
Die  Beaclitnng  scheint  mir  jedenfalls  methodisch  richtiger  zu 
sein,  als  die  einfaciie  Nichtbeachtung,  die  Schröder  für  geboten 
hält.  Der  Ausspruch  Schröders  hat  nur  Erkenntuiswert  für 
eeiue  Gerechtigkeit  und  seine  Objektivität 

Sachlich  habe  ich  zu  meinen  frühereu  Ausfahrungen 
zweierlei  hinzuzufügen: 


1)  S.  3C8. 
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Einmal  mdchte  ich  auf  die  3  (4)  nenen  Stellen  Innweim* 

die  ich  oben  ^  mitgeteilt  hal»e.  Die  Zahl  clor  Zeugnisse  uk  hrt 
sich  allmählich.  Aber  der  Inhalt  der  Aussage  bleibt  stets 
derselbe. 

Zweitens  muß  ich  betonen^  dafi  die  gleiche  Äquivalent, 
welche  wir  in  den  spateren  Zengntaaen  finden,  anch  in  alteim 
Nachrichten  dadurch  hervortritt,  daß  friling  mit  libertns  wieder- 
gegeben wird.  Neben  die  jüngeren  (ausdrücklichen)  Friliogs- 
stellen  ti'eten  ältere  (konkludente). 

Drei  dieser  btellen  iinden  wir  im  10.  Jahrhundert  Sie 
sind  oben  besprochen  worden.^ 

Aus  dem  9.  Jahrhundert  ist  beizufügen,  daß  Rodolpb 
von  Fulda,  der  die  sachsischen  Standesunterschiede  kannte 
und  von  dem  Stellingaaufstande  genau  Kenntnis  gehabt  haben 
muß,  die  Gesamtheit  der  Aufständischen,  welche  die  Frilioge 
und  die  Laien  bildeten,  als  liberti  bezeichnet,  also  diesea 
Ausdruck  auf  die  Frilinge  anwendet^'^ 

Endlich  ist  noch  aneufuhren,  daß  in  der  Ausgabe  der 
lex  Saxonum  von  Tilius,  die  auf  ein»  verlorenen  Handschrift 
beruht,  bei  der  Erwähnung,  die  der  Friling  in  I,  17  der  lex 
gefunden  hat,  für  „a  lil)ero"  die  Variante  „a  liberto'-  sich 
findet.  Ich  habe  diese  Stelle  in  meinen  Gemeinfreieu  ange- 
sichts des  allgemeinen  Charakters  der  Ausgabe  von  TiHus  von 
der  Verwertung  ausgeschieden/  Ich  bin  darin  sa  weit  ge- 
gangen. Die  Gesamtheit  der  Überliefenmg  ergibt  allerdings, 
daß  Über  die  ursprüngliche  Niederschrift  gewesen  ist  Die 
Variaute  beruht  auf  einer  Korrektur.    Aber  die  Korrektur 


1)  Vgl,  oben  8.  .iLSff. 

2)  Vgl.  oben  8.  6('4ff. 

3)  Conspirationem  libertomm  Mon.  Oerm.  SS.  I  8.  363.  Dazu 
Schröder  S.  318,  49.  Ks  gehört  l'berzeugungstrcuo  dazu,  ans  d^r  %  t: 
jvu.lolpli  vertretenen  T«'rnimo!ogie  keinen  niidern  Schluß  '^i-'hon,  als  dt- n, 
dali  liudülph  bicli  „wumgur  imterriciitet  zeige".  VgL  \\  auenbach  S,  227. 
Kaoh  Wattenbsohs  Ansidii  war  Rudolph  wShrend  der  Zeit  des  Stellin{;a> 
aufirtandes  offizieller  Historiograph.  üad  swar  bei  demjenigen  Könige» 
gegen  den  der  Aafstend  gerichtet  war. 

4)  Oemeinfroie  8.  57. 
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rührt  nicht  von  Tilius  her.  Seioe  rechtsgeschichtlichcn  Kennt- 
uisse  waren  nicht  genügend  und  er  hat  den  Text  auch  sonst 
nicht  geändert  Die  Korrektur  muß  von  einem  Urheber  hei^ 
rühren,  der  die  deutschen  Beseichnungen  der  altBaoheiaohen 
Standeegüedemng  kannte  und  der  Ansicht  war,  daß  libertua 
ein  unzweideutigeres  Äquivalent  für  fi  iling  sei,  als  lib€r.  Die 
Zeit  ist  nicht  genau  fixierbar,  muß  aber  aus  verschiedenen 
Gründen  früh  angesetzt  werden.  Deshalb  ist  dieses  Zeugoia 
für  die  Äquivalenz  libertus «» frillng  den  ältesten  anzureihen. 

Wenn  wir  die  Gesamtheit  der  Erilii^stellen  fiberblioken, 
dann  sind  sie  untereinander  verschieden  an  Zeit,  Ort  und  Be- 
schaffenheit. Aber  darin  besteht  allgemeine  Gleichheit,  daß  sie 
den  friling  nicht  als  Vollfreien ,  sondern  als  Minderfreien  hin- 
stellen. Der  Vorwurf  des  Gleichmachens^  den  Schröder  erhebt^ 
triffit  nicht  mich,  sondern  die  Überlieferung. 

B.  Wergeid  und  Bufie.   §  59. 

565.  Eine  analoge  Schwierigkeit  wie  bei  den  Sümdes- 
bezeichnungen  tritt  bei  den  Wergeldern  hervor.  Auf  den 
ersten  Blick  spotten  die  Zahlen  eines  jeden  Zusammenhanges. 
ISn  tieferes  Eindringen  zeigt,  daß  der  Zusammenhang  ein  sehr 
enger  ist. 

Dieses  m.  E.  gesicherte  Ergebnis  ist  schon  aus  allgemeinen 
Gründen  zu  erwarten.  Wie  man  die  alten  Stände  auch  auf- 
fassen mag,  wir  müssen  immer  erwarten,  die  Wergeldbetrage 
der  karoHngischen  Zeit  im  Sachsenspi^el  wenig  geändert  wieder> 
zufinden.  Weigelder  und  Bufien  sind  konventionelle  Werte  und 
gemde  deshalb  aufieroidendich  bestindige.  Regelmäßig  sind  es 
nur  die  Venuiderungen  im  Münzwesen,  die  zu  ihrer  Abänderung 
Aülaß  gaben. ^  Zwischen  der  lex  Saxonuni  und  dem  Sachsen- 
spiegel liegt  nur  eine  Veränderung  der  Münzrechnung,  der  Uber- 
gang von  der  MünsreohuDg  der  lex  Saxonum  zu  der  Bechnung 
öach  12  teiligen  Schillingen.  Die  Spuren  dieses  Yoiganges  sind 


1)  Vgl.  den  2^'acliwci.s  für  Frioälaud  Güttiugur  Gulekrt  Aazeigea 
8.859fi,  878. 


Digitized  by  Google 


686 


Yierter  Haaptteil.  Die  altsäohdsche  VoUEBgUedeniiig. 


noch  im  Spiegel  erhalten. ^  Die  Bußen  der  Fürsten  und  Herr*  u 
werden  noch  in  Gold  gezahlt.  Der  Spiegler  gibt  noch  eine 
Nachricht  über  das  UmrechDunjjsvcrhältnis. 

Zu  diesen  allgemeinen  Gründen  treten  nun  für  den  SachseiH 
Spiegel  noch  zwei  spezielle  Orfiode:  a)  Die  Bichteibnfien  des 
Sachsenspiegels  sind  dn&ch  die  frankischen  Bußen.  Für  den 
Königsbann  von  60  Schillingen  ist  dies  ja  allgemein  anerkannt 
Für  andere  Bußen  wird  sich  dies  unten'  als  gleichfall?  j^ichcr 
hemusstcllen.  Nur  sind  die  Goldbußen  nach  dem  Verhältnis 
1  Vollschiliing  =  40  Denare  umgerechnet.  Diese  Richterbußen 
wurden  in  derselben  Mfinze  gezahlt  wie  die  Weigelder  nod 
PHvatbnßen.  Für  die  Furstenbußen  ist  die  Fonnel  dieselbe.* 
Auch  sonst  ist  die  Ubereinstimmung  durch  Kontrollnachrichten 
sicher.'*  Folp-lich  kann  auch  die  PrivatbuRc  keine  andere  Ab- 
üuderung  aus  nuioismatischen  Gründen  criahrea  haben,  als  die 
Umrechnung  in  12  teilige  Schillinge  mit  etwa  parallel  gehender 
Abrundung.  b)  Gerade  bei  den  Wefgeldem  und  Bußen  des 
Spiegels  ist  das  Hohe  Alter  aus  anderweiten  G^ronden  gewiß. 
Hätte  eine  selbständige  Neuregelung  im  11.  und  12.  Jahr- 
hundert stattgefunden,  so  würden  wir  eine  stärkere  Auszeich- 
nung der  Fürsten  und  Herren  und  eine  AuszeichnuDg  des 
JEtitterstandes  vorfinden. 

Deshalb  ist  es  völlig  sicher,  daß  ein  enger  ziffennäßiger 
Zusammenhang  swisdien  den  Wergeldem  der  lex  Sazcmum 
und  denen  des  Sachsenspiegels  tatsächlich  bestanden  hat.  Ob 
die  Quellen  ausreichen j  um  ihn  zu  erkennen,  ist  natürlich 
eine  zweite  Frage. 

566.  Die  Losung  des  Erkenntnisproblems  wird  durch 
die  Überlieferung  der  kaiolingiechen  Veigleichsobjekte  erachweit 


1)  Ssp.  III  45  §  1. 

2)  Vgl.  unten  §  74. 

3)  Vgl.  Ssp.  Lnr.  A.  68  §  8. 

4)  Als  in  HiUe  die  Mttnsen  geändert  and  soliwete  Denan  eingefoht 
wnideni  da  wurden  KSnifflhann,  Sdralxenhaim  nnd  Weigeld  in  denelbn 
Proportion  umgerechnet  Vgl  Dreyhaupt,  Saalekreis  II,  8.  473  (1276) 
Anoh  sonst  Ist  die  Oleiohlieit  der  Hünae  aUsher. 
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Die  Vergleichung  fordert  zimächst  die  Ermittlung  der  Münz- 
werte« die  in  der  lex  Seximum  gemeint  sind.  Eine  weitere 
Sdiwterigkeit  eigibt  sich  dadurch,  daß  die  lex  Sazonum  uns 
ntir  Wergeld  und  Bußen  der  Edelinge  und  der  Liten,  aber 

nicht  die  der  Frilinge  angibt.  Endlich  tritt  die  Fraire  auf,  ob 
das  jedenfalls  in  der  Eroberuii^s/vCit  aufgezeichnete  Voiköiecht 
lins  die  althergebrachten  Bulben  des  Volk'Brechts  oder  aber  im 
Intereeae  des  Friedens  erhöhte  Bußen  überliefert 

Ich  habe  diese  Yerhfiltnisse  in  meinen  Gemeinfreien  ^ 
snBffihrlich  erörtert  und  in  dem  „Ständeproblem''  einselne  Er- 
gänzungen gebracht.-  Die  nochmalige  Aufrollung  der  Fragen 
vfi'irde  zu  tief  in  friesische  Dinge  führen.  Denn  der  Schlüssel 
zu  der  lex  Saxonum  ist  die  lex  Frisionum,  deren  Einheit^ 
offisielle  Beschaffenheit  als  Bechteprotokoll  und  dadurch  ge* 
gebene  Bedeutung  stets  verkannt  worden  sind.  An  dieser  Stelle 
will  ich  nur  bemerken»  daß  ich  alle  angegriffenen  Teile  meiner 
Ausführungen  mit  gesteigerter  Bestimmtheit  festhalte. Im 
übrigen  muß  ich  auf  Früheres  verweisen  und  mich  wesentlich 
'lirauf  beschränken,  die  Relevanz  meiner  Ei^ebuisse  für  die 
Kontinnitats&age  festzustellen.  Ich  will  zunächst  mit  den 
beiden  uberlieferten  Wergeidzahlen  beginnen^  dann  kurz  die 
Frage  des  FrOingswergeldeß  streifen. 

567.  1.  Die  lex  Saxuimm  gibt  als  Wergeld  des  Edelings 
die  hohe  Zahl  von  1440  solidi  (3  x  480).  Diese  solidi  sind 
^olidi  minores  (leichtere  ältere  Tnente).  Nun  kennt  die  lex 
Saxonum  noch  solidi  majoresi  eine  neue  Münze  (schwere  karo- 
lingiache  Triente).  Nach  der  Umrechnungsnorm  gehen  drei 
>lte  Solidi  auf  zwei  neue.*  Ffir  die  Vergleichung  mit  den 
-päteren  Zahlen  haben  wir  von  den  umgerechneten  Beträgen 


1)  Vgl.  Oemeiufreie  8.250  ff. 

2)  Vgl.  Süindeproblem  367  ff. 

3)  Dies  gilt  insbesondere  auch  für  die  Annahme  eines  dopi^lt 
gestoften  Systems.    Anhang  1  der  Gemeiiifreien. 

4)  "Die  vorstehend  eiTigesetzten  Münzwerte  beruhen  nicl  t  luf  i  loßer 
Vermutung.  Viplnifhr  glaube  ick  ihre  Urkenntnis  als  voUJiommen  sicher 
bezeichnen  zu  können. 
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auszugeheu,  also  für  den  Edeling  960  solidi  majores  (3x320) 
anzusetzen.^  Die  solidi  majores  (kaiul inirische  Triente)  hatten 
einen  Wert  von  ISYg  karolingischen  biiberdeDaicn.  Deshalb 
betragt  das  Wei'geld  des  altsüchsischen  Edelings  in  Schillingen 
zu  12  DeDaren  1066  b.  +  8  D.  (3  x  [355  8.  +  ^Vs  I>0)' 
53Vs  Münspfond  (BxlV/^  Pfund). 

Das  Wergeid  der  Schoffenboren  betragt,  und  kwbt  wie 
wir  gesehen  haben,  in  dei^yclbcn  Münze  18  Pfund  oder  360 
zwölfteilige  Schillinge.^    Wenn  wir  diesen  Betrag  in  die  sohili 


1)  Die  Bomerlniiigen  Vinogradoffs  über  diese  Ziffer  a.  a.  0.  S.  ]b2 
«eigen  eine  Verwirrung,  welche  auch  sonst  in  seiner  Arbeit  bemerkbar  i^-t, 
▼gl,  ßtändeproblera  S.  554  ff.  Vinogradoff  meint,  ich  rechne  mit  einem  Wf-r- 
gelde  von  320  soUdi  und  habe  damit  recht  A^er  p:erado  deshalb  ergtj^  - 
sich  knino  Beziehung!  zu  den  fränkis^f^hen  Wergeldern,  möge  mnn  d^t- 
solidi  auf  Öilber  oder  auf  (iold  bezieheu.  „8md  öilbersolidi  ir-Tiiomt, 
würde  der  Goldbetitig  bloß  10G-/j  ausmachen,  was  nicht  einmal  der  ripu- 
arischeu  Noticning  von  IGO  solidi  entspricht  und  zu  G^k)  solidi  in  Silber 
in  gar  kein  Vei  iiiiltnis  m  bringen  i^t.''  Diese  BeraerkuriL:  borulit  auf  einer 
doppelten  Verworhshmg.  Vinogradoff  übersieht,  daß  <li*^  Ziffer  v.-n  ^20 
ülierhiiupt  erst  gewonnen  ist  durch  Umrechnung  in  nova  mout  ta..  l'^i 
die  Vorgleichuiig  nach  riickwiii  ts  kummt  die  altere  Zifft-r  voü  -IbO  leichten 
Trieutüu  in  Betracht,  welche  1(30  VoUscMlinge  ergibt,  also  dasjenige  Weigei-i 
das  die  lex  Bipuaria  dem  gememfreien  Seclieen  asobdligtj  Vinfigiidoff 
übemiebt  ferner,  daß  Bich  eSduische  und  frfinldaohe  Weii^dciflem  nur 
▼eigleichen  lassen,  wenn  man  sie  in  gleichen  Hünxwerten  aosdrackt 
Vinogradoff  konstatiert  aber  die  Unveigleichbarkeit  donsb  Oegenftbentd- 
lang  der  aogebUchen  Ziffer  106*/«  VoIlschilUnge  (in  Wiridiohkeit  160) 
der  fränkisoben  Ziffer  von  600,  die  auch  nach  seiner  Annahme  nur  in 
KleinschUliogen  existiert  bat  Die  Hilflosigkeit  Vinogradoffs  wird  noch 
itttseibafter,  wenn  man  seine  Ansführongen  B.  151  ff.  danebensteüt 

2)  IMe  Becbnung  läßt  sich  am  einfachsten  kontrollieren,  wenn  mau 
im  Auge  behält,  daß  9  schwere  Triente  zu  13'/,  Denaren  gleich  sind 
10  Kleinschillingen  zu  12  Denaren  (40/,  x  9  =  120  =  10  x  12). 

3)  Vgl.  Ssp.  Iii  45  und  hinsichtlich  der  Berechnung  Gemeinfreie 
S.  259 ff.  Hilliger  glaubt,  daß  die  Hypothesen  der  Abnmdong  auf  einer 
„ünterschätzuug"  der  niittelalterliehen  „Reehenkimst*  benihen.  Natürli'^ 
ist  dieser  Gedanke  verkehrt.  Wer  eine  „Abrundung"  anuimmt,  der  nimmt 
ja  riT) ,  daH  die  arithmetisch  richtige  Zahl  erkannt,  aber  bewußt  mit  einer 
bequemeren  vt'rtau.-^eh  t  wurde.  Die  Entdec  kung  der  mittelalterlichtü 
Arithmetik  durch  Hiliiger  lät  weder  neu  noch  relevant 


Digitized  by  Google 


'Weigeld  und  Bafie. 


689 


der  Lex  umrechnen,  so  haben  wir  324  solidi  majurts  cjder 
486  solidi  minores.  Das  Wergeid  stimint  daher  fast  vollständig 
uberein  mit  dem  Drittel  des  altsächsiscben  f^elingsgeldes. 

Die  vorhandeoe  Differenz  darf  ignoriert  weiden.  Denn 
bei  jeder  UmreehnoDg  des  Wergeldee  ist  die  Abrnndnng 
als  wabrseheinlieb  in  Betracht  m  sieben^,  sobald  die  genaue 
Kecliiuiiig  eine  ungerade,  schwer  teilbare  Zahl  ergibt.  Diese 
Vennutung  rechtfertigt  sich  durch  die  juristische  Bestimmung 
der  Wergeidziffer.  Sie  sollte  durch  Teilung  andere  Bußen  ergeben 
und  mufite  daher  teilbar  sein.  Die  Yemutang  rechtfertigt 
sieh  aber  femer  durch  Indoktion  «ob  den  fiberlieferten  Zahlen.' 
Die  Produkte  355  s. +  67,  B.  und  liy^  Pfund  sind  nun  so 
ungerade,  daß  wir  iiberhau])t  nicht  erwarten  dürfen,  diese 
Produkte  als  rezipierte  Zahlen  andei-s  als  abgerundet  auf 
360  Schillinge  und  18  Pfund  wiederzufinden. 

Das  erste  Eigebnis  ist  somit|  daß  das  Weigeld  der 
Schoffenbaren  ein  Drittel  des  effektiven  fiddingsweigeldes  der 
lex  Saxonum  darstellt  Die  weitere  Frage  geht  nun  dahin,  ob 
die  Zahl  der  lex  Saxonum  als  altüberlieferte,  volksrechtliche, 
piiriiärc  Zahl  aufzufassen  ist,  oder  als  eine  sekundäre  Zahl, 
eine  temporäre  Verdreifachung,  veranlagt  durch  die  Eroberungs- 
politik Karls  des  Großen.  Bei  der  ersten  Annahme  würde  die 
Veci^eiGhuiig  ffir  die  Btandeeverschiedenheit  ins  Gewicht  fallen^ 
in  dem  zweiten  Falle  für  die  Standesgleichheit  Bei  non  liquet 
würde  die  isolierte  Bedeutung  wegfallen. 

568.  Die  Deutung  als  Yerdi'eifachungsprodukt  i.st  schon 
vor  mir  ohne  Heranziehung  der  SchdÜenbyrea  und  von  den 


1)  A.  M.  üilliger  178  xl 

2)  Die  überlieferten  "Wergoldznhlen  sind  bei  dem  noimtrii^ouaeQ 
Stande  durchweg  gerade  Zahlen.  Eiue  Ausnahme  bilden  die  Angaben  der 
lex  Fhäiouom  für  Ostfriesland.  Aber  auch  diese  Zahl  ist  später  abgerandet 
worden.  YgL  OOttiog.  Gelehrt  Anzeigen  1902,  S.  875ff.  Andere  sichere 
Beispiele  Tcm  Abrondungen  bieten  s.  R  die  Bemehmigeii  der  SohiUingszahlen 
der  lex  &]ioa  in  den  BenaihimderteB  nnd  daa  Wergeld  der  ripnarwcfaea 
Uten  (Stindeproblom  8. 365). 

44 
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Anbfingern  der  Adelstheorie  vertreten  worden.^  Diese  Deutmifr 

wiiJ  auch  heute  von  einem  Teile  meiner  Gegner-  aufrecht 
hulten.    Ich  glaube  nun  diese  ältere  YermutUDg  durch  eigeiur 
Forsehnngen  erwiesen  zu  haben. 

Die  ältere  Vermutang  stutzt  sich  in  enter  Linie  auf  die 
ezoibitante  Hohe>  welche  die  Edeling^bufien  der  Lex  seigeii. 
Sie  sind  tatnSchlich  ^orfaiiant  im  Veigleiche  tsa  den  Ede» 
lingsbußen  anderer  Stämme.  Das  W'ergeid  des  sächsischen 
Edelings  ist  genau  dreimal  so  hoch  als  das  vf>liv-i .^htliei*i 
Wei^eld  des  ostfriesischen  Edelings,  und  wenn  wir  die  Ver- 
schiedenheit des  Bußsystems  berücksichtigen ,  auch  genau  drei- 
mal so  hoch  als  das  Weigeld  des  thfiringisohen  AdeUngs  und 
des  chamavischen  FVancus.  UntentütEend  sind  noch  andere 
Momente  herangezogen  worden,  namentlich  Kapitularieiiütellen, 
welche  von  einer  Verdreifachung  reden. 

Meine  eigeueu  Forschungen  Laben  als  wichtigstes  Novum 
die  Erkenntnis  gebracht,  daß  nach  der  zeitgleicheu  lex  Fri- 
sionum  alle  volksrechtlichen  Bufien,  die  simplae  compodtioiMs» 
bei  Friedensbrach  in  dreifacher  Hohe  gezahlt  wurden.  Dieeea 
Zustand  bezeichne  ich  als  friesischen  Sonderfrieden.  Er 
hat  eine  zeitlich  bcselininkto  Dauer  gehabt.  Die  späteiTU 
JSachrichteu  ergeben  die  Fortdauer  der  simplue  compusitioa««. 

Die  augnmde  liegende  Auffassung  der  lex  Frisionum  hat 
inawischen  durch  weitere  Forschungen  so  durchschlagende  Be- 
stätigungen erfahren  ^  daß  ich  die  Erkenntois  des  friesisoheo 


1)  Vgl.  Gaiipp,  VerfashUüg  und  Iteciit  der  alten  SacUien  S.  ISif.: 
C  Msnzer,  Wesen  'des  ältesten  Adeb  S.  USIf.;  Waitz  III  &  U'J, 
IV  8.324fi;  Schröder,  Lehrtooli  S.216. 

2)  8o  Vinogradoff  a.  a.  0.  8. 187  fi  Schräder  8. 360. 

3)  Andeatungen  in  StändepioUem  S.  376,  77.  Spesieil  binaieiii-  , 
lieh  der  VerdieÜBchiug  sei  folgendes  bemerkt:  Bei  der  lex  (dem  Hupt- 
Protokolle)  wird  im  BrQfbiQogsvermeik  herroigehoben  ,et  hseo  est  simph 
compositio*.  Entspiechend  werden  als  Begel  nur  die  einfMhea  BoBcb 
mitgeteilt  Die  additio  (das  KachtragspietokoU)  war  von  diesem  Tensefke 
nioht  mehr  gedeckt  Dennoch  hat  man  an&iigs  im  alten  Oeleia»  Ion- 
fahrend  em&ohe  Bußen  protokolliert  Add.  III  ist  der  Fehler  eotdecli  . 
und  doioh  den  Zosata  berichtigt  worden:  hoo  totam  in  triplo  cea-  { 


Digitized  by  Google 


Wergeid  und  Buße. 


691 


Sondetfriedeos  als  abeolat  gesichert  erklären  muß.    Sie  ist 

eine  gceiguete  Basis  für  weitere  Schlußfolgerungen. 

Tu  (lor  Existenz  dieses  friesischen  Sonderfriedens  sehe 
ich  nun  einen  Grund  (iatiu-,  den  gleichen  Keelitszustand  in 
Sachsen  anzunehmen.  Bruunor  ^  bestreitet  die  Zulässigkeit  dieser 
Folgerung.  £r  meint,  „der  friesische  Sonderfrieden  würde  an 
sich  für  Sachsen  nichts  beweisen''.  Diese  Vorsicht  ist  dne 
Ablehnung  möglicher  und  gebotener  Erkenntnis.  Schon  bei 
stammesrcchtlichen  Normen  wäre  in  Ansehung  der  Sachsen 
und  Friesen  die  Norm  des  einen  Stammesrechts  nicht  bedru- 
tuugslos  iür  die  Erkenntnis  des  andern.  Aber  es  handelt  sich 
gar  nicht  um  stammesrechtliche  Normen,  sondern  um  eine 
Maßregel  der  fränkischen  Eroberungspolitik.  Friesland«  nameni- 
lidi  Ostfrieshmd,  und  Sachsen,  waren  Teile  desselben  Er- 
oberungsgebietes. Nach  den  politischen  Verhältnissen  ist  es  höchst 
unwahrscheinlich,  so  ziemlich  ausgeschlossen,  daß  die  Friesen 
in  einer  großen  Hauptfrage  wesentlich  strenger  behandelt  worden 
sind  als  die  Sachsen,  die  Hauptrebellen.  Wenn  wir  nun  in 
einem  Teile  des  Erobemngsgebietes  eine  exorbitant  strenge 
Ocdnnngsmaßregel  von  außerordentlich  weittragender  Bedeu- 
tung durchgeführt  sehen,  dann  ist  die  Annahme  geboten,  daß 
die  gleiche  Maßregel  auch  in  den  übrigen  Teilen  des  Erobe- 
nuigsgebietes  (iuichgctiUni  worden  ijst,  die  von  dieser  Nach- 
richt nicht  berührt  werden,  in  denen  aber  das  Kepressions- 
bedürfois  keinenfalU  geringer  war.  Wer  deshalb  die  Existenz 
des  friesischen  Sonderfriedens  zugeben  und  die  Existenz 
des  sSohsischen  bestreiten  wollte,  der  mfißte  einen  sehr  be- 
stimmten Ausschließungsbeweb  fuhren.    Ein  solcher  Beweis 


ponatur.  Von  'la  a1)  wonlf^n  die  Bußzahluii,  welclie  tlen  simpiae  coiii- 
positiones  (ier  lex  eritspivchen,  immf>r  mit  dem  Vorschlag  ter  versehen, 
^ter  40  solidis  componat,  ter  XX  st-lid.  componat".  Die  Verdi  elf  achung 
der  volksreclitlichen  Bußen  i->t  nicht  ein  Ergebüia  verwickelter  Schluß- 
folgerungen, sondern  unmittelbare  Aussage  dor  Quelle,  welche  bisher 
künstlich  weginteriirotiert  wurde. 

1)  a.  a.  0.      230.    Brunner  hält  übrigens  auch  den  friesischen 
Sonderfrieden  nicht  für  bezeugt 

44« 
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laßt  sich  mebt  fuhren,  vi^melir  ergeben  sich  laUzeiche  und 

sehr  erhebliche  Bestatigungeo.*   Ich  will  diejenige  henroiiieben, 
die  «nsere  Aufgabe  am  nächsten  berührt    Durch  die  Ubei^ 
trugung  deä  Sonderfriedens  nach  Sachsen  verschmndet  die  so 
auffallende  Höhe  der  sächsischen  Edelingsbußen.  Sie  eraofaeinen 
nicht  mehr  höheri  als  die  Boßen  andoer  Edelinge,  sondern  ak 
genau  entsprechend  so  hoch.   Namentlich  hat  der  cst&iesiscfae 
Edeling  effektiv  gans  dasselbe  Wergeid  wie  der  rfcfamschc 
Edeling,  nämlich   1440  leichte*  Triente  (eolidi  minores)  oder 
960  schwere  Triente  (sulidi  majores).     Der  Unterschied  der 
beiden  Gesetze  ist  nur  der,  daß  die  lex  Frisionum  uns  die 
volksrechtUche  Qrandsahl  angibt|  die  simpla  compositio',  die 
wir  verdrei^Kshen  mosseni  um  die  effektive  Höhe  sn  eilangeo, 
während  die  lex  Sazonum  uns  nur  bereits  aufrechnete  Zahlen 
vorführt. 

Aus  diesem  Grunde  halte  ich  es  für  sicher,  daß  das 
Wergeid  des  sächsischen  Edelings  eine  verdreifachte  volks- 
rechtUche Buße  enthalt  Das  volksrechtUche  Weigeld  der  alt- 
sachsischen  EdeUi^  war  das  spitere  Weigdid  der  Sohoffenbsren. 

669.  Die  Kontinuitfit  des  litenstandes  ist  unbestritten. 
Die  Vergleichung  des  "Wergeides  hat  daher  für  uns  nur  inso- 
fern Bedeutung,  als  sie  uns  ein  Mittel  angibt,  die  oben  als 
allgemein  wahrscheinlich  bezeichnete,  bei  dem  Wergeide  der 
oberen  fWen  tatsächlich  gefundene  Kontinuit&t  nochmals  so 

Bei  dem  liten  der  lex  Sazonum  ist  das  angegebene 
Wergeid  zugrunde  zu  legen.'   Die  lex  hat  die  Zahl  „120  Schü- 


« 

1)  y^.  Oemeinfrde  8. 254ff.,  A.  M.  Branner  a.  a.  0. 

2)  Die  lex  FrisiOBimi  glM  dem  EdeUng  106  soL  2  Ben.  Die  ao&ä 
sind  VoUschiliinge  and  die  Denare  eehwete  Ttiente.  Polglich  eiliflt  der 
EdeUng  als  simpto  oompoätio  320  schwere  Triente  (mlidi  majores  der  ki). 
Die  Dmrechnnaganoim  betriigt  wie  in  der  lex  Saxonnm  2 : 3.  Der  tli» 
Betrag  war  nur  480  letohte  Triente.  Der  off ekttve  Wert  war  960  a.  mj, 
and  1410  6.  min.  Ygl  SttndepioUem  545ff. 

3)  Darin  hemobt  nnter  den  Anhflngem  der  YeidrrifiK^img  Bhi%Nt 
Binnohtliob  dee  Omndea  besteht  Heinongsversohiedenheit  Die  alte  Amiekt 


Digitized  by  Google 


W'ergöld  uud  iiuüe. 


693 


linge^.  Nach  dem  ulIgemeiiieD  Systeme  würden  das  solidi 
minores  (leichte  Trientc)  sein.  Aber  für  den  Loten  gilt  eine 
Speaalvorsohrift  Seine  Bußen  sollen  nickt  umgereohneti  son- 
dern ihrer  alten  Ziffer  naoh  in  eoHdi  majores  (schweren  Trienten) 
besahlt  werden.^  Das  maß  auch  f8r  das  Wergeid  Platz  greifen.* 
Schon  bei  Einführung  der  nova  moneta  hat  das  volksrechtliche 
M^ergeld  des  Liten  eine  Aufbeöserimg  erfahren.  Es  beti^ägt 
somit  120  schwöre  Triente,  in  Kleinsohillingen  133  Schillinge 
4  Denare»  in  Plonden  6^8  Pfund. 

Nach  dem  Sachsenspiegel  hat  der  Lata  ein  Wergeid  von 
9  Pfnnd  »180  Kleinschillinge.  Die  Differens  beider  BetrSge 
ist  ziomlich  genau  ein  Drittel  des  ersten.^  Das  Wergeid  des 
Lit€u  int  zur  Zeit  de^  Spiegels  um  ein  Drittel  des  früheren 
Betrages  höher,  als  nach  der  lex  Saxonum. 

Diese  Differenz  ist  nicht  geeigneti  die  Annahme  der 
Kontinuität  zu  widerlegen ,  sondern  gestattet  eine  dnfache 
ErldSmng.  Weder  lex  noch  Spiegel  berichten  über  den 
Empfänger  des  Geldes.  Aber  die  Wergelder  der  Uüircien  haben 
überall  eine  ziemlich  übei  i  iriRtiininendc  Entwicklung  erfahren. 
Lrsprüuglich  fiel  das  Geld  allein  an  die  Herren^  später  er- 
hielten die  Verwandten  einen  Teil.  Dieser  Yerwandtenteil 
Wörde  nach  vetschiedenen  Beispielett  nicht  den  Herren  ab- 
gezogen, sondern  zn  den  alten  Betri^n  zugeschlagen.  In 
dieser  Weise  fichlügt  bereits  die  lex  Frisiouum  für  Mittel- 
Irieyland  zu  dem  alten  volksrechtliclien  Satze  einen  Anteil 
für  die  Verwandten  zu,  und  zwar  genau  ein  Drittel  des  alten 


Wschnuikt  die  Vprrlreifachuug  auf  «l'^ti  EdoHug  und  lehnt  sie  für  die  beiilen 
anderen  Stünde  ab.  M.  E.  ist  sie  auf  alle  Staudt.-  ausfrudehnt  gewesen,  wie 
"^1»-'^  fiir  den  frie^iM'hen  Sonderfrieden  sicher  ist.  Aber  bei  dem  Latengelde 
wird  die  AVirkung  dadurch  kompensiert,  daß  uns  nur  die  Zahl  L2'  über- 
liefert ist,  die  späte r(>  Entwicklung  aber  an  der  Bcilic  £4'  angeknüpft  hat 

1)  Vgl.  lex  öax.  If'.. 

2)  In  diesem  Ponkte  habe  ich  meine  frühere  Ansicht  geändert 
133  V 

3)  -y^  =  44*/,.   133*/,  -f  44V,  =  ^77»/,,  80  daß  eine  Abrondoiig 

■at  180  an  bich  walirscheinlich  ist. 
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Betrages^,  also  den  Betrag  unserer  Differenz.  Es  ist  daher 
wahrscheiDÜch,  daß  ein  gleicher  Vorgang  in  BachseD,  etwa 
bei  Gdegenhett  der  Umrechoang,  die  hervortretende  Differenx 
vemrsaicht  hat  Gerade  der  Quotencharakter  des  Zuschlags 
spricht  für  die  Kontinuität  der  Grundzahl. 

570.  Das  Weri!;('ld  des  Fiilings  ist  uns  überhaupt  nicl.t 
überliefert.  In  meinen  Gemeinfreien  hatte  ich  auf  Grund  von 
Analogien,  auf  Grund  der  späteren  Bußen  und  auf  Grund  meiner 
Auffassung  der  StSnde  die  Vermutung  geäußert»  das  es  die 
Hälfte  des  Edelingswergeldes  betragen  habe.  Damit  wurde 
sich  für  die  Herrschaft  des  Sonderfriedens  eine  Gesamtzahl 
von  720  und  für  die  Vergleichung  ein  volksrechtlichcs  Geld 
von  9  Pfund  eigeben,  also  das  spätere  Litengeld.  Die  Erhuhung 
um  1  Pfund  wäre  dann  an  fzn  fassen  als  eine  sekundäre  Folge^ 
veranlaßt  durch  das  Aufsteigen  der  Laten.  Diese  Vennntungea 
sind,  wenn  man  von  der  Losung  des  Standeproblems  absieht, 
viel  zu  unsicher,  um  als  Grundlage  einer  Beweisführung  zu 
dienen.    Auch  schiuimern  andere  Möglichkeiten. ^ 

Wenn  man  die  iStiiudcirage  als  oll«'iic  behandelt,  dimu 
läßt  sich  das  Wergeid  des  Uber  in  der  lex  Saxonum  über* 
hanpt  nicht  berechnen.^  Die  alte  Annahme,  daß  dem 
Edelingswergelde  von  1440  Schillingen  ein  Frilingsgeld  von 
240  Schillingen  entsprochen  habe,  ist  durchaus  haltlos.'  Wenn 
diese  Suninie  immer  noch  als  feststehend  behandelt  wird'\  so 
verdient  das  die  schärfste  Zurückweisung. 

1)  I,  §  7.  Si  litani  occiderit  sol.  27  quo  denario  minus  con|>oiidt 
doniino  suo  ('/j  des  EdelingsgeKU)  et  propinquis  occisi  solid.  9  oxei'^a  t.  rtit 
parte  amus  douarii  (*/,  des  Herrenan  teils).    Anders  anscheinend  Tit  15. 

2)  Das  Wergeid  von  200  Schillin^'en  ist  das  fiiokische  Wexgeid 
der  Minderfroicn .  auch  der  königlichen  Mundlinge. 

3)  Die  Berechnungen,  die  v.  Borch  aufstellt  (vgl.  Fors<?hungen  nir 
d'^ntsrhon  Gescliichte  25,  S.  579 ff.,  ffarz  20,  S.  550  —  00.  21,  S.  203—12. 
S.  419,  20),  bemhen  auf  unriclitiger  Deutvuig  der  lex  Saxonum. 

4)  Vgl.  Oemeiiifreie  S.  26.3  ff. 

5)  Dies  geschielit  lifi  TTilüg'^r  a.  a.  U.  S.469,  W  Vinogradoff  S. 
bei  Schröder  S.  359.    Di"  Bt/.i.  hun-  l^s  Raxo  in  Tit.  36  der  lex  Rip.  ml 
den  Friüug  und  nicht  auf  den  Edeling  ist  petitio  priucipii. 
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571.  Wegen  des  Feblens  des  Frilingsgeldes  ist  es  meht 

möglich,  die  Gegenprobe  für  die  herrschende  Lehre  genügend 
anzust4jlk  ij ,  das  Versanden  der  Kontinuität  vom  Standpunkte 
•Icr  Adelstli<  one  im  einzelnen  nachzuweisen.  Denn  von  diesem 
Standpunkte  ans  würde  eine  Yergleichung  nur  bei  dem  neu- 
tralen Stande  der  Laten  mögiioh  sein.  Dem  fidelingagelde  der 
lex  Saxonum  würde  später  der  Stand,  dem  Freienwergelde  des 
Spiegels  die  alte  Wergcldzahl  fehlen.  Immerhin  ist  hervor- 
zuheben, daß  die  herrschende  Meinung  eine  s})ätcre  .Spaltung 
lies  uubokannteoy  aber  zur  Zeit  der  lex  »Saxonum  sicher  ein- 
heitlichen Freienwergeldes  ohne  Auszeichnung  des  Herren-  und 
Ritterstandes  annehmen  muß,  die  sachlich  sehr  anwahrsckeinlick 
ist  Die  Grande  fuhren  wieder  in  das  Gebiet  der  allgemeinen 
Erwägungen. 

572.  Die  „Bußen"  des  Spiegels  sind  wein'L'pr  erccie^net,  sehr 
bedeutsame  Ergebnisse  für  die  Beurteilung  der  Kontinuität  zu 
erbringen^  weil  das  Veigleicbsobjekt  des  alteren  Rechts  nur 
mittelbar  gewonnen  werden  kann.  Soweit  das  möglich  ist,  be- 
stätigen sie  diejenige  Kontinuität,  welche  sich  aus  der  Wergeid- 
gleichung der  oberen  Freien  ergibt.  Ich  verweise  auf  frühere 
Ausführungen'  und  füge  nur  hinzu,  cInR  für  die  auffallend 
hohe  Lateubuße  nicht  nur  die  früheren  Erklärungen,  sondern 
auch,  und  zwar  in  erster  Linie,  folgende  Annahme  in  Betracht 
kommt:  Bei  der  Latenbuße  ist  xa  einer  alten,  an  den  Herrn 
fallenden  Buße  ein  Zuschlag  für  den  Laten  selbst  hinzu- 
gekommen. Der  Late  erhielt  nicht  mehr,  sondern  vermutlich 
■weniger  als  der  L^ndsasse,  aber  der  Verletzte  zahlte  im  ganzen 
mehr,  weil  er  auch  an  den  Herrn  /iihlte. 

573.  Die  Bewertung  der  vorstehenden  Resultate  hängt  in 
erster  Linie  davon  ab,  wie  weit  der  Urteiler  glaubt,  daß  das 
altsachsische  Edelingswergeld  eine  durch  frankische  Verdrei- 
fachung entstandene  Zahl  ist: 

1.  Dem  Grade  der  positiven  Wahrscheinlicbkcit  ent- 
spricht die  Beweiskraft  der  Gleichung   für  die  Freiheits- 


1)  Oemelxifreie  8.371ff. 
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theorie  und  die  Aonahme  einer  IContiiiuität  der  Bachaiaclieo 
Stande. 

2.  Wer  hinrichtiich  der  Beaehaffenheit  der  sachaiachen 
Edelingsbnße  au  einem  «non  Uquef^  gelangt,  der  wird  der 

Gleichung  eine  geringe  positive  Beweiskraft  zuerkennen  und 
bezüglich  der  Beurteilung  der  Kontinuität  das  eutöchcideode 
Gewicht  auf  die  übrigen  Erkenntnismittel  legen  müssen. 

B.  Wer  die  Beachaifenheit  der  Edeling^bofie  ala  einheb- 
liolier  volksrechtlieher  Bufie  für  pootiv  aicher,  die  Annahme 
einer  frfinktachen  Verdrei&ohnng  für  anflgesohloasen  eridarC, 
der  —  vertritt  eiuen  vollkommen  unmöglichen  Standpunkt. 

Wer  meine  selbständige  Bewelsfiilirung  hinsichtlich  der 
Büß  Verhältnisse  der  lex  Saxonum  nicht  für  ausreichend  oder  voll 
anBreichend  hält,  aber  auf  Grand  der  übrigen  Beweise  die 
Identtüt  der  beiden  Standebüder  annimmt,  der  nmfi  in  dieser 
IdentitSt  eine  Bestfitigang  meiner  erBterwihnten  Beweiafübrang 
erblicken. 

0.  Der  Mangel  der  Ebenbnrt  im  Familien- 
und  Erbrechte.   §  70. 

574.  Die  Kluft  zwischen  E^elingen  und  BWlingcn  schloü 
nach  der  glaubwürdigen  Nachricht  Rudolfs  von  Fulda  das 
connnbinm  ans.   Die  Ehe  des  Frilings  mit  einer  E^dingsfinu 

wurde  sogar  mit  dem  Tode  bestraft.  Auf  den  isolierten  Er- 
kenntniswert dieser  Nachricht  zugunsten  der  Freiheitstheorie 
habe  ich  früher  hingewiesen.  Ebenso  daiauf,  daß  das  Kouzil 
von  Tribur  ein  Ehehindemis  zwischen  Vollfreien  und  Liber- 
ttnen  beseitigt  hat^  In  dem  späteren  Rechte  finden  wir  keine 
Spur  einer  familien-  oder  erbrechtUchen  Spaltung  swiachen  den 
Tollfreien.  Auch  zwischen  Yollfreien  und  libertinen  ist  dio 
Ehe  wiiki?am,  wie  dies  <1( m  Ki  »ii/ilbeschlussc  entspricht  Ab.  • 
als  ein  Rest  alter  tiimilicnrcchtiicher  Abgeschiusseuheit  erscheint 
die  Erbunfahigkeit  der  Libertinen. 


1)  Vgl.  Gemeinüdo  S.331Ü. 
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Desluilb  spricht  auch  diese  Betrachtung  dafür,  daß  die 
alte  Kluft  au  dieser  Stelle  verlief  und  oicht  ia  den  oberen 
Egonen. 

Außerdem  bietet  der  Erbrechtsmangel  der  Ldbertanea 
noch  zwei  andere  AnbaltBpnnkte  ISr  ihren  Zusammenhang  mit 

den  Frilingen. 

575.  PVüher*  wurde  ausgeführt,  daß  das  Fehlen  des  Erb- 
rechts sich  erklärt  durch  das  Muudiuni  des  Patrons  und  seine 
vennögens-  und  namentlich  erbrechtlichen  Wirkungen.  Deshalb 
muß  der  libertine  des  alten  aaohBisohen  Beohta  in  einem 
aolchen  Mondiom  dea  Patrons  gestanden  haben.  Tatsächlich 
haben  wir  nun  sichere  Belege  fQr  das  Vorkommen  solcher 
Miindialveriiältnisse  bei  den  lüiiingen.    Die  Jainuiidliüge,  die 
in  den  Urkunden  erwähnt  werden,  können,  da  sie  von  den 
Li  teil  unterschieden  werden,  nach  dem  oben  Ausgeführten  nur 
Frilinge  gewesen  sein.   Unbestritten  ist  es  der  Friling^  der 
nach  Kap.  64  lex  Saxonnm  in  der  tntehi  eines  nobilis  steht 
Und  die  Schfldemngen  des  Stdlingaanlstandes  machen  es  wahr- 
scheinlich, daß  durchaus  die  Masse  der  Frilinge  domiui  hatte.- 
Das  Mundium,  in  welchem  der  Friling  stand,  hatte  ein  Näher- 
recht zugunsten  des  Patrons  bei  Veräußerungen  in  echter  Not 
Sur  Fo%e.   Schon  in  den  Qemeinfreten  liatte  ich  darauf  hin- 
gewiesen*, daß  diese  Nachricht  auf  ein  eventuelles  Erbrecht 
hindeutet    Dieser  Zusammenhang  wird  durch  den  spateren 
Mangel  des  Erbrechts  bei  den  sächsischen  Libertinen  nocli 
weiter  gestützt. 

576.  Als  auffallend  ist  es  auch  früher  empfunden  worden, 
daß  der  Ausschluß  des  Erbrechts  für  die  unteren  Klassen 
des  Sachsenspi^ls  nur  im  Mannesstamme  wirkt,  daß  die 
Kinder  der  minderCreien  Frau  vom  schoflenbaren  Manne  in 
<Jen  Stand  den  Vaters  eiiitreteu  uikI  auch  ihren  Vater  und 
ihre  väterlichen  Verwandten  beerben.  Ich  habe  oben  darauf 
hingewiesen,  daß  an  dieser  Stelle  die  Freiheitsminderung 


1)  Vgl.  oben  S.  521  ff. 

2)  Vgl.  Gemeinfreie  S.  335  ff. 
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dufcb  die  stärkeren  Wirkungen  der  Ehe  fiberwogen  werden 

und  daU  dies  schwerlich  ursprüngliches  Recht  eewesen  stin 
kann.i  Tn  der  Tat  würde  der  Mangel  des  Komiubiums,  den 
Eiidolf  hinaicktiich  der  Frilinge  und  der  Edelinge  berichtet, 
für  diesen  ursprOnglichen  Zustand  spreoheo.  £b  würde  «ich 
bei  der  Auffossung  der  Frilinge  als  libertinfin  exgihen, 
daß  «aeh  die  Ehe  des  Edelings  mit  der  Frilingsfam  ver> 
boten  lind  folglich  nicht  vollwirksani  war,  wennschon  die 
Todesstrafe  nur  für  den  wiiigekehrten  ViiW,  die  Ehe  des 
Friliugs  mit  der  cdeln  Frau,  angedroht  wird.  Aber  aucli 
ffir  die  spätere  Abänderung  würde  ein  historisches  Zeugnis 
vorliegen.  Das  Konzil  von  Tribnr  hat  aber  die  Gültigkeit 
der  Ehe  eines  Vollfreien  mit  einer  Freigelassenen  fär  voll- 
wirksam erklärt  und  verfügt,  „der  Mann  solle  sie  halten, 
als  ob  sie  eine  ^edle*^  sei".*  Als  Konsequenz  di<^«er  Be- 
stimmung mußte  sich  ergeben,  daß  die  Ehe  mit  der  mund- 
freien  liberta  auch  hinsichtlich  der  Kinder  voUwirksam  war, 
also  gerade  die  Anonudie^  die  uns  im  Rechte  des  Sachsen- 
spiegels auffallt. 

Die  Voll  Wirksamkeit  der  Ehe  in  dein  umgekehrt  licsr^nden 
Falle  konnte  natürlich  nur  dazu  führen,  die  Kinder  des  I  n- 
linirs,  der  mit  einer  edlen  Frau  verheiratet  war,  in  den 
Frilingsstand  heiabsuxdrücken.  Gewiß  läßt  sich  nicht  positiv^ 
annehmen,  daß  der  8atz  noch  zur  Zeit  des  Spi^els  als  Folge 
des  Konsilbeschlusses  betrachtet  wurde.  Er  war  einfach  über- 
liefertes Keeht  Deshalb  kann  er  aber  sehr  wolü  durch  den 
Konzilbesehliil)  entstanden  sein.  Aus  der  Seltenheit  der  (i-- 
setze  in  jener  Zeit  ist  nicht  zu  folgern,  daß  sie  der  Einwirkung 
auf  die  Rechtsübung  entbehrten. 

Jedenfalls  verdient  es  Beachtung,  daß  der  Eingriff  der 
Gesetzgebung  gerade  in  dem  Punkte  erfolgt  ist,  in  dem  das 
spätere  Recht  von  der  geraden  Linie  abweicht. 


1)  Vgl.  olieji  a  523. 

2)  Vgl.  Oemeinfreie  8.  334. 
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D.  Die  GeriolitsbeziehaDgeii  und  die  Amtsbefähigung. 

§  71. 

577.  Außerhalb  der  Marken  sind  nach  dem  Sachsen- 
r^piegcl  die  Schöftenbareii  von  den  übrigen  Freien  in  gericht- 
ticher  Hinsicht  gesondert^: 

1.  Sie  alleia  von  den  Freien  besachen  das  Grafengericht 
bei  Konigsbann. 

2.  Sie  sind  von  dem  Godincrc  befreit. 

3.  Nur  das  Gericht  bei  Kuuigsbann  ist  für  Leib  und 
Leben  der  ächüiVenbaren  sachlich  zuständig. 

Die  ständische  Sondening  soll  nach  der  herrschenden 
Meinung  der  saohsiBchen  GerichtsverfassuDg  der  Karolinger- 
zeit  völlig  fremd  gewesen  sein.  Ich  halte  diese  Ansicht  für 
zu  weitgehend.  M.  E.  ist  es  mögheh,  dal*  diese  ^oDderuiig 
m  1  und  zu  3  sich  an  gewisse  Vorschriften  der  Karolinger- 
zeit anlehnt. 

578.  In  Betracht  kommen  zwei  Normen: 

1.  Zu  der  Inquisition  in  Zivilsachen  sollen  die  nobiliores 
zugezogen  weiden.* 

2.  Die  homines  boni  gcneris,  die  Missetaten  verüben,  sollen 
vor  den  König  geführt  worden.^  Sie  sind  dadurch  der  gräf- 
lichen Gerichtsbarkeit  entzogen. 

579.  Die  Frage,  ob  die  spätere  Sonderstellung  derSchötfen- 
bsiren  mit  diesen  Yorschriften  susammenhangen  kann,  ist  ihrer- 
seits durch  die  Vorfragen  bedingt: 

1.  Haben  wir  die  Geltung  der  vorhandenen  Normen  für 
Sachsen  anzunehnien?  Diese  Vorfrnge  laßt  sich  zwar  nicht 
Tiiit  Bestimmtheit,  aber  mit  Wahrscheinlichkeit  bejahen.  Die 
Vorschriften  lauten  allgemein,  ohne  örtliche  Beschränkung, 
QDd  beziehen  sich  auf  Reichsinstitute,  bei  denen  es  nicht 
geboten  ist,  lokale  Modifikationen  su  vermuten. 


1)  Vgl.  oben  S.  270. 

2)  Mon.  Germ.  Cnp.  I  S.  107  [10],  186  [6].    Die  l':igeD8chaft  der 
IiK^aisitionszeugeu  als  nobiles  wird  durch  zahlreiche  Urkunden  bestätigt 

3)  a.a.O.  S.  171  [35]. 
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2.  Sind  wir  berechtig;!  unzuiiehiiK n ,  dalj  die  für  noL:- 
liores  und  für  homines  buni  geiioris  gctroü'erien  Xormen  auf 
die  sächsischen  Edelinge  bezogen  wurden?    Dies  ist  mit  Sichei^ 
heit  2u  bejahen.   Die  Gleichung  eingibt  sich  ans  dem  Unter- 
schiede der  latdnischen  Sohiiftsprache  und  der  deatacheo  Ge- 
richtssprache.  Die  lateinisch  geschriebenen  Anordnungen  konnten 
in  Sachsen  nur  dadurch  praktische  xVnwendung  gewinueii,  dal! 
sie  in  die  deutsche  Sprache  übersot^t  und  diesem  Wortlaute? 
gemäß  zur  Anwendung  gebracht  wurden.    Damit  war  eine  ge- 
wissermaßen  typische  Auslegung  gegeben.    Wenn  in  einem 
Capitulare  die  Worte  nobües  oder  boni  genoris  gebrancht 
waren,  so  mußte  vor  Gericht  der  Begriff  edel  oder  edding 
herauskommen  und  damit  die  Anwendung  der  abhängigen  Vor- 
schrift auf  den  Stand  der  Edelinec  sich  erirehen. 

3.  Ist  ein  inhdtiicher  Zusammenhang  vorhanden?  Die 
Vorschriften  des  Sachsenspiegels  handeln  vom  Grafengeriehte, 
die  karolingischen  Nonnen  von  der  missatischen  nnd  kdn%- 
Hchen  Gmchtsbarkeit.  Nach  der  hemohenden  Anffiuwnng 
entspricht  das  Gmfengericht  des  Sachsenspiegels  dem  Grafen- 
gorichtc  der  karolingischen  Gerichtsverfassmig.  Bei  dies<r 
rai-idleie  ist  der  Zusammenhang  abzulehnen.  Aber  der  Spiegier 
betont  die  Beziehung  zum  Konigsbann,  und  es  bestehen  ge- 
wichtige Anhaltspunkte  dafür,  daß  dieses  Geridit  bei  Königs* 
bann  nicht  der  alten  gräflichen  Gerichtsgewalt  entspricht,  son- 
dern ebenso  ein  delegiertes  Könige  rieht  ist,  wie  das  frühere 
missatische  Gericht.^  Von  diesem  Sümdpunktc  aus  würde  aucli 
die  sachliche  Übereinstimmung  in  erheblichem  Umfange  vor- 
handen sein. 

Die  Befreiung  der  SchöfPenbaren  von  der  Dingpflicfat 
im  TJntergericht  ist  für  die  karolingische  Zeit  za  veroeineii. 
Kap.  6  des  Capitulare  Saxonnm  scheint  darauf  hincudeoten, 

daß  alle  drei  Stände  gemeinsam  im  Gerichte  der  pagenses  ver- 
treten waren. 


1)  Vgl.  onten  §  75. 
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580.    Die  Sonderatellnng  der  Schdffeobafen  tritt  im 

Sachsenspiegel  aucli  darin  hervor,  daß  sie  allein  Gerichtslehen 
hüben  dürfen.  Fenier  l^i  für  die  altere  Zeit  zu  erschließen,  daß 
sie  allein  das  Amt  des  Schöffen  und  des  Fiouboten  be- 
idddeten.  Von  dem  Amt  des  Fionboten  wissen  w  aus  der 
karoIingiBoheD  Zeit  niohts.  Dagegen  lassen  gewisse  Wendong^n 
in  den  Capitolarien  darauf  scUießen,  daß  sefaon  damals  Richter 
und  Schöffen  nobiles  sein  mußten.  Zu  demselben  Schlüsse 
führt  die  Wahrnehmung,  daß  nicht  nur  das  spätere  sächsische 
Recht,  sondern  auch  eine  Keihe  anderer  Stanunesreclite  Adel 
besiehnngBweise  YoU&eibeit  der  Schöffen  fordern.  ESne  solche 
allgemeine  Verlneitttng  des  Erfordernisses  UlBt  auf  gleichen 
Ursprung  ans  der  fr&ikischen  Geriohtsverlassuug  schließen.^ 

Auch  in  diesem  Punkte  wird  der  Zusammenhang  durch 
die  unten'  zu  vertretende  Auffassung  des  Gerichts  bei  Xönigs- 
bann  weiter  gestutzt 


Viertes  Kapitel. 

Die  rnvereinharkelt  der  YorFeehtstheorie  der  alt^Sx^h- 
aisehen  Standesgliedenuig  mit  den  apftteren  l^aehrichtaii* 

S  72.  • 

581.  Vorstehend  glaube  ich  daigetan  zu  haben,  daß  die 
von  mir  vertretene  Deutung  der  altsächsischen  Stande  geeignet 
tmd  erforderlich  ist,  um  die  Grundzüge  der  späteren  Verhält- 
üisse  SU  erklären.  Es  erübrigt  die  Vervollständigung  der  G^n- 
probe,  die  abschließende  Erörterung  der  Fkage^  ob  nicht  auch 
vom  Standpunkte  der  gegenteiligen  Auffassung  der  altsftchsisohen 
Stinde  aus  irgend  eine  ErklSrang  möglich  ist 

Die  Beurteilung  der  Adelstheorie  wird  durch  ihre  Unbe- 
^inuntheit  etwas  erschwert    Ihre  Vertreter  stimmen  darin 

1)  Die  idQiere  Darlegong  dieser  Anhiltspimkte  gedenke  ich  bei 
anderer  Gelegenheit  m  geben.  Vgl.  einstweilen  Gemeinfieie  8. 104» 

2)  YgL  unten  §  75. 
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fibeiein,  dafi  der  Stand  der  QemeiiifreieD  deijemge  der  Fri- 
ling('  ist,  und  daß  die  £deluige  einen  Vorreohtsadd  darstelletL 

Aber  über  die  Grimdlagen  dieses  Vorrechts  gehen  die  An- 
sicbteii  auseinander.  Wir  müssen  daher  mit  einer  uubeslimmteD 
lieihe  von  Möglichkeiten  rechnen,  ein  Vorsteliungsblankett  auf 
seine  Anwendbarkeit  prüfen.  In  der  Tat  glaube  ich,  dafi  sicli 
auch  diese  Aufgabe  voMehen  und  auch  für  das  unatugefollu 
Blankett  die  Unverwertbarkeit  nachweisen  iSßt 

582.  Als  Ausgangspunkt  ist  festzuhalten,  daß  di»-  beiden 
zu  vergleichenden  Zeitbilder  nur  einen  Schnitt  inuerlialb  der 
Freien  kennen.  Nach  der  altsachsischen  Gliederung  stehen 
sich  alle  £deiinge  untereinander  und  alle  Frilinge  untereinander 
in  den  Bußen  gleich.  Nach  dem  Sachsenspiegel  gilt  dsu> 
gleiche  für  das  interne  Verhfiltnis  seiner  beiden  Hanptjgrruppen. 
Namentlich  haben  Fürsten,  freie  Herren  und  altfreie  Haueni 
gleiches  Wergeid  und  gleiche  Bußen.  Nur  der  Goldvorzug 
ehrt  die  beiden  ei*8tcn  Klassen.  Diese  Angabe  darf  hinsicht- 
lich ihrer  fiaohtigkeit  nicht  bezweifelt  werden.  Die  Gleich- 
bebandlung  widersprach  auf  das  schärfste  den  bestehenden 
sozialen  Unterschieden  und  ist  daher  dem  Spiegier  selbst  auf* 
fallend  erschienen.  Die  Goldbuße  zeigt  dabei  bereits  ein»- 
Einwirkung  dieser  Unterschiede.  Der  niitgeteilte  Rechtssat/ 
ist  auch  nicht  unpraktisch  gewesen.  Bei  vorsätzlicher  Tötung 
eines  Herrn  mochte  die  Fehde  eingreifen.  Die  Anwendung»* 
Mle  der  Buße  waren  viel  zahlreuher.  Kein  Rechtsstreit  ging 
ohne  Buße  ab.  Und  an  Prozessen  sind,  wie  die  Urkunden 
lehren,  Fürsten  und  freie  Herren  oft  genug  beteiligt  gewesen. 
Die  Bußgleichheit  aller  Schöffenbaren  ist  daher  historische 
Gewißheit  und  daii  nicht  ignoriei*t  werden. 

Der  Übergang  von  der  alten  Zweiteilung  zu  der  jüngeren 
Zweiteilung  laßt  sich  nun  vom  Standpunkte  der  Y omohte* 
theorie  aus  in  doppelter  Weise  denken. 

Am  nächsten  liegt  die  Annahme,  daß  der  Stand  der 
Gemeiufreien  seine  Keehtslage  bewahrt  hat,  somit  d'^r 
Stand  der  Frilinge  sich  fortsetzt  in  dem  Stande  der  ÖchöÖeo- 
baren. 
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In  Eweiter  Lbie  wfire  die  Aniuihnie  möglich ,  daß  die 

Kechti?st«llung  der  Schöffen i)arüii  diejenige  der  alten  Edolinge 
ist,  daß  somit  die  altficien  Frilinge  in  eine  höhere  Kechts- 
8telhing  empoi^ge&tiegen  sind  und  nur  die  Libertiueii  in  der 
froher  gemetnsamen  Stellung  zurückgelasBea  haben. 

Ich  will  die  erste  Hypothese  beaeichnen  als  die  Schöffen- 
baikeit  der  Frilinge,  die  aweite  als  die  Nobilitierung  der 
Altfreien. 

583.  Wenn  wir  in  den  Schüü'eubaren  die  Friliu^i^  der 
alten  Quellen  vor  uns  sehen  sollen,  so  muli  eine  doppelte 
Veranderong  vor  sich  gegangen  sein.  £inmal  sind  die  £delinge 
im  alten  Sinne  verachwunden^  denn  in  den  für  das  alte 
Recht  maßgebenden  Punkten,  Wergeid,  Bofie,  Ebenburt,  steht 
kein  »Stand  über  den  Schötrenbareu  und  findet  sich  keine 
Scheidung  innerhalb  der  Schr)ffenbaren.  Die  iiberhanpt  vor- 
handenen Scheidungen  beruhen  auf  Lelmweseu  und  KittcrtuoL 
Zudem  ist  aber  eine  in  altsäohsiBoher  Zeit  noch  nicht  vor- 
handene Differenaierung  awischen  Aitfreien  und  höheren  liber- 
tinen  eingetreten.  Der  Stand  der  Frilinge  hat  sich  gespalten. 
Die  Verwertung  der  Adelstlieorie  zur  Erklärung  der  späteren 
Stindesverhältnisse  setzt  daher  zwei  HilfshypoUieäeu  voraus, 
die  wir  getrennt  ins  An^e  fassen. 

Das  Verschwinden  der  Edelinge  kann  in  doppelter  Weise 
eiklirt  werden:  durch  Aussterben  der  edeln  Gkschleohter  und 
durch  Verlust  ihrer  Sonderstellung,  durch  Entrechtung  oder 
durch  Standesäudcrung.  Keine  dieser  Möglichkeiten  ist  irgendwo 
eingehender  durchgeprüft  worden,  und  keiue  von  ihnen  hält 
einer  genaueren  Untersuclmng  stand. 

584»  Die  Hypothese  des  Auasterbens  empfiehlt  sich  durch 
ihre  große  Einfachheit,  aber  sie  ist  mit  der  Uberlieferung  nicht 
verembar. 

Die  Grundlage  der  Hypothese  ist  die  Vorstellung,  dafi 
die  alt  sachsischen  Edelinge  ein  kleiner  Kreis  sozial  hoch- 
stehender l^'amilien,  göttereutstommter  Geschlechter  gewesen 
sind.  Diese  Vorstellung  ist  unhaltbar.  Wie  man  auch  sonst 
über  die  sächsischen  Edelinge  denken  mag,  jedenftdls  sind  sie 
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ein  sehr  salilreichery  erheblicher  Bmehteil  dee  Volkes,  ein  in 
verschiedenen  sosialen  Schichten  vertretener  Stand  gewesen. 

Die  große  Zahl  der  l'.diln  steht  aber  nicht  nur  für  das  9.  Jahr- 
hundert fest,  gniulern  tritt  auch  in  den  Schildtrungen  Wkitt- 
kinds  dentiich  hervor,  wie  dies  auch  Schröder  anerkennt 

Andrerseits  tritt  ans  schon  in  den  nächsten  GtenenUioDeii 
bei  Thietmar  und  sehr  bald  in  den  verschiedensten  Teilen 
SechsenB  die  Vorstellnng  entg^en,  dafi  das  Wesen  der  ^edlen* 
Geburt  in  der  altfreien  Abkunft  bestehe.  Es  iüt  sehr  unwaiir- 
scheinlich,  daß  ein  soeben  n  u  Ii  s-.  zahlreicher  Stand  im  I^iiife 
einiger  Generationen  völlig  ausstirbt  iNoch  unwahrscheinlicher 
ist  es  aber,  daß  zugleich  die  Erinnenrog  an  seine  £xi8tens 
verklingt^  die  alte  Standesbeseichnnng  sofort  einen  nenen  Vor- 
stellungsinhalt  erlangt 

585.  Wollte  man  sich  über  die  Bedenken  hinwegsetzen, 
so  müßte  docli  das  Aussterben  in  den  uns  vorliegenden  Nach- 
richten hervortreten.  Wie  bemerkt,  zieht  sich  die  £rwähaung 
der  nobiles  durch  alle  Zeitränme  hindurch.  Wenn  non  der  alte 
Stand  der  nobiles  ausgestorben  und  die  Bezeidinui^  v^dd^ 
auf  die  Gemeinfraen  ubertragen  wäre,  so  mußte  dies  in  der 
Zeugenliste  in  der  Weise  hervortreten,  daß  auf  eine  Abnahme 
der  edeln  Zeugen  ein  plötzliches  Anschwellen  folgte.  Nirgends 
ist  ein  solcher  Vorgang  wahrzunehmen.  Die  Zahl  der  iuiela 
nimmt  ganz  standig  und  allmählich  ab.  Erst  in  der  sweitss 
Hüfte  des  12.  Jahrhunderts  beschleunigt  sieh  der  Voigang,  also 
zu  einer  Zeit,  in  wdcber  der  vanneinflich  neue  Begriff  von  edd 
laugst  vorhanden  war. 

586.  P^iidlich  scheitert  die  Hypothese  des  Aussterben? 
an  den  Ergebnissen  der  genealogischen  Forschung.  Weou 
Ficker  der  Ansicht  ist,  daß  die  meisten  älteren  Grafen- 
gesdilechter,  die  selber  kaum  mdir  dem  Uiadel  entstammten, 
schon  im  12.  Jahibundert  ausgestorben  sind,  so  ist  dies  kefaie 
Stötse  für  die  Sterbetheorie.  Ob  die  alten  sächsischen  Grafen 
einem  Uradel  angehöilou,  wissen  wir  freilich  nicht  l:xieiinge 
sind  sie  mit  verschwindenden  Ausnahmen  gewesen.  Aber  der 
Stand  der  Edelinge  beschränkte  sich  nicht  entfernt  auf  die  Giafeif 
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geschlechter.  Und  diese  nichtgräf liehen  nobiles  des  10.  Jahr- 
hunderts sind  durchweg  die  Stammväter  der  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert auftretenden  Fürsten  und  Herren.  Wenn  die  Sterbe- 
hjpothese  xiebtig  wäre,  so  würde  Bie  für  die  genealogische 
ForschaDg  von  großer  Bedeutung  seto.  Keine  Peison^  die  im 
10.  Jaiuliundert  als  „edel^  aoffanti^  könnte  als  Stammvater  eines 
späteren  Geschlechts  in  Frage  kommen.  Aber  die  Genealogen 
erwfihnen  die  Sterbehypothese  überhaupt  nicht.  Sie  haben  dieses 
Produkt  rechtsgeschichtlichen  Irrtums  entweder  überhaupt  nicht 
bemerkt  oder  der  Erwähnung  nicht  für  wert  gehalten.  Von 
einer  Vereinbarkeit  mit  den  Quellen  kann  keine  Rede  sein.  Auch 
unsere  Vor&hren  haben  sich  bereits  für  Genealogie  interessiert 
£tn  so  rasches  Wegsterben  aller  eben  noch  sahireichen  ^edlen'^ 
Geschlechter  hatte  ihrer  Wahrnehmung  nicht  entgehen  können. 

587.    Die  Hypothese  der  Herabd rückung,  Entrechtung 
ist   allein  durch  von  Borch   vertreten  worden.     Von  Borch 
nimmt  an,  daß  die  Edelingc  ilirc  Sonderstellung  infolge  des 
StelliDgaaufstandes  verloren  haben.  ^   Daran  ist  nicht  zu  denken. 
Der  Steilingaaulstand  hat  ja  mit  einem  vollständigen  Siege 
Konig  Ludwigs  und  der  nobiles  geendet   Die  Aufruhrer  sind 
gransam  bestraft  worden.  Weshalb  der  König  seine  Anhänger 
oder  die  nobiles  sich  selbst  bestraft  hätten,  ist  nicht  abzusehen. 
Sodann  ist  ja  die  Existenz  der  alten  Sondergliederung  noch 
für  das  10.  Jahrhundert  bezeugt,  öie  hat  den  Stellingaaufstand 
lange    überdauert     Aber   auch  irgend   ein   anderer  Anlaß 
für  die  Beseitigung  der  Vorzugsstellung  ist  nicht  erfindlich. 
Sie  ist  überhaupt  nicht  denkbar.   Die  Zeit,  In  der  sie  statt* 
gefunden  haben  mußte,  ist  die  Ottonenseit,  weil  schon  bd 
Thietmar  die  angeblich  neue  Voi-stellung  von  edel  hervortritt. 
Nun  ist  prerade  die  Ottonenz;eit  die  Periode,  in  der  das  Ritter- 
weseu  und  das  Lehnsheer  in  Sachsen  ihre  Ausbildung  erlangen. 
Und  gerade  die  nobiles  sind  es,  welche  die  Ritterheere  der 
Ottonen  stellen.    Wenn  daher  in  dieser  Zeit  eine  Aus- 
gleichung der  Stinde  erfolgt  wkn,  so  hatte  diese  Ausgleichung 


1)  Vgl.  oben  S.  694  Aom.  3. 
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Dur  dam  fSluren  können,  alle  Heenduldlente  oder  alt&eien 
Heerschildleute   ohne  Rücksteht  anf  ihre  Geburt  emaiid«r 

gleichzustellon.    Wenn  es  etwa  wegen  des  Einclrinsrens  neaer 
Geschlechter  in  den  Heneustiind  wünschenswert  gewesen  würe. 
den  Vorzug  der  altedlen  Geschlechter  vor  den  neuen  Uerreo 
an  beaeiidgen^  so  hatte  man  allen  Herren  den  Adelsvoraog 
geben  können.  Aber  die  ganze  hypotiietieehe  Aosglelchaii^ 
welche  die  herrschende  Ansicht  fordert,  hatte  einen  anderen 
Inhalt  gehabt    Sie  hätte  die  Gleichstellang  der  Ritter  and 
der  Bauern,  die  Herabtirückung  aller  Herren  in  den  Stand  der 
altfreien  Bauern  bewirkt.    Ebensowenig  ist  eine  undere  Variante 
mogiieh,  die  Schröder  anzudeuten  scheint  Schröder  spricht  von 
«nem  Ansehen  in  den  „fränkischen*  Herrenstand.   Ware  der 
Verlast  des  Bnßenvorzugs  Folge  eines  solchen  hypothetisolien 
Eintritts  gewesen,  so  wfirden  wir  frSnkische  Sofien  finden, 
aber  nicht  die  speziell  sächsischen  Bußen  der  Frmbauem. 

Diese  Ausgleichung  ist  nicht  denkbar.  Die  Betonung  dor 
altfreien  Herkunft  unter  Ignorierung  des  Heerschilds  und  aller 
Heerschildstufen  kann  nicht  in  der  Ottonenzeit  entstanden, 
sondern  mnd  viel  älter  sein. 

588«  Ebenso  unmöglich  wie  das  Verschwinden  derEde- 
linge  ist  die  zweite  notwendige  Annahme,  dafi  die  Sondemng 
der  Libertinen  von  den  Altfreien  dem  altsachsischen  Rechte 
gefehlt  hat  und  jüngeren  Ursprungs  ist 

Das  vermeintliche  Fehlen  der  Sonderung  in  der  altBach- 
Bischen  Standesgliederung  könnte  in  doppelter  Weise  gedacht 
werden.  Einmal  so^  dafi  eine  Freilassung  von  Laten  Ina  zum 
11.  Jahriiundert  überhaupt  nicht  vorkam  und  erst  spater  üblich 
wurde,  oder  so,  daß  ursprünglich  jeder  freigelassene  Lnte  voll- 
kommene Standesjijleichheit  mit  den  Altfreien  erwarb  und  diese 
Libertinen,  nachtraelich  aus  dem  Ötandi  der  Altfreieu  entfernt, 
in  eine  untergeordnete  Rechtsstellung  hiuabgestoiieii  wurden. 
Die  erste  Hypothese  ist  mit  den  Quellen  nicht  vereinbar.  Es 
genügt  der  Hinweis  auf  das  fkivileg  von  937«  das  uns  die 
Sonderung  der  Libertinen  von  den  Laten  und  anflerdem  üirs 
militirische  Bed^itung,  somit  Ihre  Yabreitung  eikeuwn  liOt 
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Die  zweite  Hypothese  ist  schon  aus  allgemeinen  Gründen 
abzulehnen.  Die  ständische  Zurücksetzung  der  Libertinen 
ist  ciue  Nachwirkung  der  Unfreiheit;  sie  tritt  im  deutschen 
Rechte  in  der  Zeit  am  stärksten  auf^  In  der  die  Unfrei- 
heit am  bfirtesten  ist  Nun  ist  es  aber  bisher  unbestritten 
und  sweifelios  ricbtig^  daß  sich  in  der  Zeit  vom  11.  Jahr- 
hundert ab  die  Rechtsstellung  der  Laten  gehoben  hat  Wir 
haben  oben  die  Spuren  dieser  Hebung  in  Wergeid  und  iiuße 
festgestellt.  Es  ist  sclilccliterdinp^s  nicht  anzuuehmen,  dnB  in 
der  gleichen  Zeit  (]<  t  Freigelasseue  gedrückt^  ein  bisher  nicht 
bekannter  Unterschied  zwischen  dem  Bauer  altfreier  und  dem 
freien  Bauer  unfreier  Herkunft  erst  geschaffen  wurde.  Aul 
eine  Yerscharfung  des  Mundimns  kann  es  dabei  nicht  an- 
kommen»  denn  die  Landsassen  and  Biergelden  sind  mundfreie 
Leute.  Und  doch  stehen  sie  hinter  den  Altfreien  in  allen  alter- 
tüiulichon  Standesmerkinulen.  Die  Heml)thii('kung  der  Liber- 
tiuen  ist  ebensowenig  annehmbar  wie  das  Verschwinden  der 
JBkielinge.  Beide  Hilfshypothesen  sind  notwendig  und  keine 
von  beiden  ist  durchführbar.  Wir  können  in  den  Schoffen- 
baren  schlechterdings  keine  Frihnge  sehen. 

589.  Die  vorstehend  gegen  die  Adelstheorie  vorgetn^enen 
Envägungen  scheinen  bei  der  Hypotliese  der  Ni  l)ilitir'nuig  weg- 
zufallen. Die  Veränderung  der  altsächsischen  Stand*  s-Uederung 
würde  dadurch  erfolgt  sein,  daß  die  früher  den  i'^ilingen  an- 
gehörigen  Altfreien  spater  in  den  Stand  der  Edelinge  empor- 
gestiegen sind.  Die  beiden  oben  als  notwendig  hervorgehobenen 
VerSnderungen  würden  dann  durch  einen  einzigen  Vorgang 
bewirkt  sein.  Auch  könnte  man  vielleicht  als  Stötze  in  Betracht 
ziehen,  daß  in  Friesland  die  Kranze  Bevölkerung  das  alte 
Edelingswergeld  erlangt  hat.  Die  Hebung,  die  in  Friesland 
allgemein  erfolgt  ist,  kann  für  Sachsen  in  Beschrankung  auf 
die  Altfreien  als  möglich  gedacht  werden. 

Diese  Yonsflge  sind  nur  Schein.  Die  geltend  gemachten 
£Snwendungen  treffen  die  sachliche  Möglichkeit  der  Änderungen 
und  sind  davon  unabhängig,  ob  sie  auf  einen  Vorgang  oder 
auf  mehrere^  auf  Hebung  oder  auf  Senkung  eines  Standes 
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zurucke^etiilut  werden.  Es  ist  nicht  aiizimeliLiK  n,  daß  in  der 
Ottoueiizcit  eine  althergebrachte  Standesverschiedenheit  zwischen 
dea  ritterlichen  Edeln  und  den  ait&eien  Bauern  beseitig 
worden  ist.  Dieser  £iDwand  gilt  ebenso  für  die  KobiUtiernng 
der  Altfreien  wie  ffir  die  Entrechtung  der  Edeln.  Die  Diffe- 
renz der  Altfreien  und  der  Libertinen  muß  schon  in  alter  Zeit 
bestanden  haben.  Ihre  spätere  Entstehung  ist  durch  eine 
nachträgliche  Hebung  der  Altfreicn  nicht  besser  zu  orkhlren 
wie  durch  die  nachträgliche  Hinabdriickung  der  Libertuieii. 
Eher  sind  die  Schwierigkeiten  noch  größer.  Dies  gilt  nament* 
lioh  fOr  das  Fehlen  der  erforechtlichen  Ebenbart  bei  den 
späteren  libertinen. 

Die  Ausdehnung  der  Edelingswergelder,  die  für  FrieslaiiJ 
feststeht,  wäre  allerdings  auch  für  Saeh.^«  n  il» nkbar  Ja  sie 
hat  in  der  Folgezeit  auch  in  Sachsen  stattgchindcn.  ^  Das 
alte  Edelingsweigeld  ist  allgemeines  Weigeld  der  Stadtbüiger 
geworden  und  ist  stellenweise  in  nooh  spaterer  Zeit  auch 
der  freien  Landbevölkerung  gewahrt  worden.  Aber  gerade 
diese  Verallgemeinerung  ist  nur  verstandlich,  wenn  das  hohe 
Wergeid  von  alters  her  das  Zeichen  der  VulUieLen  war.  I>ie 
Verallgemeinerung  kann  die  Adektheurie  nicht  stutzen^  sondern 
bietet  selbständige  und  gewichtige  Gegengründe. 

590«  Aus  den  vorstehenden  Gründen  komme  ich  ni  dem 
Eigebnisse«  daS  nur  die  Auf&usung  des  altsaohsischen  Unter- 
sohieds  der  Edelinge  nnd  Frilinge  als  Freiheitsdifferenzierung 
mit  derjenigen  Standesgliederung  vereinbar  ist,  die  uns  im 
Sachsenspiegel  entgegentritt,  Sic  >vird  schon  durch  die^e 
späteren  Nachrichten  erwiesen.  Alle  anderen  Erklärangsmoglich- 
keiten  lassen  sich  mit  voller  Bestimmtheit  ausschließen. 
Die  allein  übrig  bleibende  Auffassung  ist  aber  auch  gans 
unbedenklich.  Sie  ist  diejenige,  welche  auch  durch  die  älteren 
Nachrichten  unbedingt  gefordert  wird.  Jede  einzelne  der  beiden 
Auhaltsgruppen  ergibt  einen  vollen  historischen  Beweis  für  die 
vertretene  Deutung  der  altsächsischen  Standesgliederung. 

1>  Vgi.  oben  S.  379. 
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Ffinftes  Kapitel. 
Mandlinge  und  Ministerialen.  §  73. 

591.  In  die  vorstehende  Untersüchung  der  Standekontro- 
verse ist  ein  Unterprohlem  nicht  einbezogen  wnidt  n,  das  in 
der  Kontroverse  eine  Kolle  gespielt  hat,  namlicli  das  spätere 
Schicksal  der  altsäcbsischen  Mnndlingc.  *  Die  freien 
ooloni  des  9.  and  10.  JahrhaDderts*  scheiDeii  im  11.  und  12. 
nieht  mehr  da  zu  sein.   Was  ist  aus  itmen  geworden? 

Ich  habe  die  Frage  ans  zwei  Gründen  ad  separatam 
verwiesen.  Ihre  Beantwortung  ist  für  das  Hanptproblem  ent- 
behrlich. Das  Verschwinden  der  Frilinge  läßt  sich  schlechter- 
dings nicht  als  Indiz  für  die  Altfreiheit  des  Standes  verwerten. 
Auch  sind  die  vorgetragenen  Grfinde  nach  meiner  Ansicht 
vollkonomen  dnichsehlagend.  Die  allgemeine  Kontinuität  ist 
gesichert  und  kann  als  Ausgangspunkt  weiterer  Forschui^n 
dienen.  Andrerseits  hat  sich  das  Problem  der  Mundlinge  zwar 
als  überaus  interessant,  aber  auch  als  sehr  weitschichtig  er- 
wiesen. Ich  muß  mich  entgegen  meiner  ursprünglichen  Absicht 
im  Rahmen  dieser  Arbeit  mit  einer  Skizse  b^ügeni  deren 
Inhalt  ich  als  provisorisch  su  betrachten  bitte. 

Die  Suche  ergibt  in  den  westlichen  Gebieten  verschiedene 
Elemente,  die  Teilen  der  alten  Mundlinge  entsprechen.  Dabin 
gehören  die  Königsfreieu,  die  anscheinend  auch  in  dem  Gerichte 
bei  Konigsbann  mitwirkten.^  Dahin  gehören  femer  die  Mal- 
leute^  deren  etymologisch  noch  nicht  sicher  erklärter  Name 


1)  Wittich,  Grundh.'rrschaft*  126—29;  Köcher,  Z<ohr.  Niedcrsjichseji 
1857,  S.  1;  Brunncr,  Nobüea  S.102i  Heck,  Gemeiafreie  S.341££.;  Wittich, 
jfc'reibaaem  R.  3is.  20. 

2)  Vgl.  oben  S.  070  und  unten  No.  595  c. 

3)  Lindner  S.  393.  Ob  dio  lokale  Bezeichnung  des  Freigrafen  .'Js 
comea  libertinorum  und  die  entsprechende  Terminologie  (Lindner  8.305  ff.) 
Tnit  diesen  Königsfreieu  zusammenhängen,  ist  eine  Frage,  deren  ünter- 
huohuiig  ich  noch  nicht  abgeschlossen  habe. 

4)  ninsichtlich  der  älteren  Fundstellen  vgl.  Waitz  V,  S.  316  Anm., 
E.  Mayer  J.  S.  467  Anm.  88. 
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m.  E.  Dur  eiuc  andere  Bezeickuung  für  Mundling  ist  und  vor 
allem  die  zahlreichen  Cerozensualen.  Nun  konnte  das  Verhaitois 
der  CeioceDsiialitit  auch  durch  Freüaasung  entstehen.  Aber 
als  Regel  ist  es  durch  Ergebung  vollfreier  Leute  entstanden. 

Die  Cerozensualen  könnten  daher  dem  Jamundlinge  entspreohen. 
Dagegen  fehlt  es  iiu  die  Masse  der  coloiii  und  liberti  der 
Stifte  auch  iiu  Westen  au  einer  Fortsetzung. 

Noch  auf^ender  wird  das  Vakuum,  wenn  wir  uns  Ost* 
&len  anwenden.  Der  Landaasse  kommt  and  geht  gutesweise; 
er  ist  der  Fiehter,  der  nicht  im  Mundium  steht  Die  Sehdffeo- 
baren  sind  Edelinge  und  natSrlich  £rai  vom  Mundinm.  Andere 
landliche  Freie  erwiiimi  der  Spiegler  nicht  Und  auch  die 
Konti'oiinachrichten  kenneu  wohl  einzelne  Fälle  von  Cerozen- 
sualität,  aber  die  zahlreichen  freien  und  doch  im  Mundiom 
stehenden  coloni  des  10.  Jahrhunderts  sind  verschwunden. 

Yerschiedene  ESrklarungen  sind  versucht  worden.  Witlieh 
hat  angenommen,  daß  die  Frilinge  in  ihrer  Masse  wieder  in 
den  Liitcostand  zurückgetreten  sind,  aus  dem  sie  hervonjegangen 
waieii.  Es  entspricht  dies  der  auch  sonst  vertreteueu  Vor- 
stellung von  der  allgemeinen  Verschmelzung  der  freien  Hinter- 
sassen mit  den  Unfreien.^  Demgegenüber  hatte  ich,  ohne  den 
Rücktritt  au  leugnen,  auf  die  größere  Yerbreitung  der  mund- 
freien  Frilinge  in  Landsassen  und  Pfleghaften  sowie  auf  die 
oben  erwaliiiteii  1  rilingsreste  hingewiesen.  Aus  der  Verbreitung 
der  mundfreien  Elemente  könnte  geschlosseu  werden,  dali  die 
Mundlinge  sich  frei  gemacht  haben.  Seeliger-  hat  auf  den 
Gegensatz  nachdrücklich  hingewiesen.  E«r  denkt  außer  an 
Rücktritt  an  iLnderung  der  Terminologie  und  Abschwichnng 
der  Immnnitatsherrsohaft 

Auch  jet7.t  glaube  ich,  dal)  dies«  Momente  mii  heran- 
zuziehen sind.  Aber  alleinstehend  können  sie  nicht  befriedigen. 
Dazu  ist  das  Verschwinden  zu  plötzlich,  anscheinend  restlos 
und  aligemein. 


1)  Vgl.  z.  B.  Schnxler.  Lehrbuch  S.  453 ff. 

2)  Griuidiiuri'buUaft  S.  138,  151. 
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Eine  neue  Lösimg  bietet  sich,  weun  wir  die  beiden 
Standcbilder  in  ihrer  Gesamtheit,  also  unter  Einschluß  der 
unteiBtea  Soliiohteiii  einander  g^genüberBtellen  und  die  «eher 
identisolien  Sünde  aneuumderpasaen: 


BHd  der 
aUsachsiscuen  Standesgiiederoiig 

Bnieselbild 

(Edelia^)  Altf 

'eie  (8<^8lfenlMie) 

(Miudfreie  FMlioge?) 

Landsassen  und  Ffleghafte 

Bienstmannen 

Laten 

Jüaten 

Schalke 

D^geweiohien 

An  derjenigen  Stelle^  an  der  das  idte  Bild  die  Mundlinge 
aufweist^  zwischen  den  mnndfreien  Frilingen  und  den  Laten, 
begegnen  uns  im  Spiegelbilde  die  ,|Dien8tmannen^.  Damit 
stehen  wir  vor  dem  Probleme  der  Miniaterialitat 

51)2.  Der  Stand  der  ^linistcrialen  bietet  einer  Allgemein- 
behaiidluog  große  und  mannigfache  Schwierigkeiten.  Wir  haben 
mit  der  Sicherheit  lokaler  Veraohiedenheiten  und  ebenso  mit 
gegenseitigen  Beeinflussungen  und  Reohtsübertragungen  au 
rechnen.  Außerdem  spielt  noch  ein  wenig  geklärtes  Institut 
eine  Bolle,  nämlich  das  königliche  Mundiom  an  libertinen.* 

Ich  will  meine  Ski/ze  auf  Sachsen  unter  besonderer  Be- 
rücköiciitigung  Ostfalens  beschränken  und  von  der  Kücksicht- 
nahme  auf  das  Königsmiindium  absehen. 

Die  heute  herrschende  Meinung  mmmt  an^  daß  der  Stand 
der  Ministerialen  sich  dadurch  entwickelt  habe,  daß  Knechte^ 
Unfreie  infolge  bestimmter  Verwendungen  durch  den  Bmfluß 


1)  Die  Auffassung  als  Beditsmeikmal  erklärt  vielleioht  die  Begxifffh 
enge  in  Hinsioht  auf  die  Feisonen,  welche  Ministerialen  haben  konaeiii 
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ihrer  ücruistiitigkeit  eine  bessere  Keclitsstellung  erlangten.* 
Als  hebende  Tätigkeitsarten  crelteii  l^eschäftigung  im  Hof- 
dienste,  nameutlich  Bekleidung  der  vier  Hausümtcr;  und  dann 
VerweadoDg  im  Reiterdienste.  Der  juristische  Tatbestand  der 
auBgebiMeten  MiniBterialitat  wird  Ifir  Norddeotechland  gehmden 
IQ  dem  Zasammentreffen  von  swei  Merkmalen,  «der  Unfireilieit'^ 
tind  der  ^Rittorsart^,  für  die  spätere  Zeit  in  der  Zugehörigkeit 
zu  einem  abgeschlossenen,  von  den  danomdcn  Trägem  der 
beiden  Merkmale  allmählich  gebildeten  Geburtsstande. 

Die  Vertreter  der  herrschenden  Lehre  beschranken  sich 
hinsichtlich  des  Ausgangspunkts  auf  die  allgemeine  Kat^^e: 
unfrei^  Knechte  usw.  Für  Sachsen  stehen  swet  unfreie  Stande 
zur  WahL  Deshalb  laßt  sich  die  herrschende  Ansicht  für 
Sachsen  bezeichnen  als  die  Schalk-  oder  Latentheorio. 

Neuerdings  hat  Sohm*  in  einer  glänzenden  Abhanduü.t: 
die  Ministerialen  des  Mittelalters  mit  den  germanischen  libeiti 
idontüiziert.  Aber  er  hat  nicht  das  herkömmliche  Bild  der 
späteren  Ministerialen  beanstandet,  sondern  es  nach  rückwärts 
in  die  germanische  Zeit  aorfickgeworfen,  auch  für  diese  Zeit 
die  rechtsgeschäftliche  Entstehung  der  libertinenqualitat  durch 
den  Einfluß  der  Berufstätigkeit  ersetzt. 

Es  scheinen  mir  Anhaltspunkte  dafür  vorzuliegen,  dail 
Sohm  mit  der  Annaiime  des  Zusammenhanges  für  Sachsen 
recht  hat,  und  zwar  buchstäblicher,  als  er  vielleicht  g(>glaubt  hat 
Die  sachsischen  Ministerialen,  die  seit  dem  II.  Jahriumderl 
auftreten,  sind  anscheinend  nichts  anderes  als  die  scheinbar 
verschwundenen  Frilinge  der  altsSchsischen  Gliederung.  Sie 
sind  Libertinen  und  Jamundiinge.  Die  Gewalt,  die  der  Herr 
über  seine  Ministerialen  übt,  ist  das  Mundium  des  Patrons  über 
seine  Libertinen.  Ich  will  diese  Au^assuug  der  Ministerialen 
als  Libertinen*  oder  Frilingstheorie  beseiohnen.' 

1)  Vgl.  Schröder,  Lehrbuch  S.  438.  Daselbst  weitere  ütentar. 
Bnumer^  nnm-Uin  S.  88;  v.  Amira,  Recht  S.  90. 

2)  Die  liberti  der  goi-raanischon  Z-it,  Zschr.  21,  8.  120ff. 

3)  Aiigedeutet  habe  ich  diese  Hypothese  sohon  Ytjhisschr.  f.8.  a.W. 
n  fi.  148,  49. 
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Die  AnDahme  einer  Kontinuität  ist  natürlich  noch  nicht 
die  Annahme  absoluter  Identität.  Ich  vcrkeune  selbstredend 
nicht,  daß  die  soziale  und  im  weiteren  Verlauf  auch  die  rechtliche 
StelloDg  der  Mioisterialeii  wsh  fortwifarend  gehoben  und  die 
personelle  Zusammensetsung  durah  rachtsgeschiftÜchen  Eintritt 
und  rechtageschftMichen  Anstritt  sich  geändert  bat.  Was  ich 
annehme,  ist  nur,  daß  den  Ausgangspunkt  für  die  rechtliche 
Stellung  der  sächsischen  Ministerialen  nicht  Schalk-  oder  Laten- 
tum  gebildet  hat,  sondern  die  Stellung  des  altsächsischen 
Mundlings,  des  Uber  in  tutela,  und  daß,  sobald  man  von  den 
reehtsgesch&ftliohen  Änderungen  absieht,  die  Vorfahren  der 
spateren  Ministerialen  solche  altsaehsische  Mundlinge  gewesen 
sind.  Von  der  Anttsssnng  Sohms  nntersohefdet  sich  die  meinige 
erst  recht  dadurch,  dalj  ich  für  die  ganze  Zeit  den  Einfluß  der 
Berufstätigkeit  mir  nur  als  mittelbaren  denke.  Die  Berufs- 
tätigkeit hat  Rechtsgeschäfte  veranlaßt,  Freilassungen  und 
Autotraditionen.  Sie  hat  das  Recht  der  vorhandenen  Genossen 
gebessert  Aber  das  Standesrecht  ist  immer  nur  durah  Rechts- 
geschift  und  yereri>ung  erworben  worden  und  hat  wesentliche 
Züge  hm  zum  Verschwinden  des  Standes  bewahrt  Das  sächsische 
Ministe riulenrecht  ist  germanisches  Libertinenrccht  geblieben. 

693»  Der  libertinentheoric  können  von  vornherein  zwei 
miteinander  auaammenhängende  Bedenken  entgegengehalten 
werden: 

Die  Terminologie  ist  eine  auf  den  ersten  Blick  sehr  ver- 
schiedene. Die  älteren  C^uellen  bezeichnen  die  Mundlinge  als 
lil)f'rti  oder  gebrauchen  die  umfansenden  Bezeichnungen  früing, 
Uber,  karolingisch  ingenuus,  colonus.  Die  jüngeren  Quellen 
gebrauchen  Ausdruckei  die  auf  Dienst  hinweisen^  namentlich 
herrscht  xuerat  serviensi  später  ministerialia,  Dienstmaniiu^ 


l)  Xg;\.  die  Zti  ammenstellimg  bei  TVaitz  V,  S.  486.  Dazu  aber 
unteo  S.  714  Anm.  3.  Waitz  hat  zwar  bemerkt,  daß  die  Ministerialen  i^s 
lihcrti  bezeichnet  werden,  aber  diese  Bezeichnung  nicht  unter  die  Namen 
aufgenommen.  Die  ErkUtmng  liegt  wohl  in  seiner  allgemeinen  Neigoog, 
die  Standesbegnife  des  Mittelalten  als  veiBohwimmend  zu  denken. 
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Die  Frilinge  der  altsächsisohea  Standesgliedenmg  wexden  ein- 
Bohließlieh  der  Mundlinge  xa  den  Freiea  geredhnet  FMUng 
lelbet  bedeutet  dem  Wortsum  nach  „frei'^,  wenn  auch  mift  der 

Nebenbedeutung  minderfrei.   Diejeuigen  Qndlen»  welche  von 

Diengtleuten  reden ,  ordnen  bie  unter  die  Niehtfreien  einj  wenn 
auch  regelmäßig  nicht  unter  die  Eigenleute. ^ 

Die  beiden  Divergenzen  reduzieren  sich  im  Grunde  auf 
eine^  auf  die  stärkere  Betonung  der  Abhängigkeit  in  der 
Beseichnong. 

Bei  der  Würdigung  dieses  Bedenkens  ist  im  Auge  su 

behalten,  daß  ohne  Annahme  irgendwelcher  Ändemog  die 
Überlieferung  überhaupt  nicht  erklärt  werden  kann.  Es  fragt 
sieh  nur,  welche  Änderung  die  wahrscheinlichere  ist. 

Die  liberfcinentheorie  kommt  aus  mit  der  Annahme  einer 
MSprachspiegelung'^,  einer  Yerschiebung  der  Tenninologie. 
Diese  Annahme  wird  dadnreh  onterstfifat,  da0  einmal  die 
Betonung  der  Dienstleistung  schon  im  9.  Jahrhundert  bei  den 
Frilingen  '  auftritt  und  daß  andrerseits  die  Bezeichnung  liberli 
sich  auch  später  für  die  Ministerialen  findet^  Die  Annahme 
ist  auch  sachlich  suiassig.  Einmal  ist  in  Betracht  su  neiica 
das  Anwachsen  aweier  Stände  mundfreter  Ftifioge,  wie  sie  uns 
in  den  Landsassen  und  Pfleghaften  des  Spiegels  gegenfiber- 


1)  Vgl  himnohtlich  des  Spiegels  oben  8.  267.  8chr5der,  Lektimdi 
S.  438  Anm.  8  meint  «auf  den  Streit,  ob  die  Miiusterialen  frei  oder  imfrri 
gewesen,  ist  in  etilem  ernsthaften  Buche  nicht  weiter  eiiurageheD^  Ißt 
Beoht  beanstandet  von  Seeliger  zu  Waitz      S.  436  Anm.  1. 

2)  Vgl.  U.  Ludw.  des  Jüngeren  für  Paderboro,  Wilmans  S.  189  und 
Otto  I.  für  Minden  Mon.  Gemi.  D.  1,  No.  227  S.  312,  [15J  nhominibas  qwKflt 
famulatum  ejusdem  monsstehi  iaoientibaB  (in  Hoisteromailca)  qoi  Saxonic« 
melman  dicontur'^. 

3)  Der  Herzog  Magnus  übernimmt  den  Sclmtz  der  Mindoner  Kin:h»' 
in  Omnibus  robu^;  et  bonis,  familiis  et  libertis  (1U73  — lOBO).  v;:!.  Erhanl 
T  Eine  llildeshcimor  Dorsalnotiz  dns  12.  Jahrhunderts  bezeichnet  das 
ailgomein  gohalteiiL'  Privileg  Ileinri.'hs  II.  aU  ort'^ilt  "H»»  llbertatr»  —  cleri- 
conim,  niilituin,  liberturum,  proprionim.  T.  B.  Stiit  liridesheim  I  NcM. 
Die  liborti  dii  .ser  beiden  Urkunden  sind  mit  den  Miniäteriaien  identisch. 
Vgl  femer  Waitz  V  S.  343,  2  (3  sächsische  Belegstellen). 
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treten.  Zur  Abhebung  der  Mundlinge  von  diesen  Gnippea 
konnte  der  gememsaine  Ausdruck  nicht  mehr  verwendet  werden. 
Deshalb  mafiten  nene  die  Abhfin^lgktti  schärfer  beseiohnende 
Ansdrfioke  entstehen.    Die  FäH)e  der  Abhängigkeit»  welche 

bei  den  Mundlingen  auftritt,  läßt  sich  somit  erklären  als 
Kontrastwirkung,  entstanden  durch  den  Reflex  mundfreier 
Standesgenossen.  Femer  ist  es  auch  sicher,  daß  die  Dienste, 
welche  in  den  geistlichen  Grundheirschaften  zu  leisten  waren, 
immer  mehr  an  Bedeutung  gewannen»  Nanmtlioh  gilt  das 
vom  Reiterdienst  Yoransgesetst^  dafi  die  liberti  es  waren,  die 
diese  Dienste  leisteten,  so  würde  es  verstSndlich  sein,  daß  sie 
anÜDgen,  nach  die.ser  wicliti^en  Funktion  genannt  zu  werden. 

An  der  Stelle  dieser  einen  Hypothese  der  Sprachspiege- 
iuug  braucht  die  Schalk-  oder  Latentheorie  zwei  Hypothesen 
sachlicher  Änderungen.  Sie  muß  annehmen,  daß  die  alten 
Mundlinge  ihren  Stand  geändert  haben,  und  sie  muß  aweitens 
annehmen,  daß  aus  den  Klassen  der  liten  und  Schalke  sich 
eine  neue  Gruppe  rechtlich  abgesondert  hat,  am  dann  in  ihrer 
gehobenen  Stellung  die  Lage  der  alten  liberti  zu  reproduzieren. 

Die  Annahme,  daß  ein  sulcher  Weciüsel  niclit  8t;ittgefui)<I<  n 
hat,  sondern  daß  die  bevorzugte  Klasse  der  familia  des  10.  Jahr- 
hunderts auch  im  11.  Jahrhundert  als  bevorzugte  Klasse  auf- 
tritt, hat  jedenfalls  den  Vorzug  des  „kfirsesten  W^*^'. 

Zugunsten  der  libertinentheorie  spricht  femer  jülgemein 
der  kurze  Zeitraum,  der  zwischen  dem  letzten  Zeugnisse  fiber 
die  altsächsische  Standesgliederung  und  dem  ersten  Auftreten 
des  Ministerialenstandes  liegt  Nach  dem  Zeugnisse  \\  idukinds 
bestand  die  altsächsische  Standcsgliederung  noch  in  dem  letzten 
Drittel  des  10.  Jahrhunderts.  Nach  der  herrschenden  Annahme 
waren  die  Vorfahren  der  späteren  Ministerialen  damals  noch 
im  Sinne  der  tripardtio  Schalke  oder  Laten.  Wir  mfißten 
erwarten,  daß  eine  solche  Zugehörigkeit,  wenn  sie  damals  vor- 
handen war,  liocli  langdauernde  Spuren  hinterlassen  mußte, 
daß  die  Ministerialen,  auch  nachdem  sie  nach  bestimmten 
Kichtungen  eine  Sonderstellnng  erlangt  hatten,  doch  nach  andern 
Biohtungen  noch  immer  unter  dem  von  alters  her  gemein- 
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samen  Süiüdesrecht  sUinden,  unter  den  alten  Standes uaiiieD 
fielen.^  Diese  Erwartung  erfüllt  sich  niobt  Die  Ministerialen 
werden  zwar  in  allgemeinen  Wendungen  zu  den  Unfreien 
gerechnet,  aber  bei  genaneren  Angaben  enoheinen  sie  wed^ 
als  Unterabteilang  der  I^ten-  oder  Schalkklaaae,  noch  al^ 
Produkt  einer  kreuzenden  Einteilung,  sondern  sie  sind  schon 
bei  ihrem  ersten  Anftreten  ein  durchaus  selbständijjcr.  nehvn 
und  über  den  Laten  stehender  Stand,  bchuii  im  l>egiiin  dt» 
11.  Jahrhunderts  wird  der  Gegensatz  zu  den  Laton  um 
voller  Schärfe  durch  einen  Unterschied  betont,  welcher  den 
Ministerialen  als  Freien  erscheinen  laßt^    Und  auch  andere 

1)  Diese  Art  der  Beweisführung  wird  vielleicht  raanchen  fremdartig 
anmuten.  Es  ist  eine  verbreitete  Vorätelimig,  daß  die  Rechtsbegriffe  im 
früheren  Mittelalter  miklar  und  verschwommen  gewes<Mi  sind.  Ich  halte 
diese  ganze  Auffassung  für  irrig.  Hinsichtlich  der  Stände  beruht  sie  .auf 
mangelnder  Anschmmni,'  der  RechtspraxiR.  Tu  Sachsen  waren  die  Buüea 
nach  den  Vulksständen  abgestuft.  Jeder  Ke<  htsstreit,  jedes  Delikt  fordoii-? 
die  bestimmte  Katscheidung  darüber,  weichem  Volkssüinde  die  betreffentJe 
Person  einzureihen  war.  Yerschwimmende  Bechtäbegriffe  waren  eiubcä 
unmöglich. 

2)  Schon  1U36  (I)  gibt  es  iii  radcrhorn  innerhalb  der  ahhängiii'-ü 
licvulkt'iang  anscheinend  zwei  Klassen,  Ministerialen  und  Liten.  Dvr 
Ministuriulü  hat  das  Kcinigungsrecht  des  Freien.  Si  niini>ten;ilis  no>ter 
—  est,  juramento  se  —  purgabit,  si  lito,  judicio  ferri  iguiti  —  F.  Erhard  l  i  JT. 
Palwi  ist  auch  der  lito  ab  yillicnfi  gedacht  Das  8tande.srecht  ist  v«m 
Amte  nsabhängig.  Aas  demselben  Jahre  stammt  (II)  die  interessante  Urkunde 
über  die  Herrsohait  SonriJ»  (bei  Boigeatreich  im  Bistum  Esderboni)  Add. 
zu  Erbardt  II,  1877,  No.  9.  Als  Znbebör  erschenieD  bei  der  eisten  sDge- 
metnen  ErwUrnttUff  (A)  drei  Klassen,  ministeiiales,  litones  uid  maBct|»ia. 
Hinsiebtlich  der  nftheten  Angaben  über  die  Leistongspflicbt  wird  snf  zwei 
ebeme  Tafeln  Terwiesen  (B).  Dort  seieD  ancb  Teneicbnet  (1)  atänent» 
proprietati  nostre  ministertaliam  jure,  «anf  daß  ibie  Kaohkomme» 
aieht  ibrem  Becbie  entxQgsn  werden.^  «Anob  die  sind  (2)  mit  ihran  Namen 
angegeben,  beiderlei  Geschlechts,  welche  zwei  Pfond  Wachs  jedes  Jahr 
leisten  und  von  jeder  anderen  Leistung,  solange  sie  leben,  frei  sind.* 
Ebenso  (3)  „litonum  justitia**.  Einzelne  Normen  werden  zugefügt  Dt?r 
Dienst  der  Ministerialen  wird  dabin  beschränkt,  daß  vier  von  ihnen  je<ies 
.Tahr  zur  Erntezeit  die  Rechnung  kontrollieren.  Die  Urkunde  bietet  für 
ujiscr  Problem  einen  dopj)elten  Anhalt  Einmal  gewährt  sie  die  Erkenntnis 
daß  der  Stand  der  Ministerialen  schon  im  Beginn  des  11.  Jahihiittdeircs 


Digitized  by  Google 


Mttudlülge  uud  Miuisterialen. 


717 


acbrichteii  ^  lassen  darüber  keinen  Zweifei,  dali  Miuisterialen 
lind  Laten  koordinierte  Stände  waren,  daß  schon  im  11.  Jahr< 
iiuiidert  keine  £rinnenuig  an  eine  einstmalige  Standeseinheit 
mit  Laten  oder  Schalken  bestanden  hat  So  vollige  Ver- 
i^ieehungen  wfirden  lange  Zeit  gebraucht  haben.  Sie  wQrden 
lins  nicht  überall  fjleichmäßig  cntgegeutretcu.  Deshalb  ist  es 
nicht  möglich,  die  Voreäntrer  der  Ministerialen  des  11.  Jahr- 
lionderts  in  dem  Stundebilde  des  10.  Jahrhunderts  unter  die 
Laten  oder  Schalke  einzaordnen.    Es  bleibt  für  sie  nur  der 


Ton  Laten  und  SohBiken  als  ein  besonderer  Qebnrtsstand  scharf 
gesohieden  war.  Zweitens  zeigt  sie,  daß  die  Standesbeseioluiiuig  (»mini- 
atexiales*^  im  weiteren  Sinn  aooh  die  Ceiozensnalen  mit  mnlaBte.  Ba  non 
die  Ceroxensoalen  niemsls  lAten,  sondern  im  Sinn  der  altsftdisiBolken 
GUedemng  Ihnliage  gewesen  sind,  so  eigibt  ibre  Unterordniing  die  gleiolie 
SteDnng  für  die  Uinisterialen.  Die  drei  Klassen  der  äber  den  manoipia 
stehenden  Leute  entsprechen  den  diel  Klassen  des  Privilegs  von  937: 
die  Cerozensualen  den  Jamondlingen  und  die  Ministerialen  den  liberti. 

1)  Die  Ministerialen  von  Freckenhorst  erhalten  ein  be^res  Bedit 
^quia  non  melius  fere  jus,  quam  liti  et  qui  cotidie  ad  curtes  serviunt 
(Dagewerchten),  habuerant**.  Eine  derartige  Begrimdnng  setzt  voraus,  daB 
der  generelle  ständisd!*'  Abschluß  gegen  Laten  nn<i  Knechte  als  selbst- 
vei-ständlicli  giilt  und  somit  sclion  sehr  alt  war.  Erhard  I  1G4  (1083—85). 
Die  Ministerialen  von  Ilildesheim  berufen  sich  1092  auf  das  Recht,  das 
sie  seit  Begründung  der  Kirche  gehabt  hatten,  das  ihnen  abor  durch  die 
Bischöfe  AzeUn  (1044  — r)4)  uud  Hezilo  (1054  —  79)  genommen  sei.  Es 
handelt  sich  um  Befreiung  von  der  Biimicte  (Heiratsabgabej.  Die  Buniiute 
war  al't-r  als  Lalcurecht  allgemein  anuikaaut,  vgl  U.  B.  Hildesheim  I  No.50. 
Auch  in  dem  Juramentum  pacis  (Endo  des  IL  Jahrh.)  Mun.  Germ.  Const.  I 
Ö.  G08,  9  werden  ministerialis  und  Uto  scharf  geschieden.  Im  Beweisrechte 
wird  allerdings  der  ministerialis  mit  dem  lito  msammen  ta  den  aerri 
gestellt  und  gleich  behendelt,  ebeneo  wie  andrerseits  der  Edle  and  der 
Freie  c.  5.  Dagegen  stehen  bei  den  reicher  differenzierten  Sofien  der 
Hinisteriale  and  der  Uber  gleich,  c.  2  and  6.  YgL  ferner  ü.  Heinrich  lY. 
1064;  Ü.B.  Hamburg  I  No.93.  Von  einem  serviene,  der  mit  seinen  Man- 
ciinen  geschenkt  wird,  heifit  es:  «Ipsi  qnoque  prenominati  eervientee, 
Kanne  seilieet  ejnaqne  heredes  tali  donoeps  lege  ao  jare  ntaatur,  qaali 
ceteri  ecram  conservi,  predia  ana  Uberali  potestate  tenendi,  intra 
ecclesiastica  dandi,  ▼endendi,  oommntandi,  precariandi,  heredibos  aaia 
leünquendi.^  Die  liberalis  potesta^  und  die  VeiiägaDgsbefagnis  seigea 
einen  scharfen  Oegensats  gegen  das  Latenrecht, 
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Stand  der  Frilinge,  der  später  nicht  anderweit  ausgelüüUr 
Platz  der  alten  Mundlinge. 

594«  Zu  demselben  Ergebnisse  führt  die  Betrachtung  des 
MinisterialenrechtSy  soweit  mt  es  erkennen  können.^  £& 
xeigt  angeachtet  lokaler  Entwiddnng  in  seinen  (jnmdxogefi 
eine  Übereinstimmung,  welche  sdbst  bei  HineininAnng  des 
Königsmundiums  auf  hohes  Alter  hinweist.  Es  erinnert  in 
diesen  gemeinsamen  Zügen  nirgends  an  das  Keclit  der  leiten 
oder  gar  Schalke  >  wohl  aber  an  das  liccht  der  Cerozeosuaien 
nnd  an  die  typischen  Züge  des  Libertinenreohts. 

Schon  die  beiden  Arten  von  Dienstleistongeni  den^  die 
heiTSchende  Ansieht  standebildende  Bedentong  beilegt^  c^läreo 
sich  als  liberlinenreeht 

594a.  Die  ADnahme,  daß  die  bevorzugte  Stellune:  der 
Ministerialen  durch  die  Bekleidung  des  Hausamtcs  be^-irkt 
worden  sei,  stößt  auf  statistische  Hindernisse.  Die  4  Erx- 
ämter  entsprechen  den  4  weltlichen  Kurfürsten.  Es  gab  aneli 
4  (5)  HansSmter.  Aber  die  Zahl  der  Ministerialen  ist,  soweit 
unsere  Nachriditen  rmchen,  von  Anbeginn  an  nnvefhaltnismäßig 
größer  gewesen.  Die  bekämpfte  Ansicht  scheint  nun  andrer^ 
bcite  gerade  für  Sachsen  eine  Stütze  in  dem  Spiegei  zu  linden. 

Der  Spieler  hebt  ja  diese  Beziehung  anscheinend  scharf 
hervor.'  „J^tL  hove  rechte  sal  jewelk  dienstmann  geiboreD 
drfizste  sin  oder  schenke  oder  mawicalk  oder  kemerere.'  Msn 
hat  aus  dieser  Angabe  gefolgert,  daß  die  MinisteriaHtit  at» 
den  Inhabern  der  vier  liausiimter  her\'orgegangen  sei.  Die>e 
Auslegung  entspricht  aber  nicht  dem,  was  der  Spiegier  sagt. 
Nach  dem  Spicgler  ist  die  Zugehörigkeit  au  einem  Haasamt 
Folge  und  nicht  Grundlage  der  Dienstmannschaft  Die  even* 
tuelle  Bekleidung  eines  Hausamtes  ist  Standespfiicht  Daraus 

1)  Von  den  drei  sicfafflschen  Dienaireohtsii  ist  das  llteete  das  TeUea- 
böiger  Dieostrechi  II.  B.  Osnabrück  II  123  (nm  1220).  IKe  beiden  DieiM*- 
^reohte  von  Hildesheun  und  von  Hagdeboig  sind  aidii  datiert,  scheioea 
aber  ein  jüngeres  Siadimn  m  leioiflentieien.  Sie  werden  nach  der  Aus- 
gabe bei  Xrant,  Qrondiifi  des  dratschen  Piivatreohts,  zitiert 

2)  Ssp.  Lnr.  63  §  2. 
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folgt  nodi  nioht)  daß  sie  «tandesbüdendes  Ferment  gewesen  ist 

Die  Libertineiitheorie  biet<}t  eine  undcre  Erklärung;.  Es  ist 
allgemein  verbreiteter  Kechtssatz,  daß  der  Frei«;elassene  und 
seine  Nachkommen  dem  Patrone  g^enüber  zu  Achtung  und 
zu  entsprechenden  AchtungslektuDgen  verpfliohtet  sind.  In 
Nomegen  heißen  diejenigen  Libertinenklasaen »  die  sich  nicht 
von  dieser  Pflicht  befreit  haben,  technisch  die  ^Achtangs- 
manner". ^  Die  Erklärung  des  Hausdienstes  vom  Staudpunkte 
df  r  I^ibertinentheorie  ist  daher  p^eg^cbcn,  sobald  es  mögUch  ist^ 
den  Hausdienst  als  Achtuugaleistuug  aufzufassen. 

Eine  derartige  Auffassung  ist  nicht  uor  möglich^  sondern 
unbedingt  geboten.  Wenn  bei  der  Krönung  des  deutschen 
Königs  schon  in  ältester  Zeit  die  höchsten  Forsten  des  Reiohs 
der  Hausämter  walten ,  so  kann  das  nur  ab  Achtuugsdienst 
aufgefaßt  werden.  Dieselbe  Bedeutung  hat  es,  daß  an  dem 
Hofe  der  Fürsten  edle  Vasallen  die  Hausämter  nominell  inne- 
haben.^  Somit  stimmt  der  Hausdienst  der  Ministerialen  sehr 
gut  SU  der  Deutung  als  Libertinenklasse. 

594b.  Noch  wesentlich  anders  steht  es  mit  dem  zweiten 
Faktor,  dem  Beiterdienst.  Der  Reiterdienst  kann  das  Sonder- 
recht der  sächsischen  Ministerialen  nicht  erzeugt  haben.  Die 
herrschende  Ansicht,  dali  die  Rittersart  Begriffsmerkmal  der 
^linisterialen  gewesen  sei,  ist  für  Sachsen  sicher  onriohtig.  £s 
hat  auch  bauerliche  und  bfiigerliche  Ministerialen  gegeben. 

Ein  Weistum  der  Magdebui^er  Schöffen  von  1369  be- 
zeugt, daß  es  zwei  Arten  von  Dienstienten  gab,  Dienstherren 
uud  einfache,  auch  bauerliche  Dienstleute.^   Führth*  mmmt  an, 

1)  Vgl.  Gemeinfreie  &418. 

2)  Dies  ist  für  Säddeoischland  bekannt,  aber  anoh  in  Sachsen  der 
^  gewesen. 

3)  Vgl.  Gsapp,  Das  alte  ICagdeb.  Beebt,  S.  348.  «Sunt  apnd  noa  iriri 
speolabilM  nmüsteriiüee  acilicet  qai  in  Tolgari  nostro  nomlDentnr  dynatlade 
dapfioi  g^nena.  Fiimi  aont  qm  anb  se  et  sao  omagio  habent  militea  et 
cUastee.**  Dieae  hühora  Elaaae  bat  den  Oerichiaatand  vcr  dem  BiaGhcfe. 
Alü  nut  simplices  niilifeB  dieitteB  fanndi  vi  Hanl  caterique  tales  pexaonae 
*6<nbttas.  Diese  stehen  vor  dum  Btadtrichter. 

4)  IGiuaierialeB  8. 199. 
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daß  diese  Beziehung  des  Ausdrucks  Dienstmann  auf  bäuerliche 
Leute  erst  auf  einer  späteren  Entwicklung  beruht.  Xnu  ist  es 
richtig,  daß  in  den  Quellen  überwiegend  die  obere  Klasse 
hervortritt  Das  Magdeburger  Dienstreeht  und  das  Hildes- 
heimer Dienstrecht^  köDnen  dahin  gedeutet  werden.  Nach  dem 
Qfiterregister  des  Klosters  Helmstedt^  stehen  die  Ministerialen 
nicht  im  Villikations verbände,  und  ihr  Besitz  scheint  doFch- 
Bchnittlich  etwas  über  das  MaI5  bäuerlicher  Wirtschaft  hinaii»i- 
zugeheu.  Auf  der  anderen  Seite  haben  ^vir  aber  unzweideutige 
Zeugnisse  dafür,  daß  auch  Bauern  Ministerialenrecht  hatten. 
Gerade  die  älteste  £rhebungsurkunde  OstMeus,  die  aehon 
aus  dem  Jahre  1093  stammt,  sagt  ausdrücklich,  dafi  ea  sich 
um  zwei  Hüfner  und  ihre  Schwestern  handle.*  Hfifner  ist 
aber  die  damals  technische  Bezeichnung  des  bäuerlichen  La  ton 
Wie  sollten  die  Schwestern  ritterlich  werden?  In  einem 
Register  des  Stifts  Quedlinburg  aus  dem  13.  Jahrhundert 
weiden  Ministerialen  in  einer  Weise  neben  liten  aageföhrt, 
daß  die  Deutung  auf  Bauern  nioht  abzuweisen  ist^  Es  finden 
sich  Traditionen  von  Laten,  auch  eine  Autotradition  banerÜcher 
Pachter  zu  Ministerialcnrecht,  welche  mit  ßestimintheit  erg^eben, 
daß  bäuerliches  Leben  und  Miaibterialenrecht  durchaus  veroinbar 
waren.  ^   Wie  üblich  solche  Freilassungen  von  Liten  waren. 


1)  Dafür  spricht  das  ErCorüernis  des  Ueei^childs  für  die  ürteiler. 
Ma^&b.  Dieustrecht,  Satz  1. 

2)  Vgl.  Mitteilungen  des  thür.-sUchs.  Alteilumsveroin'^  I,  S.  39. 

3)  U.  B.  Uochst.  Uilduöheim  1  Nu.  151.  Dur  Abt  Üei^iuward  l>ekiindvt 
pduos  mansionarios  üostros  scilicet  Redwardum  et  Wicbrannimi  cum  duabus 
gororibus  —  senrientes  ecclesiae  nostre  effeci  cum  omni  posteritate  sua.* 

4)  Vgl.  Erath  Cod.  dipl.  Quodl  8.  272,  73.  Es  weiden  angeführt: 
HiniBterialeB:  Jutta  relicti  Frederici  Hosen,  Adelbeidis,  soror  soa,  TliideticQs. 
FredencnSi  Jordanus,  Jutta,  Greta,  Adelheydis,  Elisabeth,  Adelheidis  soror 
soa,  Reynerus,  filh»  Bttua,  Meotüdis^  Oda,  Adelheidys.  litonea  ~  litonos — 
Item  litonea.  —  Item  ministerialsa:  Oomadna,  Hinriona  Lootiages  et  Ocae. 
Greta  sororas.  Item  litonea.  —  Item  litonea  Domine  Prepoette.  •  lito. 

6)  TgL  U.  B.  Hochatilt  Mdeaheim  I  No.  236  (11^)«  274  (1151). 
n  No.  249  (1227),  900  (1290),  654,  669  (1242),  ferner  s.  B.  U.  B.  Haehalift 
HalbeiBtadt  I  No.  213  (1146)  und  264  (1163).  ü.  B.  OanaMok  11362,434. 


Digitized  by  Google 


Mundlinge  und  Ministerialen. 


721 


ergibt  sich  daraus,  daß  in  dem  Formelbache  des  Ludolf  von 
Hildeaheim  am  1200  aar  swei  FVeilaaBangsfornialare  enthalten 
sind.  Nach  dem  ersten  ivird  ein  Laie  snm  Zwecke  der  Ordi- 
nation freigelassen.  Nach  dem  zweiten  aber  znm  Ministerialen 

ohne  daß  dabei  von  Rittersart,  HofdieiLst  oder  Reiterdienst  die 
Rede  ist.  Die  Miiiistorialitiit  ist  einfach  die  normale  Folge 
der  i^VeilassuDg.  Zu  demselbeu  Schlüsse  nötigen  die  Massen- 
verleihangen,  die  gansen  Gemeinden  sateil  worden.'  Von 
einer  Erfaebong  cor  Bittenart  ist  dabei  niigends  die  Bede. 
Ebensowenig  von  einer  Verpflichtong  zn  Hof*  oder  Reiter- 
dienst. DesluJb  halte  ich  es  für  sicher,  daß  nicht  die  engere, 
sondern  die  weitere  Bedeutung  die  altere  ist.  Der  Stand  der 
bäuerlichen  Ministerialen  ist  dann^  wie  es  scheint,  in  spaterer 
Zeit  mit  dem  der  liSten  dadoich  verschmohsen,  daB  der  Laten- 
stand  sioli  gehoben  hat  Innerhalb  der  Ministerialen  bildeten 
die  Lente  von  Bittersart  nur  eine  besondere  Gruppe.'  Aber 
diese  Gruppe  war  verhältnismäßig  sehr  zahlreich,  und  in  ein- 
zelnen Gebieten  scheint  die  Gesamtheit  der  Ministerialen  zu 


1)  Vgl.  QaeOen  zur  bayrischen  und  deutsohen  Oesohiehte  IX  896 
•Und  exemplum  (manumissionis): 

«Supplioavit  nobis  H.,  Hto  eodesiae  nostise,  qaod  liceret,  aibi  oon- 
(litionem  snam  mutare  in  melius,  et  noB  petioioni  ipsins  annaimofl, 
donunodo  ita  fieiet,  qaod  nobis  in  hoc  et  hildcnsemensi  ecclcsie  non  nooeret 

Unde  ipse  pro  se  dedit  in  cambium  Ludolphum  de  tali  ioco  ad  idem 
jua,  quo  ipse  fuernt  nobis  et  ecclesie  obligntiis. 

Et  hoc  facto  nos  o  \' c m  i m n s  onm  ab  hujus  jugo  litonis  et  reccpimus 
jus  ministcrialium,  ut  videlicet  ülad  jus  perpetuo  habeat,  quo 
miüisterialea  uuHtri  utuntur.'* 

2)  Xß\.  schon  U.B.  Hildesheim  I  No.  911  (1252),  ferner  den  Ein- 
^uf  der  Freien  von  Border  und  eoenso  von  Rtomwedr  in  djis  Recht 
der  Mindener  Ministerialen.  W.  ü.  B.  VI  No.  G08  (1258)  und  783  (1263). 
Kamentüch  die  zwcih^  Urkunde  ergibt  mit  Sieherheit,  daß  die  cives  de 
Stemwede,  welche  sieh  den  taliis  und  exactionibua  entziehen  wollen,  ein* 
fache  Bauern  sind. 

3)  Auch  auf  altfriesisciiom  Boden  begegnet  uns  dieselbe  Unter- 
scheidung. Vgl.  von  den  Beigh  I  592,  GOO  und  U  No.  507.  Die  »edlen* 
Ißnisterialen  werden  von  den  bedepflichtigen  unterschieden.  Die  edeln 
and  die  ritterbürtigen,  die  andern  die  Bauein. 

46 


Digitized  by  Google 


722        Yieiier  Hsnpttoü.  Die  aUaSchstsohe  YoU^gUedemiig. 


diesem  Range  emporgestiegen  zu  sein.  Ans  der  Minißteiiautäi 
ist  zum  größten  Teile  die  spätere  ivitteiöchaft  hervorgegangen 
Der  Kriegsdienst  ist  somit  weder  Begrifi'smerkmal  noch  standen 
bildendes  Fenaent,  wohl  aber  ein  sehr  bezeichnender  Zog.  Die 
MiniBterialen  stehen  als  kriegerischer  Teil  der  abhängigen  iMfce 
den  heerstenerpflichtigen  Laien  gegenüber.  Derselbe  G^naatc 
hat  nun  auch  schon  irüher  bestiinden.  Schon  früher,  vor  dem 
Auftreten  der  Ministeriulen,  zahlten  die  Laien  Heersteuer. 
Damals  waren  die  Frilinge  kriegsdieastptlichtig,  Nur  die  Ja- 
mondlinge  nnd  liberti  des  Hamburger  Privilegs  von  937  nehsM 
am  HeeressQge  teil  Grewiß.  Yoranssetsung  der  Freilassmig 
war  der  Kriegsdienst  nicht,  aber  er  war  Standespflicht,  Folge 
der  Freiheit.  Wenn  nun  gefnigt  wird,  ob  die  Ministeriiilciä 
aus  den  Frilincfen  oder  aus  den  Laten  her\'(ngt  gangen  sind, 
dann  fällt  die  Ubereinstimmung  in  dem  bezeichneten  Zuge  des 
Kriegsdienstes  recht  erheblich  für  die  erste  Unterordnung  ias 
Gewicht  Nor  der  Kriegsdienst  konnte  die  Rittersart  emogen. 
Nicht  die  dienstfreien  Laten,  sondern  die  krieg8pffi<dil%eB 
Frilinge  waren  das  geeignete  Material,  sie  bedurften  aueh 
der  Hoflehen,  um  den  ilmen  obliegenden  Heeresdienst  ordent- 
lich zu  leisten. 

öMc  Schon  die  beiden  von  der  herrschenden  Ansicht 
betonten  Momente  scheinen  mir  für  die  Libertinentheorie  an 
sprechen.  Das  gleiche  gilt  nun  auch  von  den  sonstigen 
Standeszugen.  Allerdings  versagt  ein  sehr  wichtiges  Mittel 
der  Standesvergleichung,  die  Vergleichung  dei*  Bußen.  Es  fehft 
an  älterem  Materiale.  Immerhin  sind  sonst  wichtige  Indiaen 
vorhanden. 

594d.  Die  Ministerialen  sind  schon  bei  ihrem  ersten  Er- 
Bchemen  ein  Gleburtsstand.^    Das  waren  die  Frilinge  auch. 

Neueintntt  ist  in  dreifacher  Weise  bezeugt  als  Autotraditioo, 

1)  Vgl.  die  Urkunde  von  Sunrike  (1036)  oben  8.  716  Anm.  2  ucc 
das  Dieosiprivileg  von  Wildenhanssn,   Orig.  Guelph  II,  S.  521  (lia5>. 
KiBisnr  Lothar  bestätigt  dss  alte  BacM  denjenigen  „qni  ex  pueatibm  j«n 
ministorialiiim  digni  sunt,  (|ui  siont  dizinras  digni  ez  parentsla*. 
Haiuamt  oder  Reiterdienst  ist  nicht  die  Bede. 
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Erhebung  von  Vollfreieu ,  als  Erhebung  von  Liiten  und  als 
Tradition  von  Latcn,  Alle  drei  Eiutrittsarten  sind  auch  für 
den  Kiuti'itt  in  das  Mundium  des  Frilüigä  bezeugt 

594c.  Als  beseiolmeDder  und  eotscheidender  Zug  dee 
Miaisterialvechiltiiisses  ecschemt  ferner  die  SterfoelallabgM>ei 
und  cwar  in  der  Form  der  ^Spezialabgabe*.  Der  Herr 
erhält  nicht  eine  Quote  des  NacUasses,  sondeni  bestimmte 
fetücke,  meist  Heerp^wäte,  bezw.  Gerade.  Das  Yorkoininon 
der  Gerade  macht  es  uimiuglicli,  das  Heergewüte  als  Ursprünge 
liehe  Liehnsware  aufzufassen.^  Die  Herren  haben  allerdings 
vielfach  schon  froh  auf  die  Abgabe  überhaupt  oder  hin- 
«ohtlich  der  Leute  von  Rittersart  oder  hinsichtlich  der 
Böiger  yeniohtet  oder  die  Abgabe  etwa  auf  das  Pferd 
beschrankt.  Sie  ist  ebenso  später  zur  Lehnware  geworden  wie 
das  Buteil  des  Traten. 2  Aber  die  Abgabe  begegnet  uns  doch 
in  so  weit  euüegenea  Gebieten  und  Nachrichten^,  daß  an  ihrer 

1)  Vgl.  di»'  wichtig.'  St'  Ue  obeu  S.  454  (Lüneburg).  Diese  Auffassung 
ist  auch  noch  aus  anderen  (iiüiiden  unzutreffend,  vgl.  z.B.  Teklenbuiger 
D.  K.  a.  a.  0.  §  3,  der  fremde  Inhaber  von  Dienstlehen  iat  frei. 

2)  Vgl.  oben  S.  294. 

3)  Teil  kann  nur  Beispiele  geben,  die  aber  ausreichen.  Schon  das 
Freckeuhur.-itor  Mini.sterialenrecht  enthielt  Naohnchteu  darüber  „quid  a 
defunctis  preatetur"  (1083  —85  Erhard  1  No.l64).  Fener  begegnet  das 
Bestpfard  1104.  Seibertz  t7.B.  I  No.37  8.43.  Vgl.  feiner  für  WedAüen 
W.  TJ.  B.  III  296  (1232),  334  (1236),  373  (1240),  458  (1246),  470  (1247), 
639 (1258),  872  (1270),  1402 (1290),  1407  (1290);  IV  »7  (1237),  1Ö83  (1280); 
VI  280  (1234)  Tekleobaxger  Dieostrecht  c.  3,  9,  10.  Für  Ostfalen  ist  aus 
älterer  Zeit  nur  etoe  mdirekte,  aber  sichere  Naohrichi  «onfohieii:  Die 
Zahlung  derBmnede  in  Hildes  heim  (vgl.  oben  8.715)  ergibt  dea  8iezbe- 

während  das  Dienstrecht  ihn  anscheinend  aimcfaliefit  (a.  E.).  Im 
übrigen  liegen  nur  spätere  Nachrichten  vor,  die  aber  gerade  deshalb  für 
die  Zähigkeit  des  KechtsinstitiitB  besonders  beweisend  sind.  In  Halber- 
stadt wird  der  Ritter  von  Hoym  1363  befreit  von  dem  «jns  coriae, 
quod  proprie  hoverrcht  dicituT».  Ü.B.  ßtift  Halberstadt  IV  2654.  Femer 
wird  bei  der  Verpfändung  von  Burgen  regelmäßig  zurückbehalten  das 
»hoverecht  von  giiderhande  Inden"  (technische  Bezeichnung  der  Ritter- 
bürtigen).  Vgl.  a.  a.  0.  III  No.  2539  (1359);  iV  No.2849  (1375),  2947  (mi), 
3140  (1394),  3111  (13f>0),  8435  (1425).  Gleiches  findet  sich  in  Anhalt 
U.B.  Qaedlinborg  I  No.  423.   Ebenso  in  Magdeburg.    Freilassung  xu 
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ursprünglichen  Allgemeingültigkeit  in  Sachsen  m.  E.  nicht  ge- 
zweifelt werden  darf.  Von  einem  ursprüngUcUen  Klebte  des 
Herrn  auf  eine  Nachlaßquote,  Buteil  kann  aber  nicbt  die  Rede 
sein.  Dieses  weitgehende  Recht  des  Bateils  maß  schlechtlim 
als  das  Meikmal  des  Leteii  im  Qegensatce  so  dem  MimstemlcB 
gelten.^  Unter  diesen  Umständen  ist  es  von  Bedeutung,  daß 
uns  auf  der  anderen  Seite  dieses  selbe  Moment  als  dasjenige 
Merkmal  überliefert  ist,  das  den  Libertinen  vom  Laten  unter- 
scheidet.' Diese  generelle  Nachricht  ist  zwar  spät,  aber  sie 
wurde  durch  altere  Uikimden^  sowie  dadurch  bestati^i  dafi  bei 
der  Autotraditton  in  das  Mandium  der  Cerozensti&leii  die  Spe> 
zialabgabe  als  darohgängige  Regel  erscheiiit*  Wir  sind  berech- 
tigt, die  Spezialabgjibe  des  Libertinen  schon  in  die  alte  Zeit 
zurückzudatieren  und  als  ein  den  im  Mundium  befindlichen 
Friling  von  mondfreien  EHementen  einerseits,  von  den  I^ten 

biaerliohem  Bienstreoht  Vgl.  Magdelroiger  Gesch.  Bl.  15  8.142.  Quedlin- 

barg  Erath  S.  209.  Vgl.  ferner  Scheid  S.  171.  Auch  auf  altfrieslscfaeB 
Boden  findet  sich  die  Abgabe.  Vgl.  van  den  Ber-h  I  No.247, 325,  II  N0.II& 

1)  Vgl.  Wittich,  GnmdheTrschaft  S.  286  ,  81.  Im  Gegensatz  zxm 
Buteil  wird  die  Spezialabgabe  in  Östren  als  „Hof recht*  bezeichnet  T>m 
ist  deshalb  wichtig,  weil  auch  das  ganzQ  Recht  der  Ministerialen  d«i 
, Hofrecht"  im  technischen  8inne  ist.  Die  Herabsetzung  des  Buteils  beim 
Laten  auf  eine  Spezialabgabe  ist  spätere  Entwicklung  und  hat  den  Umer- 
sobied  von  den  bäuerlichen  Dienstleiitcn  verwischt. 

2)  Vgl.  Max  Kiühne,  Magdeb.  Gescb.  Bl.  15  &413.  «Differenü 
iüter  jus  Utonicum  et  seiTÜf: 

Litonicum  est  jus  quod  tcueutur  dare  litones  |>r-^t  mortem  eoruEo, 
scilicet  uiedietatem  omnium  bonorum.  £x  concordia  tarnen  et  graäa  potatt 
minus  recepi. 

Servile  est  jua  quod  datur  de  boniä  manumissoruiii  po^t  mort«-m 
eoriim  iu  .signum  servitutis  antiquae.  Datur  equus  post  Optimum  vel  vacta 
aut  aliud  animal  socuiidura  exigenciam  facultatum.* 

3)  Vgl.  z.B.  Seibertz  U.B.  I  38  (Uli),  13  (1137— 56),  62  (IITJ 
Erhard  II  Keg.  1727  (1148)  No.  292  (1153i,  337  (ll»i6),  430  i^llSoi,  437 
(1183- 119Ü),  518  (1191),  522  (1192),  .">45  (1105),  555  (1196);  Addit  II 
No. 30 (1118),  58(1163),  94(1223);  W.  U.B.  III  592  (1254);  IV  54  (I2l2i 
753  (1258),  1001  (1264),  1452  (1276);  VI  916  (1202).  Auch  die  Urtuni 
ftber  GNtmike  oben  8.  716  lilfit  auf  8ti»rbe£dl  sehlieBen.  Zahlieiche  Bele^ 
für  die  spätere  Zeit  finden  sieh  in  den  Urkunden  bei  Xindlinger,  Hörigkeit 
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andrerseits  scheidendes  Merkmal  aulzufassen.  Auch  dieser 
Zug  des  Mioisterialenrechtfi  spriclit  für  Libertioeoiiualitiit. 

594  £.  Oben^  ist  bereits  hervorgehoben  worden,  daß  die 
MiniirterifJen,  soweit  wir  ihr  Beoht  ssorftcWerCalgen  könneiit 
des  echten  Eigens  fiUiig  sind.  Sie  sind  allerdin^  in  der  Yer- 
fügung  beschrftnkt.  Ferner  sind  sie,  abgesehen  von  der  Spezial- 
abgäbe,  aktiv  und  jiassiv  erbfähig,  aber  wiederum  nur  inner- 
halb der  Gewalt  ihrer  Herren.  Das  sind  Züge,  die  sie  vom 
Laten  und  vom  Vollf reien  ^  abheben^  die  wir  aber  cum  Teil  bei 
dem  Uber  in  tatela  der  lex  Saxontun  und  genau  so  bei  den 
Cerocensnalen  wiederfinden.  Die  Art  der  Besehrankong  in  der 
Vetfogung  in  c.  64  der  lex  Sazonnm  entspricht,  wie  schon 
früher  betont,  dem  Ministerialenreeht,  und  das  Vorhandensein 
erbberechtigter  Verwandten  wird  au  dieser  Stelle  wie  in  dem 
Privileg  von  937  als  vorkommend  und  naheliegend  vorausgesetzt. 

594g.  HinsichtUoh  des  Ehereckl»  ist  es  saniehst  unbe- 
slritten,  daß  der  Ministeriale  dem  VoUfreien  niofat  ebenbfirtig 
war.  Das  galt  anch  för  den  Friüi^,  aber  ebenso  natihltoli 
für  Lutea  und  Schalk,  und  deshalb  ist  dieser  Zug  nicht 
signitikant.  Wichtierer  sind  zwei  andere  Züge.  Der  Ministeriale 
versagte  die  Ebenbuit  auch  den  Laten  desselben  Herm.^  Dieser 
Einschnitt  konnte  nicht  durch  die  Wirkungen  der  Kitterbürtig- 
keit  erklSrt  werden,  wenn  sie  Begriffsmeikmal  gewesen  wSre^ 
denn  der  Schnitt  geht  viel  tiefer.  Wir  haben  die  alte  Kluft 
vor  uns,  welche  schon  nach  Rudolf  von  Fulda  die  Frilinge 
von  den  Laten  sciiied.  Andrerseits  ist  der  Mimsteriale  mit 
den  Cerozensualen  desselbeu  Herrn  durch  Konnubium  ver- 
bunden.*  Die  Cerosensualen  sind  sicher  alte  Frilinge.  Der 


1)  Vffl   oben  8.  551  ff. 

2)  Zaiiiuger  hat  a.  a.  0.  S.  260  die  Ei  ijiüciitsbeschrftnkimg  nicht  er- 
wähnt. Alx?r  sie  war  praktisch  sehr  wichtig  und  begegnet  uns  im  ganzen 
13.  Jahrhundert  als  Motiv  für  Tausch  und  Freilabsuu^. 

3)  Vgl.  Uan  Kecht  der  camerarii  von  liesborn  von  llöö,  Elrhard 
11  337,  Teklonburgor  Ministerialenrocht  §  19. 

4)  Vgl.  Seibertz,  U.B.  1  S.  44.  Eine  Freie,  die  einen  Dien>tuiauu 
gt'keiiatet  hat,  ergibt  sich  zu  Wachszinsrecht,  Erbrecht  zu  erhalten  (ilui— 41). 
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gleiche  Schluß  ergibt  sich  für  die  ihnen  ebenbfirdgen  Mini- 
sterialen. 

594h.  Die  Gewalt  des  Herrn  über  seine  Mimsterialeo 
erlischt  weder  durch  Zeitablauf  noch  durch  Generationenfolge, 
Bondem  nor  durch  anfhebeDdeeKechtsgeschaft»  mundbeseitigeiide 
IVeilaastuig.  Ffir  die  alten  Frilinge  stehen  uns  direkte  Kontroll- 
nachrichten  nicht  zu  Gebote.  Aber  das  Auftreten  der  Yer- 
wandten  in  Kap.  64  der  lex  Saxonum  und  von  coheredes  in 
dem  Privileg  von  937  ergibt,  daß  das  Mundiuni  sich  jedeufails 
auf  eine  Reihe  von  Generationen  ausdehnen  konnte.  Auch  in 
dieser  Hinsicht  bietet  sieh  kein  Anstand;  vielmehr  ist,  soweit 
die  fibrigen  Anhaltspunkte  die  Kontinuität  eigeben,  dieser  Satt 
des  Mimsterialenreohts  nach  r&ckw5rts  sn  projiaieren. 

595.  Die  vorstehenden  Einzelausfülmiugen  sümoien  zu 
dem  Ausgangspunkte  der  Untersuchung,  zu  der  Wahrnehmung, 
daß  in  der  Gruppe  der  abhängigen  Leute  die  (Jamundiinge 
und)  liberti  des  10.  Jahrhunderts  durch  die  (Oeroaensuakoy 
Mallente  und)  Ministerialen  vertreten  wurden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  es  nicht  mcgüch  ist,  f9r  Lokal- 
gruppen, etwa  für  die  Angehi'iri^cn  eines  bestimmten  Siifte:*, 
noch  einen  deutliolieren  Nachweis  der  Staudegkuiitinuität  zu 
erbringen.  Nun  sind  ja  deutliche  Anhaltspunkte  selion  durch 
die  Bezeichnung  libertus  g^ben,  die  wir  oben  bei  den  Mini- 
steiialen  von  Minden^  OsnabrQck,  HUdeshetm  und  Heiniidi 
des  Löwen  gefunden  haben.^  Weitei^ehende  Nachweise  sind 
deshalb  schwierig,  weil  die  alten  Xacbrichten  so  düjlti^  sinJ. 
Aber  es  scheint  mir,  daß  sicii  doch  für  gewisse  Lokaigruppea 
noch  etwas  bestimmtere  Anhaltspunkte  ergeben. 

595a.  Das  Hamburger  Privileg  von  937  bezieht  sich 
auch  auf  das  Kloster  Bücken  und  aeigt  uns  die  drei  Schichten 
der  abhangigen  Bevölkerung.  Wir  besitaen  nun  aas  spüerer 
Zeit  eine  Aufzeichnung 2,  welche  gleichfalls  die  Klassen  d^r 
abhängigen  Elemente  schildert  Die  Zahl  der  Klassen  ist  die- 


1)  Vgl.  oben  &  714  Anm.  3. 

2)  Hoyer,  ürfamdsnbadi  lU,  8. 104  Ko.  183  (aaoh  1376). 
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buibe  (<lr}*gerlei  echte).  Die  Bezeiciumugeii  sind  verschiedeu. 
Die  beiden  Zeitbilder  ergeben  folgende  Schichtungen: 


Privileg  von  937 

Spatere  OUedemng 

Jgnmndlingo 

Fiele  Oottesleute 

Liberti 

,Den&tlude"  oder  Sunderlude 

Liteo 

Eigene  üottesleute 

Die  eigenen  Gottesleute  sind  Angehörige  der  Yillikationen 
und  «weifellos  Laten.   Die  freien  Gotteslente  sind  Autotra- 
denteO)  zur  Al^be  des  Besthaupts  verpflichtet    Das  Erbe 
fallt  bei  kinderlosem  Tode  an  das  Stift.    Diese  Autotradcnten 
t'utspreclien  den  Jamundlingen.    Für  die  liberti  bleiben  die 
Dienst-  oder  Sondcrlcute.    Als  Merkmal  wird  angegeben^  daM 
ihre  Person  und  ihre  Güter  von  der  Yogteigewalt  frei  sind. 
Eigenbehörigkeit  und  Nachlaßbehandlong  waren  streitig  and 
sind  1376^  dnreh  Beohtssprach  zugunsten  der  strengeren  Auf- 
foseung;  der  Unterwerfung  unter  das  Latenreeht  entschieden 
worden.    Dennoch  müssen  wir  in  ihnen  bäuerliche  Ministerialen 
sehen.    Nicht  nur  die  Bezeichnung,  auch  die  Yogteüxeiheit  ist 
Ministerialenzug.  ^ 

595 b.  Zu  dem  gleichen  Ergebnisse  f  Obren  die  Naohhchten^ 
die  hinsichtlich  des  Elosters  Heflingen -Zeven  der  Hamburger 
Didsese  vorliegen. 

a)  986  wird  von  Otto  III.  das  Kloster  bestätigt  und  die 
Weltliche  Gerichtsgewalt  ausgeschlossen* 

,iin  predictae  ecclesiae  iuris ,  Utis  videlicet;  colonis  et 
jamundlingis*^. 


1)  a.  a.  0.  S.  82  No.  128. 

2)  Vgl.  oben  S.  430 ff.  In  dem  gefälschten  Privileg  des  Bisebofs 
Adalog,  dss  aller  spUeeteos  1335  ezistierfte,  sind  die  SimdMleiite  noch  als 
nuQiiteriales  beaeichnet;  vgl.  a.a.O.  No.5  8.5. 

3)  Mon.  Oeim.  D.  II  No.  24  8. 424  (Vorlage  wahiBeheinlich  vaa  961)  ; 
^g^*  iach  Hodenbeig,  Brem.  Oesehq.  III  Ko.  1  and  2. 
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Daß  unter  den  ooloni  die  liberti  des  Pdvilegs  von  937 

EU  verstehen  sind,  ergibt  sieh  aus  dem  ZusammenhaDge  sowie 
daraus,  dal»  in  cHo  spätoren  Erneuerungen*  des  Hamburger 
Privilegs  das  XloöUr  ileflmgen  mit  aufgeüommen  i:>t,  ohne 
daß  eine  Sonderstellung  seiner  Hintersassen  erwähnt  wiitL 

b)  1129  erhalten  die  Laten  das  Privileg,  ohne  Gre^hr 
vor  dem  Gerichte  des  Vogtes  an  stehen.' 

c)  1141  wird  das  Kloster  nach  Zeven  verlegt  Dabei 
werden  übertragen  „ministerialeS;  litones,  allodia"  usw.  Von 
den  Miuisterialeu  verschiedene  coloni  und  Juoiuudliugu  werdea 
nicht  erwähnt.^ 

d)  1199  wird  das  Ge&üirprivileg  wiederum  nur  för  die 
Laten  bestätigt^ 

e)  1226  erwähnt  die  BestSti^nng  Enbischof  Geilianb 
unter  den  homines  ecclesiaei  über  w^die  nur  der  Vogt  ridhtet» 
nur  „Litis  jamundlingis".^ 

Das  Auftreten  der  Ministerialen  in  c)  erweist  ihre  Identität 
mit  den  coloni,  die  sonst  erwähnt  werden.  Die  Beschränkung 
des  Gefabrprivilegs  auf  die  Laten  ergibt,  daß  die  Mundlinge 
—  Ministerialen  —  auch  in  Zeven  von  der  VogteigeriolilBbaikeit 
befreit  waren«  Die  Uikunde  e)  dürfte  aus  demselben  Ghronde 
die  Ministerialen  weggelassen  haben. 

595c.  Die  dritte  Lokalgruppe,  für  welche  eine  Identi- 
fizierung möglich  ist,  sind  die  coloni,  welche  in  den  Sofn  nkungen 
Ottos  I.  an  das  St.  Moritzkloster  zu  Magdeburg  erwiüint  werdea 
In  diesen  Schenkungen  werden  die  coloni  scharf  unterschieden 
von  den  liten*  und  von  den  servi  (unter  denen  wir  Dsge- 


1)  Vgl.  oben  S.  670  und  U.  B.  Hamknug  61. 

2)  Hodenberg  a.  a.  0.  Ko.  7. 

3)  a.  a.  0.  No.  8. 

4)  Hodeiiberg  u.  a.  0.  JSo.  13. 
r>)  a.  Ii.  0.  No.  15. 

6)  A'gl.  z.  B.  Urkunde  von  939  Moa.  Germ.  D.  I  No.  21  R  m, 
^Domus  —  in  M.  familias  litorum  18  et  servorum  20,  colouorum  1.  in 
R.  familias  litomm  7.  colouorum  5,  0.  familhis  litorum  19  et  2  col»- 
norum,   H.  taaiilia»  litorum  3,   S.  familiaf>  colonorum  4,  litorum  1, 
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werehten  zu  denken  haben).  In  den  F^Uiviöclien  Orten  werden 
diese  Stande  durch  die  generelle  Jk Zeichnung  sclavi  ersetzt. 
Die  Art  der  Verfögaiig  zeigt,  daß  diese  coioni  im  Mundium 
-des  Königs  standen. 

Otto  X.  liat  968  bet  der  Grfindimg  des  EiKbistiims  Magde- 
hnrg  das  Kloster  nach  dem  Berge  verlegt  und  dmreh  neue 
Schenkungen  für  die  zum  Teil  entzogenen,  dem  neuen  Erz- 
bistum zugewendeten  Besetzungen  entschädigt.  Nach  zwei  Be- 
richten Süll  nun  Otto  1.  bei  dieser  Gelegenheit  bestimmt  haben, 
daß  bei  Zwischenheiiaten  swisohen  den  Ministerialen  der  beiden 
nunmehr  getrennten  Anstalten  die  Folge  nach  dem  Tater  gelten 
aolle.  Der  erste  dieser  Berichte  ist  in  einer  Ersahlnng  d^  Gesta 
arch.  Magdeb.^  enthalten.  Der  Chronist  fügt  noch  hinzu,  die- 
selbe Bestimmung  sei  für  die  Lateii  getroffen  worden  und  für 
sie  noch  in  Geltung.  Der  zweite  Bericht  ist  ein  Begest  in 
dem  „weifien  Boehe*^  des  Klosters  über  eine  uns  verlorene  Ur^ 
kmide  Ottos  I.  von  970,  welche  diese  Bestimmongen  enthalten 


J.  litonim  24,  coloBorum  15,  in  Fr^  iamUias  litorum  V.  Sclavorum  20, 
Pr.  familias  Sclavorum  8,  Tr.  Sclavorum  20.  Y.  familios  Sdayomin  23, 
P.  Sclavorum  7,  Tr.  familiae  Sclavorum  56,  in  eodem  pago  in  comitatis 
geronis  in  locis  ita  dictis  B.  litos  3,  in  T^.  familias  2,  S.  inter  Ii  tos  et 
coloDOS  20."  —  Vgl,  ferner  l'rk.  1)37  a.  a.  0.  8.  101.  Die  Ortsnamt'u 
ergeben,  daß  die  Untorsclieidunf^  /.witschen  Colonen  und  Liten  nur  auf 
nichtslavischeni  Bodoii  auftritt  Gleichbedeutend  mit  diesen  coloui 
crst  heinHu  die  liberi  homines  in  der  Urkunde  Heinrichs  H,  T).  III  No.  20(» 
(!'>  '10  über  Dahlum  im  Amberggau,  vgl.  oben  S.  424.  Die  Verfügung  des 
Königs  über  das  Recht  der  AutotimiiLion  zeigt  andrerseits,  dall  wir  in  ihnen 
Li  bertinen  zu  sehen  haben.  Vgl.  oben  8.  656.  Vgl.  ferner  die  liberi  von 
Schieder  ^qui  regle  potestatis  jam  urant",  DJII  No,  100  (1005).  Dazu  Rubel, 
Die  l'runlven  S.  263.  rionau  die  gleiche  GUederang  der  Hintersassen  tritt 
uns  auch  früher  in  O.-Lf.Utu  entgegen.  Vgl.  z.  B.  Urkunde  Aruulf.s  von  8öb, 
"NVilniurius  I,  No.  47.  Der  Köm^  Uuscht  ein  res  —  in  urientali  paile  ultra 
(Östii<:U;  fluvium  Ovacoram  (Ocker)  conjaceutes  —  id  est  in  D.  litos  14, 
Colon.  I  et  sextam  partcm  salinarum ;  in  0.  litos  Ii,  oolonOB  2,  in  B.  litos  2, 
in  Leri  litoA  (12)  oolonnm  1,  in  L.  colonnm  1,  in  &  litos  2,  in  IL  litos  3, 
in  S.  mansos  5i  in  II.  2tti>s  7,  mansoe  12,  in  B.  litos  20,  mansos  60,  in 
B.  colonOB  et  mansoB  15,  in  B.  colonos  et  mansos  10,  in  8.  colonos  7. 
1)  0.  8  Hon.  Gem.  SS.  ZIY,  8. 380. 
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haben  soU.^  Endlich  ist  hervorzuheben ,  daß  die  angeblich  vor- 
gesohriebene  Folge  nach  dem  Vater  Bowohl  nach  Sap.  III  Art  73 

wie  nach  dem  Magdeburger  Dienstrechte  (n.  E.)  tiitsächlich  W 
den  Mat^deburger  Ministerialen  gegolten  hat.    Diese  Nachriiht 
ist  somit  gut  beglaubigt.   ^Vegen  des  Kegestcs  kann  nicht  Sagt 
vorliegen^  sondern  mir  Wahrheit  oder  Fälschong.    Zo  dner 
Fälsehung  war  kein  Anlaß»  da  ja  das  Recht  verwirklicht  war. 
Auch  spricht  eine  innere  Wahrscheinlichkeit  dafür,  daß  genMie 
bei  der  Trennung  der  Institute  die  Frage  nach  der  Wirkung 
der  Zwisclu'iiheirateii  aiiluiuchte  und  gere^lt  wurde.  Wenn 
aber  Otto  I.  zwei  Klassen  abhängiger  Leute  berücksichtigt  hat 
und  als  untere  die  Laten,  so  kann  er  als  obere  Khisse  nur  die 
coloni  behandelt  haben.  Von  ihnen  verschiedene  ^MinisterialeD'^ 
kann  er  deshalb  nicht  damit  gemeint  haben,  weil  er  1.  kdae 
solche  geschenkt  hat,  weil  2.  eine  solche  von  den  Mundlingen^ 
und  auch  den  Litcn  verschiedene  Klasse  zur  Zeit  der  Tri- 
partitio  nicht  exi4>tiert  iiabea  kann  und  3.  weil  ministerialis  in 
den  Urkunden  Ottos  1.,  wie  anerkannt  ^  noch  gar  nicht  die 
spatere  Bedeutung  hat,  sondern  den  Beamten  besdcfanet 
Die  Norm,  welche  Otto  1.  für  die  MundUnge  traf,  hat  somit 
in  Magdebui^  später  für  die  Ministerialen  «gegolten.  Die  Kon- 
tinuität des  Rechts  ergibt  aber  aucli  die  Kontinuität  des  Standes. 
Die  Magdeburger  coloui  des  10.  Jahrhunderts  sind  die  späteren 
Ministerialen.   Nur  der  Name  hat  gewechselt,  der  Beruf  oor 
2um  Teil,  denn  auch  das  spatere  Magdeburger  Recht  kannte 
bauerliche  Ministerialen. 

595 d.  Eine  vierte  Lokalgruppe,  für  welche  sich  solche 
Beziehungen  ergeben,  scheinen  die  Hl)eri  des  Stiftes  Weiiien 
zu  sein.  Köt^clike  hat  fiir  die  alten  Urbare  des  9.  und  10.  Jahr- 
hunderts die  Existenz  von  Liten  und  liberi  nachgewiesen. 
£r  konstatiert  dann^:  ^Die  beiden  Gruppen  der  gnmdherrlichcn 

1)  Vgl.  U.  B.  des  Klosters  Berge  No,  5. 

2)  Vgl.  Waits  V,  &  329,  480»  87,  der  das  eists  Auftreten  imier 
Otto  ü.  setzt 

H)  Kötzsobke,  Studien  zur  Verwaltongsigescbichte  der  Otoligrand* 
hemchaft  Werden  a.  d.  Bohr,  S.  65. 
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Bevölkerung,  Freie  und  Laten,  sind  mm  im  Laufe  von  zwei 
bis  drei  Menscbenaltem  miteinander  übeigegangen^  soweit 
nicht  ein  Teil  der  Freien  in  die  Dienstmannsehaft 
des  Abts  Aufnahme  fand.   Dies  ist  darum  wahrsoheinlieli^ 

weil  sich  an  soL  Ik  n  Orten,  wo  Üben  nach  A.  88  begütert 
wareu,  später  Leimgut  nachweisen  läßt.'*  Kützsciike  scheint 
einen  besonderen  Aufnahmeakt  anzunehmen.  Mit  Rücksicht 
auf  das  bisher  ausgeführte  dürfte  die  lokale  Beziehung  für 
die  Kontinaitat  des  Standes  beim  Wechsel  des  Namens 
sprechen. 

Schliel)lich  sei  noch  bemerkt,  dalJ  schon  früher  die  Um- 
taufuTicr  der  freien  Ktniigsknite  älterer  Kachrichteu  in  Reichs- 
ministeriaien  vertreten  worden  ist.^ 

596*  Eine  spezielle  Stütze  der  Kontinuitatshypothese  er- 
gibt sich  in  gewissem  Grade  durch  die  Nachrichten  über  die 
Innemng  des  Erben. 

a)  Die  Hiklesheimer  Stelle-  laßt  erkennen,  daß  die 
72  "Ridesleistcr  das  Volk  in  .seinen  Standen  repräsentieren 
sollten.  Unsere  Annahme,  daii  die  altsächsische  thpartitio 
fortbestanden  habe^  bewährt  sich.  Wir  ßnden  eine  Auswahl 
der  ESidesleister  aus  drei  Standen  wie  in  der  friesischen 
Parallelstelle.  Aber  der  Stand  der  Frilinge  wird  durch  die 
Dienst  mannen  vertreten.  Sie  gelten  im  Sinne  der  alten  Ord*- 
nuug  als  Frilinge. 

b)  Die  Spicgelstelle  I  6  §  2  ist  weniger  bestimmend. 
Schon  das  Fehlen  der  zifiermäßlgen  Verteilung  auf  die  Stande 
spricht  für  üngenanigkeit  Das  Fehlen  der  Dienstmannen  kann 
auch  auf  derjenigen  Entwicklung  beruhen,  die  sie  nicht  mehr 
KU  den  Freien  zählte.  Es  ist  möglich,  daß  sie  infolgedessen 
unter  die  Laten  einbegriilen  wurden.  Ebenso  möglich  ist  es 
aber,  daß  die  Tradition  die  Klasse  der  Frilinge  überhaupt 
fortliefi,  weil  es  Frilinge  im  alten  Sinne,  dem  Mundium  unter- 


1)  Waitz  V,  S.  337  [3J,  338  [1]  und  Nachweisungöii;  Kübel,  Die 
Frankeu  S.  429. 

2)  Vgl.  oben  S.  114. 
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ßtehendc;  aber  doch  zu  den  Freien  rechneude  Leute  nicht 
mehr  gab. 

597.  Die  Gesamtheit  der  vorstchendeu  ijrwägungeii  schemt 
mir  sehr  bedeutsame  Anhaltspunkte  dafür  m  eigebeo^  dmfi  die 
Ministerialen  tatsaddieli  die  Becktanachfoiger  der  alten,  im 
Mondium  stehenden  fVilinge,  der  Liberti  mid  der  JamondJinge 
sind,  soweit  nicht  letztere  in  Westfalen  als  Wachsziasige  sich 
eine  Sonderstellung;  bewahrt  hatten- 

Die  Libertincntheorie  der  Ministerialen  ergibt  nun  ihrer- 
seits  wichtige  Resultate  für  das  allgemeine  Ständeproblem: 

Sie  bestätigt  in  überrasdiender  Weise  die  aaoh  sonat 
wahrnehmbare  Kontinuit&t  der  Standesentwiddung.  Auch 
das  Recht  der  Ministerialen  reicht  in  seinen  Grundzügen  in 
die  germanische  Vorzeit  zurück.  Die  liberti  des  Tacitus  sind 
die  Rechts  Vorgänger  der  Ministerialen.  In  der  Hauptgliedenmg 
des  Saohsenspiegels  sind  alle  Elemente  der  alten  Glicdcnu^ 
vertreten.  Nur  die  mmidfreien  Elemente  der  Frilinge  haben 
an  Bedeutung  und  Verlnreitong  gewonnen  und  dadordi  ist  die 
geringere  fVeiheit  der  Mnndlinge  verdunkelt 

Sie  gestattet  uns,  das  sehr  knapp  urarLsscne  Bil<l,  das  wir 
von  den  sächsischen  Fi  iiiugen  aus  den  zeitgenössiscben  Quellen 
erhalten,  durch  Rüoksohlfisse  zu  erganzen.  Dies  gilt  sicher  voo 
dem  Mundiahrecht,  namentUch  von  der  Dauer  des  MundiumSi 
denn  die  BechtBänderungen  waren  sehr  langsame.  Aber  es 
gilt  dies  auch  in  weit  geringerem  MaBe  von  der  sozialen  Stel- 
lung. Wenn  die  Bekleidung  der  Hausämter  alte  LibertineD- 
pflicht  war,  dann  werden  wir  uns  die  sächsischen  Frilinge 
nicht  nur  als  Bauern,  sondern  auch  als  Diener  im  Hause  der 
raeheren  Edlen,  insbesondere  der  sSchsisohen  Fürsten  denken 
dürfen. 

Sie  erbringt  endlich  eine  neue  Bestitigung  für  die  ¥Vei- 

heitstheorie  der  altsachsischeu  Stände.  Der  Staud  der  l'nlinge 
ist,  wie  immer  wieder  betont  werden  muß,  in  allen  für  das 
Volksbewußtsein  wesentlich  erscheinenden  Zügen,  sioher  in 
Wergeid,  Buße  and  Ebenburt  ein  einheitlicher  gewesen.  Die 
Bfidmcblüsse,  welche  wir  aus  dem  späteren  Reckte  der  Mini- 
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sterialen  ridieii  müsBen,  verbieten  die  Annahme ,  daß  ihre 

llechts Vorgänger  mit  den  Leuten  altfreier  Ikrkuüft  jemak 
finen  einheitlichen,  unter  sich  gleichberechtigten  Stand  ge- 
bildet haben.  Wer  die  Rechtsvorgänger  der  Ministerialen  in 
den  Stand  der  Frilinge  einstellt,  der  muß  die  Altfreien  ab* 
sondern  und  dem  Stande  der  EdeUnge  fiberweiaen.  Insbesondere 
wird  ffir  die  libertt  des  Hamboiger  Plcivilegs  von  937  dareh 
ihre  spätere  Zngebörigkeit  zu  den  Ministerialen  die  Standes- 
verschiedenheit gesrenüber  den  Altfreien  erwiesen.  Das  ist  der 
Spesiaki^l^  den  ich  oben^  in  Aussicht  stellte. 


1)  8.  670  olien. 
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Erstes  Kapitel 
IHe  Kdnitcsbnßen  des  SAehsensple^ls.  §  74. 

598.  1.  Der  Sachsenspiegel*  keimt  Bußen  an  die  öffent- 
liche Gewalt  für  die  ÜbolzetuDg  vom  Könige  mittelbar  oder 
unmittelbar  ausgehender  Befehle.    Solche  Bußen  können  ab 

Königsbußen  bezeichnet  werden. 

Die  p^oschichtliche  Erklärung  ihres  Betrages  biotot  iiacli 
verschiedenen  liichtungen  hin  Interesse.  Am  aktuellsten  ist 
die  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  fränkischen  Buli- 
geachichte.  Diese  Qesehiehte  ist  zoneit  Q^enstaod  einer  | 
lebhaften  Eontrovefse.*  Längere  Zeit  ist  herrschende  Ansidit 
gewesen,  daß  Pipin  alle  Bußen  mit  Ausnahme  der  FVieden»- 
gelder  der  lex  baiica  im  Verhältnisse  von  10:3  herabgesetzt  i 


11  Vgl.  W.  Sickol  flZar  Geschichte  des  Bannes'-,  M;uburger  Pro- 
gramm IbÖÜ.  Diö  dankenswerte  Untfrsuchung  will  nur  eine  Vorarbt-it 
sein.  Eine  voUständigo  fleschichtc  des  Königsbanns  auf  fimnJ  des 
Materials  alier  Zeiten  und  8tammesgebiete  ist  dringend  %vrin>rhen>wert. 
läßt  sich  aber  im  Kähmen  dieses  Buches  nicht  geben.  Die  Mitleüting  dt  r 
Bemerhingrn  reohtfertigt  sich  dadun  h,  daß  die  Resultate  ungeachtet  dt^ 
bübch rankten  Materials  sicher  und  für  das  Verständnis  der  sachsiscbco 
Gerichtsverfaj^siing  sowie  des  Sachsenspiegels  wesentlich  sind. 

2)  Die  Geschichte  der  späteren  Bußen  ist  wenig  untersucht    Es  \4 
ein  Verdienst  E.  Mayers,  daß  er  in  seiner  Verfassungsgeschichte  di« 
späteren  Zahlenangaben  gesammelt  and  ihre  Erklärung  ernstlich  in  Angriff 
gonommen  bat   Wenn  ich  aaoh  seinen  Ergebnissen  vielfach  mdht 
stimmen  kann,  so  ist  doch  schon  das  Uhtsfulunen  dankenswert 

3)  Vg^.  über  den  Stand  der  EootroTerse  Sliadepioblem  511  fi. 
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habe.  Er  habo  erlaubt,  die  auf  schwere  Vollschillinge  zu  40 
Denaren  lautemlen  Bußen  ohne  Änderung  der  ZiÜer  in  Klein- 
Schillingen  zu  12  Denaren  abzuzahlen.  Kaiser  Ludwig  habe 
die  gleiche  Befonn  auch  für  die  lex  Salica  duvohgefShrt 
(Bedoktionebypofhese).  Die  Existenz  dieser  großen  Herab- 
setzung habe  ich  bestritten  (Kontinuitatstheorie). 

Die  K<)in'g8l)uI5en  dos  Sachsenspie«»els  bieten  min  ein 
bisher  noch  nicht  venvertetes  Material  für  die  Beurteilung 
dieser  Frage.  Sie  müssen,  wie  gleich  näher  begründet  werden 
soll,  ans  frankischen  Bußen  entstanden  sein.  Je  nachdem  der 
sicher  vorhandene  Zusammenhang  bei  Zugrundelegung  der 
Redoktionshypotiiese  oder  der  KontinuitStstheorie  erkennbar 
wird,  muß  dieses  Material  zugunsten  der  einen  oder  zugunsten 
der  andern  Annahme  ins  Gewicht  fallen.  Ein  besonderer 
Wert  dieses  Materials  besteht  darin,  daß  bei  seiner  Ver- 
wertung die  vielumstrittenen  Streitfragen  über  Stand  und 
Weigeld  nicht  als  Prajudizialpunkte  in  Betracht  ^ommeui 
sondern  völlig  beiseite  bleiben  dfirfen.  Es  handelt  sich  um 
völlig  isolierbare  Anhaltspunkte,  um  eine  neue  unabhängige 
Beobaclitungsreihe. 

Der  Zweck  dieser  Gegenprobe  soll  bei  der  nachfolcrenden 
Untersuchung  die  Form  bestimmen,  die  sonstige  Verwertaog 
wird  am  Schlüsse  gegeben. 

599.  Die  Königsbußen  des  Sachsenspiegels  zeigen  vier 
verschiedene  Zahlen: 

1 .  An  erster  Stelle  steht  die  bekannte  Buße  von  60  Schil- 
lingen, die  in  sein-  allgemeiner  Verbreitung  vorkommt^  und  die 
ich  deshalb  als  Normalbnße  des  Landrechts  bezeichnen  vnll. 

2.  und  3.  Höher  als  die  Normalbuße  sind  zwei  Bußeu, 
welche  der  Spicgler  unmittelbar  als  Gewette  des  Königs 
bezeichnet  Die  Fürsten  wetten  dem  Könige  100  Pfund;  alle 
übrigen  Leute  wetten  10  Pfund.*  Diese  Bußen  will  ich  als 


1)  Vgl.  Ssp.  II  61  §  2,  III  64  §  6. 

2)  Ssp.  III  64  §  1.   Büt  die  koning  des  likes  dienst  oder  sinea  hol 
mit  ordelea,  ande  iet  he  ine  kündeg^n  dea  votstea  aut  sinem  hnew  ands 
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Spesialbufien  cusammenfassen  und  die  beiden  Arten  als 

Fürstenbuße  und  als  allgemeine  Spezialbulie  unter- 
scheiden. Die  beiden  Bußen  kommen  auch  im  L^  harechtc  vcr. 
Die  Fürsten  zahlen  die  Fürstenbuße.  ^  Im  übrigen  ist  die 
allgemeine  Spedalbuße  des  LAndrechts  sugleioh  die  Normalbuße 
des  Lefanrechts.  Sie  ist  namentlich  das  C^wette,  bei  dem 
jeder  LehndieiT  Bdn  Gericht  halt*^  die  „Ueine*  Strafe  im 
GegensatEe  znm  Gotsverlnsi* 

4.  Endlkli  haben  sich  uiiö  irüiiir  Auhaltspunkte  dafür 
ergeben,  daß  aucli  die  Sohulzenbuße  von  8  Schillingen  dem 
Xönigsbann  angchöile.^ 

Alle  diese  Zahlen  beziehen  sich  auf  dieselbe  Münze*  und 
zwar,  wie  aiu  der  Normalbufie  des  I^diechts  hervMgeht,  auf 
die  Münze  karolingischer  Mönzreohntmg,  bei  der  daa  Pfund 
20  Schillinge  nnd  der  Schilling  12  Denare  zShlt 

Die  Angaben  des  Spiegels  werden  durch  die  KuntroU- 
naobrichten  b^^ntätigt. 

Hinsichtlicli  der  landrechtlichen  ^Sormaibuüc  sind  Belege 
entbehrlich.  Hinsichtlich  der  Spesialbnßen  genügt  der  Bericht 
Ottoe  von  Flreising^*:  „est  enim  lex  curiae,  qnod  qnisqnis 
de  ordine  prinoipum  prinoipis  soi  irsm  inonnens  compoaitionem 
persolvere  cogatur,  eentum  librannn  debitor  ezisCat,  caeteri 
minoris  ordiniö  viri,  sive  sint  ingenui  (edle)  sive  liberi,  sivc 
ministrij  decem/^  Die  gleichen  Angaben  finden  sich  im  Deutsch- 


ingfls^le  866  weken  er  he  werden  aole,  den  aolen  se  süken  binnen  dfidiadier 

art  svar  ho  is;  laten  sie't,  sie  wedden  dar  omme.  §  2.  Die  v-  -  *  i  die 
Ygnlen  hebbet,  die  weddon  dorne  koningo  hundert  pont  Alle  aadez«  lade 
wedden  tcin  punt,  dar  man  um  ungerichte  nicht  ne  weddet 

1)  Ssp.  Lnr.  68  §  8.  Tein  punt  geweddet  die  man  sime  herren. 
Svelk  vorste  aver  vanlen  hcvet  die  woddet  deme  toriiiige  hundert  punt 
sogedaner  pennirige,  als  in  der  müutt'  geuge  unde  geve  sin  dar  datgeweddd 
binnen  gewunuon  ist,  dat  punt  bi  tvinück  sciiliogeo« 

2)  Vgl.  z.  B.  Lnr.  ('.5  §  5  ff. 

3)  Vgl.  die  Boweisverschiedeuhüit  Lnr.  Art  55  §  2. 

4)  Vgl.  oben  S.  22711 

5)  S.  680. 

6)  Uesta  i'riderici  II  44.   Mon.  Germ.  Hist.  SS.  XX,  S.  411. 


Digitized  by  Google 


Die  Küüigsbußea  des  SaciisunspicgeU, 


737 


Spiegel.^  Für  die  Schulzcnbuße  von  8  Schillingen  sind  die 
KontioUnachrichteii  bereits  frOker  gebracht  worden.* 

600.  Die  vorstehenden  Bußen  sind  nnn  sicher  fränki- 
schen Ursprungs. 

Hinsichtlich  der  Bulkii  1  —  3  ist  dies  aus  folgenden 
Gründen  vuu  vornherein  evident: 

1.  Der  deutsche  König  lebte  nach  fränkischem  Rechte. 
Daran  hat  der  Erwerb  der  romischen  Kaiserwurde  nichts  ge- 
ändert' Infolge  des  Personalitätsprinzips  mußten  Verletzungen 
des  Königs  nach  fränkischem  Rechte  gebüßt  werden. 

2.  Das  Lehnrecht  ist  frSnkischen  Ursprungs.  Seine  Bußen 
sind  einheitliches  Keichsrecht.  Auch  für  sie  ist  fränkischer  Ur- 
sprung sicher. 

3.  Bei  der  Normalbuße  von  60  Kleinschiliingen  liegt  der 
Ursprung  aus  dem  karolingtschen  Bußensystem  auf  der  Hand. 
Damit  eigibt  sich  eine  hohe  Wahrscheinlichkeit  für  die  übrigen 
Bußen. 

Hinsichtlich  der  Schulzenbuße  kommen  die  Argumente 
1  und  3  auch  in  ßetraeht,  soweit  man  ilire  Ziiirehörigkeit  zum 
Königsbann  als  gesichert  ansieht.  Die  nähere  Untersuchung 
^rd  euie  weitere  Stütze  eigeben. 

Bei  der  Normalbuße  von  60  Schillingen  ist  die 
ZurückreohnuDg  vom  Standpunkte  beider  Theorien  aus  unter- 
nommen worden  y  von  Brunner ^  und  von  Hilliger.^ 

Den  Ausgangspunkt  muH  die  lex  Salica  bilden.  Sie  hat 
zwei  Bußen  ^  die  man  als  Köuigsbuße  ansprechen  kann,  eine 
größere  und  eine  kleinere. 


1)  Spie.L'öl  D.  L.  §  318. 

2)  Vgl.  üben  S.  227  ff. 

3)  Vgl.  Ssp.  III  54  §  4:  ,,Die  konlng  sal  hebben  vrenkesoh  recht 
sveune  he  gekoren  is,  von  svelker  bord  be  ok  sie. 

4)  Vgl.  Handbooh  U,  8.37. 

5)  a.  a.  0.  &  218ff. 

Cf)  Nicht  als  KQnigsbofie,  sondern  als  Oesamtbofia  ist  anfiofasBeii 
die  Bofie  XIY  4  Sie  enisprioht  m.  fi.  der  spltteren  Immimitfttsbaße  von 
000  kleinen  Schillingen. 

47 
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Fünfter  Uauptteil.    (lescbiclito  des  KöiiigsbaniiH. 


1.  Bei  Raub  einer  im  Konigsschutze  befiDdUchen  Frau  ist 
ein  fredus  voo  6^7,  s.  (63  Schülingen)  zu  zahlen»  ob  als  Gesamt- 
fredas  oder  als  Zuschlag  zu  dem  sonst  verwiikten  Friedeoa- 

geldc,  ist  offen.* 

2.  Bei  Hausunjr  eines  von  dem  Könige  aus  dem  Friedeu 
Gesetzten  siiul  15  Schillinge  zu  zahlen.^ 

Die  lex  Kipuaria  behandelt  anscheinend  beide  Tatbestäode, 
aber  gleichmaßig,  indem  sie  in  beiden  Fallen  60  SchilUi^ 
vorschreibt.^ 

A.  Bnmner  hat  an  die  süßere  Königsbuße  der  lex  ^dica 
ano-ekniipft.  Er  betont  die  Übereinstimmung  zu  1.,  sieht  in 
der  »Summe  von  Uü  bchiiimgen  eine  Abnmdung  des  Betrages 
von  627:  Schillingen  und  faßt  daher  die  Schillinge  des  Konig»- 
baims  als  ursprünglich  große  auf. 

An  der  von  Brunncr  zu  Hilfe  genommenen  Abrandong 
stoße  ich  mich  nicht,  da  solche  Abrundungen  gnnz  sicher  in 
weiterem  Umfange  stattgefunden  haben.  Aber  die  Hy}><»iln-e 
Brunners  zwinp:t  zu  der  Annahme,  daß  im  Falle  2  bei  der 
Hausungsbuße  die  alte  Königsbnfie  von  15  Vollschillingen  erst 
auf  60  Vollschillinge,  also  auf  das  Vierfache^  erhöht  wurde, 
um  dann  wieder  in  die  Nahe  des  alten  Ansatzes  hinabzugleiten, 
um  hinabzusinken.  Eine  solche  Zickzackbeuc^iüig*  halte 
ich  für  in  hohem  Grade  unwahrscheinlieh.  Andrerseits  ist  die 
Identität  der  Bußen  zu  1  durchaus  zweifelhaft.  Der  Wortlaut 
der  lex  Salica  gestattet  die  Auffessung  als  Gesamtfredus.  Xun 
sind  die  Bußzahlen  für  Frauenraub  in  der  lex  Bipuaria  öber- 


1)  Vgl.  lex  Sal.  ed.  Hessebs  C.1 13,6.  Vgl.  vielleicht  auch  a.a.O.  171. 
Für  den  GetiamtCredus  spricht  immerhin  die  E^ffisang  in  Cod.  10:  «propter 
fredom  exepto  capitalo  et  dolatura''. 

2)  a.  a.  0.  56  a.  106. 1  a.  ebenso  bei  Friedlosigkett  ipso  jme, 
a,  a.  0.  55,  2,  69,  2. 

3)  Vgl.  zu  1.  lex  Elipuaria  35, 3,  aa  2.  lex  Bipaaria  87,  Gap.  Pippin. 
75i/ö5.    Mon.  Germ.  Cap.  I  31  c.  1. 

1)  Sie  M'ürde  auch  für  den  fränkischen  Orafenbann  von  15  Schillingwi 
erforderlich  sein,  da  dieser  Baim  niemals  dem  Kdnigsbann  i^eiob  gewesea 
i>ein  kann. 


I 
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haupt  erhöh!  Die  in  der  lex  Balica  geforderte  GeBamtetffer 
war  schon  gesichert  Deshalb  kann  ein  Zuschhig  verfugt 
worden  sein,  der  niedriger  war,  so  daß  der  Deutung  dieser 
Zahl  der  lex  Ripuaiiu  auf  kleine  Schilliuge  keiü  Hiudenüs  im 
Wege  steht. 

Die  Erklaninn^  Brunnei-s  ist  deshalb  nicht  notwendig  und 
^egea  der  Hilfshypothese  der  Zickzaokentwicklung  nicht  an- 
nehmbar. 

B.  Hilliger  hat  an  die  kleinere  Konigsbuße  der  lex  Saltoa 

angeknüpft*  Die  Buße  von  15  Solidi  ist  die  snlische  Grund- 
buße. Die  Übertretung  des  Königsbefehls  wird  dem  Könige 
mit  der  Grundbuße  <rebüßt.  Nun  ergeben  die  15  großen  Voll- 
schillinge nicht  60  Kieinschillingey  sondern  nur  50.  Aber  die 
Buße  von  60  Schillingen  begegnet  uns  auch  nur  auf  ripuarischem 
Gebiete  und  dann  als  Buße  des  ripuarischen  KÖoigsgeschlechts. 
Die  Verletzung  des  ripuariselun  Königs  konnte  mit  der  ripu- 
arischen Grundbuße  gebüßt  werden.  Die  alte  ripuarische  Grund- 
buße hat  18  schwere  VoilschiUinge  betragen.    18  schwere  Voll- 

echUlinge  zu  40  Denaren  sind  aber  18 x 40 ^  x  3><4 x  10 

=»60x  12  Denare,  also  genau  die  spätere  Königsbaunbuße  von 
60  Kleinschillingen. 

Bei  Annahme  der  Kontinuitütstheorie  ei;„Ml)t  sich  somit 
eine  vollkommen  glatte  Lösung,  ohne  jede  Annahme  einer 
Zickzackentwicklung.*  Die  Königsbuße  von  60  Schillingen  fallt 
schon  bei  isolierter  Betrachtung  gegen  die  Bußreduktion  ins 
Gewicht. 

Im  übrigen  wt  auch  bei  dicMT  Auffassung  die  große 
Königöbuße  der  lex  Öalica  nicht  bedeutungslos.  8ie  spricht 
dafür,  daß  neben  dem  kleinen  Königsbann  von  15  oder  18 

1)  Die  Einzelausfiih rangen  llilligers  hiud  awh  bei  diesem  richtigen 
iinmdgedanken  verfehlt.  Bei  der  GlciclistelluDg  der  Buße  wegen  mannitio 
mit  dem  Königsbann  wird  der  Unterschied  der  GesamtbuUe  und  der  Fiakal- 
'  iiße  überiehen.  Ka[).  1  1  IS  ^  ?,  lezieht  sich  auf  den  gräfüchen  Yorbann. 
Vgl.  Brunners  Handbuch  H,  ö.  338  Aura.  40,  S.  405. 

2)  Auf  die  Konsequenzen  f&r  die  MUnzdeutung  der  lex  Eipuaria 
kann  ich  hier  nicht  eingeben. 

47» 
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schweren  YollBchilliDgen  noch  eine  höhere  KönigsboBe  existiert 
hat  Ihr  Betrag  nach  spateiem  Recht  ist  nicht  mit  Sichefheü  zu 
bestimmen,  da  die  Bipuarier  anch  salische  Bußen  restpiert 

haben.  Wir  worden  daher  mit  der  Mi»<2:lichkcit  zu  nchii  n 
haben,  daß  derselbe  Beti-ag  oder  eine  Abrunduug  siuf  den  Wert 
von  60  GroBschiUiugen  Bich  erhalten  hat,  sei  es  zahlbar  in 
Oroßschillingen  oder  umgerechnet  in  KieinachiUingeo. 

Die  Angabe  in  c.  57  des  Capitulare  von  802  steht 
anch  der  letzteren  Möglichkeit  nicht  im  Wege,  da  sie  sich 
nur  au£  den  Nornialbann  bezieht.^ 

602.  Die  Fürsteubiiße  betra<rt  100  Viimd. 

A.  Bei  Zugrundelegung  der  Keduktionsbypothese  läBt  sich 
diese  Buße  nicht  erklären.  Sie  würde  für  das  alt&inidscfae 
Recht  2000  schwere  VoUschillinge  eigeben.  £ine  solche  Buße 
ist  uns  nirgends  überliefert.  Sie  hat  auch  nicht  existiert  Die 
Verfasser  der  salischen  Bußtraktate  scliwelijen  in  hc»hei)  Bußen. 
Aber  die  Buße  von  2000  Vollschilh'nf^en  wird  niclit  trenannt.  Sie 
paßt  auch  nicht  in  das  saliseho  System  der  VerdreiCachuDgeo. 

B.  Wenn  wir  die  Annahme  der  Kontinuität  sognmde 
legen  ^  iBt  das  Ergebnis  ein  anderes.  Die  Fuisteabufle  ist  in 
ZShlpfunden  su  20  Schillingen  oder  240  Denaren  öberliefeit 
Von  den  schweren  VollschiUingen  zu  40  Denaren  kommen  sechs 
aid"  ein  solches  Pfund.  Desiialb  yind  100  Pfund  zu  240  Denareu 
gleich  iiüO  schweren  VollschiUingen.  Die  Fürstenbuße  würde 
nach  altfränkischer  Rechnung  600  solidi  40  denarionun  be- 
tragen. Der  Betrag  von  600  GroßschiUingen  paßt  non  sehr 
gut  in  das  altMnkisehe  Boßensystem.  Er  begegnet  uns  in  deo 
Gesetzen  als  erhöhtes  Wergeid. 

Aber  er  begegnet  uns  noch  in  einer  speziellen  Anwendung, 
welclie  für  das  Verständnis  der  Fürstenbuße  von  besonderer 
Bedeutung  ist: 

Childebert  HL  bestätigt  695'  dem  Abte  von  St  Deap 
eine  Zuwendung,  die  ein  homo  nomine  Ibbo  gemacht  hatte. 

1 )  Mon.  Oerm.  Ga^  I,  8.  104.   Vgl.  Brunner,  Handburh  3a 

2)  Vgl.  MoTi.  Oeim.  Hiai  DipL  ed.  fürte.  1872  No.  6ß,  60.  (Die 
Echtheit  ist  sicher.) 
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Als  Grund  der  Zuwendung  wird  angaben  Ibbo  hat  am 
Heeressuge  des  Königs  Theoderich  (III.)  nicht  teilgenommen 

ujid   sich    deshalb   verpllichtet,   6  00  Schillinge   zu  zahlen. 
Diese  Summe  habe  der  Abt  für  ihn  aus^elec;t  und  dafür  die 
Güter  erhalten.    Die  Zalii  bOO  ist  aiigrsichts  der  Wiederholung 
vollkommen  sicher  überliefert   Die  Schillinge  sind  als  große 
aufzufassen.  Die  gewöhnliche  Heerbannbufie  hat  in  karolingischer 
Zeit  60  Kleinschillioge  betragen,  welche  f0r  die  Zeit  der  Ur- 
kunde  nach   vorstehendem   15  Großschiliinge  ersrebcn.  Wie 
kninint  Ibl>o  dazu,  den    lülaohtiu  Betnig  zu  zahlen".'  Dahn* 
denkt  aa  freiwillige  Mehrleistung.    Das  halte  ich  für  ausge- 
schlossen, weil  dann  die  Yersäumung  der  UeerespEicht  nicht 
der  Grund  der  Zahlung  gewesen  wäre.   Vielmehr  ist  aus  der 
Stelle  mit  Sicherheit  der  Schluß  su  riehen,  daß  in  gewissen 
Verhältnissen  schon  in  altfriinkisclicr  Zeil  die  VcrMiuinnis  der 
Hceresplliclit  nn't  genau  derseUM  ii  Buiie  bestraft  wurde  wie 
bei  den     üi^sten  des  12.  und  13.  Jahrhunderts.    In  bezug  auf 
dasjenige  Verhältnis,   welches   diese   außerordentliche  Yer> 
fichärfung  der  Strafe  mit  sich  führte,  läßt  sich  zunächst  fest- 
stellen, daß  es  ein  besonderes  Treuverhältnis  g<  wesen  sein 
muß.    Weiter  führen  niu*  Vormutuniren.    Es  ist  wahrscheinlich, 
daß  das  Maximum  der  GeUlbulic,  welelie  bei  Intidelität  ver- 
wirkt wurde,  durch  das  eigene  Wergeid  des  Täters  gebildet 
wurde.  Ibbo  wird  nicht  als  Beamter  bezeichnet.   Der  Ausdruck 
homo  ist  ebenso  wie  der  Plural  ieudes  mehrdeuUg,  kann  aber 
auch  den  Antrustio  bezeichnen.   Wenn  wir  von  den  Beamten 
absehen,  dann  sind  es  aber  nur  die  Antrustionen  gewesen,  die 


1)  Die  Worte  lauten:  Abbas  —  «suggerebat  eo«  quod  ante  os  annua, 
qnaudo  genetur  noster  Theudericos  qnondam  lex  partibus  Auater  hostüiter 
VISUS  fuit  amboiasse,  homo  nomene  Ibbo  qnondam  anUatenus  ibidem 
ambolasset  (et  ob  hoc  aolidos  sexoontas  fidem  ficisset)  et  pro  ipso 
Ibbono  ipsi  Haino  abba  (ipens)  solo  dos  sexoeatns  eum  roganti  pro  ipso 
<!wpoBiii88et,  et  pro  ipsos  aoledus  sexcentos  porcione  sua  in  loco  non- 
copanti  Hosdinio  —  ad  integrom  (luia  com  Ulas  eeUsiae  ibidem  oonstraotas)  — 
delegaaset  vel  firmasset.* 

2)  Könige  der  Oennanen  Vil  1,  8. 174. 
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ein  Wergeld  von  600  GroßsohilliDgen  hatten.  Deshalb  ist 
an  vermuten,  daß  es  auch  ein  Antnistio  war,  welcher  bei 
VersSnmnis   der  Heerespflicht  die  spatere  Ffintenbnße  lo 

zahlen  hatte. 

Diese  Beziehung  bieti't  deshalb  besonderes  Interes-'\ 
weil  noeh  andere  von  E.  Mayer  ^  hervorgehobene  Umstände 
für  einen  historischen  Zusammenhang  zwischen  AntnistioDat 
und  Fürstentum  in  Erwägung  kommen. 

603.  Die  Buße  von  10  Pfund  zahlt  200  Kletnschillhig«. 

A.  Unter  Ziigruiidelcguntr  der  Reduktionsln  pothese  wünit 
sich  ein  alter  Betrog  von  200  schweren  Vollsehillingen  tTirehen. 
Dieser  Betrag  iüt  als  Wergeid  des  Vollfreien  bekannt 
fr^  sich  daher^  ob  nicht  in  dieser  BuBe  eine  LosangBbal)e 
w^n  urBprünglicher  Lebensverwirkung  enthalten  sein  ktnu. 

Die  sachlichen  Bedenken  sind  weniger  bedeutend  im 
Landreehte,  aber  durchgreifend  im  Lehiireehtc  I  Hc  Vt Tletziing 
eines  königlichen  Spezinibcfchls  könnte  als  lutidelil/it  ijeg»^lun 
haben.*'  Aber  die  BuBe  des  Lehurechtö  gilt  auch  in  den 
Beziehungen  der  Vasallen  zu  ihren  Af tervasallen.  Es 
ist  sachlich  ausgeschlossen,  daß  in  diesen  FaUen  ursprnoglieh 
Lebensverwirkung  eingetreten  ist;  und  geschichtliche  Kacb- 
richten  lassen  darüber  keinen  Zweifel,  daß  die  Strafe  der 
T.eb(Mis\  <'r\virIcung  selb.st  bei  schwerer  Folonic  dem  franki^clkil 
Kicbter  inibekaiuit  gewesen  ist,  geschweige  denn  als  allgemeine 
Gerichtsbulie  in  Lehnssachen  gegolten  hat.  Ein  anderes  Hiudenl« 
würde  sich  für  diese  Deutung  vom  Standpunkte  der  hen*- 
sehenden  Meinung  aus  durch  die  Anhaltspunkte  ergeben,  welche 
dem  frfinkisehen  Vasallen  ein  erhöhtes  Wergeid  zuweisen.* 

In  formeller  Hinsieht  würde  eine  L^  sungsbuBe  in  iiiivin 
Betrage  sich  niclit  ailgeuieiu  nach  fränkischem  Hechte,  son- 
dern nach  dem  Stamm  es  rechte  des  Täters  gerichtet  haben. 


1)  a.a.O.  II.  S.  147 ff. 

2)  Vgl.  die  Nichtachtung  eines  könlgHchen  Präzeptoms  lex  Silici 

XIV  \  >.  4. 

3)  Vgl.  Drimüci.  Handbuch  II,  S.263. 
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Für  die  Sjiesialbiiße  ist  allgemeine  Bechtseiobeit  und  frankischer 
Ursprang  sicher.   Dies  Bedenken  ist  schwächer  im  Lehnrechte, 

aber  Ulli  so  stärker  im  Landrechte.  Beim  Lehnrechte  konnte 
die  Kinheitlichkeit  der  Rechtsbeziehimgcu  erklärend  wirken, 
aber  nicht  im  Landrechte. 

femer  wörde  in  formeller  Hinsicht  eine  ständische 
Yerscbiedenheit  notwendig  sein^  die  ausdrücklich  verneint  wird. 
Die  ständische  Ausgleichung  ist  bei  den  LSsungsbußen  frfiher 
eingetreten  als  bei  den  EiiipfangsbuÜcn,  aber  noch  lange  nicht 
iu  der  in  Betniclit  konnnciiden  Zeit. 

Aus  diesen  Gründen  läßt  sich  die  Spe/.Iali)uJu'  nicht  als 
Wergeld  auffassen.  Eine  andere  altfränkische  Buße  dieser 
H5he  gibt  es  nicht 

B.  Unter  Zugnindelegnng  der  Kontinuität  sind  die  frag- 
liehen 10  Pfund  n;ieli  den  oben  anir'gebenen  Grundsätzen  der 
Zurückreehnnn^^  HO  sehwere  Vnllseliillinfje  zu  40  Denaren.  Es 
ist  also  derjenige  Betrai:;,  den  wir  nach  obigem  als  Fortbildung 
der  größeren  Königsbuße  der  lex  Salica  von  62  Schillingen 
erwarten  konnten.  Auch  bei  dieser  Buße  bewährt  sich  die 
Kontinuität.^  Von  diesem  Standpunkte  aus  erscheint  gerade 
die  Anwendung  der  Spezialbube  im  Lehnucriehtc  vei'ständlich. 
Alle  Lehnssachen  sind  ursprünglich  bpeziaigebiet  des  könig- 
lichen llofgerichts. 

Der  ßückschluß  ans  dem  vorstehenden  Zusammenhange 
ergibt,  daß  in  der  fränkischen  Zeit  der  Konig  in  seinem 
Hofgerichte  bei  einer  Buße  von  60  Vollschillingen  Gericht 
hielt.  Seine  landrechtlichen  Delegaten,  die  Missi,  hatten  eine 
Buße  derselben  Ziffer,  aber  in  kleineren  Schillingen.  Damit 
begegnet  uns  die  Öchiliingsdiilercnz  als  Mittel  für  die  Kenn- 
zeichnung einer  Rangverschiedenheit,  analog  der  ständischen 
Schillingsdifferenz,  die  ich  bei  anderen  Gelegenheiten'  nach- 

1)  £s  mag  dahingestellt  bleiben^  ob  nidit  schon  bd  gewissen  Normen 
frinktBoher  Rechte  der  Betrag  von  200  EleinschiUingen,  den  man  als 
^eigeld  (Losangsbnße)  auffaßt,  in  Wirklichkeit  dnich  Umrechnong  der 
sltfiftnkisehen  Bnße  von  62*/,  (CK))  schweren  YoUschiUmgeii  entstanden  ist 

2)  Tgl.  Oemeinfreie  S.  169ff.  imd  Ständeproblem  360ff. 
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gewiesen  habe.  Die  beiden  pai-alielen  Aufschlüsse  bcätädgeo 
einander. 

Dieselbe  ErkenntniB  zeigt,  daß  durch  Delegierung  auch 
der  speziell  konigiiclien  außerordentUehen  Gerichtegewalt  die 
Buße  sich  erniedrigte.  Nun  hat  aber  der  Herzog  nach  dem 
Sachsenspiegel^  innerhalb  seines  personlichen  Gerichte  dieselbe 

Spezialbuße  wie  der  König.  Folgerichtig  dürfeii  wir  erwnit^  i;, 
diiß  auch  iler  herzcigliche  DcK  iiat  über  die«elbe  Buße  veHügt 
wie  der  königliche^  näuiiich  über  die  x^^ormalbuße  von  60  Klein- 
Schillingen. 

604«  Die  Zuröckrechnnng  der  Schulzenbuße  von  8  SchÜ* 
lingon  ergibt  bei  keiner  der  beiden  Annahmen  einen  sofort 
einleuchtenden  Zusammenhang.    Das  Bestttationsresoltat  vea 

8  Großschillingen  ist  dem  altfränkischen  liechto  ebenso  fremd, 
wie  das  direkte  Koiitinuitätesprodukt  von  2^  ^  Gruß:?chiUingen. 

Immerhin  ergeben  sich  gewisse  Anhaltspunkte,  wenn  wir 
die  Sparen  verfolgen,  welche  auf  den  Ursprung  dieser  Bußen 
hinweisen.  Die  Buße  erscheint  als  Delegationsprodukt  ans  der 
Kormalbuße  von  60  Eleinschillingen.  Denn  dort,  wo  diese 
Buße  durch  30  Schillinge  ersetzt  ist,  betnijrt  die  Stadtrecht- 
bulk  1  Schillinge.  Diese  beiden  Betrüge  sind  in  Jiefleni  /n- 
samuienhange  als  die  ursprünglichen  anzusehen,  wenn  ar.(  h 
die  Buße  von  8  Schillingen  früh  Herabsetzungen  erfahren  haL 

Die  Buße  von  8  Schillingen  hegtet  uns  nun  außerdem 
als  volle  Buße  des  hohen  landlichen  Lnmunitatsgerichts,  deren 
an  den  Vogt  fallendes  Drittel  auf  3  Schillinge  abgerundet  ist* 
Die  allgemeine  Verbreitung  dieses  Vogteidrittels  ergibt  Allge- 
meinheit der  Gesanitbuße.  Imi  iiiuität  ist  Recht#5stelhinjr  t^f^ 
Königsguts.  Dns  Oewette  des  Inununitatsrichters  müÜto  dem.- 
nach  sein  die  Baunbuße  des  altfränkischen  judex  fiscL 

1)  III  64  §  3. 

2)  Vgl.  St  Michel  in  Lüueboig  (1135).  U.  B.  Loneboig  Vn  16. 
Qaicmnque  componere  debet  octo  solidis  componat  Com  tertiun  psrtem 
advocatus,  duas  deberet  abbas  riei]>ere,  predictus  abbos  totum  dari  advocato 
concoBsit.  —  Der  missus  a  Ivocati  ist  auf  die  3  Solidi  beschittnkt  Ihm  iät 
die  Zuwendong  des  Abts  uiciit  gemacht 
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Leider  fehlt  in  dieser  Hinsicht  das  altfränkisclic  Kontroll- 
material.  Die  Delegatiouspropoiüoo  läßt  sich  nicht  voll  kon* 
troUieren,  da  uns  fiicht  bekannt  ist,  welche  Zentenarbufie  dem 
Grafenbann  von  15  sol.  entsprochen  hat   Immerhin  muß  eine 

bestimmte  Relation  zum  KTinio^shaim  von  60  Schillingen  existiert 
haben,  wie  die  analoge  Be/ichung  zwisciu  ii  Markgmfenbuße 
und  Ötadtricliterbuße  beweist.  Die  Relation  l^j^  ist  zu  un- 
gerade. Deshalb  muß  die  Zahl  selbst  abgerundet  und  die 
Relation  gerade  gewesen  sein.  Bei  der  Relation  1:8  erhalten 
wir  für  die  Schulzenbuße  77,  Kleinschillinge.  Die  Wabrschein- 
Ikthkeit  dieser  Gnmdzahl  wird  gesteigert  durch  sonstige  Veiv 
breitung  ^  und  <iiu\li  ihre  gerade  Beziehung  zum  Grafenbaim 
von  15  Sciiilliiigen  (\^o). 

Demnach  erhalten  wir  folgende  Tabelle  der  Rielitcrbußen*: 
Missus  60  (1),  Markgraf  30  {^g,  Graf  15  [5J  (V4),  Schübe, 
judex  fisci  7Y,  [3]  (Ys),  Unterrichter  des  Markgrafen  (Vie)* 
Alle  diese  Bußen  sind  von  der  Normalbuße  abgeleitet  Die 
Reduktionshypothese  muß  für  die  Grundlage  Zickzaekcntwick- 
luag  annehmen  und  deshalb  auch  für  die  anderen  Biiri«  n. 

(>05.  Die  vnr>tehende  Betrachtung  hat  ergeben,  dal»  tlie 
Königsbußen  bei  Zuirnindrleguog  der  Keduktionshypothese  nicht 
erklärbar  sein  würden,  selbst  wenn  diese  Hypothese  sonst  zu- 
lässig wäre.  Die  Konigsbuße  fordert  die  Annahme  der  Kon- 
tinuitätatheorie.  Damit  ergibt  sich  ein  Gegengrund  gegen  die 
Reduktionshypothese,  der  um  so  wirksamer  ist,  weil  er  bei 
isolierter  Betrachtung  Liewoniu  ii  ^v^^(]e. 

Für  die  definitive  geschichtliche  Erkenntnis  der  Zusammen- 
hänge sind  wir  aber  nicht  auf  die  isolieile  Betrachtung  be- 
schränkt. Die  Reduktiottshypothese  ist  nicht  nur  wegen  der 
Konigsbußen  abzulehnen,  sondern  sie  entbehrt  auch  sonst  jeder 

1)  E.  Mayer  I,  S.  140ff. 

2)  "Die  h  rr^  h'^ndp  >ffinung  nimmt  an,  daß  <1'^r  nraf  iibann  lokal 
verschieden  gowc-^-'n  sei.  Die  anp'zo^'cue  Stelle  gibt  lieiii 'ii  lioweis,  da 
imtor  der  lex  auch  die  jeweilige  Amtästellung  gümuint  sein  kann.  Die 
herrschende  Aiinabme  ist  ein  für  die  karolingiscbo  Zeit  unsicheres  Induk- 
tionsresoltat  aas  Eiazelangaben.  Die  Differenz  der  lex  Chamavor.  ist  eine 
geringe,  weil  die  4  Schillinge  große  sind.  Ständeproblem  8.  300£f. 
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Grundlage  und  wird  schon  durch  die  Betrachtung  der  "\Vergel(kr 
und  der  Stände  völlig  ausgeschlossen.  Sie  kommt  deshalb  bei 
der  definitiven  ErUarung  der  Eonigsbußen*  gar  nicht  in  Fragt-. 
Dadurch  gewinnen  die  vom  Standpunkte  der  Kontionitätstheorie 

anfirewicsenen  Zu.samineiihünge  eine  orli<">lite  Siclu'rhcit  Sk 
siud  die  wirkliehen  Zusammeuhäiige  und  haben  Erkenutüisweft 
für  andere  Pro!  »lerne. 

Dieser  Erkenntniswert  ist  ein  mehrfacher.  Die  genauen 
Zusammenhänge  bestätigen  1.  die  allgemeine  Kontinuitit  der 
Rechtsinstitute  überhaupt,  der  Bußzahlen  insbesondere;  2.  den 
fränkischen  Ursprung  der  KöniarshiiHcH  und  des  Iiehnrecht>: 
3.  die  Verwendung  der  bclüiliiigödiO'ereuz  für  den  Zweck  per- 
sönlicher Differenzierung  im  frankischen  Rechte. 

Außerdem  haben  sich  noch  gewisse  besondere  Beziehungen 
ergeben: 

1.  Die  Forsten  »ihlen  bei  Heerisliz  eine  altfrankischf^ 
Buße,  weloho  wahrscheinlich  d'w  (h  r  Antnistionen  gewesen  ist 
Dieser  Urnstiuid  ist  deshalb  vuii  Iiiterebse,  weil  K.  Mavcr  au? 
anderen  Gründen  auf  die  Bechtskontinuität  zwischen  Füret 
und  Antrastio  geschlossen  hat 

2.  Der  Herzog  hat  innerhalb  seiner  Gerichtsgewalt  die 
königliche  Spezialbuße.  Dadurch  ergibt  sich  die  Wahrsdiein- 
liehkeit,  daß  der  herzogliche  Delegat  die  Nuruialbuße  hand- 
habt wie  der  königliche. 

3.  Der  städtische  Unterrichter  hat  dasselbe  Gewettc. 
das  in  dem  Obergerichte  der  ländlichen  Immunität  gehandbaU 
wird.  Daraus  folgte  daß  dieses  Vogteigericht  nicht  identisch 
sein  kann  mit  dem  hohen  Stadtgerichte,  in  welchem  der  Bann 
von  Üü  SchUliniren  erlioben  \viirdeJ 

Am  wichtigsten  ist  mir  die  erneute  und  selbständigt 
Widerleginig  der  Reduktionshypothese.  IHeser  Irrtum  ist  ein 
schweres  Hindernis  für  jede  Verwertung  der  frankiscben  Buß- 
zahlen zu  weiterer  Forschung. 

1)  Insofern  oi^gibt  sich  eine  weitere  Untürstützimg  für  die  S.  lG5fi 
gegebenen  Ausfühnmgen. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Üerielit  l>ci  Köui^hbann  und  da^  ticrkkt  bei 

eigfenen  Uuldeu«^  §  75. 

606.  Der  Saclisens[>i<-g(  l  kennt  unter  den  Bezeicbnungen 

Königsbaun,  „Dingen  bei  Königebann*  ein  Gerichtsverfahren, 
das  uuch  verschiedenen  liiehtuiigeu  Eigentünilielikeiteii  aufweist. 

jS^ur  bestiiumte  liiciitcr  dingen  bei  Künigbbaun,  König, 
Herzoge,  Gmfen  (Pfalz-  und  Landgrafen),  gewisse  Vögte  und 
wahrscheinlich  auch  der  Schulze  in  den  ostfäiischeu  Städten.- 
Wer  bei  Konigshann  dingt,  ohne  den  Bann  zu  haben,  wettet  seine 
Zunge.s  Die  Richter,  welche  bei  Konigsbann  dingen,  haben  ent- 
weder als  König  und  Uw/An^  dit  sjx  /idl«'  Königsbnße  oder  die 
altfränkische  Normalbuße  des  Konig^banus  von  tiÜ  kSeliillingen.* 
Das  Gericht  besitzt  eine  ausschlieliliehe  KompeUniz  für  das 
TJogericht  Schöfienbarer^,  für  Streitigkeiten  über  Eigen  für 
Übertragungen  von  Eigen,  für  die  Bestellung  der  Leibzucht^ 
Das  Gericht  bei  Königsbann  ist  ausgezeichnet  durch  die  Wir* 
kunpr  der  Standes  unterschiede  Nur  \  ()llfrei(!  Leute  sind  ding- 
pfliciitig  und  ursprünglich  urtoii^bereehtigt.^  Die  Veriaabung 
des  G(  richts  zeirrt  als  Eigentümlichkeit  das  Institut  der 
Schöffen.^  Die  Abhaltung  unterliegt  gemssen  Förmlichkeiten. 
Notwendig  ist  die  Anwesenheit  eines  KontroUvertreters.^^ 

1)  Vjfl.  zu  dies.'in  Abschnitte  und  dem  foljfondei)  di'^  Al  ^uii  lhnig 
von  Geor^;  Meyer,  Die  Verleihung  des  Kooigbbanns  und  da»  Dingen  bei 
mai'ligräfl icher  Iluld,  Jena  1881. 

2)  Vgl.  Ssp.  III  G4  und  oben  S.  227  £f. 

3)  Ssp.  1  59  §  1. 

4)  8sp.  in  «4  §  4—6. 

5)  Vgl.  1  59  §  1. 

6)  8sp.  I  21  §  1.  Die  Folgerungen  für  die  Übertn^goog  voo  Eigen 
werden  durch  die  Urkunden  auüer  Zweifel  gestellt. 

7)  Ssp.  II  12  §  2,  III  70,  II  12  §  4,  III  65. 

8)  Ssp.  1  2  §  2  und  oben  S.  270  ff. 

0)  I  2  §  2,  Ü3  §  2,  III  18  §  2,  81  §  2. 
10;  III  69. 

11)  I  59  §  2:  It  ne  mach  ncn  richtere  (de  bi  koniuges  baane  dinget) 
echt  ding  hebben  ane  sinen  scultbeten,  vor  demc  he  sik  to  rechte  beden  sal. 
Die  eingeklammerton  Worte  sind  alter  Zusatz.  Jedenfalls  richtig  fUr  den 
O^nsatz  zum  Oodtog,  aber  nicht  znr  Hark.   VgL  unten  S.  751  Anm.  1. 
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Mittelbar  er|j;ibt  sich  insbesondere  aus  der  Behandlung 
der  Königsbannsachen  ^  die  Existenz  besonderer  Qerichtsfristen 
des  Konigsbanns. 

Die  Zosammenfügung  der  Emselheiten  ergibt,  daß  es  an- 
riclitig  ist,  wenn  G.  Meyer  den  Bcpn^if  Königjsbann  im  Sachsen- 
spiegel auf  das  Gewette  von  60  Schillingen  beschränkt.  Wenn 
G.  Meyer  meint,  daß  keine  einzige  Stelle  vorhaudea  sei,  in  der 
das  Wort  „königliche  Gerichtsgewalt^  bedeute,  so  scheint  es 
mir,  daB  es  regelmäßig  eine  verwandte  Bedeutung  hat  Gerade 
in  III  64  §  2  wird  das  Gewette  von  60  Schillingen  nicht  alt 
Grund  dafür  angefülu-t,  daß  die  Richter  bei  Königsbann  dingen, 
sondern  der  Gedankengang  ist  der  umgekehrte.  Weil  diese 
.Richter  bii  Königsbanu  dingen,  deshalb  werden  ihnen  N?hü- 
linge  als  Gewette  gezahlt  Auch  der  Ausdruck  „Kdoigsbann 
halten^  in  III  81  zeigt,  daß  ein  Gerichtsverfahren  gemeiDt  ist 

607.  Nach  mehreren  Aussprüchen  des  Sachsenspiegels 
ist  das  Gericht  bei  Königsbann  den  Marken  fremd.  Kein  ge- 
sch(»ltenes  Urteil  darf  mau  aus  einer  (iraischaft  in  die  Mark 
ziehen,  auch  wenn  der  Graf  die  Grafschaft  —  des  Markgiafea 
hat  Deshalb,  weil  in  der  Mark  „nein  koniuges  ban  n'is  unde 
ir  recht  tveit*^,  darum  soll  man  es  vor  das  Reich  ziehen.' 
Der  Markgraf  dingt  bei  seinen  eigenen  Holden.''  Die  stia- 
dische  Exklusivität  fehlt  in  den  Marken. 

Die  tatsächliche  Kichti;zkeit  dieser  An^^rabeii  ist  tiir  die 
cnch^ischen  Marken  nicht  erustÜch  bestritten.*     Die  ^iohtr 


1)  Vgl.  oi    s.  mu. 

2)  II  12  §  Ü.  Keues  gesculdenea  onleles  mnt  man  tiea  ot  «ner 
grafscap  in  ene  i](i<ir]{o.  al  hebbe  die  greve  de  grafsoap  TOn  dem  raaikgreTeiL 
Dit  k  dar  umme,  dat  in  der  marke  nein  kontnges  ban  B*S8,  ooide 
ire  recht  tvoit;  dar  uinmo  s;  !  man  is  vor  dat  rike  tien. 

3)  III  65  §  1.  T)\i*  marepn'Vf'  dini^'f  h\  s'n}PR  selves  hulden 
over  ses  weken.  dnr  vint  iewelk  jikhi  oi'l  -l  ovor  den  anderen,  den  mau 
an  sime  reobto  nicht  l  -  -  hel  len  ne  m;\r}\.  III  70  §  1  und  II  12  §  2 
und  4.  III  CA  §  7.  Jcwelkeme  marcgreveu  drittidi  Schillinge  (die  din^t 
bi  äiues  selvis  hui  den). 

4)  Vgl.  Kuhns  I,  S.  49 ff  V.  i'oseru -  Klett  8.56}  v.  Lusckin,  Gtr.- 
Verf.  S.  13. 
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existenz  des  KöDigsbaims  in  den  Marken  ergibt  sich  auch  mit 
Bestimmtheit  ans  dem  negativen  Inhalt  der  tirknndliehen  Über- 

liefemncr^,  aus  der  sreringeren  Hohe  <lor  liußcn,  aus  den 
Glossen  und  aus  verscliiedenen  positiven,  voneinander  unab- 
hängigen Angaben,  von  denen  ich  zwei  hervorheben  will,  näm- 
lich 1.  eine  Stelle  des  ältesten  polnischen  Rechtsbuohs*  und 
2.  ein  Meißener  Lehnsregister.* 


1)  Brunucr  zitiert  Exemtionsr.  S.  325,  2  für  die  Frage,  ob  KÖuigs- 
Hann  in  der  Mark  Brandenburg  gewesen  Bei,  eine  Urkunde,  in  welcher 
Markgraf  Albrecht  1155  eine  Vergabung  von  Gütern  „banno  regio"  bestätigt. 
Diese  Güter  lagen  bei  Hoym,  in  der  Grafschaft  Aschei"slehen.  Die  Ver- 
handlung fand  in  Aschersleben  statt.  Der  Markgraf  handelte  als  comes 
comotia«)  in  fpia  predicta  possessio  sita  est.  Die  Urkunde  hat  deshalb 
ktiiien  Erkoimtniswert  für  das  Ivcr^ht  der  Hark  Braudenboig.  £s  ist  die 
mehrbesprochene  Urkunde  ol  on  S.  .SoGff, 

2)  Volckmann,  Das;  ;ilt«^>ti'  ■;<schriflti'ne  polni^jche  Kei-litsdciikmul, 
1B69  —  .,won  ir  (d.  Ii.  der  PoI.mi)  ^^t-richt  von  dem  kaiser  in  di  wtTlt  nicht 
eikuiit,  ab?  dutsdier  vursteu  unde  richter  tut,  zo  enhabin  ze  dez  keine 
gewouheit,  daz  ze  ir  ge richte  hegin  von  Obergewalt,  aU  dutache  ricliter 
pflegen  zu  tun;  waz  abir  ze  gerichtiii  adir  waz  vor  in  bekant  wirt 
adir  gel'Kikint,  daz  hat  zo  gotane  macht,  jUze  maikgraveu  unde  etlicher 
dutschen  vursten,  die  ir  ding  nicht  enhegin,  wen  diu  ^auicht  liat  aller 
enden  in  ir  gewait  gehegites  diuges  macht."  Mit  Kocht  ist  das 
Kchteu  vou  Obergewalt  von  Schröder  (Lehrbuch  S.  572  Anm.  160)  und 
Ton  Brunner  (Kritisohe  Ytlsjschr.  XII,  S.  120)  auf  das  Dingen  bei  Königs- 
baou  bezogen  worden.  Die  Stelle  enthilt  daher  ein  Zeugnis  daför,  daß 
«Markgrafen  und  etliche  andere  dentsohe  Ffiniten  nioht  bei  Königsbann 
duigen*.  Dagegen  ist  der  Onmd,  die  Nichtableitung  vom  Kaiser  nnr  for 
die  Polen  angegeben.  Den  OegeuBats  bilden  alle  dentschen  Fürsten  und 
Biohter.  Du  Dingen  der  Forsten  ohne  Königsbann  wird  nnr  wegen  der 
gleichen  Wirl^nng  herangezogen.  Diese  Wirkong  ist  eigentumUch:  ^Das 
Qetioht  hat  aller  Enden  gehageten  Dinges  Uacht*  Es  mnfi  nnentschieden 
bleiben,  ob  als  entbehrliche  Eigentiunliohkeit  des  Königsbanna  gedacht  ist 
»die  Dingfdimlichkeit*^  (Ssp.  III  69)  oder  die  echte  Dingstatt 

3)  Nach  Fosem-Eiett,  a.a.O.  8.56  hat  der  Eintrag  (14.  Jahrhnndert) 
folgenden  Wortlant:  ,,Dys  sint  die  leben,  die  mjn  here  der  marchgrefe 
m  dem  riebe  entpban  sol:  die  lantgrafeschalt  scn  Doiingen  mit  allen 
eren  etc.  binamen  den  ban;  die  marke  zcu  M^'szne  —  die  mark  zca 
lAndispeig,  —  Orlamünde  mit  allen  eren  und  binamen  den  ban!  dor- 
noch  di  phatese  zca  Sachsen  Loychstete  und  binamen  den  ban,  domoch 
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608.  Die  Tragweite,  welche  dem  Fehlen  des  Konigjsbanni 
in  den  Marken  zukommt,  laüt  sich  nicht  mit  volistaiidiger 
Sioheriieit  abmessen.    Es  kann  nicht  fQr  alle  jSondemonnen 
des  gräflichen  Gerichts  bei  Königsbann,  die  der  Spiegel  aof- 
weist,  entschieden  wenlen,  ob  sie  In  der  Mark  \«»llig  fehlt '  U 
oder  daselbst  auch  für  andere  Gerichte  als  das  Gericht  bei 
Königsbann  galten.    Der  Spiegel  selbst  hebt  hervor  die  Ein- 
iiuBlosigkeit  des  Standesuntersehiedes    die  geringe  Höhe  des 
Gewettes^  die  Unzulassigkeit  des  Rechtszngs.'    Eine  zweite 
Nachricht  fuhrt  auch  das  geringe  Gewette  des  Stadtschulzea 
auf  das  Fohlen  des  K()nig8baiius  zuiück.*     Eiiic  dntlc  \:iU 
einen   Nachlaß   an   Förmlichkeiten    erkennen.^     Die  Ansiciit 
G.  Meyers I  daß   sich   der   Unterschied  auf  die  Höhe  des 
Gewettes  beschrankt  habe,  ist  auch  mit  diesen  Nachricfateo 
nicht  zu  vereinigen.   Andrerseits  ist  nicht  zu  bezweifeb,  daB 

das  Ostirland  ond  das  laut  zca  Pliszen  die  grsTechaft  zon  Bocbdics 
und  dl  graveschaft  zco  Groik;  dl  herschaft  zcn  Tsenboig,  das  ist  agen 
unstrs  herreii,  gert  her  des  banne s  ym  zcu  ligene  und  wlUbane.  —  In 
allen  dissen  lehen  und  herrscheften  do  hat  her  den  ban  inne  tca 
lehene  vom  riebe,  ane  in  den  marhin*.  Biese  Anfaeichpnng  ist 
gründlich  mißverstanden  worden.  Q.  Meyer  hält  es  8. 35  Anm.  95  für  die 
Ansicht  des  Urhebers,  daß  der  Harkgiäf  zwar  die  KarkgnfiBchafI  fosi 
Reiche  habe,  aber  nicht  die  mftrldsche  Oerichtsgewalt  Diese  habe  er  ans 
eigenem  Rechte.  Diese  Au8l^;ang  ist  ganz  unmöglich.  Die  Oericht^wak 
ist  immer  der  wichtigste  TeU  der  Ifarkgrafachaft  gewesen.  Schieder  findet 
«das  Bewußt<}ein,  daß  der  Londesherr  in  seinen  Harken  —  kraft  eigenen 
Rechts*^,  sonst  „nur  kraft  eines  ihm  vom  EÖDige  verliehenen  Rechts  den 
Bichiem  1*  n  Bann  orteile*,  Lehrbuch  8.  522  Anm.  löO.  Von  Bann- 
ertcUung  i^t  nicht  die  Rede.  Im  übrigen  ist  es  selbstverständlich,  daß 
auch  in  (if'ii  Marken  den  Richtern  nur  kraft  der  vom  Könige  verliehenen 
Maikgrafschaft  der  Bann  erteilt  wurde.  Unter  dem  Bann,  der  für  die 
Marken  nicht  verliehen  wurde,  aber  sonst,  ist  der  ^Königsbann*  zu  vei^ 
stehen,  der  eben  in  den  Marken  nicht  vorhanden  war.  Die  An^Eeidmwig 
bestätigt  glatt  die  Angaben  des  Sachsenspiegels. 

1)  Ssp.  III  65  §  1. 

2)  Ssp.  III  64  §  7. 

3)  Ssp.  II  12  §  6. 

4)  Vgl.  oben  S.  228. 

•  5)  Vgl.  oben  ;S.  749  Amu.  2. 
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die  Notwendigkeit  eines  KontroUvertretets  auch  für  das  Gericht 
des  Markgrafen  gegolten  hat^ 

Die  hen-schende,  namentlich  von  Brunner  nachdrücklich 
vertretene  Ansicht'  sieht  den  webentlichsten  üfitcrschied  darin, 
daß  außerhalb  der  Marken  die  Graten  der  Fürsten  einer  per- 
sruiliclien  Beiehnung  durch  den  Konipr  mit  dem  Konigsbann 
bedurften.  Eine  solche  königliche  Bannleihe  sei  bei  den  Unter- 
richtem  des  Markgrafen  entbehrlich  gewesen.  Diese  Ansicht 
ist  abzulehnen,  da  die  Notwendigkeit  einer  solchen  königlichen 
Bannleihe  auch  iiußerhalb  der  Marken  gar  nicht  bestanden  hat.^ 
T>agegen  ist  uiö  eine  notwendige  Konsequenz  aus  dem  Fehlen 
'ies  Königsbanns  hervorzuheben,  daß  diejenigen  Rechtssachen^ 
die  nach  dem  Sachsenspiegel  den  Königsbann  fordern ,  in  den 
Marken  ohne  Konigsbann  erledigt  werden  konnten.  £s  ist 
ttiusatrefiPend,  wenn  Greorg  Meyer*  meint,  daß  Schöffenbare  und 
echtes  Eigen  in  den  Marken  nicht  existiert  haben.  Es  g:ib 
Vollfreie  genug  und  ebenso  echtes  Eigen.*  Das  Fehlen  des 
Königsbanns  in  den  Marken  kann  nicht,  wie  Georg  Meyer 
memty  dadurch  erklärt  werden,  daß  Königsbannsachen  nicht 
voikommen.  Die  Sachen  waren  da,  aber  sie  konnten  auch 
ohne  Konigsbann  erledigt  werden. 

Wenn  es  somit  nicht  möglich  ist,  die  volle  Tragweite  des 
L  ntorsehieds  zu  ermittehi,  su  iälit  doch  die  Auödi'ucksweisc 
des  S]>iegels  keinen  Zweifel  darüber,  daü  dieser  Unterschied  dem 
äpiegler  wichtig  und  bedeutsam  erschien.  Auch  für  die  ge- 
eehichtUehe  Betrachtung  ist  der  Unterschied  erklärungsbedüiftig. 
Bs  erscheint  namentlich  für  denjenigen,  der  von  dem  klaren 
systematischen  Aufbau  des  alten  Hechts  überzeugt  ist,  wie  ich 


1)  Vgl.  Ssp.  IQ  62  a.  E.  „nnde  die  barcbgisfe  over  den  markgrefen*' 
u&d  Y.  Posam-Elett  8. 48. 

2)  Vgl.  die  Nachweisiiiigen  untea  Ko.  616. 

3)  Vgl  unten  §  76if. 

4)  a.  a.  0.  8. 45,  ebenso  Bomhak,  Qescb.  I  67. 

5)  Das  ursproDgliche  Alleineigcntum  des  Königs  hatte  seit  dem 
Begian  der  Eroborung  darcb  zahllose  Vergabangen  «x  echtem  Eigen  eme 
1*0110  TOB  privatem  Eigen  geschaffen. 
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es  hin,  im  höchsten  Grade  auf  fallend,  daß  der  herzogliche  Graf, 
der  im  Range  nnter  dem  Markgrafen  stand,  über  ein  höhere« 
Gewette  verfügte  als  der  Markgraf. 

Was  ist  nun  der  Grund  dieser  glänzen  üntersdieidui^g 
Weshalb  irab  es  in  den  Marken  keirion  Koiiigsbann?  Weshalb 
dingte  der  Markgraf  bei  eigenen  Iluidcu? 

609*  Die  Antwort  ist  schon  seit  der  Glosse  streitig/^ 
In  der  modernen  Wissenschaft  können  wir  eine  herrschende 
Ansicht  und  die  Deutung  G.  Meyers  unterscheiden,  innerhalb 
der  herrschenden  Ansicht  einen  gemeinsamen  Kern  und 
individuelle  Varianten.  Der  gemeinsame  Kern  ist  die  Vor- 
stellung, daI5  die  Ausübung  einer  jeden  vom  Könige  geliehenen 
Gerichtsbarkeit  „dingen  bei  Königsbann ^  sei,  und  di\?>  somit 
das  Dingen  des  Markgrafen  bei  eigenen  Hulden  die  Ausuboog 
einer  nicht  geliehenen  Gerichtsbarkeit  bexeichnea 
müsse.  Dieser  Yorstellung  entsprechend  findet  man  in  der 
Geg-i  niiberstellung  einen  Ausdruck  dafür,  dall  der  .Minkgr.it 
hiusiclitlich  seiner  Gerichtsverwaltung  dem  Könige  gegenüber 
eine  selbständigere  Stellung  hatte  als  die  anderen  Fürsteo. 
Die  individuellen  Varianten  entstehen  durch  den  Gegensatz  der 
Auslegung  zu  der  Tatsache^  daß  der  Markgraf  seine  g^uue 
Stellung,  also  auch  seine  Gerichtsgewalt,  nur  einer  Beleihung 
durch  den  König  vcrdanl.te.  Da  ich  schon  den  geineinsam»^: 
Kern  für  unrichtig  halte,  so  hat  es  keuicn  Zweck,  allen  ein- 
zelnen Varianten  nachzugehen.^  Ich  will  nur  einige  heraus 
greifen.  JKfihns  meint,  die  Leihe  an  den  Markgrafen  hsbe 
im  Unterschiede  von  der  Beleihung  anderer  Fnisten  entfaslteo 
die  volle  Übertragung  der  Geriohtshoheit,  wenn  auch  nur  la 
getreuer  11  and.  „Mit  der  Eiiiat-l/ung  des  Markgratui  Iwne 
der  König  auf»  Gerichtsherr  in  der  Mark  zu  sein,  dtr  Mark- 
graf trat  an  seine  Stelle.^    Kühus  meint  oÜ'enbar,  daÜ  das 


1)  Vgl.  hiosichtlich  der  GloBse  Kübn&  I,  S.  Ö5  No.  45,  G.  Ußj^i 
a.a.O.  S.  31  ff. 

2)  Tgl.  die  Znsammenstelluiig  der  jUtePsa  Aasiclitea  bei  0.  Mejei 
S.  32f£.,  a.  a.  0.  1,  No.  3ft  S.  56ff. 


Digitized  by  Google 


Gericht  "bei  Eönigsliaon  und  Gericht  bei  eigenen  Hnlden.  753 


Urteil  bei  Hulde  dieselbe  LlcdtuUmg  hatte,  wie  ln  iite  das 
Verkünden  der  Urteile  „im  Namen  des  Souveräns*^.  „Die  Ur- 
teile seiner  (des  Markgrafen)  Gerichte  ergehen  nicht  im  Namen 
des  Königs^  sondem  im  Namen  des  Markgrafen.*^  Auch 
Schröder^  bezieht  den  Gegensatz  auf  die  verschiedene  Art  der 
Gerichtsleihe,  je  nachdem  durch  diese  die  Gerichtshoheit  selbst 
oder  nur  das  Keclit  der  Gerichtsverwaltung  übertragen  wurde. 

Briinner-  unterscheidet  zwistbon  der  persörilirhen  Auf- 
fassung des  iSpicglers  und  dem  wirklichen  Sachverhalt.  I>ie 
Worte   des  Spieglers  werden  im  Sinne  der  herrschenden 
Meinung  ausgel^,  wobei  Brunner  von  dem  vermeintlichen 
Gegensätze  hinsichtlich  der  Bannleihe  ausgeht    Im  Hinblick 
auf    diesen    Unterschied    scheint   ihm    die    Auffassung  des 
Spiet^lei>;  verständlieh.    ^Während  durch  das  Erforderoib  der 
Baunleihe  die  abgeleitete  Gerichtsgcwalt  der  X^'ürsten  so  augen- 
fäUig  als  möglich  zur  Erscheinung  kam,  mußte  im  Gegensatze 
dazu  die  marl^räfliche  Gerichtsbarkeit  als  eine  selbständigere 
angesehen  werden,  so   daß   der  Gedanke  nicht  fem  lag, 
der  Markgraf  leite  dieselbe  überhaupt  nicht  vom  Konige  ab, 
sondern    dinge    zu    eigener   Hulde,    „aus"    eigener  Maelit- 
voUkommcnheit    ^^immt  man  den  Satz  des  Ssp.  ohne  allen 
Vorbehalt  hin,  so  müßte  man  um  der  Konsequenz  willen 
annehmen,  daß  der  Markgraf  die  Gerichtsgewalt  überhaupt 
nicht  vom  König  lieh,  sondem  in  dieser  Beziehung  von 
vornherein  selbständig  war.^    Branner  weist  dann  nach,  daß 
es   „ungerechtfertigf*   wäre,   „den  Ausspruch  des  Ssp/  als 
Prinzip  hinzustellen. 

610»  Ich  halte  den  Kerngedanken  der  herrschenden  Aus- 
legung für  verfehlt  Die  Auslegung  widerspricht  den  Grund- 
anscfaauungen  jener  Zeit  und  tragt  moderne  Gesichtspunkte  in 
die  Yergangeiüieit  Die  Rechtsanschauungen  standen  in  der 
Zeit  des  Saehsens[)iegels  unter  dem  Zeichen  des  Lehnreclits. 
Wenige  rechtliche  Unterschiede  mögen  damals  den  höheren 


1)  Lehrbuch  8.  570. 

2)  Vgl.  Bnumer,  Exemtionsrecbt  8.  325ff.  27,  Gmndriß  8. 139. 
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Schichten  der  Oesellschaft  so  vertraut  gewefeen  sein,  als  d«»r 
Untei-schicd  von  Lehn  nnd  Eigen,  der  Gegensatz  zwischen  dem 
abjrclcitctcu  Rechte   des  Vasallen    und  dem  VoUreehtv  de? 
Eigentümers.    Pieser  Unter.«*  Im wurde  von  den  Sachen  auch 
auf  Hechte,  2.  B.  auf  die  Vogteigerichtsbarkeit^  fibeitragen 
und  bei  ihneu  scharf  beobachtet.  Die  Leihe  zu  I^ehnrecht  voll- 
zog sich  in  anderer  Form,  als  der  Übergang  zu  Eigen.  Wohl 
gab   es  Eieren  zu  treuer  Haiui.     Aber  auch  dieses  Reclit>- 
verhältnis  war  Eigen.    Es  konnte  nur  begründet  werden  duri  h 
Übertmgung  zu  Eigen,  nicht  durch  Leihe  zn  Lclmroebt.  Es 
steht  nun  über  jedem  Zweifel»  daß  die  Markgrafschaft  tatsäch- 
lieh  dem  Markgrafen  als  Fahnlehen  vom  Konige  geliehen  wurde, 
und  daß  in  diesem  Fahnlehen  die  Geriehtsgewalt  als  Bestand- 
teil  enthahen   war.     Eine   ! 'bertraguug  der  (»erichtshoheit  zu 
Eigen  aU  (iegen^atz  zur  Leihe  hat  schlechterdings  nicht  ^-lau- 
gefunden.    Aber  auch  der  Spiegier  hat  sie  nicht  etwa  irrtüm- 
lich angenommen.   Er  hat  auch  nicht  die  vorhandenen  Ab- 
weichungen unter  einen  unzutreffenden  Gesichtspunkt  gebracht 
und  nicht»  wie  Brunner  meint,  die  Gerichtsgewalt  des  Mark- 
gi*afen  als  eine  nicht  vom  Könige  abgeleitete  bezeichnet.  Der 
Spiegler  mnlUe  die  Yerhaltuiö>e  der  Marken  kennen.    Kr  war 
ja  an  der  Grenze  zu  Hause.    Er  begegnet  uns  in  T'rlcuudeö 
von  Markgrafen,  und  er  kennt  die  Verhältnisse  der  ^iarkea 
tatsächlich.    Er  berQcksichtigt  sie  gerade  hinsichtlich  ihrer 
Abweichung  in   der  Gerichtsverfassung.    Aber  mit  seiner 
Gesamtdarstellung  ist  die  Annahme,  daß  der  Markirnif  seine 
Gerichtsgewalt  nicht  nh  A^asall  des  Küniiis  au-iil>te,  sridechthiii 
unvereinbar.    Unter  den  Fahnlehen,  die  der  K<»nig  im  Land' 
Sachsen  verleiht»  werden  auch  die  Marken  aufgezählt  Der 
Spiegier  kennt  nur  gewählte  oder  belehnte  Richter,  der  Mark- 
graf ist  ihm  Vasall.  Die  Gerichtsleihe  wird  im  Landrechte  wie 
im  Lehnrechte  behandelt    Weder  von  einer  Übertragung  der  | 
Gerichtsgewalt  zu  Eigen  noch  von  einer  Sonders teilung  der 
Markgnileii  bei  der  Leilie  ist  die  Rede.    Pa>  Rechtsvedbäitoiä 
des  Markgrafen  zu  der  ihm  geliehenen  Geriehtsgewalt  kann  auch 
in  den  Augen  des  Spieglers  kein  anderes  gewesen  sein  als  bei  I 
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den  übrigen  Fürsten.  Vielmehr  finden  sieb  überall  Wendungen, 
welche  auf  das  allerdeutlichste  bekunden,  daß  der  Spiegier 
auch  die  Gerichtsgewalt  des  Markg^rofcn  als  eine  vom  Köüige 
geliehene  ansieht.  „Niemand  h<»!l  (  in  Gericht  weiterverlcihen  1, 
das  ihm  geliehen  ist,  es  sei  denn  ein  besonderes  Gericht,  das 
in  da^  (empfangene)  (Jericht  liineingehört."  Als  Beispiel  wird 
angeführt:  ^also  grafscap  dut  in  die  tnarke*^,  „wie  (die  weiter- 
zuverleihende) Grafschaft  in  die  (als  Lehen  empfangene)  Mark*'. 
Der  Konig  allein  hat  die  oberste  Oerichtsgewalt  über  den  Leib 
des  Schöff'enharen,  über  Ei^<  n  uiul  LcIkii.-  Diese  Dinge  haben 
ancli  in  den  Marken  bestanden.  Der  Kechtszug  geht  von  dem 
Gerichte  des  Markgrafen  an  den  König,  o1)llI(  ich  als  Gnmd 
des  Instanzenzuges  der  Empfang  des  Gerichtsiehns  gedacht  ist' 

Es  ist  sicher  unmöglich,  daß  der  Spiegicr  bei  den 
Worten  ^bei  eigener  Hulde*  an  den  Gegensat«  zu  der  Hand- 
habung (  iiK  r  geliehenen  Oerichtsoewalt  gedacht  haben  kann. 
Ll>enso  unmüglieh,  dali  er  eine  Leihe  gemeint  hat,  welche 
zugleich  Übertragung  zu  Kigen,  zu  getreuer  Hand  war.  Solche 
unklaren  Vorstellungen  sind  ein  Vorrecht  moderner  Forschungen. 
Der  Spiegier  dachte  zu  scharf,  um  sie  zu  hegen. 

611.  Die  herrschende  Auslegung  ist  aber  auch  nicht  ge- 
eiiiiiet,  die  sachlichen  Unterschiede  irgendwie  zu  erklürun.  Sie 
hängt  auf  das  iiuiigste  uiit  der  ilypotiiese  zusaainien,  daß  die 
Grafen  außerhalb  der  Marken  der  k«uiiglichen  Bannleihe  be- 
durften. Diese  Hypothese  ist  nicht  haltbar.  Auch  in  anderer 
Richtung  laßt  sich  eine  größere  Selbständigkeit  der  Mark- 
gra&chaft  gegenüber  anderen  Fürstentümern  schlechterdings 
nicht  nachweisen. 

Vor  allem  aber  stehen  die  Konsecjuenzen,  welche  unsere 
Quellen  an  das  Fehlen  des  Xönigsbanns  anknüpfen,  ganz  außer 
Zusammenhang  mit  der  angeblichen  Selbständigkeit  Dem 
Spi^l  erscheint  als  wichtigste  Konsequenz  die  Einflußlosig- 


1)  Lnr.  Art.  71  §  2. 

2)  Lnr.  Art.  C2. 

3)  Ldr.  2,  12  §  6. 
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keit  aller  StaiKlosiintcrschiede.    Es  ist  nicht  abzuseilen,  "wie 
dieser  Satz  aus  der  selbständigen  Stellung  der  Mai'kgrafen  sich 
ergeben  sollte.   Der  Spiegler  sagt  ja  nicht,  der  Markp-af  kr»nne 
den  Unterschied  beseitigen,  sondern  teilt  als  Sats  des  Heichs- 
rechts  mit^  der  UnterBchied  sei  in  den  Marken  dnflußloa. 
Ebensowenig  iSßt  sich  das  geringe  Gewette  als  Folge  der 
Selbständigkeit  :lll^ia^.sc'n.^    Auch  der  Markgraf  übte  die  Ge- 
richtsgewalt als  Vasall  des  Königs,  und  zwar  als  unmittelbare. 
Je  höher  der  Vasall  steht,  um  80  höher  muß  das  Gewette  sein, 
wie  das  Beispiel  des  Herzoge  zeigt   Auch  bei  dem  Wegfall 
der  Förmlichkeiten  ist  ein  Zusammenhang  nicht  abaosehen. 
Überhaupt  steht  der  herrschenden  Auslegung  der  Umstand  ent- 
gegen,  daß  nach  der  Dai*stellung  des  Spiegels  nicht  sowohl  der 
Gegensatz  des  markgräflichen  Gerichts  zu  allen  Gerichten 
außerhalb  der  Marken,  als  der  gemeinsame  Gegensatz  aller 
Gerichte  ohne  Königsbann  au  dem  Königsbanne  betont  wird. 

612«  Aus  diesen  Gründen  ist  die  herrschende  Auffassoog 
abzulehnen.  Die  von  Georg  Meyer  aufgestellte  Lehre  bietet 
keinen  Ersatz.  Ks  ist  nicht  möglich,  die  Ei<rcnart  de^  Küüigs- 
banns  auf  das  höhere  G<  wette  zw  beschränken.  l>as  Fehlen 
des  Königsbaons  in  den  Marken  wird  gar  nicht  erkiarU  Denn 
die  Annahme,  daß  Königsbannsachen  nicht  vorgekommen  seien, 
ist  völlig  unhaltbar.  Soweit  die  bisherigen  Erklanmgavemiclie 
in  Betracht  kommen,  wird  daher  die  Frage  mit  ZalUnger'  als 
ungelöst  zu  bezeichnen  sein. 

1)  Der  ^V^i('rspr^r•h.  wi  lrhcr  der  h^'rr^cheIwl«»n  Gnnidanschauuug 
durch  das  genugero  (iewetle  d-  s  Markgrafen  erwächst,  wird  zuweilen  (vgl. 
bchi-uder,  Lehrbuch  S.  otiS  Anm.  148,  Brunner,  Exeinüuusrecht  S.  323 
Anm.  1)  dudurch  beseitigt.  d;iU  man  den  vom  Spiegler  so  nachdrücklich 
licrvorgehobeuen  Zusimixnuubang  leugnet  und  die  Bußdifferenz  durch  die 
wiH.schaftlichen  Verhältnisse  oder  durch  die  Süindesverhaltnisse  der  Marken 
•  rkliirt.  Die  ei*ste  Kiklanmg  ist  uichts  weniger  als  eiideuchtend.  Diejenigen 
Elemente,  welche  in  den  Marken  dem  Obergerichte  des  Markgrafen  unttr- 
standen,  waren  finanziell  eher  in  der  Lage,  das  hohe  Gewette  zu  ertragco, 
als  die  Freibauern  des  alten  Hemigtums.  Die  sweite  Erklärung  fillt  durch 
die  richtige  Aaffassaag  der  8cb$£[enlNurea. 

2)  Uitteilnnj^D  m,  8.  564. 
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ßl3.  Eine  neue  Lrösung  ergibt  sich,  sobald  wir  mit  der 
Yertiefimg  in  die  damalige  YorBtelhmgä-  und  Ausdrucks  weise 
Ernat  machen.  Das  Dingen  des  Markgrafen  bei  eigener  Hulde 
kann  gar  nichts  anderes  sein  als  das  Dingen  bei  Mark* 
grafenbann,  die  Aasübnng  der  ordentlichen,  in  dem  Mark» 
grafenamtc  vom  Konige  erhaltenen  Gcrichtsgewalt.  Dieser 
Handhiibung  würde  bei  herzo<;li(  lien  Grafen  auch  ein  Diiigon 
bei  eigner  Hulde  entsprochen  haben.  Die  Handhabung  der 
ordentlichen^  in  dem  Grafenamte  selbst  enthaltenen  Gerichts- 
gewait  hätte  analog  erscheinen  müssen  als  Dingen  bei 
Grafenbann. 

Wenn  nun  der  Graf  nicht  bei  eigener  Hulde  dingt,  so 
folgt  daraus,  daß  er  nicht  diiiG^  ,.bH  (Irafculiann".    Das  ist 
es  aber  gerade,  was  die  Quellen  sagen.   Der  Graf  diugt  ja  bei 
^Königsbann^.    Wenn  nun  die  ordentliche  Gerichtsgewalt 
des  Grafen  Grafenbann  gewesen  sein  mnß,  so  folgt  daraus,  daß 
der  Königsbann  etwas  anderes  ist,  als  diese  ordentliche  Ge- 
richtsgewalt des  Grafen.    Er  muß  das  sein,  was  eben  der 
Name  besairt:  (Ho  außerordentliche  Geriohtsirewalt  des  könig- 
lichea  Hofgerichts,  wie  sie  schon  iu  der  fränkischen  Periode 
den  miasi  delegiert  wurde  und  nunmehr  allen  Grafen  dele- 
giert ist. 

Diese  Auffassung  scheint  geeignet  zu  sein,  den  Gegensatz 
zwischen  dem  Dingen  des  herzoglichen  *  Grafen  bei  Königsbann 

und  dem  Dingen  dos  Mark<^rafen  hei  eigener  Tluklo  zu  erklären: 
Im  Herzogtum  wie  iu  der  Mark  wird  die  obere  (icrichts- 
gewalt  vom  Könige  geliehen.  Nicht  das  Recht  am  geliehenen 
Gute  ist  ein  verschiedenes,  sondern  die  Yerschiedenheit  betrifflb 
das  Objekt.  Der  Markgraf  erhalt  nur  markgrafliche  Gewalt. 
Der  Graf  nimmt  grafliche  Gewalt  nnd  außerdem  die  außer- 
ordentliche Gerichtsgewalt  des  KTmigsgericlits. 

Der  geschichtliche  Grund  dieser  Rechtsverschiedenheit  ist 
zu  sehen  in  einer  ursprünglich  geringeren  Kompetenz  der 


1)  Ich  verstelle  dai-uiiter  uur  den  Gmfeu  im  Gebiete  des  alteu 
Herzogtums  im  Gegensatze  zu  dem  Marlgrafeu. 


Digitized  by  Google 


758 


Fünfter  UauptteÜ.   (ieschichte  des  Königsbanns. 


unter  dem  Herzogtum  stehenden  Grafen.   Ihre  Gewalt  bedurfte 
der  Ergänzung  und  hat  sie  erhalten.   Es  muß  eine  Zeit  ge- 
geben haben,  in  welcher  der  herzogliche  Gnif  nur  bei  Gratiii- 
bann  dingte,  d.  h.  es  waren  diejenigen  Suchcii  meiner  Kmü^- 
petenz  entzogen,  die  nach  dem  Sachsenspiegel  des  XOnigsbanns 
bedürfen.  Diese  Sachen  konnten  nur  durch  König  oder  Hersog 
oder  durch  Delegation  entschieden  werden.   Da«  heifit  ferner, 
daß  der  Graf  nicht  bei  60  Schillingen  dingte,  sondern  bei  einer 
geringeren  Buße,  vermutlich  bei  der  alten  Buße  von  15  Schillingen.^ 
Ihminls  >taiul  der  iMaikgnif  höher.    Er  konnte  alle  Sachen  «bei 
eigener  Hulde"'  erledigen  und  er  hatte  nicht  den  Banu  vou 
15  Scliillingen,  sondern  den  höheren  von  30  Schülingen.*  Diese 
seine  Stellung  hat  sich  nicht  geändert,  wohl  aber  die  Stellung 
der  herzoglichen  Grafen.   In  der  Folge  ist  ihnen  derKöaigs- 
bann  delegiert  worden  durch  den  Herzog  oder  durch  andere 
Fürsten   oder  nach  Wegfall  des  Herzogs  durch  dm  König 
selber.    Den  Markgrafen  ibt  die  Delcgutioa  nicht  gewi^nlen. 
Sie  standen  nicht  unter  dem  Herzog  oder  anderen  Fürsten. 
Und  vor  allem  sie  bedurften  der  Delegation  gar  nicht  Auf 
diese  Weise  allein  erklärt  es  sich,  daß  die  herzoglichen  Gialen 
zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  niedrigeren  Ranges  sind  als  die 
Markgrafen,  hiiiölclillich  der  Knmjx  icnz  ihnen  gleichbteheu  und 
sie  hinsichtlich  des  Gewettes  übcrUeil'en. 

Die  Auffassung  des  Königsbanns  als  einer  selbständigen» 
neben  der  Grafschaft  stehenden  Gerichtsgewalt  tritt  nun  nicht  nur 
in  älteren  Zeugnissen,  sondern  auch  in  der  oben'  niitgcteiltea 
Aufzeichnung  aus  Meißen  ganz  deutlich  hervor.   In  den  Marken 


1)  Vgl.  oben  S.  167. 

2)  Insofern  vird  auch  nach  meiner  Ansicht  dorcli  den  Ausdrack 
„dingen  bei  eigenen  Hnlden**  allerdings  eine  größere  Selbständigkeit 
des  Markgrafen  hen'oigehoben,  Aber  diese  Selbständigkeit  ist  grufler, 
nicht  wie  die  herrschende  Meinung  annimmt  im  Yexgleiche  m  anderen 
Fürsten,  sondern  im  Yei^lciehc  zu  den  ursprünglichen  Maohtbefogntssen 
der  fürstlichen  Grafen.  Diese  Betonung  hatte  auch  eine  tatsächhcbe 
Berechtigung. 

3)  Tgl.  oben  S.  740. 
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orliält  der  Markgraf  die  Maikgrafeiclmft,  während  or  in  den 
Cirafscliaftea  über  und  uebca  der  Grafschaft  noch  den  ban 
besonders  innehat.  Wenn  es  am  Schlüsse  heißt,  der  Markgraf 
hat  überall  den  Bann  vom  Eriche >  außer  in  den  Marken,  so 
heißt  das  nicht,  daß  in  den  Marken  der  Bann  sein  Eigen  ist, 
sondern  er  hat  in  den  Marken  den  Königsbann  überhaupt  nicht, 
^,^■v\l  VI  iiiii  dort  nicht  braucht,  weil  in  den  Marken  kein  Königs- 
bann  ist. 

614.  l)ie  vorstehende  Auffassung  des  Köuigsbanns  ist 
auch  deshalb  geboten,  weil  sie,  selbst  wenn  wir  die  Marken 
beiseite  lassen,  sich  notwendig  aus  den  Eigentümlichkeiten 
des  Gerichts  und  dem  Kontraste  zum  Gedinge  ergibt  Alle 
Umstände  zwuigen  zu  der  Annahme,  daß  wir  im  Königsbann 
nicht  die  ordcntHehe  Gerichtsgewall  der  fränkischen  (natt  ii, 
sond'Tii  die  GenVlits^cwalt  des  fränkischen  HuigeriehU  vor 
uus  haben.  Dafür  spricht  recht  klar  die  technische  Bezeich- 
nung „Königsbaun*',  welche  das  besondere  Gericht  nicht  nur 
die  Buße  charakterisiert  und  die  eigentlich  nichts  anderes  ist 
als  „Königsgericht".  Dafür  spricht  der  Betrag  der  Bannbuße.^ 
Beide  Anhaltspunkte»  werden  verstärkt  durch  den  Umstand, 
dal)  (h  r  (Ii*af  nicht  nur  bei  Königsbann  dhigt,  daß  der  Gnilen- 
bann  neben  dem  Königsbaim  genannt  wird.-  Dafür  spriclit 
die  sachlich.  Kompetenz.  Der  Kreis  der  Kechlssachen,  die 
des  Köoigsbauns  bedürfen,  ist  weit  enger  als  der  Kreis  der 
frankischen  Grafschaftssachen,  während  für  einen  Zusammenhang 
mit  der  königlichen  Gerichtsgewalt  Anhaltspunkte  vorliegen.^ 
Dafür  sprechen  ferner  die  fränkischen  Züge  der  sächsisclien 
Gerichtsverfassung.  Län^t  ist  beiiicrlvt  worden  ,  da  II  wir  m 
dem  Institute  der  Schütl'en  und  in  der  Gcjichtstrist  von  sechs 
Wochen  fränkisches  Hecht  vor  uns  haben.    Aber  diese  Institute 


1)  Die  Bannbuße  der  fürstlichen  Giafea  kann  nicht,  wie  Georg 
!Meyer  will,  sich  durch  die  Jk'stimnmng  der  capitulatio  c.  31  erklären. 
'V\'enn  di'  so  Bevollmächti^^g  fortbestanden  hätte,  so  würden  wir  sie  aueh 
bei  den  Mark:,'r.ifen  finden. 

2)  Vgl.  oben  S.  17('. 

3)  VgL  oben  S.  mu. 
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finden  sieh  nur  im  Königsbann,  hoziohungsweise  bei  König:?- 
bannsachen.    Der  König  lebte  noch  zur  Zeit  des  Sach8enspi<^;eU 
nach   fränkischem   Rechte.     Das  königliche  Ho%ericht  war 
fränkisches  Gericht  Deshalb  mußte  auch  der  delegierte  König»- 
bann  nach  fränkischem  Hechte  gehalten  werden.    Zu  diesen 
fränkischen  EigeDtümlichkeiten  ist  die  ständische  Differenrierung 
hinzuzurechnen,    die    fränkisch    und  nicht  altsächsisch  ist 
Eine  Beziehung  der  Edehi  zu  dem  Königsbann,  wie  sie  die 
SondersteUung  der  Schöffenbaren  im  Sachsenspiegel  ist,  hat 
schon  in  der  karolingischen  Zeit  hinsichtlich  des  damaligen 
KonigsbannSy  des  missaüschen  Gerichts  bestanden.*  Femer 
kommt  unterstQtzcYid  hinzu,  daß  wir  in  Sachsen  Institute  finden^ 
die  königsgorichtliehen  ürsprunp^  zu  vorratt  u  .scheinen.  Dies 
gilt  von  dem  westlüUschen   Fehni^erichtsvertahren  (inquisirio 
in  Strafaachen)'-,  wahrscheinlich  auch  von  der  Auflassung  und 
von  dem  höchst  merkwürdigen  Zeugniszwange  des  Sachsen- 
spiegels', der  kaum  anders  als  durch  Inquisitionsgewalt  erklärt 
werden  kann.  Endlich  dürfte  auch  das  Institut  der  Kontrollver- 
tretung' mit  der  uroprünglichen  Bedeutung  des  Königsbanns 
zusammenhängen. 

Umgekehrt  weist  das  Goding  in  »ei i ir  r  bisher  verkannteD 
Eigenart  auf  einen  Zusammenhang  mit  dem  fränkischen  Grafen- 
dinge  hin.  Solche  Züge  sind  die  uralte  umfassende  Kompetenz 
in  Blutsachen  y  der  Umfang  der  Gerichtsgemeinde,  die  Drei- 
zahl der  echten  Dinge  und  die  Beschatl'enheit  der  GericlUs- 
frißten.^ 

Gegen  die  Verwendung  dieser  Anhaltspunkte  kaim  nicht 
eingewandt  werden,  daß  ein  Teil  der  Institute  des  Königsbanns 
auch  im  Gerichte  der  Markgrafen  nachweisbar  sei.  Denn  der 
Markgraf  hatte  Aufgaben  zu  lösen,  die  im  Herzogtum  dem 

Königsbann  vorbehalten  waren.    Sein  Amt  enthielt  eine  ältere 

1)  Vgl.  üben  S.  700,  Ol. 

2)  VgLBnumers  Handbuch  I  8.494,  Qnmdrifi  8.164;  toü  Amira  S.  152. 

3)  oben  8.  49. 

4)  Vgl.  oben  S,  180,  81. 

6)  Tgl.  oben  S.  118ff.,  103f£.,  131ff. 
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i<i  iiiten?=ivere  Verbindung  von  (irafschaftsrechten  und  missa- 
3oIien  Befugnissen,  eine  ZwischenbilduQg,  die  dem  Gewette 
yxx  30  SchilliDgen  (60 — 15)  entspricht. 

615.  Die  vorstehende  Deutung  des  Königsbaons  bedingt 
xijG  wesentliche  Umgcstaltiing  der  allgemeinen  Vorstellungen, 
io  hoiitf  hinsichtlich  der  Cjeschichte  der  sächsischen  Gerichts- 
<ir£ust:iH)^  i)cst('hen: 

Allgemein  wird  angenommen,  daß  die  drei  echten  Dinge 
ier  frankischen  Grafen  und  das  Judicium  der  pagenses  des  Capi- 
ulare  von  797  in  den  drei  echten  Dingen  bei  Königsbann 
-orüeben.   Tatsächlich  haben  wir  im  Goding  das  Judicium  der 
^ag'enses  zu  suchen.   Die  drei  echten  Godingc  sind  die  drei 
iah  rli eben  Dinge  der  karolingischen  Gerichtsverfassung.  Die 
ierichtsbarkeit  drs  Gografen  ist  die  Vertretung  in  der  gräflichen 
Gerichtsbarkeit.   Seittlem  die  Grafen  den  Knni[r«bnnn  enipfinfi:pn, 
ist  die  Übertragung  der  alten  Gewalt  an  die  Vertreter  üblich, 
vielleicht  notwendig  geworden.   Ans  einem  Vertreter  ist  dann 
der  Gograf  zum  selbständigen  Richter  erwachsen.   Spater  ist 
es  auch  in  dem  Gerichte  bei  Königsbann  zur  Vertretung  ge- 
\commcn.    Diese  zweite  Vertreterschicht  tritt  uns  in  den  Frei- 
grafen,  den  osttälischeii  ujid  friesischen  Schulzen  entgegen. 
Der  Stadtschnlze  seheint  ein  älterer  Vorläufer  zu  «oin.  Wenn 
das  Bächsische  Weichbild  behauptet^  daß  der  König  den  Kauf- 
leuten solches  Recht  gab,  als  er  taglich  an  seinem  Hofe  hatte^ 
so  kann  in  dieser  Aussage  ein  richtiger  Kern  enthalten  sein. 
Es  ist  wahrscheinlich,  dnR  der  Magdeburger  Schulze  königliche 
Hofgerielitsbarkeit  iiaiKlli.iltte. 

Die  Einzelheiten  unserer  Skizze  bedürfen  noch  näherer 
^Nachprüfung  und  Untersuchung.  Die  Richtigkeit  des  Orund- 
zugs  halte  ich  für  gesichert.  Der  Gegensatz  des  Dingens  bei 
Konig.sbann  und  bei  eigener  Huld  gestattet  keine  andere  Er- 
klärung. Das  gleiche  gilt  für  die  erwähnten  Eigentümlichkeiten 
des  Gerichts  bei  Konigöbaim  und  für  das  Gegeubild  des 
Godings. 
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Drittes  Kapitel. 
Bie  Übertragbarkclt  des  KSnigsbanns« 
A.  Stand  der  Ansichten  und  Stellungnahme.   §  76. 

(Hin  Nach  ilcr  herrschenden  Ansicht  gewahrte  bis  ziim 
13.  Jahrhundert  die  l'clcilmnL;'  mit  c  inom  Falm-  oder  Zept^^r- 
leheu  nur  das  Recht  der  pcrsiWilichen  (jerichtsverwiiltung. 
Wenn  die  gräfliche  Gcrichtsbarkeiti  die  in  einem  solchen  Lehen 
enthalten  war,  weiter  verliehen  wurde,  so  bedurfte  der  Af(er> 
Vasall  zur  Ausfibung  der  Gerichtsbarkeit  noch  einer  besonderen, 
vom  Könige  persönlich  zu  erteilenden  Belchnuu^  mit  dem 
Königsbann,  einer  köniL; liehen  Bestallung  ( Tx-st !^ll1JnL•■s- 
hypothese).  nie  hohe  Ck  liclitsbarkeit,  der  Künigsbanu,  war 
somit  rein  persüulicb.  Die  Übertragung  auf  einen  anderen 
ohne  Mitwirkung  des  Königs,  war  unzulässig.  Der  Königs- 
bann  war  im  Grunde  unübertragbar.  Diese  königliehe  Bann- 
leihe  habe  in  den  Marken  von  jeher  gefehlt,  in  den  Stammes- 
herzogtünieni  sei  sie  entweder  nicht  vorhanden  gewesen  oder  früh 
verschwunden.  Im  Laufe  des  13.  Jahrhimderts  sei  sie  daou 
auch  in  den  übrigen  Fürstentumern  in  Wegfall  gekommen. 

Dem  Institute  der  königlichen  Bannleihe  wird  eine  hohe 
verfassungsgeschichtliche  Bedeutung  zugeschrieben.  Ihre  ver* 
meintliche  Existenz  wird  als  Zeichen  der  königlichen  Gerichts- 
hoheit aufgefaßt,  ihre  vermeintliche  Beseitigung  als  Ubcigang 
der  Gerichtshoheit  v(»ü  dem  Könige  auf  die  Ffn-^ten. 

H17.  Die  Gnindzuge  dieser  Auffassung  finden  sich  schon 
bei  Eichhorn.^  Sie  ist  seitdem  durchw^  festgehalten  worden^ 
wennschon  die  Äußerungen  von  Waitz'  so  vorsichtig  gehalten 

1)  a.  a.  0.  II  §  290. 

2)  Vgl.  Homeyer  a.a.O.  S. 541  ff.;  Stobbe  a.a.O.  S.88ff.;  Berchihdd, 
Die  Landeshoheit  Österreichs  nBck  den  echten  und  naechtm  Frdheils- 
briefen,  1862,  8. 159;  PUnck  a.a.O.  I  8.5;  Kuhns  I  8.  42 ff,;  Lindaer 
8.  334ff.;  Brauner,  Exemtionsreoht  8.  315ff.,  Grondrifi  8.  127;  Schalte, 
Lehrbuch  8.  356;  Schröder,  Lehrbuch  S.  669lf.;  Siegel,  Lehrbuch  S.  245, 
64,  66;  y.  Amira,  Becht  8. 96, 102  u.  a. 

3)  a.a.O.  VU  8.26,  39lf.,  84ff.,  251,  340ff. 
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siod,  daß  seine  eigentliche  Ansicht  sich  nicht  mit  Sicherheit 

bestimmen    läßt.     Eine  besondere   Ansi<  lit  vertritt  nllcnliiiga 
(leoi^  Meyer.  Georg  Meyer  nnterücLeidet  iswei  Jiiblitute,  welche 
die  henscheoclc  Meinung  zusammenfuBt,  den  sächsi-^chen  Königa- 
bann  und  den  Königsbann  der  8ti£t8vögte.    Der  sachsische 
Konigsbana  sei  gar  keine  Gerichtsgewalt  gewesen,  sondern  nur 
dns  Recht,  bei  60  Schillingen  ku  gebieten.    Er  sei  dem  Süden 
fremd  gel)liebi'n.    Die  persönliche  Verleihiiiiij,-  durch  den  König 
liiiii  aber  Georg  Meyer  in  beiden  FäHen  tTir  criorderlieli.  An 
der  Unübertragbarkeit  des  Köuigsbiums  hat  er  nicht  gezweifelt. 
Die  Ausführungen  Meyers  haben  bei  Zallinger  ^  lebhaften  Wider- 
spruch gefunden.   Insbesondere  hat  Zallinger  die  Auffassung 
des  Sachsenspiegeis  als  unhaltbar  nachgewiesen.    Zallinger  ge- 
langt zu  dem  Schlüsse,  dal)  die  herrsehende  Meinung  in  allen 
\v<  sf'iitlichen  Punkten  Icstzuhalten  sei.    Dennoch  ist  die  von 
ihm  hervorgehobene  ^seltene  Einmütigkeit^  im  Schwinden  be- 
?nifen.    Die  älteren  Vertreter  nahmen  die  Existenz  der  Bann* 
leihe  im  ganzen  Reiche  an.    Jetst  wird  ihr  Geltungi^ebiet 
eingeschränkt,  denn   die   außerordentliche  Vermehrung  des 
'  ^lellenmaterials  hat  für  die  Bannleihe  bei  weltlichen  Fürsten 
Ivuiue  Stützen  gebracht.    Die  Enteric  Imiic^scjuellen  der  Theorie 
waren  der  Sachsenspiegel  und  die  westfälisclien  Verhältnisse. 
Außer  diesen  Stützen  glaubt  man  neuerdings  noch  in  Fries- 
laud  Belege  gefunden  zu  haben.   Dagegen  hat  die  nähere  Er- 
forschung der  süddeutschen  Verhältnisse  das  Fehlen  der  Bann- 
leihe bei   weltlichen    Fürsten   dargetan.    Demgemäß  vertritt 
Schultz? 2  die  Geltung  der  Baunleihc  nur  noch  fTir  die  Länder 
des  sächsischen  Rechts.    Brunner ^  uud  Schröder^  formuliereu 
zwar  den  Bechtssatz  allgemein,  aber  sie  erkennen  doch,  auch 
abgesehen  von  den  Markgrafschaften ,  sehr  wichtige  Ausnahmen 
An.  Brunner  nimmt  die  weltlichen  Fürstentümer  Süddeutsch- 


1)  Mitteilungen  des  Institats  III  S.539ff.,  X  8.224ff.,  XI  S.504. 

2)  Lehrbuch  356,  57. 

3)  anindriß  8. 127. 

i)  Lehrbuch  a  571  No.  154, 5. 
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LukIs  aus,  Schröder  sogar  alle  Stauimesherzügtüuiei .  Diese 
letztere  Ausnahme  geht  im  Grunde  soweit,  daß  sie  die  Ursprüug- 
lichkeit  und  auch  die  gemeinrcchtliclie  Natur  der  Bauoleüie 
geradezu  aasschlteßti   obglelcli  Schröder  diese  Konsequenz 
durchaus    nicht  zieh!     Auch   für  dasjenige  Bechtsgelnec 
dessen  Quelle  die  herrschende  Ansicht  entnommen  wurde,  ist 
ilire  praktische  Geltuug  neuerdings  bestritten  worden.  ZalliDger' 
hat  selbst  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  in  ostfälischeii 
Urkuoden  aus  dem  Beginn  de^;  13.  Jahrhunderts  die  köaigh'chc 
Bannleihe  iu  Verhältnissen  fehlte  in  denen  sie  nach  der  tradi- 
tionellen Auslegung  des  Spiegels  notwendig  war.   Zalünger  hat 
freilich,  seiner  allgemeinen  Behandlung  des  Rechtsbuchs  ent- 
sprechend, aus  diesen  Urkunden  nicht  den  Anhiß  entnommen, 
die  hcrröchende  AuHleij::un<j::  anzuzwcif(?ln ,  .sMinicrn  er  sielii  in 
ihnen  einen  neuen  Beleg  für  die  Unzuverlässigkeit  des  Spiegels. 
Ein  neuer  Verteidiger  ist  der  älteren  Ansicht  in  Emst  Mayer 
erstanden.    £.  Mayer  <  vertritt  wieder  mit  besonderer  Betonung 
des  Sachsenspiegels  die  Allgemeinheit  des  Inststuts  für  die  Zeit 
Eykes,  (»buleieh  er  zugibt,  daß  die  süddeutschen  Quellen  (Iis 
Institut  nicht  deutlich  ei  wähncu.    Da^euen  hat  Sidiw-i  r  iler 
herrschenden  Lehre  gegenüber  eine  äehr  reservierte  Stellung 
eingenommen. 

Durch  meine  Beschäftigung  mit  der  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels  war  ich  genotagt,  auch  dieser  Frage  naher  zu 

treten.  Für  eine  Stelle,  in  der  man  bisher  ein  Hauptzeugiiij. 
für  die  Existenz  der  P>annleihe  zu  findeu  glau)>te,  die  oben* 
besprochene  Lciliesteiie,  ergab  sich  infolge  meiner  Deutuii^^ 
von  Schultheißtum  die  entgegengesetzte  Tragweite.  Deshalb 
bemerkte  ich  in  meinen  Biergelden^:  ^Auf  die  Bedeutung»  welche 
dieser  neuen  Auslegung  für  die  Hypothese  von  der  allgemeinen 
königlichen  Bannleihe  zukonunt,  werde  ich  bei  anderer  Gelegen- 

1)  Mitteilungen  X  S.  22iff. 

2)  II  &  mtt 

3)  Grandherrscbaft  8.  III  Anm.  2  a.  £. 

4)  Vgl.  oben  S.  72ff. 

5)  8.  59. 
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heit  eiogehen*^.  Keuerdings  hat  auch  Fehr  Zweifel  an  der 
Allgemeinheit  der  kÖnigUchea  Bestallung  angedeutet^  Die 
früher  in  Aussicht  gestellte  Erörterung  soll  nunmehr  erfolgen. 

618.  Die  nähere  XachprüfuiiL;-  der  luTrsclieiuk'U  Lehre  er- 
gibt die  Unrichtigkeit  fremde  des  Gnnidgedaukens.  Der  König^?- 
bann  ist  die  besondere  königliche  üerichtsgewalt,  die  Bannleüie 
einfach  die  Leihe  dieser  Gerichtsgewalt,  nicht  die  Ermächtigung 
zur  Ausübung  des  Grafschaftsamts.  Der  Konigsbann  selbst 
kann  von  dem  Empfänger  Übertragen  werden.  Diejenigen 
Fürsten,  welche  von  dem  Könige  in  ihren  Fahn-  und  Zepter- 
lehen den  iv  •iiigsbanii  erhalten,  sind  befugt,  ihn  zugleich  mit 
der  Grafschait  weiterzugeben.  Die  Grafen  bedürfen  keiner 
besonderen  persönlichen  Bestallung  durch  den  König.  Aller- 
dings ist  diese  Afterleihe  nur  beschrankt  zulassig.  Die  Be- 
schrankungen, welche  der  Spiegier  für  die  Gerichtsleihe  vom 
Könige  abwärts  aufstellt,  gelten  ebenso  für  die  Leihe  des 
Köuigsbaiiui-,  wie  für  die  Verleihung  der  gräf liehen  Gewalt. 

619.  Mit  der  grundsätzliehen  €  bertragbarkeit  des  Königs- 
banns ist  es  vereinbar,  daß  besondere  Umstände  eine  persön- 
liche Bannleihe  des  Königs  bedingen  konnten.  In  Betracht 
kommen  sehr  verschiedenartige  YerhSltnisse.  Einer  dieser 
Umstände  ist  das  kanonische  Verbot  der  Blutgerichtsbarkeit 
Es  ist  Zallinger  darin  beizustimmen,  daß  das  Verbot  nicht 
überall  beobachtet,  namentlich  in  Sachsen  einschränkend  aus- 
gelegt wurde.*  Es  ist  überhaupt  zweifelhaft,  ob  es  jemals  als 
3atz  des  Beichsrechts  gegolten  hat.^  Dadurch  wird  nicht  aus- 
geschlossen, daß  es  nach  kanonischem  Rechte  bestand^  daß 
Kirchenffirsten  sieh  an  das  VeriK>t  hielten  und  ihre  Grafen  auch 
ohne  weltlichen  Zwang  dazu  veranlaßteil,  den  Bann  beim  Könige 
zu  holen.  Aber  gerade  wegen  der  Existenz  des  kanonischen 
Hechtssatzes  beweist  das  Vorkommen  der  persönlichen  Bann- 

1)  Landeshoheit  im  Breis^^au,  1904,  8.  24,  25. 

2)  Mitteilungen  10,  R.  240  ff. 

3)  Der  Satz  der  Vtjnedc  v.  d.  Fl.  Geburt  a.  E.  bezieht  sich  nur  auf 
die  pei^önliche  Tätigkeit  in  der  ( iorichtsvrilmndhtng  und  gestattet  keiuen 
SchliUi  auf  lonehabong  und  Verleihung  der  Gerichtügewalt 
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leihe  bei  den  (irat*  n  ircistlicher  Fürsten,  wie  es  im  SchwabcD- 
gpiegel  und  außerhalb  Sachsens  urkundlich  bezeugt  ist,  nocii 
nicht  die  Ubertragbarkeit  des  Köaigsbaons  und  die  allgeuieiDC- 
rcicherechtliche  Notwendigkeit  der  persdnUchea  Bestallnng.  Be- 
sondere VerhSitnisBe,  die  keinen  allgemeinen  Schluß  gestatten, 
haben  ferner  bei  den  Stiftsvogteien  von?elegen.  Insbesondi^iv 
ist  in  dem  Ivrlchswcislimic  von  111^)  wcthr  von  ein^T 
besonderen,  von  der  Gerichtsleihc  unterschiedenen  Ijannleihe, 
noch  von  dem  speziellen  Konigsbanne  die  Rede.  Ik  reehtigt 
ist  ^qui  advocatiam  in  prefatis  bonis  de  manu  domini  regis 
babebaf.^  Sodann  werden  wir  noch  andere  Umstände  kennen 
lernen,  die  in  voller  Vereinbarkeit  mit  der  Ubertragbarkeit 
des  K^joigsbanns  doch  sin  einer  {»tTsruilichcn  Bamileihe  geführt 
haben.  Endlich  erscheint  es  infolge  der  J£rkenntnis,  dal/  da- 
Grafenanit  innerhalb  des  Herzogtums  ursprunglich  noch  nicht 
die  Handhabung  des  Königsbanns  mit  sich  brachte,  möglicbi 
daß  der  König  gelegentlich  noch  im  Besitze  des  Konigshoon.« 
war,  wahrend  die  Grafschaft  schon  vergeben  war  und  voo 
einem  Fürsten  weiter  verliehen  wurde. 

Ob  die  Unübertragbarkeit  des  Königsbanns  Niellcicht  in 
einer  früheren  Periode^  etwa  vor  dem  11.  Jahrhundert,  gegolten 
hat,  soll  dahingestellt  bleiben.    Anhaltspunkte  scheinen  mir 

dafür  nicht  vorzuliegen. 

620*  Biese  Formulierui^  meiner  These  ermöglicht  eine 
Abgrenzung  des  Untersuchungsmaterials.  Die  herrschende  Lehre 
ist  erwachsen  aus  den  Angaben  des  Sachsenspiegels  und  aos^ 

dem  Vorkommen  der  Bannloihc  in  Westfalen.  Sie  wird  außerdem 
neuerdings  gestützt  nul  friesischL'  Xachrichten.  Diebe  drei 
Stützpunkte  sind  zu  untersuchen.  Die  süddeutschen  2^acli- 
richten  über  die  Bannleihe  in  den  geistlichen  Territorien  and 
die  Nachrichten  Ober  die  Bannleihe  bei  Stiftsvögten  sind  von 
vornherein  als  nicht  beweiskraftig  zu  bezeichnen  and  kounen 
deshalb  beiseite  bleiben. 


1)  Vgl.  Mon.  Germ.  bist.  Coust.  1  No.  127  S.  ISl  [27J. 
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B,  Der  Inhalt  des  Sachsenspiegels.    §  77. 

621«.  Die  Frage,  die  wir  zu  uotereuchen  haben,  geht  zu- 
nächst dahin:   Wie  hat  »ich  der  Spiegier  den  Erwerb  des 

Königtii »Ulms  durrh  die  fürstlichen  (trafen  vorgestellt?  Hat  er 
angenommen,  daß  sie  ihn  ohne  weiteres  Eingreifen  dc'S  Königs 
von  den  Fürsten  erliielte«,  oder  hat  er  vorausgesetzt,  daß 
außerdem  jedesmal  eioe  persönliche  Bestailung  durch  den  Konig 
stattfand?  Für  die  Erkenntnis  der  dem  Spiegier  vorschwebenden 
Vorstellung  kommt  eine  große  Zahl  von  Stellen  in  Betracht: 

No.  1.  Dir  I lau j){ stelle  ist  die  oben^  näher  bespruchcuL' 
LeiiiesieUe  des  Liuidrechts,  welche  den  Übergang  der  tieriehts- 
gewalt  vom  KoDigc  an  die  nnteren  Oi^uie  ex  professo  be- 
handelt. Der  Spiegier  sieht  die  Gerichtsgewalt  in  zwei  Strömen 
vom  Könige  niederließen.  Der  eine  Strom  bringt  Grafen- 
gewalt  den  Fürsten,  der  zweite  die  Stadtgerichtsbarkeit  den 
Grafen.  Auf  dlv-v  Aniraben  folgt  die  liestiiiununi;  der  T.<-ihe- 
grenzc.  In  die  vierte  Hand  kann  kein  Gericht  kunnnen, 
(las  fiber  Hals  und  lland  geht  Dieser  (jegensatz  läßt  erkennen, 
daß  der  Spiegier  ein  erstmaliges  Weiterlließen  der  Ströme  als 
selbstverständlich  und  schon  durch  die  Gerichtsbczeichnuog 
angedeutet  übergangen  hat.  Die  Wciterverleihung  der  Graf- 
schaft im  <uc  (irafcn,  des  Sehiillhciritnnis  an  die  Schul/eii  ist 
einzuschieben.  Dali  der  eine  dieser  Zwiseiicnukte,  die  Weiter- 
giibe  des  Schultheißtums  an  die  Schulzen,  ohne  nochmalige 
Bemühung  des  Königs  vollwirksam  war,  bedarf  nicht  des  Be- 
weises. Aber  die  gleiche  Beurteilung  ist  auch  für  den  zweiten 
parallelen  Zwischenakt,  für  die  Weitergabe  der  Grafschaft,  ge- 
boteo.  Eine  besondere  königliehe  Bannleihe  ist  nicht  eui- 
schiebbar.  Die  Tätigkeit  des  Königs  in  der  ordentlichen  Ge- 
richtsverwaltung ist  ja  gerade  Gegenstaiul  der  Schilderung.  Sie 
^uß  vollständig  gezeichnet  sein.  Um  die  Notwendigkeit  zu 
^kennen,  muß  man  sich  vez^genwärtigen,  daß  die  Zahl  der 
fürstlichen  Grafen  weit  größer  war  als  die  der  Fürsten.  Wenn 
eine  königliche  Banideihe,  wie  sie  die  herrschende  Ansicht 

1)  8.  72ff. 
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sich  denkt y  bestand^  so  mußte  diese  Batmleihe  den  König  weit 

mehr  in  Anspruch  nehmen  als  die  vom  Spiegler  her\*or- 
gehobenen  Leiheakte.  Es  ist  untleiikl)ar,  daO  ein  j^o  sor»»- 
fältiger  Beobachter  wie  der  Spiegier  die  königliche  LeihetätiL- 
keit  geschildert  und  dabei  den  Hauptteil  übersehen  odtr 
übeigangen  hätte.  Wenn  daher  Schultheißtum  an  dieser  Stelle 
Stadtgericht  bedeutet  nnd  nicht  Vertretungsmacht,  so  kann  der 
Spiegier  die  königliche  ßannleihe  an  die  fürstlichen  Grafai 
nicht  gekamiL  haben.  Daß  Schult lioiBtiim  auf  die  Stadteerichl-- 
barkeit  gciion  muß  und  auf  die  ^leiluiig  der  fürstlichen  Grähii 
nicht  gehen  kann,  glaube  ich  bewiesen  zu  haben.  Damit  ist 
aber  schon  durch  diese  Stelle  allein  die  Begründung  der  herr- 
schenden Ansicht  aus  dem  Sachsenspiegel  mimoglich  gemacht 
Die  Leihestelle  ist  in  ihrer  Auslegung  ebenso  sicher,  irie  m 
ihrem  negativen  Inhalte  unzweideutig. 

622.  2.  und  3.  Als  Belog  für  die  iiorrschende  Ansicht 
werden  außer  der  Leihestelle  noch  zwei  andere  Stellen  angeführt, 
die  ein  fibereinstimmendes  Gepräge  tragen  und  sich  als  ,Vogtei- 
stellen'^  bezeichnen  lassen. 

No.  2.  Ssp.  Lr.  I  59  §  1.  Älterer  Text:  Des  ne  mach 
die  richtere  nicht  lichten  wan  to  echter  ding^«tat  unK  undcr 
koninges  banne.  Hi  koumges  banne  ne  nuit  n<-Mnaü  diugeu, 
ne  hebbe  den  ban  von  denic  kouinge  uutvaagen*.  Sve 
bi  koninges  banne  dinget  die  den  ban  nicht  untvangen  hevet, 
de  sal  wedden  sine  tungen. 

*  Einschiebung  im  erweiterten  Texte  hinter  ^untvangen*: 
Sve  den  bau  cncs  untfet,  he  ne  darf  ine  anderwarve  nicht 
untvan,  of  die  koning  stii-ft.  Binnen  encr  vogedie  ne  rnnph 
uen  koninges  ban  sin  .  niuler  ein. 

No.  3.  Ssp.  LdT.  Iii  04  4.  Älterer  Text:  Sestich  shUlinge 
weddet  man  deme  greven  unde  ok  dem  vogede^  die  under  koningeB 
banne  dinget,  ob  he  den  ban  von  'me  koninge  selve  hevei 
Koninges  ban  ne  mut  niemao  lien  wen  die  koning  selve.  Die 
kuning  ne  mach  mit  rechte  nicht  weigeren  den  ban  to  lieue, 
deme  it  genchte  gelegen  ist*.    Ban  liet  mau  ane  manscap. 

*  £insohiebung  im  erweiterten  Texte  hinter  «gelegen  ist^: 
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Yerliet  en  greve  siner  grafscnp  eii  deil,  oder  en  voget  siner 
vogedie,  dat  is  weder  recht  Die  belende  man  ne  mut  dar  over 
nenen  konioges  ban  hebben^  als  man  ine  von  ime  dulden  dorve. 
Ein  Anhänger  der  herrschenden  Theorie  wird  vielleicht 

dazu  gelangen,  bei  „unbefangener"  Auslegung  in  diesen  beiden 
Stellen  eine  volle  Bestätigung  seiner  Ansicht  zu  finden.  Eine 
solche  „Unbefangenheit"  würde  allerdings  erfordern :  a)  die 
Voraoasetsung,  daß  der  Spiegier  an  dieser  Stelle  die  Frage 
entscheiden  wollte,  ob  mittelbare  Beleihnng  genOgte  oder  nn- 
mittelbare  Beleihung  vom  Konig  erforderlich  war;  b)  die  Un- 
bekanntscbaft  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  und  der  Ter- 
minologie des  Lehnrechts;  c)  die  herrschende,  aber  unrichtige 
Anschauung  von  der  sächsischen  Gerichtsverfassung. 

623.  a)  Wer  die  Aussprüche  des  Spieglers  als  Antwort 
auf  die  Frage  nach  der  Unmittelbarkeit  behandelt|  der  wird  in 
Ko.2  ^von  dem  Konige  empfangen^  mit  „unmittelbar  empfangen* 
gleichstellen  und  das  Verbot  der  Leihe  außer  durch  den  König 
selber  aaeli  auf  jede  Afterverleihuug  beziehen.  Ijti  dieser 
Auslegung  haben  beide  Stellen  denselben  Sinn.  Sie  fordern 
einmal  königlichen  Ursprung  des  Banns  und  zweitens  onmittel- 
baren  Empfang  ans  der  Hand  des  Königs.  Wer  aber  von  der 
Losung  des  Problems  sunSchst  abstrahiert  und  sich  in  die 
Möglichkeit  hineinversetzen  kann,  daß  die  Ubertragbarkeit  des 
Banns  selbstverständlich  und  für  den  Spiegler  gar  keine  Frage 
war,  der  wird  sagen  müssen,  daß  die  angedeutete  Auslegung 
zwar  bei  isolierter  Betrachtung  möglich,  aber  keineswegs  not- 
wendig ist  Sicher  ist  nur,  daß  beide  Stellen  Ursprung  des 
Banns  vom  König  fordern.  Aber  die  Unmittelbarkeit  wird 
nidit  betont  Wenn  die  Afterleihe  zulässig  wai-,  so  konnte 
immer  noch  auch  von  dem  Aftervasallen  nach  No.  2  gesagt 
werden,  er  habe  den  Baun  vom  Könige  selbst  empfangen.  Die 
Strafandrohung  iriSt  dann  denjenigen,  der  den  Bann  überhaupt 
nicht  emp&ngen  hat  oder  auch  nicht  mittelbar  vom  Könige. 
Ebensowenig  muB  der  Sats  in  No.  3:  «Königs  Bann  soU  nie- 
uiand  leihen  außer  dem  Könige  selbst*^  das  Verbot  enthalten, 
den  geliehenen  Bann  weiterzuverleihen.  Das  Wort  «leihen^  kann 

49 
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sich  atif  die  OrigiDalleihe  beschränken.    Der  Wortlaut  ist  also 
nicht  ontschcidciid.    Schon  der  Zusamracnhanp^  ertr'ht  aber  eic 
leichtes  Gegengewicht  gegen  die  herrschende  Meinung.  Nmck 
der  herrschenden  Meinung  war  das  weitaus  mchti^^to  Anwen- 
dungsgebiet der  Bannleihe  die  Grafschaft   Die  XextgeeteJ- 
tung  aber  laßt  eine  Ideenassosiation  mit  der  Vogtei  erkennen. 
In  Titel  64  §  4ff.  knfipft  die  Erörterung  des  Banns  an  die 
Erwähnung  der  Vogtei  an.    In  I  59  wird  zwar  im  Urtext  nur 
Vom  Kichter  im  allgemeinen  geredet  und  der  Empfang  di» 
KöiiigsbanDS  als  notwendig  bezeichnet  Aber  der  erweiterte  Text 
schiebt  eine  BemerkiiDg  über  den  Konigsbann  in  der  Vogtd 
ein.    Der  Glossator  wird  durch  den  Bann  an  die  Voglei> 
Verhältnisse  erinnert 

024.  b)  Die  Unbefangenheit,  die  dem  Historiker  abso- 
lute Prticht  ist,  l)estclii  darui;  daß  er  bei  der  Untersuchung 
jede  V  orwegrinliine  einer  bestimmten  I>o.-?üiig  un<i  jede  Ver- 
wertung unrichtiger  Aiiuahmen  vermeidet.  Aber  sie  darf 
niemals  darin  bestehen,  daß  er  den  Vorstellungskiets  ignoriert, 
in  welchem  der  Verfasser  einer  Quelle  iebte.^ 

Zeit  und  Inhalt  der  beiden  Stellen  weisen  auf  das 
Lehnswesen.  Über  die  anf  diesem  Gebiete  hertschendeo 
Vorstellungen  imt/^rrichtet  uns  das  J  ichn recht  desselben  Ver- 
fassers. Nach  L<.'hjHeelit  war  nun  die  Aftt  rleihe  pinz  ^nerell 
erlaubt  und  etwas  ganz  Alltägliches,  ein  bei  den  verschie- 
densten Lehnsobjekten,  namentlich  Im  der  Vogteigerichla- 
barkeit  fortlaufend  in  Übung  befindlicher  Vofgnng.  Deshalb 
wird  auch  im  Lehnrecht  des  Sachsenspiegels  die  generelle  fir^ 
laubtheit  der  Aftcrleihe  nirgends  hervorgehoben,  sondern  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt.  Nur  das  Verbot  der 
Afterleihe  wird  dort,  wo  es  galt,  ausdrücklich  hervor- 

1)  Leider  sind  nicht  seiton  gerade  diejenigen  Ausleger  besonders  ätoli 
auf  ihre  „Unbefangenheit'^,  denen  die  erforderlichen  Vorkenntnisse  fehlen. 
Gerade  bei  den  juristisch  vorgebildeten  Rechtshistorikem  tritt  eine  solciie 
Selbsttäuschung  besoiKlors  leicht  ein  durch  den  Mangel  an  erkonntnrs- 
theorctisüher  Iv  flexioo,  darch  die  Neigung  „aus  dem  Gefühle'^  henos 
zu  interpretieruu. 
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gehoben.*  Ebenso  die  Beschränkuug  der  Afterleihe  beim 
Gerichtolebeo.^  Durch  die  Afterleihe  hört  das  Gut  nicht  auf  Gut 
des  yobenten  Lehnafaerm^  zu  fleto.  Auch  der  letcle  Vasall 
hat  ^des  riches  gut*'.*  Wenn  der  König^bann  Qbertmgbar 
war,  dann  konnte  immer  auch  von  dem  Aftervaealien  gesagt 
werden,  er  habe  Königsbann  empfangen,  ^er  liat  den  Bann 
vom  Könige".  So  wird  z.  ß.  gerade  mit  KückbicUt  auf  die 
Uerichtsleihe  gesagt:  „Wer  Gericht  zu  Lehen  hat  vom  Könige 
niederwärts,  das  soll  nicht  in  die  vierte  Hand  kommen*^. 
Aach  der  zweite  Vasall  hat  somit  das  Gericht  vom  Könige.* 
Das  ^haben*'  oder  ^empfangen**  drückt  noch  nicht  die  unmittel- 
bare Liehnsbeziehung  aus  Für  die  Beziehung  der  Lehiisbtufe 
gebrauchte  dm  Lehureclit  vielmehr  technisch  die  Bezeichnung 
^band"^.  Die  Beschränkung  der  Afterleihe  wird  gerade  durch 
die  Beschrankung  der  Hände  auagedruckt.  Die  Lehnsstufen 
heißen  Hände.* 

Unter  diesen  Umständen  halte  ich  die  herrschende  Aus- 
legung schon  liir  unstatthaft.  Der  Spiegier  drüekt  sieh  überall 
deutlich  aus.  Wenn  er  bei  dem  Königsbann  die  normale  Eigen- 
schaft der  Lehnsobjekte,  die  Zulassigkeit  der  Afterleihe  hätte 
verneinen  wolleui  so  würde  er  eine  der  Wendungen  gebraucht 
haben,  welche  das  Verbot  unzweideutig  ausdrficken.   Er  wQide 

1)  71  §  9  „borchlen'S  77  „Baneimeisterlehn^ 

2)  Liir.  A.  71  §  2,  3. 

3)  Lur.  Art.  4  §  3,  Ö9  §  a 

4)  Lnr.  Art  71  §  92. 

5)  Ssp.  Ldr.  III  52  §  3  [LeihestcUe]  Lnr.  71  §  6  „sevente  hant^s 
71  §  2  „vierdo  hant''.    Zahheicho  Urkunden  bestätigen  die  allgemeine 

Vorbreitiing  dieses  Sprach i^-ebrauchs.  Vgl.  z.  B.  Au^nniseli  von  Gütern, 
dl»*  sich  in  Händon  von  Vasallen  hofindon:  V.  B.  Mifl  Halberstadt  I  5(is 
(1-19):  ,.et  sicut  bona  .suitradicta  de  manu  ad  uiarium  ab  infima  nd 
^upremam  resignando  conscönüerant.  sie  ot  ista  (Tanf?chobjekte)  de 
i'ianu  in  nianum  de  suprema  ad  infimam  descendobanf ,  a.  a.  U. 
r>87  (1226):  „et  sicut  predicta  deeima  de  manu  ad  man  um  ab  infima 
üd  supremam  resi^nando  eonsccnderat  sie  et  manüiis  datus  in  restaurum 
de  manu  ad  nianum  de  buprcma  ad  infimam  descendebat''.  U.  B. 
Anhalt  II  Xo.  42.")  (1273):  „advouitia  quo,  sicut  de  manu  in  maaum 
^escenderat,  sie  gradatim  ascendendo  nobis  est  iibere  resiguata"'. 
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sich  nicht  an  beiden  Stellen  in  einer  Weise  gefaßt  haben,  wel<  Li 
gerade  in  dem  s})ringenden  Punkte  nach  der  Termmoic^e  de» 
Lehnrechts  die  Afterlcihe  nicht  ausschloß. 

625«  c)  Das  Verständnis  einer  Steile  hangt  wesentlidi 
ab  von  dem  Hinteigninde  der  allgemeinen  ZusÜnde,  die  man 
hinter  die  Zeichnung  der  Quelle  schiebt   Diese  Abhängigkeit 
tritt  gerade  bei  diesen  Stellen  hervor.   Nach  der  herrschenden 
Meinung  ist  ja  Könio^hann    nichts   als   ein  Name   tür  die 
Gerichtsgewalt  der  Gmfcu  und  gleicligestellter  Richter.  L>er 
königliche  Ursprung  ist  aber  dieser  Gewalt  nicht  besonde« 
eigentOmlich.  Jede  Gerichtsgewalt  oder  doch  jede  G«richte- 
barkeit  aber  Hals  nnd  Hand  geht  aof  den  König  surück.  Der 
königliche  Ursprung  ist  immer  selbstverständlich.    Nur  die 
Lcihestnfon   sind   verschieden.     Nun   will  aber  der  Spit-^ri^^r 
für  den  Köuigsbann  etwas  Besonderes  sagen,  einen  besonderen 
Zusammenhang  mit  dem  Könige  hervorheben.    Da  der  könig- 
liche Ursprung  selbstverständlich  ist,  so  kann  diese  Besonder- 
heit schlechterdings  nor  in  der  Unmittelbarkeit  der  Leihe  ent> 
halten  sein.  Wenn  je  der  Vogt  seinen  Bann  in  leteter  Instanz 
vom  Könige  ableitet,  dann  kann  unter  d(?m  Vogte,  der  y,den 
ban  vom  kouinge  selve**  hat,  nur  derjenige  verstanden  sein,  der 
ihn  unmittelbar  aus  der  Hand  des  Königs  hat^  ihn  in  zweiter 
Hand  hält   £inen  anderen  Sinn  kann  die  Hervorhebni^  gar 
nicht  haben. 

Der  Schluß  ist  folgerichtig.  Aber  der  Hintetgrand, 
auf  den  die  Zeichnung  des  Spieglers  gelegt  wird,  ist  unwahr, 
und  dadurch  wird  die  Deutung  selbst  irrig. 

Tatsächlich  ist  es  nicht  richtig,  daß  zur  Zeit  des  Spi<*g- 
lers  in  Sachsen  jede  Gerichtsgewalt  auf  den  König  zurück- 
geführt wurde.  Für  unser  Ftoblem  kommt  namentiidi  in  Be* 
trachte  daß  die  Bischöfe  in  weitem  Umfange  die  Stiftsvogteien 
ankauften  und  nunmehr  die  Vogteigerichtsbarkeit  als  ESgen  der 
Kirche  betrachteten,  nicht  etwa  als  königliches  Lehen.  ^  Von 


1)  Vgl.  oben  S.  109.  Dort  sind  die  Beispiele  aus  dem  Halbenttdter 
Urkunddiunatenale  entlehnt  Deshalb  empfiehlt  es  sieh  vieUeicbt  spesieU 
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dieseru  StaiulpuiikU'  ans  haben  sie  die  Vogteigcriclitsbarkeit, 
den  Baun,  auch  den  BlutbaDn,  ab  oberste  Lehusherren  dea 
Vögteo  geliehen.   Diese  Stiftsvogte  führten  ihren  Bann  über- 
haupt nicht  auf  den  König  zur&ck^  sondern  nur  auf  den 
Bischof,  der  ja  freilich  mit  dem  Fahnlehn,  aber  nicht,  auch 
nicht  mittelbar,  mit  der  Vogtei  beliehen  war.    Daneben  standen 
getrennt  die  Vogt«  der  Si«^dte,  welche  das  Vogteigoricht  vom 
Bischöfe  hatten,  den  hinzutretenden  Konigsbann  aber,  der  diese 
Art   von  Vogtci  besonders  eintriiglich  machte,  vom  Könige. 
Die  Vögte  der  Landvogteien  diogten  bei  dem  Bann  von 
3  Schillingen,  die  oberen  Stadtvogte  bei  60  Schillingen.  Das 
sind  die  beiden  Vogttypen,  die  das  Leben  bot^  das  sind  die  beiden 
Bilder,  die  dem  Spiegier  vor  Augen  standen,  als  er  die  Worte 
niedei'schrieb :  „60  Schillinge  weddet  inaji  deme  greven  undc  ok 
deme  vogede,  de  under  koninges  banne  dinget,  ob  he 
den  ban  von  'me  koninge  selve  hevet   Koninges  ban  ne 
mut  nieman  lien  wen  die  koning  selve.    Es  war  geov^nd  Ver- 
anlassung, den  königlichen  Ui^^prung  des  Banns  als  Voraus- 
eetzung  für  das  Gericht  dos  Königsbanns,  für  das  hohe  Gc- 
wette  zu  betonen,  auch  wenn  der  Bann  übertragbar  war.  Den 
Vögten  mit  bischöüiohem  Bauu  sollte  das  hohe  Gewette  ver- 
sagt werden.    Ob  sie  versucht  haben,  es  zu  erlangen,  ist  uns 
nicht  sicher  bezeugt   Die  Verlockung  dazu  war  schon  durch 
die  Hohe  des  Gewettes  gegeben.   Diese  Verhältnisse  erklären 
auch  die  Ideenverbindung  zwischen  Bannleihe  und  Vogtei,  die 
oben  hervoi^ohohen  wurde.    ]><  i  der  Grafschaft  waren  Leihe 
des  Köoigsbanus  und  Gerichttiicihe  äußerlich  nicht  gcLrcuut, 


zn  betonen,  daB  es  sich  nicht  um  eme  Eigeotttmlichkeit  des  Halber- 
fltSdier  Bistoms  handelt  Die  beiden  Onindzüge:  Eigentum  des  Bistoms 
an  der  Vc^^i  einscUießlieh  der  Blnlserichtsbarkeit,  Übertngang  zn  Lehn 
oder  zu  Amt  ohne  Mitwirknng  des  ESnigs  finden  sieh  genaa  ebenso 
in  Magdeburg,  in  Hildesheim  und  a.a.O.  Vgl  s.  B.  ü.  B.  Inhalt  I 
No.497  (1166),  615  (1182),  780  (1210);  n  No.29  (1218),  86  (1227),  240 
(1258,  wo  der  Erzbischof  heißt  yorus  dominus).  U.  B.  Stift  Hildes- 
heim I  No.  148  (1131),  231  (1143),  236  (1145),  239  (1146),  888  (1179), 
889  (eodem),  399,  402,  413,  423,  473,  483,  513,  514  o.  a.a.O. 
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sie  erfolgten  zur  Zeit  des  Spieglers  regelmäßig  seitens  desadben 
Fürsten,  und  der  Künigsbium  war  stets  vorliandeu,  wo  die 
Grafschaft  war.  Bei  der  Vogtei  boten  die  ]iaüaverhältiiL->t' 
größere  Schwierigkeiten.  Bei  der  Stadtvogtei  waren  die  Lehn^ 
herren  bei  der  Bamileihe  und  der  Gerichtsieihe  versdueden 
und  nur  ein  Teil  der  Stiftovogte  hatte  den  Konigsbann.  Dieser 
Anschauung  entsprechend  ist  m.  E.  der  Sats,  Bann  leihet  man 
ohne  Mannschaft,  auf  die  Vogtei  zu  beschranken.  Den  Ge«rensi]t;r 
zu  dem  „König  selber**  bildet  der  Bischof,  der  ja  königlicher 
Fürst  war,  auch  den  Konigsbann  hatte,  aber  iiicht  in  Hinsicht 
auf  die  angekauften  Stiftavogteien. 

Ana  den  vorstehenden  Gründen  sehdnt  ea  mir  durchaiH 
geboten,  die  beiden  Stellen  nur  auf  den  königlichen  Ur8{iniii£ 
des  Banns,  nicht  auf  die  Köni^^snähe  zu  beziehen.  Sie  habfo 
keine  weitei^ehende  Bedrutimi:  und  1*  kommen  ihren  walm  n 
Sinn,  sobald  man  den  bprechakzent  einfügt,  koniug 
betont 

626«  d)  Das  sächsische  Lehnrecht  will  eine  abachliefiende 
Darstellung  geben.  Nicht  nur  das  gememe  Lehn  wird  behan- 
delt, sondern  auch  die  besonderen  Lehnsobjekte  werden  erörtert.^ 

Und  zum  Schhisse  wird  ausUrüeklich  bemerkt,  daß  es  ander»' 
Arten  von  Lehen  nicht  gebe.^  Unter  den  besonderen  Lehtii 
wird  das  Gerichtslehn  an  erster  Stelle  genannt  und  besprochen. 
In  erster  Linie  wird  dabei  hervoigehoben:  f^y^er  Gericht  iQ 
Lehen  hat  vom  Könige  niederwirts,  das  mag  nicht  kommen 
in  die  vierte  Hand,  ausgenommen  allein  das  Schnltheifitoni« 
weil  kein  Graf  ohne  belehnten  ScliuUheiß  dingen  darf".^  Femtr 
wird  hervorj3^hoben ,  daß  niemand  ein  Gericht  weiterverleiben 
kann,  „das  ihm  geliehen  ist,  es  sei  denn  ein  Sondergericht,  das 
in  sein  Gericht  gehört,  wie  s.B.  eine  Gra&chaft,  die  zu  der 
Markgrafschaft  gehört^  oder  in  ein  anderes  Eahnlehn.  Das 
darf  er  verieihen  und  darf  es  mit  Recht  nicht  über  em  Jahr 


1)  Lehnr.  71  ff. 

2)  Lnr.  78  Äl  lenrecht  hebbe  ik  to  ende  bncht 

3)  Lnr.  71  §  2. 
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frei  behalten**.    Die  Leihe  des  Königsbanns  wird  ^\cder  au 
dieser   Stelle  noch  sonst  envahnt.    Vom  Standpunkte  der 
heirscheDden  Meinung  aus  muß  das  in  hohem  Grade  auffallend 
ersokeineii.   Denn  die  köuigliehe  Baonleihe  war  doch  auch  eine 
Art  Lebn^  welche,  allgemein  verbreitet»  sehr  wichtig  war,  ge- 
sondert in  die  Erscheinmig  trat  und  die  AufmefksamkeH  anf 
sich  ziehen  mußte.    Vor  alkiii  abor  mußte  die  Notwendigkeit 
einer  königlichen  Bestallung  für  die  mit  dem  Gerichte  schon 
beliehcucu  Grafen  als  eine  hervorstechende  Eigentümlich- 
keit des  Gerichtslehns  erscheinen.  Bei  jedem  Lehn  genügte  die 
Beleihong  durch  den  Unterhemi;  um  den  Aftervasallen  in 
die  gcwere  des  Guts  zu  setzen.   Wenn  das  bei  der  Gerichts- 
leihe anders  gewesen  wäre,  so  wire  es  unmöglich  gewesen, 
diesen  Punkt  zu  ubenrehen.    Was  hätte  es  für  einen  Sinn  ge- 
habt, die  Gi'i'uze  der  ( »eiKiitsleilie  zu   motivieren,  wenn  die 
wichtigste  Grenze,  die  Uni^ibcrtragbarkeit  des  Köuigsbanns,  gar 
nicht  erwähnt  wurde.    Von  unserm  Standpunkte  aus  ist  die 
Darstellung  des  Bechtsbuchs  verständlich.    Der  Konigshann 
war  ja  nur  eine  besondere  Art  von  Gerichtsgewalt^  ein  Annex 
der  Grafschaft   Die  Bannleihe  war  nicht  eine  Bestallung, 
sondern  nur  ein  Spezialfall  der  Gerichti^lcihe.   Wenn  allgemeine 
Grundsätze  über  die  Gerichtsleihe  autgestellt  werden  und  die 
Verleihung  des  Königsbanns  nicht  besonders  erwähnt  wird,  so 
folgt  daraus  nur,  daß  die  allgemeinen  Grundsatze  auch  für  den 
Königsbann  gelten.   Das^  was  der  Sptegler  Qber  die  Grafschaft 
sagt,  gilt  auch  für  ihr  Annex,  den  Königsbann.   Deshalb  sagt 
der  Spiegier  an  dieser  Stelle  mittelbar,  aber  bestimmt,  daß 
auch  der  Königsbann  bis  in  die  vierte  Hand  verliehen  werden 
kann  und  daß  mit  der  Grafschaft  auch  der  Königsbann  von 
demjenigen  verliehen  werden  muß,  der  das  Fahnlehn  empfangen 
hat    Die  Lehre  von  der  völligen  Unübertragbarkeit  des 
Königsbanns  ist  ihm  auch  nach  dieser  Stelle  völlig  unbekannt 
gewesen. 

627.  e)  Die  Unterordnung  der  Bannleihe  unter  den  Be- 
griff der  GerichtBieihe  kiuuite  mit  Rücksicht  auf  den  Gegensatz 
zweier  btellen  zweifelhaft  erscheinen. 
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Die  erste  Stelle  ist  Lor.  Art  61: 

§  1.  Len  an  gerichte  ne  mut  nicht  hebben  pape  noch  wif 
noch  echteloö  man.  §  2.  It  ne  mut  ok  nienian  richten  er  he't 
gerichte  untvangen  hebbe.  Svenne  he't  aver  enes  untveit,  sürft 
sin  herre  oder  let  he't  up>  he  mut  wol  richten  binnen  silier 
jartale,  dat  he't  gerichte  untvan  sal  andenoerve. 

Die  zweite  Stelle  ist  der  oben^  erwähnte  ZusatK  su  No.2. 
Anscheinend  wird  bei  der  Gerichtaleihe  in  der  ersten  Stelle 
Lehüserneiicnuig  bei  Herrenlall  Uir  den  Inhaber  eines  Gerichts- 
lelins  als  erforderlich  vorausgesetzt,  in  der  zweiten  Stelle 
aber  für  den  Inhaber  des  Köuigsbanns  für  eutbehrlich  erklärt. 

Für  die  Beurteilung  sind  die  allgemeinen  Gmndsatie 
des  Lehnrechts  heranzuziehen.  Nach  ihnen  war  nun  bei 
Herrenfell  in  der  Person  eines  oberen  Lehnsherrn  stets  Lehna* 
erneuerung  für  den  unmittelbaren  Vasallen  erforderlich,  aber 
nicht  für  den  Aftervasallen.  Auf  diesem  Unterschiede  beruht 
der  Gegensatz  der  Stellen.  Die  Notwendigkeit  der  Lehns- 
emeuerung  für  die  unmittelbaren  Vasallen  wird  in  No.  5  als 
aelbatverstandlich  vorausgesetzt  und  nur  in  ihrer  Wirkung 
beschrankt  Die  Stelle  No.  2  a  enthalt  eine  wichtige  Ausnahme 
von  den  allgemeinen  Grundsätzen,  wenn  man  sie  auf  den 
unmittelbarcu  Bannvasallen  bezieht,  dagegen  eine  Bestätigung^ 
"wenn  man  annimmt,  daß  der  Spiegier  an  Grafen  gedacht  liat, 
die  den  Königsbann  in  dritter  Hand  hielten.  Diese  zweite 
Auslegung  ist  von  unserm  Standpunkte  aus  möglich,  weil  nach 
ihm  sich  der  Königsbann  ganz  überwiegend  in  dritter  Hand 
befond,  die  Ffirsten  mit  Fahn-  und  Zepterlehcn,  aber  nicht 
speziell  mit  dem  Königsbann  beliehen  wurden.  Die  besondere 
Einschärfuug  der  allgemeinen  Regel  erklärt  sich  sehr  einfach. 
Die  Stelle  No,  2a  ist  ein  Zusatz.  Der  Grundtext  verlangt: 
,1  Empfang  von  dem  Könige'^.  Bei  wortlicher  Auslegung  dieses 
Satzes  hatte  es  nabegelegen,  auch  bei  Aftervasallen  Lehns- 
erneuerung  zu  fordem,  denn  der  Bann,  den  sie  „empfangen*^  hatten, 
war  von  dem  verstorbenen  Könige  ausgegangen.   Dieser  nuß- 


1)  Vgl.  oben  S.  7(>8. 
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vei'StäMd liehen  Konsequenz  wird  in  dem  Zusätze  enterep^oncrctreten. 
Auf  diese  Weise  eridärt  sich  uicht  nur  der  Iniialt  jeocs  Zu- 
satzes, sondern  seine  Existenz.  £r  ist  eine  Glosse.  Zugunsten 
dieser  Auslegung  spricht  vor  allem  die  Übereinstimmung  mit 
den  allgemeinen  Grundsitzen  des  Lehnrechts.  Die  Entbehr- 
lichkeit der  Lehnsemeuerung  ffir  die  unmittdbaren  Yasallen  des 
K*>iiigs  wäre  eiue  so  exorbitante  Aubuaiime  ^weseu,  daß  sie 
uns  auch  anderswo  begegnen  würde.  Deshalb  stehen  beide 
Steilea  nicht  im  Widerspruch  mit  den  anderen.  Ihre  eingehende 
Interpretation  ergibt  einen  neuen  Anhaltspunkt  für  die  After- 
leihe des  Königsbanns. 

638.  f)  Der  jüngere  Zusatz  zu  No.  3  lautet: 
„Verliet  cn  greve  siner  grafscap  en  deii,  oder  en  voget 
siner  vogedie,  dat  is  wedt  r  reclit    Die  beiende  mi\n  ne  mut 
dar  Over  nenen  koninges  ban  hebbeu  als  mau  in  von  inie 
dulden  dorv^e."    Auch  diese  Stelle  gestattet  einen  sichern  Schluß 
auf  den  Yorsteliungskreis  des  Spieglers.   Der  Tatbestand  ist 
unzulässige  Teilung  der  Grafschaft  und  damit  des  Königsbanns. 
Die  Rechtsfolge  ist:  Widerspruch  der  Insassen  gegen  die 
Handhabung  des  Königsbanus  durch  die  Teilv%a8allen.  Ge- 
dankengang und  Rechtssatz  sind  nur  vei-ständlich,  wenn  die 
Afterleihe  des  Königsbauns  sonst  auch  ohne  königliche  Mit- 
wirkung zulässig  und  nur  in  dem  voigesehenen  Falle  verboten 
war.  Dagegen  widersprechen  Gedankengang  und  Rechtssatz  der 
herrschenden  Ansicht  Nach  der  herrschenden  Ansicht  wäre  die 
Folge  der  Teilverleihung  die  gewesen,  daß  der  König  befugt  war, 
dem  Teilvasallen  den  Bann  zu  verweigern.   Vor  der  Erteilung 
konnte  die  Zulässigkeit  oder  üuzulassigkeit  der  Teilung  keine 
Bedeutung  haben.    Dem  nicht  unmittelbar  vom  Könige  be- 
hehenen  Inhaber  war  der  Gehorsam  ja  stets  zu  versagen. 
Wenn  dagegen  der  König  die  Teilung  billigte  und  den  Bann 
veiHeh,  dann  konnte ,  wie  nach  anderen  Nachrichten  sicher  ist, 
von  einem  trotzdem  bestehenden  Rechte  der  Dinggenossen,  dem 
mit  dem  Königsbann  vom  ivouige  persönlich  Bcliehcnen  den 
Gehorsam  zu  versveigern,  nicht  die  Rede  sein.  Jedenfalls  wäre 
es  unverständlich,  daß  der  Bpiegler  das  Eingreifen  oder  Nicht- 
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eingreifen  des  Königs  als  völlig  irrelevant  gans  mit  Still- 
schweigen übergangen  hätte. 

629.  g)  Der  «Spioglor  hebt  an  zwei  Stellrii  ^  eine  Ausnahme 
von  dein  Grundsätze  hervor,  daß  die  vom  Könige  ausgehende  Ge- 
liohtsleihe  über  Hals  und  TTand  mit  der  dritten  Hand  endet 
Der  Ghrafschaftsschulze  bat  diese  Gewalt  nocii  in  der  vierten 
Hand.  Diese  Ausnahme  wird  mit  der  Notwendigkeit  begründet» 
in  dem  Gerichte  bei  Königsbann  einen  Richter  über  den  Grälen 
zu  liaben.  Da  der  (irat  schöffenbar  sein  mußte,  so  ist  die 
dem  Schulzen  zusteiiende  Geriehtsfrewalt  der  Konigjsbann. 
Nun  behaiipten  auch  die  Vertreter  der  herrschenden  Meinimg 
nicht,  daß  außer  dem  Grafen  auch  der  Schulze  eine  persön- 
liche Bestallung  vom  Könige  erhielt  Eine  solche  Behaoptong 
würde  direkten  Zeugnissen*  widersprechen.  Die  herrschende 
Meinung  muß  daher  annehmen,  daß  eine  doppelte  Ausnahme 
vorliegt,  eine  Ausnahme  von  der  für  die  Oerichtsleihi^  sonst 
geitendea  Übertragungsschranke  und  eine  zweite  Ausnahme 
von  dem  för  den  Konigsbann  geltenden  Übertragnngsverbole 
Dann  ist  es  aber  in  hohem  Giade  auf^end»  daß  an  beiden 
Stellen  zwar  die  erste  Ausnahme  mit  Nachdruck  und  als 
erklämngsbedörftig  hervor^hoben,  die  sweite  mindestens  ebenso 
anomale  aber  gar  nicht  erwälint  wird.  Bei  unserer  Auffassung 
verschwindet  jeder  Anstand.  Die  vSchrankeu  der  Gerichtsleihe 
sind  auch  die  des  Konigsbanns.  Es  hat  nur  eine  Ausnahme 
bestanden,  nämlich  diejenige,  die  der  Spiegier  hervorhebt  nad 
begründet 

030.  h)  Oben'  wurden  die  Anhaltspunkte  dafür  hervor- 
gehoben, daß  aueii  der  St^idtsehulze  bei  Königsbann  dingte  oder 
dingen  kuunU*.  Vom  Standpunkte  der  herrschenden  Meinun.: 
aus  wäre  das  schlechthin  immöglich  gewesen,  denn  es  kann 
kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  eine  persönliche  Beleihung 
des  Stadtsehulsen  durch  den  König  niemals  stattfand.  Der 


1)  an  (l-'ii  beiii'.'ii  LeihestöUeu  Ssp.  Lr.  11102  §3  und  Lur.  Art  71, 2,3. 

2)  Vgl.  z.  B.  obön  S.  180  Anm,  2, 

3)  Vgl.  oben  S.  227  ff. 
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Schulze  erhielt  in  Magdeburg  das  Gericht  von  dem  Erzbiscbof 
und  den  Bann  von  dem  Burggrafen.^  Bei  unserer  Auffassung 
wurde  der  König^baon  des  StadtschukeD  innerbalb  der  oormalen 
Yerleihoogsgrenxe  sich  befinden^  denn  der  Bui^ggrsf  edbielt  den 
Bann  unmiitelbar  vom  Könige.  Ja  die  Notwendigkeit,  in  den 
Stiuitbezii'kon  einen  Vertreter  in  dvm  Königsbatm  mit  einem 
Gerichte  über  Ei^en  und  über  Hals  und  Hand  aller  Stande 
zu  beleihen I  ist  eine  naheliegende  und  vielleicht  die  zutreffende 
Erklärung  dafür,  daß  gerade  die  Stadtvögte  den  Bann  un- 
mittelbar  vom  Könige  erhielten. 

63L  Wenn  wir  nun  das  Eigebnis  der  Etnseluntersuchungen 
susammenfassen,  so  hat  sich  keine  Stelle  gefunden,  zu  deren 
Erklärung  die  herrschende  Hy})(>these  notwendig  oder  nur  för- 
derlich ist.  Vielmehr  sprechen  alle  mehr  oder  weniger  be- 
stimnit,  zum  Teil  aber  sehr  bestimmt  für  die  Übertragbarkeit 
des  Kdoigsbanns.*  Der  Darstellung  des  Spiegels  11^  überall 
eine  einheitliche  und  klare  Yorstellnng  von  den  Rechts- 
Verhältnissen  Sachsens  zugrande.  Deshalb  können  seine  An- 
sichten über  den  K6iiiu>-l>:niii  nicht  zweifelhaft  sein.  IijS  ir>t 
sicher,  daß  ilim  die  UmibeiLra^barkeit  des  Königsbauius  völlig 
unbekannt  gewesen  ist  und  daß  er  sich  die  Gr.ifen  nicht  nur 
hinsichtlich  der  Grafschaft»  sondern  auch  hinsichtlich  des  mit 
ihr  verbundenen  Konigabanns  als  Aftervasallen  der  Fürsten 
gedacht  hat 

C.  Das  ostfälische  Kontrollbild.   §  78. 

632.  Der  Inhalt  des  Kontrollbikles  iöt  ein  negativer. 
Wir  liiideii  keine  in  Betracht  kommende  Xachricht  über  die 
königliche  Bannleihe  an  die  fürstlichen  Grafen. 

Der  Schluß  aus  diesem  negativen  Befunde  ist  nun  für  die 
Bannleihe  weniger  sicher,  als  ffir  das  Schulzengericht  Denn 

•    1)  Vgl.  oben  8.  219ff. 

2)  Weiteie  8teUeii,  in  denen  eine  ErwShnnng  des  Königsbanns 
netwendig  gewesen  wize^  wenn  die  hemehende  Meinung  richtig  w8re, 
sind  noch  Lnr.  11  $  2,  26  §  ?,  71  §  6. 
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es  handelt  ricli  nicht  am  eine  dauernde  Eanriohtuog,  Sooden 

tun  zeitlich  ablaufende  HandluDgen,  die  sich  der  hiftorisachen 
Wahrnehmunp:  leichter  entziehen  können.  Immerhin  wird  iur 
negative  Befund  auch  durch  eine  lieihe  positiver  Anhalts- 
punkte gestützt  Ich  glaube  angesichts  des  unzweideutigen  In- 
halts des  Sachsenspiegels  auf  ihre  vollständige  HeFSoaiehnng 
veizichten  zu  können  und  will  mich  aof  eine  Gruppe  be- 
flchrSnken,  nSmIich  anf  die  Yeigabnngen  des  Königsbanns  an 
geistliche  Stifter. 

633.  Als  Typ  dieser  Urkuiiden  !?ei  foljrendes  Privileg  iür 
das  Kloster  zum  Berge  in  Ma)jjdeburg  angeführt: 

Nachdem  das  Kloster  1221  die  Vogtei  von  dem  Magd^ 
buiger  Buiggfafen  durch  Vermittlung  des  Erzbiscbofs  erwovben 
und  seitens  des  Erzbischofs  zu  Eigen  erhalten  hat»  wird  ihm 
der  Königsbann,  welchen  der  Burggraf  gehabt  hatte,  zuerst 
vom  König  Ikiurich  1231  verliehen,  von  Kriednch  II.  1232 
bestätigt.  In  einer  dritten  Urkunde  ertheilt  Heinrich  VIL 
1234  dem  Kloster  das  Recht,  da  es  die  Vogtei  habe,  seinen 
Advokaten  beliebig  zu  ändern.   Hinzugefügt  wird: 

Adhec  ut  gratia  gaudens  ampHori  regium  banoum  tibi 
et  ecclesie  tue  duzimus  concedendum  indulgentes  ut  is,  quem 
pro  tempore  elegeris  advocatum,  auctoritfite  tua  baiHium  liabeat 
et  omuimodo  potest^item  jndicandi  causa«.  —  Set  et  ourn  ips<» 
—  remotus  fuerit,  in  banno  ipso  nihil  juris  penitus  retinebit 
quia  ecclesiae  tue  ac  tibi  tuisque  successoribus  volumus  ipsum 
bannum  perpetuo  pertinere.^ 

Die  fibrigen  Parallelurkunden  sind  oben  zusammengestellt 
worden.*   Der  Tatbestand  ist  im  wesentlichen  der  gleiche. 

Zallinger  hat  diese  Zeugnisse  verweilet,  um  n:u  h/uw ei^eii, 
duli  das  kanonische  Verbot  der  ßhit«;ericht8barkeit  iür  geiötlielie 
Personen  in  Sachsen  nicht  beobachtet  wurde.'  Ich  halte  den 
Schluß  ffir  richtig  und  glaube  nur,  daß  die  Nichtbeachtung 


1)  U.  B.  Bei-ge  No.  73,  74,  85,  87.  93. 

2)  V-I.  oben  S.  169.  70. 

3)  MittGUungen  3  S.500if.  und  lU  8. 23011. 
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schon  durch  filtere  Naohrichtcn  bole^  ist.  Aber  die  ange- 
führten Urkimdon  sind  noch  nach  einer  anderen  Richtung  von 
großer  Bedeutung.  In  allen  Fällen  geht  der  Zweck  der  Verleihung 
nioht  dahin  ^  dem  Propste  die  perBÖDlicbe  Ausubong  des  Königs- 
banne  za  ermöglichen^  sondern  der  Propst  soll  in  die  Lage 
gesetzt  werden,  außer  dem  Gericht  der  Yogtei  auch  den  Königs- 
bann  dem  zu  wählenden  Vogte  zu  übertragen.  Uber  diese 
Trennung  ist  gar  kein  Zweifel  oiögiieli.  Ebensowenig  aber 
darüber,  daß  diese  Afterleilie  oline  weitere  Zuziehung  tles 
Königs,  ohne  gleichzeitige  königliche  Bannleihe  erfolgen  sollte. 
Denn  anderenfalls  hatte  die  Verleihung  des  Königsbanns  an  die 
Stifter  überhaupt  keinen  Sinn  gehabt  Das  Vogteigericht  wird 
gar  nicht  verliehen.  Es  gehört  bereits  dem  Stifte.  Diese  Ur- 
kunden enthalten  dtiiinach  ganz  unmittelbare  Zeugnisse  für  die 
übertragbjirkeit  des  Königsbanns. 

634.  Besonders  he rvorzii heben  ist  nun,  daß  die  Entbehr- 
lichkeit einer  königlichen  Mitwirkung  nicht  etwa  neu  eingeführt 
wurde.    Sie  ist  nicht  selbst  Gegenstand  des  Privilegs,  sondern 
sie  wild  vorausgesetzt    Grade  die  ältesten  Nachrichten  be- 
handeln die  Afterleihc  als  eine  einfache  Fulge  ans  der  lune- 
habunof  des  Kimitjshiüins.    Diese  Fabsunj;  ist  von  uuserm  Stand- 
punkte    aus   durchaus   verstandlich.     Die   Fürsten,   die  den 
Königsbann  hatten,  konnten  ihn  nach  uraltem  Eechte  ohne 
Mitwirkung  des  Königs  an  ihren  Vertreter  weiterverleihen. 
IHe  Yeigebung  des  Königsbanns  an  die  Stifter  mußte  den 
Stiftern  das  gleiche  Kecht  im  Verhältnis  zu  ihren  Vögten  ge- 
wahren.   Dagegen  konnten  die  vorliegenden  Urkunden  nieiit 
abgefaßt  werden,  wenn  die  Handhabung  des  Krmigsbauns  oliue 
persönliche  Verleihung  durch  den  König  bisher  verboten  und 
unbekannt  war.  In  diesem  Falle  hatte  die  Entbehrlichkeit  einer 
persönlichen  Leihe  durch  den  König  als  neuer  Reohtssata  der 
Zustimmung  des  Reichstags  bedurft  oder  doch  als  etwas  Wich- 
tiges UMil  J  iestreitbares  betont  werden  müssen.    Die  Urkunden 
labten  daher  keinen  Zweifel  darüber,  dali   im  Anfange  des 
13.  Jahrhunderts  die  moderne  Lehre  von  der  Unübertragbarkeit 
des  Königgbanns  und  der  allgemeinen  J^^otwendigkeit  der  pei^ 
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sönlichen  Bannleihe  den  sächsischen  Stiftern  \\n<\  dem  könitr- 
liehen  Hofe  ebenso  uobekunot  war^  wie  dem  Verfasser  des 
Sachsenspiegels. 

Endlich  bieten  die  angtf oehtenen  Urkunden  noch  insofetn 
Interesse^  als  in  ihnen  die  Vogtei  einBclilieBlich  der  YogCei- 
geriohtsbariceit^  als  etwas  von  dem  Konigsbann  gans  Ver- 
Kchiedeiie^  btliaiuklt  wird.  Die  Voq^ei  ^va^  dem  Erabischofe 
10  Jahre  lang  icsignicrt  und  dem  Klt)ster  Berge  übeitrageu. 
bevor  das  Kloster  den  Königsbann  erwarb.  Das  Gericht  kann 
in  dieser  Zeit  nicht  gerichtet  haben«  Nicht  die  persöoltche 
Gerichtsgewalt  des  Vogtes  war  von  dem  Besitze  des  Königs- 
banns  abhangig,  sondern  nur  die  besonders  qoaÜfisierte  Gerichls- 
gewalt,  welche  der  Spiegier  Königsbann  nennt 

D.  Der  Kdnigsbann  in  Westfalen.   §  79. 

6^«  Den  zweiten  Ausgangspunkt  der  herrschenden  lidue 
bildet  die  Tatsache»  daß  die  westfillischen  Freigrafen  noch  m 
s[>äterer  Zeit  den  Königsbann  persönlidi  vom  Könige  einholten. 

Die  Zeugnisse  bind  allerdings  nicht  sehr  alt.  Das  älteste 
Zeugnis  der  allgemeinen  Kotweudigkeit  ist  in  der  Kölner 
Krkundigung  ^  en  t h  a Iteo : 

Item  arohiepiscopas  habet  comitatus  hos  qui  dieuntur 
vcygraschap ....  et  isti  jndices  dicti  Yrygreven  auctoritatem 
judicandi  immediate  a  rege  recipiunt  et  idem  servator 
in  Omnibus  coinitatibus  consimilibus. 

Als  ältestes  Zeu^is  iui  die  Bcloihung  fuhrt  Lindner  eine 
Urkunde  von  1075  an.^  Eine  Tradition  ertuigt  nin  comitatii 
Waldrici  comitis  vice  Athalgeri  fiÜi  Wichingi  rsgia  poteslote 
positi'^. 

Daß  hier  regia  polestate  positus  „der  vom  Könige  Bestellte* 
bedeutet,  ist  nicht  gams  sicheri  aber  immerhin  wahrschemUoh. 


1)  Ausdrücklich  env&hnt  U.B.  Berge  No.  73,  74. 

2)  SeiberU,  V.  B.  I  S.  644  (1906-8). 
8)  U.  B.  Onmbrüok  I  No.  170. 
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Das  ältostc  Beispiel  einer  vom  Könige  ertellteo  JBe- 
stalluDgsurkunde  ^  ist  folgendes: 

1262  erklart  K5d%  Richard  „obtentus  nobilia  viri  G.  comi- 
tia  de  Anabei^  dileeti  fidelis  Dostri  et  super  hoc  eua  affec- 
tnoaa  precamiiit  porrigentes  Ratelero  militi  dicto  Clcrico  advocato 

conservatori  seilieet  officium  advocatie  in  civitate  nostni, 
^{uod  dicitur  bannum  regis,  concessimus  sine  alieni  juris  pre- 
judioioy  aecundutn  justitiam  exercendam**. 

In  demselben  Jahre  erscheint  Rotgems  Oleticus  in  Heppen: 
^T^nc  in  predicto  loeo  potens  dinggravins*^. 

Die  Verleihungen  von  König  Wilhelm  an  Minden  ^  (1254) 
und  die  beiden  Verleihungen  Rudolfs  im  Jahre  1274*  kommen 
als  Zeugnisse  für  die  Bannleihe  nicht  in  Betracht,  da  sie  sich 
auf  Gerichtsleihe  an  Stuhlherren  beziehen.  Häufiger  werden 
die  Bestallungsurkunden  erst  unter  Ludwig^  und  Karl  lY.* 

636*  Es  ist  nun  durchaus  verstandlich;  daß  die  ältere 
Theorie  aus  diesen  Nachrichten  auf  die  aitgemeiue  Verbreitung 
der  Bannleihe  schloß »  durch  sie  in  der  oben  besprochenen  Aus- 
legung des  Sachsenspiegels  bestärkt  wurde.    Die  Erklärung  ist 

nicht  nur  zu  suchen  in  der  Vuibtellung  von  der  Altertunilich- 
keit  aller  wcstfäliselieu  Einrichtungen,  sondern  vor  allem  iti 
dem  Inhalte  der  Zeugnisse  selbst.  Nach  der  Kölner  Erkundi- 
gung kann  es  ja  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  wenigstens 
im  kölnischen  Teile  Westfalens  auch  schon  damals  die  Ein- 
holung des  Eönigsbanns  als  allgemein  notwendig  galt,  und 


1)  Seibertx,  ü.     1  No.  323,  a.  a.  0.  No.  324.  Lindner  8. 105. 

2)  W.  V.  B.  YI  No.  612. 

9)  ü.  B.  OsDabrflck  DI  Ko.  645.  U.  B.  Hoya  No.  30.  Dasa  lindner 
8.  185. 

4)  Beispiel  ü.  B.  Seiberts  I  No.  668  (1338)  «Quod  yeniens  ad  nostre 
Majestaftia  pieientiam  disoretos  vir  Bertramus  de  Ilondorp  nobis  homiiiter 
BuppUcavit  qaatenus  sibi  bannunv  libere  cometie  jaxta  oppidom  Susa- 
tianae  aite  dignaremor  conferre.  Noeque  —  aamientes  sibi  bann  am  libere 
comatiae  predicte  —  conferimus.*^ 

5)  VgL  lindoar  8.  487ff. 
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zwar  auch  für  die  Freigrafen  weltlicher  Herren.  Dieselbti 
Vorschriften,   die   man   im  Sachsenspiegel  ru  finden  ^laubu 
scheinen  sich  somit  iu  Westfalen  dauerod  erhalten  zu  haben. 
Es  lag  nahe,  aus  diesen  beiden  Zeugnissen  eine  msprfingiich 
allgemeine  Geltung  zu  falgeni.   Auch  wenn  man  von  dieser 
Yerallgemeinenrng  Abstand  nimmt,  so  ist  doch  das  Vorkommea 
einer  persdniicben  königlichen  Bannleihe  in  Westfolen  wobe- 
streitbar  und  möglicherweise  schon  sehr  alt,  jedenfalls  aber 
iu  die  Zeit  des  Spieglers  zurückzudatieren.    Eine  königliche 
Bannleihe  ist  also  in  Westfalen  üblich.    Dem  Spiegier  ist 
sie  bei  seinen  Grafen  unbekannt    Was  folgt  aus  dieser 
Gegenüberstellung?   Sollen  wir  annehmen,  daß  sich  die  Ge- 
richtsverfassung Westfalens   in   Ansehung    der  königlichen 
Gerichtsgewalt  von  der  ostfälischen  unterschied?    Das  ist  un- 
möglich, denn  die  königliche  Gerichtsgewalt  war  eine  einheit- 
liche.   Oder  sollen  wir  unsere  Auslegung  des  Spiegelbildes  be- 
zweifeln? Sie  ist  absolut  sicher.  Oder  sollen  wir  gar  annehmen, 
daß  der  Spiegier  sich  getauscht  hat?   Seine  Angaben  haben 
sich  uberall  als  xuveriissig  erwiesen  und  werden  anch  in  dieser 
Frage  durch  das  Eontrollbild  unterstfHzt 

In  der  Tat  ist  keine  dieser  Anualimen  irgend  uotwendiir. 
Der  Widerspruch  der  beiden  Bilder  ist  nur  Schein.  Er  löst 
sich  durch  folgende  Erwägung: 

637«  Die  Bannleibe  findet  sich  in  Westfalen,  aber  die 
Empfanger  sind  nicht  die  Grafen  des  Spiegleta,  aondm  — 
seine  Schulsen.  Denn  alle  westfälischen  Zeugnisse  benehen 
sich,  wie  allbekannt;  auf  die  Freigrafen.  Nun  hat  man  früln  r 
freilieh  geglaubt,  daß  der  FVeieraf  Gnif  sei  im  Sinne  der 
karoiingischen  Gerichtsverfassung  und  des  SachsenspiegeU. 
Heute  ist  allgemein  anerkannt,  daß  die  Freigrafen  nicht  die 
Grafen  selbst  sind,  sondern  ihre  Vertreter.  Man  hat  nur 
verabsSumt,  die  Konsequenzen  dieser  Erkenntnis  für  die  £e* 
Stallungshypothese  zu  stehen.  Die  Konsequenzen  sind  sehr  be- 
deut.saiiH'.  Von  einem  unmittelbaren  Widerspruche  mit  dem 
8piegelbildc  kann  nicht  die  Rede  sein.  Wir  haben  ja  oben  ui 
den  Freigrafen  des  Westens  die  Grafschaftsschuhsen  des  Ostens 
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iiacbgewieseu.^  Ebensowenig  liegt  ein  unmittelbares  Zeugnis 
für  die  Bestall ungshypothese  vor.  Im  Gegenteil.  Die  Bedeo- 
tuDf^  der  Kölner  £rkundigaiig  schlägt  um.  Die  £rkimdigtmg 
beschrankt  die  Bannleihe  auf  die  Freigrafen.   Gerade  daraosi 

daß  bei  den  Freigrafen  die  königliche^  bei  den  Gografen  die 
biocliotüche  Ijunuleihe  gefordert  wird,  ergibt  sich,  daß  bei 
den  eiu;eiitlichen  Grafen  eine  besonders  von  der  Geiiclitäleihe 
getrennte  Bannleihe  nicht  erforderlich  war.  Dennoch  haben 
auch  die  Stuhlberren  Königsbann  gehandbabt^  Die  BeweU- 
richtuog  der  westfäUsoheu  Zeugoiase  ist  daher  eine  gans  andere, 
als  die  hemcliende  Meinung  annimmt  Die  persdnliche  Bann- 
leihe durch  den  König  erscheint  als  ein  Sonderinstitut  der 
Freigrafschaft,  gerade  im  Unterschiede  von  dem  eigentlichen 
Grafenamt. 

Demnach  bleibt  uns  noch  die  Frage,  ob  das  Sonder- 
institut  nicht  wenigstens  mittelbar  auf  eine  altere,  dem  Sachsen- 
spiegel bereits  unbekannte  Bannleihe  der  Grafen  surfiokgeht  oder 
ob  es  sich  im  Zusammenhange  mit  der  von  dem  Sachsenspiegel 

geschilderten  Rechtsverfassung  erklÄren  läßt.  In  der  Tat  ist 
letzteres  der  Fall.  Auch  nach  den  ( ii undsäuen  des  Sachsen- 
spiegels konnte  eine  Bannleihe  an  den  Vizegrafen  ertorderlich 
erscheinen  und  zwar  aus  verschiedenen  Gründen.  Die  Über- 
tragung des  Kdmgsbanns  an  die  dritte  Hand  war  nach  dem 


1)  Vgl.  ohen  iS.  184  Aum.  3,  4.  Dazu  Lindner  S.  358  ff.  und  speziell 
für  die  Boxeiclinunj^'  vicecomes  noch  zwei  Urkunden:  1)  1197  boruft 
behufs  Vollziehung  einer  Tradition  in  Latmaresdorp  (Lünoljuig/  „hvauus 
vir  quidam  honestus,  vicecomitis  illius  teniporis  fungeüs  ufficium 
Uberorom  Tiromm  multitadinem'^.  Die  Traditioo  erfolgt  »eo  pro  judice 
▼ioe  comitls  sedente*.  —  Die  Schenkung  bestätigt  „Iwums  predictus 
judex  ex  sententia  assessonun  snonun,  confavonhili  acclamatione  populi* 
(ToHwort)  „regio  banno''.  ü.  B.  Lanebug  VII  No.  26  &  24.  2)  Oiaf 
Siegfried  von  Bonenebaig  erteilt  1141  dem  KloBter  Northeim  das  Prinleg, 
daB  IM»,  die  sich  dem  Kloster  eigeben  wollen,  es  ton  sollen,  „sbe 
moleetitione  eomitis  sive  viceoomitis  seu  qnalisoomqae  penonse*' 
Harteabeig  8.707.  Die  S.184  Anm.4  sitierte  ürkonde  siehe  aaoh  W.  U.  IV 
No.  2488. 

2)  Vgl  Lindner  &  357 ff. 

50 
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Sflcbseuspicgel  ja  zulässig,  aber  beschrankt  zulässig.  Das 
Lehn  durfte  nicht  über  die  dritte  Hand  kouimeu,  der  V>*- 
liehene  mußte  schöüeubar  sein,  das  Verhältnis  echte;-  Lehco, 
Ausgeschlosseo  Tiaren  Teilbelehnung  und  Ge8anitl)elehiiiiiig^ 
Die  InnehabuDg  des  KönigsbaniiB  durch  die  Freigrafen  verstieti 
gegen  diese  Schranken.  Die  Freignifen  waren  nnr  Vertreter 
der  Grafen.  Sie  hatten  das  Gericht  in  der  vierten,  oft  in  der 
iiüjften  und  «echsten  Hand.  Sie  waren  vielfach  Ministcrialv;). 
Sie  empfinpren  den  Bann  zum  irrößten  Teile  nielit  Lehü, 
sondern  als  Amt.  Teihuig  und  condominiuni  waren  verbreitet^ 
Deshalb  konnten  nach  den  Grundsätzen  des  SaciiseospiegeL« 
diese  Freigrafen  den  Königsbann  nicht  im  Wege  der  nonnaleo 
Übertragung  erlangen.  Aber  sie  haben  ihn  tatsSchUch  inne- 
gehabt. Liegt  ein  Widerspruch  vor  oder  bot  ihnen  auch  das 
Recht  des  Spiegels  noeli  eine  andere  Möglichkeit?  Du-  Fratre 
führt  uns  wiederum  in  das  gemeine  Lehnrecht  zurück.  Auch 
bei  dem  gemeinen  Lt^hn  war  der  Vasall  beschrankt,  nicht  in 
der  Afterleihci  aber  in  der  Veräußerung.  £r  konnte  nicht  ein- 
seitig einen  andern  an  seine  Stelle  setseu  oder  das  Lehngot 
einem  Kloster  snwenden.  Aber  er  konnte  den  Erfolg  cum  Teil 
erreichen,  wenn  der  Herr  einverstanden  war.  Er  lieli  dem  Hemi 
auf  und  wies  dami  die  Krvverber  an  den  Herrn,  der  die  lunverber 
belieh,  oder  er  übertrug  das  Gut  mit  Einwilligung  des  Heiro. 
Ks  liegt  nahe»  daß  diese  alltägliche  Veräußerungserscheinung 
auch  bei  der  unzulässigen  Afterleihe  des  Königsbanns  in  An- 
wendung gebracht  wurde.  Wenn  die  Afterleihe  an  den  Frei- 
grafen unzulässig  war,  so  hindert  doch  nichts,  sur  Urquelk 
zurückzugehen  und  eine  persönliche  Beleihung  durch  den  Köni^ 
zu  erwirken.  Dann  hatte  der  l^\'eigraf  den  Königsbann  in  un- 
anfechtbarer Weise  erworben. 

Nun  ist  es  ja  richtig,  daß  die  Schranken  der  Übertragung 
im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  immer  weniger  beachtet  wurden. 
Aber  in  Westfiftlen  war  das  Institut  einmal  eingebürgert  und 
die  Gründe,  die  zu  seiner  Aufrechteriiulluug  und  Weiterbildung 


1)  Vgl.  Liaduer  8.  317ff. 
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führten  9  sind  bekannt  Es  waren  ja  auch  nach  der  herrachenden 
Ansicht  neue  Wurzeln ^  aus  denen  das  Institut  seine  Nährung 
zog,  nachdem  die  alten  abgestorben  waren. 

639.  Unter  diesen  ümstandeu  scheint  es  mir  keinem 
Zweifel  zu  unterliegen,  daß  anoh  der  zweite  Au8gangs})unkt 
der  herrschenden  Ansicht  versiigt.  Das  Sonderinstitut  der  köni^ 
licheu  Baonleihe  bei  den  Freigrafen  ist  nicht  aufzufassen  ald 
ein  Rest  ursprünglich  bei  allen  Grafen  notwendiger  königlicher 
Bestallung,  sondern  als  altes  Surrogat  für  eine  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  unzulässige  Art  der  Übertragung. 

E.  Die  friesischen  Nachrichten.    §  80. 

640.  Brunner  ^  hat  in  seinem  Grundrisse  das  Institut  der 
Bannleihe  dahin  präzisiert,  „daß  jeder  höhere  Bichter  den 
Königsbann  persönlich  einholen  und  dafür  dem  Konig  Hulde 

schwören"  müsse.  In  einer  Anmerkung  zitiert  er  den  Satz  der 
Küre  3  dahin,  daß  der  Asegu  nicht  urteilen  dürfe  „nisi  comm 
imperatorc  romano  juravehf^.  Das  Zitat  beweist,  daß  Bruuner 
.coram*^  mit  ^in  Gegenwart  von*^  übersetzt  haben  wilL  Brunner 
bat  damit  eine  Ansicht  Bichthofens  wieder  aufgenommen.  Rioht- 
hofen*  legt  die  Stelle  dahin  aus,  daß  der  Asega  in  G^nwart 
des  Kaisers  seinen  Eid  leisten  müsse.  Nun  ist  der  As^a  nicht 
Graf,  sondern  sachlich  Schöffe.  Aber  wenn  diese  Auslegung 
der  Küre  8  zulassig  wäre,  so  würde  die  Notwendigkeit  persön- 
Hcher  Gegenwart  des  Königs  erst  recht  einen  Schluß  auf  die 
Behandlung  der  höherstehenden  Grafen  gestatten.  Ich  habe 
diese  Deutung,  die  ich  als  Frasenztheorie  bezeichnen  wiUi 
Bchon  früher  kurz  abgelehnt^  Da  sie  von  einer  so  angesehenen 
Autorität  wie  Brunner  wieder  aufgenommen  ist,  so  will  ich 
»neine  Ablehnung  eingehender  begründen,  zumal  das  Problem 
auch  methodisches  Interesse  bietet. 


1)  GruiniriJi  §  34. 

2)  Untersuchungen  II,  S.  464. 

3)  Ger. -Verf.  S.  60. 
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641.  Nach  dem  iit;wöhnlichen  lateinisoben  SprachgfbrfnwA 
bedeutet  coram  ^io  Gegeowart  von'^.  Die  Stelle  ergibt  daher 
bei  «völlig  unbefanp:cncr^  Auslegung  unzweifelhaft  die  Piiseni- 
dentuDg.  Aber  das  £igebni8  ändert  sich»  sobald  man  «n 
die  Stdle  heratitrilt  mit  BerGokaiohtiguiig  der  eigentamlidieQ 
Beschaffenheit  der  Quelle  und  der  allgemdnen  VeriiiltalBse, 
unter  denen  sie  entstanden  iaL 

Küren,  Landrechto  und  Allgemeine  Bußtaxen  sind  uns 
in  einem  lateinischen  Texte  öberliefert  und  in  mehreren  frie* 
sisdien.^  Der  lateinische  Text  ist  wieder  nichts  als  eine  Über- 
setzung in  friesischer  Sprache  formulierter  SatKungen.'  Der 

Verfasser  der  (JbersetzunET  w^u-  des  L:iU'ins  wenig  kundig. 
Deshalb  ist  die  Übersetzung  nicht  nur  \v(jrtgetreu,  sooderu 
mehr  wurzelgetreu  als  sinngemäß.  In  einer  g^uozen  Reihe  von 
Fällen  hat  der  Übersetzer  unter  mehreren,  für  ein  Mesioofaes 
Oi%inalwort  disponiblen  lateinischen  Äquivalenten  das  falsche 
gewaUtb  Ich  will  mich  auf  zwei  Beispiele  beschranken.  Ifima 
bedeutet  rauben,  wegnehmen  und  auch  nehmen  im  Sinne  von 
empfangen.  Der  Übersetzer  hat  dort,  wo  es  im  binne  vuq 
rauben,  wegnehmen  gebraucht  war,  accipere  gesetzt  und  dadurch 
sehr  auffallende  Aussagen  zustande  gebracht.^  Das  friesische 
setta  wird  gleich  dem  deutschen  f^versetcen*^  fOr  „verpfönden'' 
gebraucht  Der  Übereetser  gibt  aber  nicht  ^pignorare^,  senden 
in  Anlehnung  an  den  Wurzelsinn  y^exponere**.*  Derartige  Fehl- 
griffe öiiid  &u  häulig  und  so  grob,  daÜ  sie  ein  individuelles 


1)  His,  Diu  Überlieferuug  der  fneäit»chüu  Kureu  uuU  LuuUrechte. 
Zbcbr.  20,  S.  3911 

2)  Die  Binzelheiteii  bestätigen  die  schon  ans  allgemeinen  Otöoden 
wahischeinlidie  Annahme,  daß  dem  Urheber  der  Isteinisohen  Fonn  eine 
mundliohe  and  heute  aohrifüiohe  EoimoUerong  in  friesisoher  Sprache 
gegeben  war. 

3)  8i  qnempiom  Nomanni  aooipiuat  Eüie  14.  Ubicamqoe  natnma 
aooipitor  laorimans  et  olamaas.  ZoaaCs  2  la  Küre  17  (femina  nptai  acci< 
pitoB).  ZoBsts  4,  Ztnati  5  Rq.  8.  32,  36.  Noimaani  aooipinnt  Ldr.  3, 
Ldr.  24. 

4)  Ezposuit  Yel  vendidH  Küre  14.  Ldr.  2  Bq.  8. 44  [23]. 
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Gepräge  tragen.  Sie  kehren  in  Kfiren,  Landreebten  nnd  BuB- 

taxoii  fjkMchmäßio;  wieder  und  ergeben  die  personelle  iJtiitität 
des  Ubei'setzei^  bei  allen  drei  Quellen.  Dagegen  bemhen  alle 
friesischen  Überlieferuogeo  auf  späterer  Räokübersetzuog 
welche  den  durch  die  mangelhafte  Oberseteung  verboiigenen 
Sinn  des  OriginalB  öfters  verfehlt  hal*  Kfiren,  Landreohte 
und  BoBtazen  erlautem  sich  gegenseitig.  Dagegen  rind  die 
friesischen  Texte  nur  mit  Vorsicht  zu  benutzen. 

Angesichts  dieser  Beschart'enheit  der  Quelle  ist  die  An- 
Wendung  der  Aquivalentmethude  geboteu.  Aus  dem  iateimschen 
Worte  ist  das  friesische  Äquivalent  JSU  erschlic^ßen :  aus  dem 
friesischen  Äquivalente  die  Vorstellong,  deren  Wiedergabe  ge- 
wollt war.  Die  Anwendung  der  Iquivalentmethode  eigHbt  mm, 
daS  die  Stelle  mehrdeutig  ist  Es  ISBt  sich  nicht  mit  Sicher- 
heit feststellen,  welches  Äquivalent  vorbanden,  nnd  hei  einer 
der  mögliehen  Eventualitäten,  in  welchem  Sume  es  gebraucht 
war.  Von  den  möglichen  Deutungen  ist  die  Prilsenzdeutuog 
die  unwahrscheinlichste. 

In  der  Gerichtsverfassung  hatte  Siebe  bemerkt:  n^ofara 
(friesische  Texte)  ist  wohl  nrsprOnglich  im  zeitlichen  Sinne  ge- 
braucht, dann  ungenau  mit  corani  wiedergegeben  und  in  fara 
zurückübersetzt  worden''  (TenjporaldeiitiiiitO. 

Diese  Deutung  ist  durcliaus  wahrscheinlich,  wenn  wirk- 
lich ^coram^  Äquivalent  für  „tofara*^  ist  Ich  nahm  dies 
damals  auch  an^  weit  tofara  in  den  friesischen  Texten 
herrscht  und  ich  der  Abhängigkeit  der  friesischen  Texte  noch 
nicht  so  sicher  war,  wie  jetzt.  TatsSchlich  sind  die  friesischen 
Texte  spatere  Rrickübersetzuti<ren  und  ohne  uuniittelbaren 
Erkenntnis  wert.  Deshalb  ist  mir  die  Äquivalenz  zweifelhaft 
geworden. 

Coram  kommt  nun^  außer  in  Küre  3,  noch  vor  in  Land- 
recht  2  nnd  in  Landrecht  24. 


1)  Dieser  Nacbwei«  ist  bisher  nichi  erbracht,  aber  er  läßt  hiük 
erbringen. 

2)  Vgl.  z.  B.  Ger.-Veii.  S.  Ö6. 
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Ldr.  2:  Quisqtus  illam  puerum  impugnauerit  uel  Mpo- 
liauerit  super  suis  prediis,  tuno  perdet  iUe  uel  frangit^  X  marcas 
coram  populo,  et  tria  taleota  apud  sonltetimi,  usw. 

Ldr.  24:  si  debet  fateri,  tunc  dcbet  uciiire  ad  (juaiuor 
anguloruiii  quoslibet  cum  decem  uiarcaruin  uadio  iu  grattaiii 
coram  plebc,  et  io  laris  domo  cum  sui  capitU  rcdemtione. 

In  diesen  beiden  Stellen  sind  sowohl  Präsenz-  wie  Temponü- 
deutung  ausgeschlossen.  Das  Volk  ist  Destinatar  der  Bafien, 
nicht  SollenitatspersonaL  Coram  hat  eine  Empfangsbedea- 
tung.  Es  muß  ein  friesisches  Äquivalent  wiedergeben,  das 
diese  Beziehung  ausdruckt.  In  Frage  kunimon  witha,  etta 
und  aueh  tufani.*''  Aus  verechiedeueu  liier  übergehbaren  Gründen 
halte  ich  etta  (an,  zu,  bei)  für  wahrscheinlicher.  Wie  dem 
auch  sei,  die  £mp&mgsbedeutang  selbst  ist  für  coram  an  diesen 
beiden  Stellen  sicher.  Die  Obertragung  nach  Küre  3  würde  den 
naheh'egenden  Sinn  ergeben,  daB  der  Asega  dem  Kaiser,  ab^ 
nicht  gerade  in  Gegenwart  des  Kuit^ers,  zu  seliworeii  hat.  Die 
Konkurrenz  der  Teniporaldeutung  und  diese  Kmpfangsdeutung 
nehmen  der  Prasenzdeutuug  jede  Sicherheit  Die  Prascnztheorte 
entbehrt  schon  deshalb  der  quellenmäßigen  Grundlage. 

642.  Li  sachlicher  Hinsicht  ist  au  beachten,  daß  die 
friesischen  Asegcn  Urteilfinder  waren,  welche  jährlich  wech- 
selten, lu  jedem  (iau  gab  es  als  Regel  12  Asegcn.  In  ganz 
Friesland  über  100.  Die  Prasenzdeutung  würde  bedingen,  dal» 
jedes  Jahr  Hunderte  von  Friesen  zum  Hofe  des  Königs  wall- 
fahrten. Diese  Erwägung  läßt  die  P^rasenzdeutung  sachlich 
schwer  möglich  erscheinen.  Sie  prSsisiert  aber  auch  den  Sinn 
der  Stelle.  Wenn  die  Friesen  einen  so  exoibitanten  Sats  ge< 
meint  hätten,  so  würden  sie  sich  nicht  mit  einer  einzigen  farb- 
losen W  endung  begmigt,  sondern  die  PHieht  der  Hoffalirt,  in 
bestimmterer  Weise  formuliert  haben.  Angesichts  der  Wort- 
und  ^^'urzeltreue  der  erhaltenen  Übersetsnng  wäre  uns  dann 

1)  ..fraiv-it*  ist  wnrzolfje treue,  aber  sinnwidii^^e  rKi'r.-»  tzun^  für 'l  - 
friesischo  hrthti  in  sfim-r  iilxirtragencn  üedcuhing  ^Hriiflio  ==  BiiÜe  /.ahlou-. 

2)  Die  r>fii,'utuug  ist  in  dem  Worteibuche  Hiclithofens  nicht  ange- 
gegebeu»  aber  .sicher}  vgl.  z.  Ö.  Kq.  S.  354  [3],  538  [12]. 
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nicht  das  eiuluche  coram^  süudem  eiue  aich  geuau  attöchließeode 
lateinische  Fassung  überliefert. 

Deshalb  ist  es  Bieber,  daß  der  friesisohe  Asega  seinen 
Eid  nicht  in  Gegenwart  des  Käsers  leistete,  sondern  nur 
dem  Kaiser,  wie  der  sächsische  Fronbote  dem  Könige.^  Kfire  3 
bietet  der  Bestallun^hypothese  keine  Stütze. 

LiudiKT,  Schröder  iind  E.  May^T  führen  als  Zeugnis 
für  die  königliche  Bannleihe  auch  eine  Urkunde  Friedrichs  I. 
von  1 165  an,  in  welcher  der  Kondominat  zwischen  Holland 
und  Utrecht  hiosichtlich  des  westerlauwerschen  Frieslands 
statuiert  und  dabei  die  Verwaltung  der  Beohtspflege  in  folgender 
eise  g  i\gelt  wurde: 

Stütiiimiis  igitur,  ut  ae(|uo  participent  de  praedicto  comi- 
tatu  Frisouum,  episcopus  videlicet  et  comes,  et  neuter  eorum 
alio  majus  habeat  in  hoc  comitatu  commodum  vei  profioanm: 
ambo  ooocorditer  eligent  sibi  comitem,  qni  vices  eomm  gerat 
in  praedicto  comitatUi  qui  praesentatus  ab  eis  domioo  impe- 
ratori,  bannum  et  potestatem  jndicandi  a  manu  domni 
imperatoris  accipiat;  et  juranieutuni  praestabit,  quod  pro 
dilcctione,  vel  odio,  vel  pro  nr^cnto.  vel  auro,  vel  alicujus  rei 
gralia  in  praedicto  comitatu  neutri  faciet  injuriami  nec  unius 
magis  promovebit  commodum  et  proficuum,  quam  alterins. 
£piBCopns  etiam  et  comes  ordinabaut  de  utilitate  electi  comites 
eomm  in  praedicto  comitatu.  Quod  si  ipsi  concorditer  comitem 
eligere  non   poternnt^  dominus  imperator  pro  consilio  suo 
comitem  eliget,  et  illi  dnl)it  hnnuiim,  et  ordinabit  de  siia 
utilitate.  Si  vcru  dii>pUccbit  episcopo,  vel  comiti,  vel  utrique, 
episcopiis  et  comes,  quem,  vel  ipsi  elegerint,  vel  quem  impe- 
rator eis  dederit,  mutare  possunt  cum,  quando  voluerint  

Ab  introitu  amborum,  episcopi  videlicet  et  comitis,  exercebit 
comes  eorum  jndicia  et  justitias  comitatus,  donec  peragantur 
VIII  septimanae.' 

1)  Bsp.  UI  56  §  1. 

2)  TT.  B.  Holland  van  den  Bergh  I  No.  146  (1165)  wiederholt  al» 
Yortmg  No.  191  (1202),  19?  (1204),  199  (1204),  294  (1226)  (abweichende 
Richtong). 
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644.  Es  ist  sweifelloBy  dafi  in  dieser  Urkimde  «ine  per- 
sönliche Bftnnleihe  des  Oolgs  an  den  fOntiichen  Grafen  vor- 
gesehen ist    Es  fra^  sich  nun  wieder,  ob  dieser  Fall  der 

ßannleihe  als  Anlialts|iLinl  t  dieucii  kann  für  die  allgemeine 
Notwendigkeit  der  Bannleihe ,  oder  ob  sie  sich  aus  den  beson- 
deren Umständen  des  Falls  erklärt,  wie  bei  dem  wesifäüsebeD 
Flreigrafen. 

Mir  scheint  die  zweite  Alternative  voizuliegen  ond  swar 
sind  es  wieder  verschiedene  Eigentümlichkeiten,  weldie  die 

generelle  Didf  utung  aiisscblielkMi:  1.  der  Kondominat,  2.  die 
AmtfisU'llunj^  dcü  Grafen,  3.  die  ^Notwendigkeit  der  Weiter- 
verleiliung  und  4.  vielleicht  das  geistliche  Amt  eines  der  con- 
domini. 

Ich  will  nur  die  drei  ernten  Momente  in  RQcksieht  aidiea. 
Sie  reichen  aus. 

1.  Nach  dem  Sachsenspiegel  darf  kein  Gericht  an  mehrere 
Empfänger  zugleich  verliehen  werden.^  Nach  dem  allp  inein«  n 
Sprachgebrauche  des  Spiegels  gilt  dies  auch  für  den  XöoigsbazuL 
Der  Satz  ist  auch  sachlich  wahrscheinlich.  Deshalb  und  weil 
der  Königsbann  ein  reichsrechtlicbes  Institut  war,  mufite  derSals 
auch  in  Friesland  gelten.  Dazu  kommt,  dafi  in  dem  damals* 
schon  geltenden  westeriauwerschen  Schuhsenrecht  ein  Graf  ver- 
langt wird  iiiit  königlicher  Ernennungsurkunde.'^  Schnn  deshalb 
konnte  der  Konigsbann  nicht  den  beiden  Fürsten  zusammen 
verliehen  werden.    Sie  mußten  einen  Rechtsträger  haben. 

2.  Der  Graf,  der  als  Rechtetrager  fungiert,  soU  nicht 
Aftervasali  sein,  sondern  frei  entlaßbarer  Beamter.  Er  ent- 
sprach insofern  nicht  dem  beiiehenen  Grafen  des  Sep.,  sondern 
dem  westfälischen  Freigrafen.  Schon  deshalb  wäre  die  Bann« 
leihe  erforderlich  gewesen. 

3.  H45.  In  die  vierte  Hand  durfte  kein  Gericht  kommen 
über  Hals  und  Hand.  Wer  daher  den  Königsbann  oder  über- 


1)  S81).  Lnr.  71  §  4. 

2)  Oemeinfreie  S.  390ff. 

3)  a.  a.  0.  S.  393  und  Hq.  8.  387  [24j. 
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liaupt  ein  vom  Könige  herstammendem  Strafgericht  weiter  ver- 
leihen wölke  oder  sollte,  der  mußte  den  Bann  vom  Könige 
persönlich  empfangen.  Sowohl  die  königliehen  Urkunden  wie 
die  heimisohen  RechtBqnellen  eigebeiii  daß  dac  Graf,  dessen 
BeleihuDg  in  der  oben  erwähnten  Urkunde  vorgesehen  ist, 
nicht  der  allgemeine  Verwalter  der  Gerichtsgewalt  im  wester- 
lauwerschcn  Frieslaud  sein  sollte,  sondern  daß  seine  Aufgabe 
auch  war,  das  Gerieht  und  zwar  speziell  auch  den  Köniersbann 
weiter  zu  verieiheoi  die  einheimiächen  Schulzen  mit  der  Hand- 
habong  zu  betrauen. 

JCMe  Urkunde^  aieht  nicht  vor  die  Emsetzung  eines  Grafen, 
der  seinen  Wohnrita  dauernd  in  Friesland  nehmen  soll,  um 
dort  die  Rechtspflege  zu  verwalten.    Sondern  sie  sieht  eine 
jährliche  Gerichtsreise  nach  Friesland  vor,  auf  welcher  der 
(iraf  die  beiden  Fürsten  begleiten  soll.    Die  Gerichtsreise  soll 
im  Mai  beginnen  und  sechs  Wochen  daueni.   Während  dieser 
Zeit  und  nur  während  dieser  Zeit  soU  der  Graf  richten.  Falls 
beide  Forsten  verhindert  sind,  sollen  sie  den  Grafen  allein 
senden.    Der  Graf  wird  also  als  nicht  in  Friesland  seßhaft 
gedacht    Wie  weit  oder  wie  eng  man  unn  auch  den  Umfang 
der   als  Königsbaun   bezeichneten  Gericht^gewalt  umgrenzen 
mag,  so  viel  ist  sicher,  daß  eine  dauernde  Vertretung  des 
Konigsbannfi  im  Lande  selbst  erforderlich  war.  IHeser  Konigs- 
bann  mufite  verleihbar  seiui  und  weil  ein  von  den  beiden 
Gerichtshemn  empfangener  Bann  nicht  weiterverleihbar  ge- 
wesen wäre,  so  mußt/^  der  gemeinsame  Kandidat  den  Bann 
unmittelbar  vom  Konige  ei halten.     Diesen   Bann  verlieh  er 
dann  wieder  an  Vertreter,  die  ihu  dauernd  iiimdhabteii. 

Diese  Schlußfolgerungen  werden  nun  durch  die  einhei« 
mischen  Quellen  bestätigt. 

1)  Die  einzelnen  B*?stinimungen  der  Urkunden  erklären  5;i(  h  durch 
die  Rcchtssätzp.  die  uns  das  ältere  Schulzeurecht  überliefert.  Pie  (lerichts- 
reise  beginnt  im  Mai  und  soll  binnen  sechs  Wochen  heendct  sein. 
Also  trifft  das  Ende  vor  den  21.  Juni,  vor  die  sommerliche  Tag-  und 
Naohligleiolie.  Nach  §  2  des  Schulzenreehts  ist  der  Friese  nicht  verpflichtet, 
zwischen  Sommer-  und  Herbetgleiohe  (21.  Juni  bis  21.  September)  dem 
Grafenbanne  zu  folgen,  aofier  im  Boidiagsjahre. 
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646.   In  Betncht  kommen  nadi  Ort  and  Zeit 
wesferlaawenohen  Schuhsenrechte.   Sie  lassen  keinen  Zweifel 

darüber,    daß    die   Schulzen    ui    Königsbannsachen  Ciericht 
halten     und     auch    bei    dem    frie<i-cben    Küniir-baiiD  von 
2  Pfund  dingen.^    8ie  geben  aber  terner  auch  einen  ganz 
ausfährlichen  und  in  gleicher  Art  nirgends  erhaltenen  Befiehl 
über  eine  tatsachliclie  AfteileUie  des  KooigaiMUins.    Im  ahen 
SofaubEenrecbt  ist  gesagt,  daß  wenn  der  Graf  Botding  haken 
will,  was  er  jedes  vierte  Jahr  darf,  er  stehen  Wochen  vorher 
den    ])uiin    aufgeben    soll   den   Schulzen.     Die    Folg»-  tH<"*er 
sekundären  Bannleihe  ist  eine  ueg;iüve  und  eine  positivie. 
Der  Graf  entbehrt  für  die  nächste  Zeit  den  Bann  außer  in 
Notsachen.  Der  Schulse  gebietet  seoi  Sehnlaenbotdiog  «bei  de« 
Königs  Bann^.   Nachdem  die  Schulaen  ihr  eigenes  Botding 
gehalten,  tragen  sie  den  Bann  an  den  Grafen  wieder  auf,  von 
dem  sie  ihn  eijii>langcn  hatten.    Der  Rann,  wu  di-m  die  Rede  i?r, 
wird  ausdrücklich  als  Königbbann  bezeichnet.   Und  nun  iialt  drr 
Graf  mit  dieser  Gewalt  sein  Fimelding  ab.   Der  friesische  Text 
lautet:  Rq.  S.  390  §  22.   Dit  is  riucht,  di  grewa  deer  hjr  da 
ban  lath,  dat  hi  des  fiarda  ieris  bodüngh  halda  moet  also  frr 
so  hi  wil.   Dat  is  rincht,  als  hise  halda  wil,  dat  mase  keda 
schil,  ith  aller  kerkane  lyck  di  prester  efter  Oistes  mome  eer 
iens  dey,  datse  di  grewa  halda  wil  efter  siini«  ris  nacht  eer 
lottern  ewennacht;  ende  als  di  grewa  bodtingh  halda  wil,  dat 
hi  schil  da  ban  op  ia  saun  wiken  da  schelten  eer  mase  halde; 
ende  neen  doem  to  delen  bihaloa  om  needsecken,  hit  ne  se 
datter  een  hera  oen  dit  land  coemmey  iefta  dat  ma  een  w>^  an 
nede  nyin,  iefta  dat  ma  een  man  in  sine  huse  slee,  so  moet 
hi  deer  rida  ende  bau  Icda.    Dit  is  riucht,  dat  da  schelten 
keda  schellet  ;dler  lyck  binna  sine  banne  des  niouuendeys  toe 
aller  doerna  lick  sex  wiken  eer  mase  halde,  ende  aldus  keda: 
Bodtingh  kede  ick  ioe  wr  sex  wikem  aen  dis  selua  dei,  dis 
monendeya  to  haldene,  ende  dis  tysdejrs,  dis  wemdeys,  dis 


1)  So  mit  Hecht  E.  Alayer,  V.  G.  I  §  21  Aam.  71  aad  §  13 
lü  lö££. 
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tongerdeys,  dia  freclis,  dis  saterdeys  ende  dis  monendeys. 

Alle  (lagen  aegen  hyaße  tue  bannoii  bi  des  koninges  banne, 
eiule  also  to  liaklt  iic  endo  to  lastm :  sop  hvva  boe  naet  ne  secckt 
di  scbel  tolenst  dyn  scheitu  mit  tuum  pondem  beta.  Dit  in 
riuohty  dat  da  schelten  monendejrs  deer  komma»  ende  dis 
tysdejs;  ende  dis  koninges  ban  op  ia  da  grewa  al  deer  hya 
et  ontfingben. 

§  25.   Dit  18  riucht;  dat  di  grewa  dine  tysdei  ende  den 

wersdey  ende  den  tonghersdcy,  da  tre  dagen,  also  riuchta  schil 
da  lyuden  als  nia  oeii  dae  baunenda  bodtingh  deed;  deer  ma 
deer  iiaet  to  cynd  riuchta  mocht;  so  hetet  da  tre  daghen 
fimeltingh. 

647.  Immerhin  tauchen  zwei  Fragen^  auf:  Weshalb  muB 
nach  unserer  Stelle  der  Graf  den  Schulzen  den  Kdnigsbann 

für  die  sechs  Wochen  leihen,  wenn  sie  ihn  nach  dem  oben  Aus- 
geführten doch  beständig  besitzen?  Weshalb  verliert  der  Graf 
durch  diese  Leihe  selbst  den  Bann ,  so  daß  die  Schulzen  ihn 
wieder  auftragen  müssen?  Beide  Erscheinungen  erklären  sicli 
intereasanterweise  durch  Kechtssätse^  die  wir  im  Sachsenspiegel 
finden.  Die  Anwesenheit  des  höheren  Richters  legt  außerhalb 
der  Stadt  das  Amt  des  Unterrichters  nieder.  Wenn  der  Graf 
zum  Zweck  der  Geiichtsrcise  nach  iüiesland  komiui,  ist  ihm 
der  Köni<j!,-sbann  ledig  geworden.  Im  Botdingsjahre  bedarf  es 
daher  einer  besonderen  Verleihung,  um  den  Königsbann  iu 
seiner  Anwesenheit  den  Schulzen  zu  verschaffea.  Die  Nieder- 
legung während  der  GerichtBreise  und  der  Grund  wird  uns 
noch  in  einer  altertQmlichen  Stelle  der  Jurisprudentia  FHsica- 
bezeugt.  Das  Rechtsbuch  wirft  die  Frage  auf:  ^ Warum  darf 
kein  ^Schulze  zu  Gerichte  sitzen  zwischen  Ostern  uikI  Pliiigsten 
(Zeit  der  (icrichtÄreise)?'*  Die  Antwort  lautet:  „Darum,  weil 
kein  Vertreter  (foghet)  einen  Baun  haben  soll»  wenn  sein  Herr 


1)  Durch  die  nachstellenden  Erklärungen  falleii  die  von  £.  Mayer, 
V.  G.  §  21  Note  71  '^ozogxmen  Folgerungen. 

2)  Jurisprudeotia  Fhäicft}  door  Montaaus  Ilettema,  Leuwarden  183-4 
1.  S.  28  No.  31. 
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bei  dem  Dinge  zugegen  ist.^  Die  Veileibung  im  Botdingsjaiiiv 
ist  also  voll  verständlich.  Die  Beschrankunir  des  Banns  für 
den  Grafen  erklart  sich  durch  die  alte  Selbstandij^keit  «i«^ 
Königbanns  und  beweist  sie.  Natürlich  hört  der  Graf  niciit 
auf)  Qiaf  zu  sein.  Aber  den  XoDigsbann  hatte  er  scl^  n  weiter- 
gegeben. Und  nooh  der  Spi^l  berichtet  uns  für  die  Vegld 
den  selbstredend  aus  dem  Rechte  der  Grafschaft  eotDOmmeoca 
Sate:  ^Binnen  ener  vogedie  ne  mach  nen  koninges  ban  sin 
Hunder  ein.**  *  Die  Erklärung  der  friesischen  Stelle  durch  die 
allgemeinen  Grundsätze  der  Gerichts verfassuntc  beweist  üire 
Einheitlichkeit  und  verstärkt  den  Eikenntniswert  der  ubrigea 
Mesiechen  Nachrichten. 

648.  Auch  diese  neuen  Stutcen  der  Bannhypotbeaen  aad 
somit  nicht  geeignet,  die  Unübertragbarkeit  des  Kdnigabaniis» 
die  allgemeine  Notwendigkeit  einer  persönlichen  Bannleihe 
durch  den  König  als  Voniusßelzung  für  die  Ausübung  des 
Königsbauus  zu  beweisen.  Im  G^enteil^  gerade  die  friesische 
Quellenstelle  ^  unterstützt  sehr  wirksam  die  Angaben  de» 
Saehsenspi^els  und  beweist  ihrerseits  in  wünscheoaweiler 
Deutlichkeit»  daß  der  Eönigsbann  in  Friesland  übertragbar  war, 
eine  Afterleihe  des  Kdnigsbanne  als  sulüssig  galt  Denn  die 
Quelle  fühlt  uik->  ja  das  Hin-  und  Herleihen  des  Königsbanns 
durch  den  Grafen  ausdrücklich  vor.  Da  die  Quelle  in  das 
11.  Jahrhundert  zurückgeht',  so  erbringt  sie  ein  sehr  altes 
Zeugnis  für  die  übertragbarkeit. 


1)  Ssp,  Ldr.  1  59  §  1. 

2)  Vgl.  Gemeinfreie  S.  390  ff. 
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Sehlufibemerkung* 

§  81. 

Die  Haopteigebmsse  unserer  Untersuchung  lassen  sieh 
wie  folgt  Eusammenfassen:^ 

1.  Die  Zuverliissie^kcit  des  Sachsenspiegels  hat  sich 
glänzend  bewährt  Das  iicchtsbuch  enthält  weder  Fälsch uugen 
noch  Phantasien  oder  willkürliche  Konstruktionen,  sondern 
es  gibt  eine  wahrheitsgemäße  Schilderung  der  ostfalischen 
Bechtszustande  unter  Hervoiliebung  der  typischen  Zuge.  Die 
einzige  positive  Unrichtigkeit ,  die  sich  ergeben  hat,  besteht 
darin,  daß  der  Spiegier  die  Magdeburger  Verhältniesc  lünsicht- 
lich  des  Sendgerichts  als  allgemeines  Stadtrecht  darstellt 
Aber  diese  Unrichtigkeit  betritit  einen  Nebenpunkt.  Sie  wird 
durch  die  Bedeutung  des  Magdeburger  Rechts  und  durch  die 
Anlage  des  Buches  entschuldigt 

2.  Die  sächsische  Standesgliederung,  wie  sie  uns 
im  Rechtsbuche  entgegentritt,  beruht  auf  uralten  Grundlagen. 
Aber  die  uralten  Schichten  sind  bereits  durch  die  ij^wirkung 
jüngerer  Einflüsse  weiter  gegliedert  und  durch  eine  neue  EÜn- 
teünng  durchkreust  Die  alte  Tripartitio,  die  Schichtung  in 
Edle  (Gkmeinfreie),  in  Fdlinge  (Minderfreie)  und  Laten  tritt 
noch  im  Sachsenspiegel  hervor.  Sie  ist  für  die  oberflächliche 
Betrachtung  verdeckt,  aber  bei  tieferem  Eindringen  deutlich 
erkennbar. 

Das  Schicksal  der  drei  Stande  ist  ein  verschiedenes 
gewesen. 

Der  Stand  der  Ed  ein  b^egnei  uns  als  geschlcssene 
Einheit  Aber  die  gemeinsame  Beseichnung  ist  im  gewöhn- 
lichen Gebrauche  enger  geworden.  Sie  wird  auf  die  ritter- 
bünigen  Altfreien  beschränkt.    Der  Spiegier  bezeichnet  die 


1)  Hindohtlicfa  des  Grades  der  Bestunmilieit,  mit  dem  die  ein- 
seinen  Zage  des  Qesamtbildes  hervortreten,  verweise  ioh  anf  die  Biiuel* 
ontenuchnngen. 
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alteu  Genioinfreien  als  die  schöffenbaren  Leute.   Vnd  innerhal' 
dieses  Standes  sind  zwei  YasallenstAnde  hoch  emporgestiegen, 
die  Fürsten  und  die  freien  Herren  (Bannerherren). 

Um&ssender  sind  die  Verändeniogen,  welche  der  Staod 
der  Frilinge  er&hreD  hat  Die  alten  Mimdlioge,  welche  in 
karolingibcher  Zeit  die  Masse  bildeten,  sind  in  ihrer  Abhängig- 
keit geblieben,  sie  sind  die  Dienstlente  des  Spiegels.  Nobc^n 
sie  sind  in  ^a'(»(j('r  Zahl  nuHHlfi<'ie  odvv  inundschwaehe  Elcnjente 
getreten,  welche  zwei  sozial  sehr  verschiedenen  Gruppen  an- 
gehören. Auf  dem  Lande  beg^net  uns  die  Gruppe  der  2iett- 
pachterj  die  Landsassen  des  Spiegels,  die  Meier  anderer  Quellen. 
Daneben  stehen  die  Stadtbürger,  die  Pfleghaften  oder  Ker- 
gelden  des  Spiegels.  Diese  Spaltung  des  Standes  hat  die 
Terminologie  geändert.  Die  Dienstleute  werden  nicht  nulir 
zu  den  Freien  gerechnet,  sondern  erhalten  eine  Mittekteliun^j: 
zNvischen  „frei**  und  ^eigen^.  Die  gemeinsame  Bezeichnoi^ 
friling  ist  unbrauchbar  geworden  und  wird  in  der  DarsteUong 
nicht  mehr  verwendet 

Die  Einteilung  der  Freien  in  Schoffenbare  und  Nicht- 
schöffenbare  wird  durch  eine  neue  Schichtung  gekreuzt,  welche 
au  die  Rittersart  anknüpft. 

Die  Masse  der  Laten  hat  Stellung  und  Namen  behalten. 
Sie  bildet  in  der  Mehrzahl  der  altdeutschen  Grebiete  Sachaeoa 
die  brdte  Masse  des  Bauernstandes. 

3.  Die  sächsische  Oerichtsverfassung  steht  gleieh- 
falls  im  engsten  Zusainmenhan)j:e  mit  der  karoliugischen.  Aber 
der  Zusammenhang  ist  ein  anderer,  als  bisher  vernmtet  wurde. 
^ioht  der  Gegensatz  des  echten  und  des  gebiitenen  Dinges 
ist  es,  der  maßgebende  Bedeutung  erlangt  hat,  sondern  der 
Gegensats  der  gräflichen  und  der  missatischen  Gerichtsgewalt» 
des  Oedings  und  des  Konigsbanns.  Die  saohsiachen  Gnlen 
liaben  allgemein  den  Königsbann  erhalten  und  handhaben  ihn 
in  dem  Grafendinge  des  Sachsenspiegels,  dem  Freidinge  anderer 
Quellen.  Ihre  ursprüngliche  Gerichtsbarkeit  haben  sie  ihreu 
Vertretern,  den  Gografen  überlassen.  Gesondert  steht  da*« 
Gericht  der  Stadtbezirke,  der  Schuitheifitfimer  des  Spiegels. 
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Die  gräfliche  Gewalt  fehlt  Oberrichter  und  Unterricbter 
haodhaben  den  Königsbann. 

4.  Aach  für  die  allgemeine  Würdigung  fruhmittelalter- 
licher  YerhältDisse  eigeben  sich  Anhultspankte. 

FQr  zwei  wichtige  Gebiete  ist  es  gelungen,  den  Zusammen- 
hang zwischen  dov  Karoliiigcrzcit  und  der  Periode  der  Recht-i- 
hnchor  nac  lizllwei^?e^l.  Der  sachliche  Zusammenhang  hat  sich 
als  ein  überraschend  eng(r  lieraiisgrstellt.  Die  Rechtsinstitiite 
zeigen  eine  größere  Beständigkeit  als  die  Terminologie.  Auch 
für  andere  Grebiete  ist  gleiches  zu  erwarten. 

ist  eine  ziemlich  verbreitete,  wenn  auch  nicht  allgemein 
anerkannte  Ansicht,  daß  die  Rechtsbegriffe  des  früheren  Mittel- 
alters durchaus  verschwommene  gewesen  sind.  Von  den  For- 
schern, welche  die  Zeit  der  Rechtsbüchcr  einbeziciien,  haben 
sich  nur  wenige  von  dieser  Vorstellung  freigehalten.  Auf  dem 
Untersuchungsgebiete  haben  sich  die  Kechtsbegriffe  als  scharf 
und  bestimmt  herausgestellt  Dieselbe  Qualität  haben  sie  m.  £. 
auch  sonst  gehabt  Es  gab  große  Gebiete,  die  der  rechtlichen 
Ordnung  entbehrten.  Aber  die  überhaupt  vurliaiKl  ik  n  l^echts- 
sStze  waren  klar  und  präzis  gefaßt.  Schon  we^en  dor  Art 
der  Überlieferung.  Der  im  Gedächtnis  haftende  Stofl  wurde 
mündlich  weitergegeben.  Verschwommene  Vorstellungen  haften 
nicht  Das  Gedächtnis  ist  für  den  Rechtsstoff  ein  kristallisie- 
rendes Medium. 
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Professor  von  Wretschko  in  Innsbruck  hat  in  der 
deutschen  Literaturzeitung  eine  Anzeige  des  ersten  Bandes 
dieser  Beitrage  veröflentlioht^,  die  su  einer  Diskussion  >  swi- 
sohen  uns  geführt  und  inswisohen  bei  Bietecbel  bereits  eine 
Bemtdinng  gefunden  hat*  Ich  hatle  bei  meinem  SehloBworte 
den  Nachweis  der  Konkordanzen  in  Aussicht  gestellt,  welche 
dieser  Anzeigi3  ein  charakteristisches  Gepräge  verleihen,  und 
will  jetzt  mein  Verspreclieii  erfüllen. 

Um  dem  Leser  ein  selbständiges  Urteil  su  ermöglichen, 
will  ich  die  Rexension  vollBtandig  mitteilea  und  in  den  Anmer- 
kungen die  Konkordanzen  verseichnen: 

Thü^p  Heck  [ord.  Prof.  1  dtsch.  Recht  an  der  Univ.  Tfibingen]. 
Beitrage  zur  Geschichte  der  Btihide  im  Mittelalter.   Bd.  I: 

Die  Gemeinfreien  der  karulingisehen  Volksrechte. 
HaUe  a.  8.,  Max  Niemeyer,  1900.  XVI  u.  499  S.  8« 

Schon  in  seiner  Untersuchung  über  die  friesische  Gericht»- 
Verfassung  trat  Heck  im  G^^iensatse  »ir  heirschenden  MeiDnag 


1)  1901,  S.  3257. 

2)  1902,  S.687ff.,  1402ff. 

3)  Oött  gel.  Ans.  1902,  6.  96  Anm.  3:  «TTer  aber  Absriimpt  d« 
Besensioii  Wretsohkos  ansieht,  findet,  daB  die  tob  ihm  gebiaohten  Oefrea- 
aigumente  ftot  nichts  anderes  als  ein  hlofiea,  teilweiae  «SrIUckea  Eiaefpt 
ans  Brannezs  Sntgegnung  gegen  die  AiufabnuigeQ  in  Hecks  fricsiadMr 
Oerichtsverteaiing  sind;  daB  Heck  inswischen  gerade  in  dem  von  Wratsohko 
besprochenen  Boche  diese  Einwinde  eingebend  wideriegt  and  eine  Falle  von 
neuen  Beweisen  gebiacbt  hat,  kümmert  den  Kritiker  nicbt 
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mit  der  Behauptung  auf,  daß  die  in  der  lex  Frisionum 
erwähnten  nobiles  nicht  einen  Yolksadel  im  KechtssiDne,  son- 
dern die  Klasse  der  Gemeinfreien  darstellen  >  wogegen  die 
daselbst  genannten  Hberi  als  eine  Klasse  minderfreier  Leute 
zu  denken  seien.  Zugleich  vertrat  er  die  Möglichkeit  der 
gleichen  Auffassung  für  die  in  den  übriü:eij  karolingischen  Volks- 
rechteii,  dur  Lex  Saxonum,  der  Lex  Anf^liorum  et  Werinnrnni 
und  der  Ewa  Chamavorum  vorkommenden  nobiles  (adalingi) 
bezw.  Uberi  und  ingenui. 

Gegen  diese  m.  E.  verfehlte  Erklärung  der  Quellen  wandten 
sich  R.  Schröder  in  seiner  Deutsehen  Bechtsgesehichte  3.  Aufl. 
8.  214  Kote  1  und  E.  Mayer  in  seiner  Deutschen  und  fi-an- 
zösischeii  Verfassungsgeschichte  Bd.  1  S.  419,  wogegen  Witt  ich, 
ein  Vertreter  der  sog.  grimdherrlichen  Theorie  des  germatiischen 
Ständewesens  die  Ansichten  H.s  für  das  sächsische  Recht  auf- 
nahm. Vor  allem  aber  dankt  die  Wissenschaft  Heinrich  Brunner 
im  32.  Bande  der  Zeitschrift  für  Kechtsgeschichte  S.  76  ff. 
eine  eigene  Abhandlung,  in  der  diese  neuen  Thesen  über  die 
Standesverhältnisse  bei  den  erwälniten  Volksstämmen  ener<risch 
zurückgewiesen  und  die  herrschende  Lehre  durch  die  Brunuer 
eigene,  durchaus  klare  und  natürliche,  auf  umfassendster 
Kenntnis  der  Quellen  fußende  Darstellung  aufs  neue  gestützt 
wurde.  Aber  leider  wurde  H.  selbst  von  der  Unrichtigkeit 
seiner  Behauptungen  nicht  überzeugt,  und  so  steht  die  Wissen- 
schaft noch  einmal  vor  der  Aufgabe,  diese  jetzt  in  erweiterter 
Gestalt  vorgehrucliten  Thesen  prüfen  zu  müssen.  Aller  Vor- 
aussicht nach  wird  sie  sich  auch  dieser  neuen  Arbeit  gegenüber 
ablehnend  verhalten. 

Die  Eigenart^  mit  der  H.  das  ({aellenmaterial  zur 
Boweisffihrang  verwertet,  tritt  aneli  in  diesem  Baelie 
dentlielt  hervor.  Statt  die  Quellen  nnbefSingen  zu  prflfen, 

den  nach  ihrem  Wortlaute  i;egebeneii  Shm  zu  erfassen 
und  daraus  die  Erkeiiutiiis  des  fradichcn  Beehtszustandes 
abzuleiten,  tritt  H.,  wie  Jüngst  in  seinem  Aufsätze  über 
die  Biergeld  en,  so  aueh  in  der  angezeigten  Arbeit  mit 
einer  rergefaBten  Melniing  an  den  Beelitsstoff  heran; 

51 
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er  Interpretiert  diese  seine  Infflmiing  in  die  ({nellen 

hinein;  znr  rechten  Zeit  stellt  sieh  dann  eine  willkommene 
Hypothese  ein,  nnd  II.  seihst  glauht  schiieJUich,  es  seien 
alle  seine  Behauptungen  nnmittelbar  auf  die  Quellen 
gestützt*^  In  dem  mir  znr  Verfügung  stehenden  Raum  kann 
ich  dies  naturgemäß  im  einzelnen  nicht  nachweisen.  Dasn 
bedürfte  es  einer  langen  Abhandlung;  denn  wir  haben  es  mit 
einer  umfaDgreichen,  leider  wenig  übersiohtlichen  Daretellnntr 
2U  tun.   Nur  wenige  Punkte  mochte  ich  etwas  n  i her  beleuchten. 

H.  scheidet  die  Anhaltspunkte,  die  er  aus  den  knrolin- 
gischen  QueUen  für  sein  Problem  gewinnen  wiü,  in  awei 
Hauptgrnppen.  In  der  ersten  sagt  er  uns,  wie  man  im 
frankischen  Reiche  über  die  streitigen  Stande  und  ihr  Vei^ 
haltnis  zn  den  Standen  des  fränkischen  Stammes  gedacht 
haben  soll.  Dafür  verwertet  er  den  Sprachgebrauch  und  die 
liecbtssatze,  welche  für  die  fmglichen  Stande  Geltung  hatten. 
Die  ßt>rachlicheQ  Auhaltöpunkte  genügen  jedoch  in  der  von  H. 
verwerteten  Weise  nicht,  sie  können  ebenso  für  die  hemdiende 
Ansicht  ins  Treffen  gefuhrt  werden.*  Adalmg,  edel,  nobiU» 
kann  im  allgemeinen  nicht  weniger  ein  prägnanter  Ansdnick 
f5r  eine  adelige  Stellung  sein,  als  nach  H.  den  weiteren 
Begrifi*  der  norm;den,  makellosen  Geburt  dar&telleii,  und  somit 
schon  jedem  gemeinfreien  Mann  als  Bezeichnung  seiner 
Stellung  dienen.  Dagegen  müssen  iiigeniifts'  und  /i/>er,  wenn 
wir  unbefangen  die  karolingischen  Yolksrechte  prüfen,  als 
Beseichnung  der  Gemeinfreien,  und  nicht  etwa  einer  unter 
denselben  stehenden  Klasse  minderfreier  Leute  erklart  werden. 

•'Freilieh  soll  i»ieht  ^cleu^iiet  werden,  daß  iiohili^  in  gar 
manchen  Quellen^  namentlich  in  Süddeutschiand,  nicht  selteo 


1)  Diese  Henrorbebung  rührt  von  mir  her.  Daß  die  Benifliiiiiig 
über  die  Biergelden  Ton  Sachkenutnis  nicht  getrübt  ist,  glaube  ich  is 
diesem  Buche  daigetan  xa  haben.  Sie  beruht  wohl  auf  einer  fl&ohtifeea 
Lektore  der  Hn7:en5«Tnn  von  Stute. 

2)  Findet  sich  Heck  S.  41. 

3)  Brunner  S.  103  Abs.  2  gibt  zu  „die  unleugbare  Tatsache,  daä 
das  Wort  nobilia  in  den  i^uelien,  namentlicli  in  Urkunden  und  FA)Iu- 
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auch  für  die  ELlasse  der  Gemeinfreien  gebraucht  wü'd,  während 
die  Bezeichnung  „frei"  auch  die  Klasse  des  Adels  mitumfaßt. 
Aber  wie  schon  Brunner  a.  a.  O.  Ö.  103  betont,  kommt  es 
darauf  gar  nicht  an,  sondern  einzig  aal  den  Umstand,  was 
die  fraglichen  Yolksrechte  selbst  unter  einem  nobiUs  {adaUng) 
verstehen,  was  in  ihnen  Uber  besw.  ingenuua  bedeutet,  und 
da  kann  aus  den  in  ihnen  enthalU  iu  ii  Kcchtsbätzen  immer  nur 
die  herrschende  Meinunp:  gewonnen  werden. 

Auch  das,  was  H.  für  seine  Thesen  aus  den  liechts- 
gleichungcn  ableitet,  beruht  vielfach  auf  willkürlicher  Aus^ 
legung  der  Quellen.  Dies  gilt  einmal  von  der  eigenartigen 
Erklärung  von  Kap.  3  der  Capitulare  Sazonicum,  die  mir  im 
Zusammenhange  mit  Kap.  1  und  2  dieser  Satzung  als  verfehlt 
erscheint.^  Ebensowenig  stimme  ich  der  Deutung  des  verloren 
gegangeneu  Constitutum  Di  vi  Pippini,  wie  sie  H.  vorschlägt, 
^u.  £8  hat  die  Theorie  von  der  allgemeinen  Bußemiediigung, 
die  nnr  an  der  Lex  Salica  eine  Schranke  fand,  ihren  gans 
guten  Sinn;  denn  sie  hSogt  unmittelbar  mit  den  durch  ver- 
schiedene Untersuchungen  erwiesenen  MQnzverhaltnissen  su* 
sammcn.2  Da  H.  darin  nur  eine  Umrechnung  erblicken  will, 
S()  gelangt  er,  indem  er  noch  da/u  ein  unrichtiges  Wert- 
verhältnis zwischen  Gold-  und  Silbersolidus  annimmt  *, 
zu  der  ganz  irrigen  Vorstellung,  als  entspreche  dem  Wergeid 
des  freien  Ripuariers  mit  angeblich  200  Goldsolidi  das  Wer- 
geid von  600  Silbersolidi,  das  die  Lex  Angliorum  und  die 

luellen  nicht  selten  auch  gebraucht  wird,  um  einen  Freieu  zu 
bezeichnen,  wäbrond  andrerseits  das  Wort  frei  Bich  mitunter  auf  den 
Adligen  bezieht*  —  —  ^kber  nicht  darauf  kommt  es  in  iiiiw»rer  8treit-> 
ftiBge  an,  ob  das  Wort  edel  mitooter  anch  im  Sinn  von  legitmms  gebraucht 
irird  oder  gelegentlich  einen  gemeinfreien  Mann  bezeichnet,  sondern  daranf, 
vas  die  Yolksrechte  unter  jenem  nobis  oder  adaling  verstehen,  dem  sie 
ein  ao^gezeicluieleB  Weigeld  beilegen.^ 

1)  Blanke  Negation. 

2)  Die  Begründung  «denn*  zeugt  yon  großer  Vertiefung  in  das 
Problem. 

3)  Bi-unner  S.  91.  Bas  Argument  ist  gegenüber  den  Auafühnmgen 
in  den  Gemeinfreien  überhaupt  nicht  mehr  anwendbar. 
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Ewa  Cliaiiuivorum  dem  adaling  {homo  franciis)  gab,  und  bo 
müsse  auf  (irund  der  Wcrgelder^leichuni^  diese  Klasse  von 
Leuten  ebenfalls  als  Gemeinfreie  bczeichaet  werden.  Dageg«  b 
habe  eine  angebliche  Änderung  in  der  Übersetzungstechnik 
beim  Worte  iftgenuua  dazu  gefuhrt,  dafi  dieses  Wergeid  von 
200  Solidi  der  Lex  Ripuaiia,  in  Silbersoiidi  gemhlti  den 
Wert  des  Mtnderfreien  bei  den  Chamavern  und  AnglovameD 
darstelle.  Um  zu  zeigen,  daß  auch  das  sächsische  Wergeid 
von  1440  Öolidi,  das  nach  der  herrschenden  Lehre  die  adelige 
Stellung  seines  Tragers  erweist,  ledi«^lich  als  Freienboße  in 
Betracht  komme,  wird  ganz  willkürlich  die  Hypothese  eines 
sachsisch-friesischen  Sonderfriedens  konstruiert,  für  den  wir 
sonst  in  den  Quellen  keinen  genügenden  Anhaltspunkt  haben. 
Dagegen  wird  das  von  der  herrscheiideu  Lehre  fiir  alle 
OoiiK  Iiitt  eien  Sachsens  angenommene  Wemeld  \on  ^40 
Solidi  als  Wertbetrag  der /rilingre,  d.  i.  der  Mi lul erfreien 
erklärt,  obwohl  mehrere  Stellen  entschieden  dagegen 
spreehen  (c*  40  der  Lex  Sax«,  dum  e.  d6  §  4  der  Lex 
Bipnarla).^  Eine  höchst  eigentfimliche  Bedewendung  wäre  es 
auch,  wenn,  wie  H.  behauptet,  Kap.  3  des  Capttolare  Saxonienm 
die  Gemeinfreien  als  nohiliorc6  bezeichnet  hatte,  da  sie  ja  doch 
den  Ken)  der  Bevölkerung  ausmachten.- 

In  der  zweiten  Hauptgruppe  erwähnt  H.  unmittelbare 
Anhaltspunkte,  die  für  sich  allein  schon  seine  Thesen  stötzen 
sollen.  Beide  freien  Stände  erscheinen  ihm  als  NormtrSger  in 
den  fraglichen  Volksrechten,  so  vor  allem  auch  die  nobües  in 
der  Lex  Saxonum,  wobei  er  natürlich  die  Erklänmg  von  c.  1 
bis  20  dieses  Volksn  (  lites  als  eines  Adelsstatuts  leugnen  muß. 
Ich  betone  dem  gegenüber^,  daß  sich  die  iStellen  c.  10,  43  und  47 


1)  Die  HervorbebuDg  rührt  von  mir  her. 

2)  Brunner  S.  100  Abs.  4  beruft  sich  auf  den  Aoadmck  nobiliores 
im  Kap.  3  d.  C^p  Sax.  „Denn  eine  eigentümliche  Redeweise  wir« 
es,  den  Kern  der  Nation,  die  Oemeinfreien  als  die  nobiUor^  des 
SachseoBtammes  ta  bezeichnen."  Vgl.  aber  die  fiedeatong  des  Kompaiatin 
Oemeinfroio  S.  98  oben. 

3)  Branner  &  90  Abs.  2,  3  S.  86. 
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der  Ewa  Chamavorum ,  c.  40  bis  45,  46,  47  und  48  der 
Lex  Aoglionim  gar  niclit  anders  erklären  lassen,  als  wenn  man 
über  und  ingenutta  als  Standesbezeichiimig  aller  Qemeinfreien 
aoetkennt  ond  daher  einen  über  diesen  stehenden  Adel  im 

Recbtssinne  annimmt  Aber  anch  die  wirtechaMichen  Züge 
der  siichsischen  EdeHn<]^e  sprechen  eher  gegen  H.  Bremer 
führt  geschichtliehe  Xachricbtcu  und  sprachliche  AuhaJtspuiikte 
dafür  an,  daß  die  Sachsen  der  karolingi sehen  Zeit  zu 
einem  erheblichen  Teil  auf  erobertem  Gebiete  saßen, 
daß  sie  als  herrsohender  Stamm  den  nnterworfenen 
Völkern  gegenübertraten.^  Und  gerade  fiber  die  eigenartige 
Ansiedlungsart  hätte  H.  eingehendere  Studien  machen  sollen, 
UQi  die  soziale  Stellung  dieser  nobile^  besser  zn  beleuehten. 
Auch  das  Zahlenverhältnis  2,  das  Nithard  erwähnt,  spricht  dafür, 
daß  die  frilinge  die  Masse  des  freien  Volkes  ausmachten. 
Die  Nachkommen  eines  Teiles  der  Freigelassenen  hfitten  doch 
nie  so  zahlreich  werden  können.**  Ganz  unzulässig  ist  auch, 
wie  schon  Brunner  a.  a.  O.  8.  100  betont  hat,  die  Verwertung 
des  Ehehindernisses  der  Standesverschiedenheit  für  unsere  Frage. 
Endlich  hat  H.  gar  nicht  mit  eiiieni  Worte  dazu  Stellung  ge- 
nommen, daß  auch  bei  den  Angelsachsen,  den  nahen  Stammes- 


1)  Heck,  ifcmeinfreie  S.  17  unten.  „Geschichtlich©  Nach- 
richten ^prerhen  dafiir  und  .sprachlicho  Aiiiialtspunkto  sind  dafür 
geltend  gemacht  worden,  daß  die  Saclison  tlcr  karolingischen  Zeit 
zu  '»incm  erheblichen  Teile  auf  erobertem  Gebiete  saßen,  als 
Ttjlk  durch  die  Verschmelzung  herrschender  und  unterworfener  Stämme 
entstanden  waren.**  Ich  zitiere  dazu  Bremer,  „Ethnographie  der  germa- 
aischen  Stämme"  in  Panls  GrandriB,  2.  Axiflage,  XV  §  U2ff. 

2)  Der  Satz.  „Audi  das  Zahlenverhältnis'*  enthalt  eine  Korrupti'tn 
Y.  Br.  S.  ICHj  Abj.  i,  S.  2,  da  Nithaid  nui  Uten  und  FiiUüge  zusammen 
eine  multitudo  nennt.  Der  auschUeßendo  Satz  „Nachkommen"  beruht  auf 
Erunnor  S.  85  Abs.  1  und  enthält  eine  doppelte  Oedankenlosigkciti  Brooner 
spricht  bei  den  Anglowarnen  von  „Nachkommen**,  weil  idi  in  der  Ger.- 
Yeif.  für  dieses  Qesets  den  ITreigelasaenen  selbst  ausgeschlossen  hatte. 
In  meinem  Bnofae  habe  ioh  dies  znrückgenommen.  W.  übertiiigt 
den  Satz  Bronnen  nach  Sachsen  and  nheisieht  meine  Zurücknahme. 


Digitized  by  Google 


806 


Anlage  I 


Terwandten  des  sSchBischen  Volkes,  ein  Adel  nachweisbar  ist» 
der  das  sechsfache  Weigeld  der  freien  Leute  besafl.^ 

Erfreulich  ist  es,  daß  H.|  dor^  Brunnen  Angriffe  a.a.O. 
8. 76ff.  veranlaßt  ^  sieb  von  den  Yertretem  der  sog  grandherr- 
lichen Theorie  drs  e^onnnnischen  Standewesens  losgesagt  hat 
Ob  sie  aber  Beine  liicsen  nicht  noch  weiterhin  als  Stützpunkte 
ihrer  von  der  herrschenden  Lehre  nicht  genug  zu  bekämpfenden 
Anschauungen  verwenden  werden,  wird  erst  die  Zukunft  lehren. 

Den  wissenschaftlichen  Wert  des  4.  Anbanges,  der  von 
den  Beziehnngen  zwischen  Höldar  und  EiheUngen  bandelt ,  zu 
beurteilen,  muß  ich  Kennern  der  nordischen  Reclite  überlassen. 

Innsbruck.  A.v.  Wretscbko. 

*  Unrichtig  sind  auch  die  Behauptungen  H.8  8.  22ff.  fiber 

die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  und  der  Fremdlinge.  Die 
Zurücksetzung  der  unehelich  Geborenen  ist  kirchlichen  Ur- 
sprungs.^ Der  Fremdling  aber  genoß  nach  fränkischem  iiechte, 
wenn  er  im  Schutze  des  Königs  stand,  ein  erhöhtes  Weigeki 
von  600  Solidi,  das  in  vollem  Betrage  an  den  König  fittt;  er 
darf  aber  auch  bei  den  anderen  Stammen  nicht  etwa  einem 
freigelassenen  Sklaven  gleichgestellt  werden  (Ewa  Cham.  c.  9).* 
Der  S.  28  oben  gegen  Rninner  erhobene  Vorwurf,  aU  bfitte 
Brunner  selbst  bei  einer  früheren  Gelegenheit  das  Kap.  10  der 
£wa  Cham,  auf  den  Freigelassenen  bezogen,  beruht  auf  einer 
oberflächlichen  Lektüre  des  Zitats  (Rechtsgeschichte  Bd.  1 
S.  247  Anm.  50).    Der  Freigelassene  beruft  sich  doch  nicht 


1)  Bnuinoi,  Han<l)  nch  I,  8.  247  Anm.  1,  8.  2.  luzwischen  durch 
die  neuere  Fol"^^:•llunLr  iU^erliolt. 

2)  Die  Dehauptunf^',  daß  ich  diirrh  Brunner  veranlaßt"  worden  s«I, 
mich  von  der  gruudherrlicheu  Thborie  luszusagen.  ist  eini'  grobe  I  nwahr- 
heit.  V,  W.  ignoriert,  daß  ich  Gemeinfreie  S.  lOff.  meine  vuUiouim-^r 
unabhängige  Stellimg  nachgewiesen  habe,  insbesoudero  auch  (S.  15),  daü 
ich  lange  vor  Br.  diese  Lelire  heküin[jft  habe.  l'n«;f»re  Griinde 
sind  ^'anz  verschiedene.  Denn  Brunner  sucht  die  Freibaueru  unter  den 
Frilingcu  und  ich  sehe  sie  in  den  Kdelingen. 

3)  Brunner  S.  77. 

4)  Bnmner  S.  78. 
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auf  einen  Zwölfereid,  den  er  geschworen  hat,  sondern  den 
sein  Freilasser  anlafilich  der  Freilassung  per  hantradam 
geleistet  hat  So  erspart  er  seinem  Auktor  den  Eintritt  in 
den  Prozess. 


In  erster  Linie  ist  zu  betonen,  daß  v.  W.  einen  ver- 
Dichtenden  Vorwurf  gegen  meine  ganze  wissenschaftliche 
Arbeitsmethode  erhoben  hat,  ohne  auch  nur  den  Schatten 
eines  wirklichen  Beweises  zu  geben ,  ohne  anch  nur  eine  einzige 

Belegstelle  für  die  vorgebliche  petitio  principii  so  anzuführen, 
daß  eine  Vert<  iilii^ung  möglich,  wäre.  Der  Mangel  an  Raum 
ist  keine  genügende  Kechtfertigung.  Bei  der  i^'üiie  von  Belegen, 
die  V.  W.  nach  seiner  Auffassung  zu  Gebote  stehen  mußten, 
hatten  einige  Worte  und  Beispiele  genfigt 

Femer  ist  henrorzuheben,  daß  alle  sachlichen  Argumente 
V.  W.s  ans  Brunner  oder  von  mir  entlehnt  sind  Auch  w5r&> 
liehe  Anlehnungen  entbehren  der  Quellenangabe.  Bezeichnend 
ist  die  Bemerkung  über  die  Einwanderung  der  Sachsen ,  die 
V.  W.  von  mir  abschreibt  und  so  vorträgt,  als  ob  ich  diesen 
G^iohtspunkt  übersehen  h&tte.  Die  einzige  positive  Bemerkung^ 
die  originell  sein  kann,  ist  der  Vorwurf  S.  2560  Anm.  Doch 
ist  auch  in  dieser  Hinsicht  Brunner  Vorentdecker,  da  er  den« 
selben  Vorwurf  lange  \  or  dem  Erscheinen  der  Rezension  v.  W.s 
gegen  mich  erhoben  hat.^  Das  Nachschlagen  des  Zitats  hat  v.  W, 
zu  der  Bemerkung  über  den  angelsächsischen  Adel  geführt, 
die  bei  Brunners  Handbuch  auf  der  nachzuschli^enden  Seite 
Steht,  aber  inzwischen  durch  die  nähere  Kenntnis  der  angel- 
sächsischen Standesveriiältnisse  gegenstandslos  geworden  ist. 
Die  Argumente  Brunners  sind  nun  ganz  ohne  Rücksicht  auf 
den  Inhalt  meines  Buches  wiederholt.  Von  den  beiden  wörtlich' 
entnomineTieu  Bemerkungen  paßt  keine  melir.    Die  erste  ist 

1)  Vgl.  oben  S.  649. 

2)  VgL  oben  S.  802  Anm.  3  und  S.  803  Anm.  2.  Allordings  finden 
sich  Abweichungen:  Das  „nicht'''  der  Vorhige  wird  zu  einem  „jiTir  nicht", 
das  „eigentümlich"  wird  „höchst  eigentümlich".  Solche  Steigerungen  sind 
eine  bei  derartigen  Arbeiten  nicht  seltene  Erscheinung. 
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unmöglich  geworden  dnreh  massenhaftes  Material,  das  die 

Allgemeinheit  und  Ständigkeit  des  Sprachorebraucliä  ei^bt, 
Die  zweite  ist  gegenstandslos,  da  ich  die  Mehrheit  der  uobiies 
gar  nicht  behaupte^  sondern  sie  für  eine  sehr  aasgeprägte 
Minorität  erkläre.^ 

£ndUch  erweckt  besonderes  Interesse  das  einsige  etwas 
spesiellere  Referat  über  den  Streitstand,  das  v.  W.  gewagi  bat 
und  das  ich  oben  durch  Fettdruck  hervorgehoben  habe, 
V.  "W.  zeigt  dabei  folgende  vier  Einzelvorstellnnjjen :  1.  Die 
fi'ilinge  sind  unstreitig  Minderfreie.  2.  Aber  die  herrschende 
Meinung  kennt  andere,  vollfreie  Leute  mit  einem  Wergeide 
von  240  (180)  Schillingen.  3.  Der  böse  Heck  will  diese  Leute 
dadurch  negieren  ^  daß  er  ihr  Wergeid  den  anerkannt  minder- 
freien  Frilingen  zuschreibt  4.  Seine  Absicht  scheitert  an 
c.  40  1.  S.  und  c.  36  1.  Rip.,  aus  denen  hervorgeht,  daß  der 
Friling  dieses  Wergeid  nicht  gehabt  haben  kann.  Tatsach- 
lich ist  der  Streitstand  überall  der  umgekehrte.  1.  Bnmner 
erklart  die  Frilinge  allein  für  die  YoUfreien.  2.  Bnmner 
schreibt  den  Erilingen  das  Weigeld  von  240  (180)  Schillingen 
zu.  3.  Der  b$se  Heck  bestreitet  gerade,  daß  sie  dies  Weigeld 
gehabt  haben.  4.  Die  Stellen,  welche  nach  v.  W.  das  Wcrjri'ld 
des  Frilings  ausschließen  sollen,  sind  gerade  diejenigen,  aus 
denen  Brunner  diese  Behauptung  entnimmt.  Das  Heferat  zeigt 
daher  eine  fast  humoristische  StreitstandsverwechsUng. 
Es  ist  in  hohem  Grade  angehörig,  daß  ein  Rezensent,  der  so 
wenig  weiß,  um  was  es  sich  handelt,  sich  herananimmt  über 
mein  Buch  und  meine  Arbeitsmethode  öffentlich  zu  entscheiden. 

Auf  meinen  Protest  in  der  Literaturzeituug  hat  v.  \V. 
nur  mit  allgemeinen  Wendungen  erwidert.  Als  ich  ankündigte, 
daß  ich  demnäehst  die  Konkordanzen  bringen  würde,  die  ich 
oben  gebracht  habe,  da  schloß  v.  W.  die  Disknasion  mit 
nachstehender  Erklärung: 

^Die  Gründe,  welche  H.  zu  diesem  Vorgehen  bestimmen, 
kenne  ich  nicht.  Ich  begreife  nicht,  wie  er  mit  seltenem  Eifer 


1)  Vgl.  §  4e,  Gemeiafreie  8. 313—20. 
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der  Betriichtiing  einer  kurzen  literarischen  Anzeige,  die  gegen- 
über seinen  Theorien  am  gutea  Gründen  für  die  herrschende 
Lehre  eintrati  so  viel  von  seiner  kostbaren  Zeit  widmet  Die 
Wiseenflcliaft  wird  durch  diese  hoohsteigenart^  Form  der 
Polemik  kanm  eine  erhebliche  Forderang  erfahren.*^ 

Darauf  habe  ich  dreierlei  zu  erwidern: 

Erstens  ist  es  nicht  wahr,  daß  v.  W.  nur  für  die  lierr- 
Bchende  Meinung  eingetreten  ist.  Er  hat  ein  sehr  scharfes 
Urteil  über  meine  ganze  wissenschaftliche  Persönlichkeit  gefällt. 
£r  hat  mein  seitlich  und  inhaltlich  neues  Buch  als  erster 
sachlich  Stellung  nehmender  Bezensent  besprochen.  Weder 
nach  der  einen  noch  nach  der  andern  Seite  bestand  eine  herr- 
schende Memung.  Die  anunyinc  l  )ame,  liintcr  die  v.  W.  sich 
zurückziehen  möchte,  ist  gar  lüciit  zur  Stelle. 

Zweitens  aber  zienit  es  sich  nicht,  daß  ein  Rezensent, 
der  ein  so  scharfes  Urteil  gefällt  hat,  den  Protest  des  Ange* 
grififenen  als  eine  Verschwendung  der  Zeit  dieses  Ang^riffenen 
bezeichnet  und  sich  damit  begnügt  Die  niedrige  EinschatEung 
des  eigenen  Urteils  durch  v.  W.  ist  ja  sachlich  richtig.  Aber 
V.  W.  zieht  aus  der  Selbsterkenntnis  nicht  die  richtigen  Fol- 
gerungen. Der  ernste  Forscher  ist  stets  bereit  sein  Urteil  zu 
begrfinden.  Hat  er  sich  aber  geirrt,  so  nimmt  er  es  freimütig 
surfiok.  Wer  sich  nachtraglich  klein  macht,  handelt  ungehörig. 

Die  Wissenschaft  endlich  wird  auch  dadurch  gefördert^ 
daß  man  miwisaenaohafÜiche  Arbditen  als  das  enthfillt,  was 
sie  sind. 
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Laßgut,  Loßgat,  Laßbaaer,  Loßmänner. 

Von 

Br,  phiL  Albert  Bftrk»  Jvstiflrefbraidftr. 

§  1.   In  Schröders  Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 

geschicbte  finden  wir  im  Ind^x  unter  dem  Stichwoit  Lassen. 
Laien  ii.  a.  auch  das  Wort  Laß(jiHer  aufgeführt.  Seit  lan<reni 
ist  es  ja  herrschende  Lehre,  daß  in  Laßgui  das  Wort  Lcisse 
„Höriger''  enthalten  und  demgemäß  das  Besitzrecht  an  Laß- 
gütem  (das  sog.  „lassitische  Becht'')  auf  das  Besitaredit  der 
Laten  zurüclusafiihren  sei.  Diese  herrschende  Lehre  ist  ein 
herrschender  Irrtum,  der  samt  seinen  Konsequenzen  durch  die 
nachstehende  Etymologie  von  LajJyut,  wie  ich  hoffe,  für  immer 
beseitigt  wird. 

Zum  Ausgangspunkt  für  meine  Untersuchung  wähle  ich 
das  Material,  welches  das  Urkundenbuch  der  Klöster  der  Graf- 
schaft Mansfeld  (Geschichtsquellen  der  Provinz  Sachseo,  Bd.  20) 
darbietet   Hier  wird  nämlich  in  Urkunden  des  Cisteretensv- 

Klobti^^rs  Sittichenbach  promiscue  lasxgut  und  losxgui  gt^  schiitbeu; 
z.B.  a.a.O.  S.  477  lassgnih;  S.  483  losxgutier:  S.  524  Imxgiit 
(2  mal)  und  losxgui  (2  mal);  S.  525  lasxgul  (6  mal)  und  losxgui 
(15  mal)  usw. 

Für  dieses  Nebeneinander  von  a  and  o  in  demselben  Wort 
ist  lasxgut,  lasxgui  in  unserem  Urkundenbuch  nicht  der  einzige 

Fall.    Es  finden  sich  vielmehr  folgende  Parallelen: 

a)  a.  a.  O.  S.  524:  in  der  rugen  sirassen  (v.  J.  1541), 

S.  532:  bisz  an  die  Eyszlebischen  strossen  (v.  J.  1541); 

b)  S.  203:  darxcu  (v.  J.  1403), 
S.  504:  dorxu  (v.  J.  1536); 
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o)  8. 452:  sciü  getrower  band  uflaxin  (v.  J.  1363)^ 

S.  517:  dem  ehr  von  diesser  hafen  III  acker...  ufyehssm 
(V.  J.  1541). 

In  allen  diesen  Fallen  haben  wir  eine  ganz  bekannte 
ErscheinunjE^  vor  uns:  ä  ist  schon  im  13.  Jahrhundert  wie  im 
Ba^Tischeii,  Niederalemannischen  und  Elsäßischen  so  auch  im 
Mitteldeutschen  (und  mit  einer  dem  mitteldeutsoheo  Sprach- 
gebiet angehörenden  Quelle  haben  wir  es  ja  ni  tun)  su  ö  ge- 
worden 1;  2.  B.  genade  >  genöde,  wärheit  >  wörheit  (vgl.  F.  Kauf- 
mann, Deutsche  Grammat  §  28^  1  und  O.  Behaghel,  Geschichte 
der  deutschen  Sprache  in  Pauls  Grundriß  Bd.  i,  Ö.  702);  so 
auch  s/rä^e  s/ro-r ,  läzeu  >  lozcii ,  IfiZfjut  '>  IdzijuI.  In  unsern 
Quellen  ist  deomach  iasxgui  die  historische  Schreibung,  losxgtU* 
die  phonetische. 

So  würden  also  die  Urkunden  von  Sittiohenbach  allein 
Bchon  ergeben,  da£  in  lasxgut,  loexgui  a  (und  zwar  langes  a) 
der  ursprüngliche  Vokal  ist  Zur  BestStigun^j^  kommen  nun 
aber  noch  Kölner  Urkunden  aus  dem  12.  Jahrhundert  hinzu. 

Daß  in  lasxgut,  losxgut  a  untl  nicht  o  der  ursprüngliche 
Vokal  ist,  beweist  eine  Kölner  Urkunde  von  1176  (Lacomblet, 
U.  B.  I,  461):  sie  schreibt  laxgüi. 

Die  Länge  des  a  wird  durch  die  Orthographie  einer 
Kober  Urkunde  von  1197  (Lacombleti  U.  B.  I,  558)  erwiesen: 
sio  schreibt  Inixgiiifh.  7ai  dieser  Schreibung  ist  zu  bemerken: 
„Für  (h'e  Orthographie  des  Niederrheins  (Köln)  ist  seit  c.  1150 
die  Bczeichuung  der  langen  Vokale  durch  nachgesetztes  e  oder  i 
charakteristisch:  iioit  Not,  huis  Haus,  haet  hat,  doei  tut. 
Diese  Orthographie  hat  sich  weithin  über  Mitteldeutschland 


1)  In  einzelnen  FälliMi  ist  dieses  aus  ä  entstandene  ö  auch  iu  die 
neuhoohdeuLscho  Schriftsprache  eiiigcdrun<^on:  z.  B.  nihil.  fnane>  uhd.  Mottd; 
äiie:>ohne;  mOge  {mähe)  >  Mohn]  trag  ^  Worjc  usw.  (vt:l.  H.  Paul,  Mhd. 
Grammat.*,  §  27.  2).  Ein  weiteres  Beisitiel  iat  Odem,  die  miiteldeuLsche 
Nebeiiform  zu  Äiem  (vgl.  J^Ju^je,  Etyiiiülog.  WB.)- 

2)  Im  Amte  Giffborn  (Lünebarg)  kommt  auascbließlich  die  Form 
Loßgüter  yor;  vgl.  Grupen,  Disceptalionea  foimes  p.  1065  und  Heck, 
ol»en  8.  27a 
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verbreitet;  lautliche  Bedeutung  kuiumt  den  Xachschlagsvokalen 
nicht  zu  .  .  (KauHmann,  Deutsche  Grammat.  §  28  Aom.  2). 
In  laizgüiih  ist  also  laiz=^läx.  —  Wie  hier  für  das  12.  Jahr* 
hundert^  so  läßt  sich  die  Länge  des  a  auch  noch  im  17.  Jahr- 
hundert nachweisen.  In  dem  GütervenEetchnis  des  Amtes 
Wulfen  (Anhalt)  vom  Jahre  1609  findet  sich  die  Stelle  „de« 
Landesfiirsten  I^aasgut"  (vgl.  Kraaz,  Baiiein^j^nt  und  Frohn- 
dienste  in  Anhalt  vom  16.  bis  zum  19.  Jahrhundert,  S.  26). 

Die  Länge  des  a  in  la^ut  laßt  sich  also  mit  Sicherheit 
erweisen.  Schon  hieraus  eigibt  eich  —  im  G^ensatse  zu  der 
bisher  üblichen  Etymologie  —  die  wichtige  Folgerung,  daß  es 
nnmöglich  ist,  lä^gut  mit  la^  „Höriger"  in  Zusammenhang 
zu  bringen;  denn  Ui^^e  hatte  ein  kurzes  a  (s.  Lexer,  Mhd. Hand- 
wörterbuch). 

Unsere  bisherige  Untersuchung  ergibt  sonach,  daß  das 
Kompositum  lO^gut  als  ersten  Bestandteil  das  Wort  in^^  ent- 
hält Dieses  Wort  findet  sich  sowohl  im  Ahd.  als  im  Mhd. 
(s.  Schade,  Altdeutsch.  WB.  und  Lexer  a.  a.  O.).  Im  Gotischen 

entspricht  ihm  entweder  *lsts  (wenn  es  Masc.)  oder  *JH  (wenn 
es  Xeutr.  ist);  vgl.  Ulilcnbcck,  Etymolog.  WB.  der  got.  Sprache 
S.  48:  y^fralet  n.  Freilassung,  Erlaß  (oder  fraUts  m.?}".  Im 
Idg.  entspricht  ihm  im  ersteren  Fall  *Udos  M.,  im  zweiten 
Fall  *iidam  N.  Nach  Schade  ist  es  wie  für  das  Gotische 
08  auch  iCac  das  Ahd.  zweifelhaft,  ob  das  Wort  ein  staikes 
Masc.  oder  ein  starkes  Neutr.  sei.  Da  es  aber  im  Mhd.  (s.  Lexer) 
und  im  Nhd.  (vgl.  Ab-laß,  Nuch-laß)  als  (starkes)  Masc.  erecheiut, 
80  wird  für  das  Ahd.  dasselbe  Genus  anzunehmen  sein. 

Was  spesiell  das  la^gut  der  Kölner  Urkunden  noch  be- 
tritt, so  hat  das  MoselMnldsche  zwar  nicht  sämtliche  Wand-* 
lungen  milgemacht^  die  unter  dem  Ausdruck  ,yzweite  Laut- 
verschiebung" znsammei^efafit  werden;  das  german.  t,  wdcfaes 
im  liilaut  oder  Auslaut  nach  Vokalen  steht,  ist  aber  in  allen 
Zweigen  des  Fränkischen  genau  so  wie  im  Oberdeutschen  zur 
Doppelspirans  ^  verschoben  (vgL  Braune,  Ahd.  Grammat,  §  87). 


1)  Hau  beaobie,  dafi  das  Zeichen  $  (^)  einen  «-artigen  Laot  beaeichiiet 
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Kacli  langem  Vokal  wird  vom  9.  Jahrhundert  ab  statt  ;a  meist 
nur  ein  x  geschrieben;  daher  l(i\(jftt  in  den  Kölner  Urkunden. 

Soviel  über  die  Fonu  unseres  Wortes;  uuu  zu  der  Be- 
deutung. 

§  2m  Idg.  *lido8  (gebildet  von  der  y  Ud  „laBfieii*^  ist 
als  vollstufiger,  woizelbetODter  «/o*  Stamm  ein  nomen  acttonis 

(vgl.  Streitbcrg,  Urgerm.  Grammat,  S.  196  flP.).  *ledos  bedeutet 
also  „das  Lassen".  Auch  für  das  Ahd.  und  Mini,  ist  dies  als 
die  Grundbedeutung  des  \\  urtes  anzusehen.  Entsprechend  den 
verschiedenen  Bedeutungen  des  Verbums  läzcn  hat  sich  aber 
auch  die  Bedeutung  des  Subst.  lä^  spesnalisiert. 

I.  Das  Yerbum  lä$en  bedeutet  nun,  wie  die  nachstehenden 
Belege  zeigen,  u.  a.  „lassen,  überlassen  >  vermieten,  verpachten'^. 
Als  Ptirallele  zu  dieser  Ijedeutungscntwicklung  von  Idyi/i  mag 
lat.  lorare  „stellen,  hinstellen,  überlass* ü,  vormieten,  verpachten", 
besonders  aber  engl,  iease  verglichen  werden;  Icase,  entlehnt 
von  frz.  Udsser  (vgl.  F.  Kluge  and  F.  Lutz,  Euglish  Etymology), 
bedeutet  „lassen,  fiberlassen,  vermieten,  verpachten;  Vermietung, 
Yerpachtimg;  Miete,  Pacht^^ 

1.  Das  SU  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  aus  dem  Latei- 
nischen ins  Deutsche  übertrai^cnc  Urbarbuch  ^  dos  Klostoi"S  zu 
Sonnenburg  (Tirol)  liefert  folgende  —  sämtlich  in  den  Hss. 
von  spaterer  Hand  nachgetragene,  also  von  Anfang  an  deutsch 
abgefaßte  —  Stellen,  die  auch  wegen  des  Gegensatzes  von 
Jassen,  hinlassen**  einerseits  und  ^ verleihen*^  andrerseits  von 
Interesse  sind. 

a)  Und  ain  wise,  leit  da  selben,  ist  ain  newraiit,  iat 
Domiuigen  geladen  um  ain  phunt  alle  iür  (a.  a.  C).  S.  18). 

Wie  am  untern  Kande  der  Hs.  A  weiter  noch  nach- 
getragen wurde,  hat  das  Kloster  die  ursprünglich  verpachtete 
Wiese  später  verlikeni 

Wir  guot  abptessin  ze  Suonpureh  tuen  ze  wizzen,  daz 
wir  verlihen  haben  ein  wise,  diu  genant  ist  Pakol,  diu  gelegen 


1)  Herausgebt ben  von  Dr.  Zingerle  im  40.  Bande  des  Archiv»  für 
Kunde  österreichischer  QeschichtsqneUea. 
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ist  aafm  Uraer,  Domiogen  vod  Poecheit  and  allen  seinen 

erben  ...  (a.  a.  O.  S.  18). 

b)  Wie  hier  das  Simplex  lä^tiy  so  finden  wir  auch  das 
Kompositum  hm-lä^n  in  der  Bedeutung  „vcrpachteu"  gebraucht: 

£22  ist  ze  wissen,  daz  die  vier  guet  Canorat  sint  bin 
gelassen  Peter  von  Canorat  für  ain  hub  und  allee  das  we 
diende,  daz  ain  ganze  bub  dient  vierzeben  die  nechsten  iar, 
die  nun  schimst  cbumen  (a.  a.  O.  8.  37;  Naebtrag  aus  dem 
Jaliiv  1357). 

c)  Ein  Nachtrag  aus  dem  Jahre  1423  lautet: 

It.  ez  ist  ze  wissen,  daz  mein  traw  Percbtolden  dem 
fürbär  daz  gut  ze  Grunnes  gelassen  bat  ze  paurecbten  sein 
leb  tag  mit  solchem  geding,  daz  er  iSrichlioh  zo  rechter  ans* 
zeit  davon  zinsen  sol  ...  (a.  a.  O.  8.  103). 

Damit  ist  zu  vergleichen  folgender  Nachti-i^  aus  dem 
Jahre  1417: 

Ez  ist  ze  wissen,  daz  fraw  Ursel  die  Rytzin,  abtüssin 
des  ...  Gotzhaus  ze  Suonburg  verüben  hat  han^  und  hoü^ 
in  Pblaurenz  ...  Bartbelme  dem  sneidem,  und  Borotheen, 
seiner  elichen  wirtin  und  allen  ir  paider  leiberben  soo 
ewigen  pawrecbten  und  aoUent  iaerlioben  da  von  zinsen  .  • . 
(a.  a.  O.  S.  91). 

2.  In  dem  Güterverzeichnis  des  Ivlobters  Sittichenbach 
aus  dem  Jahre  1541  steht  lassen  ^»verpachtend  in  folgender 
8telle: 

Anna  Boilers:  II  gr.  VIII  n.  ^  vom  haus,  I  raucbbun, 
XXX  gr.  von  I  huffen  lands  VII  V2  g^*  von  I  virtel  lands, 

II  fl.  von  der  gebreite  an  dem  henLü  hobeli  gelegen,  ist  ihr 
XL*  iahr  vom  closter  gelossen  umb  augetzeiglen  zin&z  vor- 
schriben  (ürk.  B.  S.  513). 

3.  Haltaus  bestimmt  in  seinem  Gloss.  Germ,  auf  Grund 
von  Belegen  aus  den  Jahren  1379  und  1456  die  Bedeutung 
von  lassen  wie  folgt:  j^Denique  lassen  pro  sua  amplitudine 
notat  simpliciter  locare,  ein  Gut  einem  pachtweise  lassen, 
i.  c.  tantuiiimodo  iiiilitatein  rei  vel  fundi  pro  merccde  auiiua 
concedere  et  relinquere^  ad  certos  amios,  sine  ulla  parte  douiinii''. 
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Haltiius  führt  icmer  an,  daß  auch  hudasscn  iii  derselben  Bc- 
dcutun^r  \oikomiue.  Auch  hinUisser  „locator*'  ist  bei  Haltaus 
verzeichnet 

n.  Dem  Verb.  In^en  „lassen,  überlassen,  vermieten,  ver- 
pachten "  entspricht  das  Substantiv  iä^  M.  „das  Laasen,  das 
Überlassen;  Yennietung,  Verpachtang;  Miete ,  Pacht''.  LOggut 
bedeutet  demnach  zunSchst  ,^da8  in  Pacht  gegebene,  d.  h.  ver- 
pachtete Gut"  (so  z.  B.  Sittichcnbaeiier  Urkunde  von  1495: 
.  .  .  ivelche  .  .  .  der  abt  .  .  .  vor  meint  seinem  stifte  als  eyyen 
frye  losxguiier  xustehm  sollin);  weiterhin  aber  auch,  vom 
Standpunkt  des  Pächtefs  aus  gesprochen,  „das  Pachtgut,  d.  h. 
das  gepachtete  Gut^'  (Sittichenbacher  Urk.  von  1490:  ,,,dy  wir 
. . .  als  lassguih  exur  myike  gehabt  . , .). 

Die  aufgezeigte  Etymologie  erklärt  nicht  nur,  weshalb  das 
lü^giit  in  scharfem  Gegensatz  zum  Mienyiit,  bezw.  crbf/uf  steht 
(vgl.  die  unten  aufgeführten  Belege),  sondern  ermöglicht  auch 
die  Identifizierung  des  Laßguts  mit  dem  Meiergut;  vgl.  hierau 
die  Ausführungen  von  Prof.  Heck,  oben  S.  285  (Nr.  2B3). 

Daß  das  Subst  lag  auf  juristischem  Gebiete  die  an- 
g(  g(  bene  technische  Bedeutung  gehabt  habe,  Ist  nun  freilich 
in  keinem  W5rterbuche  zu  linden.^  Bei  der  Anlulaung  von 
Belegen  werde  ich  deshalb  auf  möglichste  Ausführliclikeit  be- 
dacht sein. 

1.  Urkunden  von  Sittichenbach, 
a)  ürk.  v.  1490: 

Wir  nachgeschreben  Blesius  Westefol  bunneister . . .  dornest 
dye  giinze  gemeine  des  dorfs  Kothenschembach  bekennen  .  .  ., 

1)  Dagegen  hat  schon  Oropen  in  seinen  Dlsceptationes  lorenses  vom 
Jahre  1737  (avf  dieses  Bnch  bin  ich  eist  von  Heim  Prof.  Heek  anfmerk- 
sam  gemacht  worden,  nachdem  ich  memo  Etymologie  von  Lafigut  bereits 
anfgofanden  und  ihm  miAgeteflt  hatte)  die  richtige  ErUfining  von  Lafigut 
wenigstens  als  die  eine  von  zwei  ihm  möglich  erscheinenden  Deutungen 
anIgesteUt:  „Die  derivatio  nominis,  ob  sie  von  Loa  fando,  hereditate,  patri- 
nionio,  oder  von  Laasen  vermiehten,  her  zu  hohlen,  imd  also,  Appellatione: 
Lofif  ein  freycs  eigenthümliches  Ghut,  und  Erbe,  oder  significatioue :  lassen, 
ein  vezmiehtetos  Ghat,  worauf  der  Ohuts-Üerr,  nach  Willen,  einen  Colonom 
setsen,  und  aheetsen  mögen,  beruhet  in  Yeimuhtungen'^  (a.  a.  0.  8. 1067). 
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daz  wir  .  .  .  etlioh  artland  und  wese wachse  vor  gnautem  dorie  K. 
im  flore  Icgonde,  nemlioh  Beohzeheo  bofen  und  eynen  halben 
acker  allesfeldeglichfi,  auch  fünf  aoker  wesewachse  und  aempC- 
licheo  acker  geheissen  daz  radelant  ,  ,  welche  ecker  und 
Wesse  dem  gnant  unssirm  gnedigen  hem  syner  gnaden  stift  und 
sampnunge  in  evgcnscliaft  zciigehorigk  bisslier  gewest,  dv  wir 
linde  uiissir  foi*fi\rii  umb  iorliche  cziusso  und  frone  als  la>s- 
guth  [d.  h.  Pachtgut]  02ur  mythe  gehabt  und  nhu  von 
synen  gnaden  und  sampnunge  umb  ieriich  geschoss  und  frone . . . 
2U  ewigem  erbguthe  angenummen  . . .  haben  (U.  B.  d.  KL 
d.  Giafsch.  Mansfeld,  S.  477).^ 

b)  Urk.  V.  1495: 

Hans  von  Werther  und  Pix)pst  Christoph  zu  Kaltenboni 
vertragen  das  Kloster  Sittichenbach  mit  den  Vormündern  der 
Grafen  von  Mansfeld  über  Gfiter  zu  Curdeshofen. 

.  .  .  die  staufmansweese  uud  schaef  weese,  .  .  .  auch  zwue 
-Weese,  die  Cuntze  von  Helmsdorf  und  Baltzar  Keiche  inne 
haben,  welche  nuhe  der  gemelte  George  abt  zu  Setchtnbich 
vor  meint  seinem  stifte  als  eygen  fr  je  loszgutter  nnr 
in  Pacht  gegebene  Guter]  zustehen  sollin,  dargegen  die  ge- 
nanten formunden  haben  vorgebracht,  das  die  ubir  menschen 
gcdeugken  und  vorwcrcte  zceit  in  die  rittergiittire  gegi  n  V*>ir- 
fitet  gcbrauclit  und  von  igiiciicm  vater  uf  seinen  «oen  adir 
nechstin  erben  bestampt  und  als  erbgutter  also  herbracht,  und 
waren  dem  clostir  nicht  mehir  dan  zinse  und  lehen  geetendig 
(a.  a.  O.  8.  488). 

c)  Für  den  Gegensatz  zwischen  lasxgut  einerseits  und 

lehmgut,  bezw.  erbe  andrerseitö  bietet  cme  große  Zahl  von 

Beispiel <  !i  das  Güterverzeichnis  von  Sittichenbach  aus  dem 
Jahre  1541;  z.  B.: 

Nicke!  Sontagk:  VII  Ys  gi**  I  virtel  lands  loszgut; 
lU  gr.  von  Ii  acker  erbe;  III  gr,  UH  ^  von  I  wiesen;  III  acker 


1)  Weitere  Urkunden,  die  das  LaBgat,  sowie  dessen  ümniDdliiog 
in  ein  Erbzin^gnt  betreffen,  finden  sich  bei  Haltans. 
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lehengut  quondam  Lexins  Frederich;  III  acker  lehengut 
quoudam  George  Lutze.  —  Esse  Recken:  XXX  gr.  von  ^/.,  liuf 
lands  loszgut;  VITI  gr.  von  I  wiesen  loszgut;  V  gr.  Uli  ^ 
vom  hof;  IUI  huuer;  III  gr.  von  HI  acker  erbe;  I  virtel 
lands  lehengut  qaondam  Hans  Ditmar  • .  •  (a.a.O.  S.525). 

2.  Urkunden  von  Rode. 

lu  dem  Güterverzeichnis  des  Klosterä  Rode  (v.  J.  1541) 
b^egnet  Icutxffut  in  folgender  Stelle: 

X  acker  sein  auf  leib  ausgethan  und  ist  lassgutb,  gehört 
auch  zu  des  closters  lande  (a.  a.  O.  S.  385). 

3.  Uber  das  Laßgut  im  Gebiete  von  Anhalt  macht  Krauz, 
«Bauerngut  und  Frohndieuste  in  Anhalt''  u.  a.  folgende  für  uns 
bedeutsame  Angaben: 

a)  ,)Die  Konstitutionen  von  1572  kennen  ein  solches 
£ibpachtFecht  noch  nicht,  sondern  stellen  den  beiden  erblichen 
Besitsformen,  an  welchen  der  Besitser  dominium  directum  et 
utile  oder  doch  weni^tens  das  letztere  hat,  die  Laßgüter 
schlechthin  gegenüber,  sie  ex  titnlo  locati  et  con- 
dueti  haben'.  Laßgut  wird  also  mit  Pachtmiete  identi- 
fiziert'' (Kraaz,  a.  a.  O.  S.  13). 

b)  „Alle  GesetECi  welche  sich  mit  der  Regelung  bauer- 
ticfaer  Rechtsverhaltnisse  beschäftigen,  lassen  zu  deutlich  den 
Gegensatz  zwischen  'Krbgut'  und  'Laßgut'  erkennen, 
das  gleiche  tun  die  Saalbücher,  so  daß  hierüber  ein  Zweifel 
nicht  obwalten  kann,  daß  das  Laßgut  kein  Erbgut  ist,  wenn 
dasselbe  nicht  ausdrücklich  als  ein  erbliches  bezeichnet  wird^ 
(KraaZy  a.  a.  O.  S.  14). 

4.  Gl  im  III-  Deutsches  Wörterbuch  joribt  im  Anscliluß  au 
Frisch,  Teutoch-Lat.  WB.  (v.J.  17 -Ii)  folgende  Erklärung  von 
Laßgut: 

^LoBxgut  n.  praedium  ad  longum  tempus  locari  solitum^, 

5.  Frischs  Angabe  ^ad  longum  tempus  locari  solitum*^ 

läßt  sich  noch  nälier  dahin  präzisieren,  daß  bezüglich  der 
Dauer  des  Pachtverhältnisses  hauptsächlich  folgende  Fälle  zu 
unterscheiden  sind: 

52 
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a)  Verpachtung  auf  oiiie  bebtiamite  Zalil  von  Jahren;  vg{. 
a)  .  .  .  hingelassen  .  .  .  vierzelieD  die  nechsten  iar 

(8.  oben  S.  814); 
/})...  ist  ihr  XL^  iahr  vom  closter  gelosaen  (s.  oben 
S.  814). 

b)  Verpachtung  auf  Lebenszeit  des  Pacht^^rs;  vg^l. 

er)  X  acker  sein  auf  leib  au&getlian  uuJ  i6i  La&zgüüi 

(s.  oben  S.  817). 

Für  das  Grebiet  von  Anhalt  bezeichnet  es  Kraaz 
(a.  a.  O.  S.  13)  als  eine  nonnalerweifle  ,deii  Laß- 
und  Pachtgtttern^  anhangende  Eigenschaft^  ^daß  sie 

rechtlich  nicht  erblich  sind,  vielmehr  der  Herr  beim 
Tüllesfall  des  bisherigen  Inhabers  die  volle 
Yerfügimgsfreilieit  über  das  Gut  erlangt*'. 

c)  Erbpacht 

Nach  ivraaz  (8,  13)  wird  im  Anhaltischen  di-  Krbliehkeit 
den  Titifigütern  „erst  durch  auf?driickliclH>  Hinzubetzung  von 
'Erb-^  vindiziert  (^Erblaßpachtgüter  )''. 

Aber  auch  das  erbliche  Laßgnt  des  17.  Jahrhimdeits  ist 
vom  Erbzinsgut  noch  deatlich  geschieden:  „Die  erfotichen 
Pacht-  oder  Lafipachtgüter  sind  aber  nicht  mit  den  Efbnns- 

gütern  auf  eine  Stufe  zu  stellen,  wenn  sie  ihnen  auch  uahe 
kommen;  den  Erbpaclitgütern  fehlt  die  Verpllichtiing  zur  Lelin- 
ware,  der  zu  leistende  Zins  ist  seiner  Höhe  nach  weniger  ein 
Kekognitionszins,  als  ein  Äquivalent  für  die  J^utenng,  daha 
denn  auch  eine  Einziehung  derselben  wegen  Nichtleistung  des 
Zinses  in  der  Praxis  nicht  selten  vorgekommen  sein  mnß* 
(Kraaz,  a.  a.  O.  S.  14). 

6.  Daß  Laßgut  in  den  Urkunden  aus  dem  Gebiete  voo  i 
Mansfeld  und  Anhalt  die  Bedeutung  y^Pachtgut"  hat^  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  ilteste  jener  Urknnden  stammt 
aus  dem  Jahre  1490.   Das  Laßgut  begegnet  uns  aber  schon 
etwa  300  Jahre  früher  in  folgenden  Ui^nden: 

a)  Urk.  V.  1190  (Brinckmeier,  Gloss  dipl.  II,  24):  \iem 
si  aliquod  beneticium  quod  Lazgut  dicitur  vacare  conüngat, 
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abbas  Iibei*niii  potestateni  habeat  illud  locandij  cuicunque  suo 
placuerit  arbitrio. 

b)  Kölner  Urkunde  von  1176  (Lacomblet  U.B.  I,  461): 
qui  etiatn  ab  eadem  ecclesia  IColomensi]  benefioiatua  erat  bonia 
feodalibus  et  bonis  ceasualibus,  que  vu^  leeogflt  et  laa- 
g&t  dicuntur. 

Nach  der  1.  Urkunde  wivd  das  LalJ^ut  verpachtet; 
und  wenn  es  in  der  2.  Urkunde  „Zinsgut"  genannt  wird,  so 
laßt  sich  dies  mit  der  bisher  ermittelten  Bedeutung  „Pachtgut'' 
wohl  vereinigeD. 

Andrmeits  könnte  man  auch  fragen  ^  ob  lä^gui  in  diesen 
Siteren  Urkunden  nicht  in  einer  etwas  abw^chenden  Bedeutui^ 
gebraucht  sei  In  der  1.  Urkunde  heifit  das  Laßgut  auch 
beneßeirtm,  iu  der  zweiton  bonum  catstiale.  Dies  sind  be- 
kanntlich auch  Bezeichnnng(^ii  l'üi'  das  I^cihegut,  die  Prekarie 
(vgl.  Bruniier  RG.  I,  211 ;  Schröder  KG.»  a  284).  läz,  das  (wie 
itix  sahen)  die  Grundbedeutung  ;,das  Lassen,  Überlassen''  hat, 
hatte  leicht  auch  im  Sinne  von  „leihweise  Überlassung^  Leihe'' 
gebraucht  werden  können.  So  würde  sich  hi^tU  =  „Leiliegut, 
Prekarie"  ergeben  haben. 

Doch  hat  die  Frage,  oh  hlzgiU  in  jenen  beiden  Urkunden 
als  „Leihegut"  oder  als  „Pachtgut"  zu  verstehen  sei,  wenig 
praktische  Bedeutung,  weil  Prekarie  und  l^acht  in  der  alteren 
Zeit  keineswegs  scharf  ausgeprägte  Gegensätze  waren.  Viel- 
mehr sagt  Brunner  schon  von  dem  „Prekarium  auf  Zeit*' 
der  vorfrankischen  Periode  Gralliens,  daß  „sein  Rahmen  weit 
genug  war,  um  Paohtverliiiltnisse  oder  doch  einzehie  Merk- 
male des  Pachtvertrages  in  sich  aufzunehmen"  (]>runner  RG. 
I,  201);  niui  für  die  fränkische  Periode  bemerkt  Brunner  (RG. 
Ii  210),  daß  der  Begriff  der  precaria  in  dieser  Zeit  „noch  viel 
dehnbarer  geworden"  sei  und  „die  verschiedenartigsten  Formen 
der  Landldhe''  ausammengefaßt  habe. 

7.  Anhangsweise  sei  hier  noch  erwähnt,  daß  Frisch, 
Teutöch-Lat.  W  B.  S.  578  sagt,  es  gebe  im  Clevischen  auch 
Laetgütei"y  das  Laetgut  sei  dem  Erbgut  entgegengesetzt.  — 
Das  e  in  Laeigui  bezeichnet  die  Lange  (vgl.  Soest  und  oben 
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D.  WB. 
nach  Frisch 
Teat8cb-Lat 
WR 


S.  811);  hll  ist  alFo  e^nau  die  niederd.  Entsprechung  für  hocbd, 
lä^  und  larif/fit  für  lä^ut. 

§  3«  Ebenso  -wie  in  lä^gtd  ist  nun  lä^  ^^yerpachtung^ 
Yermietung;  Pacht,  Miete"  in  einer  Beihe  weiterer  Kom- 
posita aifl  erster  BestandteO  enthalten: 

a)  Lasxham:  »^sylva  loeata  eonducta, 

so  zu  den  Laszgütern  gehören";  \  (Tiimm 

b)  Lasxramn:  „locus  locatus  conductus"; 
o)  Lasxwiese:  y^prata  locata  conducta, 

bei  den  Laszgütem,  die  erst 
abgeräumt  werden"; 
d)  Lasxxinsi  i^census  locationis  fundi^ 

(Grimm  1).  WB.  naoli  llaltaus). 
Tn  diesen  Zusammensetzungen   wird  wolil  niemand  das 
Wort  Ui^^e  „Höriger"  suchen    Ebenso  sicher  kommt  aber  lä4 
ifYerpachtuog,  Pacht"  noch  in  anderen  Kompositifl  vor. 
Wie  wir  bei  Frisch  a.  a.  O. 

a)  PächUBaur  ,yfnndi  conductor,  villicus,  coIonuB**, 

b)  Pcwhtmann  „conductor", 

c)  Vadd-llcrr  „pioprietarius,  A  «  ipachter,  locator",  sowie 

d)  Mietmann  „conductor,  der  etwas  mietet", 

e)  Mietherr  „locator,  der  etwas  vermietet" 

finden^  so  läßt  sich  schon  a  priori  erwarten,  dafi  auch  die 
Wörter  Laßherr,  Laßbaiter,  Laßmann,  besw.  Loßmann  existiert 
haben  werden.   In  der  Tat  finden  wir 

a)  Lasxherr  „I  jgentums-  oder  Grundherr  eines  Laüguts" 
(s.  Grimm,  D.  WH.  nach  Campe,  WB.  d.  d.  Spr.). 

b)  La/^ha?ier  „Pachtbauer,  Pächter*'.  Dieses  Wort  wird 
von  Schröder  im  Index  seines  Ijchrbuehs  d.  d.  RG.  unter  dem 
Stichwort  „Lassen,  Laten'^  aufgeführt  Selbst  in  Grimms  D.WB. 
ist  zu  lesen:  „Lasxbauer  m.  Ein  Lasse'*.  M.  Heyne,  der  Ver- 
fiasser  des  6.  Bandes  des  D.  WB.,  folgt  hier  Campe,  welcher 
sagt:  yyLasxbaner  s.  Lasse".  Bei  den  übrigen  Kompo^iti?  mit 
Lasx-  beschränkt  sich  das  D.  WB.  auf  die  ^^'iedergai>o  der 
Erklärungen  von  Frisch,  Haltaus  oder  Campe,  ohne  über  Her- 
kunft und  Bedeutung  von  Laax-  etwas  sn  bemerken. 
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c)  Loßmänner  Pächter»  Meier (vgL  Grupen»  Discep- 
tatiopes  forenses  p.  1065). 

§  4*  Wir  haben  gesehen,  daß  la$  in  ku^ui  bisher  mit 
laz.z,e  „  Höriger''  verwechselt  wurde.  So  bedauerlich  diese  Veiv 

wechsluDg  im  Hinblick  auf  ihre  Folgen  ist,  so  interessant  ist 
sie  andrerseits  für  die  reiii  spracliliche  Betrachtung. 

Zwei  Umstände  scheinen  jene  Verwechslung  begünstigt 
zu  haben. 

Während  im  Mittelhochdeutschen  10$  und  la^  durch 
die  verachiedene  Quantität  des  a  scharf  geschieden  waren,  ist 
cUes  im  Neuhochdeutsdien  nicht  mehr  der  Fall,  weil  hier  in 

lasse7i  lind  seinen  Ableitungen  eine  (durch  die  nachfolgende 
Doppelkoiisonanz  veranlaßte)  Verkürzung  des  a  eingetreten  ist 
(vgl.  H.  Faul,  Mhd.  Gr.  §  19), 

Sodann  wurde  die  Verwechslimg  mit  Lasse  dadurch  be- 
fördert^ daß  Laß  nur  noch  als  Bestandteil  von  KompoBitis 
und  nicht  mehr  als  selbständiges  Wort  erscheint  Dies  führte 
2ur  Verdunkelung  seiner  Etymologie.  Im  Anhaltischen  finden 
\V'ir  den  Ausdruck  „Laßpachtgütor"  (s.  Krnaz,  a,a. O.  S.  13): 
hier  ist  mLolÜ*'  durch  iiiuzuiügung  von  Pacht''  erklärt, 
offenbar  weil  man  „Laß"  allein  etymologisch  nicht  mehr  ver- 
standen hatte.  —  Ebenso  ist  es  wohl  zu  beurteilen,  wenn 
Kraaz  selbst  in  seinem  mehrfach  zitierten  Boche  von  „LaB- 
und  PachtgQteni«  (8.  13),  sowie  von  j^Laß-  und  Pacht- 
recht" (S.  14)  spricht 

Ist  die  wahi'c  Etymologie  eines  W  ortes  verdunkelt,  so 
tritt  oft,  und  zwar  am  häufigsten  bei  Gliedern  von  Kompositis, 
sog.  Volksetymologie,  d.  h.  Umdeutung  durch  das  Sprach- 
gefühl ein  (vgL  H.  Paul,  Prinzipien  der  Sprachgeschichte,  3.  A. 
S.  198).  Man  unterscheidet  nun  mehrere  Arten  der  Volks- 
etymologie. Bei  der  „komplizierteren"  Art  wird  ein  Wort, 
welches  durch  zufälh'irc  Klaugäbnlichkeit  an  ein  anderes  erinnert, 
diesem  weiter  angeglichen  (Paul,  a.  a.  O.  S.  200);  z.  B.  Maul- 
vmrf  aus  mhd.  molivmrf. 

Die  in  Bede  stehende  und  in  der  Literatur  bisher  so 
beliebte  Volksetymologie  gehört  nun  aber  zu  der  „einlacheren^ 
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Art|  weiche  die  Lauttorm  unverüiidert  l  iiU  und  sich  ledigiieb 
auf  eine  Umdcutcmg  durch  das  Sprachgefühl  beschrankt  ^aul, 
a.  a.  O.  S.  198):  so  ist  io  Laßgut  ^  Laßbauer  asw.  der  erete 
Bestandteil,  weil  seine  wahre  Etymologie  verdunkelt  war,  mlft 
dem  allen  bekannten  und  geläufigen  Wort  Lasse  („ Höriger 
ideutifizicrt  worden.^  Als  Scitonstiick  mao;  man  dazu  vei^lticlion 
nhd.  Friediiof  aus  nihd.  vr'ithof  (=-  eingefriedigter  Ort)  oder 
nhd.  LamJenecht  aus  Landsknecht. 


1)  Wenn  (was  ich  nieht  entscboiden  kann)  diese  Umdeatung  oar 
bei  den  Gelehrten  und  nicht  aucli  l»iro  Volke  stattgefunden  bitte,  so  würde 
es  sieb  nicht  um  eine  eigentliche  VelJcBetymologie,  sondern  aar  am  ein 
Analogen  zu  derselben  handeln. 
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seepenbare  und  wizzenthaft 

Von 

Dr.  phü.  A.  Burk  und  Professor  Dr.  Heck.^ 

§  1:  scepenbare.* 

Nach  der  herrscheuden  Lehre  bedeutet  scepenhare  „schöffen- 
fahig'S  fähig  Schöße  zu  sein'*,  »zum  SchÖffeuamt  fähig'';  so 
2.  B.  Home^er^,  Bninner^,  Schröder  ^  Diese  herrschende  £r- 
klSruug,  welche  aus  der  Glosse  zum  SachscDspicgel  stammt* 


1)  Die  AasfÜbmngcn ,  die  von  Prof.  Heck  herrfihien,  sind  durch 
eckige  Klnramern  abgehoben. 

2)  Die  flogenaimte  unflektierte  Fom  lautet  im  Sachseuspiegel  nicht 
scepenbar,  sondom  scepenhare  (we^tfäl.  scepenbere,  vgL  oben  S.  331;  mhd. 
sche/fenbcere);  vgl.  Ssp.  II  12  §  4:  Dte  boden  söhn  icesen  ee^penhare  pri 
Tind  Ssp.  III  54  §  1 :  Len  an  geriehte  ne  mtU  neman  hebben,  he  ne  si 
aeq^enbare  vri. 

3)  Über  dio  TIcimat  iiacii  altdeutsch.  Kecht,  S.  21:  „,..  Schaff  en- 
aint  ...  Zu  dieser  Würde  »lud  jeue  Vollfreieu  fähig:  daher  heitten  sie 
schöf  f  enbarf  rei." 

1)  (irimdzüge  der  deutsch.  KG.  S.  84;  „. . .  scepcnbaro  liide  . . .  zum 
Schöffenamt  . . .  fällig". 

5)  Lehrb.  d.  deutsch.  RG.  3.  Aufl.  S.  554:  Schöffenbarkeit  ... 
Fähigkeit  zum  Schöffenamt''. 

6)  An  dieser  llerkunft  der  herrschenden  Lehre  kann  angesichts  der 
Glosse  zum  Ssp.  Ldr.  II  12  kein  Zweifel  bestehen :  „Und  ein  solcher  heißt 
danun  ein  sohöppenbarfreier  Hann,  daß  man  ihn  wohl  zu  einem 
Schdppen  wfthltn  mag^S  Schon  die  hier  aufgezeigte  Genealogie  der 
hemchenden  Lehre  l&Bt  diese  in  recht  liedenkliohem  Dchte  exsoheinen; 
denn  die  Glosse  hat,  wie  keiner  näheren  Ansfohrang  bedarf,  die  Angaben 
des  Spiegels  über  die  Standeayerhftlimsse  ntxgends  verstanden. 
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und  aus  dieser  auch  in  die  Wörterbücher^  übergegaogea  ist, 
tritt  Überali  in  der  Literatur  ohne  weitere  EinfühniDg  und 
Begründung  auL 

[Bei  der  BeurteiluDg  dieser  Deutung  ist  zunächst  fest- 
zustellen, daß  der  ursprüngltche  Wortsinn  keinenfalls  einen 
besonderen  Hinweis  auf  eiiie  Fähigkeit  zu  „äcliuffen"  oder 
„ScbuH'c  zu  sein"  enthält. 

Es  ist  allerdings  richtig,  daß  heute  iu  einer  großen  Zahl 
von  Wörtern  das  Suffix  bar  eine  Fälligkeit  zum  Ausdruck 
bringt.  Ich  erinnere  an  brauchbar,  denkbar,  fühlbar,  hoibar, 
lesbar,  lehrbar  usw.  Aber  in  allen  solchen  Fällen  handelt  es 
sich  um  die  Verbindung  mit  einem  Verbalstamm  und  aus- 
schließlieh um  eine  })assivc  Fähigkeit  Lesbar  ist  etwas,  da*» 
die  Möglichkeit  des  Lesens  bietet,  nicht  diejenige  Persoü, 
welche  die  Fähigkeit  zu  lesen  hat.  Dagegen  findet  sich  heute 
keine  einzige  Verbindung  mit  -bar,  in  welcher  die  Fähigkeit 
einer  Person  ausgedrückt  wird,  etwas  zu  sein,  ein  Amt,  eme 
Würde,  dne  Stellung  zu  bekleiden.  Wir  können  auch  kda 
numeü  agculis  mit  bar  neu  verbinden,  um  diese  Bedeutung 

1)  Das  Gi  imnisehe  WB.  pht  iu  dem  Anikrl  sc/iöffenbar  {Ä.i\].\  keinf* 
eigene  Kikliiniiiir,  sondern  beschränkt  sich  auf  Zitate  aus  älteren  '\^'^'rt''r- 
büchern.  80  fuhrt  es  an  aus  Schottel.s  WB.  (v.J.  1063):  ,.8eh''iifenl'afe 
freyo  leute,  das  sind  die  [I]  uiibeseholten  und  [II]  au  jiireu  ehren 
und  rechten  unverriikket  seyn,  also  (III)  dasz  man  sie  zu 
schöpfen  Wehlen  mag'*,  und  aus  Stielers  WB.  (v.  .1.  Hl'.n  i:  .,«?€höpfen- 
bai-,  et  schüppenbarfrey,  (II]  honestus,  [I]  inculpatus,  iutegrau  fidei: 
nnde  scböpfenbaie  leute,  [lllj  qui  aptitudiue  scabini  esse  possunt.'* 
Stieler  hat  hier  anscheinend  ScfaottelB  deatsche  Brkttning  ins  Lateinische 
übersetzt  (man  vergleiche  die  von  mir  mit  1,  IIu.IU  beseichnefea  Stellen 
ihrer  Eiklfimugen).  Schottels  Srklärong  aber  beruht  (sei  es  unmittelbar 
oder  mittelbar)  auf  der  Glosse  zu  Ssp.  II  12;  nach  dieser  ist  nimlich  ,eiB 
sofadppenboifreier  Hami,  ein  jofl^her  [I]  nnbeso  hol  teuer  Hann  too 
seinen  vier  Ahnen,  der  ...  [ÜJ  an  allen  seinen  Rechten  nntadel* 
haftig  tat  Und  ein  solcher  h^t  darum  ein  schoppenbarfreier  Mann,  [III] 
daß  man  ihn  wohl  zu  einem  Schoppen  wihlen  mag*^  (man  ver- 
gleiche die  hier  mit  I,  II  und  III  bezeichneten  und  gesperrt  gedmcktsu 
Stellen  mit  denjenigen,  welche  oben  in  Schottels  iMriaTiiti^  jn  denwibea 
Weise  hervorgehoben  sind). 
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auszudrücken.  Auch  iu  der  Vergangenheit  findet  sich^  wena 
wir  zunächst  von  dem  Problem worte  absehen,  kein  einziges 
Beispiel  einer  derartigen  Verbindung.  Auch  ist  kein  Anlaß 
vorbanden,  für  eine  frühere  Zeit  bei  bar  die  Bedeutung  der 
aktiven  Fähigkeit  zu  vermuten.] 

Unser  heutiges  -bar  war  ursprünglich  ein  selbständiges 
Adj.  bäri  mit  der  Bedeutung  „tragend,  bringend".  Diese 
Grundbedeutung  zeigt  es  in  der  älteren  Zeit  auch  als  zweites 
Glied  susanunengesetzter  Adjektive  K  Allmahlich  aber  hat  sich 
hier  seine  Grundbedeutung  veiflüchttgt|  so  daß  es  aus  einem 
sweiten  Kompositionsgliede  sum  bloßen  Ableitungssuffix  herab- 
gesunken ist';  vgl.  z.  B.  ahd.  tröst-bäri  „tröst-lich",  mhd, 
maget -beere  „jun/xfräu-lich",  schnlk-bwre  „einfältig",  fi^i^ie-bcere 
^fried-lich",  xoni{Q)- beere  „zorii-ig".-^ 

[Es  kann  nun  dahin f^estellt  bleiben,  ob  die  Bedeutung 
der  .Passivfähigkeit  bei  Verbalkomposition  an  die  Gnindbedeu« 
tiing  „bringend,  tragend''  anknüpft  oder  eine  Folge  der  Abblas- 
Bung  ist   Im  ersten  Falle  würde  der  Grundgedanke  der  sein, 

dio  bezcicliiieten  Eigcuschaften  die  Möglichkeit  eines 
iiandeliis  bringen.  Im  zweiten  Falle  würde  eine  mehr  zufällim' 
Bildung  vorliegen.  Keincnfalls  kjinn  aber  irgend  ein  Anhalt 
dafür  gefunden  werden^  daß  bei  dem  einzigen  Wort  scepenbare 
eine  Aktivfähigkeit  zum  Ausdruck  gelangt  ist 

Auch  die  Fundstellen  lassen  erkennen,  daß  bei  dem  Worte 
zur  Zeit  des  Spiegels  nicht  mehr  an  die  Fähigkeit  zur  Beklei- 
dung des  Amtes  gedacht  wurde.  Denn  wir  finden  als  H:iii{>t- 
Wort  zu  dem  Eigeiischaftb worte  „schoffenbar"  im  Sachsenspiegel 
auch  wif  S  in  der  Hildesheimer  und  in  der  Ebersteiner  Fund- 
stelle^ die  „Fireiheit''  selbst 


1)  Vgl.  Kluge,  Nominale  StAmmhildnngsIehre,  2.  Auflage,  9.  113. 
mhnaiuis,  Deatsdie  Gramnat  Bd.  II*  8.  496. 

2)  Vgl.  H.  Paul,  Prinzip,  der  Sprachgesch.,  3.  Aufl.  B.  323  und 
H.  Fanl,  Bentsch.  WB. 

3)  Wihoanns  a.a.O.  S.  4971 

4)  Ygl.  SBp.  m  73,  §  1. 

5)  Ygl.  oben  B.  331,  32. 
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Endlich  spricht  gegen  die  Beziehung  auf  die  Fähigkeit 
zum  SchöfPeoamt  noch  eine  sachliche  Erwägung,  die  unten 
anzufahren  ist] 

Bei  der  NeuerklaruDg  ist  von  dem  ersten  Wort  teil 

auszugeheu. 

Das  Adj.  srrpe//i)are  ist  als  „Vorl)alk(»iiip()situm'' ^  auf- 
gefaßt worden,  wie  es  scheint,  von  v.  Arnim,  welcher  in  seinem 
Grundriß  d.  Germ.  R.  2.  Aufl.  S.  85  (135)  sagt:  ^Nach  dem 
ostfalischen  Recht  des  Sachsenspiegels  sind  zum  Urteilfindeo* 
unter  Konigsbann  . . .  allein  noch  fähig'  und  insofern  seepen^ 
bare  lüde  ahnlich  schon  Stohbe^  und  Eichhorn*. 

Diese  Erklärung,  welclui  d  ii  ersten  Teil  unseres  Wortes 
oli'enbar  auf  das  Verb  um  altnietierd.  skeppjan  „schatten,  in 
Ordnung  bringen,  ordnen"  >  mnd.  seheppen  ^^anordnen,  be- 
schließen" bezieht  ist  schon  aus  rein  formalen  Grrüoden 
abzulehnen,  namHch  einmal  deshalb,  wdl  in  keiner  derjen^en 
Zusammensetzungen  mit  häri,  die  sich  als  VerbalkomposÜt 
aiiilassen  lassen,  der  erste  Tfil  auf  -en  ausgeht*;  sodann  auch 
schon  deshalb,  weil  das  dem  got.  ga-sknpjaii  euts|>reehende 
altniederd.  skepj^an  >  mitteiniederd.  scheppen"^  gemioiertes  p 


1)  Beispiele  siolic  bei  W.  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  498  (§  377). 

2)  Von  mir  durch  Sperrdruck  liervorgehoben. 

3)  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  15.  Bd.,  S,  827:  ,,Per  Name 
.  S  r  liöf  f  üubar'  erklüi-t  si>h  leicht:  so  wie  iu  den  allen  Grafen  berichten 
nur  Vollfreie  Schöffen,  bcabini,  sein  durften,  >,)  werden  jetzt  um^retehrt 
diejenigen,  welche  ihre  alte  Freiheit  bewahrt  haben  und  daher  fahi? 
sind,  iin  Grafengericht  Urteil  zu  finden,  nach  diesem  Rerht  btuanar. 

4)  Dcat^clic  Staats-  und  Kechtsgesehichte ,  5.  AuiL,  _'.  Teil,  S.  604: 
Schöppeu barf lüihoi t,  d.  h.  die  mit  dem  üeburtsstande  verknüpfte 

Fähigkeit,  in  einem  Gerichte  Urtel  zu  finden  . . 

5)  Vgl.  Homeyer,  Ssp.  Ldr.  3.  Aufl.  S.  473  (Register). 

6)  D.  h.  weil  in  keiner  jener  Znsammonaetzangea  (vgL  die  bei 
Wihnaons  a.  a.  0.  8.  496  angeführten  Beispiele)  der  InfimtiT  als  eistoi 
Kompositionsglied  enthalten  ist;  Tgl.  aber  den  Onmd  dieser  Erseheiniuig 
Wilmanns  a.  a.  0.  S.  544  No.  2  Anm.  1  und  S.  6411. 

7)  Vgl.  Lübben,  Mittehiiedexd.  Gr.  8. 214  und  Homeye]-,  Sachsen- 
spiegel Ldr.  8.  473  (Register). 
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zeigte  'während  scepenbare  nur  mit  einem  p  geschriebeD  wird. 
8chon  dieser  Umstand  weist  darauf  hin,  daß  mnd.  see^^enhare 
von  dem  Substantiv  and.  scepino  (vgl.  ahd.  seeffino)  >  nmd. 
Schaffe''  abgeleitet  ist 

SchÖffenhar  wird  dcmuach  von  Wilmanns  (a.  a.  O.  S.  497) 
mit  Recht  tmter  den  mit  bar  gebildeten  „Substaiitiv-Kom- 
poaitis''  au%e£ährt  Dagegen  beruht  es  auf  einem  IfTtum, 
wenn  Wilmanns  das  Wort  als  eine  neuhochdeutsche  Bildung 
bezeichnet  Es  kommt  nSmlich  schon  in  der  mittelhochdeutschen 
Übcrst'tziing  des  Sacliscnspiegels ^  vor.  Für  das  Mittclnieder- 
(loiitsclie  läßt  sicli  das  Wort  außer  durch  den  Sachsenspk'm'l 
noch  durch  zwei  von  ihm  unabliängige  Urkunden^  aus  der 
eisten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bel^n. 

Der  zweite  Wort  teil  -bare  kann  in  dieser  Yerbinduug 

nicht  mehr  seine  alte  Bedeutung  haben.  Vielmehr  ist  bare 
als  ein  bloßes  Ableitungssuftix  aufzufassen,  durch  welches  aus 
dem  Substantivum  saepem  ein  dazu  gehörendes  Adjektivum 
gebildet  ist.  Soiuit  ist  scepenbare,  wie  Prof.  Heck  oben  S.  324 
gesagt  haty  in  der  Tat  ^nichts  anderes  als  ein  Eigenschafts- 
wort zu  Schöffe^.  Die  schöffenbaren  Leute  sind  die  Leute, 
welche  Sehdffen  sind,  zu  den  Schöffen  gehören. 

Diese  einfache  Erklärung  muß  allerdings  an  einem  sach- 
lichen G^egeugrunde  scheitern^  solange  man  bei  dem  Worte 
Bcepene  nur  an  den  beamteten  Urteilsfinder,  den  Inhaber  eines 
Schoffenstnhls  denkt  Denn  unter  dieser  Voraussetzung  wäre 
der  Bedeutungsumfang  bei  dem  Eigenschaftswort  ein  viel 
umfassenderer  als  hei  deui  Hauptwort.  Xur  ein  kleiner  Teil 
der  schöffenbanMi  Leute  <r('hi")rt  ja  zu  den  beaiuteten  8chöfifen, 
Auch  Frauen j  die  gar  nicht  Öchöü'eo  sein  können,  werden  als 
schoffenbar  bezeichnet 

Aber  dieser  Gegengrund  ist  hinfällig.   Die  Amtsbedeu- 

tttng  des  Worts  Schölle  ist  nicht  die  einzige. 


1)  Vgl.  die  Ausgabe  von  Weiske-Hildebrand. 

2)  Vgl.  obea  S.  330ff. 
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Kyke  von  Rtpechowe  keimt  scepene  auch  als  Standes- 
bezeichnuDg.  Diese  bisher  nicht  beachtete^  Bedeiituug  von 
scepene,  welche  Prof.  Heck  oben  S.  324 ff.  enviesen  hat,  folgt 
mit  Sicherheit  schon  aas  der  Eingangsstelle  Ssp.  I  2.  Daselbst 
heißt  es  io  §  1:  ...  seepenbare  lüde,  dU  der  biteope  send 
süken  solen  ...  §  2:  Tu  geUker  wies  aalen  ee  weriUk  geriekte 
sükcN.  De  scepcjie/t  des  grcien  ding  over  achiein  ucken  under 
ko/ii/igea  banne.  Bczeichiitüilorweise  liest  hier  in  §  1  eine 
Bcihe  von  Handschrüteo  statt  scepenen  teils  scepmbare,  teils 
schepfenbaren  vryenK  Es  ist  nSmlich  zweifellos,  daß  in  §  2 
mit  dem  Wort  ecepenen  genau  derselbe  Personenkreis  um- 
schrieben sein  muß  wie  in  §  1  mit  dem  Ausdruck  scepenbare 
lüde,  IHese  scepmbaren  lüde  des  §  1  waren  aber  sicher  nor 
zu  einem  Teil  ständige  Urteilstinder.  Hieraus  ergibt  bich  der 
zwingende  bchluß,  daß  auch  das  Wort  scepenen  in  §  2  sich  i 
nicht  bloß  auf  die  ständigen  Urteilsfinder  beziehen  ^  folsrlich 
nicht  als  Amtsbezeichnung  derselben  gemeint  sein  kann.  Wie 
der  parallel  gehende  Ausdruck  eeepenbare  Hide  ist  es  vielmehr 
Standesbezeichnung.  Als  solche  wird  es  auch  schon  in  einer 
Urkunde  von  1 1  f).')  gebraucht* 

[Die  doppelte  Bedeutung  von  sceptne  ist  auch  duix-haus 
erklärlich.  Das  Wort  ist  nomen  agentis  zu  skcppjan  „recht- 
lich bestimmeni  entscheiden das  noch  Ssp.  II  55  in  dieser 
Bedeutung  steht  Nun  waren  ja  im  Königsbann  zwar  in 
erster  linie  die  Inhaber  der  SchoffenstOiile,  in  zweiter  Linie 
aber  auch  alle  Din^genosscn  zur  Entscheidung  durch  Urteil 
berufen.  Dal)  der  Umstand  ein  Vollwort  abgab,  ist  unbe- 
stritten und  urkundüch  bezeugt^   Außerdem  aber  waren  die 

1)  Ausgeaommea  Amizs,  Onmcbrifi  8. 85  (135):  ^^scepenbem  hU§ 
(teepenbare  vrie,  «eepMMft^^. 

2)  Homeyer,  Sschsenspienel  Bd.  I,  8. 155  Note  8. 

S)  EnIigQgeqgesetzter  Ansicht  war  Stobbe,  Zeitechr.  for  deutsch.  B., 
15.  Bd.  8. 335. 

4)  VgL  oben  8.  336«. 

5)  Vgl  z.  B.  die  ürkanden  von  1169  oben  8.  365  uatsn  „fiLveatibiB 
—  inidiiB  ipsias  pUoiti  debitoribos**  und  von  1197  8.  785  Aam.  1  ti^QO* 
IsTonbili  sccUmatione  popnli'^ 
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Diuggenossen  bestimmend  tätig  nls  Zeuojon  und  nls  l\ü<roleute. 
Neben  der  Amtsfunktion  stand  eine  allen  Dinggenosbcn  gemein- 
same i  |,genereUe^^  Rechtspflege.  Der  Stand  der  Schöü'enbareu 
war  in  seiner  GeB&mtheit  der  ,^rechtlicli  entechetdende''  und 
konnte  deshalb  die  entsprechende  Bezeichnung  föhreo.] 

Die  FesfsteUung,  daß  srepene  auch  Stand esbeseichnung 
ist,  biMet  die  Grundlage  meiner  Erklärung:  das  Adj.  srrpenhare 
ist  mitteis  -bare  abgeleitet  eben  von  der  (nicht  mehr  als  nomen 
actionis  gefühlten)  btandcsbezeichnung  scepem. 

Wie  in  seepenbare  ist  -bare  (das  meist  mit  unpersön- 
lichen Wörtern  verbunden  wird)  auch  noch  in  einigen  weiteren 
Fallen  an  ein  persönliches  Wort  getreten,  nämlich  in  mnd. 
jnanbar,  mhd.  7nan-,  maget-  und  schalk-bare^'      Diis  Ab- 


1)  \{rl  Wilmauns  a,  a.  0.  S.  49a 

2)  Diese  Fälle  besonders  scheinen  mir  die  von  Wilraanns  a.  a.  0. 
S.  49G  (Anm.)  aufgeworfene  Frage  nahe  zu  lej^en,  ob  nicht  neben  der 
Zu.sammensetzung  mit  dem  Adj.  bäri  auch  «-nloh»«  mit  einem  alten  Pnbst. 
*bära  ,,Art  und  Weise,  wie  sich  etwas  zrij;^''  anzunehmen  sei  (z.  Ii. 
SKutar -häri  iM  soiiil'^re  Art  habend).  Das  Subst  *büra  wäre  duiin  aus 
einem  z\voit'  n  (Uiedo  solcher  Bahuvrihi- Komposita  zu  oinem  bloßen  Bil- 
dungs>uffix  geworden  (v^l.  die  panillflo  Entwi«  klun;::  von  -h'ch).  Von 
diesem  zweiieu  -bare,  -btne  würde  sich  lit.wudeis  leicht  cikliii.  n,  daß  es 
an  persönliche  Wörter  treten  kann,  und  d.iß  es  in  dei'selben  Fnnktifjii  wie 
-lieh  erscheint.  Aus  der  Koiikuircnz  mit  -lieh  wurde  .im  U  verständlich, 
weshalb  ci  dunh  dieses  aus  der  übereinstimmenden  Funktion  schließlich 
verdrängt  wurde:  die  S])racho  beseitigt  das  Überflüssige,  weil  sie  „allem 
Luxus  abhold"  ist  (vgl.  H.  Paul,  Prinzip,  der  Sprachgosch.  8.  229). 

Bin  mit  ^bora  ,«Art  und  Weiso*^  gebildetes  alteSf  wenn  auch  erst 
in  mittelbochd.  (s.  Lexer)  und  inittelniederd.  (s.  Schiller  nnd  Lübben, 
Mnd.  "WB.)  Denkmälern  aoftanchendes  Bahnyribi^Eompos.  könnte  s.  B. 
mannbar  sein.  Über  die  Bedeutungsentivicklang  dieses  Wortes  bemerkt 
H.  Fftttl,  D.  WB.  (ausgehend  von  der  Annahme,  daß  ^bar  hier  das  aus 
dem  Adj.  bäri  entstandene  Ableitongssoffix  sei):  „«nafiti&ar  wurde 
nrsprttnglich  nur  von  Mttdchen  gebraucht  ^  „für  einen  Mann  geeignetes 
„heiratsffihig'S  wurde  dann  überhaupt  auf  Seife,  Erwacbsensein  auch  beim 
männlichen  Oeschlechte  bezogen,  welcher  Sinn  dann  vom  Sprachgef&hl 
anders  abgeleitet  werden  mußte".  Die  hier  angenommene  Aufeinander- 
folge der  Bedeutungen  scheint  mir  nicht  unbedenklich  zu  sein.  Anders 
gesteltet  sich  die  Sachlage,  wenn  man  von  einem  (als  >a-Stanmi  gebildeten, 
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leitUDgBSiiffix  -bare,  -beere  kann,  sowohl  w«iiii  es  an  per- 
sonliche als  wenn  es  an  unpersönliche  Wörter  tritt,  eine 
ebenso  allgemeine  Bedeutung  li;il)en  wie  -Uch-,  vgl.  z.  B.  mhd. 
maget-bcere  „jungfrau-licli"^,  meim-bcBre  „iöai-Uch"S  n^^^ 
Mai  gehorig'^^ 

Dementsprechend  bedeutet  auch  das  mittels  des  Bildung^ 
sufßxes  'bare  von  der  Standesbezeichnung  scepene  abgeleitete 
Adj.  scepenbare  „zum  Schöffen  stände  gehörig",  d.  h.  „zum 
Stande  der  Altfreien  gehürig".''  Diese  wahre  Bedeutung 
von  scepenbare  scheint  in  den  Erklärungen  Enschs^  („scabino 
aequalis'^)  und  Adelungs^  d^einem  Schöffen  an  Würde  und 
Vorzügen  gleich  [ehedem  gangbarer  als  jetzt]'')  noch  nach- 
zuklingen. 

Scepenbare  lüde  (z.  B.  Ssp.  1 2  §  l)  sind  also  „zum  Schöffen- 

stände  gehörige  I>eute",  scepenbare  m'e  lüde  (z.  B.  Ssp.  III  55 
§  2)  sind  „zum  Schöfienstande  gehörige  freie  Licute";  die  vrt 


8.  Kluge,  Kom.  Stamm bildungslehre  §  177)  Bahuvrihi-Kompos.  *man-büfi 
ausgeht  und  sich  dabei  gegenwärtig  hält,  daB  man  aiBprüngUch  auf  beide 
Geschlediter  sich  bezieht,  nämlich  allgemein  „Menaoh*^  heifil  (diese 
Bedentong  Rteckt  noch  heute  in  jemand,  niemand  und  in  dem  Fron,  man^ 
vgl.  Kluge,  Etymolog.  AVB.),  und  darum,  wenn  es  in  Gegensatz  zn  ,,Kind** 
gestellt  wurde  (vgl.  Paul,  D.  WB.),  anch  nerwaohsaaer  Mensch^  be- 
deuten konnte.  *man-6ar«  wäre  also  unprungUch  b  „die  Art  des  er- 
wachsenen Henschen  habendes  d.  h.  „erwachsenes  „reif".  Daß  das  TVoit 
auf  beide  Geschlechter  bezogen  werden  kann,  wäre  demnach  auf  ein  Nach- 
wirken der  ursprünglichen  Bedeutung  zurückzufahren.  Erst  die  häufigere 
Beziehung  auf  Mädchen  hätte  diejenige  Verwendung  des  Wortes  ergeben, 
welche  die  bekanntere  ist  Auf  diesen  letzteren  Gebrauch  wäie  aoBeidem 
\\'ohl  auch  die  Einschrünkung  von  vmn  anf  das  männliche  Qeschtecht  von 
Einfluß  gewesen,  so  dali  der  erste  Teil  in  matmbar  vom  Spracbgefobi 
jetzt  in  diesem  Sinne  gedeutet  wur  lo. 

1)  Vgl.  AVilmanns  a.  a.  0.  S.  497. 

2)  Vgl.  H.  Taul,  Prinzip,  der  Spi-achgesch..  3.  Aufl.,  S.  323. 

3)  TIaiipt-  und  ziifrehörigcs  Eigenschaftswort  haben  also  denselben 
Bedeutungsumfang,  vgl.  oben  S.  S27  Abs.  3. 

4)  Teutsch-I*it.  WB.  (v.  J.  1741). 

5)  Versuch  eines  Yollständ*  grammatiBch- kritischen  WB.  der  hocbd. 
Mondän  (^4.  Teil,  1780). 
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scepe)if)(ire  man  (Ssp.  II  3  §  2)  ist  „der  freie,  zum  SeliüiVen- 
stande  gehörige  Mann",  und  en  vri  scepenbare  irif  (Ssp.  III  73 
§  1)  ist  „düe  freie,  zum  SehötVenstaDd  gehörige  (beileibe  nicht: 
sum  ScbÖffenamt  fähige)  Frau". 

An  diesen  wklichen  Sprachgebrauch^  des  Sachseufipiegela 
mufi  man  sich  halten  und  von  der  Zusammensetzung  ^  schö/fen-' 
barfrei  j  sowie  von  der  Substnntivierung  die  Schöffenbaren  oder 
die  Schöffe nf)(irfrei(  1}  sich  v*>liig  losniaclien,  wenn  man  den 
Vorstclluiigsiiihalt  richtig  erfassen  will,  den  Eyke  von  Kepechowe 
wie  seine  Zeitgenossen  mit  dem  Eigenschaftswort^  scepeiibare 
verbunden  hat 

Dem  wirklichen  Sprachgebrauch  des  Spiegels  wird  nur 
die  vorstehend  dargelegte  EitiSrung  gerecht  Und  nur  sie 
lehrt  verstehen,  weshalb  scepcNbare  einen  „Geburtsstand"*** 
bezeichnen  kann,  „an  welchem  auch  die  Krauen  teilnchmLu"^. 
Sie  macht  auch  begreiflich,  daß  scepenbare  nicht  bloß  zu  dem 
Subst  wif  hinzugefügt,  sondern  auch  auf  das  Subst  jfFreiheit'' 
bezogen  werden  kann  (permittimus  fiui  ea  UbertaU  que  dicitur 
seepenbar,  vgl.  oben  S.  332).  — 

VerhähiHrimäliiLT  selten  gebraucht  der  Spiegier  die  ein- 
fache Staudt  ■^Ix'/eicbnunjj:  scepene,  dafür  aber  um  so  häufiger 
umschreibende  Wendungen  wie  scepenbare  lüde  oder  scepenbare 
vrie  lüde  oder  die  vri  scepenbare  man.  Dies  erklärt  sich 
wie  folgt. 

Scepene  für  sich  allein  ist  zweideutig:  es  kann  entweder 
Standesbezeichnung  sein  oder  Amtsbezeichnung  für  die  stan- 
digen Urtoilsiiiidcr.  Kvke  gehrauclit  daher  die  einlache  Staiulcs- 
bezeichnung  scepene  nur  da,  wo  der  Zusammenhang  gar  keinen 


1)  Vgl.  obdtt  S.  558  Note  2-4. 

2)  Das  Grinunsolie  WB.,  welches  die  Zusammenaotzong  iMffenbar- 
frei  (Adj.)  unter  Bemfung  auf  das  Wörterbuch  von  Frisch  in  der  Bedeu- 
tung „vasallua  imperii  ob  certa  bona  immediatus'^  anfuhrt,  bemerkt  aua- 
drucklich:  „mittelniederdeutsoh  noch  getrennt*^ 

3)  Vgl  oben  S.  558f. 

4)  Tgl.  Homeyer,  Über  d.  Heimat  nach  altd.  B.,  8.  20. 

5)  Vgl.  Sep.  II  3,  §  2. 
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Zweifel  an  der  ständischen  Bedeiitunu;  aufkommeii  läßt,  >o  im 
Einpting  (I  2)  und  in  den  andeni,  oben  8.  325  anf|jefühnen 
Stellen.  Im  übiigen  verwendet  Eyke  jene  umschreibenden 
Ausdrücke,  welche  das  von  der  Standesbezeichnung  scepene 
abgeleitete  Eigenschaftswort  seepenbare  enthalten  und  so  jeden 
Zweifel  an  ihrer  standischen  Bedeutung  ausschliefien.  Die  Ab- 
wechslung zwischen  der  einfachen  Standesbezeichnn:!^  .-^apene 
und  den  nnisehreibcnden  Wendungen  ist  sonach  ein  neuer 
Beweis  dafür,  wie  sorgfältig  Eyke  seine  Worte  abge\v(»L^»'n  bat. 

[M.  £.  ist  auch  noch  eine  andere  sprachliche  Erklärung 
nicht  ausgeschlossen.  Wenn  man  bei  >&>re  von  der  Gnmd- 
bedeutung  ^^bringend*'  ausgeht,  so  ist  vielieicht  ein  sacUiches 
Substantivum  ^scepene  eu  supponieren. 

Wie  altsachs.  thek-ina^^  „Bedcckunir,  Dach'*  aus  dem 
gerni.  V.  thek  (vgl.  auch  hHjNm  „Luge",  stdltun  „Diebstahl"), 
so  könnte  auch  altsachs.*«/^«/;-!««^  >*5/.v7?///</^  >nn^d.*^Yy  yK//f  ^ 
i,da8  Ordnen,  die  rechtliche  Entscheidmi^"  zu  V.  skep  „schaffen, 
ordnen gebildet  sein  (cfr.  Kluge,  Nominale  Stammbildungs- 
lehre,  2.  Aufl.,  §  15  f.). 

Die  beiden  neuen  Deutungen  haben  vor  der  hergebrachten 
auch  einen  sachlichen  Vorzug.  Die  Standesbezeichnungen 
werden  immer  von  denjenigen  Merkmalen  entlehnt,  die  prak- 
tisch am  wichtigsten  sind  und  am  häufigsten  im  Kreise  der 
Sprechenden  zur  Ferzeption  gelangen.  Der  Stand  der  Schöffen- 
baren  bat  zwei  Merkmale,  die  Amtsbefähigung  und  die 
generelle  Rechtspflege  im  KÖnigsbanne.  Nun  waren  aber  die 
Schöffenstühle  dauernd  und  mit  erblichem  Keehte  besetzt. 
Die  Frage,  ob  jemand  we^en  seines  Standes  zur  B«  kkidimg 
des  Amtes  fähig  s(?i,  konnte  nur  selten  zur  Diskussion  gelangen. 
Die  generelle  Rechtspflege  wiederholte  sich  dagegen  fortwühiend. 
Bei  jeder  Oerichtsversammlung  des  Grafendings  maßte  diese 
Qualität  zur  allgemeinen  Wahrnehmung  kommen.  In  derselben 
Proportion ,  in  der  die  Teilnahme  am  Kdnigsbann  sich  für  den 
Einzelnen  häufiger  ver\\iik lichte  als  die  Berufunu:  auf  einen 
Schöffenstuhl,  ist  auch  die  neue  Erklärung  des  Wortes  sachlich 
wahrscheinlicher  als  die  alte.J 
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§  2:  wizzenthafl. 

T.  Im  Mittelhochdeutschen  gab  es  ein  von  dem  Partizip 
ui^rU  abgeleitetes  Adj.  wi^^i-haft  „bekanut,  offenkuDdig'^^ 
Davon  zu  unterscheiden  ist  ein  gleichlautendes  mhd  Adj. 
fffi^9mi''hafi  »  „legiümas^.  Dieses  letztere^  welches  mit  B^haft 
>  eeki  (von  9wa>€  lyGesets'O  synonym  ist^  findet  sich  in  fol- 
genden Beispielen: 

a)  li^ i^pnt  ( h) aftding  ^  „placitum  legitimum";  vgL  damit 
ibaftding,  echteding^; 

b)  diser  hoff  hat  auch  2  loisserUhafte  «wi^^;«vgl.  damit 
iehtwort^    „atea  legitima<<. 

c)  Dieses  Wort  wt^ig/mthaft  »  ekafl  —  Jegitimns"  ist  m.  K 
Rttoh  in  folgenden,  bei  Haltans  Gloss.  Genn.  8p.  2132  ange- 
fülirteii  Stellen  eiuiialteu:  „...  den  tcyl  ich  irc  Weiher  xu 
wissen  ha  ff  ligefi  Witwen,  ire  kauier  xu  ehaffii(jp)f  TlV^/sv/f"; 
». . .  dax  sy  Marggraf  Rudolfen  derselben  Zytt  für  einen  rechten 
wissenthafften  Herrn  der  genannten  herrschaften  gehalten 
habent  vnd  huU  by  tag  haltend  etc."  Haltans  hat  diesen  Stellen 
folgende  ErkUbrung  vorausgeschickt:  „Wissenhafi,  cuius  notitiam 
omnes  habent,  notus,  notorius^';  d.  h.  Haltans  hat  wi^nthafi 
legitimus''  mit  nn^enthaft  „bekannt"  verwechselt. 

Eine  solche  Verwechslung  wäre  für  das  Althochdeutsche 
ausgeschlossen  gewesen.  Mhd.  toi^^nthaft  „legitimus"  lautet 
hier  wi^Uhaft,  wi^t^haht  <  wi^^^hafi*  (abgeleitet  von 
tff^^i  vn^ipä^  y^Gesets,  lex'*).  Es  findet  sieh  zweunal  (das 
eine  Mal  mit  -ig'^f  das  andre  Mal  mit  -Uch  erweitert)  in  der  mittel- 
fränkischen  UberBetzung  ciucb  zwischen  814  und  827  entstau- 


1)  Vgl.  Wihnanns  a.a.O.  S.  503. 

2)  Vgl.  Orimm  RA.*  H  394;  Wiit«  V0.  T«,  S.  446  Note  2. 

3)  Vgl.  V.  Amiia,  Grundriß  8. 153  (203). 

4)  ^  gl.  Grimm,  Wsistömer  IV,  8. 247;  %  Hayer  YG.  1 417  Note  41. 

5)  Vgl.  Sohriider  BG.  8.  Aufl.,  8. 203  Note  15.  &  aneh  Grimm  SA. 
H  6;  Haltans  Bp.  251;  E.  Hayer  YG.  I  415. 

6)  Ygl.  Biaune,  Ahd.  Leaelmoh,  4.  AufL,  Gloaaar. 

7)  Y^l.  WUmanas,  a.  a.  0.  8. 501. 
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denen  Capitulai*e  ^,  wo  legiiimam  traditio nem  durch  u  izzetatina 
{■^toi^^t'hahtlga^)  sala  und  ad  annos  legititnos  durch  cen  lärim 
vd^^thailikhen  (~  toi^t-haht-hchin^)  wiedergegeben  ist. 

Das  n  der  spateren  Form  yn^^mfhaft  ist  also  etymo- 
logisch unb^rundet  Ich  vermute,  daß  es  unter  dem  Eufloase 
der  von  Partizipien  abgeleiteten  Adjektive  auf  -hafty  wie 
lebent-haft  lehehafi)  und  wi^:^it-haft  „bekauDt*'  \  herein- 
gekommen ist. 

II.  Ais  StaDdesbczcichauDg  erscheint  unzzenihafi  zuerst 
in  einer  Erfurter  Urkunde  von  1120^  nach  welcher  „qmdam 
£.  et  ejus  contectalis  W.,  ntrique  ea  libertate  liberi,  que 
vulgo  wixseeniapht  solet  nuncupari'*  dem  Bliurienstilt  sn 
Erfurt  Eigengüter  m  Ebdeben  mitsamt  Zinsleuten  fibereignet 
haben  (Beyer,  U.B.  d.  St.  Erfurt  I,  No.  12;  Dobenccker,  Heg. 
dipl.  Thuringiae  I,  No.  1153).  Zeumer  hat  hierzu  bei  "Waitz 
VQ.  V'i  S.  440  in  Note  2  augemerkt:  ,,6^1  Lcxer  und  Schade 
ist  wii^senihaft  in  der  Bedeutung  |,bekannt^',  bei  Haltaus  anfier- 
dem  in  der  sich  damit  berfihrenden  Bedeutung  i^glaubwurdig'' 
angeführt,  und  es  ist  wahrscheinlich,  daß  das  Wort  hier  nidits 
anderes  bedeutet"  Diese  Auffassung  Zeiiiners  ist  abzulelnien. 
Daß  wi^^enthaft  in  der  obig< n  Stelle  Standesbezeichnung  i:it, 
ex^ibt  sich  aus  der  Vergleichung  piiralider  Beispiele  wie 
. .  Hermannus  homo  libere  conditionis,  quod  in  vulgari 
seepenbere  vocatur**  (vgl.  oben  8.331)  oder  „..*  pennittimus 
frui  ea  libertate  que  dicitur  seepenbar*^  (vgl.  oben  8.332). 

Die  Standesbezeichnung  mi^^enthaft  findet  sich  fmier  in 
einer  HersleMer  Urkunde  von  113(5,  nach  welcher  die  Aksuit 
von  Bcndeleben  (libera  et  utiixxinthaft  femifia  Akstiit  nomine 
de  Bendeleve)  der  Mainser  Kirche  und  dem  Kloster  Xippolds- 
beig  gewisse  Schenkungen  gemacht  hat  (Dobenccker  a.  a.  O. 
Bd.  I^  No.  1312).  Auf  die  Schenkungen  der  Aksuit  (Eksoit) 
von  Bendeleben  an  das  Kloster  lappoldsberg  beziehen  sich 


1)  Boretius  I  378 ff.;  Bratino.  Ahd.  Lesebuch,  4.  A.UÜ.,  8.381. 

2)  Vg!.  Braiine,  Ahd.  Lose  buch,  Glossar. 

3)  Vgl.  WUmanns,  a.  a.  0.  S.  503. 
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noch  zwei  weitere  ürkuDdcn,  nfimlich  eine  zwischen  1142 
und  1153  abgefaßte  Erfurter  Urkunde  (hier  heißt  es:  qnedam 
wixenthapt  femina  de  Bendeleve  Eskuit  nomine;  Dubcnccker 
a.a.O.  Bd.  No.  55)  imd  eine  Nörtener  Urkunde  von  1155' 
(hier  heiBt  es:  quedam  wixenthafi  femina  Ekauii  nomine; 
Dobeoecker  a.a.O.  Bd.  II,  No.  101). 

Wie  ist  Ulm  die  Standesbezeiehnmig  tn^^enthafl  m  er- 
klären? 

1.  Bekanntlich  hießen  die  westfälischen  Freischoffen 
scicntes,  seientifid^  „Wissende Man  pÜegt  dies  damit  zu 
erklären,  daß  sie  bei  der  Aufnahme  durch  Mitteilung  der 
geheimen  Erkennungsseichen  ^vwissend''  gemacht  worden  seien.* 
Dies  ist  aber  sohwerlioh  der  urspn'mgliche  Sinn  der  Beeeioh- 
niiDg.  Vielmehr  ist  „wissend",  wie  Grimm  RA.  II  394  (Note),  401 
wohl  mit  Recht  annimmt,  ursprünglich  ein(»  allgoraeine  Be- 
zeichnung der  Urteilsfinder  gewesen.  Von  dem  substantivierten 
Partizip  <^  tpi^^ent  „Urteiler,  SchööV,  das  wie  scepene  Standes- 
beseiohnung  werden  konnte,  kann  wi^^mt-haft  ebenso  abge- 
leitet seiui  wie  mhd.  fnan-haftfie)  und  sehaIk'?Mft(ie)*  van 
den  personlichen  Wörtern  man  und  sehalk.  Dieses  Adjektiv 
vn^^enthaft  würde  sich  daiiii  zu  wi:^^eiit  cbeuso  vcrlialteu  wie 
scepenharc  tax  scepene,  und  dieses  wi^entltaft  und  str penbare 
wären  gleichbedeutend  (vgl.  oben  S.  334  No.  270).  In  der  Stelle 
Ubera  et  uuixxintJiafi  femina  (vgl.  oben)  ständen  dann  Ubera 
und  iffiffenihaft  ebenso  nebeneinander  wie  wi  und  eeepenbare 
in  der  Stelle  en  vri  seepenbare  mf  (Ssp.  III  73  §  1). 

2.  Es  ließe  sich  aber  auch  noch  eine  andere  Erklärung 
denken.  Ahd.  tmzzßd  „Gesetz,  lex,  Rocht" ^  kauu  wohl  wie 
»Recht"  und  ,ylex"^  auch  «A^^ht  im  subjektiven  Sinn,  Befugnis^ 


1)  Vgl  Glimm,  BA.«  U  394. 

2)  YgL  Schräder,  BG.«  S.  573. 

3)  Vgl.  ahd  htHamU,  helfant  (Helfer),  wfgofU  (ESmpfer),  walioni 

(Herrscher)  und  scepfant  (Schöpfer). 

4)  Vgl.  Wilmanns  a.a,0.  S.  502. 

5)  Vgl.  Brunner,  Grundzüge  S.  11. 

6)  Vgl.  £.  Mayer,  VG.  1  417,  Note  39. 
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ßerecLtigung^*  bedeuten.  Entsprechend  alid.  icazznt  -haft  ^wer 
\yasp»^r  hat",  eitar-haft  r  Gift  hat",  mintii-Jiaft  „wer  Liebe 
hat"^  würde  sich  daaa  für  das  obcu  bosprocbeae  Adj.  mild. 
wi^^'haft  >  mhd  wi^^müiaß  auch  die  Bedeutung  „wer  ein 
Becht  faat^,  „berechtigt''  annehmen  lassen.  Die  thfiringiaclie 
StandesbezeichnuDg  vni^i^ihaft  könnte  dann  sjmonym  eein 
mit  dem  Ausdruck  homines  potestativi^  des  bayrischen  Iwechtes. 

An  welche  „Berechtigung*'  wäre  nun  aber  bei  dem  Worte 
wi^^erUhaft  „berechtigt"  zu  denken? 

E.  Mayer,  welcher  die  wiz^enf haften  als  „Rechtler''  er- 
klarti  besieht  das  Wort  auf  das  MarkgenossenacfaaltBreclity  die 
Waldberechtigung  (YG.  I  417).  Auch  die  homines  poUglatiwi 
sind  nach  E.  Mayer  „Leute,  welche  dn  Yomdit  an  der  Mark, 
d.  h.  dem  A\'al<l,  haben"  (VG.  I  413).  E.  Mayer  erörtert  zwar 
auch  die  Möglichkeit,  die  Standesbezeichniing  poit^ialn  u^<  aus 
der  unbeschränkten  Vergabungsfähigkeit  ihrer  Träger  xu  er- 
klären (VG<  I  413  Note  16);  er  lehnt  jedoch  diese  Deutong  ab. 
Sie  ist  aber  wahrscheinlicher  als  die  andere.  Denn  der  Ana- 
druck  hominea  potestatM  bedeutet  wohl  soviel  als  homines 
potestatem  habentes;  und  die  liberi  potesiaf&m  non 
habenies  de  se,  die  ebenfalls  in  Bayern  begegnen  und  die 
auch  K  Mayer  selbst  erwähnt  (YG.  I  413  Note  16),  sind  Freie, 
„diem  ihren  Yeigabungen  Genehmigung  bedürfen*'  (YG.  I  49). 
Hieraus  schdnt  mir  sn  folgen,  daß  die  homines  polestoHvi 
ab  „unbeschränkt  verfQgungsffihige  Lente^  su  deuten  sind.' 

Auch  die  Standesbezeichnnng  wi$t$enihaft  wird  (wenn 
man  sie  von  ivizzöd  „lex"  ableiten  will)  statt  auf  die  Wald- 
berechtigung wohl  richtiger  auf  das  „freie  Verfügungsrecht " 
bezogen.  Diese  Erklärung  hat  Dobenecker,  Reg.  dipl.  Thurin- 
giae  I,  S.  241  Note  2  zu  No.  1153,  angestellt;  er  stfitct  sie 
auf  die  oben  genannte,  zwischen  1142  und  1153  abgeCafite 


1)  Vgl.  WUmanns  »,  a.  0.  S.  501. 

2)  Vgl.  E.  Mayer,  VG.  I  413. 

3)  Dipso  Erklärung  von  pofestatirus  vertretea  Brauner,  Lnd» 
Bcheakuiig^A  S.  101.,  und  Heck,  Gemeiofieie  S.8lff. 


Digitized  by  Google 


scepenbare  und  wi^^enthaft. 


837 


Erfurter  Urkunde,  in  welcher  es  heißt:  „X  mansos,  quos  que- 
dam  toixerUhapt  femina  de  Bendeleve  £ksuit  nomine  libenima 
donatione  ...  obtulerati  qnippe  qae  seonndam  conditionis  soe 
tenorem,  decementibus  provinde  sne  iudicibus  multis  in  placito 

coram  positis,  liberam  facultatem  prius  obtinuerat  de  bonis 
suis  faciendi  quod  vellet;  hac  ergo  übertäte  potita  partem 
eorum  . . .  concessit." 

Es  laßt  noh  sehr  wohl  denken,  daß  wi^smthafi  ,,berech- 
tigt^^^  d.b.  prägnant  „nnbeschränkt  verfügungsberechtigt^^ 
4BU  einer  StandesbexeichnaDg  der  Altfreien  werden  konnte; 
denn  wenn  diese  unbeschränkt  verfügungsfähig^'  hießen  ^  so 
wurden  sie  damit  aiä  die  völlig  unabhängigen  Leute 
charakterisiert. 

Dobeneckers  Deutung  ist  also  möglich.  Aber  sie  ist 
nicht  aliein  möglich.  Wenn  die  Frau  £ksuit  in  jener  Urkunde 
wi^$enihaft  heißt  und  wenn  darin  weiter  von  ihr  gesagt  wird, 
daß  sie  das  freie  Yerfugungsrecht  fib^  ihre  Güter  habe,  so 
folgt  daraus  noch  nicht,  daß  gerade  letzteres  in  dem  Wort 
tüi^enthafi  ausgedrückt  sein  müsse,  tmzzenthaft  kann  viel- 
mehr auch  eine  anders  (s.  oben  unter  1)  zu  erklärende  Benen- 
nung für  den  Stand  der  Altfreien  und  die  unbeschrankte 
Yerfügung^freiheit  nur  die  Folge  ^  der  Zugehörigkeit  zvl  diesem 
Stande  sein. 

ni.  In  dem  (um  1250  verfaßten)  Stadtrecht  von  Mfihl- 

hausen^  (i.  Thür.)  kommt  iviz,zenihaft  in  zwei  Stellen  vor: 

1.  a.  a.  O.  S.  632:  Ts  fibir  da;^  ein  gast  liirmi  gezugi  sal« 
die  ßul  zveyue  wis^intkafte  bürgere  zu  umi  habi  .... 

2.  a.  a.  O.  S.  618:  sal  he  abir  uf  in  alrest  gezuge  habi^ 
da;  he  gevrait  si,  da;  he  selbi  dirte  si  mit  wi^^inihafien* 
unsin  burgcrin. 


1)  Ygl.  Heck,  Gemeinireie  S.  81:  „Die  Vei-äußerungsbefugnis  des 
OemeliiMen  ist ...  ein  typischer  Zag,  eine  Konseqaens  aeiaer  Yollfieüidi" 

2)  Herquet,  Ürk.  B.  tob  KfihUiaosea,  S.  607 tf. 

3)  Über  dieee  Stellang  des  AdjekÜTs  m(t$Btitkafl  vgl.  H.  Fsnl,  Mbd. 
Oiammst«  4.  Aufl.,  §  180  AnuL:  „Ebenso  ksnn  das  Adj.  vor  das  F^msssbito 
pronomea  treten:  mü  «lorim  ämm  Atmdafi.*^ 
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Es  erhebt  sich  nun  die  Frage^  ob  wt^^enthafi  biet  die 
nnter  II  erörterte  Standesbeseichnnng  oder  das  unter  I  er- 
wähnte Adj»  wi$^mthaft  „htlkumt^  sei  Mir  enchemt  die 
eweite  Altematiye  wahrscheinlicber^  fSr  ne  spricht  vl  wl^  daß 

in  deiu  Braunschweiger  Stadtrecht  von  1401  (genauer:  in  der 
aus  dem  J.  141 B  stammenden  neuen  Redaktion  des  15.  Artikels 
mn  iierwede)  das  Wort  bekatU  in  ähnlicher  Weise  verwendet 
ist  wie  tüii^^thaft  in  den  obigen  Stellen;  vgl: 

We  flohult  vorderen  wel  vppe  de  doden  band  . .  •  madi 
denne  de  clegere  deme  beclageden  der  schalt  jrinnen  snlff 
dridde  bekander  vromer  tnohwerdiger  Inde  de  beseteoe 
b orger e  sin  to  Brunswigk  ...  (Han&elmanu^  Lrk. B.  der  Stadt 
Braunschweig  1,  S.  125  f.). 
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Etymologie  vou  biergelde. 


Die  Untenacbiing  vod  Dr.  Bürk  über  die  £tymologie 
von  „Bieigelde^,  wdohe  für  diese  Anlage  in  Aoasicbt  genom- 
wd  selbständig  erscbefnen.    leb  persSnlieb  balte 

die  schon  früher^  vertretene  Abkutung  von  den  W  arzeln,  die 
in  heran'*-  iv^^Qw.  und  geldan  gelten,  leisten  enthalten  sind, 
für  die  zutreffende.  Das  Wort  bedeutet  dem  Begriffskeru  nach 
den  ^Lastgelten^y  den  „Pflichtigen'^.  Zu  den  in  meinem  frü- 
heren AufBatse  gegebenen  Belegen  habe  ich  noch  hinztizufogen 
dne  Stelle  im  deutschen  ScUemmer,  Magdeburg  1588,  die 
schon  von  Grimm ^  heraiigczugen  ist.  Die  Stelle  lautet  „das 
ist  der  niagd  hier  gehl  und  püicht  (bette  zu  reinigen)^.  „Bier- 
geld'' kann  hier  nicht  Trinkgeld  bedeuten ,  sondern  es  steht 
synonym  mit  ,,Pflicht'';  ganz  genau  so  wie  die  Standesbezeich- 
nongen  ^31eigelde'<  und  i^pfleghaft^'  im  Sachsenspiegel  synonym 
gebnmcht  werden.  Daß  die  Stelle  dem  Magdeboiger  Dialekte 
angehört,  steigert  ihr  Interesse. 

1)  Ygl.  Biergelden  S.  S2  ((VI). 

2)  Dieselbe  Wurzel  ist  in  dem  oben  besprochenen  Suffix  üar  ent- 
halLen,  vgl.  S.  825 ff. 

3)  Vgl  Orimm,  Rechtsaltert&mer  I  43Ö. 
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Die  Emweiuluiigoii  von  Stutz  gegeu  mehie 
Deutung  der  Biergelden. 

Stutz  hat  in  seiner  Anzeige  der  Biergelden  ^  meine  Ansicht 
sehr  scharf  zurückgewiesen:  ^Die  Orundbedeutung  Gerichts- 
geuosse  ist  eitel  Trug  und  bcheia^.  Mit  Kücksickt  auf  deu 
übrigen  Inhalt  der  Besprechung  bin  ioh  aber  überzeugt,  dafi 
Stute  nicht  an  die  subjektive  Bedeutung  gedacht  hat,  welche 
dem  Worte  n'^i'ug"  gemeinhin  beigelegt  wird.  Stutz  ist  sonat 
ein  hervorragend  tüchtiger  Forscher  und  ein  gewissenhafter 
Rezensent  Er  hat  sich  auch  in  dieser  Frage  nicht  wie 
V.  Wretschko  die  Arbeit  erspart,  sondern  er  hat  nur  m.  K  zu 
rasch  geglaubt,  bei  mir  grundlegende  Fehler  entdeckt  zu  haben. 
Deshalb  scheint  es  mir  nicht  ecforderiichi  alle  Einzelheiten 
meiner  Ausführungen  zu  verCeidigen.  £b  dürfte  auch  Stuts 
gegenüber  genügen,  wenn  ich  die  Hauptgründe  unserer  Mei* 
nungsdiü'ercnz  klar  stdlc. 

1.  Die  erste  Hauptditferenz  betrifft  den  Streitütand  selbst 
Stutz  beginnt  seine  Erörterungen  mit  dem  Vorwurfe, 
daß  ich  die  herrechende  Meinung  unrichtig  formuliert  habe^ 
„nicht  Zinszahler  schlechthin^  sondern  schatzpflichtige  Freie 
sah  man  bisher  in  den  Biergelden*.  An  diesen  Vorwurf  wird 
folgendes  Postulat  geknüpft:  ^Also  hätte  Heck  seinen  Gegnern 
vor  allem  nachzuweisen  gehabt,  daß  die  Quellen  unter 
Biergelden  keinesfalls  eine  besondere  Art  von  Freien 

1)  Die  Grundlagen  der  mittel altorlichen  Verfassoog  Deatschlaods 
und  Frankreichs,  Zeitschr.  21,  S.  i27ff.  Zustimmend  Brunner,  Grundriß 
8.  87;  Wittich,  Freibaaem  S.  320;  Sohioder,  Lahrbuch  6. 451  Anm.  68. 
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verstanden,  ein  Nachweis,  der  freilich  angesichts  der  un- 
zweideutigen Bestimmtheit  einer  ganzen  Reihe  von  Quellen- 
aussprüchen  von  den  Kapitularien  an  bis  herab  auf  den  Sachsen- 
spiegel einfach  nicht  zu  erbringen  isf*.  Als  Belegstellen  werden 
angeführt  zwei  KapitularieQateUeD,  eioe  Würzbiizger  Urkunde 
tmd  einige  Stellen  des  Sachsenspiegels. 

Der  Vorwurf,  den  Stots  erhebt,  ist  nicht  bereoht%t 
Bei  der  herrschenden  Meinung  sind  zu  scheiden  die  Wort- 
deutung und  die  Vorstellung  der  mit  dem  Worte  gemeinten 
Personengruppe  (sachliche  Deutung).  Die  herrschende  Wort- 
deutung  ist  tatsächlich  Zinasabler,^  Und  nur  der  heirschenden 
Wortdeutung  habe  ich  fiberall  diesen  Inhalt  angeschrieben. 
Die  Vorstellung,  daß  mit  dem  Worte  sohatspflichtige  Freie 
gemeint  seien,  wird  zwar  für  die  wichtigsten  und  für  die 
meisten  Fundstellen  allgemein  vertreten,  aber  nicht  für  alle. 
Ich  habe  diese  Vorsteliung  weder  übersehen  noch  übergangeoi 
sondern  sowohl  in  den  Eingangsworten  als  bei  den  dnselnen 
Fundstellen'  als  die  hellsehende  berücksichtigt 

Das  Postulat  ist  eigenartig.  Stutz  verlangt  den  Nach- 
weis, daß  das  Wort  keinenfalls  eine  besondere  Art  von  Freien 
bezeichnet  habe,  keinerlei  standische  Bedeutung  gehabt  habe. 
Damit  verlangt  Stutz,  daß  ich  mich  „vor  allem"  selbst  wider- 
lege. Stuts  hat  übersehen,  daß  ich  für  den  größeren  Teil 
der  von  ihm  als  beweiskraftig  angesehenen  Steilen  gleichfalls 
dne  ständische  Bedeutung  vertrete,  nur  eine  andere,  als  er 
es  tot.  Auch  die  Stadtbfirger  sind  eine  besondere  Art  von 
Freien.  Es  ist  doch  nicht  abzusehen,  weshalb  meine  Deutung 
des  Ssp.  schon  dadurch  ausgeschlossen  sein  soll,  daß  der 


1)  Vgl.  die  Biergelden  S.  1  angeführten  Schriftstellc  r. 

2)  Vgl.  S.  1  „bäuerliche  zinspflichtigo  Orundeigentüiner^'  (Ssp.),  S.  9 
»tgrafschatzpflichtigen  Geraeinfreie n"  (Fricsland),  S.  14  „der  späteren  west- 
fälischen Stuhlfreien'*,  S.  21  ,grafs(  hatzpfüchtige  Bauern"  (Würzburg), 
8. 29  (bäuerliche  zinspflithtigo  (jrundcigcuiumer  infolge  Ablösung  der  per- 
sitaüidiQa  Heeipflioht*  (Ssp.).  Kar  bei  dea  Kapitolaifen  and  dem  Beohts- 
Imohe  nach  DistinkHoaen  habe  loh  diese  Deatang  nicht  angefahrt,  weil 
hinsichtlich  dieser  Stellen  die  Deotang  auf  achatspflichtige  Fieie  nidit  als 
hemohend  gelten  kann. 
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Spiegier  die  Freiheit  der  Pfi^baften  unter  den  Arten  der 
fVeiheit  anführt. 

Über  den  Grand  dieser  MißveratändDiflse  von  Stuts  fluid 
nur  YennatuDgen  möglich.^ 

2.  Die  zweite  Hanptdifferens  betrifft  die  Gegen  probe, 
die  Stütz  angestellt  hat.  Stutz  meint,  die  Beziehung  zum 
Gericlitbbezirke  ercfeb*^  sich  nur  aus  dem  Zusarnmeuhanpre,  ^nie 
und  nimmer'^  aber  aus  deui  Worte.  „Man  mache  diu*  einmal 
die  Ptobe,  setze  in  den  Quellen  für  baigildi  oder  Biergelden 
liberi  besw.  Freie  ein  und  sehe  zu,  ob  man  mit  Hecks  Beweis- 
fahrung  nicht  aach  dafür  aal  die  Gnmdbedeotung  Qeriehts» 
genösse  kommt  Stutz  kann  damit  nur  meinen daß  die 
Substitution  von  ^frei"  weder  den  Sinn  der  Quellenstellea, 


1)  Bei  dem  Postulate  hat  \ieUeioht  init|;ewirkt  ein  Irrtum  über  die 
Genesis  und  den  logischen  Auf^^n  meiner  Ansi'ht  Stutz  meint,  ich  sei 
„offenbar"  durch  die  friesisch  u  Stollen  auf  meiuo  Theorie  tr^komraen- 
Er  meint,  daß  nach  Ablekuung  der  Grundbedeutung  Gohclitsgonosse 
itein  Anlaß  Toriianden  sei,  sich  mit  dem  „daraus  abgeleiteten^*  Stadtbüjqger 
„weiter  aulrohalteii**.  TatsKoUioh  bin  kt  von  dem  Saohseospiegel  ana- 
gagaagen,  wie  meine  Eingaagsworte  tmd  meine  SohloBworte  andeuten.  IKa 
Vergleichung  von  Spiegelbild  und  Eontrollbild  eigab  ala  Original  der  Bier- 
L-'elden  StadtLürger.  Ich  miißte  nun  die  anderen  Fundstellen  nachprüfen. 
Es  wärt*  mir  damals  erwünscht  gewesen,  wenn  sie,  soweit  sie  nicht  auch 
nuf  den  Stadtbürger  deutetoii,  die  herrschende  Auffassung  ,.rai?ulerfr«?ie 
Zinbzahier^^  ergeben  hätten.  Denn  ich  habe  damals  den  Aubdiuck  pfleg- 
hafi  noch  auf  den  HauOTina  beiogen  und  deshalb  in  meinen  BiefgialdeB 
des  Saohsenspiegda  aach  mindeifkoie  Zinatahlw  gesehea,  ao  daß  die  henw 
aohende  Auffassung  der  übrigen  Stellen  sehr  gut  gepaßt  hätte.  Aber  dieea 
übrigen  Quellen  waren  nicht  so  liebenswürdig,  die  mir  zunächst  passende 
Bedeutimg  zu  ergeben,  Sie  sagten  ganz  unzweideutig  „Gerichtsangeliöriger^S 
Die  Vereinigung  dieser  beiden  Bedeutungen  bot  Schwierigkeiten,  die  5ich 
allerdings  schUeßlich  gelöst  haben.  In  wie  hohem  Grade  dies  der  Fall  ist, 
habe  idi  erst  durch  den  Irrtom  meues  Kriäkeis  eifohren.  Stats  hat  die 
BoUe,  welche  die  Bedentoag  Qeriohiqgenoeae  for  mich  gespielt  hat,  sehr 
überschätzt  YieUeicht  hat  er  deshalb  bei  seinem  Postalate  fibeneiheB, 
daß  ich  auch  eine  stftndische  Bedeutung  vertrete  und  7.v:^t  aus  ganz  selb* 
ständigen  Gründen.  Bei  dem  Vorwurf  kann  die  Etymologie  mitgespielt 
haben.   Vgl.  Stutz,  a.a.O.  8. 127  Anm.3. 

2)  Gesagt  hat  er  etwa.s  anderes.  "VN'enn  der  Zusamraenhang  für  <^in 
sonüt  in  anderer  usueller  Bedeutung  vorkoumiendes  Wort  die  Bedeuimig 
Oeriehtqgenosae  fordern  wfiide,  so  mftfite  der  Bcfalnfi  an!  diese  Bedentaag 
bei  einem  sonst  unbekannten  Froblemwoite  erst  recht  swmgend  sein. 
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noch  die  soDst  bekaimte  Bedentnng  des  Wortes  beeintiraclitigen 
vQide.  Die  Möglichkeit  emer  solchen  Snbstitation  ist  bei  den 

Kapitiilarienstellen  vorhanden,  nicht  ebenso  bei  den  anderen 
Stellen.  Aber  was  folet  aus  dieser  Ge^('n[)r(ibe?  Doch  nur, 
daß  unser  Probiemwort  die  allgemeine  Bedeutung  |,frei"  baben^ 
eine  gemeinsame  Standesbezeichnung  aller  Freien  sein  konnte 
(Generalbedeutung^.  Aber  eine  solche  Generslbedeutong  ist 
weder  behauptet,  noch  von  mir  bestritten  worden.  Diejenige 
Bedeutung,  deren  Zulassigkeit  Btuts  beweisen  will,  ist  eine 
andere.  Sic  ist  die  Teilbedeutung,  die  Besciiräukuug  des  Worts 
auf  einen  Teil  der  Freien,  auf  den  schatzpflichtigen  Teil  der 
Freien.  Diese  Behauptung  würde  als  Gegenprobe  erfordern, 
dafi  in  die  Quellenstellen  dngesetst  würde  i^illi  liberi,  qui 
cenaom  solvunt^  oder  i^illa  pars  liberommi  qnae  censum  solvit^^ 
Eine  solche  Substitution  erweist  sich  aber  bei  dem  Edictum 
Pistense  als  unmöglich,  sonst  als  wenig  passend,  wie  ich 
früher  dargelegt  habe.  Bei  Stutz  hat  sich  wahrend  der  Probe 
das  Beweisthema  verschoben.  Er  gleicht  in  etwas  einem 
Manne,  der  behauptet,  daß  ein  bestimmter  Schlüssel  in  ein 
Schloß  paßt  und  bei  der  Beweisführung  versehentlich  einen 
ganz  anders  geformten  Schlüssel  einsteckt 

3.  Eine  weitere  Differenz  betrifi);  die  Vorstellung  von 
den  lokalen  Yerliältuissen,  welche  bei  der  Deutung  der 
Quellenstellen  als  Hintergrund  zu  berücksichtigen  sind.  Dieser 
Umstand  ist  namentlich  für  das  Verständnis  der  friesischen 
Fundstellen^  wichtig.  Stuta  entnimmt  seine  Belege  für  die 
Bildung  einer  Gerichtstenninologie  mit  dem  Worte  „hei*'  aus 
Sfiddeotschland.  Er  meint,  ich  würde  meine  Deutung  nicht 
vertreten  haben,  wenn  ich  auch  die  süddeutschen  Quellen 
berücksichtigt  hätte.  Ich  ineine,  daß  Stutz  nicht  auf  die  söd- 
deutscben  Verhältnisse  hingewiesen  hätten  wenn  ihm  die  säch- 
sischen Verhältnisse  lebendiger  vor  Augen  gestanden  hatten. 
Sie  bieten  ja  Freie^  Freigüter,  Freigerichtey  Freidinge  usw.  in 
reichster  FfiUe.  Ich  habe  diese  Tenmnologie  aunädist  deshalb 

1}  In  anderer  Weise  auch  der  Würsbiuijier  üxknnden. 
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lüclit  erwiihnt,  weil  die  allgemeine  Bedeutung  „frei**  i:ar  nicht 
zur  Diskuööion  stand.  Sodann  aber  setzt  die  Entstehung  dieser 
TermiDologie  voraus,  daß  außer  den  Freien  auch  Unfreie 
eidstiereii  und  daß  die  Gerichte  standisch  gesondert  sind. 
Heute  wurde  eine  solche  Tenmnologie  uumogUch  sem. 
Niemand  wird  reden  ^von  den  Freien  dee  AmtagerichlB  T.^ 
oder  ,,den  Freien  des  Landrats  X/'  Eäne  solche  Bezeichnung 
würde  sinnlos  sein,  weil  es  cbeu  keine  Unfreien  gibt  Nun 
gut  Dieselben  präjudiziellen  Verhältnisse,  wie  sie  heute  aii- 
gemein  vorhanden  sind,  finden  wir  in  der  fraglichen  Zeit 
schon  in  Frieaiand.  Das  Brokmerrecht  kennt  keine  Standes- 
unterschiede und  keine  standisch  differenzierten  Gerichte.  Es 
gab  im  Brokmerlande  gar  keine  Unfreien.  Dennoch  wird  von 
berjeld.iu  geredet  Darin  liegt  gerade  die  groüe  ßcdeutunir  der 
friesischen  Stellen,  daß  sie  jede  ständische  Bedeutung  aus- 
schließen,  die  Generalbedeutung  ebenso  wie  die  Teilbedeutung. 
Auch  von  einer  besonderen  Abhängigkeit  des  beijelda  von 
seinem  redjeven^  „dem  Jahresschoffen'*,  mit  der  Stuts  rechne^ 
kann  natürlich  nicht  die  Rede  sein. 

4.  Endlich  scheint  es  mir,  als  ob  Stutz  meine  Deutung 
des  Sachsenspiegels  allzu  isoliert  gewürdigt  hat,  in  einer  AVeise, 
als  ob  andere  einwandfreie  Deutungen  der  doch  einmal  vor- 
handenen Angaben  des  Spiegels  zur  Auswahl  ständen.  Tat» 
sachlich  besteht  nur  die  Alternative  zwischen  meiner  jErUgii^wg 
und  der  Erfindungshypothese.  Das  ganze  (Gewicht  der  sach- 
lichen Unmöglichkeit,  das  die  Erfindungshypothese  belastet» 
kommt  meiner  Erklärung  zugute. 

Von  den  Einzelheiten  der  Rezension  will  ich  an  dieacr 
Stelle^  nur  eine  herausgreifen:  die  neue  Deutung  von  parochi 
in  den  Wurzburger  Urkunden. 

Die  Baigiiden  werden  in  der  unechten  Immonititsklaaael 
bezeichnet  als  „parochi  qui  bargüdon  dicuntnr"  und  In  den 
Rekapitulationen  der  meisten  Urkunden  auch  einfach  durch 
parochi  wiedec^^^ben.  Ich  hatte  das  Wort  „parochus"  gleich- 


1)  Vgl.  oben  &  61,  62. 
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b(?deuteud  niit  parochianus  „Pfankind"  genominen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  von  mir  für  bargiido  ersclilossene  Wort- 
bedeutung parochuB  für  eine  Übersetsuiig  des  deataohen  Wortes 
erklart  Stats  bemerkt  dazu:  „Parockus  kommt  nach  mdner 
Kenotnia  selbst  in  den  kirchlidhen  Quellen  der  Siteren  Zeit 
nicht  vor,  nicht  einmal  für  den  Pfarrer,  der  stets  parochianus 
«xler  parochialis  oder  auch  wohl  parochinus  (presbyter)  heißt, 
wie  denn  auch  Ducange  keinen  einzigen  Beleg  für  parochus 
gibt  Sollte  etwa  der  zweifellos  gelehrte  Fälscher,  weil  er 
das  deutsche  Wort  nicht  mehr  verstand^  dabei  mit  dem  auch 
mittelalterlich-griecblschen  ffd^iiMi »  Hintersassen  sich  ge- 
holfen haben?'' 

Darauf  habe  ich  folgendes  zu  erwidern:  Ob  der  Fälscher 
soweit  gelehrt  war,  daß  er  griechisch  konnte,  wissen  wir  nicht. 
Wenn  er  es  konnte,  so  halte  ich  es  doch  für  unwahrscheinlich, 
daß  er.  von  seiner  Gelehrsamkeit  bei  der  Fälschung  Gebrauch 
gemacht  hfitte.  Denn  die  Fälschung  diente  praktischen  Zwecken. 
Die  Einschiebung  sollte  verstanden  werden.  Es  war  untunlich, 
bei  allen  Adressaten  Verständnis  des  Griechischen  zu  vermuten. 
Durch  den  Gohraneh  des  Griechischen  wäre  daher  der  Effekt 
der  Fälschung  gefährdet  worden.  Richtig  ist  nur,  dali  Ducange 
die  Form  parochus  nicht  bringt.  Aber  Diefenbach  gibt  die 
Glosse  parocher  «9  Pfarrkind.  Sie  ist  auch  indirekt  erschließbar. 
Die  schweifiUigen  lateinischen  Formen  parochiai  parochianus 
sind  in  dem  deutschen  Sprachgcbranche  abgesehHfifen  worden, 
wie  die  deutschen  Endformen  rfani  ,  Pfarrer  beweisen.  Die 
Abschleif ung  hat  sehr  früh  begonnen.  Die  Formen  Pfarrer 
und  Pfarre  sind  sehr  alt  £ine  noch  ältere  Übergangsfonu 
muß  parocher  gewesen  sein.  Dagegen  spricht  nicht  ihr  Fehlen 
in  den  älteren  kirchlichen  Quellen.  Denn  diese  Quellen  sind 
lateinisch.  Die  Form  parochus  beruht  daher  m.  E.  nicht  auf 
einem  Grüzismuä,  buudern  auf  einem  einfachen  Germa- 
uismus. ^ 


Anlage  YI. 

Baro. 

Von  Dr.  phiL  A.  Burk. 


In  der  gennatuBtiflchen  litmtor  wird  es  ab  feBtstehend 

angesehen,  daß  im  Althochdeutschen  ein  Wort  baro  „Mann** 
existiert  habe,  auf  (hm  mittcllat.  baro  beruhe  (vgl.  z.  B.  Kluge, 
Etvinol(jg.  VVß.).  Andrerseits  herrscht  in  der  romauistischen 
Literatur  die  Ansicht,  daß  das  mlai  baro  und  das  roman.  baroji 
aas  dem  Lateiniaohen  stammen  (y^  Körtings  Lat-romao.  WR, 
2.  Aufl.,  8. 129). 

Beide  ErklSmngen  stimmen  darin  fiberein,  dafi  sie  för 
baro  u.  a.  die  liedeutung  „^Mauu,  Gefolgsmann,  Vaaaii''  ermitteb 
(vgi.  oben  S.  366). 

Im  fnlgeuden  soll  nun  untersucht  werden,  welche  der 
beiden  Erklärongen  des  mlat  baro  die  wahrsoheinliohere  sei 

I. 

Die  erdtc  Frage  ist,  ob  ein  deutsches  haro  „Mann"  über- 
haupt existiert  habe.  Das  Wort  baro  kommt  nämlich  gar  nie 
in  deutschen,  sondern  nur  in  lateinischen  Texten  vor  {leget 
barbarorum  und  Urkunden). 

1.  Der  wichtigste  Anhaltspunkt  für  die  Annahme  eines 
altd.  *baro  „Mann"  ist  der  Ausdruck  sacebaro  in  1.  Salica  54, 
2 — 4.  Dieses  v  Iii  sicher  deutsche  Kompositum  ist  aber  noch 
nicht  befriedigend  gedeutet;  insbesondere  steht  auch  nicht  fest, 
daß  das  zweite  Kompositionsglied  "baro  » „Mann**  sei,  wenn 
auch  diese  Annahme  nahe  liegt^ 

^)  Da^  -  Glied  in  8a4:e-haro  ist  als  .,ManD"  erklärt  worden  von 
Onmia  (RA/  U  399)  and  Kögel  (Zeitschr.  t  deotsob.  Altert  33,  &  201t). 
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2.  Lexer  (Mhd.  WB.)  ffihrt  die  Komposita  barsehalky 

barman  usw.  als  Belege  für  ein  rahd.  „Mann,  freier  Mann" 
m.  In  meiner  Untersudiung,  welche  urf;|)rünglich  als  Anlage  IV 
dieses  Buches  gedaclit  war  und  dcmnücliät  selbständig  erscheinen 
wirdy  glaube  ich  nun  aber  nachgewiesen  zu  haben,  daß  in 
barman,  barschälk  usw.  ein  Wort  baro,  bar  „Mxm*^  ebenso- 
wenig wie  in  bargüdan  enthalten  ist 

3.  In  mehreren  St.  Galler  Urkunden  —  Wartmann  No.  129 
(a,  791),  No.  138  795),  :No.  771.  772  (a.  912)  —  kuinnit  ein 
Zeuge  namens  Jhro  vor.  Es  liclie  sich  nun  zwar  denken, 
daß  eiu  ahd.  *baro  „Mann^^  ebenso  wie  karl,  das  ja  ursprüng- 
lich ebenfalls  «Mann''  bedeutet,  sum  Eigennamen  erhoben 
worden  wäre.  Der  Name  Paro  kann  aber  auch  ganz  anderer 
Herkunft  sein. 

4.  Daß  das  in  den  leges  barbarorum  auftretende  baro 
ein  deutsches  Wort  sei,  könnte  man  daraus  zu  erschließen 
versucht  sein.,  daß  es  mehrfach  durch  homo  oder  idr  ersetzt 
wurde,  als  man  wälirend  der  karolingischen  Renaissance  die 
Originaltexte  der  Yolksrechte  emendierte.  So  lesen  in  lex 
Salica  31j  1  sämtliche  Handschriften  der  3.  Familie  (Hessels 
7 — 9,  B — H)  homtnem  gegenüber  dem  baronem  der  übrigen 
HsB.  (vgl.  die  Ausgabe  v.  Hessels).^  Der  Emendator  kann 
aber  auch  ein  aus  dem  Lat.  stammendes  barOf  etwa  weil  es 
ihm  vulgär  erschien,  durch  homo  bezw.  vir  ersetzt  haben. 

Unter  diesen  Anhaltspunkten  kommt  also  nur  der  Aus- 
druck saeeharo  der  lex  Salica  emstlich  in  Betracht  Aber  auch 
er  vermag  die  Existenz  eines  altd.  *baro  nicht  sicher  zu  er- 
weisen, sondern  läßt  sie  nur  als  niüglich  ersclieinen.  Immer- 
hin entsteht  sehun  nu"t  Rückbicht  auf  diese  Möglichkeit  die 
Frage,  wie  das  deutsche  *öaro  ,,Mann*^  zu  erklären  wäre. 


Vgl.  forner  Miillenhoff  (l«ei  "VVaitz,  Das  alte  KecUt  (icr  Franken,  S.  292), 
Bruimer  (KG.  11  152  Xuto  17)  und  SchruUer  {R(>.'  S.  125  Xote  2). 

1)  Vgl.  ferner  lex  Alam.  G9  (B.  76),  wo  in  den  Hss.  16  und  18 
der  £luäbe  B  virum  an  Stelle  dus  barum  der  übrigen  Hss.  steht  (MG.  hist 
L^.  I,  Leg.  nat  Germ.  V  1,  S.  136). 


Digitized  by  Google 


848 


Anlage  VL 


Nach  Kogel  (Zs.  für  deutsch.  Altert.  Bd.  33,  S.  13tf.) 
bedeutet  baro  ursprünglich  „tapferer  Mann,  Held",  dann  „Mann 
in  der  Umgebung  des  Königs^',  weiterldn  „Mann  überliaupt^ 
und  BchließUch  besdcbnet  es  auch  eine  »Art  von  balbfreien 
Leoten^«  (Kogel  a.  a.  O.  8.  20). 

Bei  der  £>kläi*uQg  der  Lautform  berücksichtigt  Kogel 
auch  die  nur  in  einigen  Hss.»  insbesondere  der  lex  SaL,  über- 
lieferten 8ohreibuiigen  -ftorOy  -6aiT0>  -domo.  £r  sucht  das 
Nebeneinander  von  a  und  o  und  die  Doppelgestalt  des  Kon- 
sonantismus aus  einer  uralten  Flexion  hdrö  ^hrnäs  ^bomös, 
*borr6s  zu  erklären  (a.  a.  O.  S.  22 f.).  Nun  lußt  sich  aber  ein 
solcher  Flexionstypus  bei  den  7/-Stämmeu  weder  für  das  Idg. 
noch  für  das  German,  nachweisen. 

Im  Idg.  zeigt  zwar  der  Gen.  Sing,  der  n-Stämme  nr- 

sprünglich  schwundstufiges  Stammbildungssuffix  vor  der  Kasus- 
endung -es,  -OS,  vgl.  altind.  räjncts  „des  Königs"  (vgl.  Streit- 
berg^  ürgerm.  Gr.  S.  254).  Aber  der  Akzent  ruhte  nicht,  wie 
Kogel  annimmt,  auf  der  Endung  {l^piös),  sondern  auf  der 
Wurselsübe  (r^fios),  welche  daher  unmögUch  in  der  Schwund- 
stufenfbrm  (6f )  erscheinen  kann. 

Im  German,  dagegen  kommt  im  Gen.  Sing,  der  n- Stamme 
Schwundstufe  des  Stammbiiduugssuffixes  überhaupt  nicht  vor 
(Streitbeig;  Urg.  Gr.  S.  254).  Es  erscheint  vielmehr  (wie  auch 
schon  im  Idg.)  in  der  YoUstufenfonn,  und  zwar  ursprGnglich 
nur  in  der  e-Btufe»  so  auch  noch  in  got  hamns,  ahd.  honen 
hanin  „des  Hahns**  aus  idg.  *can-en'es. 

Kogels  Erklärung  jener  Nebenformen  ist  also  unhaltbar. 
Sie  ist  aber  auch  überflüssig.  Denn  jene  Varianten  sind  auch 
in  den  Hss.  der  lex  Salica  gegenüber  der  gewöhnlichen  Sehrei- 
bung baro  so  sehr  in  der  Minderheit,  daß  sie  wohl  nichts 

weiter  als  Schreibfehler  sein  werden.  Es  ist  also  Kögel  dann 
beizustimmen,  wenn  er  selbst  sagt:  „Eine  EikhuuiiLj;,  die  An- 
spruch auf  Wahrscheinlichkeit  erhebt,  muü  vor  allem  der  in 
den  meisten  Hss.  überlieferten  Form  -bafo  gerecht  werden** 
(a.  a.  O.  S.  15). 
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Müllenhoff  (bei  Waitz,  Das  alte  Recht  der  Franken 
S.  279  f.)  hat  baro  mit  heran  in  VcrbindurH^  gebracht.  Ich 
würde  mich  ihm  insoweit  anschließen;  mir  aber  im  übrigen  die 
Entwicklung  der  Form  und  der  Bedeutung  eioes  altd.  *baro 
wie  folgt  denkeo. 

Im  Idg.  wordeD  bub  den  Wurzeln  bekiinntlieh  durch  e/o- 
SoMx  bei  Snffixbetonung  nomina  agentis  gebildet;  \'gl.  z.  B. 
gr.  TQo/tog  „Dreher**,  altind.  ranis  „Freier'*;  so  auch  ans  V  bher 
„tragen"  idg.  '  bhorös  „tragend"  >  altind.  Uiards  „tragend"  gr. 
fpOQÖg  „tragend"  (vgl.  ühlenbeck,  Etymolog.  WB.  der  altind.  Spr.). 
Indem  dann  dieses  Adj.  *bhor68  im  Grermanifioben  substantiviert 
wurde  und  hierbei  zu  den  n- Stammen  übertrat^,  ei^b  sich 
das  aohw.  Mask.  ahd.  ^baro. 

Dafür,  wie  dieses  baro  zu  der  Bedeutung  „Mann"  gelangen 
konnte,  gibt  das  Altindische  einen  Fingerzeig.  Dieses  bildete 
aus  der  V  bhar  einmal  durch  e/o-kSulüx  das  nom.  ag.  bharäs 
„tragend;  erlialtend",  sodann  durcli  das  Suffix  -tor  das  nom.  ag. 
bkartar  ,jder  Tragende,  Träger,  £rhalter,  Ernährer,  OaUe,  Mann" 
(s.  CappeUer,  Sanskrit- WB.). 

So  konnte  auch  *  bhorös,  nachdem  es  als  Substantiv  in 
die  Kla.sse  der  n-Stiüinne  übergetreten  war,  die?  Bedeutungs- 
entwicklung „der  Tragende ,  Erhalter,  Ernährer,  Gatte,  Mann" 
durchlaufen,  demnach  im  Altd.  als  baro  „Mann"  erscheinen. 

Die  weitere  Bedeutungsentwicklung  dieses  *baro  „Mann*^ 
wäre,  wenn  mlat  baro  auf  ihm  beruht,  die  folgende  gewesen: 

Mann  im  physischen  Sinne  (mas) 

I 

Hann  überhaupt  (homo,  vir) 


freier  Hann  Mann  dea  Königs,  höziger  Ifann. 

Oefolgsmann,  Vasall. 

  „Baron". 

1)  Schon  im  Idg.  worden  Adjektive  dadorch  substantiviert,  daß  sie 
in  die  Klasse  der  fi-Stänune  übertiaten  (vgl.  Str^  itbergf  a.  a,  0.  8.  207). 
.Und  speziell  im  Oennan.  eiacheinen  persönlirlio  Maskulina,  die  aus  Adjek« 
tiven  gebildet  sindt  stets  als  n- Stämme  (vgl.  Kioge,  Nom.  Stammbildungs- 
lehie*«  §  17). 
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Anlage  VI. 


1.  Die  Bedeutung  „mas''  ist  in  den  Volksrechten  die 
gewöhnliche;  Vgl.  z.  B. 

Pact  Alam.  II  41:  Si  qtds  moriuains  fuerü  buro  cmt 
femina,  queUiis  fuerit,  ieeufiduin  l^iHmum  wingUiuM 
suum  in  mvegOdum  sokKUur  —  (MG.  hist  Leg.  L  Li^.  nat 
Germ.  V  1,  Ö.  23);  oder 

1.  Rib.  58,  12:  Quod  si  quis  hominem  regitnn  tabulantim 
iam  baronem  quam  femin  am  de  mundeburde  regis  absiii- 
Urii  . . .  (MG.  Leg.  Y  246). 

2.  Die  Bedeutung  „freier  Mann<^  findet  sich  in  L  Salioft 
31,  1.  Diese  Stelle  lautet  naob  der  richten  Leeatti  8i  qm» 
haron^m^  de  via  sua  dstaverii  aut  inpinterÜ  . . .  Dafi  Mer 
baro  =^  „freier  Mann**  ist,  ergibt  sieh  lakH  der  Pandlelstdle 
1.  Sal.  31,  2:  Si  qnis  mulier em  ingenuam  de  via  sua  osiaverit 
aut  inpiyixerit . . . 

Ähnlich  ist  auch  karl,  das  ursprünglich  ebenfalls  „mas** 
bedeutet,  in  einem  der  eddischen  Lieder,  dem  Blg^mftl,  eine 
Bezeichnung  des  foeien  (Grimm,  RA.  I  812,  3dSf.). 

3.  Die  Bedeutung  ^.Mann  de»  Gefolgsherrn,  TsBall*' 
begegnet  in  einem  Capitulaic  Karls  des  Kalilcii  \  on  856,  welches 
sagt,  daß  es  erlassen  ist  cuni  ilh(sinhii6  iins  et  sa])ir/itihu$ 
baronibus.  Diese  barmies  sind  königliche  Gefolgsleute, 
vgl  E.  Mayer  VG.  U  133. 

Als  Parallele  fflir  diese  Bedeutong^sentwvßklikng  von  hara 
läßt  siob  ags.  eorl  (altnord.  jarl)  anführen;  aaeh  dieses  WoH 
bezeichnete  ursprünglich  den  Mann  im  physischen  Sinne;  seine 


1)  So  die  meisten  Hss-t  nimlich  Codd.  Heaselii  3~tf;  10;  Bmendata. 
Nur  liei  Baoange  I  580  finde  Sch  die  riohtige  Lesart  Behlend,  Heitel 
und  Qeffoken  lesen  mit  den  Hiss.  1  nnd  2  harumm  mgtmmm,  IMeser 
Übersohätzung  des  Oodez  Hessels  1  ist  entgegenznludten,  dafi  Oed.  Hess.  3, 
weleher  blofi  hannem  hat,  wahischeinliofa  ilter  ist  als  Oed.  1  (tj^  Hessels» 
Introduotion,  p.  XtV),  und  dafi  der  Lesart  hamtHtm  Schon  sls  der  lectid 
difficilior  der  Vorzog  gebohrt  Ans  ihr  sind,  Wie  leldit  sn  sehen,  die 
sademLsiartea  hervoigegangen:  wegen  derFsrallelitelle  imuHkm»  ifi^Hmsi 
Wolde  bammm  sn  harontm  w^emnum  ge&ndert  (so  in  dsii  IBbs.  1  und  !), 
besw.  dnreh  homitmn  inigenmm  ubeisetst  (so  in  den  Hbs.  7—9;  B — H). 
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Verwaadtea  aind  gr.  ^QQipf  „männlich'',  armen,  air  „Mann% 
gr.  Sfi^poe  yjjimger  Bock'S  lat  aries  „Widdei^,  altiod.  fshabhäa 
J9tier,  mSnnllcheB  Tier;  Edelste,  Beste'*.  —  Wie  haro  hat 
auch  eorl  weiterhin  die  Bedeutung  „Gefolgsmftnn*',  spesiell 

„Mann  des  Königs"  angenommen,  vgl.  Beowiilf  v.  790:  eorl 
Beöwulfes,  und  ist  dann  auf  diesem  Wege  schließlich  zu  seiner 
heutigen  aristokratischen  Bedeutung  gelangt  (vgl.  Schräder^ 
ReaUexikon  der  idg.  Altertomsk.  S.  818). 

4.  Aus  der  Bedeutung  Jliiaiin"  (homo)  konnte  sich  end- 
lich auch  die  Bedeutung  halbfreier,  höriger  Mann^  ent- 
wickeln. Das  lat.  homo  hat  ja  sogar  die  Bedeutung  „servus" 
angenommen. 

In  dem  angegebenen  Sinn  ist  ^ro  gebraucht 

0)  im  Pact  Alam.  VI:  Si  quis  fernina  ingenua  colpo 
pereusserit,  sie  iä  sangtäa  non  epeiat,  solvat  aoüdos  2,  8i  Um 
fuerit,  soUdo  uno  ei  tremisee,  8i  aneUta  fuerii,  sokfoi  soUda 
uno.  Si  baro  fueritj  similiier.  Si  eervm  fuerii,  medio  eoUdo 
(MG.  hibt.  Leg.  I,  Leg.  uat.  Germ.  Y  1,  S.  25 f.).  Die  Bedeu- 
tung „Halbfreier"  ergibt  sich  daraus,  daß  der  haro  nach  dem 
Zusammenhange  sich  zum  servm  verhält  wie  die  lüa  zur  anciUa. 

ß)  in  einer  St  Galler  Urkunde  von  741  (Wartmann  No.  7), 
wo  eine  Ftau  namens  Beata  unter  anderem  mandpioa  iree  ei 
parones  quatittor^,  die  zu  L&tselan  gehörten,  venehenkt 
Wie  im  Pact.  Alam.  V  1  sind  die  parones  auch  hier  „Hörige", 
und  wie  dort  stehen  sie  im  Gegensatz  zu  den  rnaticipia  (vgl. 
Kögel,  a.  a.  O.  S.  21). 

IL 

Diez  (Etymolog.  WB.  der  roman.  Spr.  4.  A.,  S.  44)  hatte  das 
mlat  baro  und  roman.  baron  aus  einem  ahd.  ^bet'O  hergeleitet, 
aber  dazu  bemerkt,  daß  dies  nur  eine  Hypothese  sei,  die, 

1)  Neii^'urt  erklärte  die  Stelle  manetpios  (res  et  parones  qiiattuor 
intuuiiich  diircli  ancillas  (res  et  serius  qiialtuor.  b\<j  richtigo  Inter- 
pretation hat  zuerst  Maurer,  Fronliöfe  I,  S.  18  gegeben.  Vgl.  Waitz,  VO. 
11  1,  3.  AuÜ.,  S.  238  Note  4.  —  Neugarts  unrichtige  ErUibnmg  {baro  =s 
servus)  haben  J.  Grimm  (RA.  I  430),  Diez  (Etymolog.  WB.  der  roman. 
Sprtchen)  und  Settegast  (Roman.  Foischongen  I  241)  ttberaommen. 

54* 
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wenn  sich  der  lateinisohe  Ursprung  des  Wortes  begründen 
lasse,  von  selbst  verschwinde.  Darauf  hat  Settegast  (Roman. 
Forschungen  I  240  Ül)  das  mlat.  baro  auf  das  lat.  baro^  varo 
zurückgeführt,  welches  bei  Cioero  viermal^  in  der  Bedeutung 
i^einfältiger  Meoaoh,  Tdlpel"«  vorkommt.  WölffUn  (im  Aioluv 
für  lat  Lezikograpliie  IX  13)  nimmt  an,  lat  baro  boseicliiie 
nrsprGnglicb  emen  einaeitig  entwickelten ,  u.  a.  auch  dnen  mehr 
kräftigen  und  starken  als  gescheiten  Menschen.  Hierzu  stimmt 
dann  auch  die  Bedentune:,  welche  spiitor  durch  die  Scholien* 
au  .Persius  Y  138  {barones  dicuntur  servi  niUiium  qui  utique 
atultiiainii  sunt')  für  das  Wort  bezeugt  ist  Aus  dieser  Bedeu- 
tung  „TroBknecht*'  entwickelt  Körting  (a.  a.  O.)  im  Anaohlnß 
an  Settegast  die  von  ^^kriftiger  Kerl,  starker  Mann,  tapferer 
Mann,  ritterlicher  Ifann,  Edelmann''«  Körting  hat  hier  wie 
Settegast  (a.a.O.)  die  Bedeutungen  „mas"  und  „freier  Maim''. 
die  barOf  wie  wir  sahen,  in  den  Volksrechtcn  zeigt,  nicht  be- 
rücksichtigt Dieser  Mangel  läßt  sich  jedoch  leicht  beseititr^  Oy 
indem  man  a.  B.  zunächst  die  Entwicklung  „stariMr»  kräftiger 
Mann^'  >  j^Mann  übediaupt'^  annimmt  und  dann  von  hier  aas 
zu  den  Bedeotnngen  „freier  Mann^  und  ,,Mann  des  Gefolge» 
herrn,  Vasall"  in  ähnlicher  Weise  weiter  schreitet,  wie  ich  es 
oben  bei  dem  hypothetischen  altd.  *baro  iret^m  habe.  (Die 
Bel^e  für  die  einzelnen  Stufen  der  Bedeutungseutwicklung 
sind  schon  oben  unter  I.  angaben  worden.)  At^  dom  weiten 
Abstand  zwischen  dem  Auflgangspunkt  (,|Tölp^^»  »Trofi- 
knecht*')  und  dem  Endpunkt  („Baron'*)  der  Eatwicklungsreihfif 
darf  man  kdnen  AnstoB  nehmen;  denn  es  gibt  noch  mehr 
Wörter,  die  iii  so  auli»  lordentlicher  Weise  Carri^re  gemacht 
haben;  vgl.  z.  B.  Marsdiaü^,  ursprüugUch  »  „Fferdekuecht^» 


1)  Die  Stellen  sind  in  der  Persitts- Aufgabe  Toa  0.  J«hn,    Ö5  (Note) 
ang^eben. 

2)  Über  die  Entstchungszeit  dieser  Soholien  TgL  Teoffel^Sohwabe, 
Oesch.  der  röm.  Lit.,  5.  Aufl-^  S.  736. 

3)  Vgl.  die  Fersiiis- Ausgabe  von  0.  Jahii^  p.  335  Note  3. 

4)  Vgl.  zu  abd.  marahsecUe  die  mlat.  Nachahmung  comes  tt^Mi^ 
aus  der  in.  conmtabit  entstanden  ist  (s.  Eloge,  Etymolog*  VfB.), 
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oder  KämuMmr^  arsprünglich  =  „Verwalter  einer  Vonats-  und 
fichütekainmer**  (of.  A.  Waag,  BedeatuDgaentwickluag  aaseres 
WortBchataea^  S.  182). 

HL 

Man  wird  urteäen  mikaaen,  daß  die  Eiklfirung  des  mlat. 
haro  and  des  rom.  hanm  aus  dem  Lateinischen  eine  befrie- 
digende und  wahrscheinliche  ist,  und  daß  sie  vor  der  Her- 
leitung aus  dem  Dt  nt sehen  den  Vorzug  verdient. 

Pie  Existenz  eines  altd.  *haro  ^^Mann''  ist  damit  noch 
nicht  verneint;  sie  ist  nach  dem  oben  Ausgeführten  awar  nicht 
aidher,  aber  doch  möglich.  Das  dentsche  ^bofo  wfirde  aber 
ndt  dem  Ut  hctro  nnd  seinen  roman.  Fortsetsungen  in  keiner 
Weise  easanmenhangeo.  Es  ist  ja  eine  auch  sonst  beobachtete 
Erscheinung,  dall  sich  zuweilen  in  verschiedenen  Sprachen 
gleiche  oder  ähnliche  Wörter  mit  übereinstimmender  oder  ver- 
wandter Bedeutung  finden,  ohne  daß  irgendwelche  etymologische 
Beziehung  swischen  ihnen  bestände.  Wie  leicht  solche  Falle 
irrefuluen  könneni  zeigt  ein  interessantes  Beispiel^  daa  Nold^e^ 
Die  semii  Sprachen,  S.  9  Note  1  gibt:  ,,Seohs  heißt  hebräisch 
schesch,  fast  genau  so  im  Sanskrit  und  Neupersischen  schasch, 
schäsch;  ähnlich  lateinisch  sex  usw.  Aber  die  indoeuropäische 
Grundform  ist  etwa  sweks,  die  semitische  Grundform  schidlh, 
SO  daß  jene  Übereinstimmung  nnr  su^lig  durch  lautliche  Um- 
gestaltungen herbeigeführt  ist".  So  wSre  «leh  die  Uberein- 
stimmnng  zwischen  lai  baro  nnd  einem  altd.  *baro  eine  rein 
zufällige;  sie  würde  lediglich  darauf  beruhen^  daß  ein  idg. 
*bhorOn  im  Ahd.  als  *baro  erscheint 
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Jamuudliiig. 

Von  Dr.  pliiL  A.  Bftrk. 


Das  Wort  tamundling  'ist  durch  zwei  Immomtatsprivi- 

legien  aus  dem  10.  Jahrhundert  (das  eine  von  Otto  I.,  das 
andere  von  Otto  III.  herrührend)  und  dureh  spätere  Bestäti- 
gungöurkanden  für  das  Gebiet  von  Hamburg  und  Bremen 
bezeugt  (vgl.  oben  8.  666  f.  und  S.  670  zu  Note  2). 

Der  Versuch,  ja-  in  jamundUng  mit  altsachs.  jä  „ja"  in 
Zusammenhang  zu  biingeni  fuhrt  zu  keinem  befriedigenden 
Resultat  Dagegen  würde  die  Erklärung  von  ja-mundling  als 
ga-mundling  „Mitmundling"  (cf.  ahd.  ge-anerbo,  ge-nnervo^ 
„Mit-anerbe",  „coheres")  einen  sehr  guten  Sinn  ergeben; 
vgl.  den  Ausdruck  collibertus  und  über  denselben  Lampreoht^ 
Beitrage  zur  Gresohichte  des  französischen  Wirtschaftslebens 
im  IL  Jahrhundert,  Leipzig  1878,  auch  bei  SchmoUerj  For- 
schungen, Band  I>  Heft  3. 

Sclion  J.  Grimm  (RA.  I  432)  hat  gefragt:  ist  jamundlijtg 
=  gainuiuliUttg?  Und  ich  selbst  bin  unabhäncrig  von  Grimui 
eben  durch  den  Ausdruck  coUibertus  auf  dieselbe  Vermutung 
geführt  worden. 

Die  £rkl8rung  von  jamundUng  als  ifamundUng  erfordert 
die  Erörterung  zweier  formeller  Schwierigkeiten,  die  ihr  im 
Wege  zu  stehen  scheinen. 

1.  Einmal  lautet  das  dem  lat  con-  entsprechende  deutsche 
Präfix  im  Altsächsischen  gi^.    Dieses  Präfix  hatte  indessen 


1)  YgL  Bisune,  Ahd.  Leselmoh  4.  AafL,  8. 39  o.  Glossv  S.  184. 
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früher  in  der  NomioalkompoBitioii  eine  andere  Form:  nach 
der  Kegel,  daß  im  Nominalkompoeitam  das  erste  Glied  den 
Mauptton  erhSlty  war  nnser  FMx  im  Urgermamsclien  betont 

und  zeigte  deshalb  die  starke  Forin  ga-.  Im  Westgermanischen 
hat  dann  dieses  gä-  seinen  Ton  an  die  folgende  Wnrznlsilbe 
abgegeben  weshalb  im  Althochd.  und  Aitsiiclis.  die  uabctoute 
und  daher  seh  wache  Form  gi-  (ge-)  die  Regel  ist,  vgL  ahd.  * 
ge-dnerho  „Mitanerbe***  Daneben  baben  sieb  aber  auc^  noch 
einige  Beste  der  nrsprflnglicben  Form  und  Betonung  erhalten; 
VgL  z.  B.  ahd.  gd^skaft*  Diesen  Fällen  könnte  nun  auch 
jamuiidling  gu-mundling  einzureihen  sein;  es  wäre  dann 
ebenso  gebildet  und  ebenso  altertümlicli  wie  got,  ga-nian 
„Mitmensch"  (vgl.  Kluge  a.a.O.  S.  479  unter  l,a). 

2,  Der  Anlaut  in  alteacbs.  jämundling  wäre  die  stimm- 
hsdtm  Gutturalspirans.  Diese  wird  im  Altsachs.  regelmäBig 
dnreh  den  Buchstaben  g  bezeichnet.'  In  iamundling  finden 
'^'ir  aber  den  Ruchstaben  /,  welcher  u.  a.  auch  als  Zeichen  für 
die  stiunnhaftc  Palatalspirana  j  dient.* 

^^'as  nun  das  Verhältnis  der  Laute  j  und  /  betrifft,  so 
verdient  Beachtung,  daß  j  im  Altsachöisehen  mit  j  alliterieren 
kann^;  ferner  daß  der  altsachs.  stimmhaften  Guttnralspirans  ^ 
im  Anlaut  in  den  heutigen  ostfälischen  Dialekten  (teOa  stinun- 
hafte,  teils  stimmlose)  Palatalspirans  entspricht*;  endlich 
daß  schon  im  Mittelniederdeutsclien  auch  vor  o  in  einem 
Falle  j  statt  g  erscheint  (nämlich  in  dem  Eigennamen  Jasper 
=  Öcu>per,  Kasper),''  Für  das  Altsächsischc  läßt  sich  aber 
&a  solcher  Übergang  des  S  ^  J  ^^^^  nicht  annehmen. 
Yielmehr  haben  wir  in  immmdUng  stett  gamundUng  wohl  nur 


1)  Vgl  Kiuge,  Torgeschichte  der  altgerm.  Dialekte,  §  87  (in  Pauls 
Grundriß  Bd.  T.  2.  Auflage). 

2)  Vgl.  Kluge  a.  a.  0.  S.  479. 

3)  Vgl.  Holthauüen,  Altsachs.  Elementarbuch  S.  80. 

4)  Vgl.  diu  Beispiele  bei  Holthausen  a.  a.  0.  §  170. 

5)  Vgl.  Hülthau.son  a.  a.  ü.  S.  80. 

6)  Vgl.  Holthauööü  a.  a.  0.  B.  80,  §  229,  Aum.  2. 

7)  Vgl.  L&bben,  ICtteliiiederd.  Grammatik  S.  55. 
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eioe  von  der  gewöhnliclieii  abweichende  Schreibung  dee  j 
zu  erblicken,  welche  sich  durch  eine  phonetiaohe  Ekurigy^ 
eiUärt  Die  stimmhafte  Palatalspinos  j  wurde  vor  gattunlen 
VokaleDi  s.  B.  in  as.  iämar  (aaeh  giämar  geacbfieben)  wciler 
hinten  als  vor  palatalen  Vokalen  aitüraliert*,  so  daß  aie  dovt 
der  stimmhaften  Gutturalspirans  sich  näherte.  Infolge  die»er 
•  Anoälieruiig  zwischen  j  und  j  konnte  auch  ein  nieder  säch- 
sisch er  Schreiber  in  dem  isoliert  stehenden  jämundiing  für 
den  Laut  j  das  Zeichen  (»)  der  stimmhi^n  Palatelspirans  / 
verwenden.  VoUenda  leicht  eikliriieh  wäre  die  Wiedexg^be 
•des  s  dnreh  i,  wenn  der  Sohreiber  eine  hochdentaoke  ICimd- 
art  sprach,  die  atimmhafte  Qnttnralspirans  ^  niekt  kannte  ond 
darum  ein  ihm  voigesprochenes  ^ämundUfig  als  iamuttäiüig 
niederschrieb. 

1)  Über  don  weiten  phjrsiologi'^^hen  Sipielraam  des  J  vgL  Sievers, 
Gmndzüge  der  Phonetik,  4.  Aoü.,  a2Üf  irgL  ^mer  daselbst  die 
§§  443£f. 
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1. 

Adelkind  im  Sttchsenspiegol  8. 32& 
AddbÜieoiie    der  8ch5ff«iil»reii 

a563ft,  der  freien  Heriea  aSOS, 

der  alieSdiBiscIien  Standesgliede- 

mng  S.645ff. 
Aderstedt  Goding  daselbst,  Beaaob 

S.  107,  Zuständigkeit  S.  159. 
Ahnenprobe     im    ,  ^aohsenspiegel 

S.  500  ff. 

Allodiale   Gografschaft   E.  Mayers 

a)  SpiegelbUd  8.  234fL,  b)  Kqö- 

trollbild  S.  237  ff. 
Allodium  in  Oätfalen  S.  553  ff. 
Anhalt.  BesitzverhältnissüdorBaueni 

in  späterer  Zeit  S.  282  ff. 
Äquivalentij[ieibode   der  Ausiegoiig 

S.  390. 

Archidiakonat,  örtliche  Einheit  S.  57  ff. 
Asega,  Eid  des  S.  757 ff. 

B. 

Bannleihe.  Hypothese  der  allgemei- 
nen königlichen  Bannleiho  S.  762  ff,, 
an  den  Stadtschnken  8.220ff. 

Bede.  Vorkommen  in  Ostfalen 
8.426 ff.,  üntaugüchkeit  für  die 
Erklärung  der  Pfleghaften  S.  448 ff. 

Bedeexemtionen  S.  4:^0ff.,  442ff. 

ßegräbnisordnungen  in  Ostfalen 
S.  391  ff.,  in  Norwegen  S.  659. 

Berge.  DittoüUeote  des  iUoiters 
8. 728  ff. 

Besitztheorie  hinsichtlich  derHaupi- 
Btaudc  des  Spiegels  S.  528  ff. 


Beraofaafrist  im  EOoigsbann  8. 123, 
im  Oeding  8. 129. 

Biei^lden.  Identitilt  mit  den  Pfleg- 
haften  8.  413.  Beziehnng  der 
Biexgelden  zum  Schnlxengericht« 
8»  87.  Die  Osnabrücker  Fimd- 
stellen  8.  464ff.  Die  FondsteUe 
des  Hechts  buches  nach  Distink- 
kienen  8.  469.  Die  anßorsäch- 
sischen  Fundstellen  and  die 
Rezension  von  Stutz  8.  840ff. 

borgoro  im  Sach.senspiegel  S.  460ff., 
in  den  Kontrollquellen  S.  459. 

Botding,  friesisches  S.  794 ff. 

Broitzem.    liV^ri  dnselbst  S.  352. 

Bücken.  Die  Dienätidute  desiüosten 
S.  726,  27. 

C. 

Cerozeusualen.  Spezialah^d)e  bei 
Todesfall  8. 724. 

coloni,  Freie — in  Ostfalen  im  10.  Jahr- 
hundert S.  670,  729. 

B. 

JDagewerchten.  Vorkommen  im  Kon- 
trollbilde  8.  45  Anm.  Weigeld 
8.  35  Anm.  3. 

Darlingau.    liberi  daselbst  S  350ff. 
Del  in  Noidsaohsen  and  FnesUnd 
8.  193ff. 

Differenzierung.  Theorie  E.  Mayers 
von  der  lokalen  Differenzierung 
S.  232  ff. 

Dinu-ji  flicht,  im  Grafending  beiKönigs- 
banu  ünmdiage  8.  88ff.,  inludt 
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8.  123,  im  Goding  Grundlage 
8.  103ff.,  Inhalt  S.  I29ff.,  ins- 
besondere Teilnahme  der  Laien 
S.lMff.,  im  Sendgericht  des  Archi- 
diakons^iül  ff, desBischofs  S^lff., 
als  Bezeichnung  fürSiadtangebörig- 
keit  S.4alff. 
Dompropst  DasSendgericbt  S.Qlff., 
in  Magdeburg  8. 64|  in  Reppichau 

Drenthe.  Gerichtsorganisation  S.lä3  ff . 
Driberg.    Urkunde  über  das  ver- 
meintliche Schulzengericht  S.IÖS. 

E. 

Ebenburt  im  Erbrecht  im  Sachsen- 
spiegel S.2fiSff.,  im  Kontrollbilde 
S.  375 ff.,  in  der  altsächsischen 
Standesgliederung  S.  696 ff.,  bei 
den  Ministerialen  S.  225  ff. 

Edel.  Bedeutungsgeschichte  des 
Worts  8.  369 ff.  Der  „edle  Mann" 
im  Sachsenspiegel  S.  32&  Die 
Ansicht  Schröders  8.  (j75,  SQff- 

Eigentum  der  Ministerialen  8. 550 ff. 

Eingangsstelle  (Ssp.  Ldr.  L2  §  1—4) 
S.  SO, 

Erbrecht.  Ebenburt  im  Sachsen- 
spiegel S.  269  ff.,  im  Kontrollbilde 
8.  375,  in  der  altsächsischen 
Standesgliederung  8. 696ff. 

Erbzinsgüter  in  Anhalt  S.  283,  im 
Sachsenspiegel  8.  211L 

Erfindungshypothose,  hinsichtlich  der 
Gerichte  S.  20,  21»  hinsichtlich  der 
Schöffenbaren  S.  21  ff. 

Erzpriester  dos  Sachsenspiegels 
S.  66 ff.,  68. 

Eyke  von  Reppichau  S.  Ifi.  Familien- 
beziehungen zu  Magdeburg  8. 4L  ff. 

F. 

Fahnlehen.  Sprachgebrauch  des  Ssp. 
S.621ff.,  derfreienHcrren  S.629ff. 


Falkenstein,  Hoyer  von.  Beziehungen 
zu  Magdeburg  S.  ^  ff..,  St^tvogt 
in  Quedlinburg  S.  43  ff. 

Freiding,  Freigericht  Erklärung  des 
Ausdrucks  8. 116,  Verbreitung  in 
Ostfalen  S.2Sllf.,  2a7ff.,  identisch 
mit  Grafending  S.2S2ff. 

Freiding  in  Klein-Hersleben  8. 203 ff. 

Freie  Herren.  Angaben  des  Ssp. 
8. 521  ff.,  des  KontroUbUds  S.  516  ff. 
Theorien  S.  524  ff-  Heerschild 
S.  6 1 9  ff.  Fahnlehntheorie  S.  62 1  ff . 
Zusammenhang  mit  den  vassi  P.  M>  k 
Einbeziehung  in  den  Begriff 
„schöffenbar"  S.  312ff.  Unter- 
schied von  den  Edeln  S.  ällff. 

Freie  im  Sachsenspiegel  S.  326, 
Grafschaftsfreie  8.  279  ff. 

Freigelassene.  Erbunfähigkeit 
8.  äI5ff.    Vgl.  Libertinen. 

Freigrafen  in  Westfalen.  Verhältnis 
zu  den  Schulzen  Ostfalens  S.  183  ff. 
Königsbann  S.I^ff. 

Freigüter  8.  lülff. 

—  der  späteren  Zeit,  in  Hildesheim 
S.  279ff  ,  in  Anhalt  S.  284 ff.,  in 
Ostfalen  überhaupt  8.  ^ff. 

Die  Freiheitstheorie  des  Sachsen- 
spiegels S.  515 ff.,  der  altsäch- 
sischen Standesgliederung  S.650ff. 

Freilassung  der  Ministerialen  S.  264, 
65,  332  ff. 

—  zu  Ministerialenrecht  8.  720,  2L 
Fremdlinge.     Ständische  Stellung 

8.  568  ff. 

Frilingsstellen,   neue   8.  518»  19. 

Zusammenfassung  S.  678  ff. 
Fronbote.   Stand  S.  ^It 

a. 

Genehmigung  der  Landveräoßerung 

durch  den  Grafen  8.  Ü4ff. 
Oerichtsfristen  des  Sachsenspiegels 

8.  mff. 
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Gerichtstheorie  der  Hanptstände  des 
Sachsenspiegels  S.  550  ff. 

Goding.  Gerichtsgemeinde  S.  IQitt. 
Zuständigkeit  S.  IIS  ff. 

—  Erste  Gedinge  und  Zwischen- 
gerichte S.  12dff.  Ursprung  des 
Ausdrucks  S.197,  der  Sache  S.761. 
Der  Grafen  Godinge  S.  HL 
Godingsbuße  S.  167. 

Gograf.  Zuständigkeit  für  Ungericht 
S.  132  ff.  Die  Rüge  im  Goding 
S.  13flff. 

(fOgrafenstelle  (Ssp.  Ldr.  I,  55 — 57} 
S.  145ff. 

Gespräche  in  Drenthe  S.  133* 

Graf.    Wortbedeutung  S.  182  ff. 

Grafschaft  als  Streubezirk  in  An- 
sehung der  DingpfUcht  8.  93  ff. 

Der  Grafschaftsschulze  §  U  S.  178 ff . 

H. 

Hand.  Bezeichnung  für  Lehnsstufe 
S.  771  ff. 

Handlungsfristen  8.  121  ff. 

Hantgem  al  im  Sachsenspiegel  S.  üül  ff. , 
außerhalb  Sachsens  S.  503,  4. 

Harsleben  im  Harzgan.  Schulzen- 
ding =  Freiding  daselbst  S.  203 ff. 

Harzgau.  Die  liberi  dos  Harzgaus 
S.  343  ff. 

Harzgau.  Gogericht  1270  S.  157  ff. 
Harzgaa.    Goding  daselbst  S.  III, 

158.    Schulzending  und  Freiding 

S.  222  ff. 

Hauptgliederung  uud  Unterklassen 
im  Sachsenspiegel  S.2fi2  ff.  Wirk- 
hchkeit  S.  489  ff.  Existenz  in  den 
Marken  S.  404  ff. 

Heersch  ild.  Voraussetzung  S.  538  ff., 
der  Schöffenbaren  S.  602—13. 

Heerschildordnung  und  Heerschuld 
S.  426,  2L 

Heersteuer  S.  422. 


Heersteuerhypothese.  Zusammenhang 

mit  der  Deutung  der  Pfleghaften 

a.  413ff.   Kritik  8.  438. 
Höflingen -Zeven.    Die  Dienstleute 

des  Klosters  S.  72L  28. 
Heimfallsrccht  an  dem  Gute  der 

Pfleghaften  (Bieigelden)  8.  22Sff. 
Hüdesheim.    Besitzverhältnisse  der 

Bauern  in  späterer  Zeit  S.  222  ff. 
Hildesheim.    Goding  8.  112. 
Hofämter  der  Ministerialen  8.718ff. 
Hoyer  von  Falkenstein.  Beziehungen 

zu  Magdeburg  8. 42,  43^  Stadtvogt 

in  Quedlinburg  8.  43  ff. 

L 

Ilsenburg.  Godingsurkunde  8.  107. 

ingenuus.  Glossen  S.  398.  Äqui- 
valenz für  edel  daselbst  S.  322  ff. 

Innerung  des  Erben  mit  22  Mann 
S.  lOGj  LU  (432.  596). 

Innerungsrecht  des  Richters  8. 94  ff. 

J. 

Jamundlinge  8.  667. 

IL 

Kölner  Erkundigung.  Bedeutung  für 
die  Zuständigkeit  des  Gogerichts 
8.  163,  für  die  Hypothese  der 
Banuleihe  S.  782ff. 

Kolonistengerichte.Felilendes  Königs- 
banns 8. 176,  2-  Gegensats  gegen 
das  Schulzend tng  des  Sachsen- 
spiegels 8.  24üff. 

Königszins  S.  423  ff. 

Konsens  des  Grafen  zur  Landver- 
äußerung S.  24ff . 

Landdekan  in  Magdeburg  8.  62  ff. 
Laßgut  in  Anhalt  8.  284 ff.,  gleich 

ZinsgutdesSach8enspiegel88.291ff. 

Etymologie  Anlage  2  8.  810ff. 
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Latten.    Godingspflicht  S.  IMÜ. 
Lauenrode.  liberi  daselbst  S.  35üff. 
Leihestelle  des  Landrechts  (III  52 

§2—3)  S.  73ff.,  IM  ff. 
—  desLehnrecht8(71  §2—3)  8. 73  ff. 
Leragau.   liberi  daselbst  S.  350ff. 
Libertinen  zur  Zeit  der  altsächsischen 

Btandesgliedenmg  S.  650ff.,  666 ff. 
Libcrtmentheorie  der  Ministerialen 

S.  112ff. 
Loiting  in  Drenthe  S.  133. 

M. 

Markgraf  ;  Bingen  zu  eigenen  Halden 
a  7A1Ü. 

Marktschulzo  S.  2 17  ff.   Dingen  bei 

Königsbann  S.  22Öff.  Gewedde 

8.  744. 
Meierdingsgöter  S.  278,  79. 
Meiergüter  S.  22S± 
Ministerialentheorie,  der  8chöffen- 

baren  8.  21  ff.,  33ff.,  547 ff. 
Mnemotechnik    im  Sachsenspiegel 

8.  32  ff. 

Mundialtbeorie  hinsichtlich  der  stän- 
dischen Stellung  der  Stadtbüi^er 
8.  487ff. 

Mundlinge  und  Jidiniätcrialeu  S.  709  ff. 

Neutralitätstheorie  hinsichtlich  der 
ständischen  Stellung  der  Stadt- 
bürger 8.  iSÜ. 

nobilis.   Glossen  8.  31^ 

Notrichter  S.  146ff. 

0. 

Okkasionelle  Bedeutung  eines  Wortes 
8.  313. 

P. 

Parochi  der  Würzburger  üiluiiden 

S.  BAL 
Pfalzgrafentheorie  8.  28. 


Pflegbafte.  Identit&t  mit  Bicrgelden 
8.  ÜB.  Bedeutung  von  picge  im 
Sachsenspiegel  S.  419.  plege  als 
StadtpfUcht  S.  455.  Beziehung  der 
Pfleghaften  zum  Scholzengerichte 
8.  üZff.  Die  Walkenrieder  Fund- 
stelle 8.  i22ff. 

Plege.  Bedeutung  im  Ssp.  8. 41 9  ff., 
als  Bezeichnung  für  Stadti^flicbt 
8.  455  ff. 

B. 

Reichsschöffen  der  Vorrede  S.  Mff. 
Reppichau.    Eyke  von  R    8.  16. 

Beziehungen  zu  Magdeburg  S.41ff. 
Die  Rittertheorie  der  Schoffenbaren 

8.  537  ff. 
Rüge  vor  dem  Goding  8.^ 

& 

Sattelhof  S.  ^  Anm.  1  und  Nach- 
trag dazu. 

Schöffe  gleichbedeutend  mit  schöf- 
fenbar 8.  324  ff.,  336,  822  ff. 

Schöffenbare.  Etymologie  Anlage  3 
S.  823ff.  Bedeutung  im  Sachsen- 
spiegel 8. 307.  Fundstellen  außer- 
halb des  Sachsenspiegelf?  S.  323. 
Wesen  des  Standes  S.  5 15  ff. 

Schöffenbarfrei.  Quellenwidrigkeit 
des  Auadrucks  8.  558,  59. 

Schöffen  barkeit  der  Ministerialen 
8.  256  ff. 

Schöffonstuhl.  Erbüchkeit  2äi  ff- 
Schöningen.  Goding  daseibat  6. 109. 
Scbultheißtum   in   der  Leihestdle 

Landr«chts  8.  74  ff. 
Schulze.  Wortbedeutung  S.lfiL  Der 

Grafsohaftsschulze  %  lA  S.  IIS  ff. 

Der  Marktschulze  8. 217  ff. 
Schulzending   des  Sachsenspiegels. 

Allgemeine  Anhaltspunkte  S.  TOff. 

Entscheidung  S.  242 ff. 
SchulzengerichtderKolonisten  S.24ßft 
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Sedelhof  S.  2^  Anm.  I  und  Nach- 
trag dazu. 

Seehausen,  Grafschaft,  Veräußemog. 
Ooding  daselbst  S.  157  ff.,  Schulze 
212  ff.,  Grafschaf tsbauem  363,  64. 

Sendbar.  Etymologio  und  Bedeutung 
S.  388  ff. 

Sendgericht  des  Archidiakons  in 
Sachsen  S.  ö^ff. 

—  des  Dompropstes,  des  Bischofs 
in  Ostfalen  8.  380 ff. 

Soest,  Landbezirk.  Godingsfristen 
S.  128.  Zuständigkeit  des  Godings 
S.  165. 

Sprechakzent  bei  der  Auslegung  des 
Spiegels  SJ9.  Anwendungen  S.150, 

155,  774. 
Stadtbürger,     ständische  Stellung 

S.  4ISff. 
Stadtpflicht  S.  452ff. 
Stadtrecht  im  Sachsenspiegel  S.49ff. 

Angeblicher  Widerspruch  mit  dem 

Hechte  des  Spiegels  S.  48ff. 
Stadtschulze  S.  212  ff.    Dingen  bei 

Königsbann  S.  226  ff- 
Stammgut.    Schöffenstuhl   S.  252, 

bei  den  Schöffenbaren  S.  503  ff. 

Stammgutstheorie  der  freien  Herren 

S.  587.  ÜÖ. 
StandesgUederung.    Begriff  S.  266, 

des  Sachsenspiegels  im  allgemeinen 

S.  267j  altsächsische  S.  642  ff. 
Stiftsvogtei.     Spiegelbild     S.  143. 

Entbehrlichkeit  des  Königsbanns 

S.  168ff. 
Subordinationsstellen  S.  Qiit. 
aynodalis = sendbar.  Etymologie  und 

Bedeutung  S.  3^ff. 

T. 

Taufbezirke  im  Nordwesten  S.  192. 
Textrezensionen  beim  Sachsenspiegel 
S.  LL 
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U. 

Übertritt  der  Yollfreien  in  die  Mini- 

sterialität  S.  3(Mff. 
Unechte  Kinder,  ständische  Stellung 

S.  567  ff. 

Usuelle  Bedeutung  eines  Wortes 
S.  313. 

T. 

Vallstedt.  Godingspflicht  der  Laten 
S.  108. 

Yassi.  Zusammenhang  mit  den  freien 
Herren  S.  640. 

Verfestung  im  Godinge  S.  135,  1-^7. 

Vögte  der  Kolonisationsgebiote  — 
Dingen  ohne  Königsbann  S.  176, 77. 

—  der  Stifter.  Spiegelbild  S.  143. 
Entbehrlichkeit  des  Königsbanns 
S.  168ff.  Gewette  S.  124.  Bann- 
leihe S.  TßSff. 

Vorbehaltsministerialen  S.  üüüff. 

W. 

Wahltheorie  des  Spiegels  B._2L 
Wanderverfahren    im  Köni^bann 

S.  126j  im  Godingo  S.  122  ff. 
Warberg.   Gerichtsbarkeit  S.  lQ9ff., 

IßQff. 

Wergeid  und  Buße.  Unterschiede  im 
Kontrollbilde  S.378.  bei  der  altsäch- 
sischen StandesgUederung  S.  685  ff. 

Wobeke.   Goding  daselbst  S.  lOlK 

Z. 

Zahlenmystik  S.  28  ff. 

Zahlonverhältnisse  hinsichtlich  der 
Schöffenbaren  Si.  569. 

Zeit  der  Abfassung  des  Sachsen- 
spiegels S.  12ff. 

Zeugenlisten.  Wechsel  des  Klassi- 
fikationsprinzips im  13.  Jahrhundort 
S.  3Ö4ff.  Fehlen  des  Wechsels 
im  iL  Jahrhundert  S.  626  ff. 

Zusätze  zum  Sachsenspiegel  S.  IL 


Uuchdrackerei  dos  Waisonbausci  zu  IlaUo  a.  S. 


Skizze  Ostfalens'' 

nach  der  Gaukarte  in  Spruaer  und  Menke,  Hist.  Handatlas  Na  33. 


Signatur  der  i^'reidinge« 

No.  1.  Frd.  zu  Ilten  Af  (Text  S.  2S0  Anm.  2). 

No.  2.  Frd.  zu  HoliensammeLn  £f  (Text  S.  280  Anm.  3). 

No.  3.  Frd.  zu  Bethmar  Bf  (Tezf  S.  280  Anm.  4). 

Xo.  4.  Frd.  zu  Emmerke  Ag  (Text  S.  280  Anm,  5). 

No.  5.  frd.  zu  Burgdorf,  Qau  Flutwide  Ae  (Text  S.  2S1  Anm.  Ij- 

No.  6.  Frd.  zu  Winzenburg  Bh  (Text  8.  281  Anm.  1). 

No.  7.  Frd.  zu  Eilensen  Ali  (Text  S.  287  Anm.  1). 

No.  8.  Frg.  zu  Weetenhof  und  Ctlve  Bi  (Text  S.  287  Anm.  l), 

No.  9.  Frd.  zu  Sickte  Cg  (Text  S.  288  Anm.  1). 

No.lO.  Frd.  zu  Ki.  Harsleben  Di  (Text  S.  202  ff.,  insbeö.  S.  208), 


*  Diese  Skizze  toll  Dor  voriäu%  orientieren  und  «Ias  AafsaclMO  ist  «ichu^tos 
OrtUchkoittn  «oT  gtoMierai  Karten  «riticktitni. 
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Yflrlaf  Ton  Kax  H iaiiii7«r  In  Halls  «.  8. 


Brtinneck,  W.  von.  Siziliens  mittelalterliche  Stadtreclite  nach  alteü  Dni.  ken 
und  Hand8chrift«n  mit  einer  Emleitung  herausgegeben  und  dem  Inhalte 
nach  systematisch  dargestellt    1881.   gr.  8.  Ji20,— 

Caro,  Oeoig,  Genua  und  die  HScbte  am  Mittelmeer  1257—1311.  Ein 
Beiti^ig  zar  Oescbichte  des  XIIL  Jabihimderts.  2  Bde.  1885—99.  8. 

  22,- 

Festjrahp  i'T  juristischen  Fakultät  in  der  vereinigteii  Frit'-inMi<- Universität 
Halle -Wittenberg  für  Heinrich  Derabuig  zum  4.  April  1900.  1900.  gr.  a 

Daraus  einzeln: 

Fittint?,  H'-rni..  Lietrt  in  der  Trozeßvollmaoht  die  Ermäohti::ung  zur 
Abgabe  und  zum  Knipfange  einer  Aufrechnungserkiarung'/  Jk  0,5<.) 
Heck,  Philipp,  Die  Biergeldon,  2.2() 
Lästig,  Gustav,  Die  Auflösung  der  kaufmännischen  Gesellschaften. 

1,60 

Stammler,  Kudolf,  Die  Einrede  aus  dem  Rechte  eines  Britten. 

  J^2,m 

Festgabe  zu  Bernhard  Windscheids  50  jährigem  Bdrtorjnbiläom.  Zwei 
Abhandinngen  von  Prof.  Dr.  Rudolf  Stammler  und  Prof.  Dr.  Tbeod. 
Kipp.   1889.  gr.8.  J$%— 

I.  Über    die  Hethode   der  geschichtlichen  Kechtstheorie  von 
B.  Stammler. 

II.  Erörterungen  zur  Geschichte  des  römischen  CiTÜprozeeaea  und 
des  Interdictum  quorum  bonorum  von  1%.  Kipp. 

FeKtgabe  dt  i  juiii>li;»cheii  Fakultät  der  vereinigten  Fiiedi  i<  h- - I  niN  .■r>it;ii 
IJalle- Wittunberg  für  llermano  Fitting.    Zum  27.  Oktober  r.<02. 
im    gr.  8».  lb,iMj 
Daraus  einzeln: 

Briinnt'ck,  Willielm  von,  Djo  Verbiadimg  des  Kircheuj>ationat> 
mit  dem  Archidiakonat  im  Norddeutschen,  insonderheit  mecklonb.- 
ponunurschen  Kircbenrecht  des  Mittelalters.  \pQ 

Hollander,  Heinrich  von,  Über  den  Animus  im  Recht  des  Be- 
sitzes der  Römer.  Ji  1,20 

Lästig,  Gustav,  Der  Gewerbetreibenden  Eintragungspflicht  zum 
Handelsregister  und  Beitragspflicht  zur  Handelskaromer  und  Hand- 
werkskammer. 3,00 

Loening,  Edgar,  Die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  Staaten  und 
Souveriine.  Jt  4,80 

Rehm  e,  Paul,  Die  Geschichte  des  M ünohener  Gniodbucbea.   Ji  2«40 

Stammler,  Rudolf,  Zur  Lehre  von  der  uagerechtfertjgten  Be- 
reicbeiung  nach  dem  Büigerlichen  Oesetzbudi.  1,20 

Stein,  Friedrich.  Über  die  Voraussetzungen  des  Rechtsachutzes, 
insbesondere  bei  der  VemrteUungeklage.  ,M  4,50 


üiyiiizeü  by  Google 


Verlag  von  Max  Niemeyer  in  Halle  a.  S. 


Gotbein,  Eberhard}  Ignatiutt  vou  Loyola  und  die  Uegeiireformation.  1895.  8. 

15,— 


Heck,  Philipp,  Beiti%c  zur  Oeschiehto  der  Stände  irn  Mittelalter.    Teil  1: 
Die  Oemeiafreien  der  Karoliugischeo  Yolisrechte.   1900.  gr.  8.  Ji  12, — 


Heldnunm«  Kail,  Der  Eölngaa  und  die  dvltaB  Köln.  Historisch -geogra- 
phische  Untereuohnogen  iiber  den  ür&pniog  des  deutschen  Stftdtewesens. 
Hit  geographischem  Index  und  einer  Karte.  1900.  8.  Jt  6,— 


Ueldmann,  Karl,  Die  Rolandsbilder  Deutschland):»  io  300  Jähriger  Forschung 
und  nach  den  Quellen.  Beiträge  zur  Geschichte  der  mittelalterlichen  Spiele 
und  Fälschungen.  Hit  4  Abbildungen  in  Lichtdruck.  1904.  8.   Jl  t»,  ~ 


Lieber  man  II,  i. ,  Die  Gesetze  der  Au^clsachseu.    Herausflöge  l»en  im  Auf- 
trage der  Saviguy-JStiftuiig.    Bd.  1.    1903.    4.  Kart.      32, — 


Uebemiaiui)  F.,  Consiliatio  Cnuti.  Eine  Übertragung  angelsfichsischer  Ge- 
setze aus  dem  XIL  Jahrhundert.  Zum  ersten  Haie  berausgegebeo.  1893. 
gr.  a  J$  1,20 


Liebermann,  F.,  Über  die  ieges  Anglonim  saeculo  XIII.  ioeunte  Londooiis 
ooileotse.   1894.  gr.8.  JUS.— 


Liebermanu,  F.,  Uber  die  legeü  Edwardi  confos-soris.  18ü6.  gr.  8.  3,00 


Liebennam,  F.,  Über  Pseudo-Gnnts  constitutiones  de  foiesta.  1894. 
gr.  8.  1,60 

LieberBana,  F.,  Quadripartitus.  Ein  englisches  Rechtsbuch  von  1114. 
Nachgewiesen  und,  sc  weit  bisher  unge^ruckt,  herausgegeben.  1891. 
gF.  8.  J$  4.40 

IiQniag,  i^dgar.  Die  Kepräfientativ Verfassung  im  XIX.  Jahrhundert.  Rede 
sum  Antiitt  des  Kektorata  der  kgl.  vereinigten  Friedrichs- Universität 
Halle -Wittenberg.   Gehalten  am  12.  Jali  1699.    1899.   gr.8.     Jt  U— 


Herkeif  Joh.,  Über  den  Konkurs  der  Aktionen  nach  römischem  Privatrecht. 
1877.  8.  Jf^3,60 


Digitized  by  Google 


Verlskg  von  Max  Ifieinej^er  in  Halle  a.  S. 


Perniee,  Alfred,  Labeo.  Römieoh^s  Pri¥atrocbtim  eisten  Jahrhundert  der 
Kaiserseit  H.Bd.  Abtlii.n.  l.Hi]fteii.in.Bii.  ARI.  1893—1900.  B, 

  ^28,— 

Saeknr«  Emst,  Die  GoniaeenBer  in  ihrer  kirchlichen  und  ellgemein- 
geschichtUcben  Wirksamkeit  bis  zur  Mitte  des  XI.  Jahilrandefts.  2  Bde. 
1892- ai.    ^.  .^22,— 

•  Sibyllinische  Toxi"  nml  Forschungen.  PBendomethodins,  Adso  nnd  die 
tiburtinische  Sibylle.   1898.  8.  J$  6,— 


Sebwedler,  Gktstav,  Das  Gridschen  der  Sobnldverhähnieee  durch  Vereini- 
gung von  liecbt  und  Verbindliobkeit  nach  burgerliobem  Becbte.  18^. 
8.  _____  Jl4^ 

Ton  Seeler,  Wilhelm,  Zur  Lehre  ven  der  KonveDtionaletmf e  nach  römischem 
Recht.   1891.  gr.  8.  JK  2,80 

Ton  Seeler,  Wilhelm,  Die  Lehre  vom  Miteigentum  nach  romischem  RfK^ht. 
1896.   a    Ji4,— 

von  Seeler,  Wilhelm,  Pas  Mit.  igentum  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzhuf  h 
für  das  DeutHcbe  Reich.    1899.   a  Jf  2,80 


Sokolowski,  Paul,  Die  MAndatsbüT^gschaft  nacb  rdmisobem  und  gemainem 
Recht  unter  Beräcksichti^rung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Oeeets- 
buches  für  das  Deutsche  Reich.   1891.  B.  Jt  2,80 


Sokoiowski,  r^aul,  Die  PhiloJsOj  hio  im  Pri\ atipr^ht  Sacbbogriff  ur  !  l\.',r<».  r 
ir)  der  klassiüchen  JuriapniUtinz  uud  der  modernen  Gesetzgebung.  HK)2. 
gr.  8.    16,— 

Stammler,  K'udt»Jf ,  Die  PeUeutimp  des  deutsehen  hürgerlichen  Oesety.buches 
für  den  Koitsrhritt  der  Kultur.  Rf»do  zur  Feier  des  < lrl»urrst7iges 
Sr.  Majestät  dos  Kaisers  am  27,  .lauuar  IDOO  in  der  Aula  der  vereinigten 
Friedrichs- Uuivei-sitiit  ILüle- Witten l>erg  gehalteo.  1900.  gr.  S.     ^  1,20 


Statuten,  Die,  des  dentsehen  Orden».    Nacb  den  ältesten  Handschriften 
berausgef^ben  von  Max  Perlbacb.  1890.  4.  30, — 


Budbdraek«i«i  d«B  WatoealuntMS  in  Ball«  *.  8. 


Digitized  by  Google 


b8d094689684a 


Digitized  by  Coogl 


.«.•■1 


B89094689684A 


Digitized  by  Google 


